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Vorwort 


M. Webers politiſche Schriften ſind inſofern ſchon „Geſchichte“, 
als ſie zu den Problemen einer Epoche Stellung nehmen, die 
durch den Weltkrieg und die ihm folgende Revolution heute als zu 
Ende gelebt erſcheint. Aber die gegenwaͤrtigen politiſchen Daſeinsformen 
ſind muͤhſam auf einem Truͤmmerhaufen errichtet und tragen in manchem 
den Stempel des Notbehelfs. Niemand kann wiſſen, ob nicht die kom⸗ 
mende Generation, wenn ihr ein Aufſtieg beſchieden iſt, den Faden der 
Entwicklung wieder da anknuͤpft, wo ihn der nationale Zuſammenbruch 
abgeriſſen hat. Dann koͤnnte auch der Inhalt dieſes Buches wieder 
aktuelle Bedeutung gewinnen. 

Wie dem auch ſei: der Verfaſſer wollte mit dieſen Schriften der 
Forderung des Tages dienen, aber ihre Wirkung iſt nicht an die Ver⸗ 
gaͤnglichkeit der Tage, fuͤr die ſie geſchrieben waren, gebunden. Als 
Quelle der Schulung des politiſchen Denkens unfrer Nation wird ihnen 
fuͤr Generationen lebendige Kraft innewohnen. Denn ſie ſind mit dem 
kuͤhlen Kopf eines ſcharfſinnigen Denkers, der jederzeit Augenmaß fuͤr 
das der deutſchen Politik Erreichbare und Notwendige hatte, geſchrieben 
und zugleich mit dem Herzblut eines leidenſchaftlichen Deutſchen, dem 
die Größe feiner Nation und die Beſonderheit ihres Weſens und ihrer 
Aufgaben an jedem Tage ſeines Lebens ein unbezweifelbarer Wert 
war. 

Die Sammlung politiſcher Briefe iſt vorläufig unvollftändig, da ihr 
Aufſpuͤren naturgemaͤß Schwierigkeiten bereitete. Immerhin werden 
die vorliegenden Dokumente, deren Veroffentlichung die Empfänger 
freundlichſt geſtattet haben, das Bild des Politikers durch einige charakte⸗ 
riſtiſche und lebendige Züge vervollſtaͤndigen. 


Münden, im Oktober 1920 
Marianne Weber 


Be Google 


Der Nationalſtaat und die Volkswirtſchaftspolitik 
(Akademiſche Antrittsrede) 


Vorbemerkung 


No die Zuſtimmung, ſondern der Widerſpruch, welchen die nach— 
ſtehenden Ausfuͤhrungen bei vielen ihrer Hoͤrer fanden, veranlaßten 
mich, ſie zu veroͤffentlichen. Sachlich Neues werden ſie Fachgenoſſen 
wie andern nur in Einzelheiten bringen, und in welchem ſpeziellen Sinn 
allein ſie den Anſpruch auf das Praͤdikat der „Wiſſenſchaftlichkeit“ er⸗ 
heben, ergibt ſich aus der Veranlaſſung ihres Entſtehens. Eine An— 
trittsrede bietet eben Gelegenheit zur offenen Darlegung und Recht— 
fertigung des perſoͤnlichen und inſoweit „ſubjektiven“ Standpunktes bei 
der Beurteilung volkswirtſchaftlicher Erſcheinungen. Die Ausfuͤh— 
rungen S. 20—23 hatte ich mit Ruͤckſicht auf Zeit und Hoͤrerkreis fort: 
gelaſſen, andere moͤgen beim Sprechen eine andere Form angenommen 
haben. Zu den Darlegungen im Eingang iſt zu bemerken, daß die Vor— 
gänge hier naturgemäß weſentlich vereinfacht gegenüber der Wirklichkeit 
dargeſtellt werden. Die Zeit von 18711885 zeigt in den einzelnen 
Kreiſen und Gemeinden Weſtpreußens keine einheitlichen, ſondern 
charakteriſtiſch wechſelnde Bevoͤlkerungsbewegungen, die keineswegs 
durchweg ſo durchſichtig ſind wie die herausgegriffenen Beiſpiele. Die 
Tendenz, welche an dieſen zu veranfchaulichen verfucht iſt, wird in anderen 
Faͤllen durch andere Momente durchkreuzt. Darauf werde ich demnaͤchſt 
ausfuͤhrlicher an anderem Ort zuruͤckkommen. Daß die Reſultate, welche 
dieſe Zahlen bieten koͤnnen, auf unſichereren Füßen ſtehen als diejenigen, 
welche die verdienſtlichen Veroͤffentlichungen mehrerer Schuͤler Neu— 
manns uns uͤber die Nationalitätsverhaͤltniſſe in Poſen und Weſtpreußen 
geliefert haben, liegt auf der Hand. Aber in Ermangelung korrekten 
Materials muͤſſen wir uns vorerſt mit ihnen begnuͤgen, zumal die Er— 
ſcheinungen, welche ſie veranſchaulichen, uns in ihren Hauptzuͤgen be— 
reits aus den laͤndlichen Enqueten der letzten Jahre bekannt find. 


Freiburg, Mai 1895 
Max Weber 
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ie Faſſung meines Themas verſpricht weit mehr, als ich heute halten 

kann und will. Was ich beabſichtige, ift zunaͤchſt: an einem Bei- 
ſpiel die Rolle zu veranſchaulichen, welche die phyſiſchen und pſychiſchen 
Raſſendifferenzen zwiſchen Nationalitäten im oͤkonomiſchen Kampf ums 
Daſein ſpielen. Daran möchte ich einige Betrachtungen über die Stel⸗ 
lung der auf nationaler Grundlage ruhenden Staatsweſen — wie es 
das unfrige iſt — im Rahmen der volkswirtſchaftspolitiſchen Betrachtung 
knuͤpfen. — Ich waͤhle fuͤr jenes Beiſpiel einen Kreis von Vorgaͤngen, 
die drtlich fern von uns ſich abſpielen, aber feit einem Jahrzehnt die 
oͤffentliche Aufmerkſamkeit wiederholt erregt haben — und bitte Sie, 
mir in die Oſtmarken des Reiches, auf das platte Land der preußiſchen 
Provinz Weſtpreußen zu folgen. Dieſer Schauplatz verbindet die 
Eigenſchaft eines nationalen Grenzlandes mit ungewoͤhnlich ſchroffen 
Unterſchieden der oͤkonomiſchen und ſozialen Exiſtenzbedingungen, und 
dies empfiehlt ihn fuͤr unſeren Zweck. Ich kann leider nicht umhin, Ihre 
Geduld zunäͤchſt für eine Reihe trockener Daten in Anſpruch zu nehmen. 

Die Provinz umſchließt in ihren Landdiſtrikten Gegenfäße von dreier⸗ 
lei Art. 

Zunaͤchſt außerordentliche Verſchiedenheiten in der Güte des Acker⸗ 
bodens: — von den Zuckerruͤbenboͤden der Weichſelebene bis auf die 
ſandige kaſſubiſche Hoͤhe liegen Unterſchiede in der Steuerreinertrags⸗ 
ſchaͤtzung um das 10: und 20 fache. Selbſt die Kreisdurchſchnitte ſchwanken 
zwiſchen 4½% und 33%, Mk. pro ha. 

Gegenſaͤtze ferner in der ſozialen Schichtung der Bevoͤlkerung, die 
dieſen Boden bebaut. Wie im Oſten uͤberhaupt, kennen auch hier die 
amtlichen Aufnahmen neben der „Landgemeinde“ eine zweite, dem Suͤ— 
den unbekannte Form der kommunalen Einheit: den „Gutsbezirk“. Und 
dementſprechend heben ſich im Landſchaftsbilde zwiſchen den Doͤrfern 

der Bauern die Ritterguͤter ab, die Sitze der Klaſſe, welche dem Oſten 

ſein ſoziales Gepraͤge gibt: der Junker —, Herrenhoͤfe, umgeben von 
den einftödigen Katen, welche der Gutsherr nebſt Ackerſtuͤcken und 
Weide den Tageloͤhnern anweiſt, die das Jahr uͤber zur Arbeit auf dem 
Hofe verpflichtet ſind. Etwa je zur Haͤlfte iſt die Flaͤche der Provinz 
zwiſchen beide verteilt. Aber in den einzelnen Regionen ſchwankt der 
Anteil der Gutsbezirke von wenigen Prozenten bis zu ½ der Fläche 
der Kreiſe. 

Endlich innerhalb dieſer dergeſtalt in zweifacher Art ſozial geſchichteten 
Bevoͤlkerung der dritte Gegenſatz: derjenige der Nationalitäten. Und 
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auch die nationale Zuſammenſetzung der Bevoͤlkerung der einzelnen 
Gemeindeeinheiten iſt regional eine verſchiedene. Dieſe Verſchiedenheit 
iſt es, welche uns intereſſiert. Dichter wird das Polentum zunaͤchſt 
— natuͤrlich — mit Annaͤherung an die Grenze. Es nimmt aber ferner, 
wie jede Sprachenkarte zeigt, zu mit abnehmender Guͤte des Bodens. 
Das wird man — nicht uͤberall mit Unrecht — zunaͤchſt hiſtoriſch er— 
klaͤren wollen aus der Art der deutſchen Okkupation, welche zuerſt das 
fruchtbare Weichſeltal uͤberflutete. Allein wenn man nun weiter fragt: 
welche ſozialen Schichten find auf dem Lande die Träger des Deutſch— 
tums und des Polentums? — ſo zeigen uns die Ziffern der bisher zu⸗ 
letzt publizierten!) Bevoͤlkerungsaufnahme von 1885 ein merkwuͤrdiges 
Bild. Aus dieſer Aufnahme koͤnnen wir zwar die nationale Zuſammen⸗ 
ſetzung der Gemeinden nicht direkt, wohl aber — wenn wir uns mit 
einer nur annaͤhernden Richtigkeit der Ziffern zufrieden geben — in⸗ 
direkt entnehmen: durch das Mittelglied der Konfeſſion, die innerhalb 
des fuͤr uns in Betracht kommenden national gemiſchten Gebietes mit 
der Nationalität bis auf wenige Prozente zuſammentrifft. Scheiden wir 
die oͤkonomiſchen Kategorien der Bauerndoͤrfer und der Ritterguͤter in 
den einzelnen Gegenden, indem wir ſie, gleichfalls ungenau, mit den 
Kommunaleinheiten?) der Landgemeinden bzw. Gutsbezirke identifi⸗ 
zieren, ſo zeigt ſich, daß ſie ſich je nach der Bodenguͤte in bezug auf ihre 
nationale Zuſammenſetzung entgegengeſetzt voneinander verhalten: 
in den fruchtbaren Kreiſen ſind die Katholiken, d. h. die Polen, relativ 
am ſtaͤrkſten auf den Gütern, und die Evangeliſchen, d. h. die Deut⸗ 
ſchen, in den Doͤrfern zu finden — und gerade umgekehrt ſteht es in 
den Kreiſen mit ſchlechtem Boden. Faßt man z. B. die Kreiſe mit unter 
5 Mark Durchſchnittsſteuerreinertrag pro Hektar zuſammen, ſo ſind in 
den Doͤrfern nur 35,5%, auf den Guͤtern 50,2% Evangeliſche, nimmt 
man dagegen eine Kreisgruppe, welche 10 bis 15 Mark Durchſchnitts⸗ 
ſteuerreinertrag pro Hektar umfaßt, ſo ſind die Evangeliſchen in den 
Dörfern mit 60,7%, auf den Gütern nur mit 42,1% beteiligt. Wie 
kommt das? Warum ſind in der Ebene die Guͤter, auf der Hoͤhe die 
Dörfer die Sammelbecken des Polentums? Eins fieht man alsbald: 
die Polen haben die Tendenz, ſich in der oͤkono miſch und ſozial 

) „Gemeindelexikon“ Berlin 1887. 

) Für die ſoziale Schichtung iſt dieſe Verwaltungseinteilung dennoch charakteri⸗ 
ſtiſcher als die Zugrundelegung der Betriebsverteilung. In der Ebene find Gutes 
betriebe unter 100, auf der Hoͤhe Bauernbetriebe uͤber 200 Hektar nichts Seltenes. 
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niedrigſt ſtehenden Schicht der Bevoͤlkerung anzuſammeln. 
Auf den guten Boͤden, zumal der Weichſelebene, ſtand der Bauer in 
feiner Lebenshaltung ſtets uͤber dem Gutstageloͤhner, auf den ſchlechten 
Boͤden dagegen, die rationell nur im Großen zu bewirtſchaften waren, 
war das Rittergut der Traͤger der Kultur und damit des Deutſchtums, 
die kuͤmmerlichen Kleinbauern ſtehen dort in ihrer Lebenshaltung noch 
heute unter den Gutstageloͤhnern. Wuͤßten wir das nicht ohnehin — 
der Altersaufbau der Bevoͤlkerung ließe es uns vermuten. Steigt man 
in den Doͤrfern von der Ebene zum Hoͤhenruͤcken hinauf, ſo ſteigt der 
Anteil der Kinder unter 14 Jahren von 35—36%, mit abnehmender 
Bodenguͤte bis auf 40-41%, — und wenn man damit die Güter ver— 
gleicht, ſo iſt in der Ebene der Anteil der Kinder groͤßer als in den Doͤr— 
fern, ſteigt nach der Hoͤhe zu, aber langſamer als in den Doͤrfern, und 
bleibt auf derſelben hinter ihnen zuruͤck. Die große Kinderzahl heftet 
ſich hier wie uͤberall an die Ferſen der niedrigen Lebenshaltung, welche 
die Erwaͤgungen der Fuͤrſorge fuͤr die Zukunft erſtickt. — Wirtſchaftliche 
Kultur, relative Hoͤhe der Lebenshaltung und Deutſchtum ſind in 
Weſtpreußen identiſch. 

Und doch konkurrieren beide Nationalitäten ſeit Jahrhunderten auf 
demſelben Boden unter weſentlich gleichen Chancen miteinander. 
Worin iſt alſo jene Scheidung begruͤndet? Man iſt alsbald verſucht, an 
eine auf phyſiſchen und pſychiſchen Raſſenqualitaͤten beruhende Ver— 
ſchiedenheit der Anpaſſungsfaͤhigkeit der beiden Nationalitaͤten an die 
verſchiedenen oͤkonomiſchen und ſozialen Exiſtenzbedingungen zu glauben. 
Und in der Tat iſt dies der Grund, — der Beweis dafuͤr liegt in der Ten— 
denz, welche in der Verſchiebung der Bevoͤlkerung und der Nationali— 
täten zutage tritt und welche zugleich das Verhaͤngnisvolle jener verſchie— 
denen Anpaſſungsfaͤhigkeit fuͤr das Deutſchtum des Oſtens erkennen laͤßt. 

Es ſtehen uns zur Beobachtung von Verſchiebungen in den einzelnen 
Gemeinden allerdings nur die Zahlen von 1871 bis 1885 zum Vergleich 
zur Verfuͤgung, und dieſe laſſen uns den Anfang einer Entwicklung erſt 
undeutlich erkennen, die ſich ſeither nach allem, was wir wiſſen, außer— 
ordentlich verſtaͤrkt fortſetzt. Die Deutlichkeit des Zahlenbildes leidet ja 
uͤberdies naturgemaͤß durch die notgedrungene, aber nicht ganz genaue 
Gleichſetzung von Konfeſſion und Nationalitaͤt einerſeits, Verwaltungs— 
einteilung und ſozialer Gliederung andererſeits. Allein trotzdem ſehen 
wir das, worauf es ankommt, deutlich genug. — Die Landbevoͤlkerung 
der Provinz, wie diejenige großer Teile des Oſtens uͤberhaupt, zeigte 
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während des Zeitraumes von 1880—1885 eine Tendenz zur Abnahme: 
in Weſtpreußen betrug ſie 12 700 Koͤpfe, d. h., waͤhrend die Bevoͤlkerung 
des Reiches ſich um etwa 3¼ % vermehrt hat, verminderte fie ſich um 
1¼%. Auch dieſe Erſcheinung, wie die bisher beſprochenen, verteilt ſich 
aber ungleich: in manchen Kreiſen ſteht ihr eine Zunahme der Land: 
bevoͤlkerung gegenuͤber. Und zwar iſt die Art, wie ſich beide verteilen, 
recht eigentuͤmlich. Nehmen wir zunaͤchſt die verſchiedenen Boden— 
qualitäten, fo wird jeder vermuten: die Abnahme wird am ſtaͤrkſten die 
ſchlechteſten Boͤden betroffen haben, wo unter dem Druck der ſinkenden 
Preiſe der Nahrungsſpielraum zuerſt zu eng werden mußte. Sieht man 
ſich die Zahlen an, ſo zeigt ſich: das Umgekehrte iſt der Fall: gerade 
eine Reihe der geſegnetſten Kreiſe: Stuhm und Marienwerder z. B. mit 
rund 15—17 Mark Durchſchnittsreinertrag, hatten den ſtaͤrkſten Ab- 
fluß: 7—8%, während auf der Höhe die Kreiſe Konitz, Tuchel mit 
5—6 Mark Reinertrag mit die ſtaͤrkſte ſchon ſeit 1871 konſtante Ver: 
mehrung erlebten. Man ſucht nach Erklaͤrung und fragt zunaͤchſt: 
welche ſozialen Schichten ſind es, denen einerſeits jener Abfluß ent— 
ſtammte, und denen andererſeits dieſe Vermehrung zugute kam? Sieht 
man ſich die Kreiſe mit ſtarken Verminderungsziffern an, Stuhm, Ma: 
rienwerder, Roſenberg, ſo ſind es durchweg ſolche, in denen der große 
Grundbeſitz beſonders ſtark herrſcht, und betrachtet man nun weiter 
die Gutsbezirke der ganzen Provinz zuſammen, ſo kommen, trotzdem 
ſie 1880 auf derſelben Bodenflaͤche ohnehin eine um zwei Drittel ge— 
ringere Volkszahl aufwieſen als die Doͤrfer, doch faſt / der Vermin— 
derung der Landbevoͤlkerung, uͤber 9000 Koͤpfe, auf ſie allein: ihre Be— 
völferung hat um etwa 32/,% abgenommen. Aber auch innerhalb 
der Guͤter iſt dieſe Abnahme wieder verſchieden verteilt, teilweiſe fand 
Zunahme ſtatt, und wenn man die Gegenden mit ſtarker Abnahme der 
Gutsbevoͤlkerung ausſondert, ſo zeigt ſich: gerade die Guͤter auf guten 
Boͤden haben einen beſonders ſtarken Abfluß erlebt. 

Die Zunahme der Bevoͤlkerung dagegen, welche auf den ſchlechten 
Boͤden der Hoͤhe ſtattfand, iſt vornehmlich den Doͤrfern zugute ge— 
kommen, und gerade den Doͤrfern auf ſchlechten Boͤden am ſtaͤrkſten, 
im Gegenſatz zu den Dörfern der Ebene. Abnahme der Tageloͤhner 
der Guͤter auf den beſten Boͤden, Zunahme der Bauern auf den 
ſchlechten alſo iſt die Tendenz. Um was es ſich dabei handelt, und wie 
das zu erflären iſt, wird klar, wenn man ſchließlich auch hier fragt: wie 
ſich die Nationalitäten zu dieſen Verſchiebungen verhalten. 


11 


Das Polentum im Oſten ſchien in der erſten Hälfte des Jahrhunderts 
langſam und ſtetig zuruͤckgedraͤngt zu werden, feit den 60er Jahren 
aber iſt es, wie bekannt, ebenſo langſam und ſtetig im Vordringen bes 
griffen. Das letztere ergeben fuͤr Weſtpreußen die Spracherhebungen 
trotz ihrer mangelhaften Grundlagen doch auf das deutlichſte. Nun 
kann die Verſchiebung einer Nationalitaͤtengrenze auf zweierlei, grunds 
ſaͤtzlich zu ſcheidende Arten ſich vollziehen. — Einmal ſo, daß nationalen 
Minderheiten im national gemiſchten Gebiet Sprache und Sitte der 
Mehrheit allmaͤhlich oktroyiert wird, daß ſie „aufgeſogen“ werden. Auch 
dieſe Erſcheinung findet ſich im Oſten: ſie vollzieht ſich ſtatiſtiſch nach— 
weisbar an den Deutſchen katholiſcher Konfeſſion. Das kirchliche Band 
iſt hier ſtaͤrker als das nationale, Reminiſzenzen aus dem Kulturkampfe 
ſpielen mit, und der Mangel eines deutſch erzogenen Klerus laͤßt ſie der 
nationalen Kulturgemeinfchaft verlorengehen. Wichtiger aber und für 
uns intereſſanter iſt die zweite Form der Nationalitaͤtenverſchiebung: 
die oͤkonomiſche Verdrängung. — Dieſe liegt hier vor. Pruͤft man 
die Verſchiebungen des Anteils der Konfeſſionen in den ländlichen Ge: 
meindeeinheiten 1871 —1885, fo zeigt ſich: der Abfluß der Gutstage⸗ 
loͤhner iſt regelmaͤßig mit einer relativen Abnahme des Proteſtantismus 
in der Ebene, die Zunahme der Dorfbevoͤlkerung auf der Hoͤhe mit einer 
relativen Zunahme des Katholizismus verfnüpft!). Es find vornehm- 
lich deutſche Tageloͤhner, die aus den Gegenden mit hoher 
Kultur abziehen, es ſind vornehmlich polniſche Bauern, die 
in den Gegenden mit tiefem Kulturſtand ſich vermehren. 

Beide Vorgaͤnge aber — der Abzug hier, die Vermehrung dort — 
führen in letzter Linie auf einen und denſelben Grund zuruͤck: die nied— 
rigeren Anſpruͤche an die Lebenshaltung — in materieller teils, 
teils in ideeller Beziehung —, welche der ſlawiſchen Raſſe von der Natur 
auf den Weg gegeben oder im Verlaufe ihrer Vergangenheit angezuͤchtet 
ſind, verhalfen ihr zum Siege. 

Warum ziehen die deutſchen Tageloͤhner ab? Nicht materielle Gruͤnde 
ſind es: nicht aus den Gegenden mit niedrigem Lohnniveau und nicht 
aus den ſchlecht gelohnten Arbeiterkategorien rekrutiert ſich der Abzug; 
kaum eine Situation iſt materiell geſicherter als die eines Inſtmanns 


) Z. B. hatten die Gutsbezirke des Kreiſes Stuhm 1871—1885 einen Bevoͤlkerungs⸗ 
rüdgang um 6,7%, der Anteil der Proteſtanten an der chriſtlichen Bevoͤlkerung ging 
von 33,4 auf 31,3 zuruͤck. Die Doͤrfer der Kreiſe Konitz und Tuchel hatten + 8%, der 
Anteil der Katholiken flieg von 84,7 auf 86,0%. 
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auf den oͤſtlichen Gütern. — Auch nicht die vielberufene Sehnſucht nach 
den Vergnuͤgungen der Großſtadt. Sie iſt ein Grund fuͤr das planloſe 
Wegwandern des jungen Nachwuchſes, aber nicht fuͤr den Abzug alt⸗ 
gedienter Tageloͤhnerfamilien, — und warum erwacht jene Sucht ge⸗ 
rade da unter den Leuten, wo der Großbeſitz vorherrſcht, warum koͤnnen 
wir nachweiſen, daß die Abwanderung der Tageloͤhner abnimmt, je mehr 
das Bauerndorf die Phyſiognomie der Landſchaft beherrſcht? Dies 
iſt es: zwiſchen den Gutskomplexen der Heimat gibt es fuͤr den Tage⸗ 
löhner nur Herren und Knechte, und für feine Nachfahren im fernſten 
Glied nur die Ausſicht, nach der Gutsglocke auf fremdem Boden zu 
ſcharwerken. In dem dumpfen, halbbewußten Drang in die Ferne liegt 
ein Moment eines primitiven Idealismus verborgen. Wer es nicht zu 
entziffern vermag, der kennt den Zauber der Freiheit nicht. In der 
Tat: ſelten beruͤhrt uns heute ihr Geiſt in der Stille der Buͤcherſtube. 
Verblichen ſind die naiv freiheitlichen Ideale unſerer fruͤhen Jugend, 
und manche von uns ſind vorzeitig alt und allzu klug geworden und 
glauben, einer der urwuͤchſigſten Triebe der Menſchenbruſt ſei mit den 
Schlagworten einer niedergehenden politiſchen und wirtſchaftspolitiſchen 
Anſchauung zu Grabe getragen worden. 

Es iſt ein maſſenpſychologiſcher Vorgang: die deutſchen Landarbeiter 
vermoͤgen ſich den ſozialen Lebensbedingungen ihrer Heimat nicht 
mehr anzupaſſen. Über ihr „Selbſtbewußtſein“ klagen uns Berichte 
der Gutsherrn aus Weſtpreußen. Das alte patriarchaliſche Gutshinter⸗ 
ſaſſenverhaͤltnis, welches den Tageloͤhner als einen anteilsberechtigten 
Kleinwirt mit den. landwirtſchaftlichen Produktionsintereſſen unmittel⸗ 
bar verknuͤpfte, ſchwindet. Die Saiſonarbeit in den Ruͤbenbezirken for⸗ 
dert Saiſonarbeiter und Geldlohn. Eine rein proletariſche Exiſtenz ſteht 
ihnen in Ausſicht, aber ohne die Moͤglichkeit jenes kraftvollen Aufſchwungs 
zur oͤkonomiſchen Selbſtaͤndigkeit, welche das in den Städten örtlich zu⸗ 
ſammengeſchloſſene Induſtrieproletariat mit Selbſtbewußtſein erfüllt. — 
Dieſen Exiſtenzbedingungen ſich zu fuͤgen vermoͤgen diejenigen beſſer, 
welche an die Stelle der Deutſchen treten, die polniſchen Wanderarbeiter, 
Nomadenzuͤge, welche, durch Agenten in Rußland geworben, im Fruͤhjahr 
zu Zehntauſenden uͤber die Grenze kommen, im Herbſt wieder abziehen. 
Zuerſt im Gefolge der Zuckerruͤbe, welche den Landwirtſchaftsbetrieb in 
ein Saiſongewerbe verwandelt, treten ſie auf, dann allgemein, weil man 
an Arbeiterwohnungen, Armenlaſten, ſozialen Verpflichtungen ſpart, 
weil ſie ferner als Auslaͤnder prekaͤr geſtellt und deshalb in der Hand 
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des Beſitzers find. Der oͤkonomiſche Todeskampf des alten preußifchen 
Junkertums vollzieht ſich unter dieſen Begleiterſcheinungen. Auf den 
Zuckerruͤbenguͤtern tritt an die Stelle des patriarchaliſch ſchaltenden 
Gutsherrn ein Stand induſtrieller Geſchaͤftsleute, — und auf der Hoͤhe 
broͤckelt unter dem Druck der landwirtſchaftlichen Notlage das Areal der 
Guͤter von außen her ab, Parzellenpaͤchter- und Kleinbauernkolonien 
entſtehen auf ihren Außenſchlaͤgen. Die oͤkonomiſchen Fundamente der 
Machtſtellung des alten Grundadels ſchwinden, er ſelbſt wird zu etwas 
anderem, als er war. — 

Und weshalb ſind es die polniſchen Bauern, die an Terrain ge— 
winnen? Iſt es ihre uͤberlegene oͤkonomiſche Intelligenz oder Kapital: 
kraft? Es iſt vielmehr das Gegenteil von beiden. Unter einem Klima 
und auf einem Boden, welche neben extenſiver Viehzucht weſentlich 
Getreide- und Kartoffelproduktion geftatten, iſt hier derjenige am wenig⸗ 
ſten durch die Ungunſt des Marktes bedroht, der ſeine Produkte dahin 
bringt, wo ſie durch den Preisſturz am wenigſten entwertet werden: 
in ſeinen eigenen Magen — der fuͤr ſeinen Eigenbedarf produziert. 
Und wiederum iſt derjenige beguͤnſtigt, der ſeinen Eigenbedarf am 
niedrigſten bemeſſen kann, die geringſten Anſpruͤche an die Lebens— 
haltung in phyſiſcher und ideeller Beziehung macht. Der polniſche 
Kleinbauer im Oſten iſt ein Typus ſehr abweichender Art von dem 
geſchaͤftigen Zwergbauertum, welches Sie hier in der geſegneten 
Rheinebene durch Handelsgewaͤchsbau und Gartenkultur ſich an die 
Staͤdte angliedern ſehen. Der polniſche Kleinbauer gewinnt an Boden, 
weil er gewiſſermaßen das Gras vom Boden frißt, nicht trotz, ſon— 
dern wegen ſeiner tiefſtehenden phyſiſchen und geiſtigen Lebens— 
gewohnheiten. — 

Ein Ausleſeprozeß alſo ſcheint es zu ſein, den wir ſich vollziehen 
ſehen. Beide Nationalitäten find in die gleichen Exiſtenzbedingungen 
ſeit langer Zeit hineingeſtellt. Die Folge war nicht, daß ſie, wie der 
Vulgaͤrmaterialismus ſich vorſtellt, die gleichen phyſiſchen und pſychiſchen 
Qualitaͤten annahmen, ſondern daß die eine der anderen weicht, daß die— 
jenige ſiegt, welche die größere. Anpaſſungsfaͤhigkeit an die gegebenen 
oͤkonomiſchen und ſozialen Lebensbedingungen beſitzt. 

Dieſe verſchiedene Anpaſſungsfaͤhigkeit ſelbſt bringen ſie, ſo ſcheint es, 
als feſte Groͤße mit, ſie koͤnnte vielleicht im Verlaufe generationenlanger 
Zuͤchtungsprozeſſe ſo, wie ſie in Jahrtauſenden entſtanden ſein mag, 
wieder verſchoben werden, aber fuͤr die Erwaͤgungen der Gegen— 
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wart ift fie ein Moment, mit welchem wir, als gegeben, zu rechnen 
haben!). — f 

Nicht immer — das ſehen wir — ſchlaͤgt, wie die Optimiſten unter 
uns meinen, die Ausleſe im freien Spiel der Kräfte zugunſten der oͤko⸗ 
nomiſch hoͤher entwickelten oder veranlagten Nationalität aus. Die 
Menſchengeſchichte kennt den Sieg von niedriger entwickelten Typen der 
Menſchlichkeit und das Abſterben hoher Blüten des Geiſtes- und Gemuͤts⸗ 
lebens, wenn die menſchliche Gemeinſchaft, welche deren Traͤger war, 
die Anpaſſungsfaͤhigkeit an ihre Lebensbedingungen verlor, ſei es ihrer 
ſozialen Organiſation oder ihrer Raſſenqualitaͤten wegen. In unſerem 
Fall iſt es die Umgeſtaltung der landwirtſchaftlichen Betriebsformen und 
die gewaltige Kriſis der Landwirtſchaft, welche der in ihrer oͤkonomiſchen 
Entwicklung tieferſtehenden Nationalität zum Siege verhilft. Parallel 
miteinander wirken der emporgezuͤchtete Ruͤbenanbau und die Uns 
rentabilität der Abſatzproduktion von Zerealien nach der gleichen Rich— 
tung: der erſtere zuͤchtet die polniſchen Saiſonarbeiter, die letztere die 
polniſchen Kleinbauern. — 

Blicken wir zuruͤck auf die eroͤrterten Tatſachen, ſo bin ich, wie ich gern 
bekenne, völlig außerſtande, theoretiſch die Tragweite der etwa daraus 


) Ich glaube kaum bemerken zu muͤſſen, daß die naturwiſſenſchaftlichen Streit⸗ 
fragen über die Tragweite des Selektionsprinzipes, überhaupt die naturwiſſen⸗ 
ſchaftliche Verwendung des Begriffes der „Zuͤchtung“ und alle Eroͤrterungen, die, 
ſich daran auf jenem, mir fremdem Gebiete knuͤpfen, fuͤr die obigen Bemerkungen 
irrelevant ſind. Der Begriff der „Ausleſe“ iſt heute ebenſo Gemeingut wie etwa 
die heliozentriſche Hypotheſe, und der Gedanke der Menſchen⸗„Zuͤchtung“ gehoͤrt 
ſchon dem platoniſchen Staat an. Beide Begriffe ſind z. B. ſchon von F. A. Lange in 
ſeiner „Arbeiterfrage“ verwendet und bei uns laͤngſt derart heimiſch, daß ein Miß⸗ 
verftändnis ihres Sinnes für niemand, der unfere Literatur kennt, moͤglich iſt. Schwie⸗ 
tiger iſt die Frage, wieweit den neueſten, geiſtreichen, aber nach Methode und ſach⸗ 
lichen Ergebniſſen erhebliche Bedenken erregenden, in mancher Übertreibung zweifel; 
los verfehlten Verſuchen der Anthropologen, die Tragweite des Ausleſegeſichtspunktes 
im Sinne Darwins und Weismanns auch auf dem Boden der oͤkonomiſchen Forſchung 
zu verbreitern, dauernder Wert zukommt. Trotzdem verdienen z. B. die Schriften 
von Otto Ammon („Die natürliche Ausleſe beim Menſchen“, „Die Geſellſchafts⸗ 
ordnung und ihre natuͤrlichen Grundlagen“) jedenfalls mehr Aufmerkſamkeit, als ihnen 
zuteil wird, — unbeſchadet aller zu machenden Vorbehalte. Ein Fehler der meiſten, 
von naturwiſſenſchaftlicher Seite gelieferten Beitraͤge zur Beleuchtung der Fragen 
unſerer Wiſſenſchaft liegt in dem verfehlten Ehrgeiz, vor allen Dingen den Sozialis⸗ 
mus „widerlegen“ zu wollen. Im Eifer dieſes Zweckes wird aus der vermeintlichen 
„naturwiſſenſchaftlichen Theorie“ der Geſellſchaftsordnung unwillkuͤrlich eine Apologie 
derſelben. 
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zu entnehmenden allgemeinen Geſichtspunkte zu entwickeln. Die uns 
endlich ſchwierige und zur Zeit ſicherlich nicht zu loͤſende Frage, wo die 
Grenze fuͤr die Variabilitaͤt phyſiſcher und pſychiſcher Qualitaͤten einer 
Bevoͤlkerung unter dem Einfluß der Lebensverhaͤltniſſe, in die ſie ge⸗ 
ſtellt wird, liegt, wage ich nicht auch nur anzuruͤhren. 

Unwillkuͤrlich fragt dagegen jeder vor allen Dingen: was kann und 
ſoll hier geſchehen? 

Geſtatten Sie aber, daß ich es unterlaſſe, bei dieſer Gelegenheit aus⸗ 
fuͤhrlicher daruͤber zu ſprechen, und mich begnuͤge, kurz die beiden For⸗ 
derungen anzudeuten, die m. E. vom Standpunkt des Deutſchtums zu 
ſtellen find und tatſaͤchlich mit wachſender Einmuͤtigkeit geſtellt werden. 
Die eine iſt: Schließung der oͤſtlichen Grenze. Sie war verwirklicht 
unter dem Fuͤrſten Bismarck und iſt nach feinem Ruͤcktritt 1890 wieder 
beſeitigt worden; dauernde Anſiedelung blieb den Fremdlingen verſagt, 
aber als Wanderarbeiter wurden fie zugelaſſen. Ein „klaſſenbewußter“ 
Großgrundbeſitzer an der Spitze Preußens ſchloß ſie aus im Intereſſe 
der Erhaltung unſerer Nationalitaͤt — und der verhaßte Gegner der 
Agrarier ließ fie zu im Intereſſe der Großgrundbeſitzer, welche allein 
von ihrem Zuzug Vorteil haben: nicht immer, das zeigt ſich, entſcheidet 
der „oͤkonomiſche Klaſſenſtandpunkt“ in Dingen der Wirtſchaftspolitik — 
hier war es der Umſtand, daß das Steuerruder des Staates aus einer 
ſtarken Hand in eine ſchwaͤchere fiel. — Die andere Forderung iſt: ſyſte⸗ 
matiſcher Bodenankauf ſeitens des Staates, alſo Erweiterung des Do⸗ 
maͤnenbeſitzes einerſeits, und ſyſtematiſche Koloniſation deutſcher Bauern 
auf geeigneten Boͤden, namentlich auf geeigneten Domänen, anderer⸗ 
ſeits. Großbetriebe, welche nur auf Koſten des Deutſchtums zu erhalten 
ſind, ſind vom Standpunkt der Nation wert, daß ſie zugrunde gehen, 
und fie ſich ſelbſt uͤberlaſſen, heißt im Wege der allmaͤhlichen Abparzel⸗ 
lierung eriftenzunfähige ſlawiſche Hungerkolonien entſtehen laſſen. Und 
nicht nur das Intereſſe an der Hemmung der ſlawiſchen Flut ruft nach 
der Überführung bedeutender Teile des oͤſtlichen Bodens in die Hand 
des Staates, ſondern auch die vernichtende Kritik, welche die Grund— 
beſitzer ſelbſt an dem Fortbeſtand ihres Privateigentums uͤben durch 
das Verlangen, in Geſtalt des Getreidemonopols und einer Kontribution 
von ½ Milliarde jahrlich ihnen das Riſiko, die Selbſtverantwortlichkeit 
für ihren Beſitz, feinen einzigen Rechtfertigungsgrund, abzunehmen!). — 

1) Jene Forderung ſtellt jetzt in dem gleichen Gedankenzuſammenhang insbeſondere 
auch Profeſſor Schmoller in ſeinem Jahrbuch.. In der Tat iſt derjenige Teil des Groß⸗ 
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Allein, wie gejagt, nicht dieſe praktiſche Frage der preußiſchen Agrar⸗ 
politik moͤchte ich heute beſprechen. Ich moͤchte vielmehr an die Tat⸗ 
ſache anknuͤpfen, daß eine ſolche Frage bei uns allen uͤberhaupt ent⸗ 
ſteht, daß wir das Deutſchtum des Oſtens als ſolches fuͤr etwas halten, 
das geſchuͤtzt werden und für deſſen Schutz auch die Wirtſchaftspolitik 
des Staates in die Schranken treten ſoll. Es iſt der Umſtand, daß unſer 
Staatsweſen ein Nationalſtaat iſt, welcher uns das Recht zu . 
Forderung empfinden laͤßt. 

Wie verhaͤlt ſich aber die volkswirtſchaftspolitiſche Betrachtung ae 
Sind fuͤr ſie derartige nationaliſtiſche Werturteile Vorurteile, deren ſie ſich 
ſorgſam zu entledigen hat, um ihren eigenen Wertmaßſtab, unbeein⸗ 
flußt durch Gefuͤhlsreflere, an die oͤkonomiſchen Tatſachen legen zu 
koͤnnen? Und welches ift dieſer „eigene“ Mertmaßftab der Volkswirt⸗ 
ſchaftspolitik? Dieſer Frage möchte ich in einigen weiteren Überlegungen 
naͤherzukommen verſuchen. — 

Auch unter dem Schein des „Friedens“, das zeigte ſich uns, geht der 
oͤkonomiſche Kampf der Nationalitaͤten ſeinen Gang. Nicht im offenen 


grundbeſitzerſtandes, deſſen Erhaltung als landwirtſchaftlicher Betriebsleiter ſtaatlich 
von Wert iſt, vielfach nur als Domaͤnenpaͤchter, nicht als Eigentuͤmer zu halten. Aller⸗ 
dings bin ich der Anſicht, daß der Bodenankauf nur in organiſcher Verbindung mit einer 
Koloniſation geeigneter Domaͤnen einen dauernden Sinn hat, derart alſo, daß ein Teil 
des oͤſtlichen Bodens die Hände des Staates durchläuft und, während er ſich in dieſen 
befindet, eine energiſche Meliorationskur mit ſtaatlichen Krediten durchmacht. Die 
Schwierigkeit, mit welcher die Anſiedlungskommiſſion zu ringen hat, iſt, abgeſehen 
don der Belaſtung mit der „Nachkur“ der angeſetzten Koloniſten, welche nebſt ihren 
Stundungsgeſuchen nach einiger Zeit beſſer dem etwas hartherzigeren gewoͤhnlichen 
Fiskus überantiwortet würden, darin begründet, daß die angekauften Güter zum großen 
Teil beſſer erſt ein Jahrzehnt ſich in einer ſolchen Kur in der Hand von Domaͤnen⸗ 
paͤchtern befaͤnden. Jetzt muß die Melioration Hals über Kopf im Wege der Admini⸗ 
ſtration mit großen Verluſten ausgefuͤhrt werden, waͤhrend ſicherlich zahlreiche Do⸗ 
mänen zur alsbaldigen Koloniſation geeignet wären. Die durch dieſe Schwierigkeiten 
veranlaßte Langſamkeit des Verfahrens rechtfertigt freilich Hans Delbruͤcks Urteil über 
deſſen nationalpolitiſche Wirkung in ſeinen verſchiedenen bekannten Artikeln in den 
Preuß. Jahrbuͤchern keineswegs. Schon die mechaniſche Berechnung unter Verglei⸗ 
chung der Zahl der begruͤndeten Bauernhoͤfe mit der Zahl der Polen iſt fuͤr niemand, 
der ſich das Kulturwerk der Koloniſation an Ort und Stelle betrachtet hat, beweis⸗ 
kraͤftig; wenige Doͤrfer mit je ein Dutzend deutſchen Hoͤfen germaniſieren eventuell 
mehrere Quadratmeilen, natürlich vorausgeſetzt, daß der proletariſche Nachſchub aus 
dem Oſten abgedaͤmmt wird, und daß man nicht, indem man die Abbroͤckelung und den 
Zerfall des Großbeſitzes im übrigen ſich ſelbſt und dem durch die Rentengutsgeſetze 
noch weiter entbundenen freien Spiel der Kraͤfte allein uͤberlaͤßt, dem Faß, in welches 
man ſchoͤpft, den Boden ausſchlaͤgt. , 
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Streit werden die deutſchen Bauern und Tagloͤhner des Oſtens durch 
politiſch überlegene Feinde von der Scholle geſtoßen: im ſtillen und 
oͤden Ringen des oͤkonomiſchen Alltagslebens ziehen ſie einer tiefer⸗ 
ſtehenden Raſſe gegenuͤber den kuͤrzeren, verlaſſen die Heimat und 
gehen dem Untertauchen in eine dunkle Zukunft entgegen. Es gibt 
keinen Frieden auch im wirtſchaftlichen Kampf ums Daſein; nur wer 
jenen Schein des Friedens fuͤr die Wahrheit nimmt, kann glauben, 
daß aus dem Schoße der Zukunft fuͤr unſere Nachfahren Frieden und 
Lebensgenuß erſtehen werde. Wir wiſſen es ja: die Volkswirtſchafts⸗ 
politik iſt der vulgaͤren Auffaſſung ein Sinnen uͤber Rezepte fuͤr die 
Begluͤckung der Welt — die Beſſerung der „Luſtbilanz“ des Menſchen⸗ 
daſeins iſt für fie das einzig verfländlihe Ziel unſerer Arbeit. Allein: 
ſchon der dunkle Ernſt des Bevoͤlkerungsproblems hindert uns, Eudaͤ⸗ 
moniſten zu ſein, Frieden und Menſchengluͤck im Schoße der Zukunft 
verborgen zu waͤhnen und zu glauben, daß anders als im harten Kampf 
des Menſchen mit dem Menſchen der Ellbogenraum i im irdiſchen Daſein 
werde gewonnen werden. 

Es gibt ſicherlich keine volkswirtſchaftspolitiſche Arbeit auf anderer 
als altruiſtiſcher Grundlage. Die Früchte alles wirtſchafts- und ſozial⸗ 
politiſchen Strebens der Gegenwart kommen in ihrer gewaltigen Über: 
zahl nicht der lebenden Generation, ſondern der fünftigen zugute. Unſere 
Arbeit iſt und kann, wenn ſie einen Sinn behalten ſoll, nur ſein wollen 
Fuͤrſorge fuͤr die Zukunft, fuͤr unſere Nachfahren. Aber es gibt 
auch keine volkswirtſchaftspolitiſche Arbeit auf der Grundlage opti— 
miſtiſcher Gluͤckshoffnungen. Für den Traum von Frieden und Men: 
ſchengluͤck ſteht über der Pforte der unbekannten Zukunft der Menſchen⸗ 
geſchichte: lasciate ogni speranza. 

Nicht wie die Menſchen der Zukunft ſich befinden, ſondern wie ſie 
ſein werden, iſt die Frage, die uns beim Denken uͤber das Grab der 
eigenen Generation hinaus bewegt, die auch in Wahrheit jeder wirt⸗ 
ſchaftspolitiſchen Arbeit zugrunde liegt. Nicht das Wohlbefinden der 
Menſchen, ſondern diejenigen Eigenſchaften moͤchten wir in ihnen 
emporzuͤchten, mit welchen wir die Empfindung verbinden, daß ſie 
menſchliche Groͤße und den Adel unſerer Natur ausmachen. 

Abwechſelnd hat man in der Volkswirtſchaftslehre das techniſch— 
oͤkonomiſche Problem der Guͤtererzeugung und das Problem der Guͤter— 
verteilung, der „ſozialen Gerechtigkeit“, als Wertmaßſtaͤbe in den Vorder: 
grund geruͤckt oder auch naiv identifiziert — und uͤber beiden erhob ſich 
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doch immer wieder, halb unbewußt und dennoch alles beherrſchend, 
die Erkenntnis, daß eine Wiſſenſchaft vom Menſchen, und das iſt die 
Volkswirtſchaftslehre, vor allem nach der Qualität der Menſchen 
fragt, welche durch jene oͤkonomiſchen und ſozialen Daſeinsbedingungen 
herangezuͤchtet werden. Und hier huͤten wir uns vor einer Illuſion. 

Die Volkswirtſchaftslehre als erklaͤrende und analyſierende Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt international, allein ſobald fie Werturteile fällt, iſt fie 
gebunden an diejenige Auspraͤgung des Menſchentums, die wir in 
unſerem eigenen Weſen finden. Sie iſt es oft gerade dann am meiſten, 
wenn wir unſerer eigenen Haut am meiſten entronnen zu ſein glauben. 
Und — um ein etwas phantaſtiſches Bild zu brauchen — vermoͤchten 
wir nach Jahrtauſenden dem Grab zu entſteigen, ſo waͤren es die fernen 
Spuren unſres eignen Weſens, nach denen wir im Antlitz des Zukunfts⸗ 
geſchlechts forſchen würden. Auch unſre hoͤchſten und letzten irdiſchen 
Ideale ſind wandelbar und vergaͤnglich. Wir koͤnnen ſie der Zukunft nicht 
aufzwingen wollen. Aber wir koͤnnen wollen, daß ſie in unſrer Art die 
Art ihrer eignen Ahnen erkennt. Wir, mit unfrer Arbeit und unſrem 
Weſen, wollen die Vorfahren des Zukunftsgeſchlechts ſein. 

Die Volkswirtſchaftspolitik eines deutſchen Staatsweſens, ebenſo. 
wie der Wertmaßſtab des deutſchen volkswirtſchaftlichen Theoretikers 
koͤnnen deshalb nur deutſche ſein. 

Iſt dem vielleicht anders, ſeit die oͤkonomiſche Entwicklung uͤber die 
nationalen Grenzen hinaus ejne umfaſſende Wirtſchaftsgemeinſchaft der 
Nationen herzuſtellen begann? Iſt jener „nationaliſtiſche“ Beurteilungs⸗ 
maßſtab ebenſo wie der „Nationalegoismus“ in der Volkswirtſchaftspolitik 
ſeitdem zum alten Eiſen zu werfen? — Ja, — iſt denn der Kampf fuͤr 
die oͤkonomiſche Selbſtbehauptung, für das eigene Weib und Kind über: 
wunden, ſeit die Familie ihrer einſtigen Funktionen als Produktions⸗ 
gemeinſchaft entkleidet und verflochten iſt in den Kreis der volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Gemeinſchaft? Wir wiſſen, es iſt nicht der Fall: dieſer Kampf 
hat andere Formen angenommen, — Formen, von denen ſich noch fragen 
ließe, ob ſie als eine Milderung und nicht vielmehr als eine Verinnerlichung 
und Verſchaͤrfung anzuſehen ſeien. So iſt auch die volkswirtſchaftliche 
Gemeinſchaft nur eine andere Form des Ringens der Nationen mitein⸗ 
ander, und eine ſolche, welche den Kampf fuͤr die Behauptung der eigenen 
Kultur nicht gemildert, ſondern erſchwert hat, weil ſie materielle 
Intereſſen im eigenen Schoße der Nation als Bundesgenoſſen gegen 
deren Zukunft in die Schranken ruft. 
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Nicht Frieden und Menſchengluͤck haben wir unſeren Nachfahren 
mit auf den Weg zu geben, ſondern den ewigen Kampf um die 
Erhaltung und Emporzuͤchtung unſerer nationalen Art. Und wir 
duͤrfen uns nicht der optimiſtiſchen Hoffnung hingeben, daß mit der 
hoͤchſtmoͤglichen Entfaltung wirtſchaftlicher Kultur bei uns die Arbeit 
getan ſei und die Ausleſe im freien und „friedlichen“ oͤkonomiſchen 
Kampfe dem hoͤher entwickelten Typus alsdann von ſelbſt zum Siege 
verhelfen werde. 

Nicht in erſter Linie fuͤr die Art der volkswirtſchaftlichen Organiſation, 
die wir ihnen überliefern, werden unſere Nachfahren uns vor der Ge— 
ſchichte verantwortlich machen, ſondern fuͤr das Maß des Ellenbogen⸗ 
raums, den wir ihnen in der Welt erringen und hinterlaſſen. Macht⸗ 
kaͤmpfe ſind in letzter Linie auch die oͤkonomiſchen Entwicklungsprozeſſe, 
die Machtintereſſen der Nation ſind, wo ſie in Frage geſtellt ſind, die 
letzten und entſcheidenden Intereſſen, in deren Dienſt ihre Wirtſchafts⸗ 
politik ſich zu ſtellen hat, die Wiſſenſchaft von der Volkswirtſchaftspolitik 
iſt eine politiſche Wiſſenſchaft. Sie iſt eine Dienerin der Politik, nicht 
der Tagespolitik der jeweils herrſchenden Machthaber und Klaſſen, 
ſondern der dauernden machtpolitiſchen Intereſſen der Nation. Und 
der Nationalſtaat iſt uns nicht ein unbeſtimmtes Etwas, welches man 
um ſo hoͤher zu ſtellen glaubt, je mehr man ſein Weſen in myſtiſches Dunkel 
huͤllt, ſondern die weltliche Machtorganiſation der Nation, und in dieſem 
Nationalſtaat iſt für uns der letzte Wertmaßſtab auch der volkswirtſchaft⸗ 
lichen Betrachtung die „Staatsraiſon“. Sie bedeutet uns nicht, wie 
ein ſeltſames Mißverſtaͤndnis glaubt: „Staatshilfe“ ſtatt der „Selbſt⸗ 
hilfe“, ſtaatliche Reglementierung des Wirtſchaftslebens ſtatt des freien 
Spiels der wirtſchaftlichen Kraͤfte, ſondern wir wollen mit dieſem Schlag⸗ 
wort die Forderung erheben, daß für die Fragen der deutſchen Volks⸗ 
wirtſchaftspolitik, — auch fuͤr die Frage unter anderen, ob und inwieweit 
der Staat in das Wirtſchaftsleben eingreifen oder ob und fbann er viel⸗ 
mehr die oͤkonomiſchen Kraͤfte der Nation zu eigener freier Entfaltung 
losbinden und ihre Schranken niederreißen ſolle, — im einzelnen Falle 
das letzte und entſcheidende Votum den oͤkonomiſchen und politiſchen 
Machtintereſſen unſerer Nation und ihres Traͤgers, des deutſchen National⸗ 
ſtaates, zuſtehen ſoll. — 

War es etwa uͤberfluͤſſig, an dieſe ſcheinbaren Selbſtverſtaͤndlichkeiten 
zu erinnern? oder doch, daß gerade ein juͤngerer Vertreter der oͤkono⸗ 
miſchen Wiſſenſchaften daran erinnerte? — Ich glaube nicht, denn es 
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ſcheint, daß gerade unſere Generation dieſe einfachſten Urteilsgrundlagen 
nicht ſelten am leichteſten aus den Augen verliert. Wir ſind Zeugen, 
wie ihr Intereſſe für die Fragen, die gerade unſere Wiſſenſchaft bewegen, 
in ungeahntem Maße waͤchſt. Auf allen Gebieten finden wir die oͤkono⸗ 
miſche Betrachtungsweiſe im Vordringen. Sozialpolitik an Stelle der 
Politik, öͤkonomiſche Machtverhaͤltniſſe an Stelle der Rechtsverhaͤltniſſe, 
Kultur⸗ und Wirtſchaftsgeſchichte an Stelle politiſcher Geſchichte treten 
in den Vordergrund der Betrachtung. In hervorragenden Werken unſerer 
hiſtoriſchen Kollegen finden wir da, wo uns fruͤher von den Kriegstaten 
unſerer Vorfahren erzaͤhlt wurde, heute den Unhold des „Mutterrechtes“ 
ſich in die Breite dehnen und die Hunnenſchlacht auf den Katalauniſchen 
Feldern in einen Nebenſatz gedraͤngt. Die Jurisprudenz glaubte das 
Selbſtgefuͤhl eines unſerer geiſtreichſten Theoretiker als eine „Magd der 
Nationalökonomie“ bezeichnen zu koͤnnen. Und eines iſt ja wahr: auch 
in die Jurisprudenz drang die oͤkonomiſche Form der Betrachtung, 
ſelbſt in ihrem Intimum, in den Handbuͤchern der Pandektiſten beginnt 
es hie und da leiſe oͤkonomiſch zu ſpuken; und in den Urteilen der Gerichte 
finden wir nicht ſelten, wo die juriſtiſchen Begriffe zu Ende gingen, 
ſogenannte „wirtſchaftliche Geſichtspunkte“ an die Stelle geſetzt, — kurz, 
um das halb vorwurfsvolle Wort eines juriſtiſchen Kollegen zu ge— 
brauchen: wir find „in die Mode gekommen“. — Eine Betrachtungsweiſe, 
welche ſich ſo ſelbſtbewußt Bahn bricht, geraͤt in die Gefahr gewiſſer 
Illuſionen und einer Überſchaͤtzung der Tragweite der eigenen Geſichts— 
punkte, — einer Überſchaͤtzung zumal in einer ganz beſtimmten Richtung. 
Wie die Verbreiterung des Stoffes der philoſophiſchen Betrachtung, — 
welche ſich ſchon Außerlich darin kenntlich macht, daß wir heute vielfach 
die alten Lehrſtuͤhle der Philoſophie den Händen z. B. hervorragender 
Phyſiologen anvertraut finden, — unter uns Laien vielfach zu der 
Meinung gefuͤhrt hat, als ſeien die alten Fragen nach dem Weſen des 
menſchlichen Erkennens nicht mehr die letzten und zentralen Probleme 
der Philoſophie, ſo hat ſich in den Koͤpfen der aufwachſenden Generation 
auch die Vorſtellung gebildet, als ſei dank der Arbeit der national⸗ 
oͤkonomiſchen Wiſſenſchaft nicht nur die Erkenntnis des Weſens der 
menſchlichen Gemeinſchaften gewaltig erweitert, ſondern auch der 
Maßßſtab, an welchem wir in letzter Linie die Erſcheinungen bewerten, 
ein voͤllig neuer geworden, als ſei die politiſche Okonomie in der Lage, 
ihrem eigenen Stoff eigenartige Ideale zu entnehmen. Die optiſche 
Täuſchung, als gäbe es felbftändige oͤkonomiſche oder „ſozialpolitiſche“ 


21 


Ideale, wird freilich als ſolche klar, ſobald man an der Hand der Literatur 
unſerer Wiſſenſchaft dieſe „eigenen“ Grundlagen der Bewertung zu 
ermitteln ſucht. Ein Chaos von Wertmaßſtaͤben teils eudaͤmoniſtiſcher, 
teils ethiſcher Art, oft beider in unklarer Identifikation, tritt uns entgegen. 
Werturteile werden uͤberall unbefangen gefaͤllt — und ein Verzicht auf 
die Beurteilung der oͤkonomiſchen Erſcheinungen bedeutete ja in der 
Tat den Verzicht auf eben diejenige Leiſtung, die man von uns verlangt. 
Aber nicht die Regel, ſondern faſt die Ausnahme iſt es, daß der Urteilende 
andere und ſich ſelbſt ins Klare ſetzt uͤber den letzten ſubjektiven Kern 
feiner Urteile, eben über die Ideale, von welchen aus er zur Beurteilung 
der beobachteten Vorgaͤnge ſchreitet: die bewußte Selbſtkontrolle fehlt, 
die inneren Widerſpruͤche des Urteils kommen dem Schriftſteller nicht 
zum Bewußtſein und, wo er ſein ſpezifiſch „oͤkonomiſches“ Prinzip der 
Beurteilung allgemein zu formulieren ſucht, faͤllt er in vage Unbeſtimmt⸗ 
heiten. In Wahrheit ſind es keine eigenartigen und ſelbſtgewonnenen, 
ſondern die alten allgemeinen Typen menſchlicher Ideale, 
die wir auch in den Stoff unſerer Wiſſenſchaft hineintragen. Nur wer 
ausſchließlich das rein platoniſche Intereſſe des Technologen oder wer 
umgekehrt die aktuellen Intereſſen einer beſtimmten, ſei es herrſchenden 
oder beherrſchten Klaſſe zugrunde legt, kann jenem Stoffe ſelbſt einen 
eigenen Maßſtab zu ſeiner Beurteilung entnehmen wollen. 

Und ſollte es ſo ganz unnoͤtig ſein, daß gerade wir Juͤnger der deutſchen 
hiſtoriſchen Schule uns dieſe uͤberaus einfachen Wahrheiten vor Augen 
fuͤhren? Gerade wir verfallen leicht einer ſpeziellen Illuſion: derjenigen, 
uns des eigenen bewußten Werturteiles uͤberhaupt enthalten zu 
koͤnnen. Die Folge iſt freilich, wie man ſich leicht uͤberzeugen kann, nicht, 
daß wir einem entſprechenden Vorſatze treu bleiben, ſondern, daß wir 
unkontrollierten Inſtinkten, Sympathien und Antipathien, verfallen. 
Und noch leichter widerfaͤhrt es uns, daß der Punkt, von welchem wir 
bei der Analyſe und Erklarung der volkswirtſchaftlichen Vorgaͤnge 
ausgingen, unbewußt auch beſtimmend wird fuͤr unſer Urteil daruͤber. 
Vielleicht werden gerade wir uns davor zu bewahren haben, daß 
diejenigen großen Eigenſchaften der toten und lebenden Meiſter unſerer 
Schule, denen ſie und die Wiſſenſchaft ihre Erfolge verdanken, ſich bei uns 
nicht in Fehler verwandeln. Zweierlei verſchiedene Ausgangspunkte der 
Betrachtung kommen praktiſch hauptſaͤchlich in Betracht: 

Entweder wir blicken auf die oͤkonomiſche Entwicklung vornehmlich 
von oben her: von der Hoͤhe der Verwaltungsgeſchichte großer deutſcher 
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Staaten aus, deren Verwaltung und Verhalten in oͤkonomiſchen und 
ſozialen Dingen wir in feiner Geneſis verfolgen, — und unfreiwillig 
werden wir ihre Apologeten. Wenn — um bei unſerem Beiſpiel zu 
bleiben — die Verwaltung ſich entſchließt, die oͤſtliche Grenze zu ſchließen, 
ſo werden wir geneigt und imſtande ſein, darin den Abſchluß einer 
hiſtoriſchen Entwicklungsreihe zu finden, welche im Gefolge großer 
Reminiſzenzen der Vergangenheit dem heutigen Staate hohe Aufgaben 
im Intereſſe der Kulturpflege der eigenen Nation ſtellt, — und unterbleibt 
jener Entſchluß, ſo liegt uns die Erkenntnis naͤher, daß derartige radikale 
Eingriffe teils unnötig, teils den heutigen Anſchauungen nicht mehr 
entſprech end feien. oo. 

Oder aber: wir betrachten die oͤkonomiſche Entwicklung mehr von 
unten aus, ſehen das große Schauſpiel, wie aus dem Chaos oͤkonomiſcher 
Intereſſenkonflikte ſich die Emanzipationskaͤmpfe aufſteigender Klaſſen 
abheben, beobachten, wie die oͤkonomiſche Machtlage ſich zu ihren Gunſten 
verſchiebt — und unbewußt nehmen wir Partei fuͤr die, welche aufſteigen, 
weil ſie die Staͤrkeren ſind oder zu werden beginnen. Eben dadurch, 
daß fie ſiegen, ſcheinen fie ja zu beweiſen, daß fie einen „oͤkonomiſch“ 
hoͤher ſtehenden Typus des Menſchentums darſtellen: allzuleicht be⸗ 
herrſcht den Hiſtoriker die Vorſtellung, daß der Sieg der höher ent⸗ 
wickelten Elemente im Kampfe ſelbſtverſtaͤndlich und das Unterliegen 
im Daſeinskampf Symptom der „Ruͤckſtaͤndigkeit“ ſei. Und jedes neue 
der zahlreichen Symptome jener Machtverſchiebung bietet ihm dann 
nicht nur deshalb eine Genugtuung, weil es feine Beobachtungen be⸗ 
Rätigt, ſondern halb unbewußt empfindet er es wie einen perſoͤnlichen 
Triumph: die Geſchichte loͤſt die Wechſel ein, welche er auf ſie zog. Die 
Widerſtaͤnde, welche jene Entwicklung findet, beobachtet er, ohne es zu 
wiſſen, mit einer gewiſſen Animoſitaͤt, fie erſcheinen ihm, ungewollt, 
nicht einfach als naturgemaͤße Ausfluͤſſe ſelbſtverſtaͤndlicher Intereſſen⸗ 
vertretung, ſondern gewiſſermaßen als Auflehnung gegen das „Urteil 
der Geſchichte“, wie es der Hiſtoriker formulierte. Die Kritik, welche wir 
auch an Vorgaͤngen zu uͤben haben, die uns als das unreflektierte Ergebnis 
geſchichtlicher Entwicklungstendenzen erſcheinen, verläßt uns dann gerade 
da, wo wir ihrer am noͤtigſten beduͤrfen. Allzunahe liegt ja für uns ohnehin 
die Verſuchung, das Gefolge des Siegers im oͤkonomiſchen Machtkampf 
zu bilden und dabei zu vergeſſen, daß oͤkono miſche Macht und 
Beruf zur politiſchen Leitung der Nation nicht immer zu— 
ſammenfallen. 
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Denn — und damit werden wir zu einer letzten Reihe von Betrach⸗ 
tungen mehr praktiſch⸗politiſcher Art gefuͤhrt — an jenem politiſchen 
Wertmaßſtab, der uns oͤkonomiſchen Nationaliſten der für uns einzig 
ſouveraͤne iſt, meſſen wir auch die Klaſſen, welche die Leitung der Nation 
in der Hand haben oder erſtreben. Wir fragen nach ihrer politiſchen 
Reife, das heißt nach ihrem Verſtaͤndnis und ihrer jeweiligen Befaͤhigung, 
die dauernden oͤkonomiſchen und politiſchen Machtintereſſen der Nation 
uͤber alle anderen Erwaͤgungen zu ſtellen. Eine Gunſt des Schickſals fuͤr 
die Nation iſt es, wenn die naive Identifikation der Intereſſen der eigenen 
Klaſſe mit denen der Allgemeinheit den dauernden Machtintereſſen 
auch der letzteren entſpricht. Und es iſt andererſeits auch eine der 
Taͤuſchungen, welche auf der modernen Überſchaͤtzung des „Okonomiſchen“ 
im gewoͤhnlichen Sinne des Wortes beruhen, wenn man meint, daß 
die politiſchen Gemeingefuͤhle eine Belaſtungsprobe durch abweichende 
oͤkonomiſche Tagesintereſſen nicht vertruͤgen, womoͤglich ſelbſt nur eine 
Widerſpiegelung des oͤkonomiſchen Unterbaues jener wandelbaren 
Intereſſenlage ſeien. Das trifft nur in Zeiten fundamentaler ſozialer 
Umſchichtung annähernd zu. — Eins nur iſt wahr: bei Nationen, welchen 
die Abhaͤngigkeit ihrer oͤkonomiſchen Bluͤte von ihrer politiſchen Machtlage 
nicht, wie der engliſchen, taͤglich vor Augen gefuͤhrt wird, wohnen die 
Inſtinkte fuͤr dieſe ſpezifiſch politiſchen Intereſſen nicht, wenigſtens 
nicht in der Regel, in den breiten Maſſen der Nation, die mit der Not 
des Tages zu ringen haben, — es waͤre ungerecht, ſie von ihnen zu be— 
anſpruchen. In großen Momenten, im Fall des Krieges, tritt auch 
ihnen die Bedeutung der nationalen Macht vor die Seele, — dann zeigt 
ſich, daß der nationale Staat auf urwuͤchſigen pſychologiſchen Unterlagen 
auch bei den breiten oͤkonomiſch beherrſchten Schichten der Nation ruht 
und keineswegs nur ein „Überbau“, die Organiſation der oͤkonomiſch 
herrſchenden Klaſſen iſt. Allein in normalen Zeiten ſinkt dieſer politiſche 
Inſtinkt bei der Maſſe unter die Schwelle des Bewußtſeins. Dann iſt es 
die ſpezifiſche Funktion der oͤkonomiſch und politiſch leitenden Schichten, 
Traͤger des politiſchen Sinnes zu ſein, der einzige Grund, der politiſch 
ihr Vorhandenſein zu rechtfertigen vermag. 

Die Erlang ung oͤkono miſcher Macht iſt es zu allen Zeiten geweſen, 
welche bei einer Klaſſe die Vorſtellung ihrer Anwartſchaft auf die 
politiſche Leitung entſtehen ließ. Gefaͤhrlich und auf die Dauer mit 
dem Intereſſe der Nation unvereinbar iſt es, wenn eine oͤkonomiſch 
ſinkende Klaſſe die politiſche Herrſchaft in der Hand hält. Aber gefährlicher 
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noch ift es, wenn Klaſſen, zu denen hin ſich die oͤkonomiſche Macht und 
damit die Anwartſchaft auf die politiſche Herrſchaft bewegt, politiſch noch 
nicht reif ſind zur Leitung des Staates. Beides bedroht Deutſchland zur 
Zeit und iſt in Wahrheit der Schluͤſſel fuͤr die derzeitigen Gefahren unſerer 
Lage. Und auch die Umſchichtungen der ſozialen Struktur des Oſtens, 
mit denen die im Eingang beſprochenen Erſcheinungen zuſammenhaͤngen, 
gehoͤren in dieſen groͤßeren Zuſammenhang. j 

Bis in die Gegenwart hinein hat im preußiſchen Staat die Dynaſtie 
politiſch ſich auf den Stand der preußiſchen Junker geſtuͤtzt. Gegen ihn 
zwar, aber doch auch nur mit ihm, hat ſie den preußiſchen Staat geſchaffen. 
Ich weiß es wohl, daß der Name der Junker ſuͤddeutſchen Ohren un— 
freundlich klingt. Man wird vielleicht finden, ich ſpraͤche eine „preußiſche“ 
Sprache, wenn ich ein Wort zu ihren Gunſten ſage. Ich wuͤßte nicht. 
Noch heute fuͤhren in Preußen fuͤr jenen Stand viele Wege zu Einfluß 
und Macht, viele Wege auch an das Ohr des Monarchen, die nicht jedem 
Staatsbuͤrger ſich ebnen; er hat dieſe Macht nicht immer ſo gebraucht, 
wie er es vor der Geſchichte verantworten kann, und ich ſehe nicht ein, 
weshalb ein buͤrgerlicher Gelehrter ihn lieben ſollte. Allein trotz alledem 
war die Kraft ſeiner politiſchen Inſtinkte eins der gewaltigſten Kapitalien, 
welche im Dienſt der Machtintereſſen des Staates verwendet werden 
konnten. — Sie haben ihre Arbeit geleiſtet und liegen heute im oͤkono⸗ 
miſchen Todeskampf, aus dem keine Wirtſchaftspolitik des Staats ſie 
zu ihrem alten ſozialen Charakter zuruͤckfuͤhren koͤnnte. Und auch die 
Aufgaben der Gegenwart ſind andere, als ſolche, die von ihnen geloͤſt 
werden koͤnnten. Ein Vierteljahrhundert ſtand an der Spitze Deutſch⸗ 
lands der letzte und groͤßte der Junker, und die Tragik, welche ſeiner 
ſtaatsmaͤnniſchen Laufbahn neben ihrer unvergleichlichen Groͤße anhaftete 
und die ſich heute noch immer dem Blick vieler entzieht, wird die Zukunft 
wohl darin finden, daß unter ihm das Werk ſeiner Haͤnde, die Nation, der 
er die Einheit gab, langſam und unwiderſtehlich ihre oͤkonomiſche Struktur 
veraͤnderte und eine andere wurde, ein Volk, das andere Ordnungen 
fordern mußte, als ſolche, die er ihm geben und denen ſeine caͤſariſche 
Natur ſich einfuͤgen konnte. Im letzten Grund iſt eben dies es geweſen, 
was das teilweiſe Scheitern ſeines Lebenswerkes herbeigefuͤhrt hat. 
Denn dieſes Lebenswerk haͤtte doch nicht nur zur aͤußeren, ſondern auch 
zur inneren Einigung der Nation fuͤhren ſollen und jeder von uns weiß: 
das iſt nicht erreicht. Es konnte mit ſeinen Mitteln nicht erreicht werden. 
Und als er im Winter des letzten Jahres, umſtrickt von der Huld ſeines 
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Monarchen, in die geſchmuͤckte Reichshauptſtadt einzog, da — ich weiß 
es wohl — gab es viele, welche jo empfanden, als öffne der Sachſenwald 
wie ein moderner Kyffhaͤuſer ſeine Tiefen. Allein nicht alle haben dieſe 
Empfindung geteilt. Denn es ſchien, als ſei in der Luft des Januartages 
der kalte Hauch geſchichtlicher Vergaͤnglichkeit zu ſpuͤren. Uns uͤberkam 
ein eigenartig beklemmendes Gefuͤhl, — als ob ein Geiſt herniederſtiege 
aus einer großen Vergangenheit und wandelte unter einer neuen Gene⸗ 
ration durch eine ihm fremd gewordene Welt. — 

Die Gutshoͤfe des Oſtens waren die Stuͤtzpunkte der uͤber das Land 
dislozierten herrſchenden Klaſſe Preußens, der ſoziale Anſchlußpunkt des 
Beamtentums, — aber unaufhaltſam ruͤckt mit ihrem Zerfall, mit dem 
Schwinden des ſozialen Charakters des alten Grundadels, der Schwer— 
punkt der politiſchen Intelligenz in die Staͤdte. Dieſe Verſchiebung iſt 
das entſcheidende politiſche Moment der agrariſchen Entwicklung 
des Oſtens. | 

Welches aber find die Hände, in welche jene politiſche Funktion des 
Junkertums hinuͤbergleitet und wie ſteht es mit ihrem politiſchen Beruf? 

Ich bin ein Mitglied der buͤrgerlichen Klaſſen, fuͤhle mich als ſolches 
und bin erzogen in ihren Anſchauungen und Idealen. Allein es iſt der 
Beruf gerade unſerer Wiſſenſchaft, zu ſagen, was ungern gehoͤrt wird, — 
nach oben, nach unten, und auch der eigenen Klaſſe, — und wenn ich mich 
frage, ob das Buͤrgertum Deutſchlands heute reif iſt, die politiſch leitende 
Klaſſe der Nation zu ſein, ſo vermag ich heute nicht dieſe Frage zu be— 
jahen. Nicht aus eigener Kraft des Buͤrgertums iſt der deutſche Staat 
geſchaffen worden, und als er geſchaffen war, ſtand an der Spitze der 
Nation jene Caͤſarengeſtalt aus anderem als buͤrgerlichem Holze. Große 
machtpolitiſche Aufgaben wurden der Nation nicht abermals geſtellt, 
weit ſpaͤter erſt, ſchuͤchtern und halb widerwillig, begann eine uͤberſeeiſche 
„Machtpolitik“, die dieſen Namen nicht verdient. 

Und nachdem ſo die Einheit der Nation errungen war und ihre politiſche 
„ Sättigung” feſtſtand, kam über das aufwachſende erfolgstrunkene und 
friedensdurſtige Geſchlecht des deutſchen Buͤrgertums ein eigenartig 
„unhiſtoriſcher“ und unpolitiſcher Geiſt. Die deutſche Geſchichte ſchien 
zu Ende. Die Gegenwart war die volle Erfuͤllung der vergangenen 
Jahrtauſende, — wer wollte fragen, ob die Zukunft anders urteilen 
moͤchte? Die Beſcheidenheit verbot ja — ſo ſchien es — der Weltgeſchichte, 
zur Tagesordnung ihres alltaͤglichen Verlaufes uͤberzugehen uͤber dieſe 
Erfolge der deutſchen Nation. Heute ſind wir nuͤchtern geworden, es 
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ziemt uns der Verſuch, den Schleier der Illuſionen zu lüften, der uns 
die Stellung unſerer Generation in der hiſtoriſchen Entwicklung des 
Vaterlandes verhuͤllt. Und es ſcheint mir, daß wir dann anders urteilen. 
An unſerer Wiege ſtand der ſchwerſte Fluch, den die Geſchichte einem 
Geſchlecht als Angebinde mit auf den Weg zu geben vermag: das harte 
Schickſal des politiſchen Epigonentums. 

Schaut uns nicht eben jetzt, wohin wir blicken im Vaterland, ſein 
kuͤmmerliches Antlitz entgegen? In den Vorgaͤngen der letzten Monate, 
welche buͤrgerliche Politjfer i in erſter Reihe zu verantworten haben, in 
allzu vielem, was in den letzten Tagen im deutſchen Parlament und in 
manchem, was zu ihm geſprochen wurde, erkannten diejenigen von uns, 
denen die Faͤhigkeit des Haſſes gegen das Kleine geblieben iſt, mit der 
Leidenſchaft zorniger Trauer das kleinliche Treiben politiſcher Epigonen. 
Die gewaltige Sonne, welche im Zenit Deutſchlands ſtand und den 
deutſchen Namen in die fernſten Winkel der Erde leuchten ließ, war, ſo 
ſcheint es faſt, zu groß fuͤr uns und hat die langſam ſich entwickelnde 
politiſche Urteilsfaͤhigkeit des Buͤrgertums ausgebrannt. Denn was 
erleben wir an ihm? 

Nur allzu offenkundig ſehnt ſich ein Teil des Großbuͤrgertums nach 
dem Erſcheinen eines neuen Caͤſar, der ſie ſchirme — nach unten gegen 
aufſteigende Volksklaſſen — nach oben gegen ſozialpolitiſche Anwand⸗ 
lungen, deren ihnen die deutſchen Dynaſtien verdaͤchtig ſind. 

Und ein anderer Teil iſt laͤngſt verſunken in jene politiſche Spieß⸗ 
buͤrgerei, aus welcher die breiten Schichten des Kleinbuͤrgertums noch 
niemals erwacht ſind. Schon als nach den Einheitskriegen die erſten 
Anfaͤnge poſitiver politiſcher Aufgaben der Nation nahe traten, der 
Gedanke einer uͤberſeeiſchen Expanſion, — da fehlte ihm ſelbſt jenes 
einfachſte oͤkon o miſche Verſtaͤndnis, welches ihm geſagt hätte, was es 
für den Handel Deutſchlands in fernen Meeren bedeutet, wenn an den 
Kuͤſten umher die deutſchen Fahnen wehen. 

Nicht oͤkonomiſche Gruͤnde, auch nicht die vielberufene „Intereſſen⸗ 
politik“, welche andere Nationen in nicht geringerem Maße kennen als 
wir, ſind ſchuld an der politiſchen Unreife breiter Schichten des deutſchen 
Buͤrgertums, der Grund liegt in ſeiner unpolitiſchen Vergangenheit, 
darin daß die politiſche Erziehungsarbeit eines Jahrhunderts ſich nicht 
in einem Jahrzehnt nachholen ließ und daß die Herrſchaft eines großen 
Mannes nicht immer ein Mittel politiſcher Erziehung iſt. Und die ernſte 
Frage für die politiſche Zukunft des deutſchen Buͤrgertums iſt jetzt: ob 
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es nicht nunmehr zu ſpaͤt iſt, fie nachzuholen. Kein oͤkono miſches 
Moment kann ſie erſetzen. | 

Werden andere Klaffen die Träger einer politiſch größeren Zukunft 
ſein? Selbſtbewußt meldet ſich das moderne Proletariat als Erbe der 
buͤrgerlichen Ideale. Wie ſteht es mit ſeiner Anwartſchaft auf die politiſche 
Leitung der Nation? 

Wer heute der deutſchen Arbeiterklaſſe ſagen wuͤrde, ſie ſei politiſch 
reif oder auf dem Wege zur politiſchen Reife, der waͤre ein Schmeichler 
und ſtrebte nach der fragwuͤrdigen Krone der Popularität. 

Okono miſch ſind die hoͤchſten Schichten der deutſchen Arbeiterklaſſe 
weit reifer, als der Egoismus der beſitzenden Klaſſen zugeben moͤchte, 
und mit Recht fordert ſie die Freiheit, auch in der Form des offenen 
organiſierten oͤkonomiſchen Machtkampfes ihre Intereſſen zu vertreten. 
Politiſch iſt ſie unendlich unreifer, als eine Journaliſtenclique, welche 
ihre Fuͤhrung monopoliſieren moͤchte, ſie glauben machen will. Gern 
ſpielt man in den Kreiſen dieſer deklaſſierten Bourgeois mit den Remi⸗ 
niſzenzen aus der Zeit vor 100 Jahren — man hat damit in der Tat 
erreicht, daß hier und da aͤngſtliche Gemüter in ihnen die geiſtigen Nach⸗ 
kommen der Maͤnner des Konvents erblicken. Allein ſie ſind unendlich 
harmloſer, als ſie ſelbſt ſich erſcheinen, es lebt in ihnen kein Funke jener 
katilinariſchen Energie der Tat, aber freilich auch kein Hauch der ge— 
waltigen nationalen Leidenſchaft, die in den Raͤumen des Konventes 
wehten. Kuͤmmerliche politiſche Kleinmeiſter ſind ſie, — es fehlen ihnen 
die großen Machtinſtinkte einer zur politiſchen Fuͤhrung berufenen 
Klaſſe. Nicht nur die Intereſſenten des Kapitals, wie man die Arbeiter 
glauben macht, ſind heute politiſche Gegner ihrer Mitherrſchaft im Staate. 
Wenig Spuren der Intereſſengemeinſchaft mit dem Kapital faͤnden ſie 
bei Durchforſchung der deutſchen Gelehrtenſtuben. Aber: wir fragen 
auch fie nach ihrer politiſchen Reife, und weil“ es für eine große 
Nation nichts Vernichtenderes gibt als die Leitung durch ein politiſch 
unerzogenes Spießbuͤrgertum, und weil das deutſche Proletariat 
dieſen Charakter noch nicht verloren hat, deshalb ſind wir ſeine politiſchen 
Gegner. Und weshalb iſt das Proletariat Englands und Frankreichs 
zum Teil anders geartet? Nicht nur die ältere oͤkono miſche Erziehungs⸗ 
arbeit, welche der organiſierte Intereſſenkampf der engliſchen Arbeiter- 
ſchaft an ihr vollzogen hat, iſt der Grund: es iſt vor allem wiederum ein 
politiſches Moment: die Reſonanz der Weltmachtſtellung, 
welche den Staat ſtetig vor große machtpolitiſche Aufgaben ſtellt und 
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den einzelnen in eine chroniſche politiihe Schulung nimmt, die er bei 
uns nur, wenn die Grenzen bedroht ſind, akut empfaͤngt. — Entſcheidend 
iſt auch fuͤr unſere Entwicklung, ob eine große Politik uns wieder die 
Bedeutung der großen politiſchen Machtfragen vor Augen zu ſtellen 
vermag. Wir muͤſſen begreifen, daß die Einigung Deutſchlands ein 
Jugendſtreich war, den die Nation auf ihre alten Tage beging und ſeiner 
Koſtſpieligkeit halber beſſer unterlaſſen haͤtte, wenn ſie der Abſchluß und 
nicht der Ausgangspunkt einer deutſchen Weltmachtpolitik ſein ſollte. 

Das Drohende unſerer Situation aber iſt: daß die buͤrgerlichen 
Klaſſen als Traͤger der Machtintereſſen der Nation zu verwelken ſcheinen 
und noch keine Anzeichen dafuͤr vorhanden ſind, daß die Arbeiterſchaft 
reif zu werden beginnt, an ihre Stelle zu treten. 

Nicht — wie diejenigen glauben, welche hypnotiſiert in die Tiefen 
der Geſellſchaft ſtarren — bei den Maſſen liegt die Gefahr. Nicht eine 
Frage nach der oͤkono miſchen Lage der Beherrſchten, ſondern die 
vielmehr nach der politiſchen Qualifikation der herrſchenden und 
aufſteigenden Klaſſen iſt auch der letzte Inhalt des ſo zial politiſchen 
Problems. Nicht Weltbegluͤckung iſt der Zweck unſerer ſozialpolitiſchen 
Arbeit, ſondern die ſoziale Einigung der Nation, welche die moderne 
oͤkonomiſche Entwicklung ſprengte, fuͤr die ſchweren Kaͤmpfe der Zukunft. 
Gelaͤnge es in der Tat, eine „Arbeiterariſtokratie“ zu ſchaffen, welche 
Traͤgerin des politiſchen Sinnes wäre, den wir heute an der Arbeiter⸗ 
bewegung vermiſſen, dann erſt moͤge der Speer, fuͤr welchen der Arm 
des Buͤrgertums noch immer nicht ſtark genug zu werden ſcheint, auf 
jene breiteren Schultern abgelegt werden. Bis dahin ſcheint es noch 
ein weiter Weg. 

Für jetzt aber ſehen wir eines: eine ungeheure politiſche Erziehungs- 
arbeit iſt zu leiſten, und keine ernſtere Pflicht beſteht für uns, als, ein jeder 
in ſeinem kleinen Kreiſe, uns eben dieſer Aufgabe bewußt zu ſein: an 
der politiſchen Erziehung unſerer Nation mitzuarbeiten, welche das 
letzte Ziel auch gerade unſerer Wiſſenſchaft bleiben muß. Die oͤkonomiſche 
Entwicklung der Übergangsperioden bedroht die natuͤrlichen politiſchen 
Inſtinkte mit Zerſetzung; es waͤre ein Ungluͤck, wenn auch die oͤkonomiſche 
Wiſſenſchaft dem gleichen Ziele zuſtrebte, indem ſie einen weichen 
Eudaͤmonismus, wenn auch in noch ſo vergeiſtigter Form, hinter der 
Iluſion ſelbſtaͤndiger „ſozialpolitiſcher“ Ideale zuͤchtete. 

Freilich duͤrfen deshalb gerade wir wohl daran erinnern, daß es das 
Gegenteil von politiſcher Erziehung iſt, wenn man ein Mißtrauensvotum 
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gegen die friedliche ſoziale Zukunft der Nation in Paragraphen zu 
formulieren ſucht, oder wenn das Brachium saeculare nach der Hand 
der Kirche greift zur Stuͤtze zeitlicher Autoritaͤten. Aber das Gegenteil 
von politiſcher Erziehung bekundet auch das ſchablonenhafte Geklaͤff 
jenes ſtets anwachſenden Chorus der — wenn mir der Ausdruck verziehen 
wird — Wald⸗ und Wieſen⸗Sozialpolitiker, und ebenſo jene menſchlich 
liebenswuͤrdige und achtungswerte, dennoch aber unfäglich ſpießbuͤrger⸗ 
liche Erweichung des Gemuͤtes, welche politiſche Ideale durch „ethiſche“ 
erſetzen zu koͤnnen meint und dieſe wieder harmlos mit optimiſtiſchen 
Gluͤckshoffnungen identifiziert. — 

Auch angeſichts der gewaltigen Not der Maſſen der Nation, welche 
das geſchaͤrfte ſoziale Gewiſſen der neuen Generation belaſtet, muͤſſen 
wir aufrichtig bekennen: ſchwerer noch laſtet auf uns heute das Bewußt⸗ 
ſein unſerer Verantwortlichkeit vor der Geſchichte. Nicht unſerer 
Generation iſt beſchieden zu ſehen, ob der Kampf, den wir fuͤhren, Fruͤchte 
trug, ob ſich die Nachwelt zu uns als ihren Ahnen bekennt. Es wird 
uns nicht gelingen, den Fluch zu bannen, unter dem wir ſtehen: Nach⸗ 
geborene zu ſein einer politiſch großen Zeit, — es muͤßte denn ſein, daß 
wir verſtuͤnden, etwas anderes zu werden: Vorlaͤufer einer groͤßeren. 
Wird das unſer Platz in der Geſchichte ſein? Ich weiß es nicht und ſage 
nur: es iſt das Recht der Jugend, zu ſich ſelbſt und ihren Idealen zu 
ſtehen. Und nicht die Jahre ſind es, die den Menſchen zum Greiſe machen: 
jung iſt er, ſolange er mit den großen Leidenſchaften, welche die Natur 
in uns legte, zu empfinden vermag. Und ſo — damit laſſen Sie mich 
ſchließen — ſind es nicht die Jahrtauſende einer ruhmreichen Geſchichte, 
unter deren Laſt eine große Nation altert. Sie bleibt jung, wenn ſie 
die Faͤhigkeit und den Mut hat, ſich zu ſich ſelbſt und den großen Inſtinkten, 
die ihr gegeben ſind, zu bekennen, und wenn ihre fuͤhrenden Schichten 
ſich hinaufzuheben vermoͤgen in die harte und klare Luft, in welcher die 
nuͤchterne Arbeit der deutſchen Politik gedeiht, die aber auch durchweht 
iſt von der ernſten Herrlichkeit des nationalen Empfindens. 
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Bismarcks Außenpolitik und die Gegenwart) 


I. Dreibund und Weſtmaͤchte 


ö ußerlich angeſehen war Bismarcks Außenpolitik: Dreibundpolitik. 
Aber die innerliche Lockerung, welche er ſelbſt durch den Ruͤck⸗ 
verſicherungsvertrag mit Rußland hineintrug, beweiſt, daß er ſogar 
dem bedingten Bund mit Oſterreich-Ungarn ſchon während feiner Amts⸗ 
fuͤhrung nur den gleichen hiſtoriſch bedingten Wert beimaß, wie in den 
„Gedanken und Erinnerungen“. Vollends uͤber Italien dachte er wohl 
ſehr ſkeptiſch. Die italieniſche Angſt vor der engliſchen Seemacht frei⸗ 
lich, welche Italien veranlaßte, nach Gruͤnden zu ſuchen, ſich der aktiven 
Teilnahme im Buͤndnisfalle zu entziehen, konnte Bismarck unmoͤglich 
in ſeine Rechnung einſtellen. Aber das Buͤndnis mit Italien hatte 
noch andere ſchwache Punkte. Bismarck hatte gleich zu Beginn die 
Forderung eines Verzichts auf die „Irredenta“ geſtellt, den er ſelbſt 
doch ſchwerlich als dauernd einſchaͤtzen konnte. Rein fachlich wäre eine 
rechtzeitige Verſtaͤndigung daruͤber, wie die Wiener Angebote dieſes 
Fruͤhjahrs zeigten, nicht ſo ſchwer geweſen, wie ſie jetzt geworden iſt. 
Der ſchwierigſte Punkt: Trieſt, hatte vor dem Kriege langſam an Be⸗ 
deutung fuͤr Italien verloren. Aber nachdem die Unterſchaͤtzung der 
Kraft und des Zuſammenhalts der Doppelmonarchie und das bei dem 
eigenen Verhalten Italiens ja leider ſubjektiv recht begreifliche, eben 
deshalb aber fuͤr den Gegenpart hoͤchſt verdaͤchtige und verletzende Miß⸗ 
trauen in die Koyalität Oſterreich⸗Ungarns die Verhandlungen zer: 
ſchlagen hatte, iſt jetzt ein Bund gebrochen und Blut gefloſſen und find 
die auf keinerlei nationales Intereſſe Italiens mehr zu gruͤndenden 
Forderungen italieniſcher Straßenpolitiker öffentlich erhoben worden. 
Das alles iſt jetzt erſchwerend hinzugetreten. Daß ein Entgegenkommen 
von Anfang des Buͤndniſſes an nur aus Oſterreich-Ungarns alleiniger 
Initiative und nur bei ſtärkeren und dauerhafteren Garantien möglich war, 
als ſie die ſtets aus Gruͤnden der Entſtehungsart des modernen Italiens 
gegenuͤber der Macht der Straße unſicher im Sattel ſitzende italieniſche 
) Frankfurter Zeitung, Dezember 1915. 
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Dynaſtie und Regierung bieten zu können ſchien, war klar. Vor allem 
aber war etwas Derartiges nur gelegentlich einer Ausdehnung der oͤſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Machtſphaͤre nach anderen Richtungen hin überhaupt 
moͤglich. Und da lag nun die Schwaͤche des Dreibunds in dem, was vom 
Standpunkt der Erhaltung des Friedens ſein Vorzug war: in ſeinem 
reinen Defenſivcharakter. Aus einem ſolchen Bund entſprangen keine 
Chancen fuͤr ein politiſches Ausdehnungsbeduͤrfnis Italiens. Auch die 
allgemeine Zuſage eventueller Kompenſationen im Falle der Ausdeh⸗ 
nung des Nachbars iſt erſt nachtraͤglich, und zwar in gleichem Schritt 
mit einer Lockerung der italieniſchen Verpflichtung, mithin als ein Be⸗ 
ſtandteil dieſer Lockerung, nicht aber als einer der poſitiven Zwecke des 
Bundes in den Vertrag aufgenommen worden. 

Dieſe Eigenart des Dreibundes folgte aus allgemeinen Eigentuͤmlich⸗ 
seiten der in jedem Sinn „konſervativen“ Bismarckſchen Politik. Sie 
war in keinem Sinn eine Politik eines „groͤßeren Deutſchlands“. 

Der Erwerb von Siedelungsland zur Erweiterung der Gebietsgrund— 
lage unſeres Volkstums waͤre angeſichts der Auswanderungsziffern in 
den ſiebziger Jahren naheliegend geweſen. Nachdem wir jetzt laͤngſt 
ohne eine Millionenziffer fremder Arbeitskraͤfte im Lande nicht mehr 
auskommen, iſt er nach meiner Anſicht uͤberholt. Die Hinzufuͤgung 
neuer, mit dem geſchloſſenen Körper des Deutſchtums nicht zuſammen⸗ 
haͤngender Fetzen deutſchen Bauernlandes im Oſten wuͤrde angeſichts 
der dortigen, ohnehin unguͤnſtigen Geſtaltung unſeres Siedelungs- und 
Sprachgebiets Bismarck in keinem Fall in Betracht gezogen haben, 
auch wenn er mit der jetzigen Lage jemals zu rechnen gehabt haͤtte. 

Auch dem Gedanken uͤberſeeiſcher Erwerbungen ſtand er bekanntlich 
innerlich fremd gegenuͤber. In dieſer Frage ſchob der Veraͤchter der 
oͤffentlichen Meinung dieſer die Initiative zu. Fuͤr eine ſolche mangelte 
damals jegliche kapitaliſtiſche Intereſſengrundlage. 

Zufällige geſchaͤftliche Einzelunternehmungen in Weſtafrika, zufällige 
Pioniertaten einzelner in Oſtafrika beſtimmten dann die Richtung 
uͤberſeeiſchen Erwerbs dort. Unſere ſonſtige koloniale Ausdehnung kam 
vollends verſpaͤtet und blieb nach Art und Umfang duͤrftig. Man braucht 
die großen Kolonialgebiete, welche andere Staaten: Rußland, England, 
Frankreich, Belgien, im letzten Menſchenalter neu annektierten, nur 
mit unſeren eigenen Erwerbungen zu. vergleichen, um zu ſehen, daß 
dieſe Kolonialpolitik rein ſachlich niemandes Eiferſucht zu erregen ge= 
eignet war. Weil hiſtoriſche wirtſchaftliche Intereſſenſphaͤren fuͤr uns 
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fehlten, vollzog ſich unfere Überſeeausdehnung als ein Streuerwerb in 
aller Welt, der nur fuͤr einen kuͤnftigen Austauſch gegen moͤglichſt ge⸗ 
ſchloſſene Intereſſengebiete Sinn haben konnte. Inzwiſchen aber hatte 
dieſer Streuerwerb den Nachteil, uns angeſichts des Geraͤuſches, welches 
er erregte, in Reibung mit aller Welt zu bringen und unſer Wollen, 
bei Fehlen hiſtoriſcher Intereſſenſphaͤren, als unſachlichen Ehrgeiz er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. Er engagierte uns auch an Punkten, wohin unſere 
Machtmittel nicht reichten. Oſtaſiatiſchen Beſitz haͤtten wir in keinem 
Fall eines Krieges mit einer dortigen Großmacht wirkſam verteidigen 
konnen. 

Einen Grund zum ernſtlichen Konflikt mit England hat dieſer Überfee- 
erwerb nicht gebildet. Im Gegenteil: in gewiſſem Maße hatte jeder 
deutſche Kolonialbeſitz fuͤr England den Wert eines „Pfandes“. Denn 
ſelbſt bei gleicher Flottenmacht waͤre fuͤr uns die geographiſche Lage 
Englands als eines Riegels vor der Nordſee und die Lage von Liverpool 
durch nichts auszugleichen (ſelbſt nicht durch die Eroberung aller Kanal⸗ 
haͤfen !). Allein dieſer Umſtand hat Bismarck nicht davon abgeſchreckt, 
ſchließlich doch Kolonien zu erwerben. Mit Recht. Objektiv auch fuͤr 
heute mik Recht deshalb, weil wir andererſeits Machtmittel auch gegen 
England beſitzen, welche nach den Erfahrungen dieſes Krieges, den 
England mit der ſtaͤrkſten überhaupt moglichen Koalition gegen uns 
fuͤhrt, fuͤr kuͤnftig ſteigend ins Gewicht fallen werden. Und nach jetzt 
1½ Jahren ſind die wichtigſten deutſchen Beſitzungen noch immer 
nicht ganz erobert. Andererſeits iſt das Ideal eines moͤglichſt ſich ſelbſt 
genuͤgenden Reichs für uns eine offenbare Utopie. Alle Textilſtoffe 
und wichtige Metalle werden dauernd vom Ausland bezogen, alſo 
durch Außenhandel verdient werden muͤſſen. Ob aber Kolonien oder 
Handelsſchiffe und Handelsverbindungen das „Pfand“ bilden, iſt gleich⸗ 
guͤltig. Zu Bismarcks Zeit konnte nicht als wahrſcheinlich gelten, daß 
die engliſche Politik jemals das Intereſſe haben wuͤrde, ſich, wie ſie 
im Begriffe zu tun ſteht, ohne Not in uns einen Todfeind fuͤr alle Zu⸗ 
kunft zu ſchaffen. Auch nicht, daß es erſt eines Krieges mit uns beduͤrfen 
wuͤrde, um engliſchen Politikern zu zeigen, was ein Konflikt mit uns 
auch für England bedeute. Auch nicht, daß in England Theorien ent: 
ſtehen wuͤrden, wonach „jeder Engländer reicher fein wuͤrde“, wenn 
Deutſchland aufhoͤrte zu exiſtieren. Wie dieſe Rechnung ſteht, weiß 
jeder öͤkonomiſch Gebildete. Geſetzt aber, fie wäre richtig, jo würde das, 
was ſich England auf unſere Koſten an Seehandelsprofit (zu 10 Pro⸗ 
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zent des Umſatzes) günftigenfalls aneignen koͤnnte, nicht ganz ein Drittel 
deſſen ausmachen, was von ihm an Schuldzinſen und Mehrausgaben 
fuͤr das Heer zur Durchfuͤhrung einer Politik blinden Neides jaͤhrlich 
mehr aufzuwenden waͤre. Es iſt rein ſachlich ein Irrtum, anzunehmen, 
daß eine dauernde Verſtaͤndigung und ſelbſt ein feſtes Bündnis beider 
Maͤchte aus dieſen Gruͤnden unmoͤglich geweſen waͤre. Ein Buͤndnis 
kam fuͤr Bismarck nicht in Frage, weil die damalige Tradition der eng⸗ 
liſchen Politik feſte Buͤndniſſe ablehnte, teils weil es als unzulaͤſſig fuͤr 
eine Parteiregierung galt, die kuͤnftige Regierung der Gegenpartei zu 
binden, teils aus der uͤberlieferten Politik der freien Hand heraus, welche 
damals als dem Intereſſe an dem beruͤchtigten „Gleichgewicht der 
Kraͤfte“ allein entſprechend galt. Waͤre es aber in Frage gekommen, 
ſo wuͤrden teils innerpolitiſche Antipathien, teils und entſcheidend aber 
die uͤberlieferten Beziehungen zu Rußland es fuͤr Bismarck ausge⸗ 
ſchloſſen haben. Als ſpaͤter die engliſche Politik buͤndnisreif wurde, ge⸗ 
ſchah dies aus Angſt vor uns und um ſich gegen uns zu wenden. Dafuͤr 
gab aber nicht unſer duͤrftiger Kolonialbeſitz und auch nicht in erſter 
Linie unſer gelegentlich laͤſtiger Handelsauſſchwung den Ausſchlag, ſon⸗ 
dern: die vermeintliche Bedrohung in der Nordſee. An die Tatſache 
einer relativ ſteigenden Seemacht aller anderen Maͤchte wird ſich Eng⸗ 
land ſchon infolge der bevorſtehenden Entſtehung einer amerikaniſchen 
Flotte erſten Ranges endguͤltig gewoͤhnen muͤſſen. Fuͤr den Umfang 
unſerer eigenen Ruͤſtung aber haben eine Reihe unſachlicher und des⸗ 
halb unkluger Ruͤckſichtsloſigkeiten der engliſchen Politik den Ausſchlag 
gegeben. Sie behandelte in Arger uͤber unſeren Flottenbau auch unſere 
kolonialpolitiſchen Intereſſen in allzu augenfaͤlliger Art unfreundlicher 
als diejenigen Frankreichs mit ſeiner damals weit groͤßeren Flotte. 
Wir gewannen dadurch den Eindruck, daß England bei allen uͤberſeeiſchen 
Chancen Deutſchlands, auch wo wichtige engliſche Intereſſen gar nicht 
bedroht wurden, dennoch ſtets gegen uns Partei nehmen wuͤrde. Bei 
dieſem ſachlich nicht gebotenen Verhalten war die Angſt vor uns ein 
ſchlechter Berater. Es liegt vor Augen, welche Zukunftsintereſſen die 
engliſche Politik mit ihrer Wendung gegen uns und Oſterreich⸗Ungarn 
dieſem Geſpenſt geopfert hat und, wenn ſie ſich nicht aͤndert, noch wird 
opfern muͤſſen. 

Die Bismarckſche Politik konnte dieſe Entwicklung nicht vorausſehen 
und ging von der Annahme aus, daß wir auf Englands Neutralität 
mindeſtens fuͤr den Fall eines Zuſammenſtoßes mit Rußland ſicher 
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tehnen dürften. Allerdings hatte Bismarck auch keine ganz zutreffende 
Vorſtellung von den militaͤriſchen Verhaͤltniſſen, welche im Fall einer 
doch immerhin moͤglichen Feindſeligkeit Englands gegen uns eintreten 
koͤnnten. „Die Engländer jagen wir mit ein paar Landwehrregimentern 
in die Nordſee“, lautete ſeine Antwort an die Staatsmaͤnner, welche 
ihn in Friedrichsruhe aufſuchten, um (vergeblich) ſeine Sympathie fuͤr 
den Flottenbau zu gewinnen. Es iſt heute jedermann klar, welche Trag⸗ 
weite fuͤr die Moͤglichkeit, zur See uͤberhaupt einer Großmacht wuͤrdig 
aufzutreten, der Beſitz von Helgoland hat. Damit vergleiche man die 
darauf bezuͤglichen Bemerkungen der „Gedanken und Erinnerungen“. 
Nuͤchtern zog Bismarck es vor, dies für unſer heutiges Empfinden ver⸗ 
letzende deutſche Gibraltar lieber in — wie er annahm — neutraler 
Obhut beſtehen zu laſſen, als die Verpflichtung zu uͤbernehmen, dieſen 
„Steinfelſen“ kuͤnftig unſererſeits gegen die franzoͤſiſche Flotte (die er 
allein in Betracht zog) verteidigen zu muͤſſen. Die geringfuͤgigen Lei⸗ 
ſtungen der Franzoſen zur See 1870 ermoͤglichten es ihm, die Marine 
als ſubaltern zu behandeln. In den 70er Jahren waͤre der Bau einer 
ausreichenden deutſchen Flotte ſchwerlich als Bedrohung Englands 
empfunden worden, ſondern als eine ſelbſtverſtaͤndliche Ehrenpflicht, 
unſere einer Großmacht nicht wuͤrdige Ohnmacht zur See gegenuͤber 
Frankreich auszugleichen. In ſtarkem Maße innerpolitiſche Antipathien 
beſtimmten Bismarcks verhaͤngnisvolle ablehnende Stellung zur Flotte, 
für welche, wie er fagte, „ſogar der Abgeordnete Rickert“ Sympathie 
habe. Das damals Unterlaſſene wurde ſpaͤter ſchwer und daher mit 
einem Geraͤuſch nachgeholt, welches Mißtrauen erwecken konnte. 

Was an der heutigen Praxis der engliſchen Seeherrſchaft das für 
uns Unertraͤgliche iſt, weiß jedermann. Dem allein durch England ge⸗ 
flüßten Seebeuterecht hat die Initiative Englands heute ein noch weit 
gehaͤſſigeres Landbeuterecht zur Seite geſtellt. Die Willkuͤr der Konter⸗ 
bandebegrenzung bekommt jeder neutrale Staat zu fuͤhlen. Wir un⸗ 
ſererſeits wuͤrden in jedem Kriege Englands gegen den Verſuch einer 
ſolchen Kontrolle und Vergewaltigung, wie ſie gegenuͤber anderen 
Maͤchten, auch Großmaͤchten, jetzt geuͤbt worden iſt, um unſerer Ehre 
willen Gewalt haben anwenden muͤſſen. Die engliſche Politik wird 
über die wirkliche Wirkung ihres Verhaltens auf die Stimmung der Welt 
erſt nach dem Kriege ihre Erfahrungen zu machen haben, wenn die Augen⸗ 
blickskonſtellation der Intereſſen fie nicht mehr verſchleiert. Ent: 
ſcheidend wird dann wohl die Erfahrung wirken, daß alle dieſe Ver⸗ 
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gewaltigungen und ſittenloſe Gehaͤſſigkeit eines kraͤmerhaften Wirtſchafts⸗ 
krieges gegen uns nutzlos geweſen ſind. Aber nur, wenn die Schluͤſſe 
daraus von England ſchon im Friedensvertrag voll gezogen werden, 
kann dieſer die Pforte zu einer Verſtaͤndigung werden. 

Die Racheabſicht der Franzoſen hat Bismarck nach 1870 als etwas 
fuͤr alle Zukunft in unſere Rechnung Einzuſtellendes angeſehen. Welche 
Momente bei einer ſolchen Auffaſſung ihn eigentlich zur Herausgabe 
von Belfort veranlaßten, wiſſen wir heute ebenſowenig, wie wir die 
Stellung der damaligen militaͤriſchen Autoritaͤten zu dieſem Schritt 
kennen. Bismarck begann dann in Ermangelung anderer Moͤglichkeiten 
eine Politik der Iſolierung Frankreichs, welche von ihm ſelbſt unmoͤglich 
auf unbegrenzte Zeit berechnet ſein konnte. Gleichzeitig machte er ſeine 
bekannten Verſuche der Ablenkung der Franzoſen auf koloniale Er⸗ 
werbungen in der Erwartung, ſie wuͤrden, auf dieſem Gebiet von uns 
unbehelligt und loyal gefördert, die kontinentalen Gegenſaͤtze ſchließlich 
vergeſſen. Zunaͤchſt enttäufchte der Sturz Ferrys dieſe Politik, die aber 
dennoch fortgeſetzt wurde. Sie war kontinentalpolitiſch völlig verſtaͤnd⸗ 
lich. Weltpolitiſch aber hat ſie auch einige bedenkliche Folgen gehabt. 
Woruͤber wir uns in letzter Zeit mit Grund beſchwerten, war bekannt⸗ 
lich, daß Frankreich und andere Maͤchte unſere Exiſtenz bei Fragen 
der Verteilung von Intereſſenſphaͤren einfach ignorierten. So Eng⸗ 
land bei ſeiner ſuͤdafrikaniſchen, Frankreich bei ſeiner nordafrikaniſchen 
Politik. Keine Großmacht darf ſich ungeſtraft immer wieder vor voll- 
zogene Tatſachen ſtellen und uͤber ſich zur Tagesordnung uͤbergehen 
laſſen. Eben jene Haltung der Bismarckſchen Politik hatte aber Frank⸗ 
reich und die Welt daran gewoͤhnt, die Vorgaͤnge in Überſeegebieten 
als Dinge anzuſehen, bei denen eigentlich Deutſchland nur aus Anmaßung 
mitzureden beanſpruche. Der nuͤchterne Standpunkt des „do ut des“ 
war ausgeſchaltet. Als er von unſerer Seite aufgenommen wurde, 
ſtand das entſtehende Geraͤuſch zu unſeren wahrlich beſcheidenen An- 
ſpruͤchen außer allem Verhaͤltnis, und wir gerieten dadurch in eine auch 
innerlich unguͤnſtige Poſition. Denn es iſt klar, daß ein Krieg mit Frank⸗ 
reich wegen „kapitaliſtiſcher“ Intereſſen in Marokko nicht jener unbe⸗ 
dingten innerlichen Hingabe des deutſchen Volkes ſicher geweſen wäre, 
welche ſelbſtverſtaͤndlich war, als Frankreich, von uns unbedroht, als 
ruſſiſcher Vaſall uns angriff. Eine fruͤhzeitigere und ſtaͤrkere kolonial⸗ 
politiſche Betätigung Deutſchlands haͤtte jedenfalls die Kriegsgefahr 
Frankreich gegenuͤber nicht geſteigert. Fuͤr dieſe bleibt allein entſcheidend 
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die franzoͤſiſche Vorſtellung, daß die Zugehörigkeit des Elſaß zu uns 
ein Proviſorium ſei. Dieſe Anſicht erhielt freilich durch das Proviſorium 
ſeiner ſtaatsrechtlichen Stellung im Reich ſtets neue Nahrung. Es gab 
daher in Frankreich eine nicht ganz unerhebliche Stroͤmung fuͤr ein 
ſchweigendes Nebeneinander, aber keine fuͤr eine offene Verſtaͤndigung 
mit uns. Eine Politik des Ignorierens iſt aber gegenuͤber einer Groß⸗ 
macht friedlich nicht durchfuͤhrbar. Daruͤber war auch die franzoͤſiſche 
Politik nicht im Zweifel. Sie konnte aber den Entſchluß zu etwas ande⸗ 
rem nicht finden. Und ſeitdem ſie den gebildeten Klaſſen des Landes 
auf Verlangen Rußlands die dreijährige Dienſtzeit zugemutet hatte, 
mußte ſie poſitiv entſchloſſen ſein, den Krieg gegen uns baldmoͤglichſt 
zu fuͤhren. „Wir werden Barbaren, wenn wir drei Jahre in der Kaſerne 
liegen muͤſſen; entweder wir vernichten Deutſchland und brauchen das 
dann nicht mehr, oder — es lohnt nicht mehr“, war das entſcheidende 
Argument, welches man von gebildeten Franzoſen zu hoͤren bekam. 
Nachdem entgegen der Annahme vieler von uns, welche unſer eigenes 
Heer noch mit der dritten Jahresklaſſe kannten, die zweijährige Dienſt⸗ 
zeit ſich bei uns ſo glaͤnzend bewaͤhrt hat, wird auch in Frankreich kuͤnftig 
jenes Argument an Gewicht verlieren. Die Erfahrung, daß auch dieſe 
Koalition Elſaß⸗Lothringen nicht wiederbringt, und die zu erwartende 
endguͤltige Regelung von deſſen Stellung in Deutſchland kann manches 
aͤndern. Wie ſchnell und viel wiſſen wir nicht. 

Fuͤr den Augenblick liegt zwiſchen uns und den beiden Gegnern im 
Weſten vor allem das belgiſche Problem. Der deutſche Stand⸗ 
punkt zu Belgien iſt nicht unbekannt, aber immer wieder unzutreffend 
formuliert. Belgiens Selbſtaͤndigkeit war von Frankreich bedroht, von 
Bismarck geſtuͤtzt. Den Kongoſtaat hat Bismarcks Politik dem Koͤnig 
der Belgier ſchaffen helfen. England hat dieſen Beſitz ſo lange bedroht, 
bis Belgien ſich ihm politiſch und militaͤriſch willfaͤhrig zeigte. In dem 
Irrſinn, dieſes von jeher in ſeinen beiden Nationalitaͤten gleich ſtark 
an ſeiner Unabhaͤngigkeit haͤngende Volkstum aus gleichviel welchen 
Gruͤnden uns jemals zwangsweiſe angliedern zu wollen, ſind vor dem 
Kriege weder kluge noch törichte deutſche Politiker je verfallen. Was 
koͤnnte es uns auch nuͤtzen, wenn dadurch das uns ſtammverwandte 
Holland dazu getrieben wuͤrde, „Einfallspforte“ der Gegner zu wer⸗ 
den? Nicht daß Belgien, wohl aber daß das hollaͤndiſche Volkstum und 
mit ihm das Rheinmuͤndungsgebiet ſich national von uns geſchieden 
hat, iſt beklagenswert. Aber die Verſaͤumniſſe unſeres Mittelalters ſind 
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heute nicht mehr rüdgängig zu machen, und es iſt bedauerlich genug, 
daß Hannovers Verhalten 1866 zur Einverleibung in Preußen zwang 
und durch dieſen Eindruck das hiſtoriſche Vertrauensverhaͤltnis Hollands 
zu uns getruͤbt war. Dies zu verſchaͤrfen beſtand und beſteht kein Grund. 
Die Schwierigkeiten in den Beziehungen zu zn waren und find 
rein militaͤriſcher Art. 

Ein Mittelſtaat, welcher lediglich die gegen Deutſchland gerichtete 
Grenze wirklich befeſtigte, ſeine Seegrenze gegen England und ſeine 
Landgrenze gegen Frankreich aber in voͤllig verteidigungsunfaͤhigem 
Zuſtand ließ, welcher ein zur Abwehr eines Durchmarſches unzulaͤng— 
liches Heer hielt und ſein Verteidigungsſyſtem letztlich auf die Behaup— 
tung einer von jenen beiden verteidigungsloſen Grenzen möglichft 
entfernt liegenden Feſtung zuſchnitt — ein ſolcher Staat konnte, mili⸗ 
taͤriſch und politiſch betrachtet, unmoͤglich als effektiv neutral gelten. 
Seine Neutralitaͤt war in der Tat „Papier“. Vollends nachdem jahre⸗ 
lang in ſeinen fuͤhrenden Blaͤttern und in ſpontanen Kundgebungen 
ſeines Parlaments immer wieder und zwar ohne jeglichen Anlaß unſerer- 
ſeits die Parteinahme fuͤr unſere Gegner zum Ausdruck gebracht worden 
war. Wirtſchaftliche Momente: die Stellung des franzoͤſiſchen Kapitals 
in ſehr vielen, unter belgiſcher Flagge gehenden Unternehmungen, be= 
guͤnſtigt durch die faſt abſolute rechtliche Freiheit des Boͤrſenverkehrs 
und der Aktiengruͤndungen in dieſem Eldorado der Bourgeoiſie, ſprachen 
bei dieſer ſonſt ganz unverſtaͤndlichen Haltung entſcheidend mit. Auch 
nicht die allergeringſte Gewaͤhr beſtand daher dafuͤr, daß dieſer Staat 
nicht im Ernſtfall feine Neutralität genau fo betätigen wuͤrde, wie 
Griechenland jetzt unter dem Zwang unſerer Gegner hat tun muͤſſen, 
d. h. alſo: unter formalem Proteſt den Durchmarſch unſerer Feinde 
geſchehen laſſen wird. Zum Überfluß war erinnerlich, daß England die 
Verſetzung der hollaͤndiſchen Seekuͤſte in verteidigungsfaͤhigen Zuſtand 
faſt wie einen Akt der Feindſeligkeit gegen ſich behandelt und zu hinter⸗ 
treiben geſucht hatte, um den Einbruch durch hollaͤndiſches Gebiet nach 
Deutſchland offen zu halten. Hollands Neutralitaͤt wurde von uns ebenſo 
peinlich reſpektiert wie die der Schweiz. Das gleiche wäre ſelbſtverſtaͤnd⸗ 
lich im gleichen Fall Belgien gegenuͤber geſchehen. Wie man in Deutſch⸗ 
land daruͤber dachte, war denen, die es anging, nicht verborgen. Belgien 
aber verſagte uns jene Flankendeckung gegen Überfaͤlle uͤber ſein Gebiet, 
welche die Schweiz durch ihre effektive Neutralität ebenſo uns wie un⸗ 
ſeren Gegnern gewaͤhrte. Dabei war die deutſche Weſtgrenze bereits 
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durch die Anderung des bis 1867 zu beiderſeitiger Zufriedenheit in 
Luxemburg beſtehenden Zuſtandes hoͤchſt unguͤnſtig beeinflußt. Bis⸗ 
marck hatte das Beſatzungsrecht ausſchließlich um des Friedens willen 
Napoleon gegenüber aufgegeben. Der Krieg von 1870 blieb uns aber 
dennoch nicht erſpart. 

Das nur aus unbeglaubigten Geruͤchten bekannte angebliche Projekt 
des jetzigen Koͤnigs der Belgier, einen Bund der neutralen Mittelſtaaten 
zuſammenzubringen, haͤtte die Lage vielleicht verſchieben koͤnnen. Frei⸗ 
lich nur in dem leider aͤußerſt unwahrſcheinlichen Fall, wenn dabei 
etwa in erſter Linie an eine feſte militaͤriſche Verbindung Belgiens mit 
Holland zum Zwecke der gemeinſamen Verteidigung ihrer Neutralitaͤt 
gegen jede Antaſtung, alſo vor allem auch zur Herſtellung eines ver: 
teidigungsfaͤhigen Zuſtandes der Suͤd⸗ und Seegrenzen Belgiens, ge: 
dacht geweſen wäre. Mit ſolchen effektiven Neutralitätsgarantien hätte 
Deutſchland ſich zufrieden geben koͤnnen und es waͤre uns dann der 
trotz aller zwingenden Gruͤnde fuͤr das Empfinden jedes Deutſchen 
peinliche präventive Durchmarſch durch Belgien erſpart geblieben, den 
vermeiden zu koͤnnen auch Bismarck ſicher mit allen Mitteln angeſtrebt 
hätte. Ob etwa jene vagen Möglichkeiten künftig jemals praktiſche 
Bedeutung gewinnen konnten, iſt bei der Stellung der beteiligten 
Nationalitäten zueinander durchaus problematiſch und hängt jedenfalls 
nicht von uns ab. Nachdem das Geſchehene einmal geſchehen mußte 
und nachdem inzwiſchen die Emigrantenregierung in Havre ausdruͤcklich 
die Forderung von Gebietserweiterungen Belgiens angemeldet hat, iſt 
die Lage ſtark verändert. Greifbare Garantien find geboten. Daß dieſe 
jeder gewiſſenhafte deutſche Politiker nach Art und Zeitdauer gern 
auf das unentbehrliche Mindeſtmaß beſchraͤnken moͤchte, weiß jedermann. 
Denn es beſteht keinerlei Intereſſe Deutſchlands daran, ſich Todfeinde 
zugleich jenſeits der Grenze und im eigenen Lande zu ſchaffen und ſeine 
Politik auf lange Zeit gaͤnzlich gegen die Weſtmaͤchte feſtzulegen. Klar 
iſt aber, daß die Art jener Garantien von der politiſchen „Geſinnung“ 
abhaͤngen muß, deren wir uns von unſeren Nachbarn im Weſten und 
jenſeits der Nordſee kuͤnftig zu verſehen haben werden, dann naͤmlich, 
wenn die Leidenſchaften des Kriegs verflogen ſind. Über „Geſinnungen“ 
überhaupt und vollends uͤber Zukunftsgeſinnungen iſt durch Friedens⸗ 
vertraͤge nichts auszumachen. Die Garantien, wie immer ſie ausſehen 
mögen, muͤſſen alſo mindeſtens für ſolange Zeit gelten, bis fi) voraus⸗ 
ſichtlich klar uͤberſehen läßt, woran Deutſchland mit jenen Nachbarn fein 
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wird. Zur Zeit find leider ihre Geſinnungen die denkbar ungünftigften 
fuͤr die Erwartung, daß wir kuͤnftig dort Ruhe haben werden. Wenn 
ſelbſt jetzt noch Miniſter der Weſtmaͤchte (auch Englands!) von Abtren⸗ 
nungen deutſchen Gebiets reden, uͤber die Deutſchland, wie ſie wiſſen, 
auch dann nicht verhandeln wuͤrde, wenn bei Koͤln und Heidelberg ſtatt 
bei Arras und Reims gekaͤmpft wuͤrde, fo kann allerdings von ernſt⸗ 
haften Friedenseroͤrterungen keine Rede fein. Angeſichts deſſen werden 
vielmehr diejenigen deutſchen Politiker ſich im Recht fuͤhlen, welche die 
Anſicht vertreten, daß bei der Geſinnung unſerer Gegner ein Friede in 
jedem Falle nur ein Waffenſtillſtand, und daß es alſo militaͤriſch unklug 
ſein werde, irgendein Stuͤck beſetztes Land herauszugeben. Muͤßte man 
dieſen Eindruck gewinnen, dann freilich bliebe nichts uͤbrig, als das 
Fauſtpfand feſtzuhalten und die Gegner einfach ſo lange gegen die deut⸗ 
ſchen Linien anrennen zu laſſen, als ſie wollen, und abzuwarten, bis ſie 
fuͤr diesmal aufhoͤren muͤſſen. Das deutſche Heer kann das. Das Schick⸗ 
ſal moͤge die europaͤiſche Kulturwelt, uns ſelbſt eingeſchloſſen, davor 
bewahren, daß es geſchehen muͤßte. Dies haͤngt jedoch nicht von uns ab, 
und die bekannten Worte des Reichskanzlers gaben dieſer Lage den 
zutreffenden Ausdruck. 


II. Dreibund und Rußland 


Durch die Ereigniſſe uͤberholt iſt die Bismarckſche Politik im Oſten. 
Infolge unſerer eigentuͤmlichen Lage dort war ſie nicht ganz frei von 
widerſprechenden Möglichkeiten. Man konnte innerlich nicht wohl 
gleichzeitig ein dauerndes Waffenbuͤndnis mit Oſterreich⸗Ungarn für 
wuͤnſchenswert halten und den Ruͤckverſicherungsvertrag mit Ruß: 
land abſchließen. Letzten Endes war aber auch ſchon nicht recht abzu⸗ 
ſehen, was Deutſchland fuͤr ein Intereſſe daran hatte, den Berliner 
Kongreß zu arrangieren und den unvermeidlichen Haß enttaͤuſchter Hoff⸗ 
nungen auf ſich zu nehmen, wenn dieſe Probleme uns wirklich „Hekuba“ 
waren. Eine Feſtſetzung der Ruſſen in Konſtantinopel haͤtte nach Bis⸗ 
marcks ſpaͤteren Erklaͤrungen ihm nicht nur fuͤr die deutſchen, ſondern 
auch für die oͤſterreichiſch-ungariſchen Intereſſen unter gewiſſen Be: 
dingungen als unſchaͤdlich und direkt nuͤtzlich gegolten. War dies wirk⸗ 
lich ſeine letzte Meinung, dann freilich war nicht recht erſichtlich, aus 
welchem Grund gerade wir der damaligen engliſchen Politik zu Hilfe 
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kamen. Es kann, ſolange nicht triftige Gründe dagegen vorliegen, nicht 
als unwahrſcheinlich gelten, daß auch ſpaͤter eine langfriſtige Verftän- 
digung unſerer beiden oͤſtlichen Nachbarn über die Zerlegung des Balkan⸗ 
gebietes in Intereſſenſphaͤren durch Vermittlung des Kanzlers moͤglich 
geweſen waͤre, wie ſie der damaligen, inzwiſchen gruͤndlich veraͤnderten 
Lage entſprach. Das Desintereſſement Rußlands an den Gebieten zwi⸗ 
ſchen der Adria und der bulgariſchen Grenze war noch bis in weit ſpaͤtere 
Zeit alles, was Oſterreich im Intereſſe ſeiner Exiſtenz verlangen mußte. 
Darauf einzugehen, hat ſich Rußland erſt ſpaͤter durch ſein Engagement 
in Serbien außerſtande geſetzt. Sich aus gefuͤhlspolitiſchen Motiven 
an Punkten zu engagieren, bis zu welchen aus politiſch⸗geographiſchen 
Gruͤnden die eigenen Machtmittel nicht mit Sicherheit reichen, fuͤhrt 
ſehr leicht zu ſolchen für das Preſtige bedenklichen Fehlſchlaͤgen, wie 
wir ſie bei unſerer Burenpolitik erfuhren und wie ſie den Ruſſen fuͤr 
ihre Serbenpolitik jetzt im groͤßten Maßſtab zuteil werden. Nicht nur 
und letztlich nicht einmal vornehmlich die Entſtehung ſtarker wirtſchaft⸗ 
licher Intereſſen Deutſchlands in Kleinaſien und Meſopotamien, ſondern 
ſehr weſentlich dies rein politiſche Hinausdraͤngen Rußlands uͤber ſeinen 
natuͤrlichen Aktionsradius hat Gegenaktionen Deutſchlands im Orient 
und jetzt die fuͤr Rußland ſo peinliche Kampfgemeinſchaft mit der Tuͤrkei 
und Bulgarien ins Leben gerufen. Über die rein wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſen waͤre eine Verſtaͤndigung gerade mit Rußland nicht ſchwer ge⸗ 
weſen. Das ſtarke politiſche Engagement, welches jetzt das aus poli⸗ 
tiſchen Motiven entſtandene Buͤndnis fuͤr uns mit ſich bringt, hat alle 
Vorausſetzungen der Bismarckſchen Politik endguͤltig verſchoben. Dieſe 
und ihre ſcheinbaren Widerſpruͤche beruhten auf der Annahme, daß 
1. wirkliche Intereſſengegenſaͤtze zwiſchen uns und Rußland nicht vor: 
liegen, daß vielmehr 2. Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Rußland und 
uns infolge der Teilung Polens beſtehe und immer beſtehen werde. 
Das polniſche Problem war einer der Angelpunkte ſeiner Politik. Es 
beherrſchte ſeine Außenpolitik gegen Oſten durchweg und ſeine innere 
Politik im Kulturkampf und auch ſonſt in ſehr entſcheidender Art. Die 
Polen waren ihm die Landesverraͤter ſchlechthin kraft unausrottbarer 
Eigenart, wie ſie es fuͤr die Ruſſen ſeit Nikolaus I. geweſen waren. 
Auch wer dieſer Anſicht abſolut fernſtand und die von Anfang an ganz 
verfehlte antipolniſche Sprachenpolitik in Preußen ablehnte, konnte 
unter den früheren Verhaͤltniſſen ſchwer umhin, für die preußiſche 
Siedelungspolitik im Oſten und gegen die Zulaſſung der polniſchen Ar⸗ 
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beiter in Deutſchland einzutreten. Die unvermeidliche Konkurrenz der 
Nationalitaͤten und nationalen Kulturen im Oſten wollte man nicht dem 
Prinzip der billigſten Hand im Kampf um Bodenbeſitz und Arbeitsmarkt 
unterſtellt ſehen. Das Verſchwinden des loyal preußiſchen Beamtentums 
polniſcher Herkunft war eine unangenehme Begleiterſcheinung der Art, 
wie ſeit Bismarck der Kampf gefuͤhrt wurde. 

Dieſe Lage iſt völlig verändert. Zunaͤchſt durch eine Entwicklung im 
deutſchen Polentum, welche es nicht mehr zulaͤßt, nur von der „billigeren 
Hand“ zu reden. Dann durch die jetzt entſtandene politiſche Lage Deutſch⸗ 
lands gegenuͤber den Polen. Nicht nur darf eine deutſche Regierung 
unter gar keinen Umſtaͤnden oͤffentliche Verſprechungen gemacht haben, 
die nicht zur Wahrheit werden, wie dies in Rußland nach deſſen Eigen⸗ 
art immer wieder unvermeidlich geſchehen wird. Sondern vor allem 
weiſt die Gewalt der Tatſachen beide Nationen für die Zukunft auf⸗ 
einander hin. Während England unſeren Handel und Überjeebefig, 
Frankreich die Integritaͤt unſeres Landbeſitzes bedrohen kann, iſt Ruß⸗ 
land die einzige Macht, welche im Fall des Sieges, wie die polniſche, 
ſo auch die deutſche Nationalitaͤt und politiſche Selbſtaͤndigkeit in ihrem 
ganzen Beſtande zu bedrohen in der Lage waͤre. Das wird in Zukunft 
vermutlich in ſteigendem Maße der Fall ſein. Die Frage, wie die Ver⸗ 
ſtaͤndigung der Deutſch⸗Polen in den bisherigen Streitpunkten ge⸗ 
ſtaltet werden kann (z. B. etwa: Abgrenzung von lokalen Siedelungs⸗ 
gebieten für jede Nationalität), kann jetzt und hier nicht behandelt werden. 
Sicher iſt nur, daß die Aufgabe vor uns ſteht. Erſt recht nicht koͤnnte die 
kuͤnftige Politik den außerdeutſchen Polen gegenuͤber hier eroͤrtert 
werden. Sicher iſt nur, daß dies die wichtigſte aller zwiſchen uns und 
Oſterreich⸗Ungarn zu regelnden Fragen iſt, und daß daruͤber vor Ein⸗ 
tritt in die Friedensverhandlungen Einigkeit erzielt ſein muß. 

Die Bismarckſche Staatskunſt wuͤrde ſicherlich Nachdruck darauf gelegt 
haben, 1. daß eine Umgebung Schleſiens durch das Gebiet eines einheit⸗ 
lichen, ſei es auch noch ſo feſt befreundeten Staatsweſens wirtſchaftlich 
und politiſch⸗geographiſch nicht annehmbar ſei, außer bei Herſtellung 
ſolcher Beziehungen, welche jede Zwieſpaͤltigkeit der beiderſeitigen 
Wirtſchafts⸗ und Geſamtpolitik dauernd ausſchließen wuͤrden, 2. daß 
wenigſtens im Nordoſten die techniſch⸗militaͤriſche Sicherung einer et⸗ 
waigen Grenze Mitteleuropas gegen Rußland durch Garniſonen und 
ſtrategiſche Verkehrsmittel nur in unſerer eigenen Hand liegen koͤnne. 
Anderenfalls wuͤrde ſie es abgelehnt haben, die Feindſchaft des ruſſiſchen 
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Nachbars von deſſen anderen Gegnern ab- und auf uns allein zu ziehen, 
wie es jetzt geſchieht. Welche Formen Bismarck etwa haͤtte vorſchlagen 
lönnen, um die von ihm in allgemeinen Wendungen befuͤrwortete Um: 
wandlung des Buͤndnisvertrages in eine verfaſſungsmaͤßige Verbruͤde⸗ 
rung durchzuführen, kann man nicht wiſſen. Den bloßen formalen Akt 
einer Genehmigung durch die Parlamente kann der Veraͤchter des Par⸗ 
lamentarismus ſchwerlich im Auge gehabt haben, obwohl er nur davon 
ſpricht. Das Buͤndnis als ſolches ſteht auch ohne ſolchen Formalakt feſt 
genug. Denn eine Bedrohung der Großmachtſtellung Oſterreich-Ungarns 
wird auch in Zukunft uns veranlaſſen, das Schwert zu ziehen. Es ſei 
denn, daß deſſen eigene Politik uns jemals das Gegenteil direkt auf⸗ 
zwingen ſollte. Ein ſolcher Selbſtmord iſt nicht zu gewaͤrtigen. Das 
Intereſſe unſeres Bundesgenoſſen an der Erhaltung unſerer Macht⸗ 
ſtellung bleibt jedenfalls dauernd ebenſo ſtark, wie das entſprechende 
Itereſſe bei uns. 

Die Stellung der Deutſchen und der weſtflawiſchen Kulturvoͤlker zu⸗ 
einander wird durch die politiſchen Folgen des Krieges von Grund aus 
umgeſtaltet werden muͤſſen und einer ſolchen Umgeſtaltung auch faͤhig 
ſein. Erſtmalig iſt erſt jetzt dieſen Voͤlkern bewieſen worden, daß es 
gegenuͤber der ihnen allen drohenden Verwandlung in ruſſiſche Fremd⸗ 
voͤlker überhaupt eine Macht gibt, die im Verein mit ihnen ſelbſt ihre 
nationale Selbſtaͤndigkeit gegen Rußland zu garantieren in der Lage iſt. 
Eine der Grundlagen ihres bisherigen Verhaltens war der fataliſtiſche 
Glaube an die Unvermeidlichkeit einer Entfaltung der ruſſiſchen Macht 
ins Stenzenlofe. Es wird nun darauf ankommen, ihnen auch die Sicher: 
heit beizubringen, daß fie ftatt der ruſſiſchen keine deutſche Vergewaltigung 
zu befuͤrchten haben. Unſer Intereſſe geſtattet und fordert ihre unbe⸗ 
dingte Kulturſelbſtaͤndigkeit auf dem Boden zweckmaͤßiger Abgrenzung 
nationaler Wirkungsgebiete nach rein ſachlichen politiſchen Geſichts⸗ 
punkten, und das heißt: unter Ausſchaltung nationaler Eitelkeit unſerer⸗ 
ſeits. Soweit dabei andere Nationalitätsfragen als die polniſchen in 
Betracht kommen, ſind dieſe formell eine innere Angelegenheit unſerer 
Verbuͤndeten. Ihre moͤglichſt ſchleunige Loͤſung iſt allerdings auch fuͤr 
unſere weitere Politik von entſcheidender Wichtigkeit, ohne daß wir ihnen 
doch irgendwie hineinzureden haͤtten. Eine Annexion polniſcher oder an⸗ 
derer ſlawiſcher Gebietsteile durch uns haͤtte Bismarck ſicherlich abgelehnt. 

Was Rußland ſelbſt anlangt, ſo weiß jeder: daß die vorlaͤufig kaum 
uͤberbruͤckbare Gegnerſchaft, in welche wir zu dieſem Land geraten find, 
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von unferer Seite durchaus unfreiwillig war. Es iſt Bismarcks Lebens⸗ 
arbeit trotz aller Anſtrengungen nicht gelungen, ihr Entſtehen zu hin⸗ 
dern. Auch nicht durch den Ruͤckverſicherungsvertrag, der zwar den 
formellen Abſchluß der Allianz mit Frankreich hinausſchob, nicht aber 
die politiſche Haltung Rußlands uns gegenuͤber in ihren Grundlagen 
aͤnderte. Bismarck rechnete ſtets nur mit der Regierung des Zaren ſelbſt. 
Innerhalb weiter Grenzen natürlich mit vollem Recht. Aber die polizei⸗ 
lichen Gefaͤlligkeiten, welche der ruſſiſchen Regierung im Kampfe gegen 
ihre inneren Gegner von uns dargeboten wurden, entſprangen nicht 
einem eigenen ſachlichen Intereſſe unſeres Staates und waren kein 
Mittel, auch nur den Reſpekt der ruſſiſchen Machthaber uns zu erhalten. 
Deshalb waren ſie unklug. Bei den Reformpolitikern ſtärkten ſie den 
Glauben: Deutſchland ſei der eigentliche Feind einer freiheitlichen Ent⸗ 
wicklung Rußlands, ja ſogar: es wuͤrde gegebenenfalls gegen eine ſolche 
intervenieren, zu einem ebenſo unſinnigen wie ſchwer ausrottbaren 
Dogma. Zu ſchwach, in ihrem eigenen Hauſe auch nur die elementarſten 
Forderungen nach einer feſten Rechtsordnung und garantierten Frei⸗ 
heitsſphaͤre durchzuſetzen, geriet die enttäufchte ruſſiſche Intelligenz im 
Suchen nach einem Halt fuͤr ihr gebrochenes Selbſtgefuͤhl in den Dienſt 
einer phraſenverhuͤllten, nackten Expanſionspolitik. Die von ihr verab⸗ 
ſcheute, dem Sinne nach weſteuropaͤiſche Agrarreform der Regierung 
ſuchte die Bauernſchaft von den altnationalen Bauernidealen abzulenken 
und ihren Landhunger fuͤr die gleiche Politik einzuſpannen. Einmal in 
den Krieg hineingetrieben, glaubte die Regierung des Zaren aus Angſt 
vor Preſtigeverluſt und, in deſſen Gefolge, einer neuen Revolution es 
nicht wagen zu koͤnnen, rechtzeitig mit uns einen ehrenvollen Frieden 
zu ſchließen, der ſehr wohl moͤglich geweſen waͤre. Denn wir hatten 
keinerlei Intereſſe daran, ruſſiſchen Beduͤrfniſſen da in den Weg zu treten, 
wo ſie nicht Lebensintereſſen von uns oder unſeren Verbuͤndeten: 
Oſterreich⸗Ungarns, der Tuͤrkei und jetzt Bulgariens bedrohten. Bei 
rein ſachlicher Behandlung war ein Ausgleich durchaus nicht ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Jetzt kann nur die Zukunft lehren, wie ſich die ruſſiſche Politik 
weitergeſtalten wird. Ihr Ausdehnungsehrgeiz und der Eifer der In⸗ 
telligenz fuͤr die Begluͤckung fremder Nationen ſtand und ſteht mit den 
ungeloͤſten Kulturaufgaben im eigenen Lande in ſchreiendem Kontraſt. 
Und in dieſem Fall hat ſich das einmal geraͤcht. Eine der wichtigſten 
Erfahrungen dieſes Krieges iſt es bisher geweſen: daß die bloße Maſſe 
und Zahl, ſo wenig ſie militaͤriſch gleichguͤltig iſt, doch nicht entſcheidet. 
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Entgegen den Annahmen, die bei uns verbreitet waren, haben ſich die 
ziviliſierten Heere den Barbaren⸗ und Analphabetenheeren qualitativ 
ſtark uͤberlegen gezeigt. Bei Fortſetzung der bisherigen Taktik wuͤrde 
Rußland wirtſchaftlich dauernd außerſtande bleiben, durch Ziviliſierung 
ſeiner Bauernmaſſen die Vorausſetzungen fuͤr ein Qualitaͤtsheer zu 
ſchaffen. An einer großen Zukunft der ruſſiſchen Nation zu zweifeln hat 
niemand, der ſich mit ihrer Eigenart beſchaͤftigt hat, Grund. Aber in der 
Gegenwart fuͤhrt ihr Weg nicht in dieſer Richtung. Die ruſſiſche Intelli⸗ 
genz hat ihre alten Ideale uͤber Bord geworfen. Sollte der Deutſchen⸗ 
haß, den der Krieg bei ihr nicht erſt erzeugte, aber ins Unſinnige ſteigerte, 
dauernd fortbeſtehen — und dies iſt nach ihrer Haltung nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich — dann allerdings bleibt uns nichts uͤbrig, als die einfache 
praktiſche Konſequenz: ſuchen wir dieſen Haß, im Gegenſatz zu unſerer 
bisherigen offenbar ganz nutzloſen Deferenz, wenigſtens wirklich zu ver⸗ 
dienen. Es wird in den Friedensbedingungen hoffentlich Anlaß ge⸗ 
nommen werden, allen ruſſiſchen Deutſchen das Abwanderungsrecht 
mit vollem Entſchaͤdigungsanſpruch zu ſichern. 


Wenn ſo in zahlreichen Einzelpunkten und in der aͤußeren Geſamt⸗ 
lage die meiſten Vorausſetzungen der Bismarckſchen Politik ſehr ſtark 
verſchoben find, fo koͤnnen manche ihrer allgemeinen Maximen voraus⸗ 
ſichtlich für jede ſachliche deutſche Politik als dauernd maßgebend gelten. 

Zunaͤchſt ſolche formeller Art. Bismarck hat ſtets daran feſtgehalten, 
daß die Armee den Krieg fuͤhrt, und zwar nur nach ſtrategiſchen Ruͤck⸗ 
ſichten, daß aber den Frieden der Staatsmann macht. Unter gebuͤhren⸗ 
der Beruͤckſichtigung der militaͤriſchen Erforderniſſe, aber auch im Be⸗ 
wußtſein, daß die Intereſſen des Landes nach dem Kriege fuͤr vielleicht 
(hoffentlich!) ſehr lange Zeit nur durch die friedlichen Mittel der Politik 
wahrgenommen werden koͤnnen und ſollen. Es iſt unmoͤglich, bei jedem 
der zahlreichen, je fuͤr ſich allein nicht lebenswichtigen Intereſſengegen⸗ 
ſaͤtzen, die auftauchen, erneut und ausſchließlich an die Waffen zu appel⸗ 
lieren. Eine Politik, die lediglich uͤber dieſe Mittel verfügte, waͤre prak⸗ 
tiſch ſo gut wie matt geſetzt. Fuͤr die naͤchſte Zukunft iſt nach der Er⸗ 
bitterung des Krieges die Fortdauer naher Beziehungen zwiſchen un: 
ſeren Gegnern das Wahrſcheinlichſte, ſo radikal entgegengeſetzt ihre 
Lebensintereſſen in vielen Punkten ſind. Aber infolge dieſer Gegen⸗ 
ſaͤtze wird auch dieſe hoͤchſt unnatuͤrliche Koalition das Schickſal aller 
ihrer Vorgänger teilen. Jede künftige Außenpolitik ſetzt dann ein ge⸗ 
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wiſſes Minimum von Bewegungsſpielraum der Zentralmächte in der 
Wahl ihrer kuͤnftigen Stellungnahme zu den verſchiedenen jetzigen 
Gegnern voraus. Die rein militaͤriſch wuͤnſchbarſte Loͤſung einer Frage 
iſt daher nicht immer auch die politiſch guͤnſtigſte. Aus manchen Auße⸗ 
rungen Bismarcks aus den Jahren 1870/71 iſt zu ſchließen, daß er nicht 
immer richtig uͤber das militaͤriſch Zulaͤſſige und Moͤgliche informiert 
war. Er ſelbſt hat damals ebenſo wie ſchon 1866 ſeine Stellung zu den 
militärischen Autoritaͤten als einen faſt beſtaͤndigen unvermeidlichen 
Kampf aufgefaßt. Dies wird ſich zweifellos nicht wiederholen. 

Wenn etwas die ſachlichen Ziele der Bismarckſchen Politik auszeich⸗ 
nete, ſo war es das Augenmaß fuͤr das Noͤgliche und politiſch dauernd 
Wuͤnſchbare, gerade auf den hoͤchſten Höhen berauſchender militaͤriſcher 
Erfolge. Sein Verhalten im Jahre 1866 freilich koͤnnte nur in ſchiefer 
Art als unmittelbar uͤbertragbar auf die ganz andersartigen Beziehungen 
zu unſeren jetzigen Gegnern angewendet werden, zu welchem uns die 
Bande der Nationalitaͤt und Tradition fehlen. Dauernd anwendbar iſt 
aber das Prinzip. Es widerſtreitet auch heute den deutſchen Intereſſen, 
einen Frieden zu erzwingen, deſſen hauptſaͤchliches Ergebnis waͤre: 
daß Deutſchlands Stiefel in Europa auf jedermanns Fuß— 
zehen ftänden. Das wäre das Ende einer ſachlichen deutſchen Außen⸗ 
politik ſowohl innerhalb wie außerhalb Europas. Und bleibende Wahr⸗ 
heiten ſtecken vor allem auch in jenen Ausfuͤhrungen der „Gedanken und 
Erinnerungen“, welche vor dem Außerachtlaſſen der, in Bismarcks Rede⸗ 
weiſe: „von der Vorſehung“, in der unſrigen: durch hiſtoriſche Schick⸗ 
ſale, dem heutigen Deutſchland mit auf den Weg gegebenen politiſch— 
geographiſchen Bedingungen und Schranken und vor einer unſachlichen 
Politik der nationalen Eitelkeit warnen. Deutſchlands Ehre an 
Punkten zu engagieren, zu denen unſere Machtmittel entweder gar nicht 
oder nur bei gutem Willen allzu vieler anderer hinreichen, kann im 
großen zu politiſch aͤhnlichen Situationen führen, wie Preußen fie im 
kleinen beim Abfall Neufſchatels erlebte. Es beſtehen unzweifelhaft 
ſtarke deutſche Intereſſen im Orient und noch ſtaͤrkere werden ent⸗ 
ſtehen. Unſeren jetzigen und, wie beſtimmt zu erwarten iſt, bleibenden 
Verbuͤndeten dort wird an materiellen, techniſchen, geiſtigen Hilfs⸗ 
mitteln, uͤber welche Deutſchland verfuͤgt, alles das zu Gebote ſtehen, 
was ſie ſelbſt fuͤr ſich fuͤr brauchbar halten, eine Politik des Aplombs 
aber, der Aufdringlichkeit und Eitelkeit wird deutſcherſeits zweifellos 
ſtreng vermieden werden. Die deutſche Unterſchaͤtzung der Form er⸗ 


46 


ſtreckte ſich bei uns gelegentlich, und dann ſtets zum Nachteil, auch auf 
das Gebiet der Politik. Auch dort aber iſt in hohem Maße wichtig nicht 
nur was geſchieht, ſondern auch wie es geſchieht. 

Bismarcks Politik hatte nicht ſeinen Worten, aber ſeinen Taten nach 
das Ideal des deutſchen Nationalſtaats zur Vorausſetzung. Seine 
Polenpolitik war der Ausdruck deſſen. Wenn unter dem Eindruck unſerer 
neuen Aufgaben die Vorſtellung aufgetaucht iſt: die „Nationalitaͤt“ ſei 
nun in ihrer Kulturbedeutung durch den „Staatsgedanken“ abgeloͤſt 
oder abloͤsbar, fo iſt das ein Mißverſtaͤndnis. Alle Kultur iſt und bleibt 
heute durchaus national gebunden, und zwar nur immer um ſo mehr, 
je „demokratiſcher“ die äußeren Kulturmittel nach Verbreitung und Art 
werden. Aber der Staat muß nicht notwendig ein „Nationalſtaat“ 
in dem Sinne ſein, daß er ſein Intereſſe ausſchließlich an den Intereſſen 
einer einzelnen, in ihm vorwiegenden, Nationalität orientierte. Er 
kann den Kulturintereſſen mehrerer Nationalitäten dienen, auch im 
eigenen wohlverſtandenen Intereſſe der in ihm vorwiegenden Natio⸗ 
nalität. Gemäß den veränderten Aufgaben iſt heute auch im Kultur⸗ 
intereſſe der deutſchen Nationalität zu fordern, daß unſer Staat ſich dieſer 
Aufgabe ſteigend zuwende. Wenn dann der ruſſiſche Staat durch unſer 
Verhalten veranlaßt werden ſollte, den in ſeinem Verbande bleibenden 
Fremdvoͤlkern um der „Konkurrenz“ willen dasjenige Maß von „Kultur: 
ſelbſtaͤndigkeit“ zu gemähren, welches Dragomanow und aͤhnlich ge: 
richtete Politiker vor 50 Jahren an die Spitze ihrer Reformprogramme 
ſtellten, ſo wird dadurch Rußlands Macht gewiß nicht ſinken, vielleicht 
aber ſein von der Bureaukratie und der einſeitig großruſſiſchen Legende 
getragener Expanſionszwang ſich abſchwaͤchen. Denn die ukrainiſchen 
und lettiſchen Bauern werden, je mehr ſie national erwachen, deſto 
weniger die Verwendung ihres Landes zur Befriedigung des Land— 
hungers großruſſiſcher Bauern ertragen und die nationalen Intellektuel⸗ 
lenſchichten dieſer Voͤlker des ruſſiſchen Weſtgebiets werden nicht an 
uferlofen nackten Machtidealen hängen, welche ja nur dem Herrenkitzel 
der Petersburger und Moskauer Beamten zugute kaͤmen. 

Deutlicher als jetzt wird die Welt dann erkennen koͤnnen: bei wem 
„die Intereſſen der kleinen Nationalitäten”, die unſere Gegner, nachdem 
ſie Indien, Agypten, Nordafrika, Perſien, die Kaukaſusvoͤlker, die Polen, 
Kleinruſſen, Letten, Finnen, Gibraltar, Malta, der Dodekanes uſw. ge⸗ 
knebelt haben, im Munde fuͤhren, Ruͤckſicht und Foͤrderung finden. 
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Zur Frage des Friedenſchließens“ 


er Friedensſchluß einer europaͤiſchen Macht in unſerer geographi⸗ 
ſchen Lage, welche auch kuͤnftig „Weltpolitik“ zu treiben beab⸗ 
ſichtigt, hat von der Tatſache auszugehen, daß außer uns noch ſechs 
andere Maͤchte vorhanden ſind, welche das gleiche zu tun willens ſind 
und von denen einige der ſtaͤrkſten an unſeren Grenzen auch die Macht 
dazu haben. Daraus folgt, daß trotz eines noch ſo vollſtaͤndigen Sieges 
jene Abſicht fuͤr uns unausfuͤhrbar iſt. Weltpolitik iſt fuͤr uns nicht zu 
fuͤhren, wenn wir die Chance haben, bei jedem Schritt auch in Zukunft 
ſtets erneut auf die gleiche Koalition zu ſtoßen, wie ſie diesmal gegen 
uns ſich zufammengefunden hat. Es muß die Möglichkeit für uns offen 
gehalten werden mit einer der ſtaͤrkſten von ihnen eine feſte Verſtaͤndi⸗ 
gung auf lange Sicht hinaus zu erzielen. Dies muß keineswegs ſofort 
geſchehen, wohl aber duͤrfen die Friedensbedingungen nicht ſo geſtaltet 
werden, daß fie jene Moͤglichkeiten dauernd ausſchließen. Dies waͤre 
der Fall, wenn Unnerionen nach beiden Fronten, auf jeder von ihnen 
uns Gegner ſchaffen wuͤrden, welche durch die Intereſſen ihrer eigenen 
Sicherheit genoͤtigt waͤren, jedem Feind, der gegen uns in die Schranken 
tritt, die Hand zu reichen. — So aber waͤre die Lage Englands und Frank⸗ 
reichs, wenn Belgien durch Deutſchland ganz oder uͤberwiegend annek⸗ 
tiert oder in einer Art dauernd „angegliedert“ wuͤrde, welche einer 
Verwandlung der belgiſchen Seekuͤſte in eine maritime Operationsbaſis 
gegen England, der belgiſchen Suͤdgrenze in eine territoriale Operations⸗ 
baſis gegen Frankreich gleichkaͤme. | 
Die Annexion Elſaß⸗Lothringens hat jeder Macht, welche in Gegen: 


) Dieſe im Nachlaß des Verfaſſers vorgefundene, offenbar als Denkſchrift an Par: 
lamentarier und Regierung gedachte Abhandlung muß, wie der Hinweis auf die 
Hoͤhe der Kriegsanleihezinſen ergibt (Seite 58), nach der dritten Anleihe, alſo Ende 
1915 oder in den erſten Monaten des Jahres 1916, geſchrieben ſein zu einer Zeit, als 
Deutſchland jedenfalls im Oſten noch auf der Höhe feiner militärifchen Erfolge ſtand. 
Die oͤffentliche Eroͤrterung der Kriegsziele war damals noch verboten, um ſo heftiger 
agitierten große Intereſſentengruppen in Denkſchriften und heimlichen Kundgebungen 
fuͤr Annexionen im Weſten und Oſten. Die Herausgeberin. 
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ſatz zu unſeren weltpolitiſchen Intereſſen geriet, geſtattet, bedingungs⸗ 
los und ohne alle Gegenleiſtung auf die Hilfe Frankreichs gegen uns 
zu zaͤhlen, ohne daß die geringſte Chance fuͤr uns beſtand, durch Ver⸗ 
ſtändigung mit Frankreich dieſe Lage zu aͤndern, weil die Ehre den 
Franzoſen verbot, die Annexion als definitiv anzuerkennen, ſolange die 
Elſaͤſſer ſelbſt dies zu tun zum erheblichen Teil abgeneigt waren, und 
ſolange die politiſche Lage des Elſaß den Stempel des Proviſoriums 
an ſich trug. Wir ſind dadurch weltpolitiſch vollkommen gelaͤhmt und 
ſowohl Rußland wie England gegenuͤber zur Ohnmacht verurteilt worden. 
Eine Annexion oder dauernde widerwillige „Angliederung“ von Belgien 
an uns innerlich anzuerkennen, verbietet Frankreich und England nicht 
nur die Ehre, ſondern die elementarſte Ruͤckſicht auf die eigne Sicher⸗ 
heit ganz ebenſo, wie unſere Sicherheitsintereſſen uns verbieten wuͤrden, 
die Angliederung Belgiens an eine jener beiden Maͤchte zu dulden. An 
ein innerliches Sichabfinden mit der deutſchen Herrſchaft von ſeiten der 
Belgier ſelbſt iſt vollends unter gar keinen wie immer gearteten Ver⸗ 
haͤltniſſen jeweils zu denken. Alle gegenteiligen Vorſtellungen find — 
auch hinſichtlich der Flamen — große Selbſttaͤuſchungen. Aber auch 
abgeſehen davon ſteht feſt: jede Macht, die uns kuͤnftig bedrohen koͤnnte, 
insbeſondere alſo Rußland, wuͤrde im Fall der Annexion nunmehr 
die vollkommene Sicherheit haben, nicht nur wie jetzt: Frankreich, 
ſondern: Frankreich und England auf ſeiner Seite zu haben. Und nicht 
nur dieſe Militaͤrmaͤchte allein, ſondern alle jene ideellen Mächte in der 
ganzen Welt, welche nun einmal durch das Schauſpiel der dauernden 
Vergewaltigung und Unterjochung eines Volkes mit (formell) erſt⸗ 
Hafliger Ziviliſation in Bewegung geſetzt wuͤrden. Die Stimmung, 
welche diesmal in Amerika und Italien von Kriegsbeginn an gegen 
uns beſtand, und deren Folgen politiſch und auch militaͤriſch nicht gleich⸗ 
guͤltig geweſen ſind, beſtaͤnde dann dauernd auch im Frieden. Denn 
jo hoch man die aͤltere und techniſch weit uͤberlegene engliſche Nach⸗ 
richtenorganiſation und vor allem die Angſt dieſer Laͤnder vor der uͤber⸗ 
legenen engliſchen Seemacht als Gruͤnde ihrer feindlichen Stellung⸗ 
nahme gegen uns einſchatzen mag, fo kann über die gewaltige Bedeu⸗ 
tung des Eindrucks unſeres Einmarſches in Belgien dafuͤr doch kein 
Zweifel beſtehen. Die urwuͤchſige Solidaritaͤtsempfindung der latei⸗ 
niſchen ebenſo wie der angelſaͤchſiſchen Bevoͤlkerung der Erde iſt an ſich 
in ihrer Bedeutung fuͤr die Stellungnahme Italiens und Amerikas von 
uns zu niedrig eingeſchaͤtzt worden. An ihrer Erweckung iſt der Eindruck 
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von deutſchen Eroberungs⸗ und Invaſionsplaͤnen in Belgien und auf 
dem Weg uͤber Belgien ganz weſentlich beteiligt. 

Haben wir mit einer dauernden und wachſenden Gefaͤhrdung unſerer 
nationalen Unabhaͤngigkeit durch Rußland in Zukunft zu rechnen, ſo 
gebieten uns zwingende Gruͤnde weltpolitiſcher Art, nicht an unſerer 
Weſtgrenze einen Zuſtand zu ſchaffen, welcher fuͤr alle Zukunft die 
Feindſchaft eines großen und — moͤgen wir annektieren was wir wollen — 
ſehr maͤchtig bleibenden Teils der Welt zur Folge haben muß. Daß 
wir mit jener Bedrohung durch Rußland zu rechnen haben werden, 
unterliegt nicht dem geringſten Zweifel. England kann unſeren Handel 
abſchneiden und uns Kolonien abnehmen — auf Koſten eigener mate⸗ 
rieller Intereſſen, wie ſelbſt dieſer Krieg gezeigt hat, Frankreich koͤnnte 
uns im Fall eines Sieges eine Provinz abnehmen. Keiner der beiden 
Maͤchte und auch nicht beide zuſammen koͤnnten jemals unſere Exiſtenz 
als Nation und Großmacht wirklich dauernd vernichten. Die einzige 
Macht, von welcher uns etwas Derartiges drohen kann, iſt aus geogra⸗ 
phiſchen und nationalpolitiſchen Gruͤnden Rußland, und zwar bis zum 
Eintritt eines (relativen) populationiſtiſchen Saͤttigungsgrades, der noch 
in weiter Ferne liegt, in ſteigendem Maße. Rußland wird auch, wenn 
wir die gegenwaͤrtige Linie unſerer Orientpolitik fortſetzen, unbedingt 
dazu genoͤtigt fein, mit allen Mitteln nach der Vernichtung unſerer 
Machtſtellung zu trachten. Nicht nur der durch oͤkonomiſche und ſoziale 
Motive bedingte Expanſionsdrang der ruſſiſchen Bauernſchaft, ſondern 
die Abſchneidung vom offenen Meer und von den hiſtoriſch und kultur⸗ 
lich bedingten nationalen Aſpirationen aller Jahrhunderte zwingt jede 
ruſſiſche Regierung in Zukunft zu einer vor allem darauf gerichteten 
Politik. Es ſcheint nicht klug, dieſer Politik in Geſtalt der Heere und der 
oͤkonomiſchen Mittel von Frankreich und England Helfer zu verſchaffen, 
welche durch ihr eigenes Intereſſe genoͤtigt ſind, ihr bedingungslos 
dauernd zur Verfuͤgung zu ſtehen. 

Die durch den ungeheueren Laͤrm, mit welchem wir unſere wahrlich 
beſcheidene Überſee⸗Expanſion in Szene ſetzten, verurſachte Vorſtellung, 
daß wir das ebenſo ausſichtsloſe wie nach geographiſchen Bedingungen 
ſinnloſe Ziel verfolgten: 1. eine deutſche Expanſion in Weſteuropa vor 
Englands Toren, 2. die Eroberung des indiſchen und aͤgyptiſchen Ko⸗ 
lonialreichs und 3. die Vernichtung des national⸗britiſchen Weltreichs 
durchzuſetzen, hat der ruſſiſchen Politik ſchon bisher dieſen Dienſt ge⸗ 
leiſtet. Die beginnende Umſetzung des zuerſt genannten Ziels (Ex⸗ 
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panſion in Weſteuropa) in die Tat würde für die ruſſiſche Politik die 
gleichen Chancen fuͤr alle Zukunft verewigen. Die beiden anderen Ziele 
wuͤrden aber beim Verſuch der Umſetzung in die Tat alsbald als Uto⸗ 
pien erkannt werden — im Gegenſatz zu der äußerlich möglichen Annexion 
Belgiens. Daß der Gedanke ein auf nationaler Grundlage ruhendes 
Weltreich wie England mit Kanada, Auſtralien und jetzt auch Kapland 
zu zerſprengen fuͤr uns Unſinn iſt und durch keine Niederlage Englands 
in die Tat umzuſetzen waͤre, hat der Krieg wohl erwieſen. Nur innere 
oͤkonomiſche und ſoziale Zerſetzung koͤnnte es zerfallen laſſen. Gegen 
den Verſuch, eine deutſche Herrſchaft an die Stelle der engliſchen zu 
ſetzen, faͤnde es ſich ſofort wieder zuſammen, genau ſo wie jetzt die Anglo⸗ 
Amerikaner zum alten Mutterland halten. Über den Ungedanken einer 
deutſchen Herrſchaft in Indien iſt wohl kein Wort zu verlieren. Eine 
etwaige Überſpannung des direkten Aktionsradius der deutſchen Orient⸗ 
politik bis nach Syrien und Agypten bedeutete die dauernde ſolidariſche 
Feindſchaft Frankreichs und Italiens mit England gegen uns und iſt 
aus geographiſchen Gruͤnden für uns militaͤriſch nicht durchfuͤhrbar. 
Es wird politiſch durchaus nuͤtzlich ſein, wenn der Verlauf des Kriegs 
in England den Eindruck hinterlaͤßt, daß wir uͤber Mittel verfuͤgen, die 
naturgegebenen und unvermeidlichen Orientintereſſen dieſes Landes 
ernſtlich zu ſchaͤdigen, wenn Englands Politik unſeren eigenen Kolonial⸗ 
intereſſen fo wie bisher ohne Notwendigkeit ſchikanoͤs in den Weg tritt. 
Sicher aber iſt, daß der Krieg, einerlei wie er im uͤbrigen ausgeht, bei 
uns wie in England den Beweis liefern wird, daß eine Verdrängung 
der engliſchen Macht ſpeziell in Agypten zu unſeren eigenen Gunſten 
politiſch nicht in Betracht kommt, und daß es alſo notwendig und auch 
ſehr wohl moͤglich iſt, mit England uͤber die beiderſeitigen nordafrika⸗ 
niſchen und Orientintereſſen zu einem beide Teile befriedigenden Ab⸗ 
kommen zu gelangen. Eine politiſche Mittelmeermacht koͤnnen wir nun 
einmal aus geographiſchen Gruͤnden nicht werden. Wenn ſo dieſe 
utopifchen Ziele, welche der Zorn gegen England und die Phantaſtik 
politiſcher Publiziſten anlaͤßlich der Siege unſerer Heere hie und da 
auftauchen ließ, ſich von ſelbſt durch die Gewalt der Tatſachen erledigen 
werden, fo ſteht es infolge der militaͤriſchen Okkupation Belgiens und 
Nordfrankreichs anders mit dem Ziel der weſteuropaͤiſchen Expanſion. 
Der Gedanke einer ſolchen hat vor dem Krieg wohl auch dem verant⸗ 
wortungsloſeſten Bierſtubenpolitiker ganz ferngelegen. Unſer militaͤri⸗ 
ſcher Aktionsradius, der im Orient ſelbſt bei den uͤberſchwenglichſten 


4* a 51 


Siegen feine feſten Grenzen haben wird, reicht, wie ſich zeigt, felbft 
in der jetzigen unerhoͤrten Lage dieſer Koalition gegenuͤber weit genug, 
um — wenn nichts zur Zeit Unvorhergeſehenes geſchieht — Belgien und 
Nordfrankreich wenigſtens aͤußerlich militaͤriſch in der Gewalt zu be⸗ 
halten. Die Frage iſt: ob wir es ſollen. 

Was haben wir uns von dieſem Beſitz zu verſprechen? Zunaͤchſt 
1. keine „deutſche Rheinmuͤndung“, ein Kanal nach Antwerpen iſt nur 
durch hollaͤndiſches Gebiet moͤglich, ebenſowenig 2. ſelbſt im Fall des 
Hinzunehmens von Duͤnkirchen, Calais und Boulogne einen Kriegs⸗ 
hafen fuͤr Schlachtſchiffe. Dafuͤr muͤßte ſchon Cherbourg mitannektiert 
werden, und dann waͤre die deutſche Hochſeeflotte, falls England in der 
Themſemuͤndung einen Flottenſtuͤtzpunkt ſchafft, in zwei ſtrategiſch ge⸗ 
trennte Haͤlften zerſchnitten. Alſo nur 3. einen Stuͤtzpunkt fuͤr Unter⸗ 
ſeebote und alſo die Moͤglichkeit einer Sperrung der Themſemuͤndung, 
wenn dieſes Kampfmittel genuͤgend weiterentwickelt wird und wir es 
ruͤckſichtslos insbeſondere ohne Ruͤckſicht auf die Neutralen gebrauchen. 
Aber die Ungunſt unſerer militaͤr⸗geographiſchen Lage zur See waͤre 
damit nur wenig gebeſſert, denn dieſe beruht darauf, daß die quer vor⸗ 
gelagerten britiſchen Inſeln die faſt vollftändige Sperrung aller Nord⸗ 
ſee⸗ und Kanalhaͤfen fuͤr England ſehr leicht machen, waͤhrend die Sper⸗ 
rung Liverpools, auf die alles ankaͤme, dann ebenſowenig wirklich durch⸗ 
fuͤhrbar waͤre, wie ſie es jetzt geweſen iſt. Dem freien Ozean waͤren 
wir in einem praktiſch wirklich entſcheidenden Grade nur dann naͤher 
geruͤckt, wenn wir auch die Haͤfen der Bretagne beſaͤßen; ohne dieſe 
wird eine wirkliche Hinderung von Truppentransporten von England 
nicht moͤglich, und ſie wird auch dann nur in unerheblichem Grade 
moͤglicher werden als diesmal, wo ſie trotz des Beſitzes von Zeebruͤgge 
und Oſtende nicht gelang. Die Flankenlage der Häfen der britiſchen 
Seekuͤſte bliebe beſtehen. Die (in dem diesmaligen Kriege) voͤllig uto⸗ 
piſche Invaſion nach England hinein waͤre auch in Zukunft nur im 
Fall des Beſitzes von Calais und der Nachbarhaͤfen eine ernſthafte Moͤg⸗ 
lichkeit. Eben deshalb aber waͤre die dauernde Beſetzung benachbarter 
belgiſcher Kuͤſtenſtriche durch uns nur das Mittel, England und Frank⸗ 
reich zu einem dauernden Schuß: und Trutzbuͤndnis gegen uns direkt 
zu zwingen, alſo der ruſſiſchen Politik in die Haͤnde zu arbeiten. So 
wehrlos wie diesmal gegenuͤber einer wirklich gelungenen Invaſion 
werden wir England kuͤnftig nicht wieder finden. Die Notwendigkeit 
ſtaͤndiger Munitions- und Proviantnachſchuͤbe macht uͤbrigens auch jede 
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gelungene Truppenlandung, wenn nicht die feindliche Torpedo⸗ und 
Unterſeebootsflotte in jeder Hinſicht abſolut unterlegen iſt, zu einem 
reinen Abenteuer. Ob endlich unſerer eigenen Unterſeebootmacht fuͤr 
die Schaͤdigung des engliſchen Handels und der engliſchen Truppen⸗ 
transporte kuͤnftig etwas mehr als die diesmalige, weitmehr durch den 
in dieſer Art nicht leicht wiederholbaren, moraliſchen Eindruck als in 
wirklich militaͤriſch wichtigen Erfolgen ſich aͤußernden Bedeutung bes 
ſchieden ſein wird, haͤngt von der heute nicht uͤberſehbaren Frage ab, 
ob nicht vielleicht zunehmend wirkſamere techniſche Mittel zur Unſchaͤd⸗ 
lichmachung der Unterſeeboote geſchaffen werden. Andererſeits auch 
davon, wie ſich der Aktionsradius und das Aktionstempo der Unter- 
jeeboote ſelbſt entwickelt. Dieſe letzteren Umſtaͤnde werden auch 
daruͤber entſcheiden, wieviel oder wie wenig der Unterſchied des Be⸗ 
ſitzes von Kanalſtuͤtzpunkten gegenüber den Nordſeehaͤfen für die Ver: 
wertung der Unterſeeboote gegen England kuͤnftig bedeuten wird. Daß 
die Chance, dem engliſchen friedlichen und militaͤriſchen Schiffsverkehr 
im Kriegsfall Verlegenheiten zu bereiten, mit dem Beſitz von Kanal⸗ 
haͤfen ſteigt, ſoll mit alledem natuͤrlich nicht beſtritten werden. Ganz 
unſicher ſind nur alle Faktoren fuͤr die Berechnung, wie ſtark dieſe 
Steigerung künftig militaͤriſch ins Gewicht faͤllt. Politiſch wird die 
ideelle Bedrohung: das gewaltig geſteigerte ſubjektive Bedrohtheits⸗ 
gefuͤhl der engliſchen Bevoͤlkerung uns gegenuͤber, das einzig ſichere 
Ergebnis ſein. Es ſcheint, daß manche Politiker ſich eben davon guͤnſtige 
Wirkungen verſprechen. Gerade dies aber geſchieht mit dem denkbar 
zweifelhafteſten Recht. Gelaͤnge es jetzt etwa Calais zu beſetzen und 
zu behaupten, ſo waͤre ein guter Friede mit England gewiß wahrſchein— 
lich, — dann naͤmlich, wenn England dabei gegen andere Konzeſſionen 
die Beſeitigung dieſer (weſentlich ideellen) Bedrohung, alſo unſeren 
Verzicht auf die Kanalkuͤſte eintauſchte. Wuͤrde man aber darauf be⸗ 
ſtehen, im Frieden Kanalhaͤfen oder auch nur dem Kanal naheliegende 
Gebiete zu behalten, dann waͤre die einzige politiſch denkbare Wirkung: 
dauernde Todfeindſchaft zwiſchen England (und Frankreich) einerſeits 
und andererſeits die Verewigung der jetzigen Koalition mit Rußland 
ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend, alſo: die guͤnſtigſten Zukunftschancen 
für Rußland gegen uns. 

Gewiß iſt es ein nationales Ungluͤck, daß unſere mittelalterliche Ge⸗ 
ſchichte und dann das 16. Jahrhundert die Muͤndungsgebiete des Rheins 
von uns trennte. Aber ſelbſt wenn es moͤglich waͤre die Fehler von 
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acht Jahrhunderten durch Annerionen wieder zu reparieren, fo liegt 
doch eins auf der flachen Hand: nicht Belgien, welches an uns mit rein 
franzoͤſiſchen Landesteilen grenzt, ſondern — wie ſchon angedeutet — 
Holland müßte dann das Objekt unſeres weſteuropaͤiſchen Expanſions⸗ 
ſtrebens ſein. Jede Karte zeigt und jeder ehrliche Politiker ſollte zu⸗ 
geben, daß hier die politiſch⸗geographiſche Verſtuͤmmelung Deutſch⸗ 
lands liegt, welche durch jenes geſchichtliche Verhaͤngnis herbeigefuͤhrt 
wurde. Nun gibt es freilich hie und da Politiker, welche meinen, wenn 
wir Belgien uns zwangsweiſe „angliedern“, ſo wird Holland ſich uns 
„freiwillig erſchließen“. Es gehoͤrt ein unglaubliches Maß von Un⸗ 
kenntnis der hollaͤndiſchen Eigenart und Intereſſenlage dazu, um das 
zu glauben. Nur durch militaͤriſche Gewalt oder durch Vergewaltigung 
(gleichviel mit welchen Mitteln) koͤnnte jetzt und kuͤnftig Holland zu 
irgend etwas, was einer Aufgabe ſeiner Selbſtaͤndigkeit aͤhnlich ſieht, 
veranlaßt werden. Es bleibe dahingeſtellt, ob eine indirekte, etwa durch 
oͤkonomiſche Mittel, ins Werk zu ſetzende Vergewaltigung leicht durchs 
fuͤhrbar wäre. Die Erfolge der oͤſterreichiſchen oͤkonomiſchen Zwangs⸗ 
politik gegen Serbien ſind nicht ermutigend. Jedenfalls waͤre die Chance 
ſehr groß, daß Holland alle Mittel dagegen in den Kauf nehmen wuͤrde, 
auch das: ſich ſeinerſeits zum Einfallstor Englands gegen uns und 
ſchlimmſtenfalls ſelbſt zu einem „Buͤndnis“ nach Art Portugals her- 
zugeben. In jedem Fall aber würde ein ſchwerer, auch für den Kriegs— 
fall immerhin nicht gleichgültiger Haß der — ſeit der Annerion Hanno: 
vers — ohnehin tief mißtrauiſch gewordenen hollaͤndiſchen Bevoͤlkerung 
gegen Deutſchland die Folge jeder als ſolcher fuͤhlbaren Vergewaltigung 
der Selbſtändigkeit des Landes fein. Eine etwaige militaͤriſche Beſetzung 
aber, die nicht ſo einfach iſt wie die Landkarte dem Landesunkundigen 
vortaͤuſcht, würde England lediglich Anlaß geben, die hollaͤndiſchen Ko⸗ 
lonien in „Verwahrung“ zu nehmen, ohne daß wir dies hindern koͤnnten. 
Es iſt eine ganz andere Frage, ob es etwa auf dem Gebiet unſerer 
Verkehrspolitik Mittel gibt, den Hollaͤndern einzelne beſtimmte, auf 
gegenleitigen Konzeſſionen ruhende Abmachungen vorteilhaft erſcheinen - 
zu laſſen, welche dann zu intimeren Beziehungen der beiden Laͤnder 
und Voͤlker fuͤhren koͤnnen, als ſie bisher beſtanden. Je ſorgſamer da⸗ 
bei die unbedingte Selbſtaͤndigkeit des Landes unſererſeits geſchont 
wird, deſto möglicher kann dies erſcheinen, und deſto mehr wird auch 
politiſch das Intereſſe Hollands, ſo wie bisher gegen jedermann, auch 
gegen England ſeine Selbſtaͤndigkeit zu wahren, zugunſten einer engeren 
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Freundſchaft mit uns ausſchlagen. Die „Angliederung“ Belgiens aber 
und ein fuͤhlbarer Druck unſererſeits auf Holland wuͤrde das vorhandene 
Mißtrauen nur ſteigern. ö 

Jegliche Annexions⸗ und Vergewaltigungspolitik an der Weſtgrenze 
fuͤhrt uns in eine Verwicklung von Todfeindſchaften, welche unſere 
Macht fuͤr die Loͤſung der Probleme des Oſtens dauernd laͤhmen. Glau⸗ 
ben wir trotzdem, aus welchen Gruͤnden immer, uͤber das hinausgehen 
zu muͤſſen, was das abſolute Minimum an Sicherung der Grenzen 
unſerer Rheinprovinz erfordert, nämli 1. Herſtellung des Zuſtands 
von vor 1867 in Luxemburg und 2. eine Behandlung des belgiſchen 
Problems, welche eine zukuͤnftige Verſoͤhnung mit dem belgiſchen Volke 
nicht ausſchließt und welche uns lediglich die ohne Unnerionen oder 
annerionsartige „Angliederung“ erreichbaren relativ optimalen Garan⸗ 
tien gegen ploͤtzliche Überfälle auf unſer weſtliches Induſtriegebiet gibt 
— wollen wir alſo Expanſions- und nicht bloße Sicherungspolitik im 
Weſten treiben —, dann waͤre eine vorbehaltloſe Verſtaͤndigung und d. h. 
ein feſtes Buͤndnis mit Rußland abſolute Vorausſetzung. Anderen⸗ 
falls gibt es durchaus keine Mittel, den Fortbeſtand der jetzigen Koali⸗ 
tion und die Erneuerung des gleichen Krieges in einem dem Gegner 
gelegeneren Zeitpunkt zu vermeiden, weil beides abſoluten Lebens⸗ 
intereſſen der Weſtmaͤchte entſpricht. Wir würden dann unfere Gegner 
in Weſt und Oſt geradezu noͤtigen, auf nichts anderes als die Vorbe⸗ 
reitung dieſes Zukunftskrieges hinzuarbeiten, ſelbſt unter Preisgabe von 
anderen wichtigen (aſiatiſchen und anderen außereuropäifchen) Inter⸗ 
eſſen, die ſie ſchon im Lauf der letzten beiden Jahrzehnte lediglich aus 
Angſt vor uns in auffallendem Maße zurüdgeftellt haben. Es ſteht 
aber dann auch bei noch ſo ausſchließlicher Beruͤckſichtigung rein mili⸗ 
tärifcher Geſichtspunkte bei einem ſiegreichen Friedensſchluß keineswegs 
feſt, ob nicht die inneroͤſtereichiſche und die Balkanſituation fi) bis 
dahin ſo verſchoben und ob nicht die Entwicklung der engliſchen und 
ruſſiſchen Wehrkraft und die techniſche Vervollkommnung der Gegner 
bis dahin ſolche Fortſchritte gemacht haben, daß die Lage dennoch fuͤr 
uns weit ſchwieriger waͤre als diesmal. 

Abgeſehen von dieſen Zukunftschancen aber wird ein direkt greif⸗ 
barer Effekt jeder, eine aufrichtige Verſtaͤndigung mit den Weſtmaͤchten 
doch für die Zukunft ausſchließenden Annexionspolitik im Weſten un⸗ 
vermeidlich der fein: den jetzigen Krieg ins Unabſehbare zu ver⸗ 
längern, gleichviel welche aͤußeren militaͤriſchen Erfolge wir erzielen. 
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Unſere Gegner können aus finanziellen Gründen in abſehbarer Zukunft 
einen Krieg gegen uns nur wagen, wenn England will. Sie koͤnnen 
den jetzigen Krieg nur folange fortführen, wie England will. Eng⸗ 
land muß den Krieg gleichviel um wie viele ſonſtige Opfer fortſetzen, 
und wenn das Verſagen eines Bundesgenoſſen etwa den Frieden er⸗ 
zwingt, die kuͤnftige Erneuerung der Koalition wollen, ſolange nicht 
feſtſteht, daß unſere Politik im Weſten den Standpunkt der reinen 
Sicherungs politik (im obigen Sinn) feſthaͤlt. Das Fortbeſtehen und 
ſtete Wiedererſtehen der gleichen Koalition in der Zukunft wuͤrde unſere 
Weltpolitik dauernd laͤhmen. Wir werden, wenn wir mit keiner der 
jetzt gegen uns verbuͤndeten Mächte zu einem wirklichen Vertrauens 
verhältnis gelangen, auch kuͤnftig auf Schritt und Tritt, in Afrika, im 
Orient und wo es ſei, auf ihre gemeinſame Gegnerſchaft ſtoßen. Und 
es waͤre ein ganz gewaltiger Irrtum zu glauben, daß uns dann immer 
erneut das Mittel des Krieges zur Verfuͤgung ſtaͤnde, um ſie zu be⸗ 
ſeitigen. Es waͤre ferner ein ſchwerer Irrtum zu meinen, daß die Nation 
ſeinerzeit etwa in einen Krieg wegen Marokko ebenſo hineingegangen 
waͤre wie in den jetzigen. Ein noch ſchwererer Irrtum, daß wir bei 
ſolchen Kriegen um kolonialpolitiſche Objekte der Mithilfe Oſterreich⸗ 
Ungarns ſchlechthin ſicher waͤren, moͤgen wir mit dieſer Monarchie Ver⸗ 
traͤge ſchließen, welche immer. Wir haben die Wahl: Weltpolitik 
oder eine ſaͤmtliche Weltmaͤchte gegen uns zuſammenſchließende euro⸗ 
paͤiſche, insbeſondere — da die Gegnerſchaft Rußlands naturgegeben 
iſt — weſteuropaͤiſche Expanſionspolitik zu treiben. 

Die unabſehbare Verlaͤngerung des Kriegs aber hat noch andere 
Folgen. Zunaͤchſt lohnt es freilich nach ihren Gruͤnden zu fragen. 
Daß unterderhand Verhandlungen aller Art ſtattgefunden haben, 
auch abgeſehen von den bekannten fehlgeſchlagenen Verſuchen im Haag, 
duͤrfte kaum zweifelhaft ſein. Indeſſen iſt davon nichts bekannt. Sicher 
ſcheint nur, daß jeder Verſuch einer eigentlichen „Vermittlung“ von 
neutralen Staaten auf unabſehbare Zeit als ausſichtslos unterlaſſen 
wird, gleichviel was ſich im Felde ereignen moͤge. Es fragt ſich: warum 
dies ausſichtslos erſcheint. Bei unſeren Gegnern zunaͤchſt und vor allem: 
weil ſie trotz allem an eine Wendung des Kriegsgluͤcks glauben und an 
dieſem Glauben ſolange feſthalten werden, bis 1. auch der letzte der 
noch in Betracht kommenden Staaten ſeine Macht in die Wagſchale 
geworfen haben und 2. ſich gezeigt haben wird, ob nicht doch Rohſtoff⸗ 
mangel und erlahmende Finanzkraft einen unabweisbaren Druck auf 
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uns ausüben. Aber daneben wird aus anderen innerpolitiſchen Gründen, 
auch im Fall groͤßter Unwahrſcheinlichkeit einer Anderung der Lage, an 
der Fortſetzung feſtgehalten aus dem Grunde, weil der Entſchluß zum 
Frieden nicht gefunden wird. Innerpolitiſche Befuͤrchtungen ſpielen da⸗ 
bei in Rußland, Frankreich, Italien unzweifelhaft die entſcheidende 
Rolle, weniger in England. In allen gegneriſchen Laͤndern ſind von 
ſeiten der fuͤr den Krieg verantwortlichen Leiter maßloſe Verſprechungen 
gemacht worden. Die Enttaͤuſchung und der Zorn nach einem Frieden, 
der dieſe Hoffnungen unerfuͤllt laͤßt, bedroht die ruſſiſche und italieniſche 
Dynaſtie und die franzoͤſiſchen führenden Staatsmaͤnner zu ſehr. Wie 
ſteht es damit bei uns? Bei uns iſt wenig verſprochen worden, es iſt 
aber dennoch eine ähnliche Situation entſtanden. Es find bei uns der 
„Burgfriede“ und das Verbot der Erörterung der „Kriegsziele“ der 
Sache nach ſo gehandhabt, daß alldeutſchen Phantaſten und den Kriegs⸗ 
lieferantenintereſſen einſeitig die Freiheit des Wortes zugeſtanden, 
allen andern aber unterbunden wurde. Es iſt ferner unterlaſſen worden 
von Anfang an und ſtets erneut zu erklaͤren: daß das okkupierte bel⸗ 
giſche und franzoͤſiſche Gebiet für uns lediglich die Bedeutung eines 
Pfandes habe, daß wir es alſo bei anderweitigen Garantien fuͤr das 
Aufhoͤren der Kriegsbedrohung von Weſten her und gegen geeignete 
Abgrenzung unferer Kolonial- und weltwirtſchaftlichen Intereſſenſphaͤre 
jederzeit herausgeben wuͤrden. Die Folge iſt, daß, wenn jetzt oder kuͤnftig 
ein Frieden auf Grundlage einer ſolchen Herausgabe zuſtande kommt, 
im Ausland und Inland der Anſchein entſtehen kann, als ob wir dieſe 
Gebiete wieder hergeben, nicht weil wir wollen, ſondern weil wir muͤſſen. 
Die weitere Folge iſt: daß in breiten Schichten der Bevoͤlkerung und 
des Heeres die Vorſtellung entſtanden iſt: nur die Annexion dieſer Ge⸗ 
biete ſei ein wuͤrdiges Kriegsziel, jede Form der Herausgabe aber ein 
nach unſeren Siegen ganz unbegruͤndetes Eingeſtaͤndnis von Feigheit 
oder Schwaͤche. Die Fortſetzung des Krieges iſt auch bei uns hoͤchſt 
weſentlich nicht durch ſachlich⸗politiſche Erwaͤgungen, ſondern durch die 
Angſt vor dem Frieden bedingt. Man fuͤrchtet einerſeits die außen⸗ 
politiſchen Wirkungen jedes Anſcheins von Schwaͤche und Noͤtigung 
Frieden ſchließen zu muͤſſen. Noch weit mehr aber fuͤrchtet man die 
innerpolitiſchen Wirkungen jener Enttaͤuſchungen, welche angeſichts der 
toͤrichten Erwartungen, die nunmehr ins Kraut geſchoſſen find, in jedem 
Fall eintreten muͤſſen. Irgendwelche ſchwere Enttaͤuſchungen nun wer⸗ 
den unvermeidlich eintreten. Sie und ihre Folgen werden aber weſent⸗ 
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lich akuten Charakters und zugleich (relativ) vorübergehende fein, wenn 
fie nur darauf beruhen, daß die politiſchen Frie densbedingungen, ins⸗ 
beſondere die „Angliederungen“ hinter den Forderungen der annerio= 
niſtiſchen Preſſe zuruͤckbleiben. Sie werden dagegen chroniſche und 
ſchwere Folgen nach ſich ziehen — ſelbſt bei den ausgiebigſten An⸗ 
nerionen —, wenn der Guͤterverbrauch des Krieges rein als ſolcher die 
Steigerung der Schuldzinſen und die Feſtlegung der Vermoͤgen in 
Rentenpapieren die Anlage ſuchenden Kapitalien derart dezimiert haben 
wird, daß die Maſſe der heimkehrenden Krieger keine oder doch keine 
ihren Anſpruͤch en und Selbſtgefuͤhl oͤkonomiſch und ſozial entſprechende 
Arbeitsgelegenheit findet. Dieſe Folgen werden mit zunehmender Laͤnge 
des Krieges rein an ſich immer unvermeidlicher und ſchwerer. Sie ſind 
durch keinerlei Annerionen zu kompenſieren, und es ſteht auch rein oͤko— 
nomiſch völlig feſt, daß eine Kriegsentſchaͤdigung fo phantaſtiſchen Um⸗ 
fangs, um dagegen uͤberhaupt ins Gewicht zu fallen, niemals von irgend⸗ 
einem Gegner zu erlangen ſein wuͤrde. N 

Die bloße Verlaͤngerung des europaͤiſchen Krieges bis zur Ermattung 
aller Beteiligten bringt rein an ſich die Folge mit ſich, daß die außer⸗ 
europaͤiſchen Nationen, insbeſondere Nordamerika, die induſtrielle Su⸗ 
prematie an ſich reißen und uns fuͤr alle Zeit ins Hintertreffen draͤngen. 
Dies iſt die unvermeidliche Folge einerſeits eines Hineingleitens in 
Papierwirtſchaft mit ihren bekannten Folgen, andererſeits der Auf— 


zehrung der Inlandskapitalien durch die zunehmende Anlage in feſt 


verzinslichen oͤffentlichen Anleihen. Dieſe letztere bedeutet zunaͤchſt 
Minderung der fuͤr die Induſtrieanlagen verfuͤgbaren Mittel, alſo erſtens 
Stillſtand der Inlandsentwicklung der Induſtrie und zweitens Fehlen 
der fuͤr die Erſchließung der uns etwa beim Frieden zufallenden Inter⸗ 
eſſenſphaͤre erforderlichen Kapitalien. Was das erſte fuͤr unſere Zu⸗ 
kunftskampfkraft bedeuten kann, iſt an ſich klar. Das zweite aber kann 
die Folge haben, daß in den uns zufallenden Intereſſenſphaͤren fremde 
Kapitaliſten die oͤkonomiſche Herrſchaft gewinnen, weil wir nicht mehr 
die Mittel haben, ſie uns zu ſichern. Abgeſehen aber hiervon bedeutet 
jede Zunahme der Anleihewirtſchaft rein an ſich eine gewaltige Stei⸗ 
gerung des Rentnertums — es ſind ſchon jetzt jährlih eine Milliarde 
Kriegsanleihezinſen an Rentner zu zahlen — und vor allem die Zuͤch⸗ 
tung der Rentnergeſinnung, welche oͤkonomiſche „Sekuritaͤt“ ſucht. 

Deutſchland verliert dann mit dem oͤkonomiſchen Wagemut auch die 
oͤkonomiſche Expanſionskraft zugunſten in erſter Linie der Amerikaner. 
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Es dürfte ein ſehr beſcheidener Troſt für uns fein, daß auch England 
und Frankreich ein aͤhnliches Schickſal gegenuͤber Amerika droht. Aber 
ſelbſt dieſer Troſt ruht auf nicht ganz ſicherer Grundlage. Es iſt richtig, 
daß im Krieg, wenigſtens diesmal und vorerſt, die finanzielle Lage Eng⸗ 
lands und Frankreichs im Verhältnis zu uns relativ ſchwaͤcher war, als 
man nach der Weltſtellung ihrer Boͤrſen in Friedenszeiten vielleicht er⸗ 
wartet hat. Aber es wird ſich zeigen, daß im Frieden das Land des 
Zweikinderſyſtems und das Mutterland der angelſaͤchſiſchen Handels⸗ 
ſprache, Handelstechnik und Handelsbeziehungen erheblich ſchneller als 
jetzt angenommen wird, und weit ſchneller als wir es fuͤr uns — der 
Krieg moͤge ausgehen wie immer er wolle — erwarten koͤnnen, wieder 
in die Reihe der Geldgeber der Welt werden eintreten koͤnnen, und daß 
dies kuͤnftig ebenſo wie bisher die bekannten politiſchen Folgen haben 
wird. 
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Zwiſchen zwei Geſetzen“ 


Dis Diskuſſion uͤber den Sinn unſeres Krieges (in der „Frau“) waͤre 
vielleicht durch ſtaͤrkere Betonung eines Geſichtspunktes zu er⸗ 
gaͤnzen, den gerade Sie ſicher wuͤrdigen: unſerer Verantwortung 
vor der Geſchichte — ich finde nur dieſen etwas pathetiſchen Aus— 
druck. Der Sachverhalt ſelbſt iſt ſchlicht: 

Ein an Zahl „groͤßeres“, machtſtaatlich organiſiertes Volk findet ſich 
durch die bloße Tatſache, daß es nun einmal ein ſolches iſt, vor gaͤnzlich 
andere Aufgaben geſtellt, als ſie Voͤlkern wie den Schweizern, Daͤnen, 
Hollaͤndern, Norwegern obliegen. Weltenfern liegt dabei natuͤrlich die 
Anſicht: ein an Zahl und Macht „kleines“ Volk ſei deshalb weniger 
„wertvoll“ oder vor dem Forum der Geſchichte weniger „wichtig“. Es 
hat nur einfach als ſolches andere Pflichten und eben deshalb auch 
andere Kulturmoͤglichkeiten. Sie kennen Jakob Burckhardts oft be— 
ſtaunte Ausfuͤhrungen uͤber den diaboliſchen Charakter der Macht. Nun, 
dies iſt ganz konſequent gewertet vom Standpunkt derjenigen Kultur⸗ 
guͤter aus, welche in der Obhut eines Volkes, wie z. B. der Schweizer, 
ſtehen, die den Panzer großer Militaͤrſtaaten nicht tragen koͤnnen (und 
alſo auch nicht zu tragen hiſtoriſch verpflichtet find). Auch wir haben 
. allen Anlaß, dem Schickſal zu danken, daß es ein Deutſchtum außerhalb 
des nationalen Machtſtaates gibt. Nicht nur die ſchlichten Buͤrgertugenden 
und die echte, in keinem großen Machtſtaat jemals noch verwirklichte 
Demokratie, ſondern weit intimere und doch ewige Werte koͤnnen nur 
auf dem Boden von Gemeinweſen erbluͤhen, die auf politiſche Macht 
verzichten. Selbſt ſolche kuͤnſtleriſcher Art: ein ſo echter Deutſcher, wie 
Gottfried Keller, waͤre nie dies ganz Beſondere, Einzigartige, geworden 
inmitten eines Heerlagers, wie unſer Staat es ſein muß. 

Die Anforderungen umgekehrt, welche an ein machtſtaatlich organi⸗ 
ſiertes Volk ergehen, ſind unentrinnbar. Nicht die Daͤnen, Schweizer, 

1) Zu dieſem Thema: „Den Geſetzen des Evangeliums und den Geſetzen des Vater⸗ 
landes“ fand in der Monatsſchrift „Die Frau“ eine Auseinanderſetzung zwiſchen Gertrud 
Baͤumer und einer ſchweizer Pazifiſtin ſtatt, die Max Weber zu vorſtehenden, im 
Februarheft der „Frau“ 1916 veroͤffentlichten brieflichen Außerungen an Gertrud 
Bäumer veranlaßte. 
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Holländer, Norweger werden künftige Geſchlechter, unſere eigenen 
Nachfahren zumal, verantwortlich machen, wenn kampflos die Welt⸗ 
macht — und das heißt letztlich: die Verfuͤgung uͤber die Eigenart der 
Kultur der Zukunft — zwiſchen den Reglements ruſſiſcher Beamten 
einerſeits und den Konventionen der angelſaͤchſiſchen „society“ anderer⸗ 
ſeits, vielleicht mit einem Einſchlag von lateiniſcher „raison“, aufgeteilt 
wuͤrde. Sondern uns. Und mit Recht. Weil wir ein Machtſtaat 
ſind und weil wir alſo, im Gegenſatz zu jenen „kleinen“ Voͤlkern, unfer 
Gewicht in dieſer Frage der Geſchichte in die Wagſchale werfen koͤnnen —, 
deshalb eben liegt auf uns, und nicht auf jenen, die verdammte Pflicht 
und Schuldigkeit vor der Geſchichte, das heißt: vor der Nachwelt, uns 
der Uberſchwemmung der ganzen Welt durch jene beiden Mächte ent⸗ 
gegenzuwerfen. Lehnten wir dieſe Pflicht ab — dann waͤre das Deut⸗ 
Ihe Reich ein koſtſpieliger eitler Luxus kulturſchaͤdlicher Art, den wir 
uns nicht haͤtten leiſten ſollen und den wir ſo ſchnell wie moͤglich zu⸗ 
gunſten einer „Verſchweizerung“ unſeres Staatsweſens: einer Auf⸗ 
loͤſung in kleine, politiſch ohnmaͤchtige Kantone, etwa mit kunſtfreund⸗ 
lichen Hoͤfen, wieder beſeitigen ſollten —, abwartend, wie lange unſere 
Nachbarn uns dieſe beſchauliche Pflege der Kleinvolk⸗Kulturwerte, die 
dann fuͤr immer der Sinn unſeres Daſeins haͤtten bleiben ſollen, ge⸗ 
ſtatten wuͤrden. Ein ſchwerer Irrtum aber waͤre es zu meinen, ein poli⸗ 
tiſches Gebilde, wie das Deutſche Reich es iſt, koͤnne durch freiwilligen 
Entſchluß ſich einer pazifiſtiſchen Politik in dem Sinne zuwenden, wie 
ſie etwa die Schweiz pflegt, alſo: ſich darauf beſchraͤnken, einer Ver⸗ 
letzung ſeiner Grenzen durch eine tuͤchtige Miliz entgegenzutreten. Ein 
politiſches Gebilde wie die Schweiz — obwohl auch ſie, falls wir unter⸗ 
laͤgen, ſofort italieniſchen Annexionsgeluͤſten ausgeſetzt waͤre — iſt, 
wenigſtens im Prinzip, niemandes politiſchen Machtplaͤnen im Wege. 
Nicht nur ihrer Machtloſigkeit, ſondern auch ihrer geographiſchen Lage 
wegen. Aber die bloße Exiſtenz einer Großmacht, wie wir es nun ein⸗ 
mal ſind, iſt ein Hindernis auf dem Wege anderer Machtſtaaten, vor 
allem: des durch Kulturmangel bedingten Landhungers der ruſſiſchen 
Bauern und der Machtintereſſen der ruſſiſchen Staatskirche und Bureau⸗ 
kratie. Es iſt abſolut kein Mittel abzuſehen, wie das haͤtte geaͤndert 
werden koͤnnen. Oſterreich war der von Expanſionsluſt ſicher freieſte 
aller Großſtaaten, und eben deshalb — was leicht uͤberſehen wird — 
der gefaͤhrdetſte. Wir hatten nur die Wahl, im letzten möglichen Augen- 
blick vor ſeiner Zerſtoͤrung dem Rad in die Speichen zu fallen oder ihr 
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zuzuſehen und es nach einigen Jahren über ung ſelbſt hinweggehen zu 
laſſen. Gelingt es nicht, den ruſſiſchen Expanſionsdrang wieder anders⸗ 
wohin abzulenken, ſo bleibt es auch kuͤnftig dabei. Das iſt Schickſal, 
an dem alles pazifiſtiſche Gerede nichts aͤndert. Und ebenſo klar iſt es: 
daß wir ohne Schande der Wahl, die wir einmal getroffen hatten — 
damals, als wir das Reich ſchufen — und den Pflichten, die wir da⸗ 
durch auf uns nahmen, uns nie mehr entziehen konnten und koͤnnen, 
auch wenn wir wollten. — 

Der Pazifismus amerikaniſcher „Damen“ (beiderlei Geſchlechts!) iſt 
wahrlich der fatalſte „cant“, der — ganz gutglaͤubig! — jemals, vom 
Niveau eines Teetiſches aus, verkuͤndet und vertreten worden iſt, mit 
dem Pharifäismus des Schmarotzers, der die guten Lieferungsgeſchaͤfte 
macht, gegenüber den Barbaren der Schuͤtzengraͤben. In der anti⸗ 
militariſtiſchen „Neutralität“ der Schweizer und ihrer Ablehnung des 
Machtſtaats liegt gelegentlich ebenfalls ein gut Teil recht phariſaͤiſcher 
Verſtaͤndnisloſigkeit fuͤr die Tragik der hiſtoriſchen Pflichten eines nun 
einmal als Machtſtaat organiſierten Volks. Indeſſen wir bleiben trotz⸗ 
dem objektiv genug, zu ſehen, daß dahinter ein durchaus echter Kern 
ſteckt, der nur, nach Lage unſeres Schickſals, fuͤr uns Reichsdeutſche 
nicht uͤbernommen werden kann. — | 

Das Evangelium aber möge man aus dieſen Eroͤrterungen draußen 
laſſen — oder: Ernſt machen. Und da gibt es nur die Konſequenz 
Tolſtois, ſonſt nichts. Wer auch nur einen Pfennig Renten bezieht, die 
andere — direkt oder indirekt — zahlen muͤſſen, wer irgendein Ge⸗ 
brauchsgut beſitzt oder ein Verzehrsgut verbraucht, an dem der Schweiß 
fremder, nicht eigener, Arbeit klebt, der ſpeiſt ſeine Exiſtenz aus dem 
Getriebe jenes liebeleeren und erbarmungsfremden oͤkonomiſchen Kampfs 
ums Daſein, den die buͤrgerliche Phraſeologie als „friedliche Kultur⸗ 
arbeit“ bezeichnet: eine andere Form des Kampfes des Menſchen mit 
dem Menſchen, bei der nicht Millionen, ſondern Hunderte von Millionen 
jahraus, jahrein an Leib und Seele verkuͤmmern, verſinken oder doch 
ein Dafein führen, dem irgendein erkennbarer „Sinn“ wahrhaftig un= 
endlich fremder iſt als dem Einſtehen aller (auch der Frauen — denn 
auch ſie „fuͤhren“ den Krieg, wenn ſie ihre Pflicht tun) fuͤr die Ehre, 
und das heißt einfach: fuͤr vom Schickſal verhaͤngte geſchichtliche Pflich⸗ 
ten des eigenen Volkes. Die Stellung der Evangelien dazu iſt in den 
entſcheidenden Punkten von abſoluter Eindeutigkeit. Sie ſtehen im 
Gegenſatz nicht etwa gerade nur zum Krieg — den ſie gar nicht beſonders 
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erwähnen —, ſondern letztlich zu allen und jeden Geſetzlichkeiten der 
ozialen Welt, wenn dieſe eine Welt der diesſeitigen „Kultur“, 
alſo der Schoͤnheit, Wuͤrde, Ehre und Groͤße der „Kreatur“ ſein will. 
Wer die Konſequenzen nicht zieht — und das hat Tolſtoi ſelbſt erſt ge⸗ 
tan, als es ans Sterben ging — der moͤge wiſſen, daß er an die Ge⸗ 
ſetzlichkeiten der diesſeitigen Welt gebunden iſt, die auf unabſehbare 
Zeit die Moͤglichkeit und Unvermeidlichkeit des Machtkrieges einſchließen, 
und daß er nur innerhalb dieſer Geſetzlichkeiten der jeweiligen „For⸗ 
derung des Tages“ genuͤgen kann. Dieſe Forderung lautete und lautet 
aber fuͤr die Deutſchen Deutſchlands anders als fuͤr die Deutſchen der 
Schweiz. Dabei wird es bleiben. Denn alles, was an den Guͤtern des 
Machtſtaates teilnimmt, iſt verſtrickt in die Geſetzlichkeit des „Macht⸗ 
Pragma“, das alle politiſche Geſchichte beherrſcht. 

Der alte nuͤchterne Empiriker John Stuart Mill hat geſagt: rein 
vom Boden der Erfahrung aus gelange man nicht zu einem Gott — 
mir ſcheint: am wenigſten zu einem Gott der Guͤte —, ſondern zum 
Polytheismus. In der Tat: wer in der „Welt“ (im chriſtlichen Sinne) 
ſteht, kann an ſich nichts anderes erfahren als den Kampf zwiſchen einer 
Mehrheit von Wertreihen, von denen eine jede fuͤr ſich betrachtet ver⸗ 
pflichtend erſcheint. Er hat zu waͤhlen, welchem dieſer Goͤtter, oder 
wann er dem einen und wann dem anderen dienen will und ſoll. Immer 
aber wird er ſich dann im Kampf gegen einen oder einige der anderen 
Goͤtter dieſer Welt und vor allem immer fern von dem Gott des Chriſten⸗ 
tums finden — von dem wenigſtens, der in der Bergpredigt verkuͤndet 
wurde. 
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Der verfchärfte U-Booffrieg” 


EC „Weg zum Frieden“, d. h. zu einem Frieden an einem früheren 
als dem ſonſt dafuͤr zu erwartenden Zeitpunkt, bietet der verſchaͤrfte 
U⸗Bootkrieg nur unter der Vorausſetzung, daß 

entweder ein Eingreifen Amerikas aus dieſem Anlaß nicht zu er⸗ 
warten iſt, 

oder daß, wenn es ſtattfindet, es keine ſtark ins Gewicht fallende Be⸗ 
laſtung unſerer eigenen Lage bedeutet, 

oder endlich, daß dieſe Belaſtung ſich beſtimmt erſt jo ſpaͤt fuͤhlbar 
macht, daß vorher England zur Kapitulation gezwungen worden iſt. 

Zu dieſen Vorausſetzungen nun iſt zu bemerken: 

1. Es ſteht leider feſt, daß Amerika bei einem Eingreifen ſo gut wie 
nichts riskiert und den Krieg zeitlich unbeſchraͤnkt fuͤhren kann. 
Im Bunde mit England gefuͤhrt, waͤre er die denkbar beſte Ver⸗ 
ſicherung gegen die japaniſche Gefahr. 

2. Jeder Kenner Amerikas muß als wahrſcheinlich anſehen, daß ein 
Krieg von ihm mit mindeſtens der gleichen Hartnaͤckigkeit gefuͤhrt 
wuͤrde wie bisher von England, und daß im Falle unſerer Un⸗ 
faͤhigkeit, ihn durchzuhalten, wir uͤberaus ſchmaͤhliche Bedingungen 
annehmen muͤßten. 

3. Falls nicht eine uͤberaus ſchnelle Kapitulation Englands erzwungen 
wird — eine Chance, von der noch zu ſprechen iſt — bedeutet 

1) Der Verfaſſer hat dieſe bisher unveroͤffentlichte Denkſchrift, an der Herr 

Dr. Felix Somary mitgearbeitet hat, in der erſten Maͤrzhaͤlfte 1916 den Partei: 
fuͤhrern und bekannten Abgeordneten und dem Auswaͤrtigen Amt zugeſtellt. Von 
letzterem iſt fie auch dem Reichskanzler übermittelt. Damals, nach der Torpe⸗ 
dierung der „Luſitania“ ſtand die Gefahr des Kriegs mit Amerika auf dem Hoͤhepunkt. 
Und ebenſo die Agitation der konſervativen und alldeutſchen Kreiſe fuͤr den 
verſchaͤrften U⸗Bootkrieg. In einem im März aus Berlin geſchriebenen Briefe 
des Verfaſſers heißt es: „Inzwiſchen iſt die Gefahr mit Amerika auf dem Hoͤhepunkt. 
Und mir iſt, als ob eine Horde Irrſinniger uns regierte. Alle Leute, die vor vier⸗ 
zehn Tagen meiner Anſicht waren, ſind umgefallen. Die vor vierzehn Tagen 
ſagten: „Ach, die Amerikaner ſchlagen ja nie los“ — ſagen jetzt: ‚Ach, die Amerikaner 
wollen ja den Krieg auf jeden Fall“ — ganz wie damals bei Italien.“ 
Die Herausgeberin. 
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das Eingreifen Amerikas eine ä des Krieges um 
mehrere Jahre. 

Es ſoll hier nicht allgemein eroͤrtert werden, wie eine derartige Ver⸗ 
laͤngerung von uns auszuhalten waͤre: 

finanziell —, 

in bezug ar unſere Verſorgung mit Rohſtoffen —, - 

im Hinblick auf die allmaͤhliche ſeeliſche und koͤrperliche Abnutzung 
unſerer Truppen —, 

im Hinblick auf die Chance eines Separatfriedens der Türkei, welcher 
bei den politiſch irrationalen Bedingungen dort und angeſichts 
des Umſtandes, daß wir unſererſeits Annexionen erſtreben, der 
Tuͤrkei aber keine ſolche zu bieten vermögen, ſtets möglich, bei 
einer unabſehbaren Verlaͤngerung des Krieges aber wahrſcheinlich 
ſcheint (Finanzen! Feldarbeiter⸗ und Nahrungsmittelnot!). 

Feſt ſteht jedenfalls: unſere Gegner wuͤrden durch ein nicht unbedingt 
verſpaͤtetes Eingreifen Amerikas materiell und moraliſch auf praktiſch 
unabjehbare Zeit zur Fortfuͤhrung des Krieges befähigt. Schon die 
bloße Chance, daß ein Zufall ein ſolches Eingreifen herbeifuͤhren koͤnnte, 
wird die Gegner, ſelbſt ſchweren Mißerfolgen zum Trotz, ſolange auf⸗ 
recht erhalten, bis jene Chance ausgeſchaltet iſt. 

Im uͤbrigen ergibt ſich, wenn man von der Moͤglichkeit einer ſchnellen 
Kapitulation Englands zunaͤchſt einmal abſieht und alſo mit der Ver⸗ 
laͤngerung des Krieges durch Amerikas Eingreifen rechnet, folgendes 
Bild: 

1. Nach dem Kriege würde beim Ausbleiben der Zufuhr neutralen 
Kapitals das wichtigſte Kriegsziel Englands: Vernichtung unſerer Kon⸗ 
kurrenzfaͤhigkeit, erreicht fein. Es wuͤrden infolge der dann eintretenden 
Unmoͤglichkeit der Retablierung unſerer Induſtrie die denkbar ſchwerſte 
wirtſchaftliche Depreſſion und bisher unbekannte ſoziale Spannungen 
gefaͤhrlichſter Art uns ſicher fein. Ein gemeinſamer Krieg gegen Deutſch⸗ 
land verflicht das amerikaniſche Kapital ſo innig mit der City von Lon⸗ 
don, daß es ſchlechthin „feindliches“ Kapital werden wuͤrde. 

II. Fuͤr unſere Intereſſen gleichguͤltig waͤre, daß die Schwaͤchung 
Englands dabei die City in ein Anhaͤngſel der Neuyorker Finanzmaͤchte 
verwandeln wuͤrde. Denn dies wuͤrde die Machtſtellung des feindlich 
intereſſierten Kapitals nur weiter ſtaͤrken. Unabhaͤngig von allen Frie⸗ 
densbedingungen waͤre damit der Krieg im Effekt wirtſchaftlich ver⸗ 
loren. Die unzweifelhaft ſchon heute, neben ſozialen Beziehungen der 
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Amerikaner zu England, ſtarken materiellen Beziehungen gewiſſer Finanz⸗ 
kreiſe dort zur City haben nicht im entfernteſten die dann eintretende 
beherrſchende Tragweite. 

III. Die Zeichnung unſerer Kriegsanleihe wuͤrde ſchwer gefaͤhrdet. 
Die bei Verlaͤngerung des Krieges befuͤrchtete aſſignatenartige Papier⸗ 
entwertung und die Unſicherheit des Ausganges ſchrecken ſchon jetzt, wie 
zahlreiche Anfragen potenter Privatleute ergeben, Teile des Privat⸗ 
publikums ab. Dies koͤnnte ſich bei Eintritt des Krieges leicht kataſtrophal 
ſteigern. Der bekannte „Kreislauf“ als Quelle der Zeichnungspotenz 
hat bekanntlich zwar elaſtiſche, doch aber endguͤltige Schranken. Jene 
Haltung waͤre alſo eine ernſte Gefahr. 

IV. Daß dieſe Befuͤrchtungen abſolut ſinnlos ſeien, laͤßt ſich ernſt⸗ 
lich nicht behaupten. Dauernde Papierwirtſchaft bei Abſchneidung der 
Zufuhr neutralen Kapitals als Folge des Krieges fuͤr uns wuͤrde be⸗ 
deuten, daß England ſein wirtſchaftliches Kriegsziel erreicht haͤtte. Ihm 
ſelbſt ftände ſchlimmſtenfalls zur Retablierung feiner Währung, neben 
der Herrſchaft uͤber die Goldminen, die Finanzkraft Amerikas zufolge 
der geſtiegenen oͤkonomiſchen Verflechtung zur Verfuͤgung. Die dabei 
entſtehende Herrſchaft der Neuyorker Finanzmaͤchte uͤber die City waͤre 
fuͤr unſer Intereſſe auch hier keine Wendung zum Beſſeren. Wir haͤtten 
unſere weltpolitiſche Zukunft fuͤr abſehbare Zeit verſpielt. 

V. Falls Amerika den Krieg als Subſidienkrieg fuͤhrt, ſo wuͤrde damit 
die ſonſt ſichere Deklaſſierung der Währung Italiens hintangehalten, 
Frankreich und England die Notwendigkeit von Maßregeln, welche einer 
teilweiſen Zahlungseinſtellung gleich kaͤmen, endgültig erſpart. 

Dagegen waͤre, von der Tuͤrkei ganz abgeſehen, die endguͤltige 
Deklaſſierung der Währung Oſterreich⸗Ungarns abſolut ſicher und ebenfe 
eine langdauernde valutariſche Laͤhmung Deutſchlands. Nach dem 
Kriege waͤren mithin alle kreditbeduͤrftigen Staaten auf den guten 
Willen unſerer Gegner angewieſen. Der Krieg waͤre fuͤr uns alſo auch 
bei aͤußerlich guͤnſtigen Friedensbedingungen im politiſchen Effekt ver⸗ 
loren. 

VI. Die Gegner könnten während des Krieges, falls ſie nicht ver⸗ 
nichtende Niederlagen erleiden, in aller Ruhe und ſtets erneut ihre Mu⸗ 
nitionsvorraͤte und Mannſchaftsreſerven ergaͤnzen, unter Heranziehung 
des gewaltigen amerikaniſchen Werbungsmarktes. Denn jeder Kenner 
Amerikas muß es fuͤr hoͤchſt wahrſcheinlich halten, daß eine uͤberaus 
große, nach vielen Hunderttauſenden zu ſchaͤtzende Anzahl gut gerüfteter 
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und ſportlich trainierter amerikaniſcher Freiwilligen an der Weſtfront 
erſcheinen. Ganz abgeſehen davon, daß die Geſchaͤftskriſis auch in Ame⸗ 
rika Kraͤfte fuͤr dieſe Art der Verwendung freiſetzen wird. Es gibt eben 
in Amerika in allen Schichten der Bevoͤlkerung Kreiſe, auf welche das 
Erleben eines Krieges, wenn er einmal Realität iſt, einen mächtigen 
Reiz ausüben wird, und es iſt ganz dringend davor zu warnen, die 
toͤrichten Vorſtellungen, welche uͤber die Kriegswilligkeit der Englaͤnder, 
namentlich ihrer gebildeten Schichten, vor dem Krieg bei uns herrſchten, 
nun bei den Amerikanern erneut ihre Rolle ſpielen zu laſſen. 

Die Möglichkeit eines Bruches mit Amerika um des U-Bootkrieges 
willen waͤre daher unter Zukunftsperſpektiven ſelbſt dann aͤußerſt ge⸗ 
faͤhrlich, wenn die Chance beftände, England zur Kapitulation zu zwingen, 
es ſei denn, daß dies in wenigen Monaten geſchehen koͤnnte. Die Frage 
aber, ob eine ſolche ernſthafte Chance beſteht, iſt mit einer Anzahl poli⸗ 
tiſcher und oͤkonomiſcher Vorausſetzungen belaſtet, welche keineswegs 
auch von noch ſo hervorragenden Marineſachverſtaͤndigen endguͤltig be⸗ 
antwortet werden koͤnnen. Sie beduͤrfen einer von jeder pathetiſchen 
und Gefuͤhlspolitik abſolut freien, ganz nuͤchternen Berechnung, 
ehe irgendein Schritt geſchieht. 

I. Dabei ift vor allem davon auszugehen, daß England, von einer 
wirklichen Blockade bedroht, etwa die gleichen Maßregeln zum Zwecke 
des Durchhaltens ergreifen wird und, entgegen voreiligen Vorſtellungen, 
auch durchfuͤhren kann wie wir. Wir muͤſſen die Vorausſetzung machen, 
daß unſer jetziges Verſorgungsmaß alsdann dort durchgefuͤhrt werden 
wuͤrde. (Konſumregulierung, Hoͤchſtpreis, Beſchlagnahme der Handels⸗ 
ſchiffe, Stillegung aller nicht fuͤr abſolut unentbehrliche Beduͤrfniſſe 
arbeitenden Induſtrien, vor allem derjenigen, deren Rohſtoffeinfuhr viel 
Tonnage beanſprucht.) Daneben würde die Einfuhr der Lebensmittel 
in der mindeſtvoluminoͤſen Form (Mehl, Gefrierfleiſch, Konſerven) er⸗ 
folgen. Im Laufe von 4-5 Monaten waͤre dies, wenn auch nicht ohne 
peinliche Schwierigkeiten und bedeutende Koſten, ohne allen Zweifel 
durchfuͤhrbar und wuͤrde durchgefuͤhrt werden, ſobald England den End⸗ 
erfolg des Krieges davon abhaͤngig wuͤßte und des langſam ſteigenden 
Druckes der Hilfe Amerikas ſicher waͤre. 

Folglich muͤßte berechnet werden, welche Mindeſttonnage unter der⸗ 
artigen Vorausſetzungen England abſolut bedarf. Dieſelbe waͤre ganz 
uͤberraſchend gering, und zu ihrer Ergänzung ſtaͤnden alle Werften 
der Welt (außer den deutſchen) zur Verfuͤgung. 
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Dieſe ſehr eingeſchraͤnkte Zufuhr könnte nun aber überdies unter 
Benutzung ſuͤdlicher Routen nach ſuͤdfranzoͤſiſchen, portugieſiſchen, |pa= 
niſchen, italieniſchen Haͤfen und von da an die Kanalkuͤſte mit der Bahn 
zur Seeverfrachtung gebracht werden. Es ſei denn, daß wirklich die 
zunaͤchſt ganz unglaubwuͤrdige Behauptung erwieſen wuͤrde, daß die 
erforderlichen Waggons hierfuͤr auf keine Weiſe beſchafft werden 
koͤnnen. ö 

II. Angeſichts deſſen muͤßte ferner feſtgeſtellt werden, welcher Grad 
von Abſperrung der Kanaluͤberfahrt von Frankreich nach England zu 
garantieren iſt. Ob auch zur Nachtzeit? (Was jetzt nicht der Fall iſt.) 
Ob auch bei Benutzung zahlreicher kleiner Transportſchiffe, welche (wie 
jetzt) eine wirklich umfaſſende Torpedierung moͤglichſt aller Transporte 
unmoͤglich machen? Ob auch bei Schutz durch Torpedoboote des Feindes? 
Wie bekannt, iſt fuͤr die Truppen⸗ und Munitionsſendungen nach Frank⸗ 
reich wegen dieſer Schwierigkeiten die Abſperrung bisher praktiſch nicht 
gelungen, und ſie gilt, ſoviel bekannt, auch als nicht ausfuͤhrbar. Je 
nach dem Grade der moͤglichen oder nichtmoͤglichen Abſperrung dieſes 
Einfalltores richtet ſich aber die Chance des U⸗Bootkrieges. Denn es 
darf als unwahrſcheinlich gelten, daß vermittels der U⸗Boote außer Eng⸗ 
land ſelbſt auch alle jene ſuͤdlichen Routen kontrolliert werden koͤnnen. 
Die techniſchen Moͤglichkeiten des U:Bootbaues in Deutſchland find un⸗ 
gefaͤhr uͤberſehbar. Ebenſo iſt die ſehr bedeutende Mindeſtzeit, welche 
der Bau von U⸗Bootmotoren beanſprucht, ungefähr bekannt. Daraus 
ergibt ſich die ungefaͤhre Zahl und die Ergaͤnzungschance der neuen 

Boote und wenn dieſe auch nur annähernd zutrifft, jo muß ſchon 
eine wirkliche Blockade Englands als Utopie gelten, falls nicht ganz 
neue und unbekannte Rechnungspoſten in Betracht kommen. 

III. In Betracht iſt ferner zu ziehen, daß beim Eingreifen Amerikas 
zunaͤchſt die konfiszierte deutſche Tonnage dem Feinde zuwaͤchſt und es 
vermutlich mehrere Monate dauern wird, bis zunaͤchſt einmal auch nur 
der jetzige Stand der fuͤr Englands Verſorgung verfuͤgbaren Schiffs⸗ 
raͤume durch Torpedierung wieder hergeſtellt iſt. 

Daß dabei England, ſelbſt im Fall ſehr ſtarker eigener Verluſte, eins 
ſeiner Kriegsziele: eine furchtbare Dezimierung unſerer Handelsflotte 
erreicht haben, ſeinerſeits aber zur relativ ſchnelleren Retablierung ſeiner 
Flotte nach dem Kriege inſtand geſetzt und daß Amerika billig in den 
Beſitz eines Teils unſerer Handelsflotte gelangt ſein wuͤrde, duͤrfte immer⸗ 
hin auch in Betracht kommen. 
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Es darf wohl angenommen werden, daß alle dieſe Ermägungen auch 
von den maßgebenden amtlichen Inſtanzen des Reiches in Betracht ge⸗ 
zogen ſind. 

IV. Daß die Frage, wieweit durch Konvoyierung der fuͤr die abſolut 
unentbehrliche Einfuhr noͤtigen Schiffe in Gruppenfahrten mittels 
Torpedoboote oder durch andere im Bereich des Moͤglichen liegende 
Mittel der Wirkſamkeit der U-Boote Abbruch getan und daß die Handels⸗ 
ſchiffe zu deren Bekaͤmpfung vielleicht zunehmend wirkſamer ausge⸗ 
rüftet werden koͤnnen, duͤrfte ebenfalls erwogen fein. Allein in jedem 
Falle bleibt es hoͤchſt gefährlich, auf ein in ſehr begrenzter Quantität 
verfuͤgbares, nicht ſchnell ergaͤnzbares, rein techniſches und alfo techniſchen 
Umwaͤlzungen preisgegebenes Mittel Entſchluͤſſe von einer fuͤr unſere 
ganze Zukunft ungeheuren Tragweite aufzubauen. 

V. Irgendwelche Erhoͤhung der Handelsfrachten und Verſicherungs⸗ 
ſpeſen, mit denen (unglaublicherweiſe) in der Preſſe operiert wird, 
kommen fuͤr England im Falle des Eingreifens Amerikas ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich uͤberhaupt nicht mehr in Betracht, zumal bei einer Beſchlag⸗ 
nahme der Handelstonnage. 

VI. Als ſicher iſt anzunehmen, daß die Frage der Ruͤckwirkung des 
amerikaniſchen Drucks auf die Neutralen (Holland) erwogen worden 
fein wird. In Betracht zu ziehen iſt dabei ſelbſwverſtaͤndlich die bei 
laͤngerer Dauer ſicher zu gewaͤrtigende ſchaͤrfſte moͤgliche Form des⸗ 
ſelben und deren aͤußerſte mögliche Konſequenzen. 

VII. Es iſt zu hoffen, daß einwandsfrei feſtgeſtellt iſt, welche Roh⸗ 
ſtoff⸗ und Lebensbedarfzufuhren trotz allem jetzt noch über neutrale 
Laͤnder zu uns gelangen und im Fall des Eingreifens Amerikas fort⸗ 
fallen würden und welche Ruͤckwirkung dies auf die Chancen eines noch 
mehrjaͤhrigen Durchhaltens des Kriegs fuͤr uns haben wuͤrde. Ganz 
gering find jene Quantitäten nach allem, was bekannt iſt, kaum. 


Die Eroͤrterungen in der in faſt allen Parteien ſich findenden Preſſe 
der ſogenannten „ſcharfen Tonart“ über die Frage des U⸗-Bootkrieges 
und uͤber die Chancen des Eingreifens Amerikas, welche ſich teilweiſe 
als fachmaͤßig informiert hinſtellen, haben unſeren Intereſſen ſchon jetzt 
ſchweren Schaden zugefuͤgt. In zwei Richtungen: 

1. Sie erweckten mit der erſten Frage: „Gibt es einen anderen Weg 
zum Frieden?“ bei Freunden, Feinden und Neutralen den verhaͤngnis⸗ 
vollen Anſchein, daß wir materiell und ſeeliſch außerſtande ſeien, die 
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kaiſerliche Parole des „Durchhaltens“ ſolange wirklich zu befolgen, bis 
der Gegner von der Ausſichtsloſigkeit unſerer Niederwerfung uͤberzeugt 
ſei, daß alſo die deutſche militaͤriſche Leitung aus dieſem Grunde zu 
einer Verzweiflungspolitik genoͤtigt ſei. 

II. Sie haben dieſen Anſchein mit dem allerſchlimmſten Erfolge auch 
bei maſſenhaften privaten Kreiſen im Inland und ſelbſt im Heere her⸗ 
vorgerufen. Das ploͤtzliche aufgeregte, oft geradezu hyſteriſch anmutende 
Rufen nach einem „Weg zum Frieden“, die aufgeregte Ablehnung des 
Eingehens auf ſachliche Erörterung, der ploͤtzliche Meinungswechſel eins 
flußreicher Kreiſe innerhalb weniger Wochen und zwar, wie ſich ſtets 
herausſtellte, ohne alle und jede neuen ſachlichen Informationen, waren 
erſchreckende und objektiv hoͤchſt gefaͤhrliche Erſcheinungen. Man braucht 
ſich nur zu verdeutlichen, welcher Ruͤckſchlag erfolgen wird, wenn das 
verlangte einzige Mittel den in Ausſicht geſtellten Erfolg nicht voll er⸗ 
zielt. Und es muß offen geſagt werden: daß die moraliſche Feigheit, 
ſich nicht als einen Flaumacher hinſtellen zu laſſen, dabei eine gelegent⸗ 
lich uͤberaus veraͤchtliche Rolle geſpielt hat. Der Unterzeichnete hat von 
Anfang des Krieges an deſſen Ausgang mit unbedingtem Vertrauen 
darauf, daß wir mit Ehren aus ihm hervorgehen werden, entgegen⸗ 
geſehen. Zum erſtenmal angeſichts ſolcher Erſcheinungen und angeſichts 
der Chance, daß, auf einen ganz unſicheren Einſatz hin, ein Krieg mit 
Amerika in den Bereich der Moͤglichkeit tritt, hegt er ernſte Beſorgniſſe 
fuͤr das Land und eventuell fuͤr die Zukunft der Dynaſtie. 

Es wiederholten ſich in letzter Zeit bei uns diejenigen Erſcheinungen, 
welche ſ. Z. Italien gegenuͤber auf oͤſterreichiſcher Seite zu beobachten 
waren. Zunaͤchſt verſicherten einflußreiche und angeblich gut informierte 
Kreiſe: Italien „bluffe“ nur, obwohl Kenner Italiens das Gegenteil 
genau wußten. Nach der Entſcheidung verſicherten die gleichen Kreiſe: 
„Der Krieg ſei auf jeden Fall ſicher geweſen.“ Daß die Unterſtellung 
gegen eine Großmacht, welche mit Krieg droht, ſie bluffe, eine toͤdliche 
Verletzung bedeutet, wurde dabei ebenſo uͤberſehen, wie: daß unſere 
Politik, Oſterreich zu Zugeſtaͤndniſſen zu veranlaſſen, zu einer unver⸗ 
zeihlichen Torheit geſtempelt wuͤrde, wenn eine jener Behauptungen, 
gleichviel welche, wahr geweſen wäre. Genau ebenſo wechſelt jetzt die 
Anſicht uͤber Amerikas Abſichten bei einem und demſelben Politiker. 
Dies muß zu genau den gleichen Konſequenzen fuͤhren und die Ver⸗ 
antwortung dafuͤr iſt um ſo ſchwerer, als jedenfalls diesmal unbedingt 
keine von beiden Vorausſetzungen zutraf. Sicher ift wohl freilich, daß 
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ein bloßes Treibenlaſſen und ein Hin und Her zwiſchen Entgegen⸗ 
kommen unſerer Regierung und Auftrumpfen in der deutſchen Preſſe 
die hyſteriſche Erregung und die auf dieſer ſich aufbauende Straßen⸗ 
und Tribuͤnenpolitik ſchließlich auch jenſeits des Ozeans derart ſteigern 
koͤnnte, daß die maßgebenden Boſſes der Parteien im Wahlkampf keine 
andere Möglichkeit hätten, als auf eine ſchwere Demuͤtigung Deutſch⸗ 
lands oder auf den Krieg loszuſteuern. Soweit irgend erkennbar, liegen 
heute druͤben die Dinge noch keineswegs ſo, ſo unbegruͤndet auch der 
mehrfach vertretene Optimismus anläßli der Abſtimmung im Kon⸗ 
greß ſein duͤrfte. Feſt ſteht nur das eine: daß die Situation hoffnungs⸗ 
los verfahren wird, wenn die deutſche Offentlichkeit aus der Art der 
Erledigung dieſes unter allen Umſtaͤnden hoͤchſt ſchwierigen und kom⸗ 
plizierten Streitfalls einen Ehrenpunkt macht und ſo eine Lage ſchafft, 
aus der es keinen Weg ruͤckwaͤrts mehr gibt. Leider muß mit ſolchen 
Möglichkeiten und alſo damit, daß die Geſchaͤfte Englands bei uns durch 
1 gewiß gut gemeinten Bra Eifer beſorgt wer⸗ 
den, gerechnet werden. 

Es duͤrfte nach alledem Pflicht der Parteiführer ſein, ſoweit die Re⸗ 
gierung ſich aus naheliegenden Ruͤckſichten zu militaͤrtechniſchen Infor⸗ 
mationen außerſtande ſehen follte, die buͤndige Zuſicherung zu erbitten: 

1. daß keinerlei Schritt erfolgt oder unterlaſſen wird, der den Krieg 
direkt oder indirekt, durch Engagement unſerer Ehre, herbeifuͤhren kann, 
ohne daß alle den Entſchluͤſſen zugrunde liegenden Rechnungen mit 
dem abſoluten Hoͤchſtmaß von Vorſicht gemacht worden ſind, 

2. daß ganz eindeutig alle diejenigen Perſoͤnlichkeiten, welche für 
die Richtigkeit jeder einzelnen dieſer Rechnungen einſtehen, als dafuͤr 
verantwortlich aktenkundig gemacht werden, nebſt den von ihnen an⸗ 
gewendeten Rechnungs grundlagen und Rechnungs methoden. Denn 
ſtimmt auch nur ein einziger Rechnungsfaktor nicht, ſo kann die groͤßte 
Tapferkeit der Truppen den wirtſchaftlichen Zuſammenbruch im Kriege 
und die wirtſchaftliche Agonie nach dem Kriege nicht hindern. 

Die innerpolitiſchen Folgen einer ſolchen wirtſchaftlichen Niederlage 
und eines Verluſtes des Krieges infolge des Eingreifens Amerikas auf 
Grund eines als moͤglich vorauszuſehenden ungluͤcklichen „Zufalls“ ſind 
mit dem allerunguͤnſtigſten, was ohne dieſe Eventualitaͤt uns weiterhin 
widerfahren koͤnnte, an Schwere nicht im entfernteſten zu vergleichen. 
Denn darauf, daß das Durchhalten zunehmend ſchwieriger wird, und 
vielleicht noch radikalere wirtſchaftliche Maßregeln erfordert, iſt in 
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Deutſchland heute jedermann gefaßt. Ebenſo rechnet jedermann, wenn 
auch als mit einer ſehr unwahrſcheinlichen Moͤglichkeit, mit den Unbe⸗ 
rechenbarkeiten militaͤriſcher Ereigniſſe, die unſere Lage auch einmal 
nachteiliger als jetzt geſtalten koͤnnen. Dafuͤr wird niemand die Re⸗ 
gierung und den Traͤger der Krone verantwortlich machen. Wohl aber, 
ganz einerlei, ob mit Recht oder Unrecht, fuͤr die Folgen einer Politik 
gegenuͤber Amerika, welche von breiten Teilen der Bevoͤlkerung nach⸗ 
traͤglich, wenn ſie fehlſchlaͤgt, als eine Abenteurerpolitik aufgefaßt werden 
wird. 
gez. Profeſſor Max Weber, 
Heidelberg 
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Deutſchland unter den europaͤiſchen Weltmaͤchten“ 


No als Parteimann will ich reden. Politik habe ich immer nur unter 
dem nationalen Geſichtspunkte angeſehen, nicht nur die auswaͤrtige, 
ſondern alle Politik überhaupt. Danach allein orientierte ich auch meine 
Parteizugehoͤrigkeit. Als ich zum erſtenmal mit meinem Vater zur 
Wahlurne ging, gab er einen liberalen Stimmzettel ab und ich einen 
lonſervativen, — jetzt laͤngſt nicht mehr. Ich habe dem alldeutſchen 
Verbande angehoͤrt und erhielt in der Kriegszeit ein Zirkular mit der 
Überfchrift „Alldeutſcher Verband“, welches mir (wie anderen) die 
Brandmarkung vor der Nachkommenſchaft ankuͤndigte. Ich uͤberlaſſe 
dieſen guten Leuten und ſchlechten Muſikanten die Sorge fuͤr unſere 
Unſterblichkeit, halte es aber fuͤr richtig, ſcharf Farbe zu bekennen. 

Es herrſcht jetzt viel Gerede von „innerer Einigung“. Das ſoll doch 
heißen: Einigung unter dem ausſchließlichen Geſichtspunkt einer natio⸗ 
nalen auswaͤrtigen Politik. Gut! Es hat Zeiten gegeben, wo man 
Sympathien fuͤr ein Zuſammengehen mit England hatte, deshalb, weil 
man liberal war. Nun, das iſt jetzt fuͤr immer vorbei. Ebenſo aber hat 
es Parteien gegeben, die Rußland wuͤrdelos umſchmeichelten, weil ſie 
fonfervativ waren. Die „Kreuzzeitung“ hat über Olmuͤtz gejubelt und 
den Ein marſch der Heere des Kaiſers Nikolaus erſehnt. Die Polizeidienſte, 
die wir ohne jegliches politiſche Entgelt der ruſſiſchen Regierung leiſteten, 
haben in Rußland uns den Haß der Liberalen und — ſelbſtverſtaͤndlich — 
die Mißachtung der reaktionaͤren Kreiſe eingetragen, wie jeder aus der 
Preſſe ſich uͤberzeugen konnte. Iſt auch dieſe innerpolitiſche Sympathie 
mit Rußland jetzt vorbei? Ich glaube ganz und gar nicht. Mit Eifer 
bieten ſich manche Berliner Politiker den Ruſſen an, obwohl die ruſſiſche 
Preſſe, gerade auch die reaktionaͤre, dieſem Liebeswerben nur Hohn und 
Spott entgegenſetzt. Dabei ſind rein innerpolitiſche Gruͤnde im Spiel. 
Nicht ein mal, ſondern Dutzende von Malen trat mir in Berlin die 
Außerung entgegen: „Keine Verſtaͤndigung mit England, denn das 
führt zum Parlamentarismus“, oder: „Wie denken Sie ſich aber die innere 

) Dieſer in einem Sonderheft der Hilfe erſchienene Aufſatz gibt den Inhalt eines 
Vortrags wieder, den der Verfaſſer am 22. 10. 1916 in München gehalten hat. 
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Politik, wenn wir wirklich Belgien räumen ſollten?“ Und leider haben 
derartige Erwaͤgungen auch in die U-Boot⸗Kriegsfrage hineingefpielt, 
wie wir alle wiſſen. Denn ohnedies haͤtte jeder ſich geſagt, daß es ein 
Frevel iſt, den ſchwer kaͤmpfenden Truppen draußen vorzureden: es 
gaͤbe ein Mittel, den Krieg in einigen Monaten zu beenden. Maͤnner, 
die innerpolitiſche Antipathien in unſerer Kriegs- und Friedenspolitik 
mitſprechen laſſen, find für mich keine nationalen Politiker, und 
von einer inneren Einigung mit ihnen kann gar keine Rede ſein. 

Unſere beſondere internationale Lage und unſere Außenintereſſen 
allein haben unſere Außenpolitik zu beſtimmen. 

Welches ſind nun dieſe unſere Außenintereſſen und welches 
iſt unſere beſondere Lage? Davon will ich reden und mich dabei 
ganz kuͤhl und akademiſch nicht an das Gefuͤhl, ſondern nur an das 
politiſche Denken wenden. 

Unſere Außenintereſſen ſind zum erheblichen Teil rein geographiſch 
bedingt. Wir ſind ein Machtſtaat. Fuͤr jeden Machtſtaat bildet die 
Nachbarſchaft eines anderen Machtſtaates ein Hemmnis in der Freiheit 
ſeiner politiſchen Entſchließungen, weil er auf ihn Ruͤckſicht nehmen 
muß. Für jeden Machtſtaat iſt es wuͤnſchenswert, von möglichft ſchwachen 
Staaten oder doch von moͤglichſt wenigen anderen Machtſtaaten umgeben 
zu ſein. Unſer Schickſal nun hat es gefuͤgt, daß nur Deutſchland an drei 
große Landmaͤchte, und noch dazu die ſtaͤrkſten naͤchſt uns, und außerdem 
an die groͤßte Seemacht als unmittelbarer Nachbar angrenzt und ihnen 
alſo im Wege iſt. Kein anderes Land der Erde iſt in dieſer Lage. 

Daraus folgt erſtens die Notwendigkeit beſonders ſtarker Ruͤſtung. 
Auch der ertremfte Pazifiſt bei uns wird das heute nicht mehr beſtreiten. 
Aber es folgt daraus allerdings auch, daß wir unſere Politik mit unſerer 
geographiſchen Lage in Einklang bringen muͤſſen. — Was heißt das? 

Das heißt zunaͤchſt, daß wir Politik nicht — wie Bismarck ſagen würde — 
durch Einwerfen von Fenſterſcheiben betreiben duͤrfen, daß wir, heißt 
es, nicht, um unſere Gefühle auszutoben, Feindſehaften auf uns nehmen 
duͤrfen um ſolcher Objekte willen, fuͤr welche wir unſere Machtmittel 
nicht einſetzen koͤnnen oder wollen. Bei dem heute üblichen Schelten 
auf unſere Diplomatie wird immer das eine vergeſſen: daß auch die beſte 
Diplomatie gar nichts leiſten kann, wenn die Politik einer Nation darin 
falſch orientiert wird. Die erſte, lange nachwirkende ſchwere und dabei 
ganz nutzloſe Niederlage, welche die deutſche Politik ſich zugezogen hat — 
es muß einmal daran erinnert werden —, iſt durch die toͤrichte Gefuͤhls⸗ 
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politik in der Burenfrage herbeigeführt worden. Die Nation, unter der 
Fuͤhrung ganz der gleichen Kreiſe, die jetzt die „Fronde“ betreiben, 
nicht die Diplomatie, machte den Fehler. Es war eine ganz planloſe 
Gefuͤhlspolitik oder — was dafuͤr nur ein anderes Wort iſt — eine all⸗ 
deutſche Politik, die uns das zugezogen hat. Und es war nur einer 
von zahlreichen Faͤllen. 

Es bedeutet weiter: daß wir nur eine fachliche Politik und keine 
Politik des Haſſes treiben duͤrfen. Ich ſpreche nicht gegen Haß und 
Zorn als ſolche. Man kann das Große nicht wahrhaft lieben, wenn man 
das Niedertraͤchtige nicht haſſen kann. Deutſcher Haß, einmal feſt ein⸗ 
gewurzelt, iſt nachhaltig. Gewiß waͤre es von England toͤricht, wenn 
es durch Fortſetzung ſeiner bisherigen Politik gegen uns ſich einen Tod⸗ 
feind auf 100 Jahre ſchuͤfe. Denn in der Tat kann es dann unter Um⸗ 
ſtaͤnden für unſere Politik unmöglich werden, daruͤber hinwegzukommen. 
Aber das iſt Englands Sache. Toͤricht waͤre es jedenfalls von unſerer 
Seite, wollten wir jetzt unſere politiſchen Ziele abgrenzen nicht nach 
politiſchen Geſichtspunkten, ſondern aus dem Gefuͤhl eines noch ſo be⸗ 
greiflichen Haſſes. Gegen uns iſt der Haß am ſtaͤrkſten in Frankreich. 
Bei uns dagegen richtet ſich der Haß ganz ausſchließlich gegen England, 
ganz ebenſo, wie er ſich in Oſterreich ausſchließlich gegen Italien richtet. 
Mag er nun in beiden Fällen menſchlich noch fo begreiflich fein, fo find 
doch die einzigen wirklichen Fehler, die — vielleicht! — in dieſem Kriege 
gemacht worden ſind, aus der Unſachlichkeit eben dieſes Haſſens geboren 
worden. 

Sachliche Politik bedeutet weiter: keine Politik der Eitelkeit, 
des renommiſtiſchen Redens und Auftrumpfens, ſondern eine Politik 
des ſchweigenden Handelns. Wie aber iſt bei uns Politik gemacht 
worden? Vergleicht man etwa den Kolonialerwerb Deutſchlands mit 
dem anderer Staaten in der gleichen Zeitſpanne, ſo iſt er wahrhaftig 
laͤcherlich beſcheiden. Denkt man aber dann an den Laͤrm, der bei uns 
dieſen beſcheidenen Erwerb begleitete, als wenn es ſich darum handelte, 
die halbe Welt zu verſchlingen, — und vergleicht man damit das 
ruhige Schweigen der anderen, ſo wirkt das politiſch fuͤr uns tief be⸗ 
ſchaͤmend. Das war ein Produkt politiſcher Unerzogenheit der Nation, 
wiederum: ein alldeutſches Produkt. Genau die gleiche Erſcheinung: 
die gleichen alldeutſchen Renommiſtereien, bei der Flotte. Und noch 
jetzt im Kriege erleben wir ja genau das gleiche. Man hat von dem 
„Ende des engliſchen Weltreichs“ als Kriegsziel gefabelt, — als ob das 
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engliſche Weltreich auf dem Beſitz etwa des Suezkanals und ähnlicher 
Dinge und nicht vielmehr auf der nationalen Gemeinſchaft der Angel⸗ 
ſachſen beruhte, die nun einmal mehrere Kontinente teils ganz, teils 
halb beſiedelt haben und die doch nun einmal von dort nicht durch uns 
herausgejagt werden koͤnnen. Oder man hat von dem Ende der engliſchen 
Seemacht geredet. Und doch liegt es auf der Hand, daß auch bei gleich 
ſtarker Flotte es für uns unmöglich waͤre, den Hafen von Liverpool 
ebenſo zu blockieren, wie fuͤr England den von Hamburg. Die geogra⸗ 
phiſche Lage Großbritanniens rein als ſolche erleichtert ja die Blockade 
Hamburgs und behindert die von Liverpool. Und der Beſitz von ein paar 
Kanalhaͤfen wuͤrde daran gar nichts aͤndern. „Ja, wozu brauchen wir 
dann unſere Flotte!“ bin ich daraufhin allen Ernſtes gefragt worden. 
Es iſt ein Gluͤck, daß die ruhmvolle Seeſchlacht beim Skagerrak angeſichts 
dieſes Unſinns auch jedem Laien gezeigt hat, wofuͤr wir Schlachtſchiffe 
brauchen. Ohne ſie haͤtten wir die engliſche Landung in Daͤnemark. 
Wir brauchen fie auch, um England im Angriffsfall fo ſchaͤdigen zu koͤnnen, 
daß es ſich zweimal beſinnt, uns anzugreifen. Und das wird es kuͤnftig 
tun. „Vernichten“ aber koͤnnen wir einander nun einmal nicht. In 
England wie bei uns ſollte man dies prahleriſche Gerede abſtellen. 
Wenn wir Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“ aufſchlagen, ſo 
werden wir finden, daß zu den nicht ſehr zahlreichen geſperrt gedruckten 
Worten im Text auch die Warnung gehoͤrt, uns zu einer Politik der 
„Eitelkeit“ und dazu verleiten zu laſſen, aus den geographiſchen Be⸗ 
dingungen unſeres Daſeins heraustreten zu wollen. Das gilt auch heute 
noch. Denn am allerwenigſten duͤrfen wir, in unſerer geographiſchen 
Lage, eine Politik der Eroberereitelkeit treiben wollen. Es iſt 
oͤffentlich bekannt, daß eine Denkſchrift mehrerer Intereſſentenverbaͤnde 
unter alldeutſchem Einfluß ſeinerzeit die Einverleibung — oder noch 
Schlimmeres: die Unterwerfung ohne Gewaͤhrung von Buͤrgerrecht! — 
fuͤr ganz Belgien und Nordfrankreich bis zur Somme gefordert hat. 
Wenn jemand dieſe, nach meiner Meinung unglaublich toͤrichte Anſicht 
hatte, — nun, ſo war es gewiß ſein Recht, ſie zu vertreten. Dazu ſtand 
ihm das Mittel der Eingabe an die politiſchen Inſtanzen und daneben 
der Eroͤrterung mit den politiſchen Parteifuͤhrern zu Gebote. Den 
Weg zu dieſen hatten gerade dieſe Herren nicht weit. Was aber geſchah? 
In fo zahlreichen Exemplaren wurde die Denkſchrift gedruckt verſchickt, 
daß nach kurzer Zeit ihr Inhalt Gemeingut aller auslaͤndiſchen Zeitungen 
war: das alſo waren die deutſchen Kriegsziele. Ich habe es von Anbeginn 
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an als einen Fehler des Reichskanzlers angefehen, daß er dieſem Unfug 
nicht ſcharf entgegentrat und den Ausdruck „Fauſtpfand“ fuͤr Belgien 
nicht alsbald erneut unterſtrich. Alldeutſche Einfluͤſſe ſtellten ſich ihm 
in den Weg. Als ſich dann fuͤr jedermann deutlich herausſtellte, daß 
keinerlei deutſche Autorität hinter den Plänen jenes Machwerks ſtand, 
war infolgedeſſen das Echo des Auslands: „Deutſchland wird billiger“ 

es fuͤhlt ſich alſo wohl ſchwach. Aber damit nicht genug: die Demagogie 
dieſer Eitelkeitspolitiker — ich will ganz davon abſehen, daß dahinter ſich 
zum Teil materielle Intereſſen verbargen — ging nun dazu uͤber, den 
Ehrenpunkt auszuſpielen: „Wer Belgien herausgibt, der iſt beſiegt.“ 
So etwas iſt doch auch rein menſchlich unertraͤglich. Wenn die Armee 
draußen ſich auf den Standpunkt ſtellte: „Wir haben dieſe Gebiete 
erobert, wir wollen nicht, daß ſie herausgegeben werden“, — nun, ſo 
wuͤrden wir immer noch fuͤr uns in Anſpruch nehmen zu ſagen: „Bedenkt, 
es iſt vielleicht nicht klug.“ Bliebe ſie dann dabei, — gut. Wenn aber 
Daheimgebliebene, im Kontor oder auf dem Katheder oder wo immer 
fie ſitzen mögen, — wenn die unſeren Truppen, die draußen für Deutſch⸗ 
lands Ruhm und Ehre das Unerhoͤrte getan und unvergaͤngliches Ge⸗ 
denken an ihre Fahnen geheftet haben, die Freude an dem ungeheuren 
Erfolg zu verderben und ihnen zu ſagen ſich herausnehmen: „Wenn 
nicht die Landkarte fo und fo verändert wird, dann habt ihr u mſonſt 
gefochten“, — dann kann ich nur hoffen, daß ſich noch deutſche Faͤuſte 
finden, um ſolchen Burſchen auf den Mund zu ſchlagen. Das ſind nicht 
die Leute, die in ernſten Stunden der Nation das Wort zu fuͤhren haben. 
Und dann noch eins: wir fuͤhren einen gemeinſamen Bundeskrieg. Jeder 
Admiral weiß, daß er im Geſchwaderverband ſich nach dem langſamſten 
Schiff richten muß. Wenden wir das einmal auf die Politik an. Fuͤr 
ſachliche Lebensfragen eines Verbuͤndeten werden alle beliebig lange 
weiterkaͤmpfen. Nicht aber für eitle Erobererintereſſen, für ein deutſches 
Belgien die anderen fo wenig wie wir etwa fuͤr ein oͤſterreichiſches Venedig. 

Unfere Politik hat ſachliche Politik zu ſein, auch in der Aufregung 
des Krieges. Was folgt nun poſitiv daraus? 

Zunaͤchſt folgt aus unſerer geographiſchen Lage die Notwendigkeit 
weitſichtiger Büͤndnispolitik. Heute kann keine Weltmacht, auch 
nicht Rußland oder England, der Buͤndniſſe fuͤr die Weltpolitik entbehren. 
Wir noch weniger als andere. Verteidigen koͤnnen wir uns gegen eine 
Welt von Feinden auch allein. In der Welt mitreden nicht. Denn man 
koͤnnte nicht etwa wegen Samoa gegen eine Weltkoalition wie dieſe 
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in einen Krieg gehen. Die Nation hätte nicht fo dahintergeſtanden wie 
jetzt. Jede Buͤndnispolitik aber hat eine unumgaͤngliche ſachliche Voraus⸗ 
ſetzung: die moͤglichſte Erhaltung der Wahlfreiheit. Buͤndniſſe 
kann man um ſo zweckmaͤßiger ſchließen, je mehr Möglichkeiten man 
ſich vorher, durch ſeine Politik, offengehalten hat. Und da war und iſt 
nun fuͤr uns durch unſere hiſtoriſche Lage folgendes gegeben: 

Es beſtand eine abſolute Schranke unſerer Wahlfreiheit ſchon bisher: 
Frankreich. Es war fuͤr jeden Gegner gegen uns zu haben, und es war 
niemals fuͤr uns zu haben. Unſere ganze internationale Lage ſeit 1871 
war dadurch beſtimmt. 

Eine neue Schwierigkeit, das wollen wir uns nicht verhehlen, iſt jetzt 
hinzugetreten: die Sprengung des Dreibundes, deſſen ausſchließlicher 
Sinn im letzten Jahrzehnt die Erhaltung der Wahlfreiheit war. Dadurch 
iſt unſere Wahlfreiheit wiederum eingeſchraͤnkt. Sehr verſtaͤrkt iſt dadurch 
die Notwendigkeit, in unſerer Geſamtpolitik waͤhlen zu muͤſſen zwiſchen 
den beiden groͤßten Weltmaͤchten: England und Rußland. Nicht not⸗ 
wendig in der Form eines Buͤndniſſes, — das wuͤrden wir nur bei ſehr 
gewichtigen Vorteilen abſchließen. Wohl aber in der Form der Ver⸗ 
ſtaͤndigung. Abſolut notwendig aber iſt, um eine zweckmaͤßige Politik 
nach dem Kriege zu ermoͤglichen, die Fernhaltung jeder weiteren nutz⸗ 
loſen Beſchraͤnkung unſerer Wahlfreiheit, ſolange dies moͤglich iſt. Jeden⸗ 
falls duͤrfen wir ſie uns nicht durch eine unſachliche Politik beſchraͤnken 
laſſen. Es iſt gewiß nicht wuͤnſchenswert, daß wir in Zukunft etwa 
auch Rußland uns fuͤr immer zum Gegner machen. Ebenſowenig aber, 
ſtatt Frankreich allein, nun: Frankreich und England. Denn in dieſem 
Fall koͤnnte uns Rußland die Bedingungen jeder Verſtaͤndigung einſeitig 
vorſchreiben. Es haͤtte uns in der Taſche, wir wuͤrden ſein Werkzeug. 
Unglaublicherweiſe iſt aber in der letzten Zeit in der alldeutſch beeinflußten 
Preſſe ſogar die Parole aufgetaucht: „Wir ſind fuͤr Verſtaͤndigung mit 
Rußland, und deshalb fuͤr den U-Bootkrieg.“ Das heißt: wir wollen die 
ganze Welt gegen uns in die Schranken rufen, damit Rußland uns in der 
Taſche hat. Solch toͤrichtes Gerede nennt man bei uns: nationale Politik. 

Jede Verſtaͤndigungspolitik nach dem Kriege muß von unſeren ſach⸗ 
lichen Intereſſen ausgehen. Welches alſo ſind dieſe? Was liegt 
zwiſchen uns und unſeren Feinden, — nach Ausſcheidung aller 
Gefuͤhls⸗ und Eitelkeitsfragen? 

Man hat geſagt: wirtſchaftliche Gründe haben den Krieg bedingt. 
Iſt das wahr? Wo ſind ſie bei Frankreich? Wo bei Italien? Bei Serbien? 
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Bei Rumänien? Schön, fagt man, aber bei England: Eben deshalb, 
weil da wirtſchaftliche Gründe vorliegen, ſei es unſer „natürlicher Feind“. 
Wirklich? Und Rußland weniger? 

Faſt jede Handelsvertragsverhandlung mit Rußland hat doch zu 
Kriegsdrohungen Rußlands gegen uns gefuͤhrt. Gewiß: England war 
unſere induſtrielle Konkurrenz ſehr im Wege. Vor allem: die Preis⸗ 
politik mancher Kartelle: hohe Preiſe im Inland, Schleuderpreiſe im 
Ausland, das ſog. „dumping“. Rußland andererſeits verlangte: das 
Opfer unſerer Landwirtſchaft. In beiden Faͤllen iſt aber aus dieſen 
Gruͤnden kein Krieg entſtanden, waͤre er nicht entſtanden und wird er 
künftig erſt recht nicht entſtehen. Denn das iſt ein einfaches Rechen⸗ 
exempel. Nehmen wir einmal an, England koͤnne uns wirklich 2 bis 
3 Milliarden von unſerem Überſeehandel dauernd gewaltſam abnehmen. 
Nehmen wir weiter an, daß an Unternehmergewinn und reinem Arbeits⸗ 
lohn dabei für England 400 —500 Millionen mehr jährlich herauskaͤmen, — 
das iſt gut gerechnet. Die Verzinſung der diesmaligen engliſchen Kriegs⸗ 
koſten aber wird ſchon jetzt mehr als 3 Milliarden jährlich betragen. 
So ſchlecht rechnet dort niemand. 

Aber, koͤnnte man ſagen: der Intereſſengegenſatz im Orient: der 
Kampf gegen die Linie Berlin Bagdad. War das ein rein wirtſchaft⸗ 
liches Problem? Und war dies unausgleichbar? Die Erfahrung hat 
gelehrt: nein. Gewiß: wenn dadurch die Orientſtellung Englande 
politiſch bedroht werden ſollte, dann freilich trug dieſe Intereſſen⸗ 
konkurrenz den Keim des Krieges in ſich. Sonſt nicht. Wie aber ſtellt 
ſich denn unſer Intereſſe zu dem Rußlands? Da handelt es ſich nicht 
um Bagdad, ſondern um Konſtantinopel ſelbſt! Die Erfahrungen des 
tripolitaniſchen Krieges, die Bankerotte in Odeſſa, als damals die Dar⸗ 
danellen geſperrt wurden, haben das wirtſchaftliche Intereſſe Ruß⸗ 
lands an Konſtantinopel gewaltig in den Vordergrund geruͤckt. Rußland 
iſt die ſchlechthin einzige Macht, die an dem, was wir politiſch nicht 
zulaſſen wollen: am Untergang der Tuͤrkei, wirtſchaftlich intereſſiert 
iſt und vorlaͤufig bleibt. England und Frankreich dagegen hatten ſeit 
alters ganz ebenſo wie wir das entgegengeſetzte Intereſſe. Erſt jetzt, 
aus politiſchen Gruͤnden, haben ſie ſich anders geſtellt. Unſere eigenen 
rein wirtſchaftlichen Intereſſen in der Tuͤrkei ſind bedeutend. Immerhin 
muß man doch bedenken: wenn man den Reinertrag der dortigen Unter⸗ 
nehmungen fuͤr uns nach Abzug der Koſten berechnet, ſo koͤnnten von 
den Renten vielleicht 50—60 000 von den 70 Millionen Deutſchen be⸗ 
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ſcheiden eriftieren. Sehr wichtige politiſche, nicht aber wirtſchaftliche 
Gruͤnde beſtimmen alſo letztlich unſer Verhalten zur Tuͤrkei. Eine wirt⸗ 
ſchaftliche Verſtaͤndigung mit den Weſtmaͤchten uͤber den Orient waͤre 
wahrſcheinlich ſofort moͤglich, wenn der politiſche Gegenſatz nicht mehr 
beſtaͤnde. Eine Verſtaͤndigung daruͤber mit Rußland iſt politiſch und 
wirtſchaftlich ſchwer, ſolange nicht die unbedingte politiſche Integritaͤt 
der Tuͤrkei als Grundlage anerkannt iſt. Die vielberedete Ablenkung 
auf Perſien bedeutet fuͤr Rußland keinerlei Erſatz fuͤr Konzeſſionen an 
den Dardanellen. Und was ſchließlich das national⸗tuͤrkiſche Intereſſe 
ſelbſt anlangt, ſo muß man ſich doch nuͤchtern klarmachen: daß nach dem 
Kriege die Tuͤrkei neben unſerm Geldmarkt auch den der Weſtmaͤchte 
wieder wird ſuchen wollen. Wir ſind gewiß fuͤr die Tuͤrkei der natur⸗ 
gemaͤße, weil notwendig politiſch uneigennuͤtzige Freund. Aber ſie 
wird uns ſchwerlich das abſolute Monopol einer wirtſchaftlichen Freund⸗ 
ſchaft gewaͤhren wollen oder auch nur koͤnnen. 

Und ſchließlich findet ſich in unſerer Lage gegenuͤber Rußland noch 
ein wirtſchaftliches Element, welches bei den Weſtmaͤchten gaͤnzlich fehlt: 
der ruſſiſche Volks imperialismus, wie ein oͤſterreichiſcher Sozial⸗ 
demokrat es genannt hat: die Expanſionstendenz durch den Land⸗ 
hunger der ruſſiſchen Bauern. Der iſt Folge des Kulturzuſtandes, er 
wird irgendwann ſchwinden, aber er wird vorlaͤufig zunehmen. 

Alles in allem alſo entſcheidet die wirtſchaftliche Intereſſen⸗ 
konſtellation, rein aus ſich, keinesfalls zugunſten einer Ver— 
ſtaͤndigung mit Rußland. Indeſſen die wirtſchaftlichen Gruͤnde 
waren ja nicht die wirklichen Kriegsgruͤnde. Dieſe waren, wie faſt immer, 
politiſcher Natur. Welche waren ſie? 

Zunaͤchſt fuͤr Frankreich: Vor allem natuͤrlich unſere Exiſtenz als 
benachbarter Machtſtaat an ſich. Aber Frankreich wird uns ſowenig 
aus der Welt ſchaffen wie wir Frankreich. Dann ein Einzelgrund: 
das Elſaß. Dieſe Frage war vor 15 Jahren auf dem Punkt, ſich allmaͤhlich 
von ſelbſt zu erledigen, und waͤre laͤngſt erledigt, wenn nicht ein Grund⸗ 
fehler der Bismarckſchen Politik dort einen Zuſtand geſchaffen haͤtte, 
der in den Augen der Franzoſen und auch der Elſaͤſſer ſelbſt nur ein 
Proviſorium bedeuten konnte. Es iſt eine der allerwichtigſten Friedens⸗ 
garantien, daß dieſer Zuſtand unbedingt ein Ende nimmt. Nur ein 
großer Staat erſetzt den Elſaͤſſern Frankreich. Das Elſaß kann finanziell 
nur gedeihen durch Anſchluß an einen Bundesſtaat, der groß genug iſt, 
um die kuͤnftig unvermeidliche jährlihe Mehrausgabe von etwa 40 Mill. 
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nicht ſcheuen zu müffen. Würde dieſe Löfung etwa durch Eiferfüchteleien 
der Regierungen verhindert, ſo truͤgen dieſe die furchtbare Verantwortung, 
wenn in der Tat der Krieg nutzlos gefuͤhrt iſt. Aber in den letzten Jahren 
war nun ein weiterer ganz entſcheidender Kriegsgrund hinzugetreten: 
ſeit Einführung der dreijährigen Dienſtzeit betrachtete die gebildete 
Schicht in Frankreich wie ein Mann den Krieg als unvermeidlich. „Wir 
werden Barbaren, wenn wir alle wirklich drei Jahre in der Kaſerne 
liegen; wir brauchen den Krieg bis aufs Meſſer. Entweder wir brauchen 
nachher die ſtarke Armee nicht mehr, oder — ſie lohnt ſich nicht mehr.“ 
Das ſagte mir ein Jahr vor dem Kriege ein gebildeter Franzoſe. Nun, 
dieſer Kriegsgrund wird fortfallen. Die Finanzen der Staaten auf der 
einen Seite, die Notwendigkeit der Ausbildung jedes Mannes auf der 
anderen werden automatiſch in allen Laͤndern die Abkuͤrzung der Dienſt⸗ 
zeit erzwingen. Nicht ein Buͤndnis, aber eine friedliche Beziehung zu 
Frankreich wird dann moͤglich ſein. 

Nun zu England. Nicht die deutſche Konkurrenz war der entſcheidende 
Kriegsgrund, ſondern die vermeintliche Bedrohung durch unſere Flotte. 
Der engliſche Spießbuͤrger fuͤrchtete die Gefahr einer Landung. Der 
engliſche Weltpolitiker aber fand den Zwang unertraͤglich, die ganze 
engliſche Flotte in der Nordſee zu konzentrieren; das bedeutete eine 
Einſchraͤnkung der weltpolitiſchen Handlungsfreiheit und zwang zu 
Opfern an andere, die England ſonſt nie gebracht haͤtte. Iſt da eine 
Anderung moͤglich? Nach dem Geſchehenen gewiß nicht leicht. Aber 
eine Verſtaͤndigung iſt ja ſeinerzeit verſucht worden unter Beteiligung 
des Staatsſekretaͤrs v. Tirpitz. Woran ſcheiterte fie? Nicht an der 
Formel. Sondern einmal daran, daß kein Teil dem anderen traute, 
dann aber auch daran, daß fie zu ſpaͤt verſucht wurde, als England 
ſchon zu feſt engagiert war. Da Deutſchland nur eine Verteidigungsflotte 
braucht, iſt kuͤnftig eine Anderung dieſer Lage nicht ausgeſchloſſen. 
Vorbedingung iſt freilich: einmal eine Anderung des Seerechts von 
Grund auf. Dazu wird ſich England fruͤher oder ſpaͤter ohnedies verſtehen 
muͤſſen, ſonſt droht ihm bei jeder kuͤnftigen kriegeriſchen Verwicklung 
auch der Krieg mit neutralen Großmaͤchten. Denn niemals wuͤrden 
wir uns das gefallen laſſen, was jetzt Amerika und andere Neutrale 
ſich von England bieten laſſen. Und auch Amerika wird, wenn es erſt 
ſeine Kriegs⸗ und Handelsflotte hat, es ſich nicht mehr bieten laſſen. 
Und ferner: daß auf kolonialpolitiſchem Gebiet England zu dem Grund— 
ſatz: „Leben und leben laſſen“ ſich bekennt. Wir brauchen ſtatt unſeres 
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Streubefiges gewiß keine Welteroberung, aber eine arrondierte Inter⸗ 
eſſenſphaͤre, wie andere Laͤnder ſie auch haben, ohne daß jemand dadurch 
gefaͤhrdet wird. Nun iſt ſeit dem Krieg die belgiſche Frage zwiſchen 
uns getreten. Der Kriegsgrund war unſer Einmarſch in Belgien nicht, 
das wiſſen wir ja. Aber daß uͤber Belgien ein Einvernehmen hergeſtellt 
wird, iſt allerdings Vorbedingung einer ehrlichen dauernden Ausein- 
anderſetzung. Die dauernde Beſetzung Belgiens durch uns in Verbindung 
mit unſerer Flotte bedeutet fuͤr England die Notwendigkeit, außer der 
größten Flotte auch ein ſehr großes Landheer zu halten, und das erfiärt 
die Hartnaͤckigkeit des Krieges. Eine dauernde Kriegsgefahr gegenüber 
Frankreich und England, wie ſie die Eroberung Belgiens bedeuten 
wuͤrde, haͤtte aber fuͤr die Zukunft die Folge fuͤr uns: daß wir uns nicht 
auf gleichem Fuß mit Rußland verſtaͤndigen koͤnnten, ſondern ihm 
preisgegeben waͤren. — Wie ſteht es nun angeſichts deſſen mit unſeren 
eigenen Intereſſen an Belgien? 

Zunaͤchſt: Was war der Sinn unſeres Durchmarſches? Eroberungs— 
abſicht? Kein Deutſcher hat an ſo etwas vor dem Krieg auch nur im 
Traum gedacht. Sondern das Fehlen der effektiven Neutralität 
auf belgiſcher Seite. Da waren nicht die verdaͤchtigen Verhandlungen 
Belgiens mit unſeren Feinden das letztlich Entſcheidende. Die folgten 
erſt aus der Lage, in welche Belgien ſich gebracht hatte. Entſcheidend 
war: daß Belgien zwar ſeine Grenze gegen uns verteidigungsfaͤhig 
gemacht hatte, ſich aber außerſtande geſetzt hatte, ſeine Grenze 
gegen Frankreich und England überhaupt zu ſchuͤtzen. Das 
war in der Tat „papierne“, nicht effektive Neutralitaͤt. Bei einem 
franzoͤſiſch⸗engliſchen Angriff befand es ſich in der Lage Griechenlands. 
Wenn uns freilich England feine eigene Neutralität zuſagte, dann war 
der Durchmarſch dennoch uͤberfluͤſſig. Das tat Herr Grey aber bekanntlich 
nicht, und damit war der Garantievertrag, den ja die nunmehr krieg⸗ 
führenden Mächte abgeſchloſſen hatten, ein wertloſer Fetzen Papier 
geworden. Ein neutraler Staat, wie Belgien ſein wollte, hatte die Pflicht, 
ſich in den Stand zu ſetzen, alle ſeine Grenzen verteidigungsfaͤhig zu er⸗ 
halten. Den Belgiern war dieſe Lage auch gut bekannt. Durch die ganze 
Preſſe war die Außerung des Deutſchen Kaiſers bei den Schweizer 
Manoͤvern gegangen: „daß wir an unferer anderen Flanke“ (in 
Belgien alſo) „ungedeckt“ ſeien. Die Schweiz und Holland ſchuͤtzten 
ihre Neutralität effektiv. Holland tat das bekanntlich gegen Englands 
Widerſpruch. Belgien allein tat es nicht. 
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Welches Intereſſe haben wir nun jetzt, nach dem Einmarfch, an Belgien? 
Nach meiner Anſicht kein wirtſchaftliches. Wenn man naͤmlich das 
wirtſchaftliche Intereſſe national verſteht und nicht als ein Profit— 
intereſſe einzelner Unternehmer. Antwerpen bleibt immer eine 
nichtdeutſche Stadt. Die belgiſche Induſtrie wird immer welſches 
Volkstum tragen. Wir haben kein Intereſſe daran, fuͤr den Profit 
einiger deutſcher Reeder, Bankiers und Unternehmer unſeren Arbeitern 
die Konkurrenz eines Fremdvolkes auf den Hals zu hetzen. Haben wir 
etwa ein Intereſſe an einer deutſchen Verwaltung Belgiens? Sie 
wäre ein Unding. Man braucht die Verhaͤltniſſe nur auszudenken, die 
entſtehen wuͤrden. Sie ſind jetzt trotz der Tuͤchtigkeit unſerer Beamten 
nur haltbar, weil eben das Kriegsrecht dahinterſteht. Und ganz undenk⸗ 
bar iſt eine Kaſtration Belgiens durch eine dauernde deutſche Vormund⸗ 
ſchaft. Wer an ſo etwas denkt, unterſchaͤtzt die Wirkung des Wuͤrde⸗ 
und Ehrgefuͤhls ziviliſierter Volker. Wir haben ein Kulturintereſſe 
daran, daß das flamiſche Volkstum nicht verwelſcht, ein politiſches 
daran, daß es nicht rein franzoͤſiſch beeinflußt wird. Aber die Flamen 
denken gar nicht daran, die deutſche Beherrſchung fuͤr die franzoͤſiſche 
eintauſchen zu wollen. Die Revolte in Belgien wuͤrde in Permanenz 
ſein, und wir wuͤrden im Weſten niemals wieder die Haͤnde frei bekommen. 
Wir waͤren Rußland preisgegeben. 

Unſer Intereſſe iſt ein rein politiſches: Belgien darf kein Einfallstor 
unſerer Feinde werden. Daß es das werden müffe, wenn wir es nicht 
zum Klientelſtaat erniedrigen, — das iſt ein Irrtum. Die Belgier wollen 
unabhaͤngig ſein. Jetzt freilich und in der naͤchſten Zukunft wirkt der 
Haß gegen uns. Garantien find alfo nötig. Welcher Art fie fein muͤſſen, 
das allein iſt die Frage. Wenn von „realen“ Garantien die Rede iſt, 
fo heißt es wohl: militärifch wirkſame Garantien. Und zwar fo lange, 
bis fie überfläffig werden. Sie wären ſchon jetzt uͤberfluͤſſig, wenn 
ein feſtes Neutralitaͤtsbuͤndnis Belgiens mit Holland den bar waͤre. 
Leider iſt das augenblicklich ſehr wenig wahrſcheinlich. Alſo muß die 
Anderung der geſamtpolitiſchen Situation den Zeitpunkt ergeben. Je 
fruͤher, je beſſer. 

Die engliſchen Miniſter verlangen ihrerſeits „Garantien“ von uns. 
Was ſie ſich darunter denken, ſagen ſie nicht. Was der Sinn unſerer 
Garantien iſt, wiſſen ſie dagegen. Jedenfalls iſt der Sinn beiderſeits, 
wenn man fachliche Politik treibt: Garantien, bis fie uͤberfluͤſſig 
werden. Alſo: auf Zeit. 
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Demgegenüber nun Rußland: Die wirklichen, d. h. die politiſchen 
Krieg sgruͤnde, waren hier einerſeits das Machtintereſſe der Bureaukratie 
und der Großfuͤrſtenſchaft. Andererſeits die panſlawiſtiſche Legende. 
Dieſe iſt nun in dieſem Kriege — das iſt ein wichtiges Ereignis — durch 
die Haltung vor allem der Bulgaren und Polen zerbrochen worden. 
Und der Traum von der Zertruͤmmerung Oſterreichs und der Herrſchaft 
der ruſſiſchen Bureaukratie uͤber alle Slawen wird nun, hoffentlich, 
damit ausgetraͤumt ſein. Fuͤr uns allein waͤre eine Verſtaͤndigung fuͤr 
die Gegenwart vielleicht — ich weiß es nicht — moͤglich. Wir haͤtten 
freilich auch dabei zu bedenken, daß nicht die ſlawiſche Frage allein im 
Wege ſteht: auch die Oſtſeefrage: die Frage der Alandsinſeln, liegt 
heute zwiſchen uns. Indeſſen die wirklichen Schwierigkeiten liegen 
anderswo. Zunaͤchſt und vor allem darin, daß wir Bundesgenoſſen 
haben und haben muͤſſen. Wir haben fie nur im Oſten, nicht im Weſten. 
Im Oſten, nicht im Weſten fing der Krieg an. Mit großem Nachdruck 
muß daran erinnert werden: uns durch Annexion zu arrondieren, unſere 
Bundesgenoſſen aber an ganz entſcheidenden Punkten — etwa: Armenien 
— Provinzen abtreten zu laſſen, wuͤrde uns in die Unmoͤglichkeit ver⸗ 
ſetzen, in Zukunft Buͤndnispolitik zu treiben. Wir koͤnnen nur eine 
Verſtaͤndigung annehmen, die unferen oͤſtlichen Bundesgenoſſen annehm⸗ 
bar iſt. 

Weiter: die Bedrohung von Oſten her nimmt, infolge der Volkszu⸗ 
nahme Rußlands, in Zukunft zu. Das iſt im Weſten nicht der Fall. 
Und vor allem: Die Bedrohung von Rußland her iſt die einzige, die 
ſich gegen unſere Eriftenz als nationaler Machtſtaat überhaupt 
richtet. England kann wohl unſeren Seehandel lahmlegen, — unſeren 
geſamten Außenhandel uͤberhaupt ſchon nur bei einer ſolchen Koalition 
wie jetzt. Frankreich kann uns ein Stuͤck Land wegnehmen. Ein ſieg⸗ 
reiches Rußland kann unſere Selbſtaͤndigkeit vernichten. — 

Jedenfalls alſo: eine Verſtaͤndigung mit Rußland iſt nicht leicht. Sie 
iſt, deutlich geſagt, nur moͤglich im Falle eines Desintereſſements 
Rußlands zum mindeſten an der ſerbiſchen und polniſchen 
Frage. Denn beide ſind Exiſtenzfragen fuͤr Oſterreich und uns. Und 
ſie iſt nur moͤglich bei dauernden Garantien, weil die Bedrohung 
dauernd, und bei ſehr ſtarken Garantien, weil ſie im Wachſen iſt. — 

Nun aber etwas Letztes: Rußland bedroht nicht nur unſere ſtaatliche 
Stellung, ſondern unſere ganze Kultur und daruͤber hinaus die Welt— 
kultur, ſolange es ſo geartet iſt wie jetzt. In dieſer Art trifft das fuͤr 
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keine andere Macht zu. Unter univerſalgeſchichtlichen Geſichtspunkten 
werden kuͤnftig die Streitpunkte im Weſten, wegen Belgien, als Lappalien 
erſcheinen gegenuͤber den Entwicklungen im Oſten, welche Weltent⸗ 
ſcheidungen bedeuten. 

Und auch wir ſelbſt: im Oſten, nicht aber (nach Loͤſung der Flamen⸗ 
frage) im Weſten, werden wir außerhalb unſerer Grenzen Kulturs 
aufgaben haben. Kulturaufgaben? Der moderne deutſche ſog. „Real⸗ 
politiker“ zuckt darüber die Achſeln. Es iſt eigentuͤmlich: andere Nationen 
treiben Realpolitik und ſchwatzen nicht daruͤber. Der Deutſche aber 
muß auch aus der Realpolitik ſich eine Phraſe machen, an die er dann 
mit der ganzen Inbrunſt eines — ich möchte ſagen — femininen Gefühle 
glaubt. Wie ſteht es denn mit der realpolitiſchen Bedeutung der „Kultur“? 
(Wir wollen hier der Einfachheit wegen unter „Kulturgemeinſchaft“ 
jetzt einmal nur die durch die Sprache begründete Gemeinſchaft vers 
ſtehen, die „Nation“ alſo im Sinne von Sprach- und Literaturgemein⸗ 
ſchaft.) Der Krieg hat den Nimbus des Staates gewaltig gehoben: 
„Der Staat, nicht die Nation“, iſt die Parole. Iſt fie richtig? Er⸗ 
kundigen Sie ſich bei oͤſterreichiſchen Offizieren einmal uͤber die funda⸗ 
mentale Schwierigkeit, die dadurch gegeben iſt, daß der Offizier nur 
50 deutſche Kommandoworte mit ſeiner Mannſchaft gemein hat. Wie 
ſoll er im Schuͤtzengraben mit ihr Gemeinſchaft pflegen? Was ſoll er 
tun, wenn etwas Unvorhergeſehenes, nicht durch jene Worte Gedecktes, 
geſchieht? Vollends im Fall einer Niederlage? Blicken Sie noch weiter 
oͤſtlich auf das ruſſiſche Heer, das zahlreichſte der Erde: 2 Millionen Ge⸗ 
fangene ſprechen eine deutliche Sprache dafuͤr, daß der Staat zwar 
vieles kann, daß er aber nicht die Macht hat, die freie Hingabe des 
einzelnen an ſich zu erzwingen, ohne welche die innere Wiedergeburt 
Deutſchlands zu Beginn dieſes Krieges unmoͤglich geweſen waͤre. 

Dieſe Bedeutung der Kultur hat aber fuͤr uns auch negative Kon⸗ 
ſequenzen, die wir uns ruͤckhaltlos klarmachen muͤſſen. Jede Politik 
jenſeits unſerer Oſtgrenze iſt, gerade wenn fie Realpolitik iſt, unver⸗ 
meidlich weſtſlawiſche Politik und nicht deutſchnationale Politik. 
Daß dies das Schickſal des Krieges iſt, iſt eine ganz zentrale Einſicht, 
die wir die ſittliche Selbſtzucht haben muͤſſen uns nicht zu verhehlen. 
Auch einige hunderttauſend deutſcher Koloniſten in Kurland wuͤrden 
daran gar nichts ändern. Ihren gefuͤhlspolitiſchen Wert verkenne ich 
nicht — realpolitiſch aber bedeuten ſie ſchlechterdings nichts. Wuͤrden 
wir im Oſten deutſche Nationalitaͤtspolitik treiben, fo würden wir die 
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15 Millionen dazwiſchenſitzenden Slawen für alle Zeit zu Todfeinden 
und Parteigaͤngern Rußlands machen. — ö 

Was folgt nun aus dem Geſagten? Zunaͤchſt: daß alle Friedensziele 
toͤricht find, die jedem Hunde der feindlichen Meute ein Stuͤck vom 
Schwanz abhacken wuͤrden. Das hat Bismarck 1866 weislich vermieden. 
Dann: daß fuͤr die Gegenwart zwar eine Verſtaͤndigung mit England 
gefuͤhlspolitiſch und infolge des einmal beſtehenden Mißtrauens ſchwierig 
iſt, daß aber für die Zukunft die größere Schwierigkeit Rußland gegen⸗ 
uͤber beſteht, weil es der dauernd gefaͤhrlichere Nachbar bleibt und weil 
es immer ſtaͤrker wird. Daß wir im Weſten nur zeitweilige, im Oſten 
aber dauernde und auch ſtaͤrkere Garantien brauchen als im Weſten. 
Daß eine dauernde Verſtaͤndigung mit Rußland gewiß moͤglich iſt, aber 
nur bei ſtarken Anderungen in den Grundlagen ſeiner Politik: Ein⸗ 
ſchraͤnkung feines Eroberungsdranges oder Anderung feines Expanſions⸗ 
zieles. — Feſtſteht aber natuͤrlich eins: verſtändigen werden wir 
uns nach dem Krieg unter allen Umftänden mit dem, der uns 
die beſſeren Garantien gibt; er fei wer er wolle. Dem koͤnnen 
auch wir alle denkbaren Freundſchaftsgarantien geben. Unabhaͤngig 
aber muß dieſe Frage bleiben von unſachlichen Motiven: von Haß, von 
Eitelkeit und unabhaͤngig vor allem auch: von innerpolitiſchen Sym⸗ 
pathien. 

Ich habe bisher von unſeren Gegnern allein geſprochen. Von unſeren 
Beziehungen zu unſeren Verbündeten enthält verwickelte Probleme nur 
unſer Verhältnis zu Oſterreich-Ungarn. Eins freilich iſt ſelbſtver⸗ 
ſtaͤndlich: Solange nicht die Politik dieſer unſerer großen Nachbarmonarchie 
uns ein anderes Verhalten abſolut aufzwingt — und das iſt nicht zu 
erwarten — kann unſer Intereſſe ſtets nur dahin gehen: das Buͤndnis 
immer noch inniger zu geſtalten. Wir denken dabei an das glaͤnzende 
Buch unſeres Freundes Naumann. Seine Intuition allein hat bei uns 
und druͤben das ſtarke Stimmungskapital geſchaffen, mit dem jetzt die 
Politiker diesſeits und jenſeits wirtſchaften koͤnnen. Rein ſachliche 
politiſche Erwaͤgungen muͤſſen nun den Weg zum Ziele beſtimmen. Die 
Schwierigkeiten ſind natuͤrlich nicht ganz gering. Wirtſchaftliche Momente 
koͤnnen auch hier nicht den Ausſchlag geben. Ein „gutes Geſchaͤft“ iſt 
die engere zollpolitiſche Verbindung fuͤr uns durchaus nicht ſicher. Aber 
die entſcheidenden Probleme ſind natuͤrlich auch hier politiſche. Die 
beteiligten Dynaſtien und auch die Voͤlker werden ihre Bewegungs⸗ 
freiheit ſich nicht gern beſchraͤnken laſſen. Ganz einfach iſt dabei die 
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Lage gerade für uns nicht. Ein enger Verband mit zwei ſouveraͤnen 
Staaten belaſtet uns mit allen Konſequenzen von deren aͤußerer und 
innerer Politik und Wirtſchaftspolitik. Und gerade der Verſuch, eine 
wirtſchaftliche Einigung herbeizufuͤhren, belaſtet, wenn er gelingt, 
die gegenſeitige Beziehung mit all jenen Verſtimmungen, welche aus dem 
wirtſchaftlichen Wettbewerb folgen. Man muß ſich jedenfalls ganz 
klarmachen: daß der Inhalt der Militaͤrkonvention fuͤr beide Teile bei 
weitem das Wichtigſte von allem iſt, weit wichtiger z. B. als alle Zoll⸗ 
fragen. Die beiden Heere muͤſſen, wenn die neue Entwicklung einen 
Fortſchritt im Vergleich mit der Gegenwart bedeuten ſoll, in ihren 
inneren Einrichtungen und im Kriege im Kommando ſo ineinandergreifen 
koͤnnen, als ob ſie Verbaͤnde eines einheitlichen Heeres waͤren. Und 
doch muß dabei die beiderſeitige Militaͤrhoheit gewahrt bleiben. Eine 
ſolche Konvention iſt ſchwerlich auf der Grundlage eines kuͤndbaren 
Buͤndniſſes moͤglich. Und jeder derartige Verſuch erfordert von beiden 
Seiten vor allen Dingen ein ganz ungeheures Maß von Vertrauen. 
Beide Teile dürfen nicht enttaͤuſcht fein, wenn er nicht ſofort in allen 
Einzelheiten ihren Idealen entſpricht. Wird er in die richtige, fuͤr alle 
Teile zweckmaͤßige Bahn gelenkt, fo führt das Schwergewicht der Tat⸗ 
ſachen weiter als der formelle Inhalt. In den ſiebziger Jahren kam 
einmal bei Bismarck die Rede auf die Verhandlungen uͤber den Eintritt 
Bayerns in das Deutſche Reich. Schraͤg gegenuͤber dem Reichskanzler 
ſaß der bayeriſche Bundesratsbevollmaͤchtigte, um beide herum Abge⸗ 
ordnete der nationalliberalen Partei. Die heikle Frage der bayeriſchen 
Reſervatrechte, die Enttaͤuſchung, welche fie anfänglich erregt hatten, 
wurde beruͤhrt. Der Reichskanzler ſagte etwa: Gewiß, die Stimmung 
in Deutſchland und auch in Bayern ſelbſt war unter der Einwirkung 
des Krieges ſo, daß wir von der bayeriſchen Regierung durch einen 
ſcharfen Druck wohl mehr hätten erreichen koͤnnen. „Aber“, fuhr er fort, 
indem er die Hand uͤber den Tiſch nach dem bayeriſchen Geſandten hin 
reckte, „wenn ein Freund ſeine Hand in meine gelegt hat, ſo werde ich 
fie doch nicht zerquetſchen“, — und er ballte fie zuſammen. Ich 
ſprach Anweſende gleich nachher; der Eindruck war gewaltig: es war 
der grandioſe Stil der deutſchen Politik jener Tage. Ich denke: das, 
was Bismarck ſagte, iſt gehalten worden: — Bayerns Dynaſtie und 
Volk haben ihr Vertrauen nicht zu bereuen gehabt, und die Einrichtung 
genuͤgte trotz ihrer Maͤngel. Nun iſt aber freilich die Frage eines Buͤnd⸗ 
niſſes unter mehreren gleich maͤchtigen Großſtaaten eine andere als die 
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zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und auch einem ſtarken deutſchen 
Einzelſtaat. Da mußte nur Bayern das Vertrauen haben, nicht ver— 
gewaltigt zu werden. In dieſem Falle muͤſſen beide Teile es haben. 
Auch wir. Und damit komme ich denn zuletzt auf den wichtigſten Punkt, 
an dem ſich das zeigen muß und wird. Gemeinſam erobert ſind Serbien 
und Polen. Die Probe unſerer Bundestreue iſt: daß uͤber Serbien 
nur ſo disponiert werden wird, wie es Oſterreich und Ungarn verlangen. 
Die Probe der Treue unſerer Bundesgenoſſen iſt: daß uͤber das eroberte 
Polen nur fo disponiert werden kann, wie es unſere Lebensinter— 
eſſen erheiſchen. Die polniſche Frage reicht bei uns bis vor die Tore 
der Reichshauptſtadt. Jede Landkarte ergibt, daß das Schickſal Kongreß⸗ 
Polens uͤber Schleſien entſcheidet und uns unendlich naͤher beruͤhrt als 
Oſterreich. Niemand wird erwarten, daß wir uns als Reſultat des 
Krieges ein Serbien vor die Tuͤr ſetzen, welches durch ſein Schwergewicht 
die Nachbarmonarchie gegen uns beeinfluſſen koͤnnte. Eine wirklich 
glatte, ſowohl fuͤr uns wie fuͤr Oſterreich und fuͤr die Polen befriedigende 
Loͤſung der polniſchen Frage gibt es nicht. Rein politiſch war der 
Zuſtand vor dem Kriege für unſer Intereſſe fo lange erträglich, als 
Rußland nicht — wie es im Begriff ſtand — Polen als Operationsbaſis 
gegen uns ausbaute. Jetzt iſt dieſer Zuſtand von vor dem Kriege 
nicht mehr moͤglich. Polen wurde ruſſiſches Einfallstor, die Polen ſelbſt 
ſaͤmtlich Parteigaͤnger der Einigung unter ruſſiſcher Oberherrſchaft. 
Es iſt nun bekannt, daß die Polen Galiziens und vielleicht anfangs ein 
Teil der Kongreß⸗Polen die Angliederung an Oſterreich wuͤnſchten. 
Die waͤre aber allerdings nur moͤglich, wenn wirklich zwiſchen uns und 
Oſterreich⸗Ungarn ein ewiger unzerreißbarer Staatenbund, das heißt: 
neben dem ewigen Militaͤrbuͤndnis eine volle Wirtſchafts-, Zoll⸗, Bank⸗ 
und Waͤhrungsgemeinſchaft derart geſchaffen wuͤrde, daß die drei Staaten 
trotz ihrer Souveraͤnitaͤt einen fuͤr alle Zeit unzerreißbaren Verband 
bildeten. Bloße Verabredungen tun das nicht. Für uns wäre eine Be⸗ 
friedigung ſolcher Wuͤnſche vielleicht politiſch ſo ratſam, daß wir ſogar 
jenes ſehr ſtarke politiſche und wirtſchaftliche Opfer zu bringen uns ent— 
ſchließen koͤnnten: ich laſſe das hier uneroͤrtert. Denn unſere Bundes⸗ 
genoſſen muͤſſen zuerſt entſcheiden, ob ſie das koͤnnen und wollen. Die 
preußiſchen Polen und eine wachſend ſtarke Partei Kongreß-Polens 
wuͤnſchen die Angliederung an uns als verbuͤndeter, aber ſelbſtaͤndiger 
Staat. Das waͤre die einfachere Loͤſung. Wirtſchaftlich brauchten wir 
von dieſem Staate nur die Meiſtbeguͤnſtigung. In allen anderen Dingen 
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wäre abſolut entſcheidend nur: nichts zu verſprechen, was wir nicht 
halten können, alles loyal zu halten, was verſprochen iſt. Das aber 
koͤnnen wir. Wir ſind in der Lage, jene Forderungen der Polen ſelbſt, 
welche ſie 1905 waͤhrend der Revolution an Rußland ſtellten, weit zu 
uͤberbieten. Die Nation wuͤrde die volle Selbſtregierung haben. Nur 
militaͤriſch muͤſſen wir — das verkennen die Polen ſelbſt am wenigſten — 
die Garantien für unſere Nordoſtgrenze angeſichts der ruſſiſchen Über- 
macht in eigener Hand haben. 

Nun hat man geſagt, und auch Parteifuͤhrer der Rechten haben das 
getan: was gehen denn uns die Polen an? Ja, ich wiederhole, die Polen 
reichen bis vor die Tore Berlins. Ich galt fuͤr einen Polenfeind. Ich 
verwahre noch einen mit Namen unterzeichneten Brief aus Lemberg 
von vor 20 Jahren, der das Bedauern ausſprach, daß mein Urahne 
nicht von einem mongoliſchen Schwein gefreſſen ſei — davor haͤtten 
mich die Polen bewahrt, und nun bewaͤhre ich mich ſchlecht. Gewiß: 
gegen die Nationalitätenkonkurrenz nach dem Syſtem der billigeren 
Hand, Unterbieten im Arbeitslohn durch auslaͤndiſche Arbeiter, habe 
ich mich gewendet und trat aus dem Alldeutſchen Verband aus, weil 
er das Intereſſe der Großgrundbeſitzer an billigeren ſlawiſchen Arbeits⸗ 
kraͤften über das der Nationalität ſtellte. Die alldeutſche, toͤrichte und 
unwirkſame Sprachenpolitik gegen die Polen habe ich niemals mitge⸗ 
macht. Jetzt aber iſt — innen und außen — die Lage völlig verändert, 
genau ſo, wie ich es alldeutſch beeinflußten Kollegen vor dem Kriege 
vorausſagte. Im Innern muß eine ehrliche Verſtaͤndigung mit den 
Polen, die wie alle anderen ihre Pflicht taten, ſtattfinden. Jenſeits 
unſerer Grenze aber können wir, in Polen und im Oſten Überhaupt, 
nachdem einmal dieſer Krieg gekommen iſt, keine großdeutſche Politik 
treiben. Sondern es iſt unſer Schickſal, daß dieſer Krieg die Weſtſlawen⸗ 
frage aufrollt, und daß wir im Oſten Befreier der kleinen Nationen ſelbſt 
dann fein würden, wenn wir es nicht wollten. (Der inzwiſchen 
im preußiſchen Abgeordnetenhaus eingebrachte Antrag zur Polenfrage 
und die Reden der Politiker der Rechten dazu ſind — von anderem 
abgeſehen — das vernichtendſte Zeugnis gegen deren politiſche Urteils⸗ 
fahigkeit oder Urteilswilligkeit; denn daß dieſer Schritt bevorſtand, 
wußten die Fuͤhrer ſo gut wie andere mindeſtens ſeit mehreren Monaten.) 

Als eine der Phraſen unſerer Gegner wurde ja das Problem der 
„Heinen Nationen“ aufgeworfen. Wenn fie wirklich auf der Grundlage 
des Nationalitaͤtenprinzips Frieden ſchließen wollten, nun, das konnten 
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wir — ſagen wir das doch mit lauter Stimme vor der ganzen 
Welt! — jeden Tag. Aber: „Que Messieurs les assassins com- 
mencent!“ Der Friedensvertrag haͤtte dann alſo zu beſagen, daß Irland, 
Malta, Gibraltar, Agypten, Indien, die Buren, Indochina, Marokko, 
Tunis, die Araber in Algier, die Polen, Ukrainer, Litauer, Letten, Eſten, 
Finnlaͤnder, Kaukaſusvoͤlker, — daß, ſage ich, dieſe 350 Millionen 
Fre mdvoͤlker, welche unſere Gegner ungefragt beherrſchen, ausbeuten, 
in unſere Maſchinengewehre jagen, in einer — ſagen wir — durch den 
menſchenfreundlichen Herrn Praͤſidenten der Vereinigten Staaten zu 
kontrollierenden freien Abſtimmung ſich zu aͤußern haͤtten, ob ſie einen 
eigenen Staat bilden wollen oder nicht. Wir wollen dabei gern unſeren 
Gegnern zugeſtehen, daß man kein Prinzip bis zum Unſinn treiben 
kann. Die drei rationalen Komponenten einer politiſchen Grenzab⸗ 
ſteckung: militaͤriſche Sicherheit, oͤkonomiſche Intereſſengemeinſchaft, 
nationale Kulturgemeinſchaft, harmonieren nun einmal auf der Land: 
karte nicht, und ſolange es Staaten mit Armeen und Wirtſchaftspolitik 
gibt, ſind Kompromiſſe zwiſchen jenen Prinzipien unvermeidlich. Mehr 
als das militärifch Unentbehrliche beſitzen an fremdvoͤlkiſchem Land wir 
ſelbſt weder im Weſten noch im Oſten, wo ja innerhalb unſerer Grenzen 
Deutſche und Polen doͤrferweiſe durcheinander und benachbart auf 
demſelben Boden ſitzen, ſo daß eine Grenzziehung gar nicht moͤglich iſt. 
Eine reinliche Scheidung der Nationalitäten Oſterreich-Ungarns in felb- 
ſtaͤndige reine Nationalſtaaten iſt teils ſchon geographiſch unmoͤglich, 
teils wuͤrde ſie zum politiſchen oder wirtſchaftlichen Unſinn in der Staats⸗ 
begrenzung führen. Hier iſt für immer nur die Nationalitätenföberation 
in einem uͤbernationalen Staatsweſen moͤglich. Unſere Gegner aber 
koͤnnen gar nicht daran denken, ihrerſeits mit dem Nationalitaͤtenprinzip 
Ernſt zu machen. Das franzoͤſiſche ebenſo wie das ruſſiſche und engliſche 
Weltreich waͤren ja damit von vornherein gerichtet. Wir dagegen muͤſſen 
damit Ernſt machen im eigenen Intereſſe. Nicht wir waren es, die das 
Prinzip des Machtſtaates uͤber die Schranken der Nation hinaustrugen. 
Wir beſitzen keine Kolonie, deren Einwohner wie die Inder, Birmanen, 
Cochinchineſen, Araber, Litauer, Ukrainer, Georgier, Finnen eine eigene 
und zum Teil uralte Kultur und, mindeſtens Rußland gegenuͤber, eine 
weit uͤberlegene Kultur beſaͤßen. 

Aber freilich: ein Machtſtaat ſind auch wir. Und daß wir das ſind, 
das iſt der letzte entſcheidende Kriegsgrund. Gelaͤnge es, uns 
zu vernichten, ſo haͤtten alle unſere Gegner fuͤr die Teilung der Welt 
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freie Hand und brauchten dafuͤr nur die Hälfte ihrer jetzigen Heere zu 
halten. Das iſt wahr an dem Gerede uͤber den Kampf gegen den Mili⸗ 
tarismus. Wa rum ſind wir eigentlich ein Machtſtaat geworden?, 
fragen wir alſo zuletzt. Sind denn Nationen, die keine großen Macht⸗ 
ſtaaten bilden, ſind die „kleinen“ Nationen, die Schweizer, Hollaͤnder, 
Daͤnen, Norweger, Schweden etwa um deswillen weniger wert? 
Keinem Deutſchen iſt es in den Sinn gekommen, derartiges zu 
behaupten. : 

Im geſchichtlichen Daſein der Voͤlker haben die Machtſtaaten und die 
aͤußerlich kleinen Nationen beide ihre dauernde Miſſion. Ein großer 
Machtſtaat von 70 Millionen kann gewiß vieles, was ein Schweizer 
Kanton oder ein Staat wie Daͤnemark nicht kann. Aber er kann auch 
in manchem weniger als dieſe. Auf dem Kulturgebiet ſowohl wie auch 
bei den ganz eigentlich politiſchen Werten. Nur in den kleinen Staaten, 
wo die Mehrzahl der Buͤrger einander noch kennt oder kennenlernen 
kann, — wo, auch wenn man nicht mehr das ganze Volk wie in Appenzell 
auf einem Platz verſammelt, doch wenigſtens die Verwaltung ſo von 
jedem uͤberſehen werden kann, wie in einer mittelgroßen Stadt, nur da 
iſt die echte Demokratie, nur da iſt aber auch die echte, auf perſoͤnlichem 
Vertrauen und perſoͤnlicher Leitung ruhende Ariſtokratie uͤberhaupt 
moglich. Im Maſſenſtaat wandeln ſich beide bis zur Unkenntlichkeit: 
die Bureaukratie ſtatt der vom Volk gewaͤhlten oder ehrenamtlichen Ver⸗ 
waltung, die gedrillte Armee ſtatt der Volkswehr wird unvermeidlich. 
Das iſt das unentrinnbare Schickſal des im Maſſenſtaat organiſierten 
Volkes. Darum hat der Schweizer Jakob Burckhardt in ſeinen „Welt⸗ 
hiſtoriſchen Betrachtungen“ die Macht als ein Element des Boͤſen in 
der Geſchichte gewertet. Jeder von uns wird es als eine Fuͤgung des 
Schickſals preiſen, daß einem Teil unſeres Volkstums: den Deutſch⸗ 
Schweizern, es vergoͤnnt iſt, die Tugenden der Kleinftaatseriftenz zu 
pflegen und ihre Bluͤten hervorzubringen. Wir jedenfalls ſind objektiv 
genug, dieſe Sonderlage und den Sonderwert der Schweizer anzu⸗ 
erkennen, trotz ſo manchem recht toͤrichten und zugleich unangenehm 
phariſaͤiſchen Wort aus ihrem fo ſorgſam „neutralen“ Mund über unſeren 
„Militarismus“. Grenzenlos unverſtaͤndig ſind ſolche Reden. Denn 
warum begaben wir ſelbſt uns in den Bann dieſes politiſchen Macht⸗ 
verhaͤngniſſes? Aus Eitelkeit nicht. Sondern unſerer Verantwortung 
vor der Geſchichte wegen. Nicht von den Schweizern, den Daͤnen, 
Holländern, Norwegern wird die Nachwelt Rechenſchaft fordern über 
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die Geſtaltung der Kultur der Erde. Nicht fie wuͤrde fie ſchelten, wenn 
es auf der Weſthaͤlfte unſeres Planeten gar nichts mehr geben wuͤrde 
als die angelſaͤchſiſche Konvention und die ruſſiſche Bureaukratie. Und 
das mit Recht. Denn nicht die Schweizer oder Hollaͤnder oder Daͤnen 
konnten das hindern. Wohl aber wir. Ein Volk von 70 Millionen zwiſchen 
ſolchen Welteroberungsmaͤchten hatte die Pflicht, Machtſtaat zu ſein. 
Wir mußten ein Machtſtaat ſein und mußten, um mitzuſprechen bei der 
Entſcheidung uͤber die Zukunft der Erde, es auf dieſen Krieg ankommen 
laſſen. Wir haͤtten es ſelbſt dann tun muͤſſen, wenn wir haͤtten fuͤrchten 
muͤſſen, zu unterliegen. Weil es uns Schande vor Nach- und Mit⸗ 
welt gebracht haͤtte, wenn wir uns dieſer Pflicht feig und bequem ent⸗ 
zogen haͤtten. Die Ehre unſeres Volkstums gebot es. Um Ehre, nicht 
um Anderungen der Landkarte und des Wirtſchaftsprofits — das wollen 
wir nicht vergeſſen — geht der deutſche Krieg. Er geht nicht nur um 
unſere eigene Exiſtenz. Im Schatten unſerer Macht leben die kleinen 
Nationen um uns herum. Was wuͤrde aus der Selbſtaͤndigkeit der 
Skandinavier, was auch aus der Hollands und was aus dem Teſſin, 
wenn Rußland, Frankreich, England, Italien unſer Heer nicht zu ſcheuen 
haͤtten? Nur das Gegengewicht der Großmaͤchte gegeneinander verbuͤrgt 
die Freiheit der Kleinſtaaten. 

Gewiß, nicht nur dieſe Verantwortlichkeit ſteht jetzt im Krieg in Frage. 
In der letzten Stube des letzten Arbeiters wuͤrde man noch bei unſeren 
Enkeln es gefuͤhlt haben, wenn wir unterlegen waͤren. Dieſe Ein⸗ 
ſchraͤnkung, dieſe Not, die das Durchhalten im Kriege jetzt uͤber Hundert⸗ 
tauſende brachte und noch bringen wird, dieſe ſelbe beengte Exiſtenz 
wuͤrde dann das dauernde Schickſal der Maſſe der Deutſchen ſein. Denn 
die Welt wird voller, der Vorteil der Auswanderung verſagt. Mit der 
Demokratiſierung der Kultur wird die Sprachgemeinſchaft auch in den 
Maſſen exkluſiv, die nationalen Gegenſaͤtze notwendig ſchaͤrfer, mit dem 
ideellen und wirtſchaftlichen Intereſſe der Maſſenſchriftſtellerei in den 
einzelnen Volksſprachen feſt verknuͤpft. Ein durch den Verluſt des Krieges 
wirtſchaftlich ruiniertes Deutſchland wuͤrde deutſche Ware als Schleuder⸗ 
ware, deutſche Arbeitskraͤfte als Kulis auf den Weltmarkt werfen, das 
wuͤrde erſt die wirkliche „deutſche Gefahr“, den Deutſchen aber die 
Pariaſtellung bringen. Das haͤngt fuͤr uns am Siege. 

Wollten wir dieſen Krieg nicht riskieren, nun, dann haͤtten wir die 
Reichsgruͤndung ja unterlaffen und als ein Volk von Kleinſtaaten weiter 
eriftieren koͤnnen. Freilich, fo wenig uns der franzoͤſiſche Beſitz des 
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Elſaß Ruhe vor den Franzoſen, fo wenig hätte uns das Ruhe vor dem 
Krieg als ſolchem gebracht. Den Krieg haͤtten wir auch dann gehabt: 
die einen hätten als Rheinbundſtaaten für franzoͤſiſche, die anderen als 
ruſſiſche Satrapie fuͤr ruſſiſche Intereſſen fechten oder dafuͤr, wie fruͤher 
ſtets, den Kriegsſchauplatz abgeben duͤrfen. Nur die Weihe eines 
deutſchen Krieges, die haͤtten wir dann nicht kennengelernt. Daß wir 
nun einmal nicht ein Volk von ſieben, ſondern von 70 Millionen ſind, 
das war unſer Schickſal. Das begruͤndete jene unentrinnbare Verant⸗ 
wortung vor der Geſchichte, der wir uns nicht entziehen konnten, ſelbſt 
wenn wir wollten. Das muß man ſich immer wieder klarmachen, wenn 
heute die Frage nach dem „Sinn“ dieſes endloſen Krieges geſtellt wird. 
Die Wucht dieſes Schicksals, das wir beſtehen muͤſſen, führte die Nation 
empor, an Abgruͤnden und Gefahr des Untergangs vorbei, auf der ſteilen 
Bahn der Ehre und des Ruhmes, auf der es keine Umkehr gab, in die 
klare harte Luft des Waltens der Weltgeſchichte, der ſie in ihr grimmiges, 
aber gewaltiges Angeſicht ſchauen mußte und durfte, ſpaͤten Nachfahren 
zu unvergaͤnglichem Gedaͤchtnis. 
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Deutſchlands aͤußere und Preußens innere Politik“ 


I. Die Polenpolitik 


De monarchiſchen Staatsform wird die Faͤhigkeit beſonders ſtetiger 
und einheitlicher Haltung in der großen Politik nachgeruͤhmt. Wenn 
es nun irgendeine hochpolitiſche Frage gibt, welche beſonders dringend 
zielbewußter Einheitlichkeit der Behandlung bedarf, ſo iſt es die polniſche. 
Im Winter 1916 kuͤndigte der Reichskanzler die Wiederaufrichtung 
Polens an, nachdem das Problem ſchon ſeit Monaten erwogen war. 
Bis zur Novemberproklamation der beiden Kaiſer blieb alſo hinlaͤnglich 
Zeit fuͤr alle Inſtanzen, ſich uͤber die Konſequenzen klar zu werden. Daß 
dieſe vor allem auch auf dem Gebiet der innerdeutſchen Polenpolitik 
liegen mußten, war felbftverftändlih. Die folgenſchwere Wandlung 
unſerer Geſamtpolitik im Oſten waͤre ſonſt ein politiſcher Aberwitz. 
Ohne grundſaͤtzliche Neuorientierung der Beziehungen zwiſchen den 
beiden Nationalitäten bedeutete fie ja die bewußte Schaffung eines 
„Serbien“ vor unſeren Toren. Die Ara, in welcher unſere Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft mit Rußland auf der beiderſeitigen Beherrſchung polniſchen 
Gebietes beruhte, iſt geſchloſſen, und neue Wege muͤſſen beſchritten werden. 

Eine fuͤr die Deutſchen ſowohl wie die Polen abſolut befriedigende 
Loͤſung der zahlreichen ſchwierigen Intereſſenkolliſionen iſt — leider — 
nicht moͤglich. Denn ſolange Militaͤrſtaaten und ſtaatliche Wirtſchafts⸗ 
politik beſtehen, kann die Nationalität, — deren Grenze überdies im 
Oſten mit ſeinem Durcheinanderwohnen beider Voͤlker gar nicht gefunden 
werden koͤnnte, — fuͤr die Ziehung der politiſchen Grenzen nur neben 
1. der militaͤriſchen Sicherheit und 2. der wirtſchaftlichen Zuſammen⸗ 
gehoͤrigkeit maßgebend ſein. Aber auch eine nur irgendwie leidliche 
Loͤſung iſt ausgeſchloſſen, wenn nicht von beiden Seiten alle jene „Pre⸗ 
ſtige⸗“ und Eitelkeitsfragen ausgeſchieden werden, deren Hineintragung 
die Kämpfe der Nationalitäten ebenſo wie die der Staaten immer unaus⸗ 
tragbar macht. Die Frage darf nur dahin geſtellt werden: was die rein 
ſachlich⸗ſtaatlichen Intereſſen des Reichs und Preußens einerſeits 

1) Frankfurter Zeitung vom 25. Februar 1917. 
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und was das Intereſſe der Polen an der Entwicklung ihrer eigenen 
Kultur auf der anderen Seite als abſolutes Minimum erfordern, was 
alſo z. B. auf den wichtigſten Gebieten: der Schul⸗ und Sprachen⸗ 
politik und der Siedelungspolitik beiderſeits rein ſachlich 1. unent⸗ 
behrlich, 2. wuͤnſchenswert, 3. ertraͤglich iſt. Die bisherige preußiſche 
Polenpolitik iſt jedenfalls fortan unhaltbar. Das iſt ſie aber auch rein 
an ſich. | 

Daß das Vordringen der Polen auf Koften der Deutſchen im Often 
ſich vollzog gerade infolge der groͤßeren Kulturarmut der erſteren, 
die ſich ausdruͤckte in geringeren Lohnforderungen der polniſchen Arbeiter 
und geringerem Mindeſtbodenbedarf der polniſchen Bauern, — dieſe 
fatale Beherrſchung der Nationalitaͤtenkonkurrenz durch das „Prinzip 
der billigeren Hand“ war ſeinerzeit ein triftiger Grund fuͤr uns Deutſche, 
die Anſiedelungs politik der preußiſchen Regierung zu unterſtuͤtzen. 
Selbſtverſtaͤndlich aber unter der Vorausſetzung, daß gleichzeitig und vor 
allem die alljährlihe Uberſchwemmung des Oſtens durch Hundert⸗ 
tauſende billiger ruſſiſch⸗polniſcher Wanderarbeiter aufhoͤrte, welche 
dazu dienten, Großgrundbeſitzern eine Exiſtenz auf Koſten der natio⸗ 
nalen Intereſſen zu ermoͤglichen. Statt deſſen wurde die von Bismarck 
durchgefuͤhrte Grenzſperre beſeitigt und damit der Anſiedelungspolitik 
aller Wind aus den Segeln genommen, ſie, trotz noch ſo ausgezeichneter 
Arbeit, zur politiſchen Sinnloſigkeit verurteilt. An Stelle jener Natio⸗ 
nalitaͤts⸗ und ſiedelungspolitiſch allein wirkſamen Maßregel begann die 
bekannte Sprachenpolitik. Alle Erfahrungen daruͤber, daß ſolche Maß⸗ 
regeln uͤberall und immer eine jede nicht mehr analphabetiſche, ſondern 
mit eigener Preſſe und einer eigenen Literatenſchicht ausgeſtattete 
Nationalität, ſchon durch das materielle Intereſſe dieſer Schichten, zum 
aͤußerſten, bisher noch in keinem Falle gebrochenen Widerſtand zu⸗ 
ſammengeſchloſſen haben, blieben unbeachtet. Jetzt erſt wurden die 
„Maſſen“ innerlich beteiligt. Die wirtſchaftliche Mobilmachung des 
Polentums folgte. Die immer weiter ſich verſchaͤrfenden Gegenmaß⸗ 
regeln fuͤhrten in logiſcher Konſequenz zum Enteignungsgeſetz. Damit 
war man aber auf dem Punkt, wo Intereſſen der hohen Politik mit⸗ 
ſprachen: Ruͤckſicht auf das oͤſterreichiſche Buͤndnis noͤtigte dazu, halt⸗ 
zumachen, und das Geſetz blieb ein agitatoriſch fuͤr die Polen hoͤchſt 
wirkſamer toter Buchſtabe. Der ſichtbarſte Erfolg dieſes Kampfes und 
all jener hoͤchſt fatal wirkenden „Oſtmarken“⸗Pfruͤnden, die er ſchuf, 
war — wie das mit amtlichem Material arbeitende Buch von Georg 
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Bernhard draſtiſch ſchilderte: — daß die Polen in ihren Kampforgani⸗ 
ſationen ſich oͤkonomiſch ſo entwickelt haben, daß von einer „Konkurrenz 
der durch Kulturloſigkeit billigeren Hand“ heute nicht mehr wie fruͤher 
geredet werden darf. 

Die jetzige Außenpolitik des Reichs in Polen aber iſt mit der bisherigen 
innerpreußiſchen Polenpolitik ganz unvereinbar: beide muͤſſen zu den 
verhaͤngnisvollſten Konſequenzen fuͤhren, wenn nicht die innere Polen⸗ 
politik Preußens ſich der hochpolitiſch bedingten Stellungnahme des 
Reichs anpaßt. 

Selbſtverſtaͤndliche Vorausſetzung jedes Erfolgs einer neu orientierten 
Polenpolitik iſt zunaͤchſt, daß die Regierung und daß die in Preußen 
maßgebenden Parteien ſich mit den Vertretern der preußiſchen 
Polen in Verbindung ſetzen. Ob nicht auch im Koͤnigreich Polen 
der ſachlich zweckmaͤßig erſte Schritt, ſtatt der Ausſtellung einer Art von 
Ehrenwechſels mit unbeſtimmtem Inhalt und zugunſten eines als 
Verband noch nicht eriſtierenden Adreſſaten, die Schaffung einer von 
niemand anzweifelbaren gewaͤhlten Vertretung der Bevoͤlkerung, zu⸗ 
naͤchſt natuͤrlich zu rein intern beratenden Zwecken, geweſen waͤre, mit 
der man dann haͤtte verhandeln koͤnnen, das ſoll hier uneroͤrtert bleiben. 
Denn es iſt unbekannt, ob nur ſachliche Gruͤnde den jetzt beliebten Weg 
erzwangen. Über manche Zukunftsfrage aber, z. B. die der geographiſchen 
Begrenzung des kuͤnftigen Polen nach Oſten und Nordoſten, ſind aus 
den Kreiſen der preußiſchen Polen Anſichten vertreten worden, deren 
Beruͤckſichtigung gerade eine rein „realpolitiſche“ Vertretung deutſcher 
Intereſſen weit eher in Erwaͤgung ziehen ſollte als die vielfach heillos 
konfuſen oͤſtlichen Ideale mancher deutſcher Politiker. Für die preußiſche 
Innenpolitik iſt ohne ſtreng ſachliche Erörterung der Ausgleichsprobleme 
mit den polniſchen Intereſſenten keinesfalls vorwaͤrts zu kommen. Die 
Sprachenprobleme, Fragen, wie die Schaffung von Siedelungsrayons 
beider Nationalitäten in den Oſtprovinzen und die Beguͤnſtigung frei⸗ 
williger Umſiedelungen deutſcher Anſiedler aus dem Koͤnigreich Polen 
nach Deutſchland und umgekehrt, koͤnnen nicht einſeitig ohne den ehrlichen 
Verſuch einer vorherigen Verſtaͤndigung geloͤſt werden. Allein wie 
man daruͤber denken mag, unter allen Umſtaͤnden iſt eins zu verlangen: 
daß fuͤr unbedingte Einheit der Politik des Reichs und Preußens in 
dem ganzen Komplex von Fragen, welche die kaiſerliche Proklamation 
aufgeworfen hat, Sorge getragen werde. Iſt davon irgend etwas bisher 
zu bemerken? 
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Die November: und erft recht die Januarverhandlungen des Abge⸗ 
ordnetenhauſes gaben darauf eine negative und, wenn es dabei bleibt, 
fuͤr die Politik des Reiches vernichtende Antwort. Direkt provozierend, 
politiſch gaͤnzlich zwecklos und ohne alles Augenmaß war ſchon das 
Vorgehen der Rechtsparteien in der Spaͤtherbſttagung. Rein agitatoriſch 
gebaͤrdeten ſich die auf den Ton der Kapitolsrettung geſtimmten Reden 
ſo, als ob der Schritt der beiden Kaiſer ſie aus allen Wolken fallen laſſe, 
obwohl die Abſicht doch ſeit Monaten niemandem unbekannt war. Wenn 
man die Proklamation der beiden Kaiſer in ihrer politiſchen Wirkung 
abſichtlich zu durchkreuzen und zu dieſem Zwecke das nun folgende Ver⸗ 
halten der preußiſchen Polenfraktion als Echo abſichtlich haͤtte hervor⸗ 
rufen wollen, dann war dies freilich der Weg. Die damalige Erklaͤrung 
des Miniſters des Innern zeigte uͤberdies: daß jetzt erſt, endloſe Monate 
nach der oͤffentlichen Ankuͤndigung des Kanzlers, die aus der Reichspolitik 
folgenden Probleme Gegenſtand von „Erwaͤgungen“ werden ſollten. 

Die Januartagung dieſes Jahres brachte Schlimmeres: Die Etatsrede 
des Abgeordneten Korfanty war, ſo begreiflich eine gewiſſe Ungeduld 
der Polen nachgerade ſein konnte, doch in der Tonart mancher Stellen 
gewiß keine Leiſtung eines verantwortungsbewußten Politikers, wie 
uͤbrigens von polniſcher Seite nicht verkannt zu werden ſcheint. Beide 
Teile, die Deutſchen ganz ebenſo wie die Polen, werden eben außer ihren 
alten Schlagworten noͤtigenfalls auch manche ihrer alten Führer über 
Bord werfen muͤſſen, wenn jemals etwas Verſtaͤndiges herauskommen 
ſoll. Eine Ablehnung dieſer Teile der Rede war am Platze, aber gut 
vereinbar mit ſachlicher Behandlung des Problems ſelbſt. Indeſſen die 
Antwort des Miniſters, der ſich doch nicht verhalten darf wie ein bloßer 
(und noch dazu wie ein die Selbſtbeherrſchung verlierender!) Partei⸗ 
politiker, war von Sachlichkeit weit entfernt. Auf die von dem polniſchen 
Redner eroͤrterten Etatstitel ging er gar nicht ein. Sondern nachdem 
er erklaͤrt hatte, daß „Beſchwerden“ uͤber ſeine Verwaltung nicht an die 
Zentralinſtanz gelangt ſeien, fuhr er unter Hinweis auf die wirtſchaftliche 
Bluͤte der Provinz Poſen fort: „Sie (die Polen) ſollten noch heutigen 
Tages Gott auf den Knien danken, daß fie zu ſolcher Entwicklung ge— 
kommen ſind! Sie ſollten den preußiſchen Koͤnigen danken, die die 
Staatsregierung angewieſen haben, ſolche Wege zu gehen!“ Abgeſehen 
davon, daß es wohl beſſer waͤre, wenn ein Miniſter Gott und die Koͤnige 
nicht als Deckung ſeiner eigenen Politik verwenden wuͤrde, werden die 
Polen wohl der Anſicht ſein, daß fuͤr die wirtſchaftliche Entwicklung 
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ihrer eigenen Nationalität jedenfalls in den letzten zwanzig Jahren 
„Gott“ durch die Leiter der polniſchen Genoſſenſchaften beſſer vertreten 
war als durch die preußiſchen Miniſter. Der uͤbliche unſachliche Preſtige⸗ 
ſtandpunkt der Regierung: ein gewiſſes „Entgegenkommen“ in der 
Praxis der Verwaltung wie eine Art von Gnadengeſchenk an „Unter: 
tanen“ zu behandeln, fuͤr welches man von dieſen „Dankbarkeit“ bean⸗ 
ſpruchen koͤnne, ſchneidet jede ſachliche Eroͤrterung von vornherein ab. 
Wir konnten allmählich wenigſtens eins wiſſen: Wo immer man eine 
auf Dank ſpekulierende Politik betrieben hat, war ſie von vornherein 
zum Scheitern verurteilt. Angeſichts der wahrlich ſchweren Frage, 
wie die bisherigen ſchweren Auseinanderſetzungen im Oſten durch 
einen billigen Ausgleich ihrer doch nun einmal Follidierenden 
Intereſſen in andere Bahnen geleitet werden konnen, wirkt es doch 
unglaublich oberflaͤchlich, wenn der Miniſter ſolche Probleme von obenher 
mit der etwas ſchulmeiſterlichen Bemerkung abtun zu duͤrfen glaubt: 
es ſei „ungehoͤrig“ (J) einen „Unterſchied zu machen zwiſchen polniſchen 
und deutſchen Intereſſen hier im Inland“. Und wenn der Miniſter, 
der am 20. November die „uͤberkommenen bisher erfuͤllten Aufgaben 
Preußens in den Oſtprovinzen“ als „in naher und ferner Zukunft“ 
fortbeſtehend bezeichnet hatte, nunmehr gar in Ausſicht ſtellte, die 
Staatsregierung werde auf Grund der Rede des Abgeordneten Korfanty 
„diejenigen Entſchluͤſſe finden, die ſie als Konſequenz ſolcher 
Ausfuͤhrungen fuͤr noͤtig erachtet“, ſo iſt das nichts anderes, als 
eine Kriegsanſage gegen die innerdeutſchen Polen ſowohl wie vor 
allemgegen die hochpolitiſch bedingte Polenpolitik des Reichs. 
Denn dieſe waͤren ja bei der angekuͤndigten Haltung eine frevelhafte 
politiſche Leichtfertigkeit. Eine von beiden, die jetzige Politik des 
Reichs oder die Preußens, muß jedenfalls weichen. Schon die 
unguͤnſtige Ruͤckwirkung der rein agitatoriſchen Novemberreden der 
Rechten auf die Entwicklung der Verhaͤltniſſe im kuͤnftigen Königreich 
iſt kaum zweifelhaft. Dieſe jetzige Regierungserklaͤrung aber ſchafft eine 
politiſch unhaltbare Lage. Es handelt ſich hier nicht etwa um die Perſon 
eines Miniſters, gegen den perſoͤnlich gewiß niemand etwas hat. Daß 
gerade er abſichtlich die kaiſerliche Proklamation zu kontrekarieren 
verſuchte, traut ihm ſelbſtverſtaͤndlich niemand zu. Der Sache nach 
aber hat er dies in einem Maße getan, welches die deutſche Polenpolitik 
in einer der ernſteſten Stunden unſerer Geſchichte in kaum zu verantwor⸗ 
tender Art bloßſtellt und tatſaͤchlich geeignet iſt, ihr alles Vertrauen 
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zu entziehen. Solche bedenklichen Fehler ſich zu geſtatten, ift Deutſchland, 
wenn es große Politik treiben will, nicht in der Lage, und der Miniſter⸗ 
praͤſident, der zugleich Leiter der Reichspolitik iſt, muß ſchlechterdings 
dafuͤr haften, daß ſie ſich fortan nicht wieder ereignen. Die bureaukratiſche 
Fachſpezialiſierung und die Stellung Preußens im Reich duͤrfen nicht 
zu einem Zerfall der einheitlichen Leitung, wie ſie eine monarchiſche 
Staatsform zu gewaͤhrleiſten beanſprucht, in Satrapien fuͤhren, die 
mit einander im Kampfe liegen. Der letzte Grund liegt freilich nicht 
in der Struktur des Reichs, ſondern in der Abhaͤngigkeit der preußiſchen 
Regierung von der politiſch unendlich kurzſichtigen, aber nun einmal 
den Landtag beherrſchenden Plutokratie, der ſich keine, angeblich noch 
ſo „ſtarke“, Regierung bisher entzogen hat. Entweder dies findet 
einmal ein Ende, oder es iſt beſſer, auf jede Politik jenſeits unſerer 
Oſtgrenze ſofort und definitiv zu verzichten. Sie koͤnnte unter ſolchen 
Einfluͤſſen nur zum Unheil fuͤhren. 


II. Die Nobilitierung der Kriegsgewinne n 


Zu den erſtaunlichſten Schritten der neueſten preußiſchen Politik 
gehört die Einbringung der Fideikommißvorlage. Das Weſentliche 
daruͤber hat die Redaktion dieſer Zeitung ſchon geſagt. Es ſei aber geſtattet, 
im Anſchluß daran noch auf einige politiſch wichtige Punkte etwas naͤher 
einzugehen. f 

Es beſteht in Deutſchland zurzeit ein ſtarkes Reſſentiment gegen 
„Kriegsgewinne“. Je nach den Umſtaͤnden, mit Recht oder mit Unrecht. 
Bei Kriegsgewinnen der Firma Krupp z. B. waͤre doch wohl ausſchließlich 
zu fragen: 1. waren ihre Leiſtungen der Nation nicht dieſen Betrag (und 
vielleicht ein Vielfaches davon) wert? und ferner 2. verwendet ſie dieſe 
Gewinne nicht in ihrem Betrieb in einer Art, welche den Intereſſen der 
Nation frommt? Und das gleiche gilt in vielen anderen Faͤllen. Auch den 
Landwirten, welchen die Kriegspreiſe die Abſtoßung ihrer Schuldenlaſt 
ermoͤglicht haben, ſei das gegoͤnnt. Der bloße Neid gegen den, der Geld 
verdient, waͤre ein ſchlechter und auch ein der Nation unwuͤrdiger Berater. 
Etwas ganz anderes iſt es freilich, wenn ein Geſetz geſchaffen werden ſoll, 
welches im weſentlichen ausſchließlich, und zwar auf Koſten von Lebens⸗ 
intereſſen der Nation, der Nobilitierung von Kriegsgewinnen 
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zu dienen beſtimmt iſt. Darum aber handelt es ſich hier. Wer wird 
Fideikommiſſe gruͤnden? Einerſeits der Landwirt, den die Kriegsgewinne 
ſchuldenfrei und damit „fideikommißfaͤhig“ gemacht haben. Andererſeits 
der Haͤndler und Gewerbetreibende, der ſein durch Kriegsgewinne 
vermehrtes Vermoͤgen zum Ankauf eines Rittergutes verwendet, deſſen 
Sohn dann den erworbenen Beſitz in ein Fideikommiß verwandelt — 
was nach dem Geſetz ſchon nach dreißig Jahren, fuͤr Leute aber, die auf 
dem Lande Wohnung nehmen, ohne alle Zeitgrenze zulaͤſſig ſein ſoll — 
und der dann die ſchlichtbuͤrgerliche Vergangenheit des Vaters vergeſſen 
zu machen trachtet, indem er den Briefadel erwirbt. Im weſentlichen 
nur dazu dient die Zulaſſung neuer Fideikommißgruͤndungen. Sie iſt 
ein Inſtrument fuͤr die Befriedigung der allererbaͤrmlichſten Art von 
Eitelkeit, die es gibt. Dieſe Schaffung neuer Peers, welche man im 
vermeintlichen Intereſſe der Krone und des Adels damit bezweckt, iſt 
nichts als eine grobe und dabei ganz ungleichwertige Nachahmung 
engliſcher Gepflogenheiten. Denn in England, außerdem in Spanien 
und im Orient (der Tuͤrkei), war dies Inſtitut vornehmlich zu Hauſe. 
Und in allen dieſen Ländern iſt das Problem heute dies: ob und wie 
man ſeine Folgen wieder beſeitigen koͤnnte. Unſeren hiſtoriſchen Adel 
moͤchte auch ich nicht miſſen. Aber gerade er bedarf bekanntlich keiner 
neuen Fideikommißgruͤndungen. Dieſe dienen lediglich der Eitelkeit 
der Plutokratie. Über die Eigenart jenes Talmiadels, der auf dieſer 
Leiter „aufſteigen“ möchte, nehme ich eine gewiſſe Urteilsfaͤhigkeit in 
Anſpruch und bin der Anſicht: daß, allgemein geſprochen, unter allen 
Parvenuͤs der Erde dieſe Art von Briefadeligen bei weitem die wert⸗ 
loſeſten ſind. Unſere tuͤchtigſten Offiziere ſtammen ebenſowenig aus 
dieſen Kreiſen wie unſere tuͤchtigſten Beamten. Keinerlei Staatsintereſſe 
fordert die Vermehrung einer Schicht von Emporkoͤmmlingen, deren 
nichterbberechtigte Angehoͤrige doch geradezu darauf hingewieſen ſind, 
ihr Adelsdiplom und ihre Konnerionen zur Jagd auf Staatspfruͤnden 
zu benutzen. Denn jene „Verſorgungsmaſſe“, deren Aufſpeicherung aus 
den Einkuͤnften des Fideikommiſſes der Entwurf fuͤr dieſe „Enterbten“ 
vorſchreibt, wird zwar bei ihnen die Vorſtellung naͤhren, einer alimen⸗ 
tationsberechtigten Kaſte anzugehoͤren, ohne fie doch zu ſaͤttigen. Wir 
haben heute in Preußen etwa tauſend Fideikommißbeſitzerfamilien. Um 
dieſe Familien zu fuftentieren, iſt bereits jetzt mehr als der Flaͤchen— 
raum einer ganzen preußiſchen Provinz fideiko mmiſſariſch 
gebunden, was auch einem fanatiſchen Freund des Inſtituts genuͤgen 
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muß. Der Entwurf richtet zwar ($ 5) gegen das Umſichgreifen der 
Fideikommiſſe eine Schranke auf, die ſich aber, näher hingeſehen, fofort 
als Attrappe erweiſt: ein Zehntel des landwirtſchaftlichen Bodens des 
Staatsgebiets will er den Fideikommiſſen preisgeben. Mehr als 10 Pro⸗ 
zent der landwirtſchaftlichen Flaͤche des betreffenden Kreiſes ſoll nicht 
gebunden werden dürfen. Aber: für Grund und Boden, der ſich ſechzig 
Jahre in derſelben Familie befindet, fällt auch dies fort, und die 
ſchon beſtehenden rieſigen Fideikommißkomplerxe werden überhaupt 
nicht angetaſtet. In Wirklichkeit wird alſo weit mehr, wohl etwa 15 Pro⸗ 
zent des Staatsgebiets, der Eitelkeit der Parvenuͤs preisgegeben. Wer 
ein erjobbertes Vermoͤgen in einem Rittergut anlegt, kann ſeinen Enkel 
ohne Ruͤckſicht auf jene Schranken hoffaͤhig werden ſehen. Das iſt keine 
ernſthafte Schranke, wie es z. B. die in Baden geltende Beſchraͤnkung 
auf alten Adel iſt. 

Was bedeutet nun die Exiſtenz und Neuzulaſſung von Fideikommiſſen 
praktiſch? Rein techniſch wirtſchaftlich wirkt die Bindung des Grund— 
beſitzes ſo weit und nur ſo weit guͤnſtig, als reiner Waldboden in 
Betracht kommt. Denn auf dieſem entfalten die feudalen Inſtinkte ihre 
wirtſchaftlich guͤnſtigen Seiten. Nur etwa ein Viertel des Waldbeſitzes 
iſt heute fideikommiſſariſch gebunden, und es waͤre alſo reichlich Platz 
für ein etwaiges Bedürfnis nach unſchaͤdlicher Vermehrung der Fidei⸗ 
kommiſſe. Fuͤr den landwirtſchaftlichen Boden dagegen gelten die 
folgenden ſtatiſtiſch feſtſtehenden Tatſachen: 

1. Die Plutokratie ſucht fuͤr neue Fideikommiſſe gerade den guten 
Boden auf, denjenigen, der fuͤr den Beſitzer nicht ein bloßes Arbeits⸗ 
entgelt, ſondern außerdem eine Rente liefert. Die Bauern werden 
alſo auf die ſchlechteren Böden gedrängt. In den typiſchen Fideikommiß⸗ 
kreiſen des Oſtens ſteht daher neben den Fideikommiſſen nicht etwa 
Mittelftand, ſondern Zwerg beſitz. Ganz natürlich: die Einſchraͤnkung 
des kaͤuflichen Bodens ſteigert den Landhunger der Maſſen, und alle 
Boden monopole haben daher überall dieſe Folge gehabt. 

2. Abwanderung und Unſtetheit der Landbevoͤlkerung ſind, unter 
ſonſt gleichen Umſtaͤnden, da weitaus am groͤßten, wo der kompakte 
Großbeſitz vorherrſcht und natuͤrlich am allermeiſten da, wo dieſer Beſitz 
uͤberdies gebunden iſt. Die Landbevoͤlkerung iſt um ſo landſaͤſſiger, der 
Prozentſatz der im Bezirk ihrer Geburt Anſaͤſſigen um ſo groͤßer, je 
beweglicher der Boden iſt (bis erheblich uͤber 90 Prozent im Rhein⸗ 
land, gegen 55—63 Prozent in Schleſien). Ganz natuͤrlich: Die Chance, 
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fih in der Heimat anlaufen zu fönnen, ift das entſcheidende Motiv, 
auf dem Lande zu bleiben. 

3. Wo der Boden frei beweglich iſt und Kleinbeſitz vorherrſcht, iſt die 

Landbevoͤlkerung auch am dichteſten. Den Grund dafuͤr kann man 
ſo ausdruͤcken: Die Bauern wirtſchaften, um ein Maximum von Menſchen 
mit den Erzeugniſſen der gegebenen Landflaͤche auf dem Lande ſelbſt 
zu ernaͤhren. Der große Landkapitaliſt dagegen wirtſchaftet, um mit 
moͤglichſt wenig Aufwand an ortsanſaͤſſigen Arbeitskraͤften moͤglichſt 
viel fuͤr den Abſatz in die Ferne zu erzeugen. 
4. Der Mobilifierung, Verduͤnnung und Verdrängung der Land⸗ 
bevölferung von der Scholle parallel geht bei herrſchendem Großbeſitz 
ihre Zuſammendraͤngung in den Wohngebäuden und Wohnraͤumen, 
die auf dem Lande im Oſten um ein vielfaches groͤßer iſt als im Weſten 
(in den ſchleſiſchen Gutsbezirken 15—16 Köpfe auf das Wohnhaus gegen 
6—7 auf dem Lande im Weſten). 

5. Unglaublicherweiſe wird nicht ſelten die Bindung des Bodens 
mit dem Intereſſe an der Erhaltung des Deutſchtu ms in Zuſammen⸗ 
hang gebracht. Statiſtiſch ſteht aber feſt: daß die Landkapitaliſten am 
meiſten mit billigen Saiſonarbeitern fremder Nationalität wirtſchaften, 
und allen voran ſtehen auf dem national umſtrittenen Gebiet im Oſten 
gerade die Fideiko m mißgrundherrſchaften, die den Hoͤchſtbruchteil 
polniſcher Arbeiter verwenden. Das Intereſſe der Plutokratie an 
billigen Arbeitern und das Intereſſe des Deutſchtums ſind unvereinbar. 

6. Gerade die mittleren und kleineren gebundenen Beſitzungen 
ſind agrarpolitiſch die ſchlimmſten Schaͤdlinge. Ein ganz großer Standes⸗ 
herr kann und wird haͤufig eine großzuͤgige Agrarpolitik, nach Art etwa 
des Mecklenburgiſchen Domaniums durchfuͤhren: planvolle Einteilung 
in rationelle Betriebsgrößen, langfriſtige und geſunde Pacht⸗ oder Erb⸗ 
rentnerſtellen, verhältnismäßig guͤnſtige Wohn⸗ und Lohnverhaͤltniſſe 
der Arbeiter, planvolle Unterſtuͤtzung der Paͤchter mit Kapital ſind nur 
bei ihm heimiſch und koͤnnen es auch nur dort ſein. Das Fideikommiß 
iſt auch geſchichtlich ein Inſtitut der allergrößten Landkomplere. Um 
aber dem Vorwurf zu entgehen, die „Latifundien“ zu beguͤnſtigen, hat 
der Entwurf die Bindung landwirtſchaftlichen Bodens auf hoͤchſtens 
2500 Hektar beſchraͤnkt, dagegen nach unten keine andere Grenze gezogen, 
als die Vorſchrift: daß das Fideikommiß dem Beſitzer mindeſtens 
10 000 Mark Reinertrag abwerfen muͤſſe. Dieſe Demagogie iſt auf die 
Ignoranz des Mittelſtandes berechnet. Denn waͤhrend ein ganz großer 
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Grundherr mit fürftlihen Einnahmen nicht auf die Herauspreſſung 
des abſoluten Hoͤchſtgewinnes aus ſeinem Beſitz bedacht ſein muß, muß 
ein Fideikommißherr von ein paar hundert Hektaren aus Boden, Paͤchtern 
und Arbeitern herausholen, was irgend moͤglich iſt, um „ſtandesgemaͤß“ 
zu leben und außerdem das Betriebskapital zu ſammeln, welches er 
nicht hat. Und gelingt ihm das gut, — was wird er tun? Land kaufen. 
Denn Rente braucht er und immer mehr Rente, um zunaͤchſt geadelt, 
dann im Lauf der Generationen Freiherr, Graf uſw. werden zu koͤnnen. 
Denn wird einmal der Grund und Boden des Landes der Befriedigung 
der Parvenuͤeitelkeit preisgegeben, ſo beſteht fuͤr dieſe keine Obergrenze. 
Jedes Fideikommiß iſt, wie die Statiſtik erweiſt, ein naturgegebenes 
Zentrum von Landhunger zu Rentenzwecken. Der Entwurf freilich 
gebaͤrdet ſich ſo, als wolle und koͤnne er dieſer ganz ſelbſtverſtaͤndlichen 
Entwicklung Halt gebieten. Sehen wir zu wie? Da finden wir zunaͤchſt 
eine Attrappe: die koͤnigliche Genehmigung fuͤr jedes Fideikommiß 
und jede Erweiterung um mehr als 20 Hektar landwirtſchaftlichen Bodens. 
Was bedeutet ſie? Schleſien, in welchem die koͤnigliche Genehmigung 
fuͤr große Fideikommiſſe erforderlich war, iſt deren klaſſiſcher Boden. 
In Hannover war die koͤnigliche Genehmigung unbekannt und Hannover 
hat das Minimum an Fideikommißentwicklung. Ganz natürlich: 
das Fideikommiß iſt eine Angelegenheit der Eitelkeit, und nichts kann 
die Eitelkeit mehr kitzeln, als der Glaube: daß die genehmigte Fideikommiß⸗ 
ſtiftung den Beweis liefere, die betreffende Familie habe der Allerhoͤchſten 
Pruͤfung auf ihre „Wuͤrdigkeit“ hin unterlegen und dieſe Probe beſtanden. 
Eine wirkſame materielle Prüfung der Zweckmaͤßigkeit der Fidei⸗ 
kommißgruͤndung iſt abfolut nicht garantiert, Die Prüfung durch die 
Fideikommißbehoͤrde (Oberlandesgericht, Beſchwerdeinſtanz, hoͤchſt un⸗ 
paſſender Weiſe, der Juſtizminiſter!) erſtreckt ſich lediglich auf die Ver⸗ 
letzung formaler Rechte. Das Amtsgericht (!) und der Kreisausſchuß 
ſollen im Falle der Einverleibung fruͤher baͤuerlicher Grundſtuͤcke uͤber 
die Unſchaͤdlichkeit von deren Einbeziehung in ein Fideikommiß gehoͤrt 
werden: eine abſolut unwirkſame Beſtimmung, wenn einmal das Land 
dem Bauernareal verloren iſt. Der Koͤnig wird ſich in ſolchen Faͤllen der 
Zuſtimmung dazu, daß das einmal gekaufte Land nun auch Fideikommiß⸗ 
land wird, nie entziehen koͤnnen. Das Allermindeſte, was zu verlangen 
waͤre, iſt: 1. die Vorſchrift einer oͤffentlichen Bekanntmachung des 
Antrages auf Fideikommißerrichtung mit angemeſſener Friſt zur Geltend⸗ 
machung von Bedenken, die dann oͤffentlich vor einer unbefangenen 
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Inſtanz zu verhandeln wären — 2. Verbot jedes Ankaufs von Land 
durch den Fideikommißbeſitzer. 

Je kleiner das Fideikommiß, deſto kapitalaͤrmer und ſchlechter die 
Wirtſchaft des Beſitzers, dem ja die Unterlage für den perſoͤnlichen 
Betriebskredit fehlt. Als wahre Mißgeburten haben ſich daher uͤberall 
die Bauernfideikommiſſe bewaͤhrt. Tuͤchtigkeit als Landwirt vererbt 
ſich nicht mechaniſch auf einen durch Geſetz oder Statut beſtimmten und 
oft uͤberhaupt auf keinen Sohn. Die Einfuͤhrung von „Stammguͤtern“ 
durch den Entwurf fuͤr ſelbſtaͤndige Bauernguͤter iſt daher lediglich ein 
Feigenblatt für den eigentlichen Zweck: die Schaffung von Parvenuͤadel. 
Unglaublicherweiſe ſcheint aber ein Teil der Zentrumspartei in dieſe 
plumpe Falle zu gehen. Die Verbreitung der mittleren und kleinen 
Fideikommiſſe waͤre eines der ſicherſten Mittel, die Le ſtung unſerer 
Landwirtſchaft herabzuſetzen. Man braucht ſich die Vorſchriften des 
Entwurfs uͤber die Aufſtellung und obrigkeitliche Genehmigung eines 
„Wirtſchaftsplans“ und all die anderen Faͤlle, in denen der Fideikommiß⸗ 
und Stammgutsbefißer an behoͤrdliche Genehmigung gebunden iſt, nur 
anzuſehen, um ſich ein Bild davon zu machen, wie wenig anpaſſungsfaͤhig 
ein ſolcher Beſitzer an Konjunkturen und neue Wirtſchaftsmethoden iſt. 

Der Entwurf zuͤchtet nicht Wirtſchafter, ſondern: Rentner. Und 
zwar ſolche von der uͤbelſten Sorte. Ein Einkommen von 10 000 Mark, 
wie es der Entwurf als Minimum zuläßt, genügt heute zur Führung 
einer ſchlicht buͤrgerlichen Exiſtenz nach Art eines mittleren Beamten, 
nicht aber fuͤr eine Lebensfuͤhrung von in irgendeinem Sinn „ariſto⸗ 
kratiſcher“ Art. Die Parvenuͤanſpruͤche, welche in einem ſolchen Fidei⸗ 
kommißbeſitzer geweckt werden, verdammen ihn zu einer ſcheinadeligen 
Betteleriſtenz. Jenes Intereſſe an der Züchtung von Rentnern aber 
iſt das Unerhoͤrte an dem ganzen Vorgehen gerade im gegenwaͤrtigen 
Augenblick. Denn ohnehin wird der Zuſtand nach dem Kriege ja der 
ſein: daß mindeſtens ein Fuͤnftel unſeres Nationalvermoͤgens in Kriegs⸗ 
anleihen, faſt ein Drittel in rententragendem Beſitz aller Art angelegt 
ſein wird. Denn wir haben dann fuͤr 60 Milliarden Kapital neue Rentiers 
und ſicher fuͤr uͤber 100 Milliarden Rentiers uͤberhaupt. Dazu treten die 
Kriegsbeſchaͤdigten, Alters⸗, Invaliditaͤts⸗ und Unfallrentner, die „pri⸗ 
vatiſierenden“ Hausbeſitzer uſw. uſw. Das Ideal der ſicheren Rente 
ſchwebt einem ſteigenden Bruchteil der Nation vor und das ſtupide 
Literatengezeter gegen den „Kapitalismus“ iſt ſein Schrittmacher. Das 
uͤber unſere ganze Zukunft entſcheidende Problem iſt: jene Rentner⸗ 
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gefinnung, die daraus entſtehen muß, wieder loszuwerden. Gelingt 
das nicht, ſo wird Deutſchland ein oͤkonomiſch ſtationaͤres Land, weit 
mehr als Frankreich es iſt, und unſere Zukunft in der Welt, die auf 
angeſpannteſter oͤkonomiſcher Arbeit allein ruhen kann, iſt verſcherzt, 
möge der Krieg noch fo glänzend ausgehen. Und in einem ſolchen Moment 
will man dieſe Rentnergeſinnung zugunſten von reinen Eitelkeits⸗ 
intereſſen noch verſtaͤrken und dabei nebenher die Zukunft unſerer inneren 
Koloniſation, welcher der beſte, fuͤr Bauern geeignetſte Boden entzogen 
werden ſoll, uͤber Bord werfen. Man redet viel von der Notwendigkeit, 
Neuland zur Beſiedelung fuͤr den Nachwuchs unſerer Bauern zu ſchaffen. 
Aber wo? Draußen in Kurland, wo dieſe Koloniſten dann im Kriegsfall 
als erſte den Anprall der Barbaren auszuhalten haben, dabei rundumſtellt 
von Millionen fremdſtaͤmmiger, aller menſchlichen Berechnung nach 
ihnen, als Eindringlingen, feindlich geſinnter Nachbarn? Dabei iſt aber 
unſer eigener deutſcher Oſten um ein volles Viertel duͤnner beſiedelt 
als das angrenzende kongreßpolniſche Gebiet. Dieſes ſoll durch Fidei⸗ 
kommißbildung verewigt werden, obwohl doch unſere dringendſten 
Intereſſen für die moͤglichſte Verſtaͤrkung der Zahl der Landbevoͤlkerung 
gerade im Oſten ſprechen. Reichlich zehn Armeekorps waͤren aus 
den Bauernſtellen, die innerhalb unſerer Grenzen noch neu geſchaffen 
werden koͤnnten, in Zukunft zu rekrutieren. Im Innern das Reſervoir 
an beſiedelungsfaͤhigem Boden zugunſten von Bodenkapitaliſten, die 
den Briefadel erſtreben, der Bauernſiedelung zu ſperren und dafuͤr dem 
deutſchen baͤuerlichen Nachwuchs Hoffnungen auf Boden weitab von 
der Heimat zu eröffnen, dieſes „Ineinandergreifen“ von oͤſtlicher Ex⸗ 
panſionspolitik des Reichs und Binnenpolitik Preußens eroͤffnet uner⸗ 
wartete Perſpektiven. Im Ernſt: etwas Maßloſeres als die Zumutung 
dieſes Geſetzentwurfs in dieſer Zeit unter dem „Burgfrieden“, hinter 
dem Ruͤcken unſerer Heere draußen, iſt ſchwer auszudenken und das Ganze 
iſt eine ſchlimme Karikatur des Wortes: Freie Bahn jedem Tuͤchtigen. 

Unſere militärifhen und nationalen Intereſſen fordern 
gebieteriſch, daß dem ſofort Einhalt geboten werde. Zu Unrecht 
hat das Reich die Fideikommißgeſetzgebung den Einzelſtaaten und damit 
gerade an dem gefaͤhrdeten Punkt, den im preußiſchen Landtag ver⸗ 
tretenen Intereſſen der Plutokratie an der Nobilitierung von Parvenuͤs 
preisgegeben. Mag man die Regelung der techniſchen Einzelheiten des 
Inſtituts den Einzelftaaten belaſſen. Zu verlangen aber iſt, daß für 
das Reich folgende Grundſaͤtze feſtgelegt werden: 
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1. Beſchraͤnkung der Neugründung von Fideikommiſſen auf abfoluten 
Wald boden. 

2. Beſchraͤnkung auf hinreichend große Komplexe (mindeſtens etwa 
30 000 Mark ſicherer Reinertrag), um keine auf die Staatskrippe ange⸗ 
wieſenen Bettelexiſtenzen zu ſchaffen. 

3. Beſchraͤnkung auf Familien, die a) ſeit hundert Jahren in den 
betreffenden Bezirken beguͤtert ſind, und b) dem hiſtoriſchen Adel 
angehören, — ausgenommen etwa für hervorragend verdiente Feldherren 
oder Staatsmaͤnner im Einzelfall durch Staatsgeſetz. 

4. Verbot und Aufloͤſung aller nach Nr. 1 und 2 unzulaͤſſigen Fidei⸗ 
kommiſſe. | 

5. Vor allem: hoher Fideifommißftempel und dauernde 
Sonderbeſteuerung. Denn was durch die Bindung des Bodens der 
Staatskaſſe durch Mindereinnahmen aus dem Immobilienſtempel ent⸗ 
geht, muß ja durch andere Volksteile, alſo auch durch die Bauern, auf⸗ 
gebracht werden. Wie ſoll man es aber parlamentariſch kennzeichnen, 
wenn im gegenwaͤrtigen Moment der Steuernot der Entwurf den 
Fideikommißſtempel gerade fuͤr die ſchaͤdlichſten, die mittleren Fidei⸗ 
kommiſſe bis auf die Haͤlfte herabſetzen will? Ausdruͤcklich iſt ferner 
auch feſtzuſtellen, daß alle Fideikommißnachfolge der Erbſchaftsſteuer 
unterliegt. Eine etwaige Steuerfreiheit wuͤrde ſonſt bei Einfuͤhrung 
der Erbſchaftsſteuer fuͤr die direkte Linie von 1 Prozent eine Steuer⸗ 
entlaſtung dieſes beſonders ſteuerfaͤhigen Großgrundbeſitzes von ſchon 
jetzt etwa 8—10 Millionen Mark in jeder Generation bedeuten! 

Der Gegenſtand darf nie wieder von der Tagesordnung irgendeiner 
wirklich nationalen Partei verſchwinden. Die beabſichtigte Erleichterung 
der Nobilitierung von Kriegsgewinnen auf Koſten der Bauernintereſſen 
gehört zu dem auch ſittlich Unertraͤglichſten, was eine durch das pluto⸗ 
kratiſche Wahlrecht an der Macht erhaltene Minderheit ſich gegen die 
Nation herausnehmen konnte. Die uͤberwaͤltigende Mehrheit des 
preußiſchen Volkes, erfreulicherweiſe einſchließlich der Nationalliberalen 
Partei, lehnt den Entwurf ab. Durch das Vorgehen der privilegierten 
Minderheit iſt der Burgfriede gebrochen und es beſteht aller Anlaß, 
daraus ſofort die Konſequenzen zu ziehen. 
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Rußlands Übergang zur Scheindemofratie” 


Des Unterzeichnete beanſprucht fuͤr die Gegenwart keinerlei Sach⸗ 
verſtaͤndnis uͤber Rußland, welches ſich nicht jedermann ſonſt auch 
verſchaffen koͤnnte. Vielleicht aber hat er ein nuͤchternes Urteil uͤber das, 
was von den jetzt ans Ruder gekommenen Maͤnnern uns gegenuͤber zu 
erwarten iſt. Unbeſchadet meiner von jeher ſehr ſtarken Sympathien 
für die ruſſiſche Freiheitsbewegung muß nachdruͤcklich ausgeſprochen 
werden: bei der jetzigen Zuſammenſetzung der ruſſiſchen Regierungs⸗ 
gewalt kann von aufrichtig friedlichen Geſinnungen der Mehrheit der 
maßgebenden Maͤnner Rußlands gar keine Rede ſein und noch viel 
weniger von freundlichen Abſichten gegenuͤber dem deutſchen Volke 
(ich ſage ſehr abſichtlich: „dem deutſchen Volke“ und nicht etwa nur: 
der jetzigen deutſchen Regierung). Die, trotz der im hoͤchſten Grade 
herausfordernden und geradezu kriegswuͤtigen Außerungen von Prof. 
Miljukow, von ſeiten der Zentralmaͤchte abgegebenen friedlichen Er⸗ 
klaͤrungen waren nicht nur ehrlich, ſondern es war und bleibt trotz 
und wegen jenes Verhaltens auch politiſch abſolut richtig, fie erneut 
zu geben. Denn wir haben an die weitere Zukunft zu denken. Aber 
freilich muͤßten noch Ereigniſſe anderer Art als bisher oder ſtarke Macht⸗ 
verſchiebungen eintreten, um ihnen zum unmittelbaren Erfolg zu ver⸗ 
helfen. 
Prophezeiungen uͤber den weiteren Verlauf der Revolution waͤren 
wohl ſelbſt fuͤr den beſtinformierten Beobachter unmoͤglich. Daß ein 
Umſturz der Zarenmacht waͤhrend des Krieges uͤberhaupt entſtehen 
würde, haben auch ungleich beſſer über die Lage orientierte Leute als 
ich unbedingt bezweifelt und ſelbſt nach dem Krieg fuͤr mehr als fraglich 
gehalten. Die Agrarreform Stolypins hatte ja den klugen Schachzug 
getan, eine der ſozialrevolutionaͤren Kerntruppen, die Bauern der alt= 
ruſſiſchen Gebiete in zwei ungleich große, aber unvermeidlich tief ver⸗ 
feindete Teile zu ſpalten: einerſeits die neuen, aus dem Dorfkommunis⸗ 
mus ausgeſchiedenen Privateigentümer: die oͤkonomiſch ſtaͤrkſten Ele⸗ 
mente der Bauern alſo, deren neuer Beſitz ſie mit dem beſtehenden 
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Regime eng verknuͤpfte, und andererſeits die im Dorflommunismus 
verbliebenen proletariſierten Bauernmaſſen, welche die Verleihung jenes 
Privatbeſitzes als ſchnoͤdes Unrecht zugunſten der anderen empfanden. 
Des weiteren ſchien es immerhin moͤglich, daß ein anderer wichtiger 
Traͤger der alten ſozialrevolutionaͤren Ideen ſich anders als fruͤher ver⸗ 
halten koͤnnte: das ſogenannte „dritte Element“. Dahin gehoͤren die 
maſſenhaften feſt aber ſchlecht bezahlten Angeſtellten der großen Selbſt⸗ 
verwaltungsverbaͤnde, der ſogenannten „Semſtwos“. Unter ihnen be⸗ 
findet ſich faſt die geſamte, uͤberhaupt in der materiellen Verwaltung 
taͤtige „Intelligenz“. So alles Perſonal der in Rußland ſehr wichtigen 
agronomiſchen, der veterinaͤren und uͤberhaupt faſt aller in unſerem Sinn 
„volkswirtſchaftlichen“ Arbeit und des weltlichen Volksſchulunterrichts, 
ebenſo die, im Gegenſatz zu unſeren Verhaͤltniſſen, mit feſtem Gehalt 
angeſtellten laͤndlichen Arzte. Das ſind alſo faſt alle jene Kreiſe der 
„Intelligenz“, welche mit der Bauernſchaft im Alltagsleben als Ver⸗ 
trauensleute ſtaͤndig zu tun haben. Sie ſtanden in der Zeit der vorigen 
Revolution zu der faſt nur polizeilichen Zwecken dienenden ſtaatlichen 
Verwaltung im ſchroffſten inneren Gegenſatz und waren die Traͤger 
der ſozialrevolutionaͤren Propaganda auf dem Lande. Ebenſo aber 
ſtanden ſie in Gegnerſchaft zu den ehrenamtlichen Mitgliedern der 
Semſtwos ſelbſt, die dem buͤrgerlichen Beſitz, vor allem dem laͤndlichen 
Grundbeſitz, entſtammten. Gewiſſe Anderungen in der ſachlichen Rich— 
tung der Semſtwoarbeit ſowohl wie auch in der Zuſammenſetzung 
dieſer Schicht, welche man als Folge von Maßregeln der Stolypinſchen 
Regierung und auch der Semſtwos nach der Revolution vermuten durfte, 
konnten immerhin die jetzige Stellungnahme dieſes Elements zu einer 
Revolution unſicher erſcheinen laſſen. Durch die Proletariſierung breiter 
Unterſchichten der Bauern und durch die neue Privateigentumsordnung 
war ferner zwar das landloſe, mit dem Dorf nicht mehr durch Land— 
anſpruͤche verknuͤpfte Induſtrieproletariat ſtark vermehrt worden. Es 
war ein fuͤhrender Faktor der fruͤheren Revolution geweſen. Aber es 
iſt an Zahl begrenzt, und der Verlauf der Dinge nach dem Vers 
faſſungsmanifeſt hatte damals die neuerdings überall gemachte Erfah⸗ 
rung beſtaͤtigt: daß heute Revolutionen mit einem mehr als ganz kurz⸗ 
friſtigen Erfolg weder von dem Buͤrgertum und der buͤrgerlichen In⸗ 
telligenz allein, noch auch von den proletariſchen Maſſen und der prole⸗ 
tariſchen Intelligenz allein erfolgreich durchgefuͤhrt werden koͤnnen. 
Alle Generalſtreiks und Putſche waren geſcheitert von dem Augenblicke 
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an, als das Bürgertum und deſſen in Rußland wichtigſter Beſtandteil, 
die landbeſitzenden Semſtwokreiſe, ſich der weiteren Mitwirkung verſagt 
hatten. Auch wo aufſtaͤndiſche Maſſen ſo faͤhige und wenigſtens teilweiſe 
uneigennuͤtzige Fuͤhrer haben, wie ohne Zweifel in Rußland, fehlt ihnen 
eben ein heute nun einmal auf die Dauer grundlegend wichtiges Kampf⸗ 
mittel: die Kreditfahigkeit. Dieſe genießt dagegen das Bürgertum. 
Und auf Grund ihrer kann es ſich die Geldmittel verſchaffen, welche 
heute fuͤr die Organiſation einer dauernden Verwaltung, mag ſie ſich 
auch „revolutionaͤr“ nennen, ebenſo notwendig ſind wie fuͤr jede Macht⸗ 
organiſation uͤberhaupt. Die Menſchen wollen und muͤſſen materiell 
zunächft einmal exiſtieren, und um ein Heer von noch fo idealiſtiſchen 
Angeſtellten zu bezahlen und die zahlreichen materiellen Mittel einer 
dauernden Macht zu beſchaffen, braucht man: Geld. Es kam alſo darauf 
an, wie die buͤrgerlichen Kreiſe ſich zu einer abermaligen Revolution 
verhalten wuͤrden. Die abſolut reaktionaͤre Haltung der wenigen Rieſen⸗ 
unternehmer der Schwerinduſtrie ſtand auch in Rußland natuͤrlich feſt. 
(Sie waren ſo reaktionaͤr, daß ihre Haltung Revolteſtimmungen der 
Maſſen — wie bei uns — allerdings geradezu herausfordern mußte.) 
Über das Verhalten der Mehrheit der einſt die Reformbewegung tragen⸗ 
den buͤrgerlichen Intelligenz und der Semſtwokreiſe ſeit der Revolution 
ſchien aber ebenfalls kein Zweifel zu beſtehen. Ihr durch die Enttaͤuſchung 
ihrer innerpolitiſchen Machthoffnungen gebrochenes Selbſtgefuͤhl fluͤchtete 
ſich um ſo inbruͤnſtiger in die Romantik der aͤußeren Macht. Ganz be⸗ 
greiflich: die Angehoͤrigen der hoͤheren ruſſiſchen Bureaukratie ebenſo 
wie des Offizierkorps rekrutieren ſich ja ſchließlich dort wie uͤberall ſehr 
ſtark aus dieſen beſitzenden Schichten. Konſtantinopel und die ſogenannte 
„Befreiung“ der Slawen, das hieß praktiſch: ihre Beherrſchung durch 
die nationale großruſſiſche Bureaukratie, erſetzten alſo jetzt die Schwaͤr⸗ 
merei fuͤr „Menſchenrechte“ und die „Konſtituante“. Lebendig geblieben 
war ja dieſe imperialiſtiſche Legende und insbeſondere der großruſſiſche 
Herrſchaftsanſpruch innerhalb Rußlands ſelbſt in der buͤrgerlichen In⸗ 
telligenz auch während der ganzen Befreiungsbewegung. Schon ehe 
auch nur die allergeringſte Garantie fuͤr die angeblich allein erſtrebten 
freiheitlichen Errungenſchaften erreicht war, hatten (1905) faſt alle 
führenden Perſoͤnlichkeiten des „Befreiungsbundes“ (nicht etwa nur 
der ganz zu Unrecht dafuͤr geſchmaͤhte Herr Peter Struwe) ihre Augen 
nach Konſtantinopel und der Weſtgrenze gerichtet. Die Exiſtenz einer 
ulrainiſchen Nationalität wurde von ihnen beſtritten, die polniſche 
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Autonomie lediglich unter dem Geſichtspunkt, ſich für eine kuͤnftige 
Expanſion Rußlands nach außen „Freunde an der Weſtgrenze“ zu 
ſchaffen, behandelt, die „Befreiung“ aller moͤglichen Volker als Aufgabe 
ausgerechnet gerade des Großruſſentums verkuͤndet — waͤhrend doch 
im eigenen Haus noch ſchlechthin alles an Befreiung zu tun war. Die 
kleine Gruppe von Ideologen der alten Dragomanowſchen Schule, 
welche eine Umgeſtaltung Rußlands zu einer wirklich gleichberechtigten 
Nationalitaͤtenfoͤderation erſtrebten, waren ſchon damals entweder be⸗ 
trogene Betruͤger oder vollkommen einflußlos und in ſteter Furcht, den 
großruſſiſchen Chauvinismus ihrer Genoſſen nicht zu reizen. Die Frage 
der Nationalitätenautonomie innerhalb Rußlands war denn auch, 
wie Prof. J. Haller in ſeiner vor kurzem erſchienenen leſenswerten 
Schrift: „Die ruſſiſche Gefahr im deutſchen Hauſe“ (Stuttgart 1917) 
mit Recht betont hat!), das wichtigſte Mittel in der Hand Stolypins 
geweſen, durch Weckung des großruſſiſchen Nationalismus die demo⸗ 
kratiſche Oppoſition niederzuwerfen. Die feſte Überzeugung von dem 
vermeintlich „unvermeidlichen“ Zerfall Oſterreich⸗Ungarns und die 
Schwaͤchung der Tuͤrkei im Balkankrieg ſchwellten die Hoffnungen dieſer 
imperialiſtiſchen Intelligenz aufs aͤußerſte. In der Duma wurde ſie 
Haupttraͤgerin der Kriegsvorbereitungen, und im Kriege vertritt ſie 
die Parole vom „Krieg bis zum aͤußerſten“. Seit der von Prof. Haller 
(S. 80) erwähnten Ruͤckſprache des Großfuͤrſten Nikolaj (Juli 1914) 


1) Die Schrift richtet ſich gegen das Buch und auch gegen die Kreuzzeitungs⸗ 
taͤtigkeit des Herrn Prof. Hoͤtzſch. Es iſt in der Tat geradezu erſtaunlich, daß ein 
Mann, der in Rußland wiederholt geweſen ift und deſſen Buch mit beträchtlichen 
Anſpruͤchen auftritt, eine fo vollſtaͤndige Unkenntnis entſcheidender politiſcher 
Parteigruppierungen an den Tag legt, wie es in jenem in jeder Hinſicht überaus 
ſeichten Buche geſchieht, welches als politiſche Informationsquelle nicht in Betracht 
kommt. Meine eigenen ſeinerzeit gleichzeitig mit den Ereigniſſen geſchriebenen 
Chroniken der Revolution von 1905/06 („Zur Lage der buͤrgerlichen Demokratie 
in Rußland“ und „Rußlands Übergang zum Scheinkonſtitutionalismus“ Tuͤbingen, 
Mohr, 1906) koͤnnen nur unter dem Vorbehalt noch in Betracht kommen, daß 
man 1. heute naturlich auch bei uns ſehr viel mehr wiſſen kann, als damals, und 
den ganz luͤckenhaften Berichten zu entnehmen war, 2. daß ſeitdem die Stoly⸗ 
pinſche Reform unternommen wurde. Stolypins Bedeutung überhaupt war da: 
mals nicht zu erkennen. Für die Orientierung über die (ſeitdem teilweiſe ver: 
ſchobenen) Parteiſtroͤmungen in Rußland und ihre reale Unterlage können jene 
anſpruchsloſen Chroniken vielleicht auch heute noch dem gaͤnzlich Ununterrichteten 
eine gewiſſe Stuͤtze bieten, wenn er die Muͤhe des Leſens nicht (wie z. B. Herr 
Hoͤtzſch tat) ſcheut. 
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mit den Fuͤhrern der „Kadetten“ waren dieſe Politiker hoͤchſt plößlich 
in das Lager der Kriegshetzer abgeſchwenkt. Sie hofften von der Fort⸗ 
ſetzung des Kriegs eine Staͤrkung der finanziellen Poſition der Bour⸗ 
geoiſie. Die politiſch liberale Entwicklung Rußlands, meinten Vertreter 
der Kadettenpartei zu Kriegsbeginn in Privatgeſpraͤchen, „komme ganz 
von ſelbſt“. Wie dies je hätte geſchehen ſollen, wenn die Autokratie 
und Bureaukratie durch einen Sieg uͤber uns mit ungeheuerem Preſtige 
aus dem Krieg hervorgegangen waͤre, — dies blieb im Dunkeln. Es 
‚ war ja nur als Folge einer ſchweren Niederlage moͤglich, welche dieſe 
ruſſiſchen Imperialiſten durchaus nicht erwarteten. Eine Revolution 
mußte nach alledem als ſehr unwahrſcheinlich gelten. 

Wenn ſie nun dennoch gekommen iſt, ſo war dafuͤr nach den Erfolgen 
unſerer Waffen das rein perfönlide Verhalten des Zaren 
ausſchlaggebend. Die Niederlage von 1915 benutzte er zwar zur Kalt⸗ 
ſtellung des jetzigen „Buͤrgerkoͤnigs“ in spe: des Großfuͤrſten Nikolaj. 
Aber den Teilerfolg von 1916 benutzte er nicht, um mit einem ehren⸗ 
vollen Frieden aus dem Kriege zu kommen. Die Hoffnung auf Groͤßeres 
und wohl auch der bei ihm beſtehende tiefe rein perfönliche Haß gegen den 
Deutſchen Kaiſer bedingte das. Nach der Niederlage in Rumaͤnien gab 
es noch immer den Weg der Verſtaͤndigung mit der durch und durch 
nationaliſtiſchen buͤrgerlichen, monarchiſch geſonnenen Mehrheit der auf 
Grund eines kraſſen Klaſſenwahlrechts gewaͤhlten Duma. Ihn zu be⸗ 
treten und damit in die Bahn des Parlamentarismus einzulenken, hin⸗ 
derte den Zaren aber offenbar ſeine verhaͤngnisvolle Eitelkeit. Ob 
daneben leicht pathologiſche Zuͤge mitſpielten, wie die Art ſeiner „Froͤm⸗ 
migkeit“, die ſchließlich das Wuͤrdegefuͤhl auch ſeiner beſten Anhaͤnger 
tief verletzt zu haben ſcheint, vermuten laſſen koͤnnte, kann ganz dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Denn ſein alles entſcheidender Kernfehler lag ganz 
und gar in jenem verderblichen Irrtum: ſelbſt regieren zu wollen. 
Dies zu tun konnte ein Monarch wie der Zar ſich allenfalls dann einmal 
vortäufchen, wenn der Zufall es wollte, daß ein ganz ungewoͤhnlich 
begabter Staatsmann ihm den Schein zu wahren half. Der Zar waͤre 
ſchon bei der letzten Revolution verloren geweſen, nachdem er aus Eifer⸗ 
ſucht und Eitelkeit den Grafen Witte entlaſſen hatte, wenn nicht wider 
alles Erwarten ihm in Stolypin eine der Situation gewachſene Perſoͤn⸗ 
lichkeit erſtanden waͤre, der er ſich unbedingt fuͤgte. Ohne einen ſolchen 
Anhalt blieb er notwendig ein Dilettant, deſſen unvermeidlich unſtetes 
und unberechenbares Eingreifen auch bei weit groͤßerer Begabung alle 
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zielbewußte Politik unmöglih machte und der um die Exiſtenz des 
Landes und ſeiner Krone ſpielte. Techniſche Kenntnis der modernen 
Verwaltung konnte er, nachdem der Thron einmal in jungen Jahren 
beſtiegen war, uͤberhaupt nicht mehr erwerben. Aber ſie war nicht das 
Entſcheidende. Denn dafuͤr konnten ſchließlich, bei der noͤtigen Zuruͤck⸗ 
haltung des Monarchen, tuͤchtige Beamte ſorgen. Allein — was ſo gern 
vergeſſen wird — ein noch ſo hervorragender Beamter iſt um deswillen 
noch kein irgendwie geeigneter Politiker und umgekehrt. Noch weniger 
aber war ein ſolcher Politiker der Zar. Die beſonderen Qualitaͤten fuͤr 
dieſes ſchluͤpfrige Gebiet verantwortlichen Handelns, verbunden mit der 
ſtrengen Sachlichkeit, dem ſicheren Augenmaß, der reſervierten 
Selbſtbeherrſchung, der Faͤhigkeit ſchweigenden Handelns, die 
es verlangt, ſind keine ererbten Angebinde einer Krone. Und dieſe 
Qualitäten ſich zu bewahren war für dieſen, wie für jeden Monarchen 
in der die romantiſche Phantaſie ſtark anregenden Lage eines ſolchen, 
noch ungleich ſchwerer als für andere. Es bedarf eben in monarchiſchen 
Staaten heute ganz feſter und ſtarker anderer Gewalten, um die Aus⸗ 
ſchaltung politiſch unbegabter Herrſcher in ihrem eigenen Intereſſe im 
Fall der Notwendigkeit zu ermoͤglichen. 

Eben dieſes Problem der gegebenenfalls nötigen Ausſchaltung 
des Monarchen mußte nun aber im Kriege je laͤnger, je mehr in Ruß⸗ 
land gerade für die tuͤchtigſten Schichten auch der abſolut undemofra= 
tiſchen Imperialiſten beherrſchend werden. Dazu bedurfte es keiner 
Anzettelungen Englands. Es folgte auch für die zum Teil hoͤchſt ſozial⸗ 
konſervativen Kreiſe des ſogen. „Fortſchrittlichen Blocks“ der Duma 
aus der Forderung der Sache. Große Politik wird ſtets von kleinen 
Kreiſen der Menſchen gemacht. Entſcheidend fuͤr den Erfolg iſt aber: 
1. daß ihre Entſchluͤſſe nicht durch Einfaͤlle eines politiſch ſo unbegabten 
Monarchen, wie des Zaren, geſtoͤrt werden, — 2. daß ſie die freie 
Hingabe einer hinlaͤnglich breiten maͤchtigen geſellſchaftlichen Schicht 
hinter ſich haben, — 3. daß ſie wiſſen, wie Machtkaͤmpfe da gefuͤhrt 
werden, wo Reglement, Befehl und militaͤriſcher oder bureaukratiſcher 
Gehorſam nach der Natur der Sache nicht die techniſchen Mittel ihrer 
Durchfuͤhrung ſind, — und dies iſt in der großen Politik der Fall. Ein 
Apparat nun, einen politiſch unbegabten Herrſcher im eigenen In- 
tereſſe und dem des Landes, da, wo es ſachlich noͤtig iſt, auszuſchalten, 
ohne daß die politiſchen Inſtitutionen umgeſtuͤrzt werden, bietet nur 
eine ſehr ſtarke und breit fundierte felbftändige Parlaments macht 
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der Vertrauensmaͤnner der Wähler. Die menſchlich verſtaͤndliche Eifer⸗ 
ſucht des Fachbeamtentums, die ſich als „monarchiſtiſch“ gebaͤrdende 
Schmeichelei plutokratiſcher Intereſſenten und der aͤſthetenhafte Sno⸗ 
bismus von Bildungsphiliſtern und Literaten (dieſer Speichellecker der 
jeweils als „vornehm“ geltenden Mode“) hat zwar dieſen einfachen 
Sachverhalt ſeit Jahrzehnten verlaͤſtert. Aſthetiſch wird ſich niemand 
an einem Parlament berauſchen koͤnnen. Vom Standpunkt der reinen 
Verwaltung aus iſt es nur Kraͤftevergeudung und Redegelegenheit eitler 
Menſchen, denen ſich jeder tuͤchtige Fachbeamte an Beherrſchung ſeines 
Reſſorts weit Überlegen fühlt, die man durch kleine Vorteile und ver⸗ 
huͤllten Anteil an der Amterpatronage koͤdert und eben dadurch von 
realer Macht und Verantwortlichkeit ausſchließt. Genau dieſe Qualitaͤten 
eignen tatſaͤchlich und ausſchließlich jedem machtloſen und daher 
politiſch verantwortungsloſen Parlament, welches die großen politiſchen 
Begabungen mit ihrem ſittlich berechtigten Machtehrgeiz von der Be⸗ 
teiligung fernhaͤlt. Das ift „Scheinkonſtitutionalismus“ und ſchaͤdigt 
unweigerlich die politiſche Qualität der Leiſtung. Deutſchland z. B. 
hat die beſten und ehrlichſten Fachbeamten der Welt. Was militaͤriſche 
Diſziplin und Beamtentuͤchtigkeit können, hat die deutſche Leiſtung in 
dieſem Krieg gezeigt. Aber die furchtbaren Mißerfolge der deutſchen 
Politik haben auch gezeigt: was nun einmal durch dieſe Mittel nicht 
zu leiſten iſt. 

Die Parlamentsmacht verdammt — das iſt ihre weitaus wichtigſte 
poſitive Leiſtung — durch eine einfach wirkende Ausleſe den politiſch 
unbegabten Herrſcher, und nur ihn, zur Ohnmacht. Dem politiſch 
begabten Monarchen haͤlt ſie dagegen jenen gewaltigen Einfluß offen, 
den z. B. Edward VII. — mehr als ein anderer Monarch eine be⸗ 
herrſchende Figur der neueſten Zeit — ausgeuͤbt hat. Der Zar hatte 
zu waͤhlen zwiſchen dem realen Beſitz jener Macht, die jedem Mon⸗ 
archen fein, bei politiſcher Klugheit und Beherrſchtheit ſtets überaus 
großer tatſaͤchlicher Einfluß auf die Staatsleitung gewaͤhrt, und jener 
eitlen Romantik und Pathetik des aͤußeren Scheines der Macht, durch 
deſſen Erſtreben ſein oſtenſibles und geraͤuſchvolles Eingreifen fuͤr die 
ſachliche und konſequente Fuͤhrung der Politik verderblich wurde und 
für feine Krone gefährlich werden konnte. In Rußland war zwar (im 
Gegenſatz zu uns) ſtrafbar (als „Publikation eines Hofberichtes“) jede 
Veroffentlichung von Reden und Telegrammen des Monarchen, 
welche nicht durch den zuſtaͤndigen Beamten kontrolliert worden war. 
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Allein das genügte, da dieſer Beamte eben ein Hofbeamter war und 
keine parlamentariſche Macht dem Monarchen gegenuͤber als ſelbſtaͤn⸗ 
dige Grundlage ſeiner Stellung hinter ſich hatte, nicht einmal zur Ver⸗ 
hinderung des Bekanntwerdens politiſch unkluger Außerungen des Zaren. 
Erſt recht nicht ſetzte irgend etwas der unbegabten Unſtetheit ſeines Ein⸗ 
greifens in die Politik eine Schranke. Deshalb wurden ſelbſt die kon⸗ 
ervativſten Kreiſe des ruſſiſchen Beſitzes, und gerade ſie, im Kriege 
Anhaͤnger des Parlamentarismus. Der Zar dagegen optierte fuͤr die 
Romantik des Scheins und entſchloß ſich auch in letzter Stunde nicht, 
die formelle Macht auch nur mit den ſozialkonſervativen Maͤchten des 
in der jetzigen Duma vorherrſchenden buͤrgerlichen Beſitzes zu teilen. 
Mit der ihm im eigenen Machtintereſſe unbedingt ergebenen Polizei 
und den angeworbenen „Schwarzen Banden“ allein war aber das 
Land in einer Lage wie der jetzigen nicht in der Hand zu behalten. Sie 
hatten ihre Faͤhigkeit gezeigt, Attentate, Generalſtreiks, Pogrome zu 
arrangieren, um das Bürgertum und unbequeme Miniſter einzuſchuͤch⸗ 
tern, wie dies feſtgeſtelltermaßen geſchehen iſt. Sie waren eine voll⸗ 
ſtaͤndig nach eigenem Ermeſſen operierende und tatſaͤchlich ſehr erheb⸗ 
liche Macht. Aber faſt die ganze materielle Verwaltung lag, dem reinen 
Polizeicharakter des Staats entſprechend, in den Haͤnden eben jener 
dem Zaren beſonders tief verhaßten Semſtwokreiſe. Vor allem mußte 
daher, wenn dieſe Vertreter der „Geſellſchaft“ gefliſſentlich beiſeite⸗ 
geſchoben, desorganifiert oder gar zur Obſtruktion getrieben wurden, 
die wirtſchaftliche Verſorgung des Landes und der Hauptſtaͤdte voͤllig 
zum Stillſtand gebracht werden. Das geſchah offenbar und brachte in 
Verbindung mit dem Verſagen des ruſſiſchen Eiſenbahnſyſtems infolge 
der Anſpruͤche des rumaͤniſchen Feldzugs die Revolte unmittelbar zum 
Ausbruch. 

Nun waͤre ohne die Gegnerſchaft der buͤrgerlichen Intelligenz 
gegen das alte Regime jede noch ſo erfolgreiche Maſſenrevolte natuͤrlich 
nach kurzer Dauer ebenſo ins Nichts verlaufen und im Blut erſtickt wor⸗ 
den, wie im Winter 1905/06 und wie es etwa einem Putſch der Schwaͤtzer 
unſerer „Gruppe Liebknecht“ ergehen wuͤrde, wenn man ſie ſich an 
Zahl um das Zwanzigfache vermehrt denkt. Aber nicht nur alle ge⸗ 
ſchulten Arbeiterfuͤhrer, ſondern auch die fuͤhrenden Schichten der buͤr⸗ 
gerlichen Intelligenz taten infolge des Verhaltens des Zaren mit. 
Ihre Bataillone gegen Angehoͤrige jener Familien marſchieren zu laſſen, 
denen die Meiſten von ihnen ſelbſt entſtammte, hätte ſich die Mehr⸗ 
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zahl ſelbſt der aktiven und vollends der — jetzt vorwiegenden Reſerve⸗ 
offiziere — nicht dauernd bereit gefunden. Gerade den tuͤchtigſten unter 
ihnen ſchien uͤberdies die Ausſchaltung des unberechenbaren perſoͤnlichen 
Eingreifens dieſes Monarchen aber ſachlich unumgaͤnglich, nachdem die 
Folgen ſeines Dilettantismus zutage getreten waren. Daß dann dieſe 
„Ausſchaltung“ weſentlich anders verlief, als wohl die Mehrzahl von 
ihnen es gewuͤnſcht haͤtte, daß ſie naͤmlich zum Sturz der Dynaſtie und 
nicht zu einem Buͤrgerkoͤnigtum eines Großfuͤrſten oder zu einer Militaͤr⸗ 
diktatur fuͤhrte, — dies erzwang die zunaͤchſt unvermeidliche Ruͤckſicht 
der hauptftädtilchen Führer der Bewegung auf die Machtſtellung des 
fuͤr den Kampf gegen den Zaren unentbehrlichen Proletariats. Die 
Hungersnot entſtand allein aus einem Verſagen der ruſſiſchen Eiſen⸗ 
bahnen gegenuͤber den Aufgaben, welche die Verlaͤngerung der Front 
durch den rumaͤniſchen Feldzug ſtellte. Und es zeigte ſich nun, daß die 
Fuͤhrer der proletariſchen Schichten der „Intelligenz“, des ſtaatlichen 
und ſonſtigen Unterbeamtentums und der Eiſenbahn-, Poſt⸗ und Tele⸗ 
graphenarbeiter, ihre Leute ſo in der Hand hatten, daß ſie Kerenſkis 
Machtſtellung hinnehmen und die voͤllige Beſeitigung der Dynaſtie 
dulden mußten. Daß aber eine Entwicklung zu einer offenen oder ver⸗ 
huͤllten Militärdiktatur dauernd unterbleibt, iſt, falls der Krieg 
fortgeſetzt wird, ſehr wenig wahrſcheinlich. Eine gewiſſe Ruͤckſicht⸗ 
nahme auf die beſitzenden Schichten wäre dabei freilich unvermeidlich. 
Die Mehrzahl der Berufsoffiziere, ſicherlich aber die buͤrgerlichen Schich⸗ 
ten der heutigen Klaſſenduma und proviſoriſchen Regierung fuͤrchten 
jedoch die wirkliche Demokratie. Und vor allem fuͤrchten eine ſolche die 
Geldgeber im Inland und in den verbuͤndeten Laͤndern. Teils weil 
fie die Fortſetzung des Krieges wuͤnſchen, teils aber weil fie für die 
Sicherheit ihrer Geldvorſchuͤſſe fuͤrchten. Dieſer Einfluß iſt der wich⸗ 
tigſte. Bei der fruͤheren Revolution ließ ſich Schritt fuͤr Schritt verfolgen, 
wie ſeitens der Regierung des Grafen Witte ganz genau das geſchah, an 
Konzeſſionen und an Repreſſionen, was jeweils von den auslaͤndiſchen 
Banken und Boͤrſen fuͤr die Kreditwuͤrdigkeit ſeines Regimes fuͤr 
erſprießlich gehalten wurde. Die buͤrgerlichen Leiter des gegenwaͤrtigen 
Regimes haben, wenn ſie Kredit erhalten wollen, gar keine Wahl, als 
genau ebenſo zu verfahren. Das Gelingen der auswaͤrtigen Anleihe 
ſetzte den Zaren 1906 in den Stand, Witte zu entlaſſen, die Schein⸗ 
konſtitution zu oktroyieren, vor allem die Polizeigewalt und die Schwar⸗ 
zen Banden neu zu etablieren und dann die Duma zuerſt als Luft zu 
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behandeln und weiterhin zum Staatsſtreich zu ſchreiten. Finden ſich die 
Perſoͤnlichkeiten, fo erhalten fie das Geld zur Baͤndigung des Landes 
unter gleichviel welchen ſcheindemokratiſchen Formen natürlich auch 
diesmal. Die Aufgabe an ſich iſt nicht unlösbar und die Frage nur die: 
ob ſich Perſoͤnlichkeiten finden. Das kann kein Ausländer wiſſen. Jeden⸗ 
falls aber wird ſich jeder ſelbſt ſagen, daß ein Regime, fuͤr deſſen Koſten 
zunaͤchſt Leute wie Moroſow und die anderen Führer des erzreaktio⸗ 
naͤren Großkapitals das Geld zeichneten, keine „Demokratie“ bedeuten 
kann. Nach den Banken, den inlaͤndiſchen und auslaͤndiſchen, und jetzt 
nach Amerika richten die Herren Miljukow und Gutſchkow ihre Blicke, 
um von da das Geld zu erhalten — nicht in erſter Linie zur Fuͤhrung des 
Krieges, ſondern um ſich gegen die Radikalen im Sattel zu befeſtigen. 

In dieſem ganzen Zuſammenhang iſt nun entſcheidend wichtig und 
charakteriſtiſch die Stellung der Regierung gegenuͤber den Bauern, 
welche auch bei der fruͤheren Revolution das in die Augen fallende 
Symptom der jeweiligen innerpolitiſchen Machtlage war. 

Wirkliches Intereſſe am Frieden haben objektiv vor allem die 
Bauern, die ungeheure Mehrzahl des ruſſiſchen Volkes. Im Sinn 
ihrer eigenen Ideale ſind ihre realen Intereſſen nicht zu befriedigen 
ohne: 1. Enteignung des geſamten nichtbaͤuerlichen Grundbeſitzes und 
2. Kaſſierung der Auslandsſchulden Rußlands. Gerade das 
letztere iſt entſcheidend. Denn ſollten die Bauern die Schuldenzinſen 
fuͤr das Ausland decken, ſo begaͤnne der von den ruſſiſchen National⸗ 
oͤkonomen eindringlich geſchilderte Prozeß aufs neue: daß dieſe total 
unterernaͤhrte Schicht das Getreide, welches fuͤr den Export zur Deckung 
jener Zinſen erforderlich iſt, hergeben muͤßte und durch gewaltige Steuern 
zum unfreiwilligen Verkauf gezwungen werden wuͤrde. So war es 
fruͤher. — Die praktiſch vermutlich auch diesmal unuͤberwindlichen 
Schwierigkeiten aber, welche der erſte Punkt: die Enteignung, bietet, 
liegen nicht ſo ſehr in der Sache an ſich, als in den unvermeidlich bei der 
Durchfuͤhrung entſtehenden Intereſſenkonflikten zwiſchen den einzelnen, 
vor allem: den lokalen und regionalen Gruppen innerhalb der Bauern 
ſelbſt. Wenn die Enteignung in einem Kreiſe fuͤr die dortigen Bauern 
6 Hektar ergibt, im Nachbarkreiſe aber je 15, ſo verlangen die Bauern 
des erſteren natuͤrlich Gemeinſamkeit der Verteilung, waͤhrend die letz⸗ 
teren das Land ihres Kreiſes fuͤr ſich monopoliſieren wollen. Dieſe Kon⸗ 
flikte ſpielten ſchon in den erſten Stadien der fruͤheren Revolution ihre 
Rolle. Außerdem natuͤrlich liegt die Schwierigkeit darin, daß ſie fuͤr 
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das Land nichts bezahlen wollen, alfo in hoffnungsloſen Konflikt mit 
den buͤrgerlichen Intereſſenten des Bodeneigentums geraten. Dieſe 
Schwierigkeiten waͤren zu beſeitigen nur im Wege einer jahrelang dau⸗ 
ernden ſozialrevolutionaͤren Diktatur (unter „fozialrevolutiondr” iſt 
dabei nicht irgendein Wuͤterich, ſondern einfach ein Politiker verſtanden, 
welcher an die in Rußland uͤberaus jugendliche „Heiligkeit“ des privaten 
laͤndlichen Grundbeſitzes ſich nicht kehrt). Ob Perſoͤnlichkeiten dafuͤr 
vorhanden ſind, weiß ich nicht. Dauernde Macht koͤnnten ſie aber nur 
dann gewinnen, wenn ſchleunigſt Frieden geſchloſſen wuͤrde. Denn 
nur dann wären die Bauern überhaupt in der Heimat und 
ſtänden zur Verfügung. Jetzt find in der Heimat Greiſe, Kinder 
und Frauen, die Bauern aber ſind der „Diſziplin“, und das heißt in 
dieſem Fall: der Gewalt der jetzt herrſchenden, beſitzenden Schichten 
und der aus ihnen hervorgehenden Offiziere und Beamten, ausge⸗ 
liefert. Die Diſziplin mag noch ſo ſehr gelockert und das Heer in ſeiner 
Offenſivkraft geſchwaͤcht ſein, dieſen Dienſt leiſtet die Fortdauer des 
Krieges den beſitzenden Schichten doch. Dieſe Schichten ſind natuͤrlich 
geſchworene Feinde jeglicher Bauernbewegung, denn ſie ſind 
verbuͤndet mit den in den Semſtwos herrſchenden Grundbeſitzintereſſen⸗ 
ten. Sie ſind daher, um die Bauern von der Heimat fernzu— 
halten, bedingungslos fuͤr die Fortſetzung des Krieges um ſeiner 
ſelbſt willen, auch wenn ſie voͤllig ausſichtslos iſt. Denn nur dadurch 
koͤnnen erſtens die Maſſen der Bauern weiter von der Heimat fern 
in den Schuͤtzengraͤben unter der Kontrolle der Generale ge— 
halten, inzwiſchen — zweitens die Feſtigung der neuen Macht der be⸗ 
ſitzenden Klaſſen vor dem Friedensſchluß durchgefuͤhrt, und dafuͤr — 
drittens die Geldunterſtuͤtzung der Banken im Inland und Aus— 
land gewonnen werden, um die neue Macht zu organiſieren und die 
Bauernbewegung niederzuhalten. Die Situation aͤhnelt der unſerigen 
darin, daß auch unſere Konſervativen jetzt gern hinter dem Rüden 
des Heeres draußen eine Scheinreform des preußiſchen Wahlrechts 
vornehmen moͤchten. Nie mals waͤren ſolche Reaktionaͤre wie Gutſchkow 
und aͤhnliche Perſoͤnlichkeiten in die jetzige Regierung eingetreten ohne 
Garantien dafuͤr, daß jede wirkliche Bauernbewegung niedergeſchlagen 
wird. Nur zu dieſem Zwecke traten ſie ein. Das liegt auf der Hand. 
Nie mals wuͤrden andererſeits die erzreaktionaͤren Schwerinduſtriellen 
und Handelskammerpraͤſidenten und die Banken die „Freiheitsanleihe“ 
zeichnen oder die Geldgeber in den verbuͤndeten Staaten dem neuen 
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Regime Kredit gewaͤhren ohne die gleichen Garantien, da fie fonft ihr 
bisher geliehenes Geld verlieren wuͤrden. Das liegt ebenfalls auf der 
Hand. Mit Geld kann man gewiß nicht alles in der Welt machen. Ohne 
Geld aber kann man auf die Dauer gar nichts machen. Mit den Milliarden 
der „Freiheitsanleihe“ wird es nach menſchlichem Ermeſſen moͤglich ſein, 
1. die Maſſen der Bauern weiter in den Schuͤtzengraͤben und alſo in 
Ohnmacht zu erhalten, — 2. jeden Verſuch der wirklichen Demokraten 
im Inland, die Macht an ſich zu reißen, zu vereiteln. Dieſe Gewalt des 
Geldes kann durch Putſche und Revolten wohl gehemmt und in ihrer 
Bedeutung fuͤr die Offentlichkeit im Kriege gelaͤhmt, aber ſie kann ohne 
eine völlige Liquidation des Krieges nun und nimmer gebrochen werden. 
Fuͤr die Machtlage der beiden feindlichen Parteien liegt bisher als 
Symptom nur die Tatſache vor: daß ein Teil des inlaͤndiſchen Haupt⸗ 
kapitals die „Freiheitsanleihe“ zu zeichnen ſich weigert, alſo dem Be⸗ 
ſtand der buͤrgerlichen plutokratiſchen Regierung nicht zu trauen ſcheint. 
Immerhin ein wichtiges Anzeichen. 

Die Demokraten haben aber ihrerſeits wenigſtens bisher noch nicht 
die Faͤhigkeit gezeigt, an der Machtſtellung der Finanz ernſtlich zu ruͤtteln. 
Man hat ihnen natuͤrlich durch Zulaſſung eines gewiſſen Maßes von 
Bewegungsfreiheit, vor allem der praktiſch wichtigen Freiheit des 
Agitierens, ferner durch das Verſprechen der „Republik“ und im uͤbrigen 
durch genau ſo allgemein gehaltene Verſprechungen fuͤr die 
Zukunft, wie ſie ſeinerzeit auch die Regierung des Zaren gegeben hatte, 
Konzeſſionen gemacht. Denn vorlaͤufig ſind ſie anſcheinend nach wie 
vor im Beſitz der Verfuͤgung uͤber einen Teil der Verkehrsmittel, vor 
allem der inlaͤndiſchen Telegraphen und Eiſenbahnen. Aber nicht ſie 
erhalten den Kredit der Banken, und ſolange der Krieg fortgeſetzt wird, 
hat daher ihre Macht zur Etablierung eines ſtaͤndig funktionierenden 
Regierungsapparates eine feſte und enge Grenze. Auch die zu ihnen 
haltenden zahlreichen Beamten wollen ja auf die Dauer vor allem — 
bezahlt ſein, und dazu braucht man Bankkredit. Von den Banken 
erhaͤlt aber nur Geld, wer 1. vorlaͤufig den Krieg fortſetzt und 2. die 
Bauern, deren Ideale mit den Intereſſen der ruſſiſchen a 
unvereinbar ſind, unbedingt niederhaͤlt. 

Die Regierung hat nie die „Konſtituante“ verſprochen. Dieſe 
wuͤrde, wenn 1. wirklich freie Wahlen ſtattfaͤnden und 2. die Bauern 
wirkliche Informationen uͤber die Sachlache erlangen koͤnnten, ganz 
unfehlbar eine ungeheure Mehrheit von Bauernvertretern bringen, 
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welche für 1. Landenteignung, 2. Kaſſierung der Staatsſchuld, 3. Frie⸗ 
den einträten. Die herrſchenden beſitzenden Schichten und die leitenden 
Offiziere ſind daher ebenſo wie die großen Geldmaͤchte des In⸗ und 
Auslandes einerſeits an Verfaͤlſchung der Information der Bauern 
und der Wahlen ſelbſt, 2. wenn dies nicht moͤglich iſt, an Hinausſchiebung 
der Konſtituante intereſſiert. Vor allem aber daran: daß die Ange⸗ 
hoͤrigen des Heeres, d. h. die Maſſe der kraͤftigſten Bauern um keinen 
Preis an den Wahlen zur Konſtituante teilnehmen. 

Aber auch viele Vertreter der ſozialdemokratiſchen ruſſiſchen Induſtrie⸗ 
arbeiter koͤnnen ſich fuͤr keinen der drei Punkte jenes naturgegebenen 
Bauernprogramms ernſtlich begeiſtern. Die wirklichen Hoffnungen der 
Bauern erſcheinen dem marxiſtiſchen Sozialdemokraten, vor allem 
Plechanow, natuͤrlich heute genau fo utopiſch und „ruͤckſtaͤndig“ wie 
1905. Plechanow und aͤhnliche Ethiker find als marriſtiſche Evolutio⸗ 
niſten die geſchworenen Gegner aller „kleinbuͤrgerlichen, baͤuerlichen 
Gleichheits⸗ und Teilungs⸗Ideale“, dazu treten materielle Momente. 
Die Arbeiter verlangen Hoͤchſtpreiſe und billiges Brot, die Bauern 
halten das Getreide zuruͤck und wuͤrden der Beſchlagnahme, wenn ſie 
koͤnnten, Gewalt entgegenſetzen. Der Verdienſt der Arbeiter in der 
Kriegsinduſtrie iſt ſehr gut. Irgendwelche Erfolge der wirklichen Be⸗ 
ſtrebungen der Bauern könnten die kapitaliſtiſche induſtrielle Entwick⸗ 
lung Rußlands fuͤr Jahre verlangſamen. Und wie in der ganzen Welt 
haben ſich die ſozialiſtiſchen Arbeiter, wo immer ſie zur Regierung kamen 
(ſo in ſizilianiſchen Staͤdten), als bewußte Foͤrderer der kapitaliſtiſchen 
Entwicklung, die ihnen ja Arbeitsgelegenheit gibt, gezeigt. Vor allem 
aber muͤßten ſie ihre Macht mit der rieſigen Mehrheit einer Bewegung 
ganz anderen Gepraͤges teilen, von deren abgruͤndiger „Unreife“ ſie ſo 
uͤberzeugt ſind, wie nur irgendein deutſcher Literat es iſt. Das hindert 
natürlich ein ganz aufrichtiges gefuͤhls maͤßiges Solidaritaͤtsempfinden 
mit den Bauern nicht. Und es hindert nicht, daß die nicht kriegsinduſtriell 
intereſſierten oder evolutioniſtiſch gebundenen Sozialiſten fuͤr den 
Frieden eintreten. Es hindert endlich auch nicht, daß ſie ihrem Pro⸗ 
gramm gemaͤß „prinzipiell“ die Forderung der alleinigen Zuſtaͤndigkeit 
der Konſtituante vertreten muͤſſen. Wohl aber beeinflußt es die tat⸗ 
ſaͤchliche praktiſche Haltung der mit in der Macht ſitzenden ſozialiſtiſchen 
Politiker unbeſchadet aller Prinzipien. . 

Die ſozialiſtiſchen Arbeiterführer können durch Obſtruktion der Ver: 
waltung wohl politiſche Konzeſſionen von einer buͤrgerlichen Regie: 
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rung eintauſchen — nicht aber von einer „Konſtituante“ der Bauern. 
Aus eigener Kraft, ohne die buͤrgerlichen Schichten, koͤnnen ſie ferner 
keine ſtetige Verwaltung des Landes organiſieren, ſolange der Krieg 
dauert. Denn dafuͤr iſt eben der entſcheidende Punkt: der Mangel der 
Kreditfähigkeit, die fo lange ein für die Teilnahme an der Macht 
ausſchlaggebender Faktor bleibt, als der Krieg fortgeſetzt wird. 
Gegen dieſe Fortſetzung energiſch aufzutreten, riskieren ſie aber dennoch 
nicht. Denn ſie koͤnnen gerade jetzt die Bundesgenoſſenſchaft der allein 
kreditwuͤrdigen bürgerlihen Schichten nicht entbehren. Ohne Fort: 
ſetzung des Krieges aber wuͤrde dieſen der Kredit geſperrt. Die Sozial⸗ 
demokraten und Sozialrevolutionaͤre koͤnnen alſo, ſolange die Lage 
bleibt wie ſie iſt, nur die Rolle von „Mitlaͤufern“ ſpielen und werden 
als ſolche gern geduldet, weil ſie den Maſſen einen wirklich „revolutio⸗ 
naͤren“ Charakter der Regierung vortaͤuſchen. Aber uͤber die entſchei⸗ 
dende Frage von Krieg und Frieden verfuͤgen vorerſt nicht ſie, ſondern 
die beſitzenden buͤrgerlichen Schichten, die Offiziere und — die Banken. 
Nicht eine „Revolution“, ſondern eine einfache „Ausſchal— 
tung“ eines unfähigen Monarchen hat bisher ſtattgefunden. 
Die reale Macht iſt mindeſtens zur Haͤlfte in den Haͤnden von lauter 
monarchiſch geſinnten Kreiſen, die den jetzigen republikaniſchen Schwin⸗ 
del nur deshalb mitmachen, weil der Monarch ſich zu ihrem Bedauern 
nicht in die ſachlich gebotenen Schranken ſeiner Macht gefuͤgt hat. Ob 
die „Republik“ infolge der Torheiten und der Minderwertigkeiten der 
Dynaſtie ſchließlich der Form nach wirklich fuͤr laͤngere Zeit (womoͤglich 
dauernd) ſich etablieren muß — was jene Kreiſe beſtimmt nicht wuͤn⸗ 
ſchen — iſt fachlich gleichgültig. Es kommt nur darauf an, ob die wirk⸗ 
lich „demokratiſchen“ Elemente: Bauern, Handwerker, Induſtriearbeiter 
außerhalb der Kriegsinduſtrie die reale Macht gewinnen. Das iſt 
nicht unmöglich, aber im Augenblick jedenfalls noch nicht der Fall. 
Haben aber erſt die buͤrgerlichen Teilhaber der Regierung, Gutſchkow, 
Miljukow uſw., das Geld Amerikas oder der Banken in der Hand, 
dann iſt die Zeit reif für den Verſuch, ſich der ſozialiſtiſchen Mitlaͤufer 
mit Hilfe der Offiziere und der Gardetruppen gaͤnzlich zu entledigen. 
In dem Augenblick, wo dann wirklich „revolutionäre“ Konſequenzen 
gezogen werden ſollten, wuͤrden die ſozialiſtiſchen Ideologen die Geld⸗ 
macht und die jetzt herrſchenden buͤrgerlichen Kreiſe geſchloſſen gegen 
ſich haben. Alle noch ſo radikalen Politiker, die mit dieſen Maͤchten 
herrſchen wollen, haben gar keine Wahl, als ſich zu der elenden Rolle 
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herzugeben, welche Leute wie Kerenſki und Xicheidfe heute ſpielen 
muͤſſen. Das iſt der ſehr einfache Zuſammenhang. 

Wer dieſen Zuſammenhang bezweifelt — und ſo naive Gemuͤter 
wird es im neutralen Ausland ſicher, vielleicht aber auch bei uns geben —, 
der wird doch die Probe auf das Exempel anerkennen muͤſſen, wenn er 
ehrlich ſein will. Dieſe Probe beſteht in folgenden Punkten: 

1. Die ganze Maſſe der Bauern befindet ſich an der Front. Die 
Radikalen, die angeblich gegen den „Militarismus“ ſind, muͤßten nun 
vor allem dafuͤr eintreten, daß dieſe Leute ihre Meinung in geheimer 
Abſtimmung und Wahl (deren Geheimhaltung ſorgſam zu kontrollieren 
wäre) aͤußern dürfen. Die Reaktionaͤre und nur fie haben da⸗ 
gegen, wie geſagt, das klare Intereſſe: 1. die Bauern in der Front 
zu halten und 2. die Beteiligung der Front an der Abſtimmung 
zu hindern. Solange in den Doͤrfern nur Greiſe, Kinder und Frauen 
ſind, ſind die Bauern machtlos. Und die Daheimgebliebenen haben es 
aͤußerſt billig, das große Maul fuͤr die Fortſetzung des Krieges zu haben. 
Sie verdienen ja Geld daran und eignen ſich die Kundſchaft der draußen⸗ 
liegenden Krieger zu. Das alles iſt ſonnenklar. Wenn ſich alſo die Radi⸗ 
kalen der Fernhaltung der Armee von den Wahlen fuͤgen, ſo wollen ſie 
den Frieden nicht — weil ſie nicht „duͤrfen“. Die Probe iſt, wenn die 
Nachrichten nicht direkt gefaͤlſcht ſind, gemacht: die Deputierten der 
neuen Regierung, mit Einſchluß des Reaktionaͤrs Gutſchkow einerſeits, 
des Revolutionaͤrs Kerenſki andererſeits, find bei dem (erzreaktionaͤren) 
General Bruſſilow geweſen. Was iſt geſchehen? Sie haben ſichgefuͤgt. 
Nach neueren Nachrichten ſcheint freilich irgendeine Form der Beteiligung 
des Heeres doch durchgeſetzt zu ſein. Aber es gibt der Proben noch mehrere. 

2. Eine oͤffentliche, abſolut unzweideutige Erklaͤrung der Zentral⸗ 
maͤchte und uͤberdies ein Telegramm der deutſchen ſozialdemokratiſchen 
Partei liegt den (angeblich) „radikalen“ Petersburger Fuͤhrern vor. 
Die ganz einfache Probe iſt: ob ſich daraufhin die jetzige Regierung, 
deren im Innern maͤchtigſter Mann Kerenffi ift, ober ob wenigſtens die 
Konkurrenzregierung, deren maͤchtigſter Mann Tſcheidſe iſt, die Herbei⸗ 
fuͤhrung von Friedensverhandlungen der Zentralmaͤchte mit den ver⸗ 
buͤndeten Ententemaͤchten zu erzwingen verſucht oder nicht. Weigern 
ſie ſich, ihren Bundesgenoſſen abzuverlangen, auch nur in Friedens⸗ 
verhandlungen einzutreten (unter der Androhung, dies ſonſt ſelb⸗ 
ſtaͤndig zu tun), fo iſt die zweite Probe gemacht. — Die naͤchſte Zeit 
wird es lehren. 
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3. Es gibt aber immer noch weitere Proben: Friedensverhandlungen 
kann man unmoͤglich machen durch oͤffentliche Proklamierung von Be⸗ 
dingungen, denen ſich der Gegner wie einem „Ultimatum“ vor Beginn 
der Verhandlungen zu fuͤgen habe. Darauf laͤßt ſich kein Gegner ein. 
Das hat aber Prof. Miljukow — ohne Widerſpruch des „Radikalen“: 
Kerenſki — durch ſein Manifeſt uͤber Polen und ſeine Erklaͤrung uͤber 
Serbien getan. In dem Manifeſt uͤber Polen iſt nicht geſagt, welches 
Gebiet Prof. Miljukow darunter verſteht. Es gibt in ganz Deutſchland, 
wie er genau weiß, keinen Menſchen, der uͤber deutſches, von Deutſchen 
in untrennbarer Miſchung mit Polen bewohntes Reichsgebiet zu ver⸗ 
handeln gedenkt. Sondern es handelt ſich darum: daß die von Rußland 
1815 garantierte Selbſtaͤndigkeit Polens, nachdem ſie von dem ruſſi⸗ 
ſchen Zaren ſchnoͤde geraubt worden iſt, unter neuen Garantien wieder⸗ 
hergeſtellt werden ſoll. Die Hauptfrage iſt: welches ſoll die Oſt grenze 
dieſes Gebiets ſein? Nach deutſchem Standpunkt hat dafuͤr die 
Anſicht der Polen maßgebend zu ſein. Die Polen ſind jetzt aus der 
Duma ausgetreten, da ſie nicht mehr ihre Vertretung ſei. Prof. Mil⸗ 
jukow, dem die Duma die Macht gegeben hat, hat alſo mit ihnen 
offenbar nichts mehr zu ſchaffen. 

Dazu tritt die innerruſſiſche Nationalitätenfrage. Ein echt demo⸗ 
kratiſches Programm dafuͤr hatte ſeinerzeit der Kleinruſſe Dragomanow 
aufgeſtellt: ganz freie Foͤderation mit Bundesparlament und Kontrolle 
nur der formalen Rechtmäßigkeit der Akte der autonomen Landtage 
und Behoͤrden der Einzelvoͤlker. Die jetzige Regierung hat nicht umhin 
gekonnt, ein Nationalitaͤtenprogramm aufzuſtellen, welches Gleich: 
ſtellung verheißt. Aber von Autonomie, d. h. einem Erſatz des 
großruſſiſchen Beamtentums und Offizierkorps durch frei von den 
einzelnen Nationalitaͤten beſtimmte Funktionaͤre, den Landtagen oder 
doch von ſolchen Rechten, wie fie die Tschechen, Kroaten, Slowenen in 
Oſterreich haben, ſteht nichts darin. 

Hier hat dieſe Demokratie ihre feſte Schranke, ſolange die jetzige 
buͤrgerliche Regierung in Rußland beſteht. Denn ihre imperialiſtiſchen 
Mitglieder, insbeſondere die Dumakreiſe, wollen ja gerade die Be⸗ 
herrſchung der anderen Fremdvoͤlker durch eine Bureaukratie und ein 
Offizierkorps, welche aus ihrer eigenen Mitte, das heißt aus den be⸗ 
ſitzenden groß ruſſiſchen Schichten hervorgegangen find. So war es 
von jeher, einerlei, wer in Rußland regierte. An dieſem Problem iſt 
die fruͤhere Revolution durch das Wachrufen des großruſſiſchen Chauvi⸗ 
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nismus zum Scheitern gebracht worden. — Auch die Sozialiſten werden 
ſich da — aus Angſt vor dieſer Möglichkeit — zunächft fügen muͤſſen. 
Daß „nationale“ Verſprechungen, welche Herr Gutſchkow und die 
uͤbrigen Mitglieder der aus Klaſſenwahlen hervorgegangenen Duma 
machen, ehrlicher erfuͤllt wuͤrden, als die des Zaren, glaubt weder eines 
der ruſſiſchen Fremdvoͤlker, noch glaubt es Herr Gutſchkow ſelbſt, und am 
allerwenigſten glauben es die Herren Kerenſki und Tſcheidſe. Aber ſie 
muͤſſen das trotzdem mitmachen. 

Denn — um es immer wieder zu ſagen — die an der gegenwaͤrtigen 
Gewalt teilnehmenden Politiker, gleichviel welcher Richtung, beduͤrfen 
des Geldes der Banken. Dies Geld wird nur zum kleinſten Teil fuͤr den 
Kampf gegen die Zentralmaͤchte verwendet. Die Hauptmaſſe wird ge⸗ 
braucht, um die Beherrſchung des Landes durch die kapitaliſtiſchen 
Intereſſenten und die Intereſſenten der großruſſiſchen beſitzenden In⸗ 
telligenz zu ſichern. Zu dieſer Sicherung gehört zunaͤchſt die Schaffung 
einer Wehrmacht, ſo zuverlaͤſſig fuͤr das buͤrgerliche Regime, wie die 
Schwarzen Banden des Zaren es fuͤr dieſen waren. Sie iſt beſtimmt 
vor allen Dingen gegen innere Gegner. Das geſchieht ſoeben — 
mit den Vorſchuͤſſen der Banken und der Großinduſtriellen. Ferner iſt 
dafuͤr noͤtig die Verhaftung aller derjenigen Leute, welche die Bauern 
im Sinn von deren eigenen Intereſſen zu beeinfluſſen imſtande ſind. 
Das ſind die gleichen Mittel, welche das Regime des Zaren anwendet. 
Dieſe Verhaftungen haben ſchon jetzt begonnen. Sie erfolgen unter der 
Firma: daß dieſe Radikalen geheime Agenten Deutſchlands ſeien. 
Vor allem werden die Wahlen zur Konſtituante (wenn ſie uͤberhaupt 
waͤhrend des Krieges ſtattfinden), durch Verbreitung der bekannten 
unwahren Behauptung uͤber die „Unterſtuͤtzung des alten Regimes durch 
Deutſchland“ verfaͤlſcht. Davon ein Wort. 

Im Jahre 1905 wurde ich von akademiſch gebildeten, lange Zeit in 
Deutſchland geweſenen Ruſſen allen Ernſtes immer wieder gefragt: 
1. ob Deutſchland im Fall der Enteignung des ruſſiſchen Privatgrund⸗ 
beſitzes intervenieren, — 2. wenn ja, ob die Sozialdemokratie in der 
Lage ſein werde, dies zu hindern. Die Verneinung der beiden fuͤr 
jeden Kenner deutſcher Verhaͤltniſſe gleich laͤcherlichen Fragen ſtieß auf 
völligen Unglauben. Nun hat gewiß das Verhalten der konſervativen 
preußiſchen Polizei zur Entſtehung dieſes Glaubens das ihrige beige⸗ 
tragen: ich will dieſe wuͤrdeloſen und dabei politiſch fuͤr uns wertloſen 
Dienſte hier nicht nochmals aufzaͤhlen. Denn ich denke, das iſt jetzt vor⸗ 
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bei. Direkter Urheber des wahnwitzigen Maͤrchens war aber 1905 der 
erzreaktionaͤre Militärgouverneur von Warſchau, Skalon, der ſehr genau 
wußte, was er damit tat. Keiner der heutigen Petersburger Macht⸗ 
haber glaubt dieſen Unſinn. Dennoch wird er von ihnen genau ebenſo 
benutzt wie von Skalon. Und es ſcheint ſich dabei auch zu zeigen: daß 
die Vertreter des ruſſiſchen Sozialismus nur die Wahl haben, entweder 
dies erbaͤrmliche Spiel mitzumachen oder: auf die Teilnahme an der 
Macht zu verzichten. Sie muͤſſen es ebenſo mit machen, daß die Frie⸗ 
densbotſchaft der Zentralmaͤchte ignoriert wird, und muͤſſen es dulden, 
daß Kriegsmanifeſte und Interviews mit dem Kriegsziel: „Vernichtung 
des preußiſchen Militarismus“ oder „Abſetzung der Hohenzollern“ oder 
Losreißung tuͤrkiſcher oder oͤſterreichiſcher oder deutſcher Gebietsteile in 
die Welt gehen. Denn ſonſt gibt es kein Geld fuͤr die Erhaltung 
der eigenen Herrſchaft im Lande. 

Dieſe ſonnenklare Lage der ruſſiſchen Scheindemokratie und ins⸗ 
beſondere der ſozialiſtiſchen Fuͤhrer in Rußland begruͤndet nun die poli⸗ 
tiſch ſehr verantwortliche Situation der deutſchen ſozialdemo— 
kratiſchen Partei und ihrer Fuͤhrer. 

Denn die Lage iſt jetzt dieſe: Neben den erwaͤhnten ſehr materiellen 
Umſtaͤnden beruht jene Haltung der ruſſiſchen ſozialiſtiſchen Führer auf 
einer grundſaͤtzlichen Vorausſetzung: daß naͤmlich die deutſche Sozial⸗ 
demokratie jetzt, wo ein Heer von Negern, Ghurkas und allem barbariſchen 
Lumpengeſindel der Welt an unſerer Grenze ſteht, halb wahnſinnig vor 
Wut, Rachedurſt und Gier, unſer Land zu verwuͤſten, ſich dennoch viel⸗ 
leicht dazu hergeben werde, den Schwindel der jetzigen ruſſiſchen Duma⸗ 
Plutokratie mitzumachen und dem deutſchen Heer, das unſer Land vor 
wilden Völkern ſchuͤtzt, moraliſch in den Nüden zu fallen. Daneben 
freilich auch auf einer ungeheueren Unterſchaͤtzung der deutſchen 
militaͤriſchen Kraft und unſeres Entſchluſſes, nötigenfalls alle Ent: 
behrungen auf uns zu nehmen, um einen dauerhaften Frieden zu er— 
zwingen, wenn es den ruſſiſchen Machthabern, wie vorauszuſehen, 
wiederum gelingt, Friedensverhandlungen zu vereiteln. Es iſt durchaus 
notwendig, daß die deutſche Arbeiterſchaft weiß, daß und warum 
zurzeit von irgendeiner echten „Demokratie“ in Rußland gar keine Rede 
iſt. Mit einem wirklich demokratiſchen Rußland koͤnnten wir jederzeit 
einen ehrenvollen Frieden ſchließen. Mit dem jetzigen vermutlich nicht; 
denn die Machthaber brauchen den Krieg um ihrer Machtſtellung willen. 

Es iſt gewiß ein widerwaͤrtiger Gedanke, daß unſere Truppen nach 


124 


1 


faſt drei Kriegsjahren noch immer der Heimat fernbleiben muͤſſen, nur 
weil die plutokratiſche Haͤlfte der jetzigen Regierung in Rußland ihre 
Macht im Innern des Landes durch Feſthaltung der Bauern in den 
Schuͤtzengraͤben und Benutzung des Bankkredites feſtigen muß, und 
weil die Macht der Sozialiſten infolge ihrer Kreditunfaͤhigkeit unzu⸗ 
laͤnglich iſt und ſie deshalb genoͤtigt ſind, mit den Woͤlfen zu heulen. 
Aber wenn nicht ein neuer Umſturz eintritt oder die Machtfrage ſich ver⸗ 
ſchiebt, wird es mindeſtens mehrere Monate dauern, bis auch das In⸗ 
tereſſe breiter buͤrgerlicher Elemente in Rußland an einer Durch⸗ 
führung geordneter Verhaͤltniſſe, deren Vorbedingung ein anftändiger 
Friede iſt, ſich maßgebend durchſetzen kann, — ſo oder ſo. Der Moment 
kommt natürlich mit abſoluter Sicherheit. Aber bis dahin muß eventuell 
rückſichtslos weitergekaͤmpft werden, darin beſteht tatſaͤchlich gar keine 
Wahl. Daß man, ſolange noch eine wirklich erhebliche Hoffnung auf 
einen Sieg der Friedensſtroͤmung beſteht, die Ruſſen unter ſich laͤßt, 
iſt in der Ordnung. Zeigt ſich, daß die am Krieg intereſſierten Maͤchte 
doch das Übergewicht gewinnen, dann fällt dazu der Grund fort. 

Zu lernen haben wir unſererſeits von dieſer jetzigen Schein- 
demokratie gar nichts, als nur das eine, daß man nicht durch ſolchen 
Schwindel, wie es das jetzige Du mawahlrecht iſt, den moraliſchen 
Kredit einer Krone gefährden ſoll. Das zu betonen ſcheint leider 
auch jetzt noch zeitgemaͤß. | 
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Parlament und Regierung im neugeordneten 
Deutſchland 


Vorbemerkung 


Dir politiſche Abhandlung iſt eine Umgeſtaltung und Erweiterung 
von Artikeln, welche im Sommer 1917 in der „Frankfurter Zeitung“ 
veröffentlicht wurden. Sie ſagt keinem ſtaatsrechtlichen Fachmann et⸗ 
was Neues, deckt ſich aber auch nicht mit der Autorität einer Wiſſenſchaft. 
Denn die letzten Stellungnahmen des Wollens koͤnnen mit den Mitteln 
der Wiſſenſchaft nicht entſchieden werden. Wem die geſchichtlichen Auf⸗ 
gaben der deutſchen Nation nicht grundſaͤtzlich uͤber allen Fragen ihrer 
Staatsform ſtehen, oder wer jene Aufgaben grundſaͤtzlich anders an⸗ 
ſieht, auf den wirken die vorgebrachten Argumente nicht. Denn in 
dieſer Hinſicht gehen ſie von beſtimmten Vorausſetzungen aus. Von 
ihnen aus wenden ſie ſich gegen diejenigen, welche die Zeitlage auch 
jetzt noch fuͤr geeignet halten, zugunſten anderer politiſcher Gewalten 
gerade die Volksvertretung zu diskreditieren. Dies iſt leider namentlich 
in ziemlich breiten akademiſchen und akademiſch gebildeten Literaten⸗ 
kreiſen ſeit nun 40 Jahren und noch waͤhrend des Krieges geſchehen. 
Sehr oft in der uͤberheblichſten und maßloſeſten Form, mit wegwerfen⸗ 
der Gehaͤſſigkeit und ohne jede Spur von gutem Willen, die Exiſtenz⸗ 
bedingungen leiſtungsfaͤhiger Parlamente überhaupt auch nur verſtehen 
zu wollen. In ihren politiſchen Leiſtungen ſind die deutſchen Volks⸗ 
vertretungen ganz gewiß nicht uͤber die Kritik erhaben. Aber: was 
dem Reichstag recht iſt, iſt anderen Staatsorganen billig, welche von 
jenen Literaten ſtets ſorgſam geſchont und oft geradezu umſchmeichelt 
worden ſind. Wenn es aber von Dilettanten zum wohlfeilen Sport 
gemacht wird, eine Lanze gegen den Parlamentarismus zu brechen, 
ſo iſt es fuͤglich an der Zeit, auch einmal ohne beſondere Schonung die 
politiſche Einſicht dieſer Kritiker zu prüfen. Mit ſachlichen und vor⸗ 
nehmen Gegnern — und auch ſolche gibt es zweifellos — waͤre es gewiß 
eine Freude, ſachlich zu ſtreiten. Aber es widerſpraͤche deutſcher Ehrlich⸗ 
keit Reſpekt zu bekunden vor Kreiſen, aus deren Mitte ebenſo wie viele 
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andere auch der Verfaſſer wieder und wieder bald als „Demagoge“, 
bald als „undeutſch“ oder als „Agent des Auslandes“ verläftert wurde. 
Die zweifelloſe Gutglaͤubigkeit der meiſten daran beteiligten Literaten 
war vielleicht das Beſchaͤmendſte an ſolchen Exzeſſen. 

Man hat geſagt: es ſei jetzt nicht die Zeit, innerpolitiſche Probleme 
anzuruͤhren, wir haͤtten jetzt anderes zu tun. „Wir?“ — Wer? Doch 
wohl: die Daheimgebliebenen. Und was haͤtten dieſe zu tun? Auf die 
Feinde zu ſchelten? Damit gewinnt man keinen Krieg. Die Krieger 
draußen tun es nicht, und dies mit zunehmender Entfernung von den 
Schuͤtzengraͤben ſich ſteigernde Schelten iſt einer ſtolzen Nation ſchwerlich 
wuͤrdig. Oder: Reden und Reſolutionen uͤber das, was „wir“ zuerſt 
alles annektieren muͤſſen, ehe „wir“ Frieden ſchließen koͤnnen? Dazu 
ſei grundſaͤtzlich bemerkt: Würde das Heer, welches die deutſchen Schlach⸗ 
ten ſchlaͤgt, ſich auf den Standpunkt ſtellen: „Was wir mit unſerem 
Blut gewonnen haben, ſoll deutſch bleiben“, — nun, ſo wuͤrden „wir“, 
die Daheimgebliebenen, wohl noch das Recht haben, zu fagen: „Be: 
denkt, das waͤre vielleicht politiſch nicht klug.“ Aber blieben ſie trotzdem 
dabei, dann hätten „wir“ zu ſchweigen. Daß jedoch „wir“, die Daheim: 
gebliebenen, uns nicht ſcheuen, unſern Kriegern die Freude an ihren 
Leiſtungen zu vergiften, indem wir — wie es wieder und wieder ge⸗ 
ſchehen iſt — ihnen zurufen: „Wenn das und das von uns ausgedachte 
Kriegsziel nicht erreicht wird, dann habt ihr umſonſt geblutet“, — 
das ſcheint mir ſchon rein menſchlich ſchlechthin unerträglich, für den 
Willen zum Durchhalten aber ausſchließlich ſchaͤdlich. Dafuͤr waͤre es 
beſſer, ſtets erneut nichts anderes zu ſagen als: daß Deutſchland nach 
wie vor fuͤr ſeine Exiſtenz ficht gegen ein Heer, in welchem Neger, Ghurkas 
und allerhand andere Barbaren aus allen Schlupfwinkeln der Erde an 
der Grenze bereitſtehen, unſer Land zur Wuͤſte zu machen. Das ift die 
Wahrheit, das verſteht jeder und das haͤtte die Einigkeit erhalten. Statt 
deſſen haben es ſich die Literaten zum Geſchaͤft gemacht, allerhand 
„Ideen“ zu fabrizieren, fuͤr welche, ihrer Anſicht nach, die Maͤnner da 
draußen bluten und ſterben. Ich glaube nicht, daß dies eitle Treiben 
icgendeinem unſerer Kämpfer feine ſchwere Pflicht erleichtert hat. Der 
Sachlichkeit der politiſchen Eroͤrterung hat es ſchwer geſchadet. 

Mir ſcheint, unſere Aufgabe daheim iſt vor allem die: dafuͤr zu 
ſorgen, daß die heimkehrenden Krieger die Moͤglichkeit vorfinden, 
ihrerſeits mit dem Stimmzettel in der Hand durch ihre gewaͤhlten Ver: 
treter jenes Deutſchland neu aufzubauen, deſſen Beſtand fie gerettet 
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haben, und alſo: die Hinderniſſe, welche die jetzigen Zuftände ihnen 
dabei in den Weg ſtellen, fortzuraͤumen, damit ſie nicht nach der Heim⸗ 
kehr, ſtatt an den Aufbau zu gehen, zunaͤchſt gegen jene Hemmniſſe 
ſterile Kaͤmpfe zu führen haben. Wahlrecht und Parlaments macht find 
dafuͤr aber nun einmal — das kann keine Sophiſtik fortdisputieren — 
die einzigen Mittel, und es iſt wenig offen und ein ſtarkes Stuͤck, wenn 
man allen Ernſtes geklagt hat: eine Reform, welche den Kriegern uͤber⸗ 
haupt erſt die Moͤglichkeit entſcheidender Mitbeſtimmung gibt, werde 
„ohne ihre Befragung“ gemacht. 

Man ſagt ferner: jede Kritik an unſerer Staatsform liefere den 
Feinden Waffen. Damit hat man uns 20 Jahre lang den Mund ver⸗ 
bunden, bis es zu ſpaͤt war. Was haben wir jetzt noch durch ſolche Kritik 
im Ausland zu verlieren? Die Feinde konnten ſich begluͤckwuͤnſchen, 
wenn die alten ſchweren Schaͤden auch weiter beſtehen blieben! Und 
gerade jetzt, wo der große Krieg in das Stadium getreten iſt, in welchen 
wieder die Diplomatie das Wort ergreift, iſt es hohe Zeit, alles dafuͤr 
zu tun, daß nicht abermals die alten Fehler begangen werden. Dafuͤr 
ſpricht vorerſt leider wenig. Daß die deutſche Demokratie, wenn ſie 
nicht ihre Zukunft verſcherzen will, keinen ſchlechten Frieden ſchließt, 
wiſſen die Feinde, oder ſie werden es erfahren. 

Wer aus letzten Gruͤnden des Glaubens jede Form autoritativer 
Herrſchaft um ihrer ſelbſt willen uͤber alle politiſchen Intereſſen der 
Nation ſtellt, der mag ſich dazu bekennen. Er iſt unwiderlegbar. Aber 
man komme uns ſtatt deſſen nicht mit dem eitlen Gerede vbn dem Gegen⸗ 
ſatz der „weſteuropaͤiſchen“ und der „deutſchen Staatsidee“. In den 
einfachen Fragen der Technik der Bildung des Staatswillens, von denen 
hier gehandelt wird, gibt es nicht beliebig viele, ſondern, fuͤr einen Maſſen⸗ 
ſtaat, nur eine begrenzte Zahl von Formen. Fuͤr einen ſachlichen 
Politiker iſt es eine ſachliche, je nach den politiſchen Aufgaben der Nation 
zu beantwortende Frage: welche davon fuͤr ſeinen Staat jeweils zweck⸗ 
maͤßig iſt. Nur ein beklagenswerter Kleinglaube an die Eigenkraft des 
Deutſchtums kann vermeinen, das deutſche Weſen werde in Frage ge= 
ſtellt, wenn wir zweckmaͤßige ſtaatstechniſche Inſtitutionen mit anderen 
Völkern teilen. Ganz abgeſehen davon, daß weder der Parlamentaris⸗ 
mus der deutſchen Geſchichte fremd, noch irgendeines der ihm entgegen⸗ 
geſetzten Syſteme nur Deutſchland eigen geweſen iſt. Daß auch ein 
parlamentariſierter deutſcher Staat anders ausſehen wird als jeder 
andere, dafuͤr ſorgen voͤllig zwingende ſachliche Umſtaͤnde. Daraus 
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aber einen Gegenſtand der Eitelkeit für die Nation zu machen, wäre 
nicht ſachliche, ſondern eben: Literatenpolitik. Ob eine wirklich brauch⸗ 
bare parlamentariſche Neuordnung in Deutſchland kommt, wiſſen wir 
heute nicht. Sie kann ſowohl von rechts her hintertrieben wie von 
links her verſcherzt werden. Auch das letztere. Denn auch über Demo— 
kratie und Parlamentarismus ſtehen ſelbſtverſtaͤndlich die Lebensintereſſen 
der Nation. Wuͤrde aber das Parlament verſagen und kaͤme infolge⸗ 
deſſen das alte Syſtem wieder, ſo haͤtte das allerdings weittragende 
Folgen. Auch dann würde man das Schickſal dafür ſegnen dürfen, ein 
Deutſcher zu ſein. Aber auf große Hoffnungen fuͤr Deutſchlands Zu⸗ 
kunft würde man dann endgültig verzichten muͤſſen, ganz einerlei, 
wie der Frieden ausſieht. 

Der Verfaſſer, der vor bald drei Jahrzehnten konſervativ waͤhlte 
und ſpaͤter demokratiſch, dem damals die „Kreuzzeitung“ und jetzt 
liberale Blaͤtter Gaſtrecht gewaͤhrten, iſt weder aktiver Politiker, noch 
wird er es ſein. Er verfuͤgt — auch das ſei vorſichtshalber bemerkt — 
uͤber keinerlei Beziehungen gleichviel welcher Art zu irgendwelchen 
deutſchen Staatsmaͤnnern. Er hat allen Anlaß zu dem Glauben, daß 
keine Partei, auch nicht auf der Linken, ſich mit dem, was er ſagt, identi⸗ 
fizieren werde, vor allem mit dem ihm perſoͤnlich Wichtigſten (Kap. IV), 
welches zugleich das iſt, woruͤber parteipolitiſche Meinungsverſchieden⸗ 
heiten uͤberhaupt nicht beſtehen. Er hat ſeinen politiſchen Standpunkt 
ſo wie jetzt gewaͤhlt deshalb, weil die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte 
ihn ſeit langem zu der feſten Überzeugung gebracht hatten: daß die 
bisherige Art der ſtaatlichen Willensbildung und des politiſchen Betriebes 
bei uns jede deutſche Politik, gleichviel welches ihre Ziele ſeien, zum 
Scheitern verurteilen muͤſſe, daß dies bei gleichbleibenden Verhaͤltniſſen 
kuͤnftig immer wieder genau fo fein werde, und daß keinerlei. Wahr⸗ 
ſcheinlichkeit dafuͤr beſtehe, daß auch dann immer wieder Heerfuͤhrer 
erſtehen werden, die unter unerhoͤrten Blutsopfern der Nation uns 
aus der politiſchen Kataſtrophe militaͤriſch heraushauen koͤnnen. 

Staatstechniſche Anderungen machen an ſich eine Nation weder 
tuͤchtig noch gluͤcklich, noch wertvoll. Sie koͤnnen nur mechaniſche Hemm⸗ 
niſſe dafuͤr fortraͤumen, und ſind alſo lediglich Mittel zum Zweck. Und 
man mag es vielleicht beklagen, daß ſo buͤrgerlich nuͤchterne Dinge, wie 
ſie hier, unter abſichtlicher Selbſtbeſcheidung und Ausſchaltung aller der 
großen inhaltlichen Kulturprobleme, die uns bevorſtehen, eroͤrtert 
werden, überhaupt wichtig fein konnen. Aber es iſt nun einmal fo. 
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Im großen lehrt es die Politik der letzten Jahrzehnte. Im kleinen war 
in allerjuͤngſter Zeit das völlige Scheitern der politiſchen Leitung des 
Reichs durch einen ſelten tuͤchtigen und ſympathiſchen Beamten eine Art 
von Probe auf die in den kurz vorher publizierten Artikeln aufgemachte 
Rechnung. Wem alle dieſe Erfahrungen nicht genuͤgen, dem genuͤgt 
uͤberhaupt kein Beweis. Der Politiker rechnet bei ſtaatstechniſchen 
Fragen mit den naͤchſten Generationen. Und dieſe kleine Gelegenheits⸗ 
ſchrift will durchaus nur der Zeit dienen. 

Die lange Verzögerung der von aͤhnlich geſinnten Freunden ange 
regten Veroͤffentlichung in dieſer Form hatte zunaͤchſt in anderweitiger 
Inanſpruchnahme, dann, ſeit November, in den uͤblichen techniſchen 
Schwierigkeiten des Drucks ihren Grund. 


I. Die Erbſchaft Bismarcks 


Die heutige Lage unſeres parlamentariſchen Lebens iſt eine Hinter⸗ 
laſſenſchaft der langjaͤhrigen Herrſchaft des Fuͤrſten Bis marck 
in Deutſchland und jener inneren Stellung, welche die Nation ſeit dem 
letzten Jahrzehnt ſeiner Reichskanzlerſchaft zu ihm einnahm. Dieſe 
Stellungnahme findet kein Beiſpiel in der Haltung irgendeines anderen 
großen Volkes zu einem Staatsmann von dieſer Größe. Nirgends 
ſonſt in der Welt hat ſelbſt die ſchrankenloſeſte Bewunderung der Per⸗ 
ſoͤnlichkeit eines Politikers eine ſtolze Nation veranlaßt, ihre eigenen 
ſachlichen Überzeugungen ihm ſo reſtlos zu opfern. Und andererſeits 
hat ſachliche Gegnerſchaft gegen einen Staatsmann von ſo ungeheuren 
Dimenſionen ſehr ſelten ſonſt ein ſolches Maß von Haß ausgeloͤſt, wie er 
ſeinerzeit gegen Bismarck auf der aͤußerſten Linken und in der Zentrums⸗ 
partei Deutſchlands entſtanden war. Woher kam das? 

Die Nachwirkung der gewaltigen Ereigniſſe von 1866 und 1870 voll⸗ 
zog ſich, wie oft, erſt an der Generation, welche zwar die ſiegreichen 
Kriege als unausloͤſchlichen Jugendeindruck miterlebt, von den tiefen 
innerpolitiſchen Spannungen und Problemen aber, welche ſie be⸗ 
gleiteten, keine eigene klare Anſchauung hatte. In ihren Koͤpfen erſt 
wurde Bismarck zur Legende. Jenes Geſchlecht politiſcher Literaten, 
welches ſeit etwa 1878 in das oͤffentliche Leben eintrat, ſpaltete ſich 
in ſeiner Haltung zu ihm in zwei ungleich große Haͤlften, von denen 
die eine, größere, nicht etwa die Großartigkeit feines feinen und be⸗ 
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herrſchenden Geiſtes, ſondern ausſchließlich den Einſchlag von Gewalt⸗ 
ſamkeit und Liſt in feiner ſtaatsmaͤnniſchen Methode, das ſcheinbar oder 
wirklich Brutale daran, anſchwaͤrmte, die andere aber mit kraftloſem 
Reſſentiment dagegen reagierte. Wenn die zweite Spielart nach ſeinem 
Tode ſchnell verſchwand, ſo wurde die erſte ſeitdem literariſch erſt recht 
gepflegt. Sie praͤgt ſeit langem die hiſtoriſche Legende der konſervativen 
Politiker nicht nur, ſondern auch ehrlich begeiſterter Literaten und end⸗ 
lich aller jener Plebejer des Geiſtes, welche durch aͤußerliche Nachahmung 
ſeiner Geſten ſich als Geiſt von ſeinem Geiſt zu legitimieren meinen. 
Bismarck ſelbſt hatte fuͤr dieſe letzte, bei uns nicht einflußloſe Schicht 
beglaubigtermaßen ausſchließlich die tiefſte Verachtung, ſo bereit er 
natuͤrlich war, dieſe ſeine Hoͤflinge gegebenenfalls politiſch ebenſo zu 
benutzen wie andere Leute vom Schlage des Herrn Buſch. „Phraſen⸗ 
haft im Inhalt und ſchuͤlerhaft in der Form“ ſchrieb er auf den Rand 
eines (im heutigen Sinn) „alldeutſchen“ Gutachtens, welches er ſich ein⸗ 
mal probeweiſe von einem Mann erbeten hatte, der von den heutigen 
Vertretern dieſer Spielart ſich immerhin dadurch weſentlich unterſchied, 
daß er auf eigene nationale Leiſtungen nicht mit dem Munde, ſondern 
mit kuͤhner Tat hinweiſen konnte. Wie Bismarck aber über feine kon⸗ 
ſervativen Standesgenoſſen dachte, iſt in ſeinen Denkwuͤrdigkeiten 
niedergelegt. | 

Er hatte zu deren Geringſchaͤtzung einigen Grund. Denn was hatte 
er erlebt, als er 1890 aus dem Amt ſcheiden mußte? Daß das Zentrum, 
dem er den Attentäter Kullmann „an die Rockſchoͤße gehängt”, die 
Sozialdemokraten, gegen welche er die Hetzjagd des Ausweiſungs⸗ 
paragraphen im Sozialiſtengeſetz losgelaſſen, die damaligen Frei⸗ 
ſinnigen, die er als „Reichsfeinde“ ſtigmatiſiert hatte, Sympathie aͤußern 
ſollten, war billigermaßen zu viel verlangt. Aber die anderen, unter 
deren lautem Beifall dies alles geſchehen war? Auf den preußiſchen 
Miniſterſeſſeln und in den Reichsaͤmtern ſaßen konſervative Kreaturen, 
die er allein aus dem Nichts gehoben hatte. Was taten ſie? Sie blieben 
ſizen. „Ein neuer Vorgeſetzter“: damit war für fie der Fall erledigt. 
Auf den Praͤſidentenſtuͤhlen der Parlamente im Reich und in Preußen 
ſaßen konſervative Politiker. Was riefen ſie dem ſcheidenden Schoͤpfer 
des Reichs zum Abſchied nach? Sie gedachten des Zwiſchenfalls mit 
keinem Wort. Welche von den großen Parteien ſeiner Gefolgſchaft 
verlangte auch nur Rechenſchaft uͤber die Gruͤnde ſeiner Entlaſſung? 
Sie alle rührten ſich nicht, ſondern wandten ſich der neuen Sonne zu. 


* 131 


Der Vorgang findet in den Annalen keines ſtolzen Volkes ſeinesgleichen. 
Aber die Geringſchaͤtzung, welche er verdient, kann durch jene Bismarck⸗ 
Begeiſterung, welche die gleichen Parteien ſpaͤter in Erbpacht nahmen, 
nur noch erhoͤht werden. Seit nun fuͤnfzig Jahren haben die preußiſchen 
Konſervativen politiſchen Charakter im Dienſt großer ſtaatspolitiſcher 
oder idealer Ziele — ſo wie die Stahl und Gerlach und die alten Chriſt⸗ 
lich⸗Sozialen in ihrer Art ſie hatten — nie mals gezeigt. Man pruͤfe 
die Geſchehniſſe nach: ausſchließlich dann, wenn es entweder an 
ihre Geldintereſſen oder an ihr Amtspfruͤndenmonopol und ihre Amter⸗ 
patronage oder (was damit identiſch ift) an ihre Wahlrechtsprivilegien 
gehen ſollte: — dann freilich arbeitete ihre landraͤtliche Wahlmaſchine 
ruͤckſichts los auch gegen den König. Der ganze traurige Apparat 
„chriſtlicher“, „monarchiſcher“ und „nationaler“ Phraſen trat und tritt 
dann in Aktion: — genau das gleiche, was jene Herren jetzt den angel⸗ 
ſaͤchſiſchen Politikern bei deren Phraſenſchatz als „cant“ vorwerfen. 
Als es ſich einige Jahre nach Bismarcks Entlaſſung um eigene materielle 
Intereſſen, zollpolitiſche vor allem, handelte, da erſt beſannen ſie ſich 
auf Bismarck als Vorſpann und ſpielen ſich ſeitdem allen Ernſtes als 
Huͤter ſeiner Traditionen auf. Es beſteht triftiger Grund, anzunehmen, 
daß Bismarck ſelbſt dieſem Treiben auch damals nie anders als mit 
Mißachtung gegenuͤberſtand. Private Außerungen beweiſen es. Wer 
will es ihm verdenken? Aber die Beſchaͤmung uͤber jene Karikatur 
eines politiſch reifen Volkes, welche die Nation im Jahre 1890 bot, darf 
doch den Blick dafuͤr nicht truͤben: daß Bismarck in dieſer wuͤrdeloſen 
Nichtigkeit ſeiner Parteigaͤngerſchaft in tragiſcher Art erntete, was er 
ſelbſt gefät hatte. Denn eben dieſe politiſche Nichtigkeit des Parla: 
ments und der Parteipolitiker hatte er gewollt und abſichtsvoll herbei⸗ 
gefuͤhrt. 

Niemals hatte ein Staatsmann, der nicht aus dem Vertrauen des 
Parlaments heraus an das Ruder gekommen war, eine ſo leicht zu 
behandelnde und dabei ſo zahlreiche politiſche Talente umfaſſende Partei 
als Partnerin wie Bismarck von 1867 bis 1878. Man mag die politiſchen 
Anſichten der damaligen nationalliberalen Fuͤhrer ablehnen. Auf dem 
Gebiet der hohen Politik und an beherrſchender Energie des Geiſtes 
überhaupt darf man fie natürlich nicht an Bismarck feltft meſſen, neben 
dem ſelbſt ihre beſten als Mittelmaß wirken, wie ſchließlich ja alle an⸗ 
deren Politiker des Inlands erſt recht und die meiſten des Auslands 
ebenſo. Ein Genie erſcheint nun einmal guͤnſtigenfalls alle Jahr⸗ 
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hunderte. Aber wir koͤnnten dem Schickſal danken, wenn es die Leitung 
unſerer Politik im Durchſchnitt in die Haͤnde von Politikern des Niveaus 
gelegt haͤtte und kuͤnftig legen wuͤrde, wie ſie damals in jener Partei 
exiſtierten. Es iſt wahrlich eine der dreiſteſten Entſtellungen der Wahr⸗ 
heit, wenn trotzdem politiſche Literaten bei uns der Nation einreden: 
„Das deutſche Parlament habe bisher große politiſche Talente nicht 
hervorzubringen vermocht.“ Und es iſt jaͤmmerlich, wenn ſolchen Ber: 
tretern des Parlamentarismus, wie Bennigſen, Stauffenberg, Voͤlk, 
oder auch der Demokratie, wie der preußiſche Patriot Waldeck, durch 
die gegenwaͤrtige ſubalterne Literaten⸗Mode die Qualitaͤt von Re⸗ 
praͤſentanten „deutſchen Geiſtes“ abgeſprochen wird, der in der 
Paulskirche mindeſtens ebenſo ſtark lebte, wie in der Bureaukratie und 
beſſer als in den Tintenfaͤſſern dieſer Herren. — Der große Vorzug 
jener Politiker aus der Bluͤtezeit des Reichstages war zunaͤchſt: Sie 
hatten ihre eigenen Schranken und die Irrtuͤmer ihrer Vergangenheit 
kennengelernt und anerkannten die ungeheure geiſtige Überlegenheit 
Bismarcks. Nirgends hat er leidenſchaftlichere ganz perſoͤnliche Be⸗ 
wunderer gehabt als in ihren Reihen, gerade auch in denen der ſpaͤteren 
Sezeſſioniſten. Und fuͤr ihr perſoͤnliches Niveau ſprach vor allem eines: 
das voͤllige Fehlen allen Reſſentiments gegenuͤber ſeiner uͤberlegenen 
Größe. Davon wird jeder, der fie gekannt hat, alle irgend erheblichen 
Perſoͤnlichkeiten unter ihnen völlig freiſprechen. Für den, der über die 
Vorgaͤnge unterrichtet iſt, grenzt es ſchlechterdings an Verfolgungswahn, 
wenn Bismarck ernſtlich die Vorſtellung naͤhrte, gerade dieſe Politiker 
hatten irgendwann daran gedacht, ihn zu „ſtuͤrzen“. Stets erneut habe 
ich aus dem Munde ihrer Fuͤhrer gehoͤrt: Beſtaͤnde irgendwelche 
Chance, daß fuͤr die hoͤchſte Stelle ſtets ein neuer Bismarck erſtuͤnde, 
dann waͤre der Caͤſarismus: die Regierungsform des Genies, die ge⸗ 
gebene Verfaſſung für Deutſchland. Das war völlig aufrichtige Über: 
zeugung. Freilich hatten fie mit ihm dereinſt die Klingen ſcharf ge: 
kreuzt. Ebendaher kannten ſie auch ſeine Schranken und waren 
keineswegs geneigt, unmaͤnnlich das Opfer ihres Intellekts zu bringen, 
obwohl fie, bis zur Selbftverleugnung, immer wieder geneigt waren, 
ihm im Intereſſe der Vermeidung eines Bruchs entgegenzukommen, — 
ungleich weiter, als die Ruͤckſicht auf die Stimmung der Waͤhler es zu⸗ 


ließ, welche ihnen darin die Gefolgſchaft zu verſagen drohten. Einen 


Kampf um formale Parlamentsrechte mit dem Schoͤpfer des Reichs 
ſcheuten die nationalliberalen Politiker nicht nur deshalb, weil ſie vor⸗ 
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ausſahen, daß ein folder rein parteipolitiſch nur dem Zentrum zur 
Macht verhelfen wuͤrde, ſondern auch weil ſie wußten, daß er Bismarcks 
eigene Politik ebenſo wie das Parlament auf lange hinaus in der ſach⸗ 
lichen Arbeit laͤhmen wuͤrde: „Es gelingt nichts mehr“, hieß es bekannt⸗ 
lich in den achtziger Jahren. Ihre innerſte, im internen Kreiſe oft 
ausgeſprochene Abſicht war: durch die Zeit der Herrſchaft dieſer gran⸗ 
dioſen Perſoͤnlichkeit im Reich jene Inſtitutionen hindurchzuſteuern, 
auf deren Leiſtungsfaͤhigkeit nun einmal ſpaͤter, wenn man ſich auf 
Politiker gewoͤhnlicher Dimenſionen wuͤrde einrichten muͤſſen, die 
Stetigkeit der Reichspolitik allein beruhen koͤnne. Zu dieſen Inſtitutionen 
zaͤhlten ſie allerdings auch ein poſitiv mitbeſtimmendes und dadurch die 
großen politiſchen Begabungen anziehendes Parlament und: ſtarke 
Parteien. ö 

Sie wußten genau, daß die Erreichung dieſes Zieles ſchlechterdings 
nicht von ihnen allein abhing. Sehr oft habe ich gelegentlich der 
großen Wendung von 1878 aus ihrer Mitte ſagen hoͤren: „Eine Partei 
in der völlig prekaͤren Lage der unfrigen zu zerſtoͤren oder ihr die Forte 
exiſtenz unmöglich zu machen, dazu bedarf es keiner großen politiſchen 
Kunſt. Aber wenn man es tut, ſo wird man eine andere große Partei, 
die rein ſachlich mitarbeitet, nicht wieder ſchaffen koͤnnen, ſondern zum 
intereſſenpolitiſchen und zum Patronagetrinkgelder-Syſtem greifen 
muͤſſen, dennoch aber die ſchwerſten politiſchen Erſchuͤtterungen in den 
Kauf zu nehmen haben.“ Man mag, wie geſagt, im einzelnen manche 
Stellungnahmen der Partei, deren Initiative ſchließlich doch die Amts⸗ 
ſtellung des Reichskanzlers ſelbſt in der Verfaſſung (Antrag Bennigſen), 
die Einheit des buͤrgerlichen Rechts (Antrag Lasker), die Reichsbank 
(Antrag Bamberger), uͤberhaupt die Mehrheit aller noch heute ſich 
bewaͤhrenden großen Reichsinſtitutionen zu danken iſt, beurteilen, wie 
immer man will. Es iſt leicht, ihre fortwaͤhrend mit der ſchwierigen 
Lage Bismarck gegenuͤber rechnende Taktik nachtraͤglich zu kritiſieren. 
Man kann die natuͤrlichen Schwierigkeiten einer ſo rein politiſch orien⸗ 
tierten und dabei doch mit veralteter oͤkonomiſcher Dogmatik belaſteten 
Partei den wirtſchaftlichen und ſozialpolitiſchen Problemen gegenuͤber 
fuͤr den Abſtieg ihrer Stellung mit verantwortlich machen, — obwohl 
es ſchließlich in allen dieſen Dingen bei den konſervativen Parteien 
wahrlich nicht beſſer ſtand. Der Gegenſatz ihrer Verfaſſungswuͤnſche 
nach 1866 gegen Bismarcks Ziele lag in ihren damaligen — nach 
Treitſchkes Art — unitariſchen Idealen (die wir inzwiſchen aus zum 
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Teil ganz außerpolitiſchen Gründen aufgegeben haben), nicht, wie man 
gern ſagt, in „Kurzſichtigkeit“. In den fundamentalen politiſchen Vor⸗ 
ausſetzungen ihres Verhaltens hat ihnen jedenfalls die ſpaͤtere Ent⸗ 
wicklung voͤllig recht gegeben. 

Sie konnten ihre ſelbſtgewaͤhlte politiſche Aufgabe nicht durchfuͤhren 
und zerbrachen, letztlich nicht aus ſachlichen Gruͤnden, ſondern weil 
Bismarck keine wie immer geartete irgendwie felbftändige, d. h. nach 
eigenen Verantwortlichkeiten handelnde Macht neben ſich zu dulden 
vermochte. Nicht innerhalb der Miniſterien. Einzelnen parlamen⸗ 
tariſchen Politikern wurde der Eintritt in die Miniſterien angeboten; 
aber ſie alle mußten die Erfahrung machen, daß Bismarck ſchon im 
voraus kluͤglich Veranſtaltungen traf, die neuen Mitarbeiter jederzeit 
durch rein perſoͤnliche Diskreditierung zu Fall bringen zu koͤnnen (dies 
und nichts anderes war letztlich auch der Grund von Bennigſens Ab⸗ 
lehnung). Nicht im Parlament; ſeine ganze Politik ging darauf aus, 
irgendeine ſtarke und dabei irgendwie ſelbſtaͤndige konſtitutionelle Partei 
ſich nicht konſolidieren zu laſſen. — Dazu boten ihm, neben der hoͤchſt 
abſichtsvollen und geſchickten Ausnuͤtzung der zollpolitiſchen Intereſſen⸗ 
konflikte, die Mittel vor allem: die Militärvorlagen und das Sozia— 
liſtengeſetz. | 

In Militärfragen war der innerliche Standpunkt der damaligen 
nationalliberalen Politiker nach meiner Kenntnis der: daß die Praͤſenz⸗ 
ſtaͤrke des Heeres, welche fie jo hoch wie irgend erforderlich zu halten 
geneigt waren, eben deshalb als rein ſachliche Frage behandelt, der alte 
Zwieſpalt der Konfliktszeit dadurch begraben und wenigſtens dieſe 
Quelle demagogiſcher Erregung zum Heile des Reichs verſtopft werden 
muͤſſe. Die ſchlichte Feſtſtellung durch das alljaͤhrliche Budgetgeſetz 
war dafuͤr das einzige Mittel. Keiner der Fuͤhrer hat je bezweifelt, daß 
auf dieſem Wege die erforderliche Vermehrung des Heeres ohne inner⸗ 
politiſche und internationale Erregung und Erſchuͤtterung vor ſich gehen, 
und daß vor allem auch die Militaͤrverwaltung bei dieſer rein ſachlichen 
Behandlung weit hoͤhere Anforderungen in weit unauffaͤlligerer Art 
durchſetzen werde, als wenn dieſe ſachliche Frage mit innerpolitiſchen 
Machtintereſſen der Amtsſtellen gegenuͤber dem Parlament verquickt 
wuͤrde und dadurch die Militaͤrfragen alle ſieben Jahre ſich auswuͤchſen 
zu einer kataſtrophenartig die Grundfeſten des Reiches erſchuͤtternden 
politiſchen Senſation und einem wilden Wahlkampf unter der Parole: 
„Kaiſer⸗Heer oder Parlaments⸗Heer!“ Einer tief unwahrhaftigen 
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Parole: denn die Armee wurde ja durch jährliche Bewilligung nicht 
um Haaresbreite mehr Parlamentsheer als bei einer Bewilligung auf 
ſieben Jahre. Zumal das Septennat ohnehin Fiktion blieb. Aus⸗ 
ſchließlich unter der Frageſtellung: „Bewilligung der von allen buͤrger⸗ 
lichen Parteien als erforderlich anerkannten Praͤſenzſtaͤrke auf drei oder 
ſieben Jahre?“ wurde der Reichstag 1887 aufgeloͤſt und die Bewilligung 
auf nur drei Jahre als ein „Angriff auf Kronrechte“ hingeſtellt. Genau 
drei Jahre ſpaͤter aber, 1890, wurde ein neues Geſetz uͤber die Praͤſenz⸗ 
ſtaͤrke eingebracht, was Windthorſt nicht verfehlte, den Gegnern hoͤhniſch, 
aber mit vollem Recht, vorzuhalten. Auf dieſe Art wurde der alte be⸗ 
grabene preußiſche Militaͤrzwiſt in die Reichspolitik hinuͤbergenommen 
und die Militaͤrfrage mit parteipolitiſchen Intereſſen verknuͤpft. Eben 
dies aber wollte — das darf man nicht verkennen — Bismarck, der 
gerade in jener demagogiſchen Parole den Weg ſah, den Reichstag 
und die liberalen Parteien einerſeits bei dem Kaiſer, der die Konflikts⸗ 
zeit durchlebt hatte, als „militaͤrfeindlich“ zu verdaͤchtigen, andererſeits 
aber die Nationalliberalen bei ihren Waͤhlern wegen des Septennats 
als Verraͤter der Budgetrechte zu diskreditieren. Nicht anders das 
Sozialiſtengeſetz. Die Partei war bereit, ſehr weit entgegenzukom⸗ 
men, und ſelbſt die Fortſchrittler waren geneigt, Beſtimmungen zu be⸗ 
willigen, welche das, was ſie „Klaſſenverhetzung“ nannten, allge mein 
und dauernd unter gemeinrechtliche Strafe ſtellten. Aber Bismarck 
wollte gerade das Ausnah megeſetz als ſolches. Die Auflöfung des 
Reichstags unter dem aufregenden Eindruck des zweiten Attentats 
ohne jeden Verſuch, ſich mit ihm zu verſtaͤndigen, war ihm lediglich 
ein demagogiſches Mittel, die einzige damals maͤchtige Partei zu 
ſprengen. | 

Das gelang. Und das Reſultat? Für die Notwendigkeit der 
Ruͤckſichtnahme auf eine bei aller Kritik ihm innerlich eng verbundene, 
von Anfang an bei der Reichsgruͤndung mitarbeitende parlamen: 
tariſche Partei hatte Bismarck die dauernde Abhaͤngigkeit vom Zen— 
trum, einer auf a ußerparlamentariſche, für ihn unangreifbare, Macht: 
mittel ſich ſtuͤtzenden Partei, eingetauſcht, deren toͤdlicher Haß gegen ihn 
trotzdem bis an ſeinen Tod waͤhrte. Als er ſpaͤter ſeine beruͤhmte Rede 
vom Schwinden des „Voͤlkerfruͤhlings“ hielt, wurde ihm von Windthorſt 
hoͤhniſch, aber mit Recht entgegengehalten, daß er ja ſelbſt die große 
Partei zerſchlagen habe, die ihn in vergangenen Zeiten geſtuͤtzt habe. 
Die von der nationalliberalen Partei verlangte Art der Sicherung des 
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Einnahmebewilligungsrechtes des Reichstages hatte er, weil fie die 
„Parlamentsherrſchaft“ begruͤnde, abgelehnt, — und mußte nun dem 
Zentrum das genau Gleiche bewilligen, aber: in der denkbar uͤbelſten 
Form: in dem Trinkgelderparagraphen der ſogenannten clausula 
Franckenſtein, an die ſich in Preußen die noch uͤblere, ſpaͤter muͤhſam 
wieder beſeitigte lex Huene anſchloß. Er mußte uͤberdies die ſchwere 
Niederlage der Staatsautorität im Kulturkampf, für deſſen ganz ver⸗ 
fehlte Methoden er vergebens (und wenig redlich) die Verantwortung 
abzulehnen verſucht hat, einſtecken und bot andererſeits der Sozial⸗ 
demokratie in dem „Ausnahmegeſetz“ die denkbar glaͤnzendſte Wahl⸗ 
parole. Demagogie, und zwar eine ſehr ſchlechte Demagogie, wurde 
in Bismarcks Haͤnden auch die ſoziale Geſetzgebung des Reiches, ſo 
wertvoll man ſie rein ſachlich finden mag. Den Arbeiterſchutz, der doch 
fuͤr die Erhaltung unſerer phyſiſchen Volkskraft das Unentbehrlichſte 
war, lehnte er als Eingriff in Herrenrechte (mit zum Teil unglaublich 
trivialen Argumenten) ab. Die Gewerkſchaften, die einzig moͤglichen 
Taͤger einer ſachlichen Intereſſenvertretung der Arbeiterſchaft, ließ er 
aus dem gleichen Standpunkt heraus auf Grund des Sszialiſtengeſetzes 
polizeilich zerſprengen und trieb ihre Mitglieder dadurch in den aͤußerſten 
rein parteipolitiſchen Radikalismus. Dagegen glaubte er, an gewiſſen 
amerikaniſchen Muſtern orientiert, „Staatsgeſinnung“ und „Dankbar⸗ 
keit“ durch Gewaͤhrung ſtaatlicher oder ſtaatlich erzwungener Renten 
zu ſchaffen. Ein ſchwerer politiſcher Irrtum. Denn noch jede auf Dank⸗ 
barkeit ſpekulierende Politik iſt geſcheitert: — auch fuͤr die politiſche 
Werkheiligkeit gilt das Wort: „Sie haben ihren Lohn dahin.“ Wir er⸗ 
hielten Renten fuͤr die Kranken, die Beſchaͤdigten, die Invaliden, die 
Alten. Das war gewiß ſchaͤtzenswert. Aber wir erhielten nicht die vor 
allem noͤtigen Garantien fuͤr die Erhaltung der phyſiſchen und 
pſychiſchen Lebenskraft und für die Möglichkeit ſachlicher und ſelbſt⸗ 
bewußter Intereſſenvertretung der Geſunden und Starken, 
derjenigen alſo, auf die es, rein politiſch betrachtet, doch gerade ankam. 
Wie im Kulturkampf, ſo war er auch hier uͤber alle entſcheidenden pſycho⸗ 
logiſchen Vorausſetzungen hinweggeſchritten. Und vor allem wurde in 
der Behandlung der Gewerkſchaften das eine uͤberſehen, was manche 
Politiker noch heute nicht begriffen haben: daß ein Staat, welcher den 
Geiſt feines Maſſenheeres auf Ehre und Ka meradſchaft gründen 
will, nicht vergeſſen darf, daß auch im Alltag, in den oͤkonomiſchen 
Kämpfen der Arbeiterſchaft, das Gefühl für Ehre und Ka merad— 
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ſchaft die allein entſcheidenden fittlihen Kräfte zur Erziehung der 
Maſſen gebiert, und daß man ſie deshalb ſich frei auswirken laſſen muß. 
Dies und nichts anderes bedeutet ja, rein politiſch angeſehen, 
„ſoziale Demokratie“ in einem unvermeidlich noch auf lange hinaus 
kapitaliſtiſchen Zeitalter. Noch heute leiden wir unter den Folgen dieſer 
Politik. Bismarck ſelbſt aber hatte, alles in allem, um ſich herum eine 
Atmoſphaͤre und Lage geſchaffen, welche 1890 im Falle feines Bere 
bleibens im Amt nur die bedingungsloſe Unterwerfung unter Windt⸗ 
horſts Willen oder — den Staatsſtreich zur Wahl ſtellte. Es war kein 
Zufall, wenn die Nation das Geſchehnis ſeines Ruͤcktritts mit voll⸗ 
kommener Gleichguͤltigkeit aufnahm. 

Gegenuͤber den uͤblichen unterſchiedsloſen, kritikloſen und vor allem 
unmaͤnnlichen Verhimmelungen der Bismarckſchen Politik ſchien es 
nachgerade am Platz, an dieſe Seite der Sache einmal zu erinnern. 
Denn ein großer und jedenfalls der einflußreichſte Teil der populaͤren 
Bismarckliteratur iſt fuͤr den Weihnachtstiſch des Spießbuͤrgers zuge⸗ 
ſchnitten, der jene voͤllig unpolitiſche Art der Heldenverehrung bevorzugt, 
wie fie bei uns uͤblich geworden iſt. Sie redet dieſer Sentimentalität 
nach dem Munde und glaubt ihrem Helden zu dienen, indem ſie ſeine 
Schranken verhuͤllt und ſeine Gegner verlaͤſtert. Aber dadurch erzieht 
man eine Nation nicht zu eigenem politiſchen Denken. Bismarcks rieſen⸗ 
hafte Größe kann ſehr wohl vertragen, daß man auch die Anders⸗ 
denkenden ſachlich verſteht und ruͤckſichtslos feſtſtellt: welche Folgen 
feine tiefe Menſchenverachtung und der Un:ftand hatte, daß die Nation 
durch ſeine Herrſchaft ſeit dem Jahre 1875 jener poſitiven Mitbeſtim⸗ 
mung ihres politiſchen Schickſals durch ihre gewaͤhlten Vertreter 
entwoͤhnt wurde, welche allein die Schulung des politiſchen Urteils 
ermoͤglicht. f 

Was war infolgedeſſen — fuͤr die uns hier intereſſierenden Seiten 
der Sache — Bismarcks politiſches Erbe? Er hinterließ eine Nation 
ohne alle und jede politiſche Erziehung, tief unter dem Niveau, 
welches ſie in dieſer Hinſicht zwanzig Jahre vorher bereits erreicht hatte. 
Und vor allem eine Nation ohne allen und jeden politiſchen 
Willen, gewohnt, daß der große Staatsmann an ihrer Spitze fuͤr ſie 
die Politik ſchon beſorgen werde. Und ferner, als Folge der mißbraͤuch⸗ 
lichen Benutzung des monarchiſchen Gefuͤhls als Deckſchild eigener Macht⸗ 
intereſſen im politiſchen Parteikampf, eine Nation, daran gewoͤhnt, 
unter der Firma der „monarchiſchen Regierung“ fataliſtiſch über ſich 
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ergehen zu laſſen, was man über fie beſchloß, ohne Kritik an der 
politiſchen Qualifikation derjenigen, welche ſich nunmehr auf Bismarcks 
leergelaſſenen Seſſel niederließen und mit erſtaunlicher Unbefangenheit 
die Zuͤgel der Regierung in die Hand nahmen. An dieſem Punkt lag 
der bei weitem ſchwerſte Schaden. Eine politiſche Tradition dagegen 
hinterließ der große Staatsmann uͤberhaupt nicht. Innerlich ſelb⸗ 
ſtaͤndige Köpfe und vollends Charaktere hatte er weder herangezogen 
noch auch nur ertragen. Und der Unſtern der Nation hatte Überdies 
gewollt, daß er neben ſeinem raſenden Argwohn auf alle Perſoͤnlich⸗ 
keiten, die ihm irgendwie als denkbare Nachfolger verdaͤchtig waren, 
auch noch einen Sohn beſaß, deſſen wahrlich beſcheidene ſtaatsmaͤnniſche 
Qualitäten er erſtaunlich uͤberſchaͤtzte. Demgegenüber nun als ein rein 
negatives Ergebnis feines gewaltigen Preſtiges: ein völlig macht—⸗ 
loſes Parla ment. Er ſelbſt hat ſich bekanntlich deſſen als eines Fehlers 
angeklagt, als er nicht mehr im Amte war und die Konſequenzen an 
ſeinem eigenen Schickſal erfahren hatte. Jene Machtloſigkeit bedeutete 
aber zugleich: ein Parlament mit tief herabgedruͤcktem geiſtigen Niveau. 
Zwar die naive moraliſierende Legende unſerer unpolitiſchen Literaten 
denkt ſich die urfächliche Beziehung vielmehr gerade umgekehrt: weil 
das Niveau des Parlamentslebens niedrig geweſen und geblieben ſei, 
deshalb ſei es, und zwar verdientermaßen, machtlos geblieben. Hoͤchſt 
einfache Tatſachen und Erwaͤgungen zeigen aber den wirklichen Sach⸗ 
verhalt, der ſich uͤbrigens fuͤr jeden nuͤchtern Denkenden von ſelbſt ver⸗ 
ſteht. Denn darauf: ob große Proble me in einem Parlament nicht 
nur beredet, ſondern maßgeblich entſchieden werden — ob alſo 
etwas und wie viel darauf ankommt, was im Parlament 
geſchieht, oder ob es nur der widerwillig geduldete Bewilligungs⸗ 
apparat einer herrſchenden Bureaukratie iſt, ſtellt ſich die Höhe oder 
Tiefe ſeines Niveaus ein. 


II. Beamtenherrſchaft und politiſches Fuͤhrertum 


In einem modernen Staat liegt die wirkliche Herrſchaft, welche 
ſich ja weder in parlamentariſchen Reden noch in Enunziationen von 
Monarchen, ſondern in der Handhabung der Verwaltung im All 
tagsleben auswirkt, notwendig und unvermeidlich in den Haͤnden des 
Beamtentums. Des militaͤriſchen wie des zivilen. Denn vom 
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„Bureau“ aus leitet ja der moderne höhere Offizier ſogar die Schlachten. 
Wie der ſogenannte Fortſchritt zum Kapitalismus ſeit dem Mittelalter 
der eindeutige Maßſtab der Moderniſierung der Wirtſchaft, ſo iſt der 
Fortſchritt zum bureaukratiſchen, auf Anſtellung, Gehalt, Penſion, 
Avancement, fachmaͤßiger Schulung und Arbeitsteilung, feſten Kompe⸗ 
tenzen, Aktenmaͤßigkeit, hierarchiſcher Unter⸗ und Überordnung ruhen⸗ 
den Beamtentum der ebenſo eindeutige Maßſtab der Moderniſierung 
des Staates. Des monarchiſchen ebenſo wie des demokratiſchen. Dann 
jedenfalls, wenn der Staat nicht ein kleiner Kanton mit reihumgehender 
Verwaltung, ſondern ein großer Maſſenſtaat iſt. Die Demokratie 
ſchaltet ja ganz ebenſo wie der abſolute Staat die Verwaltung durch 
feudale oder patrimoniale oder patriziſche oder andere ehrenamtliche 
oder erblich fungierende Honoratioren zugunſten angeſtellter Beamten 
aus. Angeſtellte Beamte entſcheiden uͤber alle unſere Alltagsbeduͤrf⸗ 
niſſe und Alltagsbeſchwerden. Von dem buͤrgerlichen Verwaltungs⸗ 
beamten unterſcheidet ſich der militaͤriſche Herrſchaftstraͤger, der Offizier, 
in dem hier entſcheidenden Punkte nicht. Auch das moderne Maſſenheer 
iſt ein bureaukratiſches Heer, der Offizier eine Sonderkategorie des 
Beamten im Gegenſatz zum Ritter, Condottiere, Häuptling oder home: 
riſchen Helden. Auf der Dienſtdisziplin beruht die Schlagkraft des 
Heeres. Nur wenig modifiziert vollzieht ſich der Vormarſch des Bureau⸗ 
kratismus in der Gemeindeverwaltung. Je größer die Gemeinde iſt 
oder je mehr ſie durch techniſch und oͤkonomiſch bedingte Zweckverbands⸗ 
bildungen aller Art unvermeidlich ihrer organiſchen lokalen Boden⸗ 
ſtaͤndigkeit entkleidet wird, deſto mehr. Und in der Kirche war nicht 
etwa das vielberedete Unfehlbarkeitsdogma, ſondern der Univerſal⸗ 
epiſkopat der prinzipiell wichtige Abſchluß von 1870. Er ſchuf die 
„Kaplanokratie“ und machte im Gegenſatz zum Mittelalter den Biſchof 
und Pfarrer zu einem einfachen Beamten der kurialen Zentralgewalt. 
Nicht anders auch in den großen Privatbetrieben der Gegenwart, und 
zwar je groͤßer ſie ſind, deſto mehr. Die Privatangeſtellten wachſen 
ſtatiſtiſch raſcher als die Arbeiter, und es iſt eine hoͤchſt laͤcherliche 
Vorſtellung unſerer Literaten, daß ſich die geiſtige Arbeit im Kontor 
auch nur im mindeſten von derjenigen im ſtaatlichen Bureau unter⸗ 
ſcheide. 

Beide ſind vielmehr im Grundweſen ganz gleichartig. Ein „Betrieb“ 
iſt der moderne Staat, geſellſchaftswiſſenſchaftlich angeſehen, ebenſo wie 
eine Fabrik: das iſt gerade das ihm hiſtoriſch Spezifiſche. Und gleich⸗ 
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artig bedingt ift auch das Herrſchaftsverhaͤltnis innerhalb des Betriebes 
hier und dort. Wie die relative Selbſtaͤndigkeit des Handwerkers oder 
Hausinduſtriellen, des grundherrlichen Bauern, des Kommendatars, des 
Ritters und Vaſallen darauf beruhte, daß er ſelbſt Eigentümer der Werk⸗ 
zeuge, der Vorraͤte, der Geldmittel, der Waffen war, mit deren Hilfe 
er feiner oͤkonomiſchen, politiſchen, militaͤriſchen Funktion nachging und 
von denen er waͤhrend deren Ableiſtung lebte, ſo beruht hierauf die 
hierarchiſche Abhaͤngigkeit des Arbeiters, Kommis, techniſchen Ange⸗ 
ſtellten, akademiſchen Inſtitutsaſſiſtenten und des ſtaatlichen Beamten 
und Soldaten ganz gleichmaͤßig darauf: daß jene fuͤr den Betrieb und 
die oͤkonomiſche Exiſtenz unentbehrlichen Werkzeuge, Vorraͤte und Geld⸗ 
mittel in der Verfuͤgungsgewalt, im einen Fall: des Unternehmers, im 
anderen: des politiſchen Herren konzentriert ſind. Die ruſſiſchen Sol⸗ 
daten z. B. wollten (uͤberwiegend) keinen Krieg mehr fuͤhren. Sie 
mußten aber: denn die ſachlichen Kriegsbetriebsmittel und die Vorraͤte, 
von denen ſie leben mußten, waren in der Verfuͤgungsgewalt von Leuten, 
welche die Soldaten mit deren Hilfe ganz ebenſo in den Schuͤtzengraben 
hineinzwangen, wie der kapitaliſtiſche Beſitzer der wirtſchaftlichen Be⸗ 
triebsmittel die Arbeiter in die Fabrikſaͤle und Bergwerksſchaͤchte. Diele 
entſcheidende oͤkonomiſche Grundlage: die „Trennung“ des Arbeiters 
von den ſachlichen Betriebsmitteln: den Produktionsmitteln in der 
Wirtſchaft, den Kriegsmitteln im Heer, den ſachlichen Verwaltungs⸗ 
mitteln in der oͤffentlichen Verwaltung, den Geldmitteln bei ihnen 
allen, den Forſchungsmitteln im Univerſitaͤtsinſtitut und Laboratorium, 
iſt dem modernen macht⸗ und kulturpolitiſchen und militaͤriſchen Staats⸗ 
betrieb und der kapitaliſtiſchen Privatwirtſchaft als entſcheidende Grund⸗ 
lage gemein ſa m. Beide Male liegt die Verfügung Über dieſe Mittel 
in den Haͤnden derjenigen Gewalt, welcher jener Apparat der Bu— 
reaukratie (Richter, Beamte, Offiziere, Werkmeiſter, Kommis, Unter⸗ 
offiziere) direkt gehorcht oder auf Anrufen zur Verfuͤgung ſteht, der 
allen jenen Gebilden gleichmaͤßig charakteriſtiſch und deſſen Exiſtenz und 
Funktion als Urſache wie als Wirkung mit jener „Konzentration der 
ſachlichen Betriebsmittel“ untrennbar verknuͤpft, vielmehr: deren Form 
iſt. Zunehmende „Sozialiſierung“ bedeutet heute unvermeidlich zugleich 
zunehmende Bureaukratiſierung. 

Auch geſchichtlich ſteht aber der „Fortſchritt“ zum bureaukratiſchen, 
nach rational geſatztem Recht und rational erdachten Reglements judi⸗ 
zierenden und verwaltenden Staat jetzt in engſtem Zuſammenhang mit 
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der modernen kapitaliſtiſchen Entwicklung. Der moderne kapitaliſtiſche 
Betrieb ruht innerlich vor allem auf der Kalkulation. Er braucht fuͤr 
ſeine Exiſtenz eine Juſtiz und Verwaltung, deren Funktionieren wenig⸗ 
ſtens im Prinzip ebenſo an feften generellen Normen rational Pal: 
kuliert werden kann, wie man die vorausſichtliche Leiſtung einer 
Maſchine kalkuliert. Er kann ſich mit der im populären Sprachgebrauch 
ſogenannten „Kadijuſtiz“: dem Judizieren nach dem Billigkeitsempfinden 
des Richters im Einzelfall oder nach anderen irrationalen Rechts⸗ 
findungsmitteln und Prinzipien, wie ſie in der Vergangenheit uͤberall 
beſtanden, im Orient noch heute beſtehen, ebenſowenig befreunden wie 
mit der patriarchalen, nach freier Willkuͤr und Gnade und im uͤbrigen 
nach unverbruͤchlich heiliger, aber irrationaler, Tradition verfahrenden 
Verwaltung der theokratiſchen oder patrimonialen Herrſchaftsverbaͤnde 
Aſiens und unſerer eigenen Vergangenheit. Der Umſtand, daß dieſe 
„Kadijuſtiz“ und die ihr entſprechende Verwaltung, eben ihres irratio- 
nalen Charakters wegen, beſonders haͤufig kaͤuflich iſt, geſtattete zwar 
dem Kapitalismus des Haͤndlers und Staatslieferanten und allen Arten 
des ſeit vier Jahrtauſenden in der Welt bekannten vorrationaliſtiſchen 
Kapitalismus, namentlich des an der Politik, dem Krieg, der Verwal⸗ 
tung als ſolcher verankerten Abenteurer⸗ und Raubkapitalismus, die Ent- 
ſtehung und Exiſtenz (und oft gerade durch jene Qualitaͤten uͤppige Bluͤte). 
Das aber, was dem modernen Kapitalismus im Gegenſatz zu jenen 
uralten Formen kapitaliſtiſchen Erwerbs ſpezifiſch iſt: die ſtreng rationale 
Organiſation der Arbeit auf dem Boden rationaler Technik, 
iſt nirgends innerhalb derartig irrational konſtruierter Staatsweſen 
entſtanden und konnte dort auch nie entſtehen. Denn dazu ſind dieſe 
modernen Betriebsformen mit ihrem ſtehenden Kapital und ihrer exakten 
Kalkulation gegen Irrationalitaͤten des Rechts und der Verwaltung viel 
zu empfindlich. Sie konnten nur da entſtehen, wo entweder, wie in 
England, die praktiſche Geſtaltung des Rechts tatſaͤchlich in den Händen 
der Advokaten lag, welche im Dienſte ihrer Kundſchaft: der kapitaliſtiſchen 
Intereſſenten alſo, die geeigneten Geſchaͤftsformen erſannen, und aus 
deren Mitte dann die ſtreng an „Praͤzedenzfaͤlle“, alſo an berechen— 
bare Schemata gebundenen Richter hervorgingen. Oder wo der Rich⸗ 
ter, wie im bureaukratiſchen Staat mit ſeinen rationalen Geſetzen, mehr 
oder minder ein Paragraphen-Automat iſt, in welchen man oben die 
Akten nebſt den Koſten und Gebuͤhren hineinwirft, auf daß er unten das 
Urteil nebſt den mehr oder minder ſtichhaltigen Gruͤnden ausſpeie: — 
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deſſen Funktionieren alſo jedenfalls im großen und ganzen kalkulier⸗ 
bar iſt!). — | 

Nicht anders als in Wirtſchaft und flaatliher Verwaltung ſteht es 
ſchließlich mit dem Fortſchritt zur Bureaukratiſierung nun auch: in den 
Parteien. 

Die Exiſtenz der Parteien kennt keine Verfaſſung und (bei uns wenig⸗ 
ſtens) auch kein Geſetz, obwohl doch gerade ſie heute die weitaus wich⸗ 
tigſten Traͤger alles politiſchen Wollens der von der Bureaukratie Be⸗ 
herrſchten, der „Staatsbuͤrger“, darſtellen. Parteien ſind eben — moͤgen 
ſie noch ſo viele Mittel der dauernden Angliederung ihrer Klientel an 
ſich verwenden — ihrem innerſten Weſen nach freiwillig geſchaffene und 
auf freie, notwendig ſtets erneute, Werbung ausgehende Organiſa⸗ 
tionen, im Gegenſatz zu allen geſetzlich oder kontraktlich feſt umgrenzten 
Koͤrperſchaften. Heute iſt ſtets Stimmenwerbung fuͤr Wahlen zu poli⸗ 
tiſchen Stellungen oder in eine Abſtimmungskoͤrperſchaft ihr Ziel. Ein 
dauernder, unter einem Fuͤhrer oder einer Honoratiorengruppe ver⸗ 
einigter Kern von Parteiintereſſenten mit ſehr verſchieden feſter Gliede⸗ 
rung, heute oft mit entwickelter Bureaukratie, ſorgt fuͤr die Finanzie⸗ 
rung mit Hilfe von Parteimäcenaten oder wirtſchaftlichen Intereſſenten 
oder Amtspatronagein tereſſenten oder durch Mitgliedsbeitraͤge: meiſt 
aus mehreren dieſer Quellen. Er beſtimmt das jeweilige Programm, 
die Art des Vorgehens und die Kandidaten. Auch bei ſehr demokratiſcher 
Form der Maſſenparteiorganiſation, welche dann, wie ſtets, ein ent⸗ 

) In die Kleinkinderſchule gehört die charakteriſtiſche dilettantiſche Literatenvor⸗ 
ſtellung: das „roͤmiſche Recht“ habe den Kapitalismus befördert. Jeder Student iſt 
verpflichtet, zu wiſſen, daß alle charakteriſtiſchen Rechtsinſtitute des modernen Kapi⸗ 
talismus, von der Aktie, dem Rentenpapier, dem modernen Bodenpfandrecht, dem 
Wechſel und allen Arten der Verkehrsurkunden an bis zu den kapitaliſtiſchen Aſſozia⸗ 
tions formen in Induſtrie, Bergbau und Handel dem roͤmiſchen Recht völlig unbekannt 
und mittelalterlichen, zum erheblichen Teil ſpezifiſch germaniſchen Urſprungs ſind, und 
daß in dem Mutterland des modernen Kapitalismus, England, das roͤmiſche Recht 
niemals Fuß gefaßt hat. Das Fehlen der großen nationalen Advokatenzuͤnfte, die in 
England ſich dem roͤmiſchen Recht widerſetzten, und im übrigen: die Bure aukrati⸗ 
fierung der Rechtspflege und Staatsverwaltung ebneten bei uns in Deutſchland dem 
roͤmiſchen Recht den Weg. Der moderne Fruͤh⸗Kapitalismus iſt nicht in den Muſter⸗ 
laͤndern der Bureaukratie (die ihrerſeits dort aus reinem Staatsrationalismus erwuchs) 
entſtanden. Und auch der moderne Hochkapitalismus war zunaͤchſt nicht auf ſie be⸗ 
ſchraͤnkt, zunächſt nicht einmal in ihnen vorwiegend heimiſch. Sondern da, wo die 
Richter aus Advokaten hervorgingen. Aber heute haben ſich Kapitalismus und Bu⸗ 
reauktatie gefunden und gehören intim zuſammen. 
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wickeltes beſoldetes Beamtentum zur Folge hat, iſt die Waffe zum min: 
deſten der Waͤhler, in ziemlichem Umfang aber auch der einfachen 
„Mitglieder“, nicht (oder nur formell) beteiligt an der Beſtimmung der 
Programme und Kandidaten. Die Waͤhler kommen vielmehr mitwirkend 
nur dadurch in Betracht, daß beide den Chancen, dadurch ihre Stimmen 
zu gewinnen, angepaßt und danach ausgewaͤhlt werden. 

Mag man nun die Exiſtenz, die Art des Werbens und Kaͤmpfens 
und die Tatſache, daß unvermeidlich Minderheiten die Formung von 
Programmen und Kandidatenliſten in der Hand haben, moraliſierend 
beklagen, — beſeitigen wird man die Exiſtenz der Parteien nicht, und 
jene Art ihrer Struktur und ihres Vorgehens hoͤchſtens in begrenztem 
Maße. Reglementieren kann das Geſetz, wie z. B. mehrfach in Amerika, 
die Form der Bildung jenes aktiven Parteikerns (aͤhnlich wie etwa die 
Bedingungen der Bildung von Gewerkſchaften) und die „Kampfregeln“ 
auf dem Wahlſchlachtfeld. Aber den Parteikampf ſelbſt auszuſchalten, 
iſt nicht moͤglich, wenn nicht eine aktive Volksvertretung uͤberhaupt fort⸗ 
fallen ſoll. Die verworrene Vorſtellung, daß man es doch koͤnne und 
ſolle, beſchaͤftigt aber ſtets erneut die Literatenkoͤpfe. Sie gehoͤrt, be⸗ 
wußt oder unbewußt, zu den Vorausſetzungen der vielen Vorſchlaͤge: 
ſtatt der oder neben den auf der Baſis des allgemeinen (abgeſtuften 
oder gleichen) ſtaatsbuͤrgerlichen Wahlrechts gebildeten Parlamenten, 
Wahlkoͤrperſchaften auf „berufsſtaͤndiſcher“ Baſis zu ſchaffen, bei welchen 
korporativ zuſammengefaßte Berufsvertretungen zugleich Wahlkoͤrper 
fuͤr das Parlament ſein wuͤrden. Ein Ungedanke ſchon an ſich in einer 
Zeit, wo die formelle Zugehoͤrigkeit zu einem beſtimmten Beruf (die 
ja wahlgeſetzlich an aͤußere Merkmale geknuͤpft werden müßte) über die 
oͤkonomiſche und ſoziale Funktion bekanntlich ſo gut wie nichts ausſagt, 
wo jede techniſche Neuerfindung und jede oͤkonomiſche Verſchiebung 
und Neubildung dieſe Funktionen und damit auch den Sinn der formal 
gleichbleibenden Berufsſtellungen und ihr Zahlenverhaͤltnis zueinander 
verſchiebt. Aber ſelbſtverſtaͤndlich auch kein Mittel fuͤr den erſtrebten 
Zweck. Denn wuͤrde es gelingen, ſaͤmtliche Waͤhler in Berufskoͤrper⸗ 
ſchaften von der Art etwa der heutigen Handelskammern oder Land⸗ 
wirtſchaftskammern vertreten und aus dieſen dann das Parlament ber: 
vorgehen zu laſſen, ſo waͤre ſelbſtverſtaͤndlich die Folge: 

1. daß neben dieſen geſetzlich zuſammengeklammerten Berufsorga⸗ 
niſationen einerſeits die auf freier Werbung ruhenden Intereſſen⸗ 
vertretungen ſtehen wuͤrden. So, wie neben den Landwirtſchaftskam⸗ 
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mern der Bund der Landwirte, neben den Handelskammern die ver: 
ſchiedenen Arten der freien Unternehmerorganiſationen. Andererſeits 
würden ſelbſtverſtaͤndlich die auf Werbung ruhenden politiſchen Par: 
teien, weit entfernt davon zu verſchwinden, Richtung und Art ihrer 
Werbung dem neugeſchaffenen Zuſtand anpaſſen. Gewiß nicht zum 
Vorteil: die Beeinfluſſung der Wahlen in jenen Berufsvertretungen 
durch Wahlgeldgeber und die Ausnutzung der kapitaliſtiſchen Abhaͤngig⸗ 
keiten wuͤrden ja mindeſtens ebenſo unkontrollierbar fortbeſtehen. Im 
übrigen wuͤrden als ſelbſtverſtaͤndliche Folge eintreten: einerſeits — 
2 daß die Loͤſung der ſachlichen Aufgaben der Berufsvertretungen 
nun, wo ihre Zuſammenſetzung die Parlamentswahlen und damit die 
Amtspatronage beeinfluſſen wuͤrde, in den Strudel der politiſchen Macht⸗ 
und Parteikaͤmpfe geriſſen, ſtatt der ſachlich kompetenten Fachvertreter 
alſo Parteivertreter fie bevoͤlkern wuͤrden. Andererſeits — 3. daß das 
Parlament ein Markt fuͤr rein materielle Intereſſenkompromiſſe ohne 
ſtaats politiſche Orientierung würde. Für die Bureaukratie ergaͤbe das 
die gefteigerte Verſuchung dazu und einen erweiterten Spielraum da— 
für: durch Ausſpielen materieller Intereſſengegenſaͤtze und durch ein 
Patronage⸗ und Lieferungs⸗Trinkgelderſyſtem verſtaͤrkter Art die eigene 
Macht zu erhalten und vor allem: jede Verwaltungskontrolle illuſoriſch 
zu machen. Denn die entſcheidenden Vorgänge und Kom promiſſe der 
Intereſſenten wuͤrden ſich ja nun, noch viel weniger kontrolliert, hinter 
den verſchloſſenen Türen ihrer unoffiziellen Konzerne abwickeln. Nicht 
der politiſche Führer, ſondern der geriebene Geſchaͤfts mann kaͤme 
im Parlament ganz unmittelbar auf ſeine Rechnung, waͤhrend fuͤr die 
Loͤſung politiſcher Fragen nach politiſchen Geſichtspunkten eine ſolche ſoge⸗ 
nannte „Volksvertretung“ wahrlich die ungeeignetſte Staͤtte waͤre. Das 
alles liegt fuͤr den Kundigen auf der Hand. Ebenſo, daß derartiges 
lein Mittel iſt, die kapitaliſtiſche Beeinfluſſung der Parteien und des 
Parlaments zu ſchwaͤchen oder gar das Parteigetriebe zu beſeitigen oder 
doch zu reinigen. Das gerade Gegenteil waͤre der Fall. Die Tatſache: daß 
die Parteien nun einmal auf freier Werbung beruhende Gebilde ſind, 
ſteht ihrer Reglementierung im Weg und wird von ſolchen Literatenvor⸗ 
ſtellungen, welche nur die durch ſtaatliches Reglement geſchaffenen, nicht 
die „freiwillig“ auf dem Kampfplatz der heutigen Geſellſchaftsordnung 
gewachſenen Gebilde als Organiſationen kennen moͤchte, verkannt. — 

Politiſche Parteien koͤnnen in modernen Staaten vor allem auf zwei 
verſchiedenen letzten innerlichen Prinzipien aufgebaut ſein. Entweder 
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fie find — wie in Amerika feit dem Wegfall der großen Gegenfäße über 
die Verfaſſungsinterpretation — weſentlich Amtspatronage-Organi⸗ 
ſationen. Ihr Ziel iſt dann lediglich: durch Wahlen ihren Fuͤhrer in die 
leitende Stellung zu bringen, damit er dann ſeiner Gefolgſchaft: dem 
Beamten: und Werbeapparat der Partei, die ſtaatlichen Am ter zuwende. 
Inhaltlich geſinnungslos, ſchreiben ſie, miteinander konkurrierend, je⸗ 
weils diejenigen Forderungen in ihr Programm, welchen ſie die ſtaͤrkſte 
Werbekraft bei den Waͤhlern zutrauen. Dieſer Charakter der Parteien 
iſt in den Vereinigten Staaten deshalb ſo nackt ausgepraͤgt, weil dort 
kein parlamentariſches Syſtem beſteht, vielmehr der vom Volk gewaͤhlte 
Praͤſident der Union (unter Beteiligung der gewaͤhlten Senatoren der 
Staaten) die Amtspatronage der ungeheuren Zahl zu vergebender 
Bundesaͤmter in Haͤnden hat. Trotz der Korruption, die es zur Folge 
hatte, war dies Syſtem populär, weil es die Entſtehung einer Bureau⸗ 
kraten kaſte vermied. Techniſch möglich aber war es, weil und ſolange 
ſelbſt die übelfte Dilettantenwirtſchaft angeſichts des unbegrenzten Über: 
fluſſes an oͤkonomiſchen Chancen ertragen werden konnte. Die ſteigende 
Notwendigkeit, den jeder Fachſchulung entbehrenden Parteiſchuͤtzling 
und Gelegenheitsbeamten durch den das Amt als Lebensberuf ver- 
ſehenden fachgeſchulten Beamten zu erſetzen, graͤbt dieſen amerika⸗ 
niſchen Partcien zunehmend Pfruͤnden ab und laͤßt auch dort unent⸗ 
rinnbar eine Bureaukratie europaͤiſcher Art entſtehen. 

Oder die Parteien ſind vornehmlich Weltanſchauungsparteien, 
welche alſo der Durchſetzung inhaltlicher politiſcher Ideale dienen 
wollen. In ziemlich reiner Form waren dies das deutſche Zentrum der 
ſiebziger Jahre und die Sozialdemokratie bis zu ihrer Durchbureau⸗ 
kratiſierung. Die Regel iſt aber, daß Parteien beides zugleich ſind: ſie 
haben fachlich politiſche, durch die Tradition überlieferte und mit Rüd- 
ſicht auf ſie nur langſam modifizierbare Ziele, erſtreben aber außerdem: 
Amterpatronage. Und zwar entweder die Beſetzung in erſter Linie 
der leitenden Amter, derjenigen alſo, welche politiſchen Charakters 
find, durch ihre Führer. Die Erreichung dieſes Ziels durch fie im Wahl: 
kampf ermöglicht dann den Fuͤhrern und Betriebsintereſſenten waͤhrend 
der politiſchen Herrſchaft der Partei, ihren Schuͤtzlingen Unterkunft in 
geſicherten Staatsſtellungen zu verſchaffen. Dies iſt die Regel in parla⸗ 
mentariſchen Staaten, und dieſen Weg ſind daher dort auch die Welt⸗ 
anſchauungsparteien gegangen. In nichtparlamentariſchen Staaten ſteht 
den Parteien die Patronage der leitenden Amter nicht zu. Dagegen 
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pflegen dort die einflußreichſten von ihnen in der Lage zu fein, die herr⸗ 
ſchende Bureaukratie wenigſtens zu noͤtigen, ihren Schuͤtzlingen neben 
den durch Konnerion mit Beamten empfohlenen Anwaͤrtern Unterkunft 
in unpolitiſchen Staatsſtellungen zu gewaͤhren, alſo: Subaltern⸗ 
patronage auszuuͤben. — 

Ihrer inneren Struktur nach gehen alle Parteien im Laufe der letzten 
Jahrzehnte mit zunehmender Rationaliſierung der Wahlkampftechnik 
zur bureaukratiſchen Organiſation uͤber. Die Stufen der Entwicklung, 
welche die einzelnen Parteien auf dem Wege dahin erreicht haben, 
ſind verſchieden, die allgemeine Richtung des Wegs aber, in Maſſen⸗ 
ſtaaten wenigſtens, eindeutig. Der „Caucus“ J. Chamberlains in Eng⸗ 
land, die Entwicklung der bezeichnenderweiſe ſogenannten „Maſchine“ 
in Amerika und die uͤberall, auch bei uns: — am ſchnellſten in der Sozial⸗ 
demokratie, alſo, und ganz natuͤrlicherweiſe, gerade in der dem okratiſch⸗ 
ſten Partei — zunehmende Bedeutung des Parteibeamtentums find alle 
in gleicher Art Stadien dieſes Vorgangs. In der Zentrumspartei ver⸗ 
ſieht der kirchliche Apparat: die „Kaplanokratie“, und für die konſervative 
Partei in Preußen ſeit dem Miniſterium Puttkamer der Landrats⸗ und 
Amtsvorſteherapparat des Staates, einerlei ob offen oder verhüllt, die 
Dienſte der Parteibureaukratie. Auf der Qualität der Organiſation 
dieſer Bureaukratien in erſter Linie beruht die Macht der Parteien. 
Auf der Feindſeligkeit dieſer Parteibeamtenapparate gegeneinander weit 
mehr als auf Unterſchieden der Programme beruhen z. B. auch die 
Schwierigkeiten der Parteifuſionen. Darin, daß die Abgeordneten 
Eugen Richter und Heinrich Rickert innerhalb der deutſch⸗freiſinnigen 
Partei jeder ſeine eigene Vertrauensmaͤnnermaſchinerie beibehielten, 
war der ſpaͤtere Zerfall dieſer Partei. bereits vorgebildet. — 

Natürlich ſieht nun eine Staatsbureaukratie teilweiſe ſehr anders aus 
als die einer Partei, innerhalb der erſteren wieder die zivile anders 
als die militärifche, und fie alle wieder anders als die einer Gemeinde, 
einer Kirche, einer Bank, eines Kartells, einer Berufsgenoſſenſchaft, 
einer Fabrik, einer Intereſſentenvertretung (Arbeitgeberverband, Bund 
der Landwirte). Das Maß ferner, in welchem ehrenamtliche oder Inter⸗ 
eſſententaͤtigkeit mitbeteiligt iſt, iſt in allen dieſen Fällen ſehr verſchieden. 
In der Partei iſt der „Boß“, in der Aktiengeſellſchaft der Aufſichtsrat 
kein „Beamter“. Mitbeſchließend, kontrollierend, beratend und auch ge: 
legentlich ausfuͤhrend koͤnnen in den mannigfachen Formen der ſoge⸗ 
nannten „Selbſtverwaltung“ allerhand Honoratioren oder gewaͤhlte 
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Vertreter der beherrſchten oder zwangsweiſe belafteten Intereſſenten 
den Beamten in korporativer Form oder als Einzelorgane unterſtellt 
oder beigegeben oder uͤbergeordnet ſein. Das letztere vor allem in der 
Gemeindeverwaltung. Aber deren praktiſch gewiß wichtige Erſcheinungen 
ſollen uns hier nicht intereffieren!). Denn — worauf es hier allein an— 
kommt — in der Verwaltung von Maſſenverbaͤnden bildet ſtets das 
feſtangeſtellte Beamtentum mit ſpezialiſierter Einſchulung den 
Kern des Apparates, und ſeine „Diſziplin“ iſt abſolute Vorbedingung 
des Erfolges. Und zwar mit zunehmender Groͤße des Verbandes und 
zunehmender Kompliziertheit ſeiner Aufgaben und — vor allem — 
zunehmender Machtbedingtheit ſeiner Exiſtenz (ſei es, daß es ſich um 
Machtkaͤmpfe auf dem Markt, auf dem Wahlkampfplatz oder auf dem 
Schlachtfeld handelt) in zunehmendem Maße. So auch bei den Par⸗ 
teien. Es iſt im Parteiweſen ein zum Untergang verurteilter Zuſtand, 
wenn es, wie in Frankreich (deſſen ganze Parlamentsmiſere auf dem 
Fehlen bureaukratiſierter Parteien beruht) und teilweiſe auch bei uns, 
noch Parteien gibt, die an dem Syſtem der lokalen Honoratiorenver⸗ 
waltung feſthalten, welches ja dereinſt im Mittelalter ganz univerſell 
alle Arten von Verbaͤnden beherrſchte und heute noch in kleinen und 
mittleren Gemeinden vorherrſcht. Als Reklamemittel, und nur als 
ſolches, nicht aber als Traͤger der ausſchlaggebenden Alltagsarbeit, 
kommen für die Parteien heute ſolche „angeſehene Bürger”, „fuͤhrende 
Männer der Wiſſenſchaft“ und wie fie ſonſt genannt werden n.ögen, 
in Betracht, ganz ebenſo wie etwa in den Aufſichtsraͤten der Aktiengeſell⸗ 
ſchaften allerhand dekorative Wuͤrdentraͤger, auf den Katholikentagen die 
Kirchenfuͤrſten, auf den Verſammlungen des Bundes der Landwirte 
echte und unechte Adelige oder in der Agitation der alldeutſchen Kriege: 
gewinn⸗ und Wahlprivilegsintereſſenten allerhand verdiente Hiſtoriker, 
Biologen und aͤhnliche meiſt recht unpolitiſche Kapazitaͤten figurieren. 
Die reale Arbeit leiſten in allen Organiſationen zunehmend die be— 
zahlten Angeſtellten und Agenten aller Art. Alles andere iſt oder wird 
zunehmend Appretur und Schaufenſter. Wie die Italiener und nach 


1) Damit ſcheiden aus dieſer Betrachtung zahlreiche Inſtitutionen aus, auf deren 
Exiſtenz wir in Deutſchland durchaus mit Recht ſtolz ſein duͤrfen, ja die, in einzelnen 
Faͤllen wenigſtens, als vorbildlich bezeichnet werden koͤnnen. — Aber ein unge⸗ 
heurer Literatenirrtum iſt es, ſich einzubilden, die Politik eines Großſtaates ſei im 
Grunde nichts anderes als die Selbſtverwaltung einer beliebigen Mittelſtadt. 
Politik iſt: Kampf. 
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ihnen die Engländer die moderne kapitaliſtiſche Wirtſchaftsorganiſation, 
ſo haben die Byzantiner, nach ihnen die Italiener, dann die Territorial⸗ 
ſtaaten des abſolutiſtiſchen Zeitalters, die franzoͤſiſche revolutionaͤre 
Zentraliſation und ſchließlich, alle anderen uͤbertre fend, die Deutſchen 
die rationale, arbeitsteilige, fachmaͤßige bureaukratiſche Organiſation 
aller menſchlichen Herrſchaftsverbaͤnde, von der Fabrik bis zum Heer 
und Staat, virtuoſenhaft entwickelt und ſich nur in der Technik der 
Parteiorganiſation von anderen Nationen, insbeſondere den Ameri⸗ 
kanern, vorlaͤufig und teilweiſe uͤbertreffen laſſen. Der jetzige Welt⸗ 
krieg aber bedeutet vor allem den Siegeszug dieſer Lebensform uͤber 
die ganze Welt. Er war ohnehin im Gange. Univerſitaͤten, Techniken, 
Handelshochſchulen, Gewerbeſchulen, Militaͤrakademien, Fachſchulen aller 
ſonſt denkbaren Art (ſogar Journaliſtenſchulen !): — das Facherxamen 
als Vorausſetzung aller lohnenden und dabei vor allem „geſicherten“ 
privaten und oͤffentlichen Amtsſtellungen, — das Examensdiplom als 
Grundlage aller Anſpruͤche auf ſoziale Geltung (Connubium und foziales 
Commercium mit den zur „Geſellſchaft“ ſich rechnenden Kreiſen), — 
das „ſtandesgemaͤße“, ſichere, penſionsfaͤhige Gehalt, wenn moͤglich: 
die Aufbeſſerung und das Avancement nach der Anciennitaͤt: — dies 
war bekanntlich ſchon vorher die eigentliche, von dem Frequenzintereſſe 
der Hochſchulen gemeinſam mit der Pfruͤndenſucht ihrer Zoͤglinge ge— 
tragene „Forderung des Tages“. Im Staat wie außerhalb des Staates. 
Hier geht uns die Konſequenz fuͤr das politiſche Leben an. Denn dieſer 
nuͤchterne Tatbeſtand der univerſellen Bureaukratiſierung verbirgt 
ſich in Wahrheit auch hinter den ſogenannten „deutſchen Ideen von 1914“, 
hinter dem, was die Literaten euphemiſtiſch den „Sozialismus der Zu— 
kunft“ nennen, hinter dem Schlagwort von der „Organiſation“, der 
„Genoſſenſchaftswirtſchaft“, und überhaupt hinter allen ähnlichen Rede⸗ 
wendungen der Gegenwart. Stets bedeuten ſie (auch wenn ſie das gerade 
Gegenteil erſtreben) im Reſultat: die Schaffung von Bureaukratie. Gewiß 
iſt die Bureaukratie bei weitem nicht die einzige moderne Organiſations⸗ 
form, fo wie die Fabrik bei weitem nicht die einzige gewerbliche Betriebs— 
form iſt. Aber beide ſind diejenigen, welche dem gegenwaͤrtigen Zeitalter 
und der abſehbaren Zukunft den Stempel aufdruͤcken. Der Bureaukrati⸗ 
ſierung gehoͤrt die Zukunft, und es verſtand (und verſteht) ſich von ſelbſt, 
daß die Literaten ihren Beruf, die Beifallsſalve der gerade aufſteigenden 
Maͤchte zu ſein, in dieſem Fall ganz ebenſo wie im Zeitalter der Mancheſter⸗ 
lehre erfüllten (und erfüllen). Beide Male mit der gleichen Argloſigkeit. 
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Die Bureaukratie ift aber gegenüber anderen geſchichtlichen Trägern 
der modernen rationalen Lebensordnung ausgezeichnet durch ihre weit 
größere Unentrinnbarkeit. Es iſt kein geſchichtliches Beiſpiel dafür 
bekannt, daß ſie da, wo ſie einmal zur voͤlligen Alleinherrſchaft gelangt 
war — in China, Agypten, in nicht fo konſequenter Form im ſpaͤtroͤmi⸗ 
ſchen Reich und in Byzanz — wieder verſchwunden waͤre, außer mit 
dem voͤlligen Untergang der ganzen Kultur, die ſie trug. Und doch waren 
dies noch relativ hoͤchſt irrationale Formen der Bureaukratie: „Patri⸗ 
monialbureaukratien“. Die moderne Bureaukratie zeichnet ſich vor allen 
dieſen älteren Beiſpielen durch eine Eigenſchaft aus, welche ihre Un⸗ 
entrinnbarkeit ganz weſentlich endguͤltiger verankert, als die jener ans 
deren: die rationale fachliche Spezialiſierung und Einſchulung. 
Der alte chinefiſche Mandarin war kein Fachbeamter, ſondern im Gegen⸗ 
teil ein literariſch⸗humaniſtiſch gebildeter Gentleman. Der aͤgyptiſche, 
ſpaͤtroͤmiſche, byzantiniſche Beamte war weſentlich mehr Bureaukrat in 
unſerem Sinne. Aber die Staatsaufgaben, welche in ſeiner Hand lagen, 
waren gegenuͤber den modernen unendlich einfach und beſcheiden, ſein 
Verhalten teils traditionaliſtiſch gebunden, teils patriarchal, alſo irra⸗ 
tional, orientiert. Er war ein reiner Empiriker, wie der Gewerbetrei⸗ 
bende der Vergangenheit. Der moderne Beamte iſt entſprechend der 
rationalen Technik des modernen Lebens ſtetig und unvermeidlich zu⸗ 
nehmend fachgeſchult und ſpezialiſiert. Alle Bureaukratien der Erde 
gehen dieſen Weg. Daß ſie ihn vor dem Kriege noch nicht zu Ende ge⸗ 
gangen waren, bedingte unſere Überlegenheit uͤber die anderen. Der alte 
amerikaniſche Parteipatronagebeamte z. B. war zwar ein fachlicher 
„Kenner“ des Wahlkampfplatzes und der ihm entſprechenden „Praxis“, 
aber in keiner Art ein ſpezialiſtiſch gebildeter Fachmann. Darauf, nicht 
auf der Demokratie als ſolcher, wie unſere Literaten dem Publikum 
vorreden, beruhte die dortige Korruption, die dem univerſitaͤtsgebildeten 
Fachbeamten des jetzt erſt ſich dort entwickelnden „civil service“ ebenſo 
fremd iſt wie der modernen engliſchen Bureaukratie, welche jetzt zu⸗ 
nehmend an die Stelle des Selfgovernment durch Honoratioren („Gentle⸗ 
men“) tritt. Wo aber der moderne eingeſchulte Fachbeamte einmal 
herrſcht, iſt ſeine Gewalt ſchlechthin unzerbrechlich, weil die ganze Orga⸗ 
niſation der elementarſten Lebensverſorgung dann auf ſeine Leiſtung 
zugeſchnitten iſt. Theoretiſch wohl denkbar waͤre eine immer weiter⸗ 
gehende Ausſchaltung des Privatkapitalismus, — wennſchon ſie wahr⸗ 
lich keine ſolche Kleinigkeit iſt, wie manche Literaten, die ihn nicht kennen, 
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traͤumen, und ganz gewiß nicht die Folge dieſes Krieges fein wird. Aber 
geſetzt, fie gelänge einmal: — was würde fie praktiſch bedeuten? Etwa 
ein Zerbrechen des ſtaͤhlernen Gehaͤuſes der modernen gewerblichen 
Arbeit? Nein! vielmehr: daß nun auch die Leitung der verſtaatlichten 
oder in irgendeine „Gemeinwirtſchaft“ uͤbernommenen Betriebe bureau⸗ 
kratiſch wuͤrde. Sind etwa die Lebensformen der Angeſtellten und Ar⸗ 
beiter in der preußiſchen ſtaatlichen Bergwerks⸗ und Eiſenbahnverwal⸗ 
tung irgendwie fuͤhlbar andere als in den großen privatkapitaliſtiſchen 
Betrieben? Unfreier ſind ſie, weil jeder Machtkampf gegen eine 
ſtaatliche Bureaukratie ausſichtslos iſt und weil keine prinzipiell gegen 
ſie und ihre Macht intereſſierte Inſtanz angerufen werden kann, wie 
gegen jene. Das waͤre der ganze Unterſchied. Die ſtaatliche Bureau⸗ 
kratie herrſchte, wenn der Privatkapitalismus ausgeſchaltet waͤre, allein. 
Die jetzt neben und, wenigſtens der Moͤglichkeit nach, gegeneinander ar⸗ 
beitenden, ſich alſo immerhin einigermaßen noch gegenſeitig im Schach 
haltenden privaten und öffentlichen Bureaukratien wären in eine einzige 
Hierarchie zuſammengeſchmolzen. Etwa wie in Agypten im Altertum, 
nur in ganz unvergleichlich rationalerer und deshalb: unentrinnbarerer 
Form. 

Eine lebloſe Maſchine iſt geronnener Geiſt. Nur daß ſie dies iſt, 
gibt ihr die Macht, die Menſchen in ihren Dienſt zu zwingen und den 
Alltag ihres Arbeitslebens ſo beherrſchend zu beſtimmen, wie es tat⸗ 
ſaͤchlich in der Fabrik der Fall if. Geronnener Geiſt iſt auch jene 
lebende Maſchine, welche die bureaukratiſche Organiſation mit ihrer 
Spezialiſierung der geſchulten Facharbeit, ihrer Abgrenzung der Kom⸗ 
petenzen, ihren Reglements und hierarchiſch abgeſtuften Gehorſams— 
verhaͤltniſſen darſtellt. Im Verein mit der toten Maſchine iſt fie an der 
Arbeit, das Gehaͤuſe jener Hoͤrigkeit der Zukunft herzuſtellen, in welche 
vielleicht dereinſt die Menſchen ſich, wie die Fellachen im altaͤgyptiſchen 
Staat, ohnmaͤchtig zu fuͤgen gezwungen ſein werden, wenn ihnen 
eine rein techn iſch gute und das heißt: eine rationale Beamten: 
verwaltung und =verforgung der letzte und einzige Wert ift, 
der über die Art der Leitung ihrer Angelegenheiten ent— 
ſcheiden ſoll. Denn das leiſtet die Bureaukratie ganz unvergleichlich 
viel beſſer als jegliche andere Struktur der Herrſchaft. Und dies Ge⸗ 
haͤuſe, welches unſere ahnungsloſen Literaten preiſen, ergänzt durch die 
Feſſelung jedes einzelnen an den Betrieb (Anfaͤnge dazu: in den ſo⸗ 
genannten „Wohlfahrtseinrichtungen“), an die Klaſſe (durch zunehmende 
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Feſtigkeit der Beſitzgliederung) und vielleicht einmal kuͤnftig an den Be⸗ 
ruf (durch „leiturgiſche“ ſtaatliche Bedarfsdeckung, das heißt: Belaſtung 
berufsgegliederter Verbaͤnde mit Staatsaufgaben) wuͤrde nur um ſo 
unzerbrechlicher, wenn dann auf ſozialem Gebiet wie in den Fron⸗ 
ſtaaten der Vergangenheit, eine „ſtaͤndiſche“ Organiſation der Beherrſch⸗ 
ten der Bureaukratie angegliedert (und das heißt in Wahrheit: ihr unter⸗ 
geordnet) würde. Eine „organiſche“, d. h. eine orientaliſch⸗aͤgyptiſche 
Geſellſchaftsgliederung, aber im Gegenſatz zu dieſer ſo ſtreng rational 
wie eine Maſchine es iſt, wuͤrde dann heraufdaͤmmern. Wer wollte 
leugnen, daß derartiges als eine Möglichkeit im Schoße der Zukunft 
liegt? Es iſt das ſchon oft geſagt worden, und die verworrene Vor⸗ 
ſtellung dieſer Moͤglichkeiten zieht ihre Schatten in die Produktionen 
unferer Literaten. Nehmen wir nun einmal an: gerade dieſe Möglid;: 
keit waͤre ein unentrinnbares Schickſal, — wer moͤchte dann nicht laͤcheln 
über die Angſt unferer Literaten davor, daß die politiſche und ſoziale 
Entwicklung uns fünftig zuviel „Individualismus“ oder „Demokratie“ 
oder dergleichen beſcheren koͤnnte und daß die „wahre Freiheit“ erſt auf— 
leuchten werde, wenn die jetzige „Anarchie“ unſerer wirtſchaftlichen Pro— 
duktion und das „Parteigetriebe“ unſerer Parlamente beſeitigt ſein 
werden zugunſten „ſozialer Ordnung“ und „organiſcher Gliederung“ — 
das heißt: des Pazifismus der ſozialen Ohnmacht unter den Fittichen 
der einzigen ganz ſicher unentfliehbaren Macht: der Bureaukratie 
in Staat und Wirtſchaft! 

Angeſichts der Grundtatſache des unaufhaltſamen Vormarſches der 
Bureaukratiſierung kann die Frage nach den kuͤnftigen politiſchen Orga⸗ 
niſationsformen überhaupt nur fo geſtellt werden: 

1. Wie iſt es angeſichts dieſer Übermacht der Tendenz zur Bureau: 
kratiſierung uͤberhaupt noch moͤglich, irgendwelche Reſte einer in 
irgendeinem Sinn „individualiſtiſchen“ Bewegungsfreiheit zu retten? 
Denn ſchließlich iſt es eine groͤbliche Selbſttaͤuſchung, zu glauben, ohne 
dieſe Errungenſchaften aus der Zeit der „Menſchenrechte“ vermochten 
wir heute (auch der konſervativſte unter uns) uͤberhaupt zu leben. Dieſe 
Frage ſoll uns aber diesmal nicht intereſſieren; denn daneben gibt es 
eine andere, die uns hier angeht: 

2. Wie kann, angeſichts der ſteigenden Unentbehrlichkeit und der da⸗ 
durch bedingten Machtſtellung des uns hier intereſſierenden ſtaatlichen 
Beamtentums, irgendwelche Gewaͤhr dafuͤr geboten werden, daß 
Mächte vorhanden find, welche die ungeheure Ubermacht dieſer an Be⸗ 
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deutung ſtets wachſenden Schicht in Schranken halten und fie wirkſam 
kontrollieren? Wie wird Demokratie auch nur in dieſem beſchraͤnkten 
Sinn überhaupt moͤglich ſein? Aber auch das iſt nicht die einzige 
Frage, die uns hier beſchaͤftigt. Denn 

3. eine dritte Frage, und zwar die wichtigſte von allen, ergibt ſich 
aus einer Betrachtung deſſen, was die Bureaukratie als ſolche nicht 
leiſtet. Leicht iſt nämlich feſtzuſtellen, daß ihre Leiſtungsfaͤhigkeit auf 
dem Gebiet des oͤffentlichen, ſtaatlich⸗-politiſchen Betriebes ganz ebenſo 
wie innerhalb der Privatwirtſchaft feſte innere Grenzen hat. Der lei⸗ 
tende Geiſt: der „Unternehmer“ hier, der „Politiker“ dort, iſt etwas 
anderes als ein „Beamter“. Nicht notwendig der Form, wohl aber der 
Sache nach. Auch der Unternehmer ſitzt auf dem „Bureau“. Auch der 
Heerfuͤhrer tut es. Der Heerfuͤhrer iſt ein Offizier und formell alſo nichts 
anderes als alle anderen Offiziere. Und iſt der Generaldirektor eines 
großen Unternehmens ein angeſtellter Beamter einer Aktiengeſellſchaft, 
ſo iſt auch er in ſeiner Rechtsſtellung von anderen Beamten nicht prin⸗ 
zipiell unterſchieden. Ebenſo ſteht es auf dem Gebiete des ſtaatlichen 
Lebens mit dem leitenden Politiker. Der leitende Miniſter iſt formell 
ein Beamter mit penſionsfaͤhigem Gehalt. Der Un ſtand, daß nach allen 
Verfaſſungen der Erde er jederzeit entlaſſen werden und Entlaſſung 
fordern kann, unterſcheidet feine Dienſtſtellung aͤußerlich von derjenigen 
der meiſten, aber nicht aller anderen Beamten. Weit auffaͤlliger iſt da⸗ 
gegen die Tatſache: daß fuͤr ihn und fuͤr ihn allein keinerlei Fach— 
bildung squalifikation vorgeſchrieben iſt, wie für andere Beamte. Das 
deutet an, daß er eben doch dem Sinn ſeiner Stellung nach etwas aͤhn⸗ 
lich Verſchiedenes von den anderen Beamten iſt, wie der Unternehmer 
und Generaldirektor innerhalb der Privatwirtſchaft. Oder vielmehr 
richtiger: daß er etwas anderes fein ſoll. Und fo iſt es in der Tat. Wenn 
ein leitender Mann dem Geiſt ſeiner Leiſtung nach ein „Beamter“ 
iſt, ſei es auch noch fo ein tuͤchtiger: ein Mann alſo, der nach Reglement 
und Befehl pflichtgemaͤß und ehrenhaft ſeine Arbeit abzuleiſten gewohnt 
iſt, dann iſt er weder an der Spitze eines Privatwirtſchaftsbetriebes noch 
an der Spitze eines Staates zu brauchen. Wir haben leider innerhalb 
unſeres eigenen Staatslebens das Exempel darauf zu machen gehabt. 

Der Unterſchied liegt nur zum Teil in der Art der erwarteten Leiſtung. 
Selbſtaͤndigkeit des Entſchluſſes, organiſatoriſche Faͤhigkeit kraft eigener 
Ideen wird im einzelnen maſſenhaft, ſehr oft aber auch im großen von 
„Beamten“ ebenſo erwartet wie von „Leitern“. Und gar die Vor⸗ 
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ftellung: daß der Beamte im ſubalternen Alltagswirken aufgehe, nur 
der Leiter die „intereſſanten“, geiſtige Anforderungen ſtellenden Sonder⸗ 
leiſtungen zu vollbringen habe, iſt literatenhaft und nur in einem Lande 
möglich, welches keinen Einblick in die Art der Fuͤhrung feiner Geſchaͤfte 
und die Leiſtungen ſeiner Beamtenſchaft hat. Nein — der Unterſchied 
liegt in der Art der Verantwortung des einen und des anderen, und 
von da aus beſtimmt ſich allerdings weitgehend auch die Art der An⸗ 
forderungen, die an die Eigenart beider geſtellt werden. Ein Beamter, 
der einen nach ſeiner Anſicht verkehrten Befehl erhaͤlt, kann — und 
ſoll — Vorſtellungen erheben. Beharrt die vorgeſetzte Stelle bei ihrer 
Anweiſung, fo iſt es nicht nur feine Pflicht, ſondern feine Ehre, fie fo 
auszuführen, als ob fie feiner eigenften Überzeugung entſpraͤche und 
dadurch zu zeigen: daß fein Amtspfichtgefühl über feiner Eigenwillig⸗ 
keit ſteht. Ob die vorgeſetzte Stelle eine „Behoͤrde“ oder eine „Koͤrper⸗ 
ſchaft“ oder „Verſammlung“ iſt, von der er ein imperatives Mandat 
hat, iſt gleichgültig. So will es der Geiſt des Amtes. Ein politiſcher 
Leiter, der ſo handeln wuͤrde, verdiente Verachtung. Er wird oft 
gendtigt fein, Kompromiſſe zu ſchließen, das heißt: Unwichtigeres dem 
Wichtigeren zu opfern. Bringt er es aber nicht fertig, ſeinem Herren 
(es ſei der Monarch oder der Demos) zu ſagen: entweder ich erhalte 
jetzt dieſe Inſtruktion oder ich gehe, ſo iſt er ein elender „Kleber“, 
wie Bismarck dieſen Typus getauft hat, und kein Führer. „Über den 
Parteien“, das heißt aber in Wahrheit: außerhalb des Kampfes um 
eigene Macht, ſoll der Beamte ſtehen. Kampf um eigene Macht und die 
aus dieſer Macht folgende Eigen verantwortung fuͤr ſeine Sache 
iſt das Lebenselement des Politikers wie des Unternehmers. 
Deutſchland wurde ſeit dem Ruͤcktritt des Fuͤrſten Bismarck von „Be⸗ 
amten“ (im geiſtigen Sinne des Wortes) regiert, weil Bismarck alle 
politiſchen Koͤpfe neben ſich ausgeſchaltet hatte. Deutſchland behielt 
nach wie vor die an Integritaͤt, Bildung, Gewiſſenhaftigkeit und In⸗ 
telligenz hoͤchſtſtehende militaͤriſche und zivile Bureaukratie der Welt. 
Die deutſche Leiſtung im Kriege draußen und im großen und ganzen 
auch in der Heimat hat gezeigt, was mit dieſen Mitteln auszurichten 
iſt. Aber — die Leitung der deutſchen Politik in den letzten Jahr⸗ 
zehnten? Noch das Freundlichſte, was man uͤber ſie geſagt hat, war: 
daß „die Siege der deutſchen Heere ihre Niederlagen wieder wettge⸗ 
macht“ haben. Mit welchen Opfern — davon ſoll geſchwiegen und 
vielmehr nach den Gruͤnden dieſer Mißerfolge gefragt werden. 


154 


Das Ausland bildet ſich ein: die deutſche „Autokratie“ fei der Fehler. 
Im Inland glaubt man, dank den kindlichen Geſchichtsſpekulationen 
unſerer Literaten, vielfach umgekehrt: eine Verſchwoͤrung der inter⸗ 
nationalen „Demokratie“ gegen Deutſchland habe die unnctuͤrliche 
Weltkoalition gegen uns zuſtande gebracht. Das Ausland arbeitet mit 
der heuchleriſchen Phraſe von der „Befreiung der Deutſchen“ von jener 
Autokratie. Im Inland arbeiten die Intereſſenten des bisherigen 
Syſtems — wir werden ſie noch kennenlernen — mit der ebenſo heuch⸗ 
leriſchen Phraſe von der Notwendigkeit, den „deutſchen Geiſt“ vor der 
Befleckung durch die „Demokratie“ zu ſchuͤtzen, oder ſucht nach anderen 
Suͤndenboͤcken. Ä 

Es iſt z. B. üblich geworden, auf die deutſche Diplomatie zu ſchelten. 
Vermutlich mit Unrecht. Im Durchſchnitt war ſie wahrſcheinlich genau 
ſo gut wie die anderer Laͤnder. Es liegt da eine Verwechſlung vor. 
Was fehlte, war: die Leitung des Staatsweſens durch einen Polis 
tiker — nicht etwa: durch ein politiſches Genie, was man nur alle 
Jahrhunderte einmal erwarten kann, nicht einmal durch eine bedeutende 
politiſche Begabung, ſondern: durch einen Politiker uͤberhaupt. 

Damit ſind wir ſchon vei der Beſprechung jener beiden Maͤchte, die 
allein neben dem alles umſpinnenden Beamtentum im Leben des mo⸗ 
dernen konſtitutionellen Staates eine Rolle als kontrollierende und 
richtungweiſende Inſtanzen zu ſpielen in der Lage ſind: dem Mon⸗ 
archen und dem Parlament. Zunaͤchſt: von dem erſteren. 

Die Stellung der deutſchen Dynaſtien wird aus dem Kriege uner⸗ 
ſchuͤttert hervorgehen, es ſei denn, daß ſehr große Unklugheiten begangen 
und aus den Maͤngeln der Vergangenheit gar nichts gelernt wuͤrde. 
Schon lange vor dem 4. Auguſt 1914 konnte, wer Gelegenheit hatte, 
mit deutſchen Sozialdemokraten — ich ſpreche hier nicht von „Reviſio⸗ 
niſten“, auch nicht von Abgeordneten der Partei oder Gewerkſchaftlern, 
ſondern gerade von teilweiſe ſehr radikal geſinnten Partei bea mten — 
längere Zeit zuſammenzuſitzen, nach eingehenden Eroͤrterungen faſt 
ſtets zugeſtanden erhalten, daß „an ſich“ fuͤr die beſondere internationale 
Lage Deutſchlands die konſtitutionelle Monarchie die gegebene Staats⸗ 
form ſei. Man braucht in der Tat nur einen Augenblick jetzt nach Ruß⸗ 
land zu blicken, um zu ſehen: daß der von den liberalen Politikern ge⸗ 
wuͤnſchte Übergang zur parla mentariſchen Monarchie einerſeits die 
Dynaſtie erhalten, andererſeits die nackte Bureaukratenherrſchaft be⸗ 
ſeitigt und im Reſultat ebenſoviel zur Staͤrkung Rußlands beigetragen 
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hätte, wie jetzt dieſe Form der Literaten⸗Republik, allem ſubjektiven 
Idealismus der Fuͤhrer zum Trotz, zu ſeiner Schwaͤchung!). Alle Staͤrke 
des britiſchen Parlamentarismus haͤngt, wie man in England ſehr gut 
weiß, mit der Tatſache zuſammen, daß die formell hoͤchſte Stelle im 
Staat ein fuͤr allemal beſetzt iſt. Worauf dieſe Funktion der bloßen 
Exiſtenz eines Monarchen beruht, iſt hier nicht zu eroͤrtern. Ebenſo nicht, 
ob dies unvermeidlich überall gerade nur ein Monarch zu leiſten ver- 
moͤchte. Fuͤr Deutſchland iſt jedenfalls die Lage in dieſer Hinſicht ge— 
geben. Es kann uns nicht nach einem Zeitalter der Praͤtendentenkriege 
und Gegenrevolutionen geluͤſten; dazu iſt unſere Exiſtenz international 
zu bedroht. 

Allein: ein Gegengewicht und ein Kontrollmittel gegen die alles um⸗ 
faſſende Macht des Fachbeamtentums iſt der Monarch als ſolcher 
unter den Verhaͤltniſſen des modernen Staates niemals und nirgends 
und kann es auch gar nicht ſein. Er kann die Verwaltung nicht kon⸗ 
trollieren. Denn dieſe Verwaltung iſt fachgeſchulte Verwaltung und 
ein moderner Monarch iſt, außerhalb allenfalls des militaͤriſchen Gebiets, 
nie ein Fachmann. Vor allem aber — das geht uns hier an — iſt er 
als ſolcher nie mals ein im Getriebe des Parteikampfes oder der Diplo: 
matie geſchulter Politiker. Seine ganze Erziehung nicht nur, ſondern 
vor allem ſeine ſtaatliche Stellung wirkt dem ſchlechterdings entgegen. 
Nicht im Kampf der Parteien gewann er ſeine Krone, und nicht der 
Kampf um die Macht im Staat iſt ſeine natuͤrliche Lebensluft, wie ſie 


) Da von ruſſiſcher Seite mir gegenüber behauptet wurde, Herr Kerenſkij habe 
dieſen Satz aus der „Frankfurter Zeitung“ in Verſammlungen zitiert, um die Not 
wendigkeit feiner Offenſive als Beweis der „Staͤrke“ darzutun, fo fei für dieſen Toten⸗ 
graͤber der jungen ruſſiſchen Freiheit ausdruͤcklich bemerkt: Eine Offenſive kann ver⸗ 
anſtalten, wer uͤber die ſachlichen Kriegsmittel verfuͤgt, z. B. uͤber die Artillerie, um 
die vor ihr liegende Infanterie in den Schuͤtzengraͤben niederzuhalten, und uͤber die 
Verkehrsmittel und Vorräte, um die in den Schuͤtzengraͤben gebannten Soldaten 
überdies die Abhaͤngigkeit ihrer Ernährung von ſich fühlen zu laſſen. Die „Schwache“ 
der ſogenannten ſozialrevolutionaͤren Regierung des Herrn Kerenflij aber lag in ihrer 
Kreditunwuͤrdigkeit, wie anderwaͤrts dargelegt wurde, und in der Notwendigkeit, 
um Kredit zur Erhaltung der eigenen Herrſchaft im Inland zu erhalten, feinen Idealis⸗ 
mus zu verleugnen, mit der buͤrgerlichen imperialiſtiſchen Entente zu paktieren und 
alſo Hunderttauſende feiner eigenen Landsleute als Soͤldner fremder Inte reſſen 
bluten zu laſſen, wie es ſeither geſchehen iſt. Ich glaube mit dieſer wie mit anderen 
Vorausſetzungen, die ich an anderer Stelle uͤber Rußlands Haltung machte, leider 
Recht behalten zu haben. (Ich laſſe die vor vielen Monaten geſchriebene Stelle auch 
jetzt ſtehen. W.) 
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die des Politikers immer iſt. Er lernt die Bedingungen des Kampfes 
nicht durch eigenes Hinabſteigen in die Arena am eigenen Leibe kennen, 
iſt vielmehr durch ſein Privileg den Ruͤckſichtsloſigkeiten des Kampfes 
entruͤckt. Es gibt: den geborenen Politiker, — aber er iſt ſelten. Der 
Monarch aber, der das nicht iſt, wird dann ſeinen eigenen und den 
Staatsintereſſen ſehr gefährlich, wenn er verſucht, wie es der Zar tat, 

„ſelbſt zu regieren“, oder mit den Mitteln des Politikers: „Demagogie“ 
im weiteſten Sinn des Wortes durch Rede und Schrift zur Propaganda 
der eigenen Ideen oder der eigenen Perfönlichkeit, auf die Welt zu wir⸗ 
ken. Dann ſpielt er nicht nur um feine Krone — das waͤre feine Privat- 
angelegenheit — ſondern um die Exiſtenz ſeines Staates. Und in jene 
Verſuchung, ja geradezu Notwendigkeit, geraͤt ein moderner Monarch 
unweigerlich immer wieder, wenn ihm nie mand anders als nur die 
Beamten im Staate gegenuͤberſtehen, wenn alſo das Parlament macht⸗ 
los iſt, wie es in Deutſchland jahrzehntelang der Fall war. Schon rein 
techniſch hat das ſchwere Nachteile. Der Monarch iſt heute, wenn kein 
machtvolles Parlament neben ihm ſteht, zur Kontrolle der Amtsfuͤhrung 
der Beamten auf die Berichte anderer Beamten angewicſen. Alles 
dreht ſich dabei im Kreiſe herum. Der beſtaͤndige Krieg der verſchiedenen 
Reſſorts gegeneinander, der z. B. fuͤr Rußland typiſch war und auch 
bei uns bis in die Gegenwart hinein herrſcht, iſt die ſelbſtverſtaͤndliche 
Folge einer ſolchen angeblich „monarchiſchen“ Regierung, bei welcher 
ein leitender Politiker fehlt. Denn es handelt ſich ja bei dieſem Sa⸗ 
trapenkampf in erſter Linie meiſt nicht nur um ſachliche, ſondern um 
perſoͤnliche Gegenſaͤtze: der Kampf des Reſſorts dient deren Chefs als 
Konkurrenzmittel um die Miniſterſtellen, wenn dieſe lediglich als Ber 
amtenpfründen behandelt werden. Nicht ſachliche Gruͤnde oder poli⸗ 
tiſche Fuͤhrerqualitaͤten, ſondern hoͤfiſche Intrigen entſcheiden dann dar⸗ 
uͤber, wer ſich in den leitenden Stellungen behauptet. Jedermann weiß: 
daß perſoͤnliche Machtkaͤmpfe die parlamentariſchen Staaten erfuͤllen. 
Der Irrtum iſt nur: zu glauben, es ſei in Monarchien irgendwie anders. 
Dort tritt ein anderes Übel hinzu. Der Monarch glaubt ſelbſt zu regieren, 
waͤhrend in Wahrheit das Beamtentum ſich des Privilegs erfreut, ge— 
deckt durch ihn, unkontrolliert und verantwortungslos ſchalten zu 
koͤnnen. Dem Monarchen wird geſchmeichelt und ihm, weil er die Per: 
ſon des leitenden Miniſters nach perſoͤnlichem Belieben wechſeln kann, 
der ro mantiſche Schein der Macht gezeigt. In Wahrheit haben Mon⸗ 
archen wie Eduard VII. und Leopold II., obwohl gewiß keine idealen 
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Perſoͤnlichkeiten, weit mehr reale Macht in Händen gehabt, obſchon 
und weil ſie in ſtreng parlamentariſcher Form regierten und niemals 
oder doch nie anders als in dieſen Formen oͤffentlich hervortraten. Es 
iſt Ignoranz, wenn die moderne Literatenphraſe ſolche Monarchen als 
„Schattenkoͤnige“ hinſtellt, und eine Dummheit, wenn fie den mora⸗ 
liſchen Klatſch der Spießbuͤrger zum Maßſtab des politiſchen Urteils 
uͤber ſie macht. Die Weltgeſchichte wird anders urteilen, auch wenn ihr 
Werk — wie ſo manches andere große politiſche Projekt — letztlich 
ſcheitert. Eine weltumſpannende Koalition hat der eine, der ſelbſt ſeine 
Hofbeamten je nach den Parteikonſtellationen wechſeln mußte, ein 
rieſenhaftes Kolonialreich (verglichen mit unſeren Koloniefragmenten!) 
der andere, der einen Kleinſtaat regierte, zuſammengefuͤgt. Wer, als 
Monarch oder Miniſter, politiſch fuͤhren will, muß auf den modernen 
Inſtrumenten der Macht zu ſpielen wiſſen. Nur den politiſch unbe— 
gabten Monarchen ſchaltet das parlamentariſche Syſtem aus — zum 
Heil der Macht des Landes! Und iſt das ein „Nachtwaͤchterſtaat“, der 
es verſtand, der eigenen an Zahl eng begrenzten Nation die beſten Teile 
aller Kontinente anzugliedern? Welch ſpießerhaftes Literatengeſchwaͤtz 
iſt doch dieſe recht ſtark nach dem Reſſentiment des „Untertanen“ ſchmek⸗ 
kende, abgegriffene Redensart! — 

Nun zum Parlament. 

Die modernen Parlamente ſind in erſter Linie Vertretungen der durch 
die Mittel der Bureaukratie Beherrſchten. Ein gewiſſes Minimum 
von innerer Zuſtimmung mindeſtens der ſozial gewichtigen Schichten 
der Beherrſchten iſt ja Vorbedingung der Dauer einer jeden, auch der 
beſtorganiſierten, Herrſchaft. Die Parlamente ſind heute das Mittel, 
dies Minimum von Zuſtimmung aͤußerlich zu manifeſtieren. Fuͤr ge⸗ 
wiſſe Akte der oͤffentlichen Gewalten iſt die Form der Vereinbarung 
durch Geſetz nach vorheriger Beratung mit dem Parlament obligatoriſch, 
und zu dieſen gehoͤrt vor allem: der Haushaltsplan. Heute wie ſeit 
der Zeit der Entſtehung der Staͤnderechte iſt die Verfuͤgung uͤber die 
Art der Geldbeſchaffung des Staates: das Budgetrecht, das entſcheidende 
parlamentariſche Machtmittel. Solange freilich ein Parlament nur durch 
Verweigerung von Geldmitteln und Ablehnung der Zuſtimmung zu 
Geſetzesvorſchlaͤgen oder durch unmaßgebliche Antraͤge den Beſchwerden 
der Bevoͤlkerung gegenuͤber der Verwaltung Nachdruck verleihen kann, 
iſt es von poſitiver Anteilnahme an der politiſchen Leitung ausgeſchloſſen. 
Es kann und wird dann nur „negative“ Politik treiben, d. h.: den Ver⸗ 
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waltungsleitern wie eine feindliche Macht gegenuͤberſtehen, von ihnen 
als ſolche mit dem unentbehrlichen Minimum von Auskunft abgeſpeiſt 
und nur als Hemmſchuh, als eine Verſammlung impotenter Noͤrgler 
und Beſſerwiſſer gewertet. Die Bureaukratie andererſeits gilt dann 
dem Parlament und ſeinen Waͤhlern leicht als eine Kaſte von Strebern 
und Buͤtteln, denen das Volk als Objekt ihrer laͤſtigen und zum guten 
Teil uͤberfluͤſſigen Kuͤnſte gegenuͤberſtehe. Anders, wo das Parlament 
durchgeſetzt hat, daß die Verwaltungsleiter entweder geradezu aus ſeiner 
Mitte entnommen werden muͤſſen („parla mentariſches Syſtem“ 
im eigentlichen Sinn) oder doch, um im Amt zu bleiben, das ausdruͤck⸗ 
lich ausgeſprochene Vertrauen ſeiner Mehrheit beduͤrfen oder wenigſtens 
der Bekundung des Mißtrauens weichen muͤſſen (parla mentariſche 
Ausleſe der Fuͤhrer) und aus dieſem Grunde, erſchoͤpfend und unter 
Nachpruͤfung des Parlaments oder feiner Ausſchuͤſſe, Rede und Ant: 
wort ſtehen (parla mentariſche Verantwortlichkeit der Fuͤhrer) 
und die Verwaltung nach den vom Parlament gebilligten Richtlinien 
fuͤhren muͤſſen (parla mentariſche Verwaltungskontrolle). In 
dieſem Fall ſind die Fuͤhrer der jeweils ausſchlaggebenden Parteien 
des Parlaments notwendig poſitive Mittraͤger der Staatsgewalt. Das 
Parlament iſt dann ein Faktor poſitiver Politik neben dem Monarchen, 
der dann nicht oder wenigſtens nicht vorwiegend, jedenfalls nicht aus⸗ 
ſchließlich, kraft ſeiner formalen Kronrechte, ſondern kraft ſeines unter 
allen Umſtaͤnden ſehr großen Einfluſſes die Politik mitbeſtimmt, ver⸗ 
ſchieden ſtark alſo je nach ſeiner politiſchen Klugheit und Zielbewußtheit. 
In dieſem Fall ſpricht man, einerlei ob mit Recht oder Unrecht, vom 
„Volksſtaat“, waͤhrend ein Parlament der Beherrſchten mit negativer 
Politik gegenuͤber einer herrſchenden Bureaukratie eine Spielart des 
„Obrigkeitsſtaats“ darſtellt. Uns intereſſiert hier die praktiſche Be⸗ 
deutung der Stellung des Parlaments. 

Man mag den parlamentariſchen Betrieb haſſen oder lieben — be⸗ 
ſeitigen wird man ihn nicht. Man kann ihn nur politiſch machtlos 
machen, wie Bismarck es mit dem Reichstag getan hat. Die Macht⸗ 
loſigkeit des Parlaments aber aͤußert ſich außer in den allgemeinen Kon⸗ 
ſequenzen der „negativen Politik“ in folgenden Erſcheinungen. Jeder 
parlamentariſche Kampf iſt ſelbſtverſtaͤndlich ein Kampf nicht nur um 
ſachliche Gegenſaͤtze, ſondern ebenſo: um perſoͤnliche Macht. Wo die 
Machtſtellung des Parlaments es mit ſich bringt, daß der Monarch in 
aller Regel den Vertrauensmann der entſchiedenen Mehrheit mit der 
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Leitung der Politik betraut, richtet ſich dieſer Machtkampf der Parteien 
auf die Erlangung dieſer hoͤchſten politiſchen Stellung. Es ſind dann 
die Leute mit großem politiſchen Machtinſtinkt und mit den ausge— 
praͤgteſten politiſchen Fuͤhrerqualitaͤten, welche ihn durchfechten und 
welche alſo die Chance haben, in die leitenden Stellungen zu kommen. 
Denn die Exiſtenz der Partei im Lande und alle die zahlloſen ideellen 
und zum Teil ſehr materiellen Intereſſen, welche damit verknuͤpft ſind, 
erheiſchen dann gebieteriſch, daß eine mit Fuͤhrereigenſchaften aus⸗ 
geſtattete Perſoͤnlichkeit an die Spitze kommt. Es beſteht dann, und 
nur dann, der Anreiz fuͤr die politiſchen Temperamente und politiſchen 
Begabungen, ſich der Ausleſe dieſes Konkurrenzkampfes zu unterziehen. 

Ganz anders, wenn unter der Firma: „monarchiſche Regierung“ die 
Beſetzung der hoͤchſten Stellen im Staate Gegenſtand des Beamten⸗ 
avance ments oder hoͤfiſcher Zufallsbekanntſchaften iſt, und wenn ein 
machtloſes Parlament dieſe Art der Zuſammenſetzung der Regierung 
uͤber ſich ergehen laſſen muß. Auch dann wirkt ſich natuͤrlich innerhalb 
des parlamentariſchen Kampfes neben den ſachlichen Gegenſaͤtzen der 
perjönlihe Machtehrgeiz aus. Aber in ganz anderen: fubalternen, For⸗ 
men und Richtungen. In der Richtung, welche er ſeit 1890 in Deutſch⸗ 
land eingeſchlagen hat. Neben der Vertretung von lokalen wirtſchaft⸗ 
lichen Privatintereſſen einflußreicher Wähler iſt dann die kleine, ſub— 
alterne Patronage ausſchließlich der Punkt, um den ſich letztlich alles 
dreht. Der Konflikt zwiſchen dem Reichskanzler Fuͤrſten Buͤlow und 
dem Zentrum z. B. entſtand nicht uͤber ſachliche Meinungsgegenſaͤtze, 
ſondern es war weſentlich der Verſuch des damaligen Kanzlers, ſich jener 
Amterpatronage des Zentrums zu entziehen, welche noch heute der 
Perſonalzuſammenſetzung mancher Reichsbehoͤrden in ſtarkem Maße das 
Gepraͤge gibt. Und das Zentrum ſteht darin nicht allein. Die konſer⸗ 
vativen Parteien haben das Amtermonopol in Preußen und ſuchen den 
Monarchen mit dem Geſpenſt der „Revolution“ einzuſchuͤchtern, ſobald 
dieſe Pfruͤndenintereſſen bedroht werden. Die von den Staatsaͤmtern 
durch fie dauernd ausgeſchloſſenen Parteien aber ſuchen für fi Ents 
ſchaͤdigung in Gemeinde- oder Krankenkaſſen⸗Verwaltungen und treiben, 
wie fruͤher die Sozialdemokratie, im Parlament eine ſtaatsfeindliche 
oder ſtaatsfremde Politik. Dies iſt felbftverftändlih. Denn jede Partei 
erſtrebt als ſolche: Macht, das heißt: Anteil an der Verwaltung und 
alſo: am Einfluß auf die Amterbeſetzung. Den haben die herrſchenden 
Schichten bei uns in einem Maße wie nur irgendwo ſonſt. Nur daß 
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fie der Verantwortung bafür entzogen find, weil die Stellenjagd und 
Patronage hinter den Kuliffen vor ſich geht und ſich auf die unteren, 
. für die Perſonalien nicht verantwortlichen Stellen erſtreckt. Das 
Beamtentum aber findet bei uns ſeine Rechnung dabei, ſeinerſeits 
perſoͤnlich unkontrolliert zu ſchalten, dafuͤr aber den maßgebenden 
Parteien in Geſtalt jener kleinen Pfruͤndenpatronage die erforderlichen 
Trinkgelder zu zahlen. Dies iſt die ſelbſtverſtaͤndliche Folge davon, daß 
die Partei (oder Parteikoalition), in deren Hand jeweils tatſaͤchlich die 
Mehrheitsbildung fuͤr oder gegen die Regierung im Parlament liegt, 
nicht als ſolche offiziell zur Beſetzung des verantwortlichen hoͤchſten 
politiſchen Poſtens berufen wird. 

Andererſeits ermöglicht dieſes Syſtem Leuten, welche die Qualitäten 
eines brauchbaren Beamten, aber keinen Hauch ſtaats maͤnniſcher 
Begabung beſitzen, ſich ſo lange in leitenden politiſchen Stellungen zu 
behaupten, bis irgendeine Intrige ſie zugunſten einer anderen gleich⸗ 
artigen Perſoͤnlichkeit von der Bildflaͤche verſchwinden laͤßt. Wir haben 
alſo die parteipolitiſche Amterpatronage bei uns wie in irgendeinem 
anderen Land. Nur in unehrlich verhuͤllter Form und vor allem ſo, 
daß ſie ſtets zugunſten beſtimmter, als „hoffaͤhig“ geltender Partei⸗ 
meinungen wirkt. Aber dieſe Einſeitigkeit iſt bei weitem noch nicht das 
Übelfte an dem beſtehenden Zuſtand. Sie wäre rein politiſch zu er⸗ 
tragen, wenn ſie nur wenigſtens die Chance boͤte, daß aus der Mitte 
jener „hoffaͤhigen“ Parteien politiſch zur Leitung der Nation qualifi⸗ 
zierte Fuͤhrer in die maßgebenden Stellen aufſteigen koͤnnten. Das 
aber iſt nicht der Fall. Das iſt nur dann moͤglich, wenn parlamenta⸗ 
riſches Syſtem oder wenigſtens parlamentariſche Amterpatronage fuͤr 
die Fuͤhrerſtellungen beſteht. Wir knuͤpfen zunaͤchſt an ein rein for⸗ 
melles Hindernis an, welches die jetzige Reichsverfaſſung ihr in den 
Weg ſtellt. 

Der Art. 9 der Reichsverfaſſung, letzter Satz, lautet: „Niemand kann 
gleichzeitig Mitglied des Bundesrats und des Reichstags ſein.“ 
Waͤhrend alſo in parlamentariſch regierten Laͤndern es als unbedingt 
erforderlich gilt, daß die leitenden Staatsmaͤnner dem Parlament an- 
gehören, iſt das in Deutſchland rechtlich unmoglich. Der Reichskanzler 
oder ein zum Bundesrat bevollmaͤchtigter einzelſtaatlicher Miniſter oder 
ein Staatsſekretaͤr des Reichs kann zwar einem einzelſtaatlichen Parla= 
ment, z. B. dem preußiſchen Landtag, angehoͤren, alſo dort eine Partei 
beeinfluſſen oder ſogar leiten, aber nicht: dem Reichstag. Die Beſtim⸗ 
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mung war einfach eine mechaniſche Nachahmung des engliſchen Aus⸗ 
ſchluſſes der Peers vom Unterhaus (wohl durch Vermittlung der preu⸗ 
ßiſchen Verfaſſung) und beruht alſo auf Gedankenloſigkeit. Sie hat 
wegzufallen. Dieſer Wegfall bedeutet an ſich noch nicht die Einfuͤh⸗ 
rung des parlamentariſchen Syſtems oder der parlamentariſchen Amts⸗ 
patronage, ſondern nur die Moͤglichkeit, daß ein politiſch fähiger 
Parlamentarier zugleich eine politiſch leitende Reichsſtellung uͤbernimmt. 
Es iſt nicht einzuſehen, warum ein Abgeordneter, der ſich zu einer lei⸗ 
tenden Stellung im Reich geeignet zeigt, genoͤtigt werden ſoll, ſich 
zunaͤchſt politiſch zu entwurzeln, um fie zu übernehmen. 

Wenn Bennigſen ſeinerzeit in die Regierung eingetreten, und alſo 
aus dem Reichstag ausgetreten waͤre, ſo haͤtte Bismarck einen bedeu⸗ 
tenden politiſchen Fuͤhrer zu einem parlamentariſch wurzelloſen Ver⸗ 
waltungs bea mten gemacht, die Leitung der Partei aber wäre in die 
Haͤnde des linken Fluͤgels gefallen oder es waͤre — und vielleicht war 
dies ſeine Abſicht — die Partei zerfallen. Genau ſo hat jetzt der Uber⸗ 
tritt des Abgeordneten Schiffer in die Regierung dieſem den Einfluß 
auf die Partei genommen und dadurch dieſe dem ſchwerinduſtriellen 
Fluͤgel ausgeliefert. Man „koͤpft“ alſo auf dieſem Wege die Parteien 
und gewinnt doch fuͤr die Regierung ſtatt brauchbarer Politiker Fach⸗ 
beamte ohne die Fachkenntniſſe der Amterlaufbahn und dabei ohne den 
Einfluß, welchen das Mitglied des Parlaments hat. Und: man pflegt 
ſo ziemlich die elendeſte Form von Trinkgelderſyſtem, die man einem 
Parlament gegenüber anwenden kann. Das Parlament als Sprung: 
brett der Karriere für talentierte Staatsſekretaͤrskandidaten: dieſe charak⸗ 
teriſtiſche Bureaukratenauffaſſung vertreten politiſche und fachjuriſtiſche 
Literaten, welche das Problem des deutſchen Parlamentarismus der⸗ 
geſtalt auf ſpezifiſch „deutſche“ Art geloͤſt finden! Das ſind die gleichen 
Kreiſe, welche uͤber die angeblich nur „weſteuropaͤiſche“ und ſpezifiſch 
„demokratiſche“ Stellenjaͤgerei hoͤhnen! Daß parlamentariſche Führer 
nicht das Amt mit ſeinem Gehalt und Rang, ſondern die Macht mit 
ihrer politiſchen Verantwortung ſuchen, und daß fie dieſe nur haben 
koͤnnen, wenn ſie im Parlament in ihrer Parteigefolgſchaft wurzeln, 
daß es ferner zweierlei iſt: das Parlament zur Ausleſeſtaͤtte von Fuͤh⸗ 
rern oder von Amtsſtrebern zu machen, — dies werden ſie nie begreifen. 
Jahrzehntelang haben die gleichen Kreiſe daruͤber geſpottet: daß die 
deutſchen Parlamente und ihre Parteien in der Regierung immer eine 
Art von natuͤrlichem Feind ſaͤhen. Aber es ſtoͤrt ſie nicht im mindeſten, 
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daß durch die ausſchließlich ſich gegen den Reichstag wendende Schranke 
des Art. 9 Satz 2 kraft Geſetzes Bundesrat und Reichstag wie feindliche 
Maͤchte behandelt werden, die nur vom Bundesratstiſch und der Redner⸗ 
tribüne aus miteinander Berührung pflegen koͤnnen. Es iſt der gewiſſen⸗ 
haften Erwaͤgung eines Staatsmannes, der ihn bevollmaͤchtigenden Re⸗ 
gierung und: ſeiner Waͤhler zu uͤberlaſſen, ob er mit ſeinem Amt ein 
Mandat, die Leitung einer Partei oder doch die Taͤtigkeit in ihr zu ver⸗ 
einigen vermag, und ob die Inſtruktionen, nach denen er im Bundes⸗ 
rat ſtimmt, mit ſeinen eigenen Überzeugungen, die er im Reichstag ver⸗ 
tritt, vereinbar find!). Dem leitenden Politiker, vor allem demjenigen, 
der fuͤr die Inſtruktionen der „Praͤſidialſtimme“ im Reich die Verant⸗ 
wortung traͤgt, dem Reichskanzler und Auswaͤrtigen Miniſter Preußens 
alſo, muß die Moͤglichkeit offenſtehen, den Bundesrat als Vorſitzender 
unter Kontrolle der Vertreter der anderen Staaten zu leiten und zu⸗ 
gleich den Reichstag als ſtimmfuͤhrendes Mitglied einer Partei zu be⸗ 
einfluſſen. Heute freilich gilt es fuͤr „vornehm“, wenn ſich ein Staats⸗ 
mann von den Parteien fernhaͤlt. Graf Poſadowsky glaubte es ſogar 
feinem früheren Amt ſchuldig zu fein, ſich keiner Partei anzuſchließen, 
d. h. den Reichstag dazu zu mißbrauchen, in ihm als einflußloſer akade⸗ 
miſcher Vortragskuͤnſtler aufzutreten. Einflußlos: denn wie vollzieht 
ſich der Gang der Geſchaͤfte im Parlament? 

Reden, die ein Abgeordneter haͤlt, ſind heute keine perſoͤnlichen Be⸗ 
kenntniſſe mehr, noch viel weniger Verſuche, die Gegner umzuſtimmen. 
Sondern ſie ſind amtliche Erklaͤrungen der Partei, welche dem Lande 
„zum Fenſter hinaus“ abgegeben werden. Haben Vertreter aller Par⸗ 
teien ein⸗ oder zweimal reihum geſprochen, fo wird die Debatte im 
Reichstag geſchloſſen. Die Reden werden vorher in der Fraktionsſitzung 


) Es iſt ergoͤtzlich, wenn gerade in der „Kreuzzeitung“ ein Anonymus die Unmoͤglich⸗ 
keit dieſer Vereinigung in juriſtiſchem Formalismus daraus ableitet: daß die Abge⸗ 
ordneten nach freier Überzeugung, die Bundesratsmitglieder aber nach Inſtruktionen 
zu ſtimmen haben. Daß zahlreiche Tandräte, denen feit Puttkamer „die Vertretung 
der Politik der Regierung“ obliegt, im preußiſchen Landtag ſitzen, ſtoͤrt die „Kreuz⸗ 
zeitung“ nicht! Vollends nicht: Staatsſekretaͤre des Reiches, die als Abgeordnete 
im preußiſchen Landtag nach freier Überzeugung die Inſtruktionen, welche ihnen als 
Bundesratsmitglieder die dieſem Landtag unve rantwortliche Regierung gibt, 
kritiſieren ſollen! — Kann ſich der an der Spitze einer Partei ſtehende Staatsmann als 
Bundesrats mitglied diejenigen Inſtruktionen nicht erwirken, welche feiner Über⸗ 
zeugung entſprechen, fo hat er eben zu gehen. Das ſollte freilich ſchon heute jeder 
„Staatsmann“ tun! Siehe weiter unten! 
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vorgelegt oder doch in allen weſentlichen Punkten dort vereinbart. 
Ebenſo wird dort vorher beſtimmt, wer fuͤr die Partei zu ſprechen hat. 
Die Parteien haben ihre Spezialexperten fuͤr jede Frage, wie die Bureau⸗ 
kratie ihre zuftändigen Beamten. Sie haben allerdings auch ihre Drohnen, 
Paraderedner, die nur zu repraͤſentativen Zwecken mit Vorſicht verwert⸗ 
bar ſind, neben ihren Arbeitsbienen. Wenn auch nicht ausnahmslos, ſo 
gilt aber doch im ganzen der Satz: wer die Arbeit tut, hat den Einfluß. 
Dieſe Arbeit aber vollzieht ſich hinter den Kuliſſen, in den Kommiſſions⸗ 
und Fraktionsſitzungen, bei den wirklich ſcharf arbeitenden Mitgliedern 
aber vor allem: in ihren Privatbureaus. Eugen Richters trotz ausge: 
ſprochener Unbeliebtheit innerhalb ſeiner eigenen Partei unerſchuͤtter⸗ 
liche Machtſtellung z. B. beruhte auf ſeiner uͤberaus großen Arbeitſam⸗ 
keit und insbeſondere auf ſeiner unerreichten Kenntnis des Etats. Er 
war wohl der letzte Abgeordnete, der dem Kriegsminiſter jeden Pfennig, 
bis in die letzte Kantine hinein, nachrechnen konnte; das iſt wenigſtens 
mir gegenüber, trotz allen Verdruſſes, von Herren dieſer Verwaltung öfter 
bewundernd anerkannt worden. In der jetzigen Zentrumspartei beruht 
die Stellung des Herrn Mathias Erzberger wiederum auf ſeinem Bienen: 
fleiß, der den ſonſt, nach dem immerhin begrenzten Maß ſeiner politiſchen 
Begabung, ſchwer verſtaͤndlichen Einfluß dieſes Politikers begruͤndet. 
Aber ein noch ſo großer Fleiß qualifiziert weder zum Fuͤhrer und 
Leiter eines Staates, noch, was dem Weſen nach davon keineswegs 
ſo verſchieden iſt, wie unſere romantiſchen Literaten glauben, einer 
Partei. Es hat in Deutſchland, nach meiner Kenntnis wenigſtens, fruͤher 
in ausnahmslos allen Parteien Perſoͤnlichkeiten mit den vollen Eigen- 
ſchaften eines politiſchen Fuͤhrers gegeben. Die Nationalliberalen 
v. Bennigſen, v. Miquel, v. Stauffenberg, Voͤlk und andere, die Zen⸗ 
trumsleute v. Mallinkrodt, Windthorſt, die Konſervativen v. Bethuſy⸗ 
Huc, v. Minnigerode, v. Manteuffel, der Fortſchrittler v. Saucken-Tar⸗ 
putſchen, der Sozialdemokrat v. Vollmar waren politiſch qualifizierte 
Fuͤhrernaturen. Sie alle ſchwanden dahin oder traten, wie v. Bennigſen 
in den achtziger Jahren, aus dem Parlament aus, weil keinerlei Chance 
beſtand, als Parteifuͤhrer zur Fuͤhrung der Staatsgeſchaͤfte zu gelangen. 
Soweit Parlamentarier, wie v. Miquel und Moͤller, Miniſter wurden, 
mußten ſie zuerſt politiſch geſinnungslos werden, um in die reinen Des 
amtenminiſterien eingefügt werden zu koͤnnen !). Aber es gibt geborene 


) Der Minifter Möller erklärte ſeinerzeit: er ſei in der unangenehmen Lage, 
daß man aus feinen früheren Reden feinen perſoͤnlichen Standpunkt fo genau kenne! 
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Fuͤhrernaturen auch heute in Deutſchland, und zwar in großer 
Zahl. Ja, wo ſtecken ſie denn? Das iſt nach dem fruͤher Geſagten leicht 
zu beantworten. Um nur an ein Beiſpiel anzuknuͤpfen, bei welchem 
die politiſchen und ſozialpolitiſchen Anſichten des Betreffenden den mei⸗ 
nigen ſo radikal wie nur moͤglich entgegengeſetzt ſind: glaubt jemand, 
es ſei dem jetzigen Leiter der Kruppwerke, einem fruͤheren Oſtmarken⸗ 
politiker und Staatsbeamten, vom Schickſal an die Stirn geſchrieben 
geweſen, daß er das groͤßte induſtrielle Unternehmen Deutſchlands leiten 
werde und nicht ein maßgebendes Minifterium oder eine machtvolle 
Parlamentspartei? Warum tut er alſo das eine, und warum wuͤrde 
er ſich (wie ich annehme) zu dem anderen wohl unter den heutigen Be⸗ 
dingungen keinesfalls bereitfinden laſſen? Etwa um beſſere Geldein⸗ 
nahmen zu erzielen? Ich vermute vielmehr: aus dem ſehr einfachen 
Grunde, weil ein Mann von ſtarken Machtinſtinkten und ſonſt entſpre⸗ 
chenden Qualitäten bei uns infolge der politiſchen Struktur des Staates — 
und das heißt ganz einfach: infolge der Machtloſigkeit des Parlaments 
und des damit zufammenhängenden reinen Beamtencharakters der 
Miniſterſtellungen — ja geradezu ein Narr ſein muͤßte, um ſich in dies 
jaͤmmerliche Getriebe kollegialen Reſſentiments und auf dies Glatteis 
hoͤfiſcher Intrigen zu begeben, wenn ſeinem Koͤnnen und Wollen ein 
Taͤtigkeitsfeld winkt, wie es die Rieſenunternehmungen, Kartelle, Bank⸗ 
und Großhandelsbetriebe zu eröffnen vermögen. Seinesgleichen ziehen 
es vor, alldeutſche Zeitungen zu finanzieren und darin die Literaten ihr 
Geſchwaͤtz machen zu laſſen. Dorthin, in den Dienſt privatkapitaliſtiſcher 
Intereſſen, werden im Wege jener negativen Ausleſe, welche unſere 
ſogenannte „monarchiſche Regierung“ praktiſch, von allem Phraſenwerk 
entblößt, bedeutet, die ſaͤmtlichen Fuͤhrertalente der Nation abgedraͤngt. 
Denn nur auf jenem Gebiet findet heute ſo etwas wie eine Ausleſe 
von Führerqualitäten überhaupt ftatt. Warum dort? Nun, weil die 
Gemütlichkeit, und das heißt in dieſem Fall: die Literatenphraſe, 
notwendig da aufhoͤrt, wo es ſich um oͤkonomiſche Intereſſen von Hun⸗ 
derten und Tauſenden von Millionen Mark und Zehntauſenden und 
Hunderttauſenden von Arbeitskraͤften handelt. Und warum in der Lei⸗ 
tung des Staates nicht? Weil eine der ſchlimmſten Erbſchaften der 
Bismarckſchen Herrſchaft es geweſen iſt, daß er ſein caͤſariſtiſches Regime 
mit der Legitimität des Monarchen zu decken für zweckmaͤßig hielt. 
Das machten ſeine Nachfolger, die ihrerſeits keine Caͤſaren, ſondern 
ſchlichte Beamte waren, ihm getreulich nach. Die politiſch unerzogene 
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Nation nahm jene Redensarten Bismards für bare Münze, während 
die Literaten den bei ihnen üblichen Beifall ſpendeten. Ganz natürlich. 
Sie eraminieren kuͤnftige Beamte, fühlen ſich ſelbſt als Beamte und 
als Vaͤter von Beamten. Und ihr Reſſentiment richtet ſich gegen jeder⸗ 
mann, der auf anderen Wegen als dem der Legitimation durch Examens⸗ 
diplome Macht erſtrebt und erlangt. Unter Bismarck der eigenen Sorge 
um die oͤffentlichen Angelegenheiten, ſpeziell die auswaͤrtige Politik, 
entwoͤhnt, ließ ſich die Nation infolgedeſſen etwas als „monarchiſche 
Regierung“ aufſchwatzen, was in Wahrheit nur die Unkontrolliertheit 
einer reinen Beamtenherrſchaft bedeutete, innerhalb deren, wenn ſie 
unter ſich gelaſſen wird, politiſche Fuͤhrerqualitaͤten noch nie und nir⸗ 
gends in aller Welt geboren und in die Hoͤhe gekommen ſind. Nicht 
daß in unſerem Beamtentum ſich nicht auch Leute mit Fuͤhrerqualitaͤten 
befaͤnden: es liegt hier ſehr ferne, das zu behaupten! Aber nicht 
nur ſtellen die Konventionen und inneren Eigentuͤmlichkeiten der Amts⸗ 
hierarchie gerade ihrem Aufſtieg ganz ungewoͤhnliche Hinderniſſe in den 
Weg und iſt das Weſen der Stellung eines modernen Verwaltungs- 
beamten der Entwicklung politiſcher Selbſtaͤndigkeit (die wohl zu unter⸗ 
ſcheiden iſt von innerer Unabhängigkeit des rein perſoͤnlichen Charak- 
ters) im ganzen hoͤchſt unguͤnſtig. Sondern das Weſen aller Politik iſt, 
wie noch oft zu betonen ſein wird: Kampf, Werbung von Bundes— 
genoſſen und von freiwilliger Gefolgſchaft, — und dazu, ſich 
in dieſer ſchweren Kunſt zu uͤben, bietet die Amtslaufbahn des Obrig— 
keitsſtaats nun einmal keinerlei Gelegenheit. Fuͤr Bismarck bot be⸗ 
kanntlich der Frankfurter Bundestag die Schule. Im Heer iſt die Schu⸗ 
lung eine ſolche fuͤr den Kampf und kann militaͤriſche Fuͤhrer gebaͤren. 
Fuͤr den modernen Politiker aber iſt der Kampf im Parlament und fuͤr 
die Partei im Lande die gegebene Palaͤſtra, die durch nichts anderes — 
am wenigſten durch die Konkurrenz um Avancement — gleichwertig 
zu erſetzen iſt. Natuͤrlich nur in einem Parlament und fuͤr eine Partei, 
deren Fuͤhrer die Macht im Staate erwirbt. 

Was in aller Welt ſoll dagegen eine Partei, welche günſtigenfalls 
die Chance hat, ein paar Budgetpoſten ſo zu aͤndern, wie es die Inter⸗ 
eſſen ihrer Waͤhler wuͤnſchenswert machen, und einigen Protegés 
ihrer Parteigroͤßen ein paar kleine Pfruͤnden zu verſchaffen, fuͤr eine 
Anziehungskraft auf Männer mit Führerqualitäten ausüben? Welche 
Gelegenheit bietet ſie ihnen denn, ſolche zu entfalten? Bis in die kleinſten 
Einzelheiten der Geſchaͤftsordnung und der Konventionen des Reichs⸗ 
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tags und der Parteien ſpricht ſich heut die Einſtellung unſeres Parla⸗ 
ments auf bloß negative Politik aus. Es ſind mir nicht wenige Faͤlle 
bekannt, in welchen innerhalb der Parteien junge Talente mit Fuͤhrer⸗ 
eigenſchaften von den alten verdienten Lokal⸗ und Parteigrößen ein⸗ 
fach niedergehalten wurden, wie es in jeder Zunft geſchieht. Das iſt 
in einem machtloſen Parlament, welches auf negative Politik beſchraͤnkt 
iſt, ſelbſtverſtaͤndlich. Denn dort herrſchen die Zunftinſtinkte allein. Das 
fönnte ſich dagegen eine Partei niemals geſtatten, deren Exiſtenz auf 
die Teilnahme an der Macht und Verantwortung im Staate zu— 
geſchnitten waͤre, bei der infolgedeſſen jeder Parteigenoſſe im Lande 
draußen wiſſen wuͤrde: daß Sein und Nichtſein der Partei und aller 
der Intereſſen, die ihn an ſie knuͤpfen, daran haͤngt, daß ſie ſich den 
Leuten mit Fuͤhrereigenſchaften, uͤber die ſie verfuͤgt, unterordnet. 
Denn nicht die viellöpfige Verſammlung des Parlaments als ſolche 
kann „regieren“ und die Politik „machen“. Davon iſt nirgends in der 
Welt die Rede, auch nicht in England. Die ganze breite Maſſe der Depu⸗ 
tierten fungiert nur als Gefolgſchaft für den oder die wenigen „leader“, 
welche das Kabinett bilden und gehorcht ihnen blind, ſolange ſie Er⸗ 
folg haben. Das ſoll ſo ſein. Stets beherrſcht das „Prinzip der kleinen 
Zahl“, d. h. die uͤberlegene politiſche Manoͤvrierfaͤhigkeit kleiner fuͤh⸗ 
render Gruppen, das politiſche Handeln. Dieſer caͤſariſtiſche Einſchlag 
iſt tin Maſſenſtaaten) unausrottbar. 

Er allein gewaͤhrleiſtet es aber auch, daß auf beſtimmten Perſoͤnlich⸗ 
keiten der Offentlichkeit gegenüber die Verantwortlichkeit ruht, die 
ſich innerhalb einer vielkoͤpfig regierenden Verſammlung ja ganz ver⸗ 
fluͤchtigen wuͤrde. Gerade in der eigentlichen Demokratie zeigt ſich das. 
Durch Volkswahl ins Amt berufene Beamte bewaͤhren ſich nach den 
bisherigen Erfahrungen in zwei Faͤllen. Einerſeits im lokalen Kantonal⸗ 
verband, wo man ſich bei ſtabiler Bevoͤlkerung gegenſeitig perſoͤnlich 
kennt, alſo die Bewaͤhrung innerhalb der Nachbarſchaftsgemeinſchaft die 
Wahl beſtimmen kann. Andererſeits, mit erheblichen Vorbehalten, bei 
der Wahl des hoͤchſten politiſchen Vertrauensmanns einer Nation in 
einem Maſſenſtaat. Selten der hervorragendſte, aber im Durchſchnitt 
doch: geeignete politiſche Fuͤhrer gelangen ſo zur hoͤchſten Macht. Fuͤr 
die ganze Maſſe der mittleren Beamten, vor allem derjenigen, welche 
Fachſchulung benoͤtigen, verſagt dagegen in Maſſenſtaaten das Volks⸗ 
wahlſyſtem in aller Regel voͤllig und aus begreiflichen Gruͤnden. In 
Amerika waren die vom Praͤſidenten ernannten Richter den vom Volk 
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gewählten turmhoch an Tuͤchtigkeit und Integritaͤt überlegen. Deshalb, 
weil in dem jene ernennenden Führer eine immerhin für die Qualität 
der Beamten verantwortliche Stelle vorhanden war und die herr— 
ſchende Partei es daher ſpaͤtez am eigenen Leibe ſpuͤrte, wenn groͤb⸗ 
liche Mißgriffe begangen wurden. Die Herrſchaft des gleichen Wahl⸗ 
rechts in den großen Kommunen hat daher dort immer wieder dahin 
geführt: daß ein Vertrauensmann der Buͤrgerſchaft durch Volksab— 
ſtimmung zum Buͤrgermeiſter gewaͤhlt wurde mit weitgehender Frei— 
heit, ſich ſelbſt ſeinen Verwaltungsapparat zu beſchaffen. Nicht minder 
neigt die engliſche Parlamentsherrſchaft zur Entwicklung ſolcher 
caͤſariſtiſchen Züge. Der leitende Staatsmann gewinnt dem Par⸗ 
lament gegenuͤber, aus dem er hervorgeht, eine immer uͤberragendere 
Stellung. 

Die Schwachen, welche der Ausleſe der führenden Politiker durch 
Parteiwerbung natürlich ebenſo anhaften wie jeder menſchlichen Orga— 
niſation überhaupt, find von den deutſchen Literaten der letzten Jahr: 
zehnte bis zum Überdruß breitgetreten worden. Daß auch die parla— 
mentariſche Parteiherrſchaft dem einzelnen zumutet und zumuten muß, 
ſich Fuͤhrern zu fügen, die er oft nur als das „kleinere Übel” akzeptieren 
kann, iſt einfach ſelbſtverſtaͤndlich. Aber der Obrigkeitsſtaat laͤßt ihm 
1. gar keine Wahl und gibt ihm 2. ſtatt der Fuͤhrer vorgeſetzte Be— 
amte. Das iſt denn doch wohl ein kleiner Unterſchied. Daß ferner die 
„Plutokratie“ in Deutſchland zwar in anderen Formen, der Sache nach 
aber ebenſo bluͤht wie ſonſtwo, daß gerade die von den Literaten in den 
ſchwaͤrzeſten Farben und uͤbrigens ohne jede Sachkunde gemalten groß— 
kapitaliſtiſchen Maͤchte, die ihre eigenen Intereſſen wahrhaftig ſelbſt 
beſſer kennen als Stubengelehrte, und zwar gerade die ruͤckſichtsloſeſten 
von ihnen: die Schwerinduſtriellen, bei uns wie ein Mann auf ſeiten 
des bureaukratiſchen Obrigkeitsſtaates und gegen Demokratie und 
Parlamentarismus ſtehen, hat doch ſeine guten Gruͤnde. Nur bleiben 
ſie dem Horizont der literariſchen Spießbuͤrger verborgen. Mit dem 
philiftröfeften Moralismus wird ſtatt deſſen die ſelbſtverſtaͤndliche Tat— 
ſache unterſtrichen: daß der Wille zur Macht zu den treibenden Mo— 
tiven der parlamentariſchen Fuͤhrer, das egoiſtiſche Streben nach Amtern 
zu denen ihrer Gefolgſchaft gehoͤren. Als ob nicht ganz ebenſoviel 
Streberei und Gehaltshunger, ſondern ausſchließlich und allein die ſelbſt⸗ 
loſeſten Beweggruͤnde die bureaukratiſchen Amtsreflektanten beſeelten! 
Und was die Teilnahme der „Demagogie“ an der Erlangung der Macht 
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anlangt, fo koͤnnen die Vorgänge der foeben!) ſchwebenden, von ge⸗ 
wiſſen amtlichen Stellen beguͤnſtigten demagogiſchen Preſſe⸗ 
eroͤrterungen uͤber die Beſetzung des Poſtens des deutſchen Außenmini⸗ 
ſters jedermann darüber belehren: daß gerade eine angeblich „mon⸗ 
archiſche“ Regierung die Amtsſtreberei und den Reſſortkampf auf den 
Weg der allerverderblichſten Preſſetreiberei verweiſt. In keinem parla⸗ 
mentariſchen Staat mit ſtarken Parteien waͤre Schlimmeres moͤglich. 

Die Motive des perſoͤnlichen Verhaltens ſind innerhalb einer Partei 
gewiß ebenſowenig nur idealiſtiſch, wie die uͤblichen banauſiſchen Avance⸗ 
ments⸗ und Pfruͤndenintereſſen der Konkurrenten in einer Beamten⸗ 
hierarchie es ſind. Um perſoͤnliche Intereſſen des einzelnen handelt es ſich 
hier wie dort in der Maſſe der Fälle (und wird es ſich auch in der viel- 
geprieſenen „Solidaritaͤtsgenoſſenſchaft“ des Zukunftsſtaats der Literaten 
handeln). Es kommt nur alles darauf an: daß dieſe uͤberall menſchlichen, 
oft allzu menſchlichen, Intereſſen ſo wirken, daß dadurch eine Aus— 
leſe der mit Fuͤhrerqualitaͤten begabten Männer wenigſtens nicht gerade: 
zu verhindert wird. Das aber iſt in einer Partei ausſchließlich dann 
möglich, wenn ihren Fuͤhrern im Falle des Erfolges die Macht und: die 
Verantwortung im Staate winkt. Es iſt nur dann moͤglich. Aber 
es iſt damit allein allerdings noch nicht geſichert. 

Denn nicht ein redendes, ſondern nur ein arbeitendes Parlament 
kann der Boden ſein, auf dem nicht bloß demagogiſche, ſondern echt 
politiſche Fuͤhrerqualitaͤten wachſen und im Wege der Ausleſe auf— 
ſteigen. Ein arbeitendes Parlament aber iſt ein ſolches, welches die 
Verwaltung fortlaufend mitarbeitend kontrolliert. Vor dem 
Krieg gab es das bei uns nicht. Nach dem Krieg muß aber das Parla— 
ment dazu umgebildet werden, oder wir haben die alte Miſere. Davon 
ift jetzt zu reden. 


III. Verwaltungsoͤffentlichkeit und Ausleſe der politiſchen Fuͤhrer 


Die ganze Struktur des deutſchen Parlaments iſt heute zugeſchnitten 
auf eine lediglich negative Politik: Kritik, Beſchwerde, Beratung, 
Abänderung und Erledigung von Vorlagen der Regierung. Alle parla— 
mentariſchen Gepflogenheiten entſprechen dem. Leider fehlt, infolge des 
geringen Intereſſes der Offentlichkeit daran, neben guten juriſtiſchen 
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Arbeiten über die Geſchaͤftsordnung jegliche politiſche Analyſe der wirk⸗ 
lichen Lebensvorgaͤnge des Reichstags, wie ſolche fuͤr außerdeutſche 
Parlamente vorliegen. Man mache aber den Verſuch und beſpreche 
irgendeine wuͤnſchenswerte Art von innerer Organiſation des Reichs⸗ 
tags und ſeines Geſchaͤftsganges mit einem Parlamentarier, und man 
wird ſofort auf allerhand konventionelle Gepflogenheiten und Ruͤck⸗ 
ſichten ſtoßen, welche lediglich auf die Bequemlichkeiten, Eitelkeiten, Be⸗ 
duͤrfniſſe und Vorurteile verbrauchter Parlamentshonoratioren zuge⸗ 


ſchnitten ſind und jeder politiſchen Aktionsfaͤhigkeit des Parlaments 


Steine in den Weg rollen. Schon die einfache Aufgabe einer wirk⸗ 
ſamen fortlaufenden Verwaltungskontrolle der Beamten wird dadurch 
gehemmt. Iſt dieſe Kontrolle etwa überflüffig? 

Glaͤnzend bewaͤhrt hat ſich das Beamtentum uͤberall da, wo es an 
amtlichen, feſtumſchriebenen Aufgaben fachlicher Art ſein Pflichtge— 
fuͤhl, ſeine Sachlichkeit und ſeine Kraft der Beherrſchung organiſatoriſcher 
Probleme zu beweiſen hatte. Wer ſelbſt aus einer Beamtenfamilie 
ſtammt, wird der allerletzte ſein, Flecken auf ſeinen blanken Schild kommen 
zu laſſen. Aber hier handelt es ſich um politiſche, nicht „dienſtliche“, 
Leiſtungen, und die Tatſachen ſelbſt rufen die von keinem Wahrheits⸗ 
liebenden zu verhehlende Erkenntnis in die Welt: Gänzlich verſagt 
hat die Beamtenherrſchaft da, wo ſie mit politiſchen Fragen befaßt 
wurde. Das iſt kein Zufall. Es waͤre umgekehrt erſtaunlich, wenn inner⸗ 
lich ganz fremdartige Faͤhigkeiten innerhalb desſelben politiſchen Ge⸗ 
bildes zuſammentreffen wuͤrden. Es iſt, wie geſagt, nicht Sache 
des Beamten, nach ſeinen eigenen Überzeugungen mitkaͤmpfend in 
den politiſchen Streit einzutreten und, in dieſem Sinn, „Politik zu 
treiben“, die immer: Kampf iſt. Sein Stolz iſt es im Gegenteil, die 
Unparteilichkeit zu huͤten und alſo: ſeine eigenen Neigungen und Mei⸗ 
nungen uͤberwinden zu koͤnnen, um gewiſſenhaft und ſinnvoll durchzu⸗ 
fuͤhren, was allgemeine Vorſchrift oder beſondere Anweiſung von ihm 
verlangen, auch und gerade dann, wenn ſie ſeinen eigenen politiſchen 
Auffaſſungen nicht entſprechen. Die Leitung der Beamtenſchaft, 
welche ihr die Aufgaben zuweiſt, hat dagegen ſelbſtverſtaͤndlich fort⸗ 
waͤhrend politiſche: — machtpolitiſche und kulturpolitiſche — Probleme 
zu löfen. Sie darin zu kontrollieren, iſt die erſte grundlegende Aufgabe 
des Parlaments. Und nicht nur die den hoͤchſtgeſtellten Zen tralinſtanzen 
zugewieſenen Aufgaben, ſondern jede einzelne noch ſo rein techniſche 
Frage in den Unterinſtanzen kann politiſch wichtig und die Art ihrer 
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Loͤſung durch politiſche Geſichtspunkte beſtimmt werden. Politiker 
muͤſſen der Beamtenherrſchaft das Gegengewicht geben. Dagegen aber 
wehrt ſich das Machtintereſſe der leitenden Inſtanzen einer reinen 
Beamtenherrſchaft, welche ſtets der Neigung zu moͤglichſt unkontrollierter 
Freiheit und vor allem: zur Monopoliſierung der Miniſterſtellen fuͤr das 
Beamtenavancement nachgehen werden. 

Die Moͤglichkeit, das Beamtentum wirkſam zu kontrollieren, iſt 
an Vorbedingungen geknuͤpft. 

Die Machtſtellung aller Beamten ruht, außer auf der arbeitsteiligen 
Technik der Verwaltung als ſolcher, auf Wiſſen. Einem Wiſſen pon 
zweierlei Art. Zuerſt: dem durch Fachſchulung erworbenen im weiteſten 
Sinne des Worts „technifchen” Fachwiſſen. Ob es auch im Parlament 
vertreten iſt oder ſich Abgeordnete im Einzelfall privatim bei Spezialiſten 
Auskunft einholen koͤnnen, iſt Zufall und Privatſache. Niemals erſetzt 
dies für die Verwaltungskontrolle das ſyſtematiſche (eidliche) Kreuz: 
verhoͤr von Sachverſtaͤndigen vor einer Parlamentskommiſſion 
unter Zuziehung der betreffenden Reſſortbeamten, welches allein Kon⸗ 
trolle und Allſeitigkeit der Befragung garantiert. Dem Reichstag fehlt 
das Recht dazu: er iſt verfaſſungsmaͤßig zur dilettantiſchen Dumm— 
heit verurteilt. 

Aber das Fachwiſſen allein begruͤndet nicht die Beamtenmacht. Dazu 
tritt die durch die Mittel des amtlichen Apparates nur dem Beamten 
zugaͤngliche Kenntnis der fuͤr ſein Verhalten maßgebenden konkreten 
Tatſachen: das Dienſtwiſſen. Nur wer ſich dieſe Tatſachenkenntnis 
unabhaͤngig vom guten Willen des Beamten beſchaffen kann, vermag 
im Einzelfall die Verwaltung wirkſam zu kontrollieren. Je nach den 
Umſtaͤnden kommen Akteneinſicht, Augenſcheineinnahme, aͤußerſtenfalls 
aber wiederum: das eidliche Kreuzverhoͤr der Beteiligten als Zeugen 
vor einer Parlamentskommiſſion in Betracht. Auch dieſes Recht fehlt 
dem Reichstag. Er iſt gefliſſentlich außerſtande geſetzt, ſich die zur Ver⸗ 
waltungskontrolle erforderlichen Kenntniſſe zu beſchaffen, alſo, außer 
zum Dilettantismus, auch zur Unkenntnis verurteilt. 

Aus ſchlechthin keinen ſachlichen Gründen. Sondern ausſchließlich 
deshalb, weil das wichtigſte Machtmittel des Beamtentums die Ver⸗ 
wandlung des Dienſtwiſſens in ein Geheimwiſſen durch den beruͤch⸗ 
tigten Begriff des „Dienſtgeheimniſſes“ bildet: letztlich lediglich ein Mittel, 
die Verwaltung gegen Kontrolle zu ſichern. Waͤhrend die unteren 
Staffeln der Amtshierarchie durch die uͤbergeordneten kontrolliert und 
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kritiſiert werden, verſagt bei uns gerade. gegenüber den oberften, alfo 
den mit der „Politik“ befaßten, Stellen alle Kontrolle, techniſche wie 
politiſche, uͤberhaupt. Die fuͤr ein ſelbſtbewußtes Volk nach Form und 
Inhalt nicht ſelten ſchmaͤhliche Art, wie der parlamentariſchen Ver— 
tretung gegenuͤber von ſeiten der Verwaltungschefs Anfragen und Kri— 
tiken beantwortet werden, iſt nur moͤglich, weil dem Parlament die 
Mittel verſagt ſind, ſich durch Handhabung des ſogenannten „Enquete— 
rechts“ jederzeit jene Kenntnis der Tatſachen und der techniſchen Fach— 
geſichtspunkte zu verſchaffen, welche allein ihm fortlaufende Mitarbeit 
und Einfluß auf die Richtung der Verwaltung ermöglichen würde. Zu 
allererſt hier muß Wandel eintreten. Nicht etwa ſoll kuͤnftig der Reichs⸗ 
tag in ſeinen Kommiſſionen ſich in umfangreiche Studien vertiefen und 
daruͤber dicke Baͤnde veroͤffentlichen: — dafuͤr, daß dies nicht geſchieht, 
ſorgt übrigens feine Arbeitslaſt. Sondern das Enqueterecht iſt als ge= 
legentliches Hilfsmittel zu gebrauchen und bietet im uͤbrigen: eine 
Rute, deren Vorhandenſein die Verwaltungschefs zwingt, in einer Art 
Rede zu ſtehen, die feine Anwendung unnötig macht. In dieſer Art 
der Verwertung dieſes Rechts liegen die allerbeſten Leiſtungen des 
engliſchen Parlaments. Die Integritaͤt des engliſchen Beamtentums 
und der hohe Stand der politiſchen Erziehung des engliſchen Volkes 
beruhen weſentlich mit darauf, und man hat oft betont, daß an der Art, 
wie die Komiteeverhandlungen von der engliſchen Preſſe und deren 
Leſerkreis verfolgt werden, der beſte Maßſtab für den politiſchen Reife— 
grad gegeben iſt. Denn dieſer aͤußert ſich ja nicht in Mißtrauensvoten, 
Miniſteranklagen und ſolchen Spektakelſtuͤcken des franzoͤſiſch-italieniſchen 
unorganiſierten Parlamentarismus, ſondern darin: daß eine Nation 
über die Art der Fuͤhrung ihrer Geſchaͤfte durch das Beamtentum 
orientiert iſt, ſie fortlaufend kontrolliert und beeinflußt. Nur Ausſchuͤſſe 
eines mächtigen Parlaments find die Stätten und koͤnnen fie fein, von 
wo jener erzieheriſche Einfluß ausgeübt werden kann. Das Beamten— 
tum als ſolches aber kann dadurch im Endeffekt nur gewinnen. Selten 
und jedenfalls nicht bei parlamentariſch geſchulten Völkern iſt das Ver: 
haͤltnis des Publikums zum Beamtentum ſo verſtaͤndnislos wie in Deutſch⸗ 
land. Kein Wunder. Die Probleme, mit welchen die Beamten bei 
ihrer Arbeit zu ringen haben, treten ja bei uns nirgends ſichtbar hervor. 
Ihre Leiſtung kann niemals verſtanden und bewertet, das an Stelle 
poſitiver Kritik ſtehende ſterile Schimpfen über den „heiligen Bureau— 
kratius“ niemals uͤberwunden werden, wenn der jetzige Zuſtand un: 
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kontrollierter Beamtenherrſchaft anhält. Und auch die Machtſtellung 
des Beamtentums wuͤrde da, wo ſie hingehoͤrt, nicht geſchwaͤcht. Der 
ſpezialiſtiſch eingeſchulte „Geheimrat“ iſt ſeinem Miniſter (auch, und oft 
gerade dem aus dem Fachbeamtentum hervorgegangenen Miniſter) im 
Fachbetrieb uͤberall uͤberlegen, in England ebenſo (aber im ganzen nicht 
mehr) wie bei uns. Das ſoll ſo ſein. Denn Fachſchulung iſt unter den 
modernen Verhaͤltniſſen unentbehrliche Vorausſetzung fuͤr die Kenntnis 
der techniſchen Mittel zur Erreichung politiſcher Ziele. Aber politiſche 
Ziele zu ſetzen iſt keine Fachangelegenheit und die Politik ſoll der Fach⸗ 
beamte nicht rein als ſolcher beſtimmen. 

Die aͤußerlich ziemlich unſcheinbare Anderung, welche durch eine ver⸗ 
mittels des Enqueterechts geſicherte, fortlaufende Kontrolle und Mit⸗ 
arbeit der Parlamentsausſchuͤſſe mit und gegenuͤber der Verwaltung 
bei uns eingefuͤhrt wuͤrde, iſt die grundlegende Vorbedingung aller wei⸗ 
teren Reformen im Sinn einer Steigerung der poſitiven Leiſtungen 
des Parlaments als Staatsorgan. Sie iſt insbeſondere auch die unent⸗ 
behrliche Vorausſetzung dafuͤr: daß das Parlament zur Ausleſeſtaͤtte fuͤr 
politiſche Führer wird. Das modiſche Literatengerede bei uns diskredi⸗ 
tiert die Parlamente gern als Orte, wo nur „geredet“ wird. Ahnlich, 
freilich weit geiſtvoller, hat Carlyle vor drei Generationen in England 
gegen das dortige Parlament gewettert, und doch wurde es immer 
mehr der ausſchlaggebende Traͤger der engliſchen Weltmacht. Heute iſt 
nun einmal nicht das eigene Dreinſchlagen mit dem Schwert, ſondern 
find ganz proſaiſche Schallwellen und Tintentropfen: geſchriebene und 
geſprochene Worte, die phyſiſchen Traͤger des leitenden (politiſchen 
und: militärifchen!) Handelns. Es kommt nur darauf an, daß Geiſt 
und Kenntniſſe, ſtarker Wille und beſonnene Erfahrung dieſe Worte: 
Befehle oder werbende Rede, diplomatiſche Noten oder amtliche Er⸗ 
klaͤrungen im eigenen Parlament formen. In einem Parlament, welches 
nur Kritik uͤben kann, ohne ſich die Kenntnis der Tatſachen verſchaffen 
zu koͤnnen, und deſſen Parteifuͤhrer niemals in die Lage geſetzt werden, 
zeigen zu muͤſſen, was ſie ſelbſt politiſch leiſten koͤnnen, fuͤhrt nur ent⸗ 
weder kenntnisloſe Demagogie oder routinierte Impotenz (oder beide 
zuſammen) das Wort. Es gehoͤrt zu jenem Kapitel politiſcher Unreife, 
welches ein ganz unpolitiſches Zeitalter bei uns aufgeſpeichert hat, daß 
der deutſche Spießbuͤrger politiſche Gebilde wie das engliſche Parlament 
mit dieſen ihm von den jetzigen eigenen Verhaͤltniſſen her blindgewor⸗ 
denen Augen anzuſehen gewohnt iſt und darauf von der Hoͤhe ſeiner 
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eigenen politiſchen Ohnmacht ſelbſtgefaͤllig herabblicken zu koͤnnen 
glaubt, — ohne zu bedenken, daß doch ſchließlich dieſe Koͤrperſchaft die 
Stätte der Ausleſe jener Politiker geweſen iſt, welche es verſtanden 
haben, ein Viertel der Menſchheit zur Unterordnung unter die Herr⸗ 
ſchaft einer winzigen ſtaatsklugen Minderheit zu bringen. Und zwar 
— die Hauptſache! — zu einem immerhin erheblichen Teil zur frei⸗ 
willigen Unterordnung. Wo hat der vielgeprieſene deutſche Obrig⸗ 
keitsſtaat denn ähnliche Leiſtungen aufzuweiſen? Die politiſche Schulung 
fuͤr ſie wird natuͤrlich nicht in den oſtenſiblen und dekorativen Reden 
im Plenum eines Parlaments erworben. Sondern innerhalb der 
Parlamentslaufbahn nur in ſtetiger ſcharfer Arbeit. Keiner der be⸗ 
deutenden engliſchen Parlamentsfuͤhrer iſt in die Hoͤhe gekommen, ohne 
ſich in der Arbeit der Komitees geſchult und von dort aus oft durch 
eine ganze Reihe von Reſſorts der Verwaltung hindurchgegangen und 
in ihre Taͤtigkeit eingefuͤhrt worden zu ſein. Nur jene Schule intenſiver 
Arbeit an den Realitäten der Verwaltung, welche der Politiker in den 
Kommiſſionen eines maͤchtigen Arbeits parlamentes durchzumachen hat 
und in der er ſich bewaͤhren muß, machen eine ſolche Verſammlung zu 
einer Auslejeftätte nicht für bloße Demagogen, ſondern fuͤr ſachlich ar 
beitende Politiker, als welche das engliſche Parlament (was ehrlicher⸗ 
weiſe niemand verkennen darf) bis heute unerreicht daſteht. Nur dieſe 
Art des Zuſammenwirkens von Fachbeamtentum und Berufspolitikern 
garantiert die fortwährende Kontrolle der Verwaltung und durch ſie 
die politiſche Erziehung und Schulung von Fuͤhrern und Gefuͤhrten. 
Durch effektive Parlamentskontrolle erzwungene Publizität der 
Verwaltung iſt das, was als Vorbedingung jeder fruchtbaren Parla⸗ 
mentsarbeit und politiſchen Erziehung der Nation zu fordern iſt. — Der 
Weg dazu iſt auch bei uns beſchritten. 

Die Not des Krieges, die mit ſo manchen konſervativen Phraſen auf— 
raͤumte, hat den „Hauptausſchuß des Reichstags“ entſtehen laſſen: — 
in der Art feines Arbeitens und feiner Publizität ein techniſch und polis 
tiſch noch hoͤchſt unvollkommenes, aber immerhin in der Richtung der 
Entwicklung eines Arbeitsparlaments liegendes Gebilde. 

Die Unvollkommenheit fuͤr politiſche Zwecke lag ſchon in der ganz 
verkehrten und unorganiſierten Form von Publizitaͤt, welche hier der 
Eroͤrterung hochpolitiſcher Probleme gegeben wurde, ſchon durch den 
viel zu großen Umkreis, innerhalb deſſen und vor welchem ſie — in not⸗ 
wendig emotionaler Art — verhandelt wurden. Es war denn doch ein 
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gemeingefährliher Unfug, wenn „vertrauliche“ militaͤrtechniſche (Us 
Boot⸗Frage!) und diplomatiſche Probleme Hunderte von Mitwiſſern 
beſaßen, infolgedeſſen teils unter der Hand meitererzählt wurden, teils 
verunſtaltet oder in ſenſationellen Andeutungen ihren Weg in die Preſſe 
fanden. Aktuelle Eroͤrterungen der Außenpolitik und des Krieges ge⸗ 
hoͤren zur Beratung zunaͤchſt vor einen kleinen Kreis von Vertrauens⸗ 
maͤnnern der Parteien. Und da Politik uͤberhaupt ſtets von wenigen 
gemacht wird, dürfen eben auch die Parteien für hochpolitiſche Zwecke 
nicht nach Art von „Zuͤnften“, ſondern nur nach Art von „Gefolgſchaften“ 
organiſiert ſein. Ihre politiſchen Vertrauensmaͤnner muͤſſen alſo 
„Fuͤhrer“ fein, das heißt: unbeſchraͤnkte Vollmacht für wichtige Ent⸗ 
ſchließungen haben (oder innerhalb weniger Stunden von jederzeit zu⸗ 
ſammenzurufenden Ausſchuͤſſen einholen koͤnnen). Man hat ja mit dem 
Siebenerausſchuß des Reichstags fuͤr einen Einzelzweck einen Schritt 
getan, der ſcheinbar in dieſer Richtung lag. Der Eitelkeit der Verwal⸗ 
tungschefs wurde Rechnung getragen, indem die Einrichtung nur als 
„proviſoriſch“ bezeichnet und zunaͤchſt auch verſucht wurde, die Parla- 
mentarier nicht als „Parteivertreter“ zu behandeln — was der ganzen 
Einrichtung den politiſchen Sinn nahm und erfreulicherweiſe ſcheiterte. 
Allein ſo ſachgemaͤß es an ſich war, daß dieſe ſieben Parteivertreter mit 
Regierungskommiſſaren an einem Tiſch zuſammenſitzen und beraten 
ſollten, fo waren natürlich ſtatt der ſieben Bundesratsbevollmaͤchtigten 
drei oder vier Vertreter der groͤßten Mittelſtaaten, und ſtatt der uͤbrigen 
die vier oder fuͤnf ausſchlaggebenden militaͤriſchen und innerpolitiſchen 
Verwaltungschefs oder ihre Vertreter die geeignete Ergaͤnzung. Jeden⸗ 
falls kann nur ein kleines Gremium mit Diskretionspflicht wirklich poli⸗ 
tiſche Entſcheidungen in hochgeſpannter Lage beratend vorbereiten. 
Fuͤr die Kriegszeit war vielleicht die Schaffung dieſer, mit den Regie⸗ 
rungsvertretern die Vertreter aller großen Fraktionen vereinigende ge⸗ 
miſchte Ausſchuß angebracht. Ebenſo koͤnnte im Frieden fuͤr die Be⸗ 
ratung beſtimmter hochpolitiſcher Stellungnahmen, insbeſondere in der 
Auslandspolitik, eine Zuziehung von Parteivertretern auf aͤhnlicher 
Grundlage vielleicht nuͤtzlich ſein. Im uͤbrigen iſt aber dieſes Syſtem 
von begrenzter Bedeutung, weder ein Erſatz für eine echte Parlamen- 
tariſierung des Regierungsbetriebes, noch ein Mittel fuͤr die Schaffung 
eines einheitlichen Regierungswillens. Denn dieſer koͤnnte, wo eine 
Mehrzahl von Parteien ihn ſtuͤtzen ſollen, nur durch freie zwiſchen⸗ 
parteiliche Konferenzen lediglich der fuͤr die Mehrheitsbildung jeweilig 
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ausſchlaggebenden Parteien mit den Regierungsleitern geſchaffen wer⸗ 
den. Ein Ausſchuß, in dem ein Vertreter der Unabhaͤngigen Sozialiſten 
und ein ſolcher der Konſervativen beieinander ſitzen, kann den Sinn, 
jene Art der Willensbildung zu erſetzen, ſchon rein an ſich nicht haben. 
Das waͤre ein politiſcher Ungedanke. Fuͤr die einheitliche Orientierung 
der Politik leiſten ſolche Gebilde nichts. 

Dagegen könnte für die normale Verwaltungskontrolle der Fries 
denszeit die Entwicklung gemiſchter Spezialausſchuͤſſe im Anſchluß an 
den Hauptausſchuß recht wohl ein geeignetes Inſtrument werden, 
vorausgeſetzt, daß fuͤr eine gute fortlaufende Berichterſtattung gegen⸗ 
uͤber der Offentlichkeit geſorgt und eine geeignete Geſchaͤftsordnung mit 
Wahrung der Einheitlichkeit bei Spezialiſierung der Verhandlungsgegen— 
ſtaͤnde der Unterausſchuͤſſe, zu denen die Bundesrats- und Reſſortver⸗ 
treter zuzuziehen waͤren, geſchaffen wuͤrde. Was die moͤgliche politiſche 
Wirkung einer ſolchen Ausgeſtaltung betrifft, ſo wird ſie ganz davon 
abhaͤngen, wie in Zukunft die Stellung des Parlaments im Reiche und 
damit die Struktur ſeiner Parteien geartet ſein wird. Bleibt alles beim 
alten, bleibt alſo insbeſondere die mechaniſche Hemmung des Art. 9 
der Reichsverfaſſung beſtehen und bleibt uͤberhaupt das Parlament auf 
„negative Politik“ beſchraͤnkt, — und die Tendenz des Beamtentums 
geht offenbar dahin, dies zu erreichen, — dann werden die Parteien 
ihre Vertreter in den Ausſchuͤſſen vermutlich an kleinliche imperative 
Mandate binden, jedenfalls ihnen keine Fuͤh rervollmacht uͤberlaſſen, 
auch im übrigen jede ihren eigenen Weg gehen, ausſchließlich kleine 
Sondervorteile für ihre Schuͤtzlinge zu erhandeln trachten, und die ganze 
Einrichtung wird ein nutzloſes und zeitſpieliges Hemmnis der Verwal— 
tung, nicht aber ein Mittel politiſcher Schulung und ſachlich fruchtbarer 
Zuſammenarbeit werden. Als poſitives Reſultat konnte dann aͤußerſten⸗ 
falls etwas Ahnliches herausſpringen wie bei der Proportionalpatronage 
der Parteien in manchen Schweizer Kantonen: eine friedliche Ver— 
teilung von Bruchteilen des Einfluſſes auf die Verwaltung unter die 
einzelnen Parteien, und inſoweit alſo: ein Abflauen des Parteikampfes. 
(Obwohl uͤbrigens ſchon dies negative Reſultat in einem Maſſenſtaat 
mit hochpolitiſchen Aufgaben ſehr weit davon entfernt iſt, ſicher erreich- 
bar zu ſein. Über die poſitiven praktiſchen Wirkungen ſind die Schweizer 
meines Wiſſens geteilter Anſicht. Auch dieſe ſind natuͤrlich in einem Groß— 
ſtaat abſolut anders einzuſchaͤtzen.) Indeſſen fo unſicher jene idylliſchen 
Perſpektiven ſind, — wem die Ausſchaltung des politiſchen Parteikampfs 
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das unbedingt hoͤchſte Gut ift, der wird ſich an ihnen ficherlich erfreuen, 
und das Beamtentum ſeinerſeits wird daraus Gewinn fuͤr die Sicherung 
der eigenen Machtſtellung durch Fortſetzung des Syſtems der kleinen 
Trinkgelder erhoffen. Traͤte dazu dann noch irgendeine Art proportio⸗ 
naler Verteilung der Amtspfruͤnden unter die verſchiedenen „hoffaͤhigen“ 
Parteirichtungen — ſo waͤre das Reſultat: „lauter vergnuͤgte Geſichter“, 
wohl noch in geſteigertem Grade zu erzielen. Allein die abſolute Unwahr⸗ 
ſcheinlichkeit einer wirklichen Durchfuͤhrung dieſer friedlichen Pfruͤnden⸗ 
verteilung auf dem Gebiet der inneren Verwaltung: Landraͤte, Re⸗ 
gierungs⸗ und Oberpraͤſidenten, in Preußen gegenüber dem Amter⸗ 
monopol der konſervativen Partei iſt klar. Und rein politiſch wuͤrde 
jedenfalls auch nicht ſehr viel mehr als dies dabei herauskommen: 
Partei beamten und nicht: Partei fuͤhrern wären Chancen, nicht der 
politiſchen Macht und Verantwortung, ſondern des Pfruͤndenbeſitzes, 
eroͤffnet, — gewiß kein geeignetes Mittel fuͤr die Hebung des politiſchen 
Niveaus des Parlaments. Die Frage, ob etwa dadurch die Verwaltungs⸗ 
kontrolle wirkſamer geſtaltet und ob die Reife der Bevoͤlkerung fuͤr die 
Beurteilung der Verwaltungsleiſtung geſteigert würde, muß vollends 
ganz offen bleiben. 

Unentbehrliche Garantie einer zweckentſprechenden Erörterung 
auch der einfachſten verwaltungstechniſchen Fragen ſelbſt in einem 
ſolchen bureaukratiſierten Ausſchuß, iſt aber deſſen Recht, nach Bedarf 
ſich jederzeit das Fach⸗ und Dienſtwiſſen durch eigene Erhebung kurzer⸗ 
hand zu beſchaffen. Ausſchließlich und allein ganz unſachliche Preſtige⸗ 
oder deutlicher geſagt: Eitelkeits⸗Intereſſen und der Wunſch nach 
Unkontrolliertheit auf ſeiten des Beamtentums ſtehen dieſer Forde⸗ 
rung, die ja an ſich noch keinerlei Entſcheidung uͤber die Frage der „par⸗ 
lamentariſchen Regierung“ bedeutet, ſondern nur eine Vorbedingung 
ihrer zweckmaͤßigen Geſtaltung enthält, im Wege. 

Als einziges ſachlich beachtliches Bedenken gegen das Enqueterecht 
pflegt von Staatsrechtslehrern geltend gemacht zu werden: daß der 
Reichstag in der Geſtaltung der Geſchaͤftsordnung gänzlih autonom 
ſei, die jeweilige Mehrheit alſo eine Erhebung einſeitig unterlaſſen oder 
ſo geftalten koͤnne, daß das nicht feſtgeſtellt werde, was ihr unwillkommen 
ſei. Zweifellos paßt die (indirekt) aus der engliſchen Theorie kritiklos 
übernommene Geſchaͤftsordnungsautonomie (Art. 27 R. V.) für dies 
Recht nicht. Vielmehr iſt durch geſetzliche Normen die Garantie für 
die Verlaͤßlichkeit zu ſchaffen. Insbeſondere muß das Recht unbe⸗ 
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dingt als Minoritätsreht (ſagen wir etwa: auf Verlangen von 
100 Abgeordneten) und natuͤrlich mit dem Recht der Minderheit auf 
Vertretung, Frageſtellung, Nebenbericht geſchaffen werden. Schon um 
gegen jede kuͤnftig einmal mögliche parlamentariſche „Mehrheits— 
wirtſchaft“ und ihre bekannten Gefahren jenes Gegengewicht 
der Publizität zu bieten, welches in anderen Staaten fehlt und in 
England bisher nur durch die gegenſeitige Parteicourtoiſie gegeben war. 
Garantien ſind aber noͤtig auch in anderen Richtungen. Solange es 
nun einmal konkurrierende Induſtrien, zwiſchen verſchiedenen Laͤndern 
zumal, gibt, wird es unumgaͤnglich ſein, ihre techniſchen Betriebsge⸗ 
heimniſſe wenigſtens vor tendenzioͤſer Publikation hinlaͤnglich zu ſchuͤtzen. 
Erſt recht: militaͤrtechniſche Geheimniſſe. Und endlich auch: ſchwebende 
Erwaͤgungen der auswaͤrtigen Politik. Dieſe gehoͤren in dieſem 
Stadium unbedingt vor ein mit Garantie der Diskretion umgebenes 
kleines Gremium. Denn es iſt natuͤrlich ein gerade jetzt durch die Tat⸗ 
ſachen verſpotteter Irrtum einzelner, namentlich ruſſiſcher, Literaten: 
daß der Betrieb der auswaͤrtigen Politik, etwa ein ſachlicher Friedens⸗ 
ſchluß kriegfuͤhrender Laͤnder, durch oͤffentlich meiſtbietende Prokla⸗ 
mation allgemeiner „Prinzipien“ herbeigefuͤhrt werden koͤnne ſtatt 
durch ſachliche Verhandlung uͤber den beſtmoͤglichen Ausgleich der doch 
nun einmal kollidierenden Intereſſen der Staaten und Nationen, die 
ſich hinter jenen angeblichen „Prinzipien“ verbergen. Ganz andere 
Mittel ſind es jedenfalls, mit denen auf dieſem Gebiete die Axt an die 
Fehler unſerer Vergangenheit gelegt werden muß, als dieſe dilettan⸗ 
tiſchen Literatenideen. Die in demokratiſchen Kreiſen vielfach verbreitete 
Anſicht: daß die Publizität gerade der Diplomatie ein Allheilmittel 
ſei, vor allem: ſtets fuͤr den Frieden wirke, iſt in dieſer Verallgemeinerung 
mißverſtaͤndlich. Für endgültige, vorher überlegte, Stellungnahmen 
hat fie ihr Recht. Für die Erwaͤgungen ſelbſt — ſolange es konkur⸗ 
rierende Staaten gibt — ſowenig wie etwa fuͤr konkurrierende In⸗ 
duſtrien. Im geraden Gegenſatz zu Fragen der inneren Verwaltung 
kann ſie in dieſem Stadium die Sachlichkeit und Unpraͤjudiziertheit 
der ſchwebenden Erwaͤgungen ſchwer ſtoͤren und den Frieden geradezu 
gefährden oder hindern. Die Erfahrungen dieſes Krieges zeigen das 
auf das deutlichſte. — Indeſſen von der Außenpolitik iſt noch geſondert 
zu reden. 

Hier ſei nur noch darauf hingewieſen, wie ſich das Fehlen der parla⸗ 
mentariſchen Fuͤhrerſchaft heute in Fällen innerer „Kriſen“ äußert. 
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Dafür war der Verlauf des Erzbergerſchen Vorſtoßes im Juli dieſes 
Jahres und der beiden ſpaͤteren Kriſen lehrreich. Es zeigte ſich da in 
allen drei Fällen: was es für Folgen hat, wenn 1. Regierung und Par⸗ 
lament als zwei getrennte Organe einander gegenuͤberſtehen und dabei 
das Parlament nur eine Repraͤſentation der Beherrſchten und deshalb 
auf „negative Politik“ (im obigen Sinne) eingeſtellt iſt, — 2. die Par⸗ 
teien zunftartige Gebilde ſind, weil politiſche Fuͤhrer innerhalb des 
Parlaments keinen Beruf und daher in den Parteien keinen Platz fin: 
den, und wenn endlich — 3. die offiziellen Fuͤhrer des Staats: die lei⸗ 
tenden Beamten, den Parlamentsparteien nicht als deren Fuͤhrer an⸗ 
gehoͤren, auch nicht kontinuierlich mit deren Fuͤhrern in Beruͤhrung 
Blei en und die ſchwebenden Fragen vorberaten, ſondern außerhalb 
ihrer, der konventionellen Preſtige⸗Phraſe nach: „uͤber ihnen“, ſtehen 
und ſie deshalb nicht zu leiten vermoͤgen. Als eine ſtarke Reichstags⸗ 
mehrheit auf einem poſitiven Entſchluß der Reichsregierung beſtand, 
verſagte das Syſtem ſofort an allen Enden. Die ratloſen Regierungs- 
vertreter mußten die Zügel am Boden ſchleifen laſſen, weil fie keinen 
Fuß in den Parteiorganiſationen hatten. Der Reichstag ſelbſt bot in 
- feiner politiſchen Fuͤhrerloſigkeit das Bild voller Anarchie, weil die 
(ſogenannten) Parteifuͤhrer niemals ihren Platz am Regierungstiſch ge⸗ 
habt hatten und auch damals als kuͤnftige Leiter der Regierung nicht 
in Betracht kamen. Die Parteien ſahen ſich vor eine Aufgabe geſtellt, 
die bisher nie in ihren Geſichtskreis getreten war, und der ſie daher 
weder nach ihrer Organiſation noch nach ihrem Perſonalbeſtand ge⸗ 
wachſen waren: eine Regierung aus ſich zu bilden. Dazu erwieſen ſie 
ſich ſelbſtverſtaͤndlich als völlig unfähig, machten gar nicht den Verſuch 
dazu und konnten ihn auch gar nicht machen. Denn von der aͤußerſten 
Rechten bis zur aͤußerſten Linken verfügte keine einzige Partei über 
einen Politiker, der als Fuͤhrer anerkannt geweſen waͤre — ganz eben⸗ 
ſowenig wie das Beamtentum ſelbſt. 

Alle Parteien waren ſeit vierzig Jahren darauf eingeſtellt, daß der 
Reichstag lediglich die Aufgabe habe, „negative Politik“ zu treiben. Er⸗ 
ſchreckend deutlich zeigte ſich als Wirkung der Erbſchaft Bismarcks jener 
„Wille zur Ohnmacht“, zu dem durch ihn die Parlamentsparteien ver⸗ 
dammt waren. Aber nicht einmal mitwirkend bei der Beſtimmung der 
neuen Fuͤhrer der Nation ſpielten die Parteien eine Rolle. Das Preſtige⸗ 
beduͤrfnis oder deutlicher: die Eitelkeit der Beamtenherrſchaft ertrug 
ſelbſt dies und ſelbſt in dieſem kritiſchen Augenblick nicht, obwohl es die 


1 179 


einfachfte Klugheit geboten hätte. Anſtatt von ſich aus die Parteien vor 
die verfaͤngliche Frage zu ſtellen: wen ſie denn nun ihrerſeits fuͤr die 
leitenden Stellen im Reich als Kandidaten zu praͤſentieren haͤtten? oder 
wenigſtens die weit praktiſchere: wie ſie ſich zu den Perſoͤnlichkeiten der 
einzelnen als möglich in Betracht kommenden kuͤnftigen Leiter der Reichs⸗ 
politik ſtellen wuͤrden? verharrte die Bureaukratie auf dem Preſtige⸗ 
Standpunkt: daß das eine Angelegenheit ſei, welche die Volksvertretung 
nichts angehe. Außerparlamentariſche Maͤchte griffen ein und beſtellten 
die neue Regierung. Und dieſe trat nun nicht an die Parteien mit einem 
beſtimmten ſachlichen Vorſchlag und der kategoriſchen Aufforderung 
heran: dazu mit „ja“ oder „nein“ Stellung zu nehmen. Der neue Reichs⸗ 
kanzler mußte ſich uͤber den entſcheidenden Punkt, wie erinnerlich, 
mehrere untereinander verſchiedene Erklaͤrungen abringen und die 
Überwachung des Siebenerausſchuſſes für eine außenpolitiſche Hand: 
lung gefallen laſſen: — alles deshalb, weil er das Vertrauen des Par⸗ 
laments nicht beſaß. Und es verſtand ſich von ſelbſt, daß die Geſchwaͤtzig⸗ 
keit der Literaten durch das unerfreuliche und dem Anſehen Deutſchlands 
nur abtraͤgliche Schauſpiel mit Genugtuung ſich in ihrer beruhigenden 
Überzeugung beftätigt fand: daß der Parlamentarismus in Deutſchland 
„unmoͤglich ſei“. Das Parlament habe „verſagt“. In Wahrheit verſagte 
etwas ganz anderes: der Verſuch der Führung des Parlaments durch ein 
außer Beziehung zu ihm ſtehendes Beamtentum, eben jenes Syſtem, 
welches unter dem Beifall der Literaten ſeit Jahrzehnten dahin gewirkt 
hat, das Parlament im Intereſſe der Unkontrolliertheit der Beamten⸗ 
ſchaft zu poſitiven Leiſtungen unfaͤhig zu machen. Bei jeder Regie⸗ 
rungspraxis, welche die Verantwortlichkeit ganz oder doch weſentlich 
mit auf die Schultern der Parteifuͤhrer legte und dadurch politiſchen 
Fuͤhrernaturen die Möglichkeit böte, im Parlament die Geſchicke des 
Landes mitbeſtimmend zu leiten, waͤre die Lage völlig anders. Die Par⸗ 
teien haͤtten dann eine derart kleinbuͤrgerliche und zuͤnftleriſche Organi⸗ 
ſation ſich gar nicht geſtatten koͤnnen, wie ſie jetzt im Reichstag beſteht. 
Sie hätten unter dem abſoluten Zwang geſtanden, ſich Fuͤhrern unter- 
zuordnen, und nicht, wie namentlich das Zentrum es tat, fleißigen Be⸗ 
amtennaturen, welchen im Augenblick, wo ſie Fuͤhrereigenſchaften haͤtten 
entwickeln muͤſſen, die Nerven verſagten. Die Fuͤhrer ihrerſeits aber 
haͤtten im Fall einer ſolchen Kriſe unter dem Zwange geſtanden, eine 
Koalition zu bilden, welche dem Monarchen ein poſitives Programm 
und beſtimmte führende Perſoͤnlichkeiten vorgeſchlagen hätte. Bei dem 
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beſtehenden Syſtem konnte nichts anderes eintreten als die Konſequenz 
der rein negativen Politik. 

Der außerparlamentariſch beſtimmte neue Leiter des Reichs fand nur 
ein Durcheinander vor, welches alsbald die gleiche Lage wieder ſchuf. 
Denn die Übernahme einiger ſehr tuͤcht'ger Parlamentarier in Regie⸗ 
rungsaͤmter bedeutete, zufolge des Art. 9 der R. Verſ., nur: daß fie den 
Einfluß in ihrer Partei verloren und dieſe alſo gekoͤpft oder desorientiert 
wurde. Genau fo war es auch bei den Kriſen im Auguſt und Oktober. Das 
wie derum völlige Verſagen der Regierung war die Folge davon, daß die 
leitenden Staatsmaͤnner hartnaͤckig an dem Prinzip feſthielten: die 
ſtaͤn dige Fuͤhlung mit den Parteifuͤhrern und die Vorberatung der in 
der bevorſtehenden Tagung zu eroͤrternden Probleme mit den Ver⸗ 
tretern mindeſtens derjenigen Parteien, die ſie fuͤr ſich zu gewinnen 
hoffen durften und wuͤnſchten, zu vermeiden. Schon der bloße Umſtand: 
daß der im November neu ernannte Reichskanzler, auf Verlangen der 
Mehrheitsparteien des Reichstages, vor Übernahme des Amtes mit 
ihnen Fuͤhlung nahm, und der fernere Umſtand: daß nunmehr die rein 
politiſchen Miniſterien mit geſchulten Parlamentariern beſetzt wurden, 
genuͤgte, um endlich ein leidliches Funktionieren wenigſtens der inner⸗ 
politiſchen Maſchinerie zu ermoͤglichen, obwohl der Fortbeſtand des Art. 9 
Satz 2 auch jetzt wieder feinen ſchaͤdlichen Einfluß übte. Die Januar⸗ 
kriſe bewies auch dem bloͤdeſten Auge: daß nicht das Parlament 
Quelle der innerpolitiſchen Kriſen bei uns iſt. Sondern zwei Umſtaͤnde. 
Einmal der, daß der ſtets ſtreng feſtgehaltene Grundſatz der Bismarckſchen 
Politik verlaſſen wurde, wonach der Heerfuͤhrer den Krieg fuͤhrt nach 
militärifchen Geſichtspunkten, der Politiker aber den Frieden ſchließt 
nach politiſchen Geſichtspunkten (unter denen rein techniſch ſtrategiſche 
Fragen einen — aber nur einen — Punkt bilden). Dann aber und 
vor allem der Umſtand: daß irgendwelche ſubalternen Hoͤflinge es nuͤtzlich 
und mit einer angeblich „monarchiſchen“ Regierung vereinbar fanden, 
interne Eroͤrterungen der hohen Politik in die Preſſe zu lancieren. 
Aus parteipolitiſche m Intereſſe. 

Denn unſere Zuſtaͤnde koͤnnen jeden lehren: daß eine reine Beamten⸗ 
herrſchaft um dieſer Eigenſchaft willen nicht etwa ſchon: keine Partei— 
herrſchaft bedeutet. Andere als konſervative Landraͤte find in Preußen 
unmoͤglich und der deutſche Scheinparlamentarismus beruht in allen ſeinen 
Folgen auf dem ſeit 1878 (nach der Unterbrechung der elf fruchtbarſten Jahre 
der deutſchen Parlamentsarbeit) beſtehenden von den Parteiintereſſenten 
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gepflegten Axiom: daß jede Regierung und ihre Vertreter naturnot⸗ 
wendig „konſervativ“ ſein muͤßten, einige Konzeſſionen an die Patronage 
der preußiſchen Bourgeoiſie und des Zentrums in den Kauf nehmend. 
Dies und gar nichts anderes bedeutet bei uns die „Überparteilichkeit“ 
der Beamtenherrſchaft. Die Lehre des Krieges in allen Laͤndern: daß 
alle Parteien „nat onal“ werden, welche Anteil an der verantwortlichen 
Macht im Staat haben, hat daran bei uns nichts geaͤndert. Die Partei⸗ 
intereſſen der im Machtbeſitz befindlichen konſervativen Beamtenſchaft 
und der ihr angegliederten Intereſſentenkreiſe allein beherrſchen die 
Leitung. Die unvermeidlichen Früchte dieſes „cant“ ſehen wir vor uns 
und ſie werden ſich auch nach dem Frieden einſtellen. Nicht etwa das 
Parlament allein, ſondern die Staatsgewalt als ſolche wird die Koſten zu 
tragen haben. — 

Wer uͤberhaupt die Zukunftsfrage der deutſchen Staatsordnung anders 
ſtellt als dahin: wie macht man das Parlament fähig zur Macht? 
der ſtellt ſie von vornherein falſch. Denn alles andere iſt Nebenwerk. — 

Man muß ſich nun klarmachen, daß dazu neben den erwaͤhnten aͤußerlich 
unſcheinbaren, aber praktiſch wichtigen Ergaͤnzungen ſeiner Macht⸗ 
befugniſſe und der Hinwegraͤumung des mechaniſchen Hinderniſſes des 
Art. 9 ſowie ſtarken Anderungen der Geſchaͤftsordnung und der heutigen 
Konventionen des Parlaments vor allem eines gehoͤrt: die Entwicklung 
eines geeigneten Berufsparla mentariertums. 

Der Berufsparlamentarier iſt ein Mann, der das Reichstagsmandat 
ausuͤbt nicht als gelegentliche Nebenpflicht, ſondern — ausgeruͤſtet mit 
eigenem Arbeitsbureau und-Perſonal und mit allen Informationsmitteln 
— als Hauptinhalt feiner Lebensarbeit. Man mag dieſe Figur lieben oder 
haſſen, fie iſt rein techniſch unentbehrlich, und fie iſt daher ſchon heute 
vorhanden. Nur, der ſubalternen Stellung des Parlaments und den 
ſubalternen Chancen der Parlamentslaufbahn entſprechend, gerade in 
ihren einflußreichſten Exemplaren meiſt in ziemlich ſubalterner Form 
und: hinter den Kuliſſen. — Der Berufspolitiker kann ein Mann fein, 
der lediglich von der Politik und ihrem Getriebe, ihren Einfluͤſſen und 
Chancen lebt. Oder ein ſolcher, der fuͤr die Politik lebt. Nur im letzteren 
Fall kann er ein Politiker großen Zuſchnittes werden. Er kann das na— 
tuͤrlich um ſo leichter, je mehr er durch Vermoͤgen unabhaͤngig und dadurch 
„abloͤmmlich“, alſo nicht betriebsgebunden (Unternehmer), ſondern: 
Rentner iſt. Von den betriebsgebundenen Schichten ſind nur die Advo— 
katen „abkoͤmmlich“ und zu Berufspolitikern geeignet. Sowenig nun 
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gewiß eine reine Advokatenherrſchaft ermünfcht wäre, fo töricht iſt doch 
die bei unſern Literaten meift übliche Minderſchaͤtzung der Qualifikation 
des Advokatentums fuͤr die politiſche Leitung. In einem Zeitalter der 
Juriſtenherrſchaft iſt der große Advokat der einzige Juriſt, der — im 
Gegenſatz zum Beamten — im Kampf und in der wirkſamen Ber: 
tretung einer Sache durch Kampf geſchult iſt, und unſeren oͤffentlichen 
Kundgebungen moͤchte man weſentlich mehr Geſchultheit im (vornehm 
ſachlichen) Advokatentum wuͤnſchen. Aber nur wenn das Parlament 
Fuͤhrerſtellungen mit Fuͤhrerverantwortung in Ausſicht ſtellt, werden nicht 
nur Advokaten großen Stils, ſondern überhaupt unabhängige Perſoͤnlich⸗ 
keiten für die Politik leben wollen. Sonſt nur: beſoldete Parteibeamte 
und Intereſſenvertreter. 

Das Reſſentiment der Partei⸗Beamtennaturen gegen echtes politiſches 
Fuͤhrertum ſpielt bei der Haltung mancher Parteien gegenuͤber der Frage 
der Parlamentariſierung, und das heißt: der parlamentariſchen Fuͤhrer⸗ 
ausleſe, ſtark mit. Es vertraͤgt ſich natuͤrlich vortrefflich mit den gleich⸗ 
geſinnten Intereſſen der Bureaukratie. Denn der Berufsparlamentarier 
an ſich iſt den Inſtinkten der bureaukratiſchen Verwaltungschefs ein Dorn 
im Auge. Schon als unbequemer Kontrolleur und als Praͤtendent einer, 
immerhin, gewiſſen Anteilnahme an der Macht. Vollends aber, wenn er 
in einer Geſtalt auftritt, um als moͤglicher Konkurrent um die leitenden 
Stellungen in Betracht zu kommen (was bei den Intereſſenvertretern 
eben nicht der Fall iſt). Daher auch der Kampf fuͤr Erhaltung der Un⸗ 
wiſſenheit des Parlaments. Denn nur qualifizierte Berufsparlamen⸗ 
tarier, welche durch die Schule intenſiver Ausſchußarbeit eines Arbeits⸗ 
parlaments gegangen ſind, koͤnnen verantwortliche Fuͤhrer, nicht bloße 
Demagogen und Dilettanten aus ſich hervorgehen laſſen. Auf ſolche Führer 
und ihre Wirkſamkeit muß die ganze innere Struktur des Parlaments 
zugeſchnitten werden, wie es in ihrer Art diejenige des engliſchen Parla⸗ 
ments und ſeiner Parteien ſeit langem iſt. Deſſen Konventionen ſind 
freilich fuͤr uns nicht uͤbertragungsfaͤhig. Wohl aber das Strukturprinzip. 
Alle Einzelheiten jener Anderungen der Geſchaͤftsordnung und Konven⸗ 
tionen, welche nötig wären, gehören nicht hierher: die ergeben ſich ſehr 
leicht, ſobald der Zwang fuͤr die Parteien beſteht, verantwortliche und 
nicht nur „negative“ Politik zu treiben. Vielmehr iſt hier kurz noch einer 
oft, aber meiſt in ſchiefer Art, beſprochenen, in der Tat ernſten Hemmung 
zu gedenken, welche die Konſtellation des deutſchen Parteiweſens der 
Parlamentariſierung in den Weg legt. 
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Es ift ja zweifellos, daß die bequemſte Grundlage für dieſe ein ſolches 
Zweiparteienſyſtem iſt, wie es bis vor kurzem, mit immerhin ſchon ſehr 
fuͤhlbaren Durchbrechungen, in England beſtand. Aber es iſt keineswegs 
dafuͤr unentbehrlich, und in allen Laͤndern, auch in England, geht die 
Entwicklung dahin, zu Parteikoalitionen zu noͤtigen. Weit wichtiger iſt 
eine andere Schwierigkeit: parlamentariſche Regierung iſt nur moͤglich, 
wenn die größten Parteien des Parlaments prinzipiell zur Übernahme 
der verantwortlichen Leitung der Staatsgeſchaͤfte überhaupt bereit 
ſind. Und das war freilich bisher bei uns keineswegs der Fall. Vor allem 
die größte Partei: die Sozialdemokratie, war nicht nur durch die aus der 
Verfolgungszeit uͤberkommenen pſeudorevolutionaͤren Konventionen 
(gegen die „Hofgaͤngerei“), ſondern auch durch gewiſſe evolutioniſtiſche 
Theorien daran gehindert, ſich unter irgendwelchen Bedingungen zum 
Eintritt in eine Koalitionsregierung (oder, wo ſie, wie in einem Klein⸗ 
ſtaat, zeitweiſe allein die Mehrheit hatte, zur Übernahme der Regierung) 
bereitfinden zu laſſen. Weſentlich mehr aber noch als jene theoretiſchen 
Beaͤngſtigungen wirkte und wirkt gerade jetzt bei ihr die Beſorgnis: durch 
die unvermeidliche Gebundenheit jeder Regierung an die Exiſtenz⸗ 
bedingungen einer auf abſehbare Zeit hinaus kapitaliſtiſchen Geſellſchaft 
und Wirtſchaft bei den eigenen Klaſſengenoſſen diskreditiert und ent⸗ 
wurzelt zu werden. Dieſe Lage veranlaßte ihre Fuͤhrer, die Partei jahr⸗ 
zehntelang in eine Art von politiſcher Ghettoexiſtenz einzuſchachteln, um 
jede befleckende Berührung mit dem Treiben eines bürgerlichen Staats⸗ 
mechanismus zu meiden. So, trotz allem, auch jetzt. Der Syndikalismus, 
die unpolitiſche und antipolitiſche heroiſche Bruͤderlichkeitsethik, ſteht in 
einer Periode des Wachstums, und die Fuͤhrer ſcheuen den Bruch der 
Klaſſenſolidaritaͤt, welche ſpaͤter die Stoßkraft der Arbeiterſchaft im oͤkono⸗ 
miſchen Kampf vermindern wuͤrde. Zumal ſie keinerlei Gewaͤhr dafuͤr 
haben, daß nach dem Krieg nicht die altuͤberlieferte Haltung der Bureau: 
kratie wieder auflebt. Es iſt eine Grundfrage unſerer Zukunft, wie ſich 
die Haltung der Partei in Zukunft geſtalten wird: ob bei ihr der Wille 
zur Macht im Staate oder ob die unpolitiſche Bruͤderlichkeitsethik der 
Klaſſengenoſſen und der nach dem Krieg ſicherlich uͤberall verſtaͤrkt empor⸗ 
ſchießende Syndikalismus die Oberhand behaͤlt. — Aus etwas anderen 
Gründen ſtand auch die zweitgrößte deutſche Partei: das Zentrum, dem 
Parlamentarismus bisher ſkeptiſch gegenuͤber. Eine gewiſſe innere Wahl— 
verwandtſchaft der eigenen autoritaͤren Geſinnung mit dem Obrigkeits— 
ſtaat kommt bei ihm den Intereſſen der Bureaukratie entgegen. Wichtiger 
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aber ift etwas anderes. Als geborene Minderheitspartei fuͤrchtete es bei 
parlamentariſcher Regierung auch in die parlamentariſche Minderheit 
gedrängt und dadurch in feiner Machtſtellung und in der Vertretung der⸗ 
jenigen Intereſſen, welchen es heute praktiſch dient, gefaͤhrdet zu werden. 
Seine Machtſtellung beruht in erſter Linie auf außerparlamentariſchen 
Mitteln: der Herrſchaft des Klerus auch uͤber die politiſche Haltung der 
Glaͤubigen. Innerhalb des Parlaments aber diente die Ausnuͤtzung der 
Chancen, welche der Betrieb der „negativen Politik“ bot, den materiellen 
Intereſſen ſeiner Anhaͤnger. Nach Erreichung aller weſentlichen, jeden⸗ 
falls aller in Deutſchland dauernd zu behauptenden kirchenpolitiſchen 
Ziele wurde das Zentrum aus einer ide ologiſchen Weltanſchauungspartei 
in der Praxis in zunehmendem Maße eine Patronageverſicherung 
für katholiſche Amtsanwaͤrter und andere katholiſche Intereſſen— 
ten, die ſich — es iſt hier gleichgültig, ob mit Recht — ſeit der Kulturkampf⸗ 
zeit benachteiligt fuͤhlen. Darauf beruht heute ein erheblicher Teil ſeiner 
Macht. Gerade die Art ſeiner Stellung in den Parlamenten: als Zuͤng⸗ 
lein an der Wagſchale, ermoͤglichte es ihm, dieſe privaten Intereſſen ſeiner 
Schuͤtzlinge zu fördern. Denn das Beamtentum fügte ſich dieſer Patro— 
nage und „wahrte“ dabei doch „ſein Geſicht“: ſie blieb unoffiziell. Die 
Patronageintereſſenten in der Partei fuͤrchten nun nicht nur, daß die 
Parlamentariſierung und ihre Chancen für Perioden, in denen das Zen⸗ 
tum ſich bei der Minoritaͤt befindet, gefaͤhrdet werde, ſondern noch 
etwas anderes. Unter dem jetzigen Syſtem blieb der Zentrumspartei 
jene Verantwortlichkeit erſpart, welcher fie ſich nicht hätte entziehen 
koͤnnen, wenn ihre Führer formell der Regierung angehört hätten. Bes 
quem waͤre dieſe Verantwortung nicht immer geweſen. Denn waͤhrend 
das Zentrum auch heute noch unter ſeinen Politikern eine Reihe ſehr 
faͤhiger Köpfe zählt, finden ſich unter den von ihm patronifierten Beamten 
neben brauchbaren Leuten auch ſo offenbare Talentloſigkeiten, wie ſie 
eine verantwortlich in der Regierung ſitzende Partei ſchwerlich mit Bes 
amtenpoften betraut hätte. Solche Perſoͤnlichkeiten koͤnnen nur bei 
verantwortungsloſer Patronage vorwaͤrts kommen. Als offiziell re⸗ 
zierende Partei haͤtte das Zentrum begabtere Kandidaten zu praͤſentieren. 

Die unoffizielle Patronage iſt, da ſie unverantwortlich bleibt, eben 
die übelfte, Mittelmaͤßigkeit beguͤnſtigende Form der parlamentariſchen 
Patronage überhaupt, und fie iſt Folge der konſervativen Beamten: 
berrſchaft, deren Fortbeſtand auf dieſem Trinkgelderſyſtem ruht. Daß 
ſich freilich die konſervative und der ſpezifiſch großkapitaliſtiſche Teil der 
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heutigen nationalliberalen Partei bei den beſtehenden Zuſtaͤnden recht 
wohl befinden, nimmt nicht wunder. Über die Amterpatronage ent⸗ 
ſcheiden dabei ja nicht Politiker und Parteien, welche vor der Offentlich⸗ 
keit verantwortlich gemacht werden koͤnnten, ſondern private Konnexio⸗ 
nen aller Art, von den ſehr wichtigen ſtudentiſchen Couleurbezie⸗ 
hungen angefangen bis zu den gröberen und feineren Formen kapita⸗ 
liſtiſcher Empfehlungen. Der Großkapitalismus, den die blöde Unkennt⸗ 
nis unſerer Ideologen als Verbündeten des verketzerten Parlamentaris⸗ 
mus vermutet, ſteht daher wie ein Mann auf ſeiten der Erhaltung der 
unkontrollierten Beamtenherrſchaft. Er weiß gut: warum. 

Dies iſt derjenige Zuſtand, welchen die Literatenphraſe bei uns mit 
verbiſſener Wut gegen die von ihr als „korrupt“ und „undeutſch“ perhorre⸗ 
ſzierte offene Parteiverantwortlichkeit für die Amterpatronage zu ver⸗ 
teidigen ſich gewoͤhnt hat. In Wahrheit find es einfach mächtige materielle 
Pfruͤndnerintereſſen in Verbindung mit kapitaliſtiſcher Ausnutzung von 
„Konnexionen“, aber wahrhaftig nicht „der deutſche Geiſt“, welche gegen 
die Parlamentariſierung der Patronage engagiert ſind. Und es iſt gar 
kein Zweifel, daß nur der Druck abſolut zwingender politiſcher Umſtaͤnde 
bier uͤberhaupt Wandel ſchaffen koͤnnte. „Von ſelbſt“ kommt die Par⸗ 
lamentariſierung gewiß nicht. Vielmehr iſt nichts ſicherer, als daß die 
denkbar ſtaͤrkſten Maͤchte ihr entgegenwirken. In allen genannten Par⸗ 
teien finden ſich zwar neben jenen ſubalternen Patronageintereſſenten 
und den einfachen Parlamentsroutiniers Ideologen und rein ſachliche 
Politiker. Aber unter dem gegebenen Syſtem haben die erſteren ſchlech⸗ 
terdings die Oberhand. Und wenn dieſe Pfruͤndentrinkgelder auf andere 
Parteien erſtreckt wuͤrden, ſo wuͤrde ſich das nur verallgemeinern. — 

Die Nutznießer des beſtehenden Zuſtandes und jene Literaten, welche 
arglos in den Dienſt ihrer Phraſen treten, pflegen ſchließlich triumphie— 
rend die Eigenſchaft Deutſchlands als eines Bundesſtaats als einen 
ſchon rein formell durchgreifenden Ausſchließungsgrund des Parlamen— 
tarismus geltend zu machen. Hier ſoll zunaͤchſt der rechtliche Sinn der 
Frage auf dem Boden der geltenden geſchriebenen Verfaſſung betrachtet 
werden. Da iſt es denn doch geradezu unglaublich, daß dieſe Behauptung 
gewagt wird. Nach der Verfaſſung (Art. 18) ſteht dem Kaiſer ganz 
allein, ohne jegliche Einmiſchung des Bundesrats, die Ernennung und 
Entlaſſung des Reichskanzlers und aller Reichsbeamten zu. Ihm allein 
ſchulden ſie, innerhalb des Rahmens der Reichsgeſetze, Gehorſam, und 
niemandem ſonſt. Solange dies gilt, iſt jener foͤderaliſtiſche inwand ver⸗ 
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faſſungswidrig. Denn wenn der Kaifer von feinem Recht in der Art 
Gebrauch macht, daß er den oder die Fuͤhrer der jeweiligen Parlaments⸗ 
mehrheit zur Leitung der Reichspolitik beruft und zu Bevollmaͤchtigten 
beim Bundesrat ernennt und ſie ebenſo auf Grund des Votums einer 
ausgeſprochenen feſten Mehrheit des Reichstags entläßt, oder wenn er 
zunaͤchſt wenigſtens die Parteien bei der Ernennung maßgeblich zu Rate 
zieht, ſo kann dies nach der Verfaſſung niemand hindern. Keine 
Bundesratsmehrheit hat das Recht, den Reichskanzler zu ſtuͤrzen oder ihn 
auch nur zu noͤtigen, politiſch in der Art Rede zu ſtehen, wie er dies dem 
Reichstag gegenuͤber nach unbeſtrittener Auslegung des Art. 17 Satz 2 
verfaſſungsmaͤßig zu tun verpflichtet iſt. Der neuerdings gemachte Vor⸗ 
ſchlag: den Reichskanzler fuͤr nicht nur dem Reichstag, ſondern auch dem 
Bundesrat verantwortlich zu erklaͤren, waͤre, ſo gewiß er auf ſeine po⸗ 
litiſche Zweckmaͤßigkeit hin gepruͤft zu werden verdient (und weiterhin 
zu beſprechen iſt), eine Neuerung, ganz ebenſo wie die hier vorgeſchlagene 
Aufhebung des Art. 9 Satz 2. Wir werden uns ſpaͤter vergegenwaͤrtigen 
muͤſſen: daß die wirklichen Probleme der Parlamentariſierung, aber nicht 
nur dieſer, ſondern der Reichsverfaſſung uͤberhaupt, nicht ſowohl in den 
verfaſſungsmaͤßigen Rechten der anderen Bundesſtaaten als vielmehr 
in den Beziehungen zum Hegemonieſtaat Preußen liegen. Vorher 
aber iſt hier noch zu veranſchaulichen: wie das bisherige Regierungs⸗ 
ſyſtem auf dem wichtigen Gebiet der auswaͤrtigen Politik funktio⸗ 
nierte. Denn gerade hier laſſen ſich die innerlichen Grenzen der Lei⸗ 
ſtungsfaͤhigkeit einer reinen Beamtenherrſchaft und auch der furchtbare 
Preis deutlich aufzeigen, welchen wir dafuͤr zu zahlen hatten, daß wir 
ſie uͤber uns ergehen ließen. 


IV. Die Beamtenherrſchaft in der auswaͤrtigen Politik 


In der inneren Verwaltung herrſcht bei uns der ſpezifiſch bureau: 
kratiſche Begriff des „Dienſtgeheimniſſes“. In erſtaunlichem Gegenſatz 
dazu vollzogen ſich eine Reihe der verſchiedenſten Akte unferer Außen: 
politik in einer hoͤchſt dramatiſchen Offentlichkeit. Und zwar in einer 
Offentlichkeit von ſehr beſonderer Art. 

Waͤhrend mehr als eines Jahrzehnts, vom Kruͤgertelegramm bis zur 
Marokkokriſe, erlebten wir es, daß die politiſche Leitung Deutſchlands 
die Veroͤffentlichung rein perſoͤnlicher Außerungen des Mon: 


187 


archen über außenpolitiſche Fragen durch irgendwelche befliffene Hof: 
beamten oder Telegraphenagenturen teils duldete, teils geradezu ihrer— 
ſeits dabei mitwirkte. Es handelte ſich da um Vorgaͤnge, welche von der 
allergroͤßten Tragweite fuͤr die Art der Geſtaltung unſerer Weltpolitik 
und insbeſondere auch fuͤr das Zuſtandekommen der Weltkoalition gegen 
uns geweſen ſind. Dabei ſei nun von vornherein bemerkt: daß die Rich— 
tigkeit der Stellungnahme und die inhaltliche Berechtigung der Auße— 
rungen des Monarchen hier nicht zur Eroͤrterung ſtehen. Sondern ganz 
und gar das Verhalten der Beamten. Unter einer Deckadreſſe gegen 
den Monarchen perſoͤnlich zu polemiſieren wuͤrde der vom Nutzen mon— 
archiſcher Inſtitutionen in Großſtaaten uͤberzeugte Schreiber dieſer Zeilen 
ebenſo verſchmaͤhen, wie die pſeudomonarchiſche Schmeichelei oder das 
ſentimentale Untertanengerede von Intereſſenten und Spießbuͤrgern. 
Ein Monarch, der oͤffentlich mit ganz perſoͤnlichen, zum Teil außerordent⸗ 
lich ſcharfen Außerungen hervortritt, muß ſich allerdings erforderlichen— 
falls eine ebenſo ſcharfe oͤffentliche Kritik gefallen laſſen. Denn vor der 
Tatſache ſtehen wir: daß jene Methode unſeres politiſchen Auftretens, welche 
in der Veroffentlichung monarchiſcher Außerungen lag, tatſaͤchlich 
ſtets erneut geduldet wurde. Wenn nun dieſe Methode ein ſchwerer 
politiſcher Fehler war — und davon wird die Rede ſein — dann beweiſt 
die Duldung jener trotzdem erfolgten Wiederholung, ſoweit dafuͤr der 
Monarch materiell verantwortlich iſt, die Notwendigkeit ſeiner unbedingt 
maßgeblichen Beratung ausſchließlich durch die fuͤhrenden Politiker, 
unter Ausſchluß aller anderen, ſeien es hoͤfiſche, ſeien es militärifche oder 
irgendwelche ſonſtige Inſtanzen von der Möglichkeit irgendwelcher 
ſolcher Eingriffe in politiſch wichtige Fragen. Wuͤrden „reale Garan— 
tien“ dafuͤr, daß dies geſchieht, nicht gegeben, dann wuͤrde allerdings die 
Wendung einer ganz rüdhaltlofen Kritik gegen den Monarchen auch ganz 
perſoͤnlich ſchlechthin politiſche Pflicht. Politiſch wuͤnſchenswert waͤre 
aber eine ſolche oͤffentliche Eroͤrterung gegenuͤber dem Monarchen ganz 
gewiß nicht. Es iſt durchaus kein veralteter Zopf, ſondern Produkt alter 
politiſcher Weisheit und Erfahrung, welche den Monarchen gerade davor, 
in der demagogiſchen Art in die Offentlichkeit gezerrt zu werden, wie es 
bei uns mehrfach geſchah, zu bewahren ſucht, indem ſie ſein Auftreten an 
ſtrenge Formen und Vorausſetzungen bindet und dadurch die Moͤglichkeit 
ſchafft, ſeine Perſon der Diskuſſion des Parteikampfs in der Offentlichkeit 
grundſaͤtzlich zu entziehen. Eben dies gibt ihm die Möglichkeit, in Fällen 
nationaler Erſchuͤtterungen, wo es wirklich erforderlich iſt, ſeine Perſon 
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mit um fo unbezweifelbarerem Gewicht einzuſetzen. Um eine Diskuſſion 
etwaiger Fehlgriffe des Monarchen handelt es ſich alſo hier nicht. Sondern 
um die ganz andere Tatſache: daß die verantwortlichen Leiter des Reichs 
teils — und zwar in mindeſtens einem Fall ſogar trotz der perſoͤnlichen 
Bedenken des Monarchen ſelbſt dagegen — ſich ſeines oͤffentlichen 
Auftretens oder der Veroffentlichung feiner Stellungnahme als dis 
plomatiſchen Mittels geradezu bedienten, teils aber, ohne ſofort ihr Amt 
zu quittieren, es duldeten, daß Außerungen des Monarchen durch nicht— 
verantwortliche Inſtanzen uͤber ihren Kopf hinweg der Offentlichkeit 
übergeben wurden. Es ſteht ſelbſtverſtaͤndlich und undiskutierbar dem 
Monarchen das Recht jeder politiſchen Stellungnahme zu. Ob aber dieſe 
und die Art ihrer Kundgebung nach Inhalt und Form der Offentlich— 
leit zu unterbreiten iſt und wie dies wirkt — daruͤber muß die Erwaͤgung 
und Entſchließung unbedingt und ausſchließlich in die Haͤnde geſchulter 
und verantwortlicher leitender Politiker gelegt werden. Der fuͤhrende 
Staatsmann muß alſo vor jeder Veroͤffentlichung (uͤberhaupt: vor 
jeder Weitergabe einer hochpolitiſchen Außerung des Monarchen, 
welche zu deren Veroffentlichung führen kann) vorher um feinen 
Rat gefragt und dieſer muß befolgt werden, ſolange er im 
Amt iſt. Er und ſeine Kollegen verletzen ihre Pflicht, falls 
ſie auf ihren Poſten verbleiben, wenn dies auch nur ein ein— 
ziges Mal nicht geſchieht. Hinter allem Gerede: daß „die Nation keinen 
Schatten monarchen wolle“ und aͤhnlichem, verbirgt ſich, wenn die lei⸗ 
tenden Staatsmaͤnner des Reiches jene Konſequenz nicht ziehen, 
Amtskleberei und ſonſt gar nichts. Mit „Parlamentarismus“ hat dieſe 
Frage als ſolche zunaͤchſt nichts zu tun, ſondern einfach mit Pflichten der 
politiſchen Ehre. Darin aber iſt wieder und wieder, und zwar in der 
allerſchlimmſten Weiſe, bei uns gefehlt worden. Und daß dieſe Fehler 
gemacht ſind, beruhte durchaus auf der falſchen politiſchen Struktur 
unſeres Staatsweſens, welche Leute mit Beamtengeiſt dahin ſetzt, wohin 
Männer mit eigener politiſcher Verantwortung gehören. Die ganze Frage 
der Parlamentariſierung gewinnt ihr hochpolitiſches Gepraͤge erſt dadurch: 
daß es unter den heutigen Umſtaͤnden keinerlei anderes techniſches Mittel 
gibt, hier Wandel und zugleich Garantien des Wandels zu ſchaffen. 
Ausdruͤcklich ſei, damit die Frageſtellung nicht verſchoben wird, noch 
hinzugefuͤgt: nicht nur ſubjektiv begreiflich war in faſt allen Faͤllen die 
perſoͤnliche Stellungnahme des Monarchen, ſondern — ſoweit ſich das 
damals uͤberſehen ließ — wenigſtens in manchen von ihnen auch poli— 
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tiſch richtig. Und in einer Anzahl von ihnen war es überdies nicht 
unwahrſcheinlich, daß die diplo matiſche Bekanntgabe feiner ener⸗ 
giſchen perſoͤnlichen Stellungnahme (in geeigneter Form) an diejenigen 
Regierungen, welche ſie anging, politiſch nuͤtzlich wirken konnte. Die 
oͤffentliche Bekanntgabe, fuͤr deren Duldung oder Veranlaſſung 
die politiſchen Leiter Deutſchlands die Verantwortung trugen, war das 
politiſch Unverantwortliche. Denn es iſt, was bei uns vergeſſen ſcheint, 
ein ganz gewaltiger Unterſchied, ob ein leitender Politiker (Miniſter— 
präfident oder ſelbſt Praͤſident der Republik) oͤffentlich, etwa im Parla⸗ 
ment, eine noch ſo geharniſchte Erklaͤrung abgibt, oder ob er eine per⸗ 
ſoͤnliche Außerung des Monarchen öffentlich bekanntgeben laͤßt und 
dieſe dann mit zugleich effektvoller und billiger Geſte „deckt“. Die 
Wahrheit iſt: Ein oͤffentliches Wort des Monarchen iſt der ruͤckſichts⸗ 
loſen Kritik im Inland entzogen: es deckt dort alſo den Staatsmann, 
der es dazu mißbraucht, gegen ruͤckhaltloſe Kritik an ſeinem eigenen Ver⸗ 
halten. Aber das Ausland macht davor nicht Halt und — haͤlt ſich an 
den Monarchen. Ein Politiker kann und ſoll gehen, wenn die Lage 
ſich aͤndert und alſo die erforderliche Stellungnahme ſich verſchiebt. 
Der Monarch dagegen ſoll bleiben. Mit ihm aber bleiben ſeine Worte. 
Vergebens ſucht er, einmal perſoͤnlich öffentlich engagiert, fie, der 
veränderten Situation entſprechend, ruͤckgaͤngig zu machen. Leiden: 
ſchaften und Ehrgefuͤhl ſind erregt; denn fuͤr die Nation wird es ein 
Ehrenpunkt, ſich hinter den Monarchen zu ſtellen, dilettantiſche Lite⸗ 
raten, wie die „Alldeutſchen“ und — ihre Verleger machen gute Ge— 
ſchaͤfte. Inland und Ausland halten ſich dauernd an die einmal ge⸗ 
ſprochenen Worte, und die Lage iſt unelaſtiſch feſtgefahren. Nach dieſem 
Schema ſind tatſaͤchlich alle dieſe Faͤlle verlaufen. Gehen wir eine 
Anzahl von ihnen einmal rein ſachlich durch, um zu erkennen, wo dabei 
der politiſche Fehler ſteckte. 

Zunaͤchſt: das Kruͤger-Telegramm. Die Entruͤſtung über den 
Jameſoneinfall war berechtigt und wurde auch in der ganzen Welt 
(wie erinnerlich auch vielfach in England ſelbſt) geteilt. Nachdruͤckliche 
diplomatiſche Vorſtellungen in London (auch unter Bezugnahme auf 
die Erregung des Monarchen) hätten angeſichts dieſer Situation recht 
wohl Erklaͤrungen des damaligen engliſchen Kabinetts zur Folge haben 
koͤnnen, uͤber welche ſpaͤter vielleicht nicht ganz leicht hinwegzukommen 
geweſen waͤre. Nebenher aber waͤre vielleicht die Moͤglichkeit einer all⸗ 
gemeinen Verſtaͤndigung über die beiderſeitigen afrikaniſchen Intereſſen 
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nähergerüdt, wie fie z. B. Cecil Rhodes recht willkommen geweſen märe 
und wie ſie durchaus noͤtig war, wollten wir nach anderen Richtungen: 
im Orient, freie Hand haben und Italien beim Buͤndnis halten. Das 
veröffentlichte Telegramm aber wirkte ſelbſtredend wie eine Ohr: 
feige, die jede ſachliche Diskuſſion fuͤr beide Seiten ausſchloß. Der 
Ehrenpunkt war nun im Spiel, realpolitiſche Intereſſen ausgeſchaltet. 
Infolgedeſſen fanden ſpaͤtere, vor und waͤhrend des Burenkrieges und 
nachher unternommene Verſtaͤndigungsaktionen über Afrika oder die 
allgemeine Politik die innerliche Zuſtimmung keines der beiden Voͤlker, 
deren Ehrgefuͤhl gegeneinander engagiert worden war, obwohl beide 
Teile dadurch ſachlich auf ihre Rechnung haͤtten kommen koͤnnen. Sie 
verliefen im Reſultat vielmehr ſo, daß Deutſchland nach dem Kriege 
in der Rolle des Geprellten erſchien. Über genuͤgende Machtmittel zur 
wirkſamen Unterftüßung des Proteſts aber hätten wir 1895 ſchlechter⸗ 
dings nicht verfuͤgt. Das Ende: der Nichtempfang des landfluͤchtigen 
Präfidenten, bleibt beſſer ohne Kritik. Denn die Hauptſache: die 
Preisgabe der Buren, trotz jenes Engagements des Monarchen, war 
unvermeidlich. General Botha aber erklaͤrte bekanntlich im ſuͤdafrika⸗ 
niſchen Parlament 1914: das Verhalten Deutſchlands war es, das uns 
unſere Unabhaͤngigkeit gekoſtet hat. 

Das Verhalten Japans 1914, Chinas 1917 hat in Deutſchland Er⸗ 
ſtaunen hervorgerufen. Das erſtere pflegt man ausſchließlich mit der 
bekannten Aktion wegen Port Arthur von 1897, das letztere ausſchließ⸗ 
lich mit amerikaniſchem Druck, beide außerdem mit Opportunitätss 
gründen zu motivieren. So viel Richtiges daran fein mag, fo trat doch 
ein anderes recht wichtiges Moment hinzu. Glaubt man bei uns denn 
wirklich, irgendein gebildeter Chineſe oder Japaner haͤtte vergeſſen, 
daß gerade in Deutſchland in Wort und Bild die Warnung vor der 
zelben Gefahr und die Mahnung zur „Wahrung der heiligſten Guͤter“ 
durch den Monarchen oͤffentlich bekanntgegeben wurde? Die Raſſen⸗ 
probleme gehören in der internationalen Politik zu den allerſchwierig⸗ 
ſten, weil durch die Intereſſenkonflikte der weißen Voͤlker komplizierten 
Fragen. Daß der Monarch dazu eine Stellung zu gewinnen ſuchte, 
war nur zu billigen. Aber welchem Ziel und vollends welchem deutſchen 
politiſchen Ziel, gleichviel welcher Art, diente dieſe Art von Veroͤffent⸗ 
lichung ſeiner damaligen Stellungnahme? Ließ ſie ſich mit den deut⸗ 
ſchen Intereſſen in Oſtaſien auch nur irgendwie in Einklang bringen? 
Welche Machtmittel ſtanden hinter ihr? Weſſen Intereſſen mußte ſie 
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im Effekt dienen? Ferner: welchen politiſchen Zielen diente die Ver: 
oͤffentlichung der Chinareden gelegentlich der Sendung des Grafen 
Walderſee? welchen die Veroͤffentlichung der im Kreiſe der Offiziere 
vielleicht ganz angebrachten Flottenreden? Der Ertrag der deutſchen 
Chinapolitik ſtand in peinlichem und, muß hinzugeſetzt werden: in keinem 
zufälligen Mißverhaͤltnis dazu, welches dann unſerem Preſtige ſchwer 
ſchaͤdlich wurde. Über die wenig erfreuliche Epiſode der Behandlung 
der „Suͤhnegeſandtſchaft“ und ihrer — wiederum: offentlichen — 
Eroͤrterung ſei vollends hinweggegangen. Es iſt einfach unerfindlich, 
welchem realpolitiſchen deutſchen Zweck Fuͤrſt Buͤlow mit der Zu— 
laſſung dieſer das chineſiſche Ehrgefuͤhl ganz nutzlos verletzenden Ro— 
mantik zu dienen waͤhnen konnte. Und falls er klug genug war, die 
politiſche Wertloſigkeit und Schaͤdlichkeit all dieſer Vorgänge zu durch- 
ſchauen, dennoch aber mit Zuſtaͤnden rechnen mußte, welche ihre Dul- 
dung herbeifuͤhrten, ſo mußte er gehen, im Intereſſe der Nation ſowohl 
wie insbeſondere auch in dem des Monarchen. 

Ob die Veroffentlichung der Rede in Damaskus nach der poli⸗ 
tiſchen Lage gegenuͤber Rußland zweckmaͤßig war, iſt ſchon von anderer 
Seite ſtark bezweifelt worden. Unſere Sympathien fuͤr die Iſlam⸗ 
kultur und unſere politiſche Intereſſiertheit an der Integritaͤt der Tuͤrkei 
kannten die beteiligten Voͤlker und Politiker auch ohne einen ſo lauten 
Akt. Den Schein aber, welchen dieſe oͤffentliche Kundgebung erweckte, 
haͤtten wir, auch abgeſehen von der damaligen politiſchen Konſtellation, 
in jedem Fall beſſer vermieden. Weſſen Abſichten dadurch gefoͤrdert 
werden mußten, war auch hier leicht zu ſehen. — 

Koͤnnte man aber in dieſem letzten Falle noch zweifeln, ſo liegt jeden⸗ 
falls bei der, wiederum: offentlichen, Rede in Tanger zu Beginn 
der Marokkokriſe die Sachlage ganz klar. Die Stellungnahme Deutſch⸗ 
lands an ſich iſt auch von neutraler Seite durchaus gebilligt worden. 
Schwer fehlerhaft aber war wiederum das öffentliche Einſetzen der 
Perſon des Monarchen. Wenn auch noch nicht bekannt iſt, welche An⸗ 
erbietungen Frankreich nach Delcaſſés Sturz gemacht hat, fo war jeden⸗ 
falls fo viel klar: entweder man mußte entſchloſſen fein, für die Selb- 
ftändigfeit Marokkos Krieg zu führen. Oder aber man mußte die 
Angelegenheit ſofort definitiv in einer Art, die den Intereſſen und dem 
Ehrgefuͤhl beider Teile Rechnung trug, gegen Kompenſationen Frank⸗ 
reichs zum Abſchluß bringen. Das haͤtte vielleicht fuͤr die Beziehungen 
zu Frankreich weitgehende Konſequenzen haben koͤnnen. Warum ge⸗ 
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ſchah es nicht? Die Ehre der Nation, hieß es, fei durch das Wort des 
Monarchen fuͤr den marokkaniſchen Sultan engagiert, den wir nun 
nicht „im Stiche laſſen duͤrften“. Krieg zu fuͤhren, war aber gleichwohl 
nicht die Abſicht. Die Folge war: die Niederlage von Algeciras, dann 
die „Panther“⸗Epiſode, und ſchließlich — die Preisgabe Marokkos, 
zugleich aber, unter dem Druck der endloſen nervoͤſen Spannung, das 
Aufflammen der Kriegsluſt in Frankreich. Alſo: die Foͤrderung der 
Einkreiſungspolitik Englands. Und dazu wiederum der Eindruck: 
Deutſchland weicht zuruͤck — trotz kaiſerlicher Worte. Dies alles ohne 
jegliches irgendwie hinlaͤngliche politiſche Aquivalent fuͤr uns. — 

Die Ziele der deutſchen Politik, auch und gerade der Überſeepolitik, 
waren, gemeſſen an den Erwerbungen anderer Voͤlker, uͤberaus be— 
ſcheiden, ihre Reſultate vollends geradezu duͤrftig. Dabei aber ſchuf ſie 
Reibungsflaͤchen und machte ein Geraͤuſch, wie die keines anderen Lan— 
des. Und immer wurden dieſe politiſch ganz nutzloſen und ſchaͤdlichen 
Senſationen wieder durch ſolche Veroͤffentlichungen von Auße— 
rungen des Monarchen geſchaffen. Und nicht nur bei den uns fremd 
oder als Neutrale gegenuͤberſtehenden Maͤchten wirkte dieſe Methode 
ſchaͤdlich. 

Nach der Algeciraskonferenz war es das Beduͤrfnis des Monarchen, 
dem Grafen Goluchowski ſeinen Dank auszudruͤcken. Statt der dafuͤr 
ſonſt üblichen Mittel wurde das hekannte Telegramm veroͤffentlicht. 
Der prompte, für uns peinliche, Sturz des Adreſſaten zeigte zu fpät: 
daß keine Regierung ihre leitenden Staatsmaͤnner von anderen, auch 
den naͤchſten Verbuͤndeten, oͤffentlich mit einer guten Zenſur ver⸗ 
ſehen läßt. 

Auch in der inneren Politik ſind ganz die gleichen Fehler gemacht 
worden. f 

Oder gehörte etwa die im Unmut des Augenblicks geſprochene „Zucht— 
hausrede“ in die Offentlichkeit, wo ſie als ein politiſches Programm, 
erſchien und wirkte? Was aber ſollte man vollends davon denken, daß 
nun die Bureaukratie, nur weil von „Zuchthausſtrafe“ fuͤr Streiks 
geſprochen und dies veroͤffentlicht worden war, einen entſprechenden 
Paragraphen für die Antiſtreikvorlage auskluͤgeln mußte? Es hat erſt 
der gewaltigen Ereigniſſe von 1914 und der jetzigen Ankuͤndigung des 
gleichen Wahlrechts bedurft, um die ſelbſtverſtaͤndliche Nachwirkung 
dieſer ganz zweckloſen Publikation auf die Haltung ehrliebender Arbeiter 
auszutilgen. Lag das etwa im Intereſſe der Dynaſtie? oder welchen 
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fonftigen irgendwie zu verantwortenden politiſchen Zweck verfolgte die 
Veroͤffentlichung? 

Indeſſen hier ſollte nur von der Außenpolitik die Rede ſein. Und 
da fragt man naturgemaͤß: Wo ſteckten bei allen jenen Veroͤffent⸗ 
lichungen diejenigen Reichsparteien, welche für die Haltung der Re⸗ 
gierung ausſchlaggebend fein konnten und welche dann dem Reichs— 
kanzler von Bethmann-Hollweg die „Mißerfolge“ dieſer Politik, welche 
uns „die ganze Welt zum Feinde gemacht habe“, vorwarfen? oder 
ihm vorhielten: er „decke ſich hinter dem Monarchen“? Was taten fie 
in allen jenen Fällen? Sie nutzten die Kritik der aͤußerſten 
Linken dazu aus, um deren „antimonarchiſche“ Geſinnung 
zu denunzieren! Einwendungen ſind von ihnen — das muß auf das 
nachdruͤcklichſte feſtgeſtellt werden — oͤffentlich erſt erhoben worden, 
als es zu ſpaͤt war. Und auch dann nur, ſoweit ihre egoiſtiſchen In— 
tereſſen nicht im Spiel waren. Auf die bekannten Vorfaͤlle von 1908 
ſoll im einzelnen nicht zuruͤckgekommen werden. Aber daran ſei erinnert: 
Die konſervative Partei hat im Gegenſatz zu der unzweifelhaft ein⸗ 
drucksvollen Adreſſe ihrer Vertrauensmaͤnner an den Monarchen, den 
Fuͤrſten Buͤlow ſpaͤter in aller Form im Stich gelaſſen und, wie üb- 
lich, ihren Pſeudomonarchismus wieder hervorgeſucht, als es ſich um 
eigene materielle Intereſſen handelte. (Übrigens mag der Monarch 
nicht wenig erſtaunt geweſen ſein, daß gerade dieſer Kanzler, der doch 
in mindeſtens einem Fall ſeinerſeits ihm ein ſehr prononziertes oͤffent⸗ 
liches Hervortreten gegen ſeine Bedenken direkt angeraten hat, ſich 
plotzlich unter dem Druck einer nationalen Erregung gegen ihn wendete!) 
Wo aber ſteckten vollends in all dieſen Faͤllen unſere Literaten? Sie 
klatſchten oͤffentlich Beifall oder ſchwatzten davon — wie es die 
Preſſe der Parteien der Rechten noch jetzt tut —: daß der Deutſche 
eben keine Monarchie nach engliſcher Art liebe. Die Mißerfolge aber 
ſchoben ſie, den traurigſten Spießbuͤrgerinſtinkten ſchmeichelnd, auf die 
„Diplomatie“. Ohne auch nur einmal zu fragen: wie denn dieſe unter 
derartigen Bedingungen uͤberhaupt arbeiten konnte! — Privatim 
freilich — das waͤre ein langes und fuͤr die Agitatoren, welche ſo tapfer 
die „Hungerfrieden“- Mehrheit öffentlich ſchmaͤhen, nicht ehrenvolles 
Kapitel! 

Unverantwortlich und beiſpiellos in der Politik aller Großſtaaten war 
aber vor allem das Verhalten unſerer leitenden Staatsmaͤnner in allen 
dieſen Faͤllen. Ein oͤffentlicher Vorſtoß von dieſer Stelle war nur 
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zuläflig, wenn man es, und zwar fofort, auf den Ernſtfall abſah. 
Aber weder fuͤr die Buren noch gegen die Mongolen noch fuͤr den Sultan 
von Marokko hatten wir in Wahrheit die Abſicht, in den beiden erſten 
Fallen auch weder den Beruf noch die Machtmittel, mit den Waffen 
einzutreten. Gleichwohl ließen die leitenden Politiker zu, daß durch ein 
oͤffentliches Einſetzen der Perſon des Monarchen eine ſachliche 
Verſtaͤndigung mit England uͤber die beiderſeitigen ſuͤdafrikaniſchen, mit 
Frankreich uͤber die nordafrikaniſchen Intereſſen unmoͤglich gemacht 
wurde, weil eben nun unſere Stellungnahme nach Art eines Ehren- 
punktes feſtgelegt ſchien und dann ſchließlich doch — preisgegeben wer— 
den mußte. Peinliche, noch heute jedem Deutſchen auf der Seele 
brennende diplomatiſche Niederlagen und ſchwere dauernde Schaͤdigung 
unſerer Intereſſen waren die unabwendbare Folge. Vor allem der 
hoͤchſt gefährliche Eindruck, daß Deutſchland nach Anwendung der ſtaͤrk— 
ſten äußeren Geſten dennoch zuruͤckzuweichen pflege, — dieſer für. 
das Verhalten der engliſchen Politik Ende Juli 1914 ſicher mitbeſtim⸗ 
mende Glaube geht darauf zuruͤck. Dieſe unnatuͤrliche Weltkoalition 
gegen uns iſt in ſtarkem Maße auch durch dieſe ganz unglaublichen Fehler 
zuſammengefuͤhrt worden. Und nicht nur das. Sie wirken noch jetzt 
nach. Jener Schwindel, der jetzt in der Welt mit dem Gerede von der 
deutſchen „Autokratie“ getrieben wird, iſt: Schwindel, — aber ſeine 
Noͤglichkeit iſt politiſch alles andere als gleichguͤltig. Wer hat es nun 
den Gegnern, die daran ſo wenig glauben wie an andere Maͤrchen uͤber 
Deutſchland, moͤglich gemacht, dieſen Schwindel mit Erfolg zu treiben? 
Wer hat den ungeheuren, politiſch keineswegs gleichguͤltigen, Haß einer 
ganzen Welt auf das Haupt gerade dieſes Monarchen geladen, deſſen 
Haltung notoriſch fuͤr die Bewahrung des Friedens wiederholt, auch 
in Augenblicken, wo rein realpolitiſch vielleicht der Krieg fuͤr uns zweck⸗ 
maͤßiger geweſen waͤre, ausſchlaggebend war? Wer hat es moͤglich 
gemacht, daß die Maſſen im Ausland vielfach ernſtlich glauben, Deutſch— 
land ſchmachte nach „Befreiung“, und wenn man nur lange genug 
durchhalte, werde dieſe unterdruͤckte Stimmung ſich ſchließlich Luft 
machen? Wer hat dieſen unerhoͤrten Unſinn der gegenwaͤrtigen Lage 
moͤglich gemacht? So lange die Moͤglichkeit der Wiederkehr beſteht, 
darf die Nation nicht vergeſſen: das hat die konſervative Beamten— 
herrſchaft getan, welche in den entſcheidenden Momenten Leute mit 
Beamtengeiſt an leitende Stellen feßte, auf welche Politiker ge⸗ 
hoͤrten, das heißt: Leute, welche im politiſchen Kampf die Tragweite 
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des oͤffentlichen Wortes zu waͤgen gelernt und welche vor allem 
das Verantwortungsgefuͤhl eines leitenden Politikers und nicht dat 
an feinem Platz richtige, hier aber verderbliche Subordinationspflicht⸗ 
gefuͤhl eines Beamten gehabt haͤtten. 

Der Abgrund, der beide ſcheidet, wird gerade hier am deutlichſten 
ſichtbar. Der Beamte hat ſeine eigenen Überzeugungen ſeiner Ge— 
horſamspflicht zu opfern. Der leitende Politiker hat die Ver⸗ 
antwortung fuͤr politiſche Handlungen oͤffentlich abzulehnen, wenn 
fie feiner Überzeugung widerſprechen und hat dieſer feine Amtsſtellung 
zu opfern. Niemals aber iſt dies bei uns geſchehen. 

Denn es iſt mit dem Geſagten immer noch nicht das Schlimmſte 
ausgeſprochen: Von faſt allen jenen Maͤnnern, welche in dem er— 
waͤhnten verhaͤngnisvollen Jahrzehnt unſerer Politik deren Leitung in 
der Hand hatten, iſt zuverlaͤſſig bekannt: daß ſie privatim, und zwar 
nicht nur gelegentlich, ſondern wieder und wieder, die materielle Ver⸗ 
antwortung fuͤr die entſcheidende Veroͤffentlichung, die ſie formell 
„deckten“, abgelehnt haben. Fragte man erſtaunt: warum wohl der 
betreffende Staatsmann, augenſcheinlich der Machtmittel beraubt, die 
nach feiner Überzeugung bedenkliche Veröffentlichung zu hindern, auf 
feinem Platz geblieben ſei, fo bekam man gewoͤhnlich zu hören: 
„Es haͤtte ſich ja ein anderer gefunden.“ Das wird wohl ſo ſein, und da 
lag dann eben der alles weitere entſcheidende Fehler des Syſtems 
als ſolchen, der uns hier allein angeht. Wuͤrde ſich auch dann ein 
anderer gefunden haben, wenn der politiſche Leiter als Vertrauens⸗ 
mann eines machtvollen Parlaments die Verantwortung 
hätte tragen muͤſſen? 

An dieſem entſcheidenden Punkt kann man ſehen: was ein Parla⸗ 
ment, dem gegenüber effektive Verantwortlichkeit der Beamten be— 
ſteht, bedeutet. Es iſt durch ſchlechterdings keine andere Macht 
zu erſetzen. Oder: durch welche? Auf dieſe Frage ſchuldet jeder 
Antwort, der heute noch bei uns auf den „Parlamentarismus“ zu ſchelten 
ſich legitimiert fuͤhlt. Und an dem gleichen Punkte kann man mit Haͤn⸗ 
den greifen, daß das Verantwortungsgefuͤhl des Beamten einerſeits, 
des Politikers andererſeits zwar jedes an ſeiner Stelle, aber auch nur 
dort, am Platze iſt. Denn es handelte ſich nicht etwa um untuͤchtige 
oder ungeſchulte, ſondern um zum Teil recht hervorragende Beamte 
und Diplomaten, denen aber das fehlte, was man im rein politiſchen 
Sinne des Worts, der mit der privaten Moral gar nichts zu tun hat: 
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„Charakter“ nennt. Er fehlte ihnen aber nicht zufällig, ſondern infolge 
der Struktur des Staates, der fuͤr dergleichen eben keine Ver⸗ 
wendung hatte. Was ſoll man zu dieſem in aller Welt bei einer Groß— 
macht nicht wieder zu findenden Zuſtand ſagen: daß Zivilkabinette 
oder Hofchargen oder Telegraphenagenturen oder wer immer ſonſt, 
ſich herausnehmen, eine Publizitaͤt ſolcher für die internationale 
Politik wichtigſten Vorgaͤnge herbeizufuͤhren und dadurch unſere Politik 
auf Jahrzehnte feſtzufahren und zu verpfuſchen, und daß der leitende 
Politiker das mit Achſelzucken und einigen vermeintlich noblen Geſten 
über ſich ergehen läßt? Und das in einem Staat, wo gleichzeitig in 
innerpolitiſchen Angelegenheiten im Machtintereſſe der Verwaltungs— 
chefs das „Dienſtgeheimnis“ als Perle der Beamtenpflichten figu— 
riert! Daß ausſchließlich und allein die Intereſſen der Beamten an 
verantwortungsfreiem Amterbeſitz den ſcheinbaren Widerſpruch 
erklaͤren, liegt auf der flachen Hand. Was ſoll man zu einem Syſtem 
ſagen, welches Politiker, die ſchwere Fehler ihrer Überzeugung zuwider 
dulden, auf ihren Poſten beließ? Und was ſchließlich dazu, daß trotz 
dieſer vor aller Augen liegenden Dinge ſich noch immer Literaten finden, 
welche eine Staatsſtruktur, die im politiſch entſcheidenden Punkt ſo 
funktioniert hat, als „glaͤnzend bewaͤhrt“ hinzuſtellen ſich nicht 
ſcheuen? Mehr als glaͤnzend bewaͤhrt hat ſich, wie geſagt, die dienſt⸗ 
liche Leiſtung der Offiziere und Beamten da, wo deren Qualität ent⸗ 
ſcheidet. Aber da, wo der Politiker hingehoͤrt, hat die Beamten— 
herrſchaft ſeit Jahrzehnten nicht etwa nur verſagt, ſondern ſie hat das 
Odium ihres eigenen, politiſch völlig desorientierten Verhaltens, um 
ſich zu decken, auf den Monarchen perſoͤnlich abgeladen und hat 
dadurch die gegen uns gerichtete Weltkonſtellation herbeifuͤhren helfen, 
welche ohne die großartigen Leiſtungen unſeres Heeres ihm ſeine Krone, 
Deutſchland aber feine ganze politiſche Zukunft hätte koſten konnen. 
Jede Struktur des Staates, die dies verhindert, iſt im Intereſſe der 
Nation und in demjenigen der Monarchie ſelbſt beſſer als dieſer Zuſtand. 
Er muß, koſte es was es wolle, aufhören. Es ſteht völlig feſt 
(und ift übrigens leicht erweislich): daß uͤber dieſe ſchweren Schaͤden 
in Deutſchland keinerlei parteipolitiſche Meinungsverſchieden— 
heit beſteht. Nur waren die Politiker der Rechten teils zu wenig politiſch 
charaktervoll, teils — zu intereſſiert, um ihre privatim ſtets mit der 
größten Schaͤrfe geaͤußerte Meinung auch oͤffentlich zu vertreten. 
Und vor allem: um daraus die ſachlichen Konſequenzen zu ziehen. 
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Denn ohne „reale Garantien“ ift hier nicht weiterzukommen. Das 
hat uns die völlige Unbelehrbarkeit der für jene Veroͤffentlichungen 
verantwortlichen hoͤfiſchen Kreiſe gezeigt. Die Schaffung ſolcher Garan⸗ 
tien iſt politiſch ungleich wichtiger als alle politiſchen Probleme welcher 
Art, auch immer, einſchließlich der Parlamentariſierung und Demo: 
kratiſierung. Die erſtere iſt vielmehr fuͤr uns in erſter Linie das unver⸗ 
meidliche Mittel, ſolche realen Garantien zu ſchaffen. Denn daß nur 
die Parlamentsmacht und die effektive Verantwortlichkeit der fuͤhrenden 
Politiker gegenuͤber dem Parlament gegen derartige Vorgänge eine 
Garantie geben kann, ſteht außer Zweifel. 

Eine wirklich leiſtungsfaͤhige Parlamentsleitung zu ſchaffen, iſt aber 
nach dem Schlendrian von Jahrzehnten eine Sache zum mindeſten 
von Jahren. Was kann denn nun inzwiſchen, ſolange dieſe Reform 
noch nicht durchgefuͤhrt iſt oder ihre Fruͤchte noch nicht getragen hat, 
geſchehen? 

Eines iſt natürlich ſelbſtverſtaͤndlich: uͤberall, auch und gerade in der 
„Demokratie“, werden die verantwortlichſten Entſchließungen der 
Außenpolitik von einer kleinen Zahl von Menſchen gefaßt: Amerika 
und Rußland ſind gerade jetzt die beſten Beiſpiele. Keine Literaten⸗ 
ideologie aͤndert das. Jeder Verſuch, es zu aͤndern, ſchwaͤcht die Laſt 
der Verantwortung, auf deren Schaͤrfung ja gerade alles ankommt. 
Unverändert fortbeſtehen werden daher die unter effektiver Verant⸗ 
wortlichkeit des Reichskanzlers auszuuͤbenden kaiſerlichen Rechte det 
Art. 11 der R.⸗V. Aber der gefaͤhrliche Mißbrauch, den verantwortungs⸗ 
loſe und unbekannte hoͤfiſche oder journaliſtiſche Intereſſenten mit den 
die Außenbeziehungen des Reiches beruͤhrenden rein perſoͤnlichen 
Außerungen des Monarchen in der Offentlichkeit treiben konnten, 
. muß ſofort, und zwar geſetzlich, gehindert werden. Schwere, in 
Fällen bewußten Mißbrauchs entehrende, Strafe iſt durch ein Spezial: 
geſetz dem anzudrohen, der ſich kuͤnftig herausnimmt, ſie in die Offent— 
lichkeit zu bringen oder an das Ausland zu geben, ohne daß vorher 
alle Garantien gegeben find. Selbſtverſtaͤndlich alſo muß die verfaſſungs— 
mäßige Verantwortlichkeit gerade für die Veroͤffentlichung von dem 
leitenden Politiker vorher uͤbernommen ſein. Darauf kommt alles 
an. Es iſt eine inhaltsleere Phraſe, wenn der leitende Staatsmann 
nachtraͤglich, Reklamationen im Parlament gegenuͤber, erklaͤrt: „Er 
decke die Veröffentlichung mit feiner Verantwortlichkeit.“ Denn einmal 
kann die Außerung des Monarchen auch dann ohne politiſche Gefaͤhr— 
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dung feiner Stellung nicht ruͤckſichtslos kritiſiert werden. Vor allem 
aber iſt eine ſolche Redensart nicht nur bedeutungslos, ſondern politifch . 
einfach nicht wahr, wenn er nicht vorher gefragt worden iſt und ſie 
gutgeheißen hat, wie es der Verfaſſung allein entſpricht. Iſt das nicht 
geſchehen, jo beſagt jene Phraſe lediglich: daß er trotz jener Vers 
oͤffentlichung keine Neigung verfpüre, ſich penſionieren zu 
laſſen, daß er alſo an ſeinem Amt klebe. Und daher muß — abgeſehen 
von der Beſtrafung der Schuldigen. bei unbefugter Veroͤffentlichung — 
fuͤr die Gutheißung oder Duldung jeder ſolchen Veroͤffentlichung 
der Reichskanzler durch die ſonſt wenig praktikable „Anklage“ mit dem 
Ziel der Amtsentſetzung und dauernden Amterunfaͤhigkeit, am beſten 
vor einem Parlamentsausſchuß, zur Verantwortung gezogen werden 
koͤnnen, um den noͤtigen Druck auf ihn auszuuͤben, mit der groͤßten 
Umſicht zu Werke zu gehen. 

Die Gutheißung jeder ſolchen Veroffentlichung durch den Kanzler 
ſollte lediglich nach eingehender Erwaͤgung mit erfahrenen Politikern 
erfolgen. Und daher wäre es recht ratſam, wenn einer geeigneten be— 
raten den Koͤrperſchaft vorher Gelegenheit gegeben werden muͤßte, 
fi über die Zweckmaͤßigkeit der Veroffentlichung (denn nur um dieſe 
handelt es ſich ja) zu aͤußern. Soll ſie kein reiner Parlamentsausſchuß 
ſein, ſo ſteht als Anknuͤpfungspunkt vielleicht ein anderes Gebilde zur 
Verfuͤgung. 

Der verfaſſungsmaͤßig aus Bevollmaͤchtigten der Mittelſtaaten ge⸗ 
bildete „Bundesratsausſchuß fuͤr die auswaͤrtigen Angelegen— 
heiten“ war bisher eine Art ſchlechter Witz der Reichsverfaſſung, rein 
dekorativ, ohne formelle Befugniſſe und ohne tatſaͤchlichen Einfluß. 
Denn es iſt nicht nur nicht die Verpflichtung des Reichskanzlers 
ſtatuiert, wirklich Rede zu ſtehen, ſondern Art. 11 ſchließt dieſe Pflicht 
aus. Formell kann er ſich auf paſſive Entgegennahme von Bemerkungen 
beſchraͤnken. Hoͤflich iſt er, wenn er ein formales „Expoſé“ vorlegt, wie 
es der Offentlichkeit im Parlament dargeboten zu werden pflegt. Dies 
war in der Regel offenbar der Hergang, obwohl hier im intimeren 
Kreiſe recht wohl eine meritoriſche Eroͤrterung moͤglich war. Im Krieg 
ſcheint die praktiſche Bedeutung des Ausſchuſſes wenigſtens zeitweiſe 
eine leiſe Steigerung erfahren zu haben: auch das waͤre kein Zufall. 
Ihm koͤnnte recht wohl die beratende Stellungnahme vor einer Ver— 
oͤffentlichung auß en-politiſch wichtiger Außerungen des Monarchen 
zugewieſen werden. Noch beſſer waͤre es freilich, wenn er zu einem 
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Reichskronrat entwickelt werden koͤnnte, der unter Zuziehung der 
zuſtaͤndigen Reſſortchefs und aͤlterer Staatsmaͤnner vor beſonders 
wichtigen Entſchließungen der Reichspolitik, moͤglichſt in Gegenwart 
des Monarchen derart verhandelte, wie dies jetzt, in Ermangelung einer 
kollegialen Reichsinſtanz, der preußiſche Kronrat nicht ſelten auch da 
tut, wo nicht innerpreußiſche, ſondern politiſch entſcheidende Fragen des 
Reiches (und alſo auch der nichtpreußiſchen Bundesſtaaten berührt) 
werden. Die Taͤtigkeit kann formell nur beratend ſein, denn außer 
der verfaſſungsmaͤßigen Stellung des Monarchen bei der Vertretung 
des Reichs nach außen darf auch die verfaſſungsmaͤßige Verantwortung 
des Reichskanzlers keinenfalls abgeſchwaͤcht werden. Man diskreditiert 
natuͤrlich jeden ſolchen Gedanken, wenn man ihn — wie das der Bureau— 
kratie leider naheliegt — zur Ausſchaltung oder Schwaͤchung des Ein⸗ 
fluſſes des Parlaments auszunutzen ſucht. Immerhin koͤnnte eine „Ber: 
antwortlichkeit“ des Reichskanzlers gegenuͤber dem Bundesrat gerade 
hier: in der Pflicht, Rede zu ſtehen, ausdruͤcklich ſtatuiert werden. 
Das Problem laͤge aber in dem Verhaͤltnis dieſer beratenden Inſtanz 
zu den Spezialausſchuͤſſen des Parlaments, insbeſondere dann, wenn 
man daran daͤchte, auch Parlamentsmitglieder zuzuziehen. Davon ſpaͤter. 

Gleichviel aber ob und wie jener Vorſchlag verwirklicht wird, jeden: 
falls dürfen nie mals wieder Verhaͤltniſſe und Vorkommniſſe, wie 
die geſchilderten, geduldet werden. Und es muß daher feſtgeſtellt 
werden: konſervatives Parteifabrikat auf der Grundlage der Bis: 
marckſchen Demagogie war die tief unwahrhaftige pſeudo monar— 
chiſche Legende, auf welche fie ſich beriefen. Rein innerpolitiſche 
Parte intereſſen verbargen ſich, wie jetzt im Krieg hinter der „Fronde“, 
ſo vorher hinter dieſer Legende. Die Beamtenſtellen, vom Land⸗ 
rat bis zum Miniſter, als konſervative Parteipfruͤnden, der ſtaat⸗ 
liche Beamtenapparat als Wahlapparat der konſervativen Partei, 
Wahlrechtsprivilegien in Preußen, um dies aufrechtzuerhalten, und 
zu dieſem Zweck: die Diskreditierung und Schwaͤchung des trotz allem 
immer noch beſten deutſchen Parlaments: des Reichstags, waren die 
Zwecke, denen dieſe Intereſſenten-Legende diente. Und wenn heute, 
wo die politiſchen Reſultate zutage liegen, die Hebung der Leiſtungs— 
moͤglichkeit und Machtſtellung des Parlaments als einer Staͤtte der 
Verwaltungskontrolle und kuͤnftig einmal der Ausleſe politiſcher Fuͤhrer 
verlangt wird, ſo kennen wir ja im voraus jene Phraſe, welche die 
Intereſſenten der unkontrollierten Beamtenherrſchaft bereithalten: 
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„Die Monarchie ſei in Gefahr.“ Es ftände ſchlimm um die Zukunft der 
Monarchie, wenn dieſe intereſſierten Schmeichler dauernd allein das 
Ohr der Fuͤrſten behielten, wie es bisher der Fall war. Sich mit dem 
Verſuch, die Dynaſtien durch die Angſt vor der „Demokratie“ einzu⸗ 
ſchuͤchtern, auseinanderzuſetzen, iſt Sache der Dynaſtien ſelbſt, nicht 
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Nicht das Problem der ſozialen Demokratiſierung, ſondern nur das— 
jenige des demokratiſchen, alſo des gleichen Wahlrechts ſoll uns hier 
in ſeiner Beziehung zum Parlamentarismus angehen. Und auch nicht 
die Frage, ob es fuͤr das Deutſche Reich ſeinerzeit ſtaatspolitiſch ratſam 
war, dies Wahlrecht unter Bismarcks ſcharfem Druck einzufuͤhren, wird 
eroͤrtert. Sondern dieſer Tatbeſtand wird hier als feſt gegeben und ohne 
furchtbare Erſchuͤtterungen nicht ruͤckgaͤngig zu machen, vorbehaltlos 
angenommen und nur gefragt: wie ſich die Parlamentariſierung zu 
dieſem demokratiſchen Wahlrecht verhaͤlt. 

Parlamentariſierung und Demokratiſierung ſtehen durchaus nicht not⸗ 
wendig in Wechſelbeziehung, ſondern oft im Gegenſatz zueinander. 
Man hat neuerdings ſogar nicht ſelten geglaubt: in notwendigem Gegen⸗ 
ſatz. Denn wirklicher Parlamentarismus ſei nur bei einem Zweiparteien⸗ 
ſyſtem und dies nur bei einer ariſtokratiſchen Honoratiorenherrſchaft 
innerhalb der Parteien moͤglich. Der althiſtoriſche Parlamentarismus 
Englands war in der Tat, ſeinem ſtaͤndiſchen Urſprung gemaͤß, auch 
nach der Reformbill und bis in den Krieg hinein, nicht wirklich in konti⸗ 
nentalem Sinn „demokratiſch“. Schon im Wahlrecht. Der Wohnungs: 
zenſus und die tatſaͤchlichen Mehrſtimmrechte hatten immerhin eine 
ſolche Tragweite, daß bei Übernahme auf unſere Verhaͤltniſſe wohl 
nur die Haͤlfte der jetzigen Sozialdemokraten und auch bedeutend weniger 
Zentrumsabgeordnete als jetzt im Reichstag ſitzen wuͤrden. (Allerdings 
fällt dafür die Rolle der Iren im engliſchen Parlament bei uns fort.) 
Und bis zu Chamberlains Caucusſyſtem waren beide Parteien durchaus 
von Honoratiorenklubs beherrſcht. Falls jetzt wirklich die zuerſt in Crom⸗ 
wells Heerlager von den Levellers erhobene Forderung des univerſellen 
Einſtimmrechts und ſogar des (vorerſt begrenzten) Frauenſtimmrechts 
durchgefuͤhrt wird, ſo muß der Charakter des engliſchen Parlaments 
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ſich ſicherlich ſtark ändern. Das Zweiparteienſyſtem, ſchon durch die 
Iren durchlöchert, wird mit Anwachſen der Sozialiſten weiter zerfallen 
und die Bureaukratiſierung der Parteien noch weiter fortſchreiten. — 
Das bekannte ſpaniſche Zweiparteienſyſtem, beruhend auf der feſten 
Konvention der Parteihonoratioren, daß die Wahlen im Sinn eines 
periodiſchen Wechſels der beiderſeitigen Amtsreflektanten in der Macht 
erledigt werden, ſcheint ſoeben dem erſten Anlauf zu ernſtlichen Wahlen 
zu erliegen. Aber werden ſolche Anderungen den Parlamentarismus 
beſeitigen? Der Beſtand und die formale Machtſtellung der Parlamente 
iſt durch Wahlrechtsdemokratie an ſich nicht bedroht. Das zeigen Frank- 
reich und andere Staaten mit gleichem Wahlrecht, wo die Miniſterien 
durchweg aus den Parlamenten hervorgehen und ſich auf deren Mehr: 
heiten ſtuͤtzen. Aber freilich iſt der Geiſt des franzoͤſiſchen Parlaments 
ein ſehr anderer als der des engliſchen. Nur iſt gerade Frankreich kein 
Land, an welchem man die typiſchen Folgen der Demokratie fuͤr den 
Parlamentarismus ſtudieren koͤnnte. Der ſtark kleinbuͤrgerliche und vor 
allem: Kleinrentner⸗Charakter feiner ſtabilen Bevoͤlkerung ſchafft Be⸗ 
dingungen fuͤr eine ſpezifiſche Art von Honoratiorenherrſchaft in den 
Parteien und einen beſondersartigen Einfluß der haute finance, wie ſie 
unter den Verhaͤltniſſen eines vorwiegenden Induſtrieſtaats nicht ber 
ſtehen. Die franzoͤſiſche Parteiſtruktur iſt in einem ſolchen ebenſo un: 
denkbar, wie allerdings auch das hiſtoriſche Zweiparteienſyſtem Eng⸗ 
lands. 

Ein Zweiparteienſyſtem iſt in Induſtrieſtaaten ſchon infolge der 
Spaltung der modernen oͤkonomiſchen Schichten in Buͤrgertum und 
Proletariat und der Bedeutung des Sozialismus als Maſſenevangelium 
unmoͤglich. Das gibt eine ſozuſagen „konfeſſionelle“ Schranke. So vor 
allem bei uns. Die Organiſation des Katholizismus ferner als Minder— 
heitsſchutzpartei, folgend aus den Konfeſſionsverhaͤltniſſen in Deutſch— 
land, wird bei uns, wenn ſie auch im Zentrum nur infolge der Wahl— 
kreiseinteilung ihre jetzige Abgeordnetenzahl beſitzt, ſchwerlich ausge— 
ſchaltet werden. Mindeſtens vier, wahrſcheinlich aber fuͤnf große Par— 
teien werden alſo bei uns dauernd nebeneinanderſtehen, Koalitions— 
regierungen eine Notwendigkeit bleiben und die Macht einer klug ope— 
rierenden Krone ſtets bedeutend bleiben. 

Die Honoratiorenherrſchaft aber in den Parteien iſt außerhalb ver— 
kehrsentlegener agrariſcher Gebiete mit partiarchalem Großgrundbeſitz 
uͤberall deshalb unhaltbar, weil die moderne Maſſenpropaganda die 
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Rationaliſierung des Parteibetriebs: den Parteibeamten, die Partei⸗ 
diſziplin, die Parteikaſſe, die Parteipreſſe und Parteireklame zur Grund⸗ 
lage der Wahlerfolge macht. Die Parteien organifieren ſich zunehmend 
ſtraffer. Sie bemühen ſich, ſchon die Jugend auf ihre Gefolgſchaft feft: 
zulegen. Automatiſch beſorgt das bei der Zentrumspartei der kirchliche 
Apparat, bei den Konſervativen die geſellſchaftliche Umwelt. Andere 
Parteien haben ihre beſonderen Jugendorganiſationen: fo die „national: 
liberale Jugend“ und die Jugendveranſtaltungen der Sozialdemokraten. 
Und ebenſo ſtellen die Parteien alle oͤkonomiſchen Intereſſen in ihren 
Dienſt. Sie organiſieren Genoſſenſchaften, Konſumvereine, Gewerk⸗ 
ſchaften und ſchieben ihre Vertrauensmaͤnner als Beamte in die fo 
geſchaffenen Parteiſtellen ein Sie ſchaffen ſich Rednerſchulen und 
andere Inſtitute fuͤr die Einſchulung von Agitatoren, Redakteuren 
und Angeſtellten, teilweiſe mit Millionenfonds. Eine ganze Partei⸗ 
literatur entſteht, geſpeiſt aus den gleichen, von Intereſſenten geſtifteten 
Kapitalien, welche Zeitungen aufkaufen, Annoncenbureaus gruͤnden 
u. dgl. mehr. Die Parteibudgets ſchwellen an, denn die Koſten der 
Wahlen und die Anzahl der notwendigen entgeltlichen Agitationskraͤfte 
ſteigen. Unter 20 000 Mark Koſten ift ein hart umſtrittener größerer 
Wahlkreis keinesfalls zu erobern. (Zur Zeit werden die Kriegsgewinne 
der Intereſſenten in groͤßtem Umfang in ſogenannten „patriotiſchen“ 
Parteizeitungen aller Art und Vorbereitungen fuͤr die erſten Wahlen 
nach dem Kriege angelegt.) Der Parteiapparat ſteigt an Bedeutung, 
und entſprechend ſinkt die Bedeutung der Honoratioren. 

Die Verhaͤltniſſe ſind noch im Fluß. Bei buͤrgerlichen Parteien gibt 
ein Durchſchnitt durch die, wie fruͤher bemerkt, ſehr verſchieden ſtraffe 
Organiſation zur Zeit etwa folgendes Bild: Der aktive lokale Betrieb 
wird meiſt nebenamtlich von Honoratioren betrieben, nur in Groß— 
ſtaͤdten von Beamten. Zeitungsredaktionen oder Anwaͤlte ſtellen in den 
mittleren Orten die Bureaus. Erſt groͤßere Bezirke haben feſt beſoldete 
Sekretaͤre, die das Land bereiſen. Die Kandidatenaufſtellung und die 
Feſtſtellung der Wahlparolen erfolgt durch ein im Einzelfall fehr ver: 
ſchiedenartig verlaufendes Zuſammenwirken oͤrtlicher und regionaler 
Verbaͤnde; die Mitwirkung der letzteren iſt namentlich durch die Er⸗ 
forderniſſe der Wahlbuͤndniſſe und Stichwahlabkommen bedingt. Die 
oͤrtlichen Leiter ſammeln um ſich durch eine ſehr verſchieden intenſive 
Werbung die ſtaͤndigen Mitglieder der oͤrtlichen Parteiorganiſationen. 
Hauptwerbemittel ſind oͤffentliche Verſammlungen. Die Aktivitaͤt der 
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Mitglieder ift gering. Oft tun fie wenig mehr, als daß fie Beiträge 


zahlen, die Parteiblätter halten, allenfalls leidlich regelmäßig die Ver⸗ 


ſammlungen, zu denen Parteiredner erſcheinen, fuͤllen und in maͤßigem 
Umfang ſich an der Gelegenheitsarbeit bei den Wahlen beteiligen. Da⸗ 
fuͤr nehmen ſie, wenigſtens der Form nach, an der Beſchlußfaſſung 
uͤber die Wahlen des Ortsvorſtands und der Vertrauensmaͤnner und, 
je nach Groͤße des Orts, direkt oder indirekt der Delegierten zu den 
Parteitagen teil. Alle zu waͤhlenden Perſoͤnlichkeiten werden aber in 
der Regel von jenem Kern von ſtaͤndigen Leitern und Beamten deſigniert, 
meiſt ihm entnommen, ergaͤnzt durch einige wegen bekannten Namens, 
perſoͤnlichen geſellſchaftlichen Einfluſſes oder beſonderer materieller 
Opferbereitſchaft nuͤtzliche oder verdiente Honoratioren. Die Aktivitaͤt 
jener zweiten Klaſſe der Mitglieder beſchraͤnkt ſich alſo auf die Aſſiſtenz 
und Abſtimmung bei dieſen in größeren Zwiſchenraͤumen ſtattfindenden 
Wahlen und Ausſprachen mit Reſolutionen, deren Reſultat ſtets weit⸗ 
gehend von den Leitern vorbereitet iſt. Ein gaͤnzlicher Wechſel des 
Perſonals, der oͤrtlichen Leiter und der Bezirksbeamten iſt ſelten und 
faſt ſtets die Folge einer, meiſt perjönlich bedingten, inneren Revolte. 
Jeder Aktivität entbehrt ſchließlich der einfache, nicht zur Organiſation 
gehoͤrige, von den Parteien umworbene Stimmgeber, von welchem per— 
ſoͤnlich nur bei den Wahlen, ſonſt nur durch oͤffentliche auf ihn gemuͤnzte 
Reklame Notiz genommen wird. — Weſentlich ſtraffer und auch einen 
relativ groͤßeren Bruchteil der als Stimmgeber in Betracht kommenden 
Waͤhler umfaſſend, dabei unter demokratiſchen Formen diszipliniert und 
zentraliſiert iſt die oft geſchilderte Organiſation der ſozialdemokratiſchen 


Partei. Lockerer, mehr an lokale Honoratiorenkreiſe anknuͤpfend, war 


diejenige der Parteien der Rechten, denen aber jetzt im Bunde der Land⸗ 
wirte eine ſehr ſtraffe Maffenorganifation zur Seite ſteht. In der Zen⸗ 
trumspartei iſt formal der Zentralismus und die autoritative Leitung 
am ſtaͤrkſten entwickelt, obwohl die Macht des Klerus, wie ſich mehrfach 
gezeigt hat, fuͤr alle nicht kirchenpolitiſche Dinge ihre Grenze hat. 
Schon durch den jetzt erreichten Entwicklungsgrad iſt jedenfalls der 
alte Zuſtand: daß Wahlen auf Grund von Ideen und Parolen erfolg— 
ten, welche vorher von Ideologen aufgeſtellt, in der Preſſe und in freien 
Verſammlungen propagiert und diskutiert waren, daß die Kandidaten 
von ad hoc gebildeten Komitees vorgeſchlagen wurden, daß die Ge— 
wählten dann zu Parteien zuſammentraten und daß dieſe im Perfonal: 
beſtand fluͤſſigen parlamentariſchen Gruppen nun die Fuͤhrer der im 
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Lande verſtreuten Geſinnungsgenoſſen blieben, insbeſondere die Parole 
für die nächften Wahlen formulierten, endgültig verſchwunden. Überall, 
nur in verſchieden fchnellem Tempo, tritt der Parteibeamte als trei⸗ 
bendes Element der Parteitaktik in den Vordergrund. Und neben ihm: 
die Geldbeſchaffung. Die Finanzſorgen rufen neben den regelmaͤßigen 
Steuern, welche naturgemaͤß in klaſſenbedingten Maſſenorganiſationen, 
wie der ſozialdemokratiſchen Partei, die relativ groͤßte Rolle ſpielen, 
ſtets erneut das früher alleinherrſchende Parteimaͤcenatentum auf den 
Plan. Es hat auch in der ſozialdemokratiſchen Partei nie ganz gefehlt. 
In der Zentrumspartei nimmt jetzt ein Einzelmaͤcenat, wie Herr 
A. Thyſſen, mindeſtens die geſellſchaftliche Rolle eines Erzbiſchofs in 
Anſpruch — und mit Erfolg. Eine mittlere Bedeutung hat das Mäce: 
natentum als Finanzquelle in der bürgerlichen Linken, eine weſentlich 
ftärfere auf der Rechten. Die größte aber, der Natur der Sache nach, 
bei buͤrgerlichen Mittelparteien von der Art der Nationalliberalen und 
der alten Freikonſervativen. Die jetzige beſcheidene Staͤrke dieſer Mittel⸗ 
parteien iſt daher am eheſten ein ungefaͤhrer Maßſtab fuͤr die Bedeutung 
des Geldes an ſich, d. h. des individuell von Intereſſenten gegebenen 
Geldes, bei Wahlen auf Grund des gleichen Wahlrechts. Und auch bei 
ihnen iſt gar keine Rede davon, daß das für fie ſelbſtverſtandlich beſonders 
unentbehrliche Geld allein die Wahlziffern zuſtande braͤchte. Dieſe Par⸗ 
teien leben vielmehr von einer eigentuͤmlichen Miſchehe der Geld— 
maͤchte mit jenem breiten Teil des Literatentums, vor allem der aka⸗ 
demiſchen und außerakademiſchen Lehrerſchaft, welche gefuͤhlsmaͤßig an 
den Reminiſzenzen der Bismarckſchen Ara haͤngen. Auf ſie reflektiert 
als Abonnenten ein im Verhaͤltnis zu den Waͤhlerzahlen unverhaͤltnis— 
maͤßig großer Teil der buͤrgerlichen Preſſe, deren Haltung, in verwaͤſſerter 
Form, auch von der gaͤnzlich geſinnungsloſen Inſeratenpreſſe nachgeahmt 
wird, weil ſie amtlichen und geſchaͤftlichen Kreiſen bequem iſt. 

So verſchieden danach die innere ſoziale Struktur der deutſchen 
Parteien iſt, fo find doch hier wie überall Bureaukratiſierung und ratio: 
nale Finanzwirtſchaft Begleiterſcheinungen der Demokratiſierung. Dies 
bedingt aber ein weit kontinuierlicheres und angeſpannteres Arbeiten 
fuͤr die Stimmwerbung, als den alten Honoratiorenparteien je bekannt 
war. Die Zahl der Wahlreden, die ein Kandidat heute, tunlichſt in jedem 
kleinen Ort ſeines Bezirks, halten muß, ſeiner Beſuche und Rechen— 
ſchaftsberichte dort, der Bedarf nach Parteikorreſpondenzen und Kliſchees 
für die Parteipreſſe und nach Reklamen aller Art ſteigert ſich ſtaͤndig. 
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Ebenſo die Schärfe und Ruͤckſichtsloſigkeit der Kampfmittel. Dies ift 
oft beklagt und als Beſonderkeit der Parteien ihnen zur Laſt gelegt wor⸗ 
den. Allein nicht nur die Parteiapparate, ſondern ganz ebenſo der im 
Beſitz der Macht befindliche Apparat der Regierung nimmt daran teil. 
Die aus dem ſogenannten „Welfenfonds“ geſpeiſte Bismarckſche Preſſe 
ſtand beſonders ſeit 1878 an Unbedenklichkeit der Mittel und der Tonart 
durchaus an der Spitze. Die Verſuche, eine völlig von dem herrſchenden 
Amtsapparat abhaͤngige Lokalpreſſe zu ſchaffen, haben nicht aufgehoͤrt. 
Mit dem Maß der Parla mentariſierung hat alſo die Exiſtenz und 
Qualitaͤt dieſer Kampfmittel nichts zu tun. Auch nicht mit der Art der 
Abſtufung des Wahlrechts!). Sondern fie iſt Folge der Maſſenwahlen 
rein als ſolcher, ganz einerlei, ob die Wahlkoͤrperſchaften die Ausleſeſtaͤtte 


der politiſch verantwortlichen Fuͤhrer ſind oder ob ſie nur eine negative 


Intereſſen- und Trinkgelderpolitik treiben koͤnnen, wie es bei uns der 
Fall iſt. Gerade im letzteren Fall pflegt der Parteikampf ganz beſon⸗ 
ders ſubalterne Formen anzunehmen, weil dann rein materielle und 
perſoͤnliche Intereſſen dahinterſtehen. Man kann (und ſoll) durch ſcharfen 
ſtrafrechtlichen Schutz die Wendung des politiſchen Kampfs gegen die 
perſoͤnliche Ehre und vor allem das Privatleben des Gegners und die 
leichtfertige Verbreitung unwahrer fenfationeller Behauptungen be— 
kaͤmpfen. Aber Art und Charakter des Kampfes als ſolchen kann man, 
ſolange es uͤberhaupt Wahlkoͤrperſchaften, welche uͤber materielle In⸗ 
tereſſen entſcheiden, gibt, nicht aͤndern. Am allerwenigſten aber durch 
Herabſchrauben der Bedeutung und des Niveaus des Parlaments. Da— 
mit hat man ſich zunaͤchſt einmal ruͤckhaltslos abzufinden. Alles aͤſthetiſche 
oder moraliſierende Naſeruͤmpfen iſt fuͤr die Frage der innerpolitiſchen 
Zukunftsgeſtaltung voͤllig ſteril. Die politiſche Frage iſt vielmehr ledig⸗ 
lich die: was hat dieſe fortſchreitende Demokratiſierung der politiſchen 
Kampfmittel und Kampforganiſationen für Konſequenzen für die Ges 
ſtaltung des politiſchen Betriebs, des außerparlamentariſchen ſowohl wie 


1) Im Spaͤtjahr 1917 find in der von der Schwerinduſtrie angekauften Preſſe 
ſowohl die „Frankfurter Zeitung“ wie ein Reichstagsabgeordneter bezichtigt worden, 
durch engliſches Geld beſtochen zu ſein. Nicht minder wurde mein Name und der eines 
(nationalliberalen) Kollegen mit Beſtechungsgeldern Lloyd Georges in Verbindung 
gebracht. Und derartige Behauptungen fanden in Literatenkreiſen Glauben! 
Dies letztere genuͤgt fuͤr die Beurteilung der politiſchen Reife dieſer Schicht. Das 
Treiben jener Sykophanten aber zeigt: daß Exiſtenz und Art der Demagogie ohne 
Parlamentarismus und ohne Demokratie bei uns durchaus auf franzoͤſiſchem Niveau 
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des parlamentariſchen Denn die zuletzt geſchilderten Entwicklungen 
gehen Hand in Hand mit der fruͤher eroͤrterten Geſtaltung der parla⸗ 
mentariſchen Arbeit. 

Beide aber rufen nach einer Hharakteriſtiſchen Figur: nach dem Be⸗ 
rufspolitiker, d. h. einem Mann, der mindeſtens ideell, in der Maſſe 
der Faͤlle aber materiell, den politiſchen Betrieb innerhalb einer Partei 
zum Inhalt ſeiner Exiſtenz macht. Man mag dieſe Figur nun lieben oder 
haſſen — ſie iſt in ihrer heutigen Geſtalt das unvermeidliche Produkt 
der Nationaliſierung und Spezialiſierung der parteipolitiſchen Arbeit 
auf dem Boden der Maſſenwahlen. Auch hier wieder: ganz einerlei, 
welcher Grad von politiſchem Einfluß und Verantwortlichkeit durch 
Parlamentariſierung in die Haͤnde der Parteien gelegt wird. 

Berufspolitiker gibt es von zweierlei Art: ſolche, die materiell „von“ 
der Partei und dem politiſchen Treiben leben: unter amerikaniſchen 
Verhaͤltniſſen die großen und kleinen politiſchen „Unternehmer“: die 
Boſſe, unter unſeren Verhaͤltniſſen aber: die politiſchen „Arbeiter“: 
die bezahlten Partei bea mten. Oder ſolche, die „fur“ die Politik zu 
leben durch ihre Vermoͤgenslage inſtandgeſetzt und durch ihre Über⸗ 
zeugung getrieben ſind, alſo ideell ihr Leben daraus beſtreiten, wie etwa 
Paul Singer in der Sozialdemokratie es tat, der zugleich ein Partei⸗ 
mäcenat großen Stils war. Wohlgemerkt: es ſoll hier nicht etwa dem 
Parteibeamtentum der „Idealismus“ beſtritten werden. Mindeſtens 
auf der Linken haben umgekehrt gerade die Parteibeamten ganze 
Scharen von tadelloſen politiſchen Charakteren geſtellt, wie man ſie in 
andern Schichten wenig zu finden vermoͤchte. Weit entfernt alſo, daß 
der Idealismus etwa Funktion der Vermoͤgenslage wäre, iſt eben doch 
das Leben „fuͤr“ die Politik billiger für den beſitzenden Parteifreund. 
Gerade dies nach oben und unten oͤkon omiſch unabhängige Element ift 
innerhalb des Parteilebens hoͤchſt erwuͤnſcht und wird hoffentlich auch 
in Zukunft ſpeziell den radikalen Parteien nicht ganz fehlen. Der eigent⸗ 
liche Parteibetrieb iſt freilich heute damit allein nie zu beſtreiten: die 
Maſſe der Arbeit außerhalb des Parlaments wird immer auf den Partei⸗ 
beamten ruhen. Schon wegen ihrer Inanſpruchnahme durch den 
Betrieb find aber dieſe Beamten keineswegs immer die gegebenen 
Kandidaten fuͤr das Parlament ſelbſt. Das trifft in verhaͤltnismaͤßig 
großem Umfang nur fuͤr die Sozialdemokratie zu. In den meiſten 
buͤrgerlichen Parteien iſt dagegen der durch ſein Amt gebundene Partei⸗ 
ſekretaͤr keineswegs immer der geeignetſte Kandidat. Innerhalb des 
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Parlaments würde das Parteibeamtentum, fo dringend erwuͤnſcht und 
nuͤtzlich die Vertretung dieſes Elementes iſt, nicht guͤnſtig wirken, wenn 
es allein vorherrſchte. Aber eine ſolche Vorherrſchaft beſteht ſelbſt 
innerhalb der am ſtaͤrkſten bureaufratifierten Partei: der Sozialdemo— 
kratie, nicht. Die Gefahr einer Herrſchaft des Beamtengeiſtes zuungunſten 
wirklicher Fuͤhrernaturen wuͤrde uͤberdies das Parteibeamtentum noch 
relativ am wenigſten heraufbeſchwoͤren. Dieſe Gefahr bedeutet weit 
eher die Noͤtigung, auf moderne Intereſſentenorganiſationen bei der 
Stimmwerbung Ruͤckſicht zu nehmen: das Eindringen der Angeſtellten 
dieſer Organiſationen in die Kandidatenliſte der Parteien alſo, welches 
ſich ſehr weſentlich ſteigern wuͤrde, wenn ein Proportionalwahlrecht in 
Form der allgemeinen Liſtenwahl durchgeſetzt wuͤrde. Ein aus lauter 
ſolchen Angeſtellten zuſammengeſetztes Parlament waͤre politiſch ſteril. 
Immerhin iſt der Geiſt der Angeſtellten ſolcher Organiſationen, wie es 
die Parteien ſelbſt und etwa die Gewerkſchaften find, infolge der Schu: 
lung im Kampf mit der Offentlichkeit ein weſentlich anderer, als der 
Geiſt des friedlich in der Aktenſtube arbeitenden Staatsangeſtellten. 
Gerade bei den radikalen Parteien, vor allem den Sozialdemokraten, 
waͤre daher jene Gefahr relativ am geringſten, weil die Heftigkeit des 
Kampfes dem immerhin auch dort nicht ſeltenen Verknoͤchern zu einer 
Parteipfruͤndnerſchicht verhaͤltnismaͤßig ſtark entgegenwirkt. Dennoch 
waren auch dort die eigentlichen Fuͤhrer nur zum kleinen Teil Partei⸗ 
beamte. 

Die Natur der heutigen Anforderungen an den politiſchen Betrieb 
bringt es vielmehr mit ſich, daß in allen demokratiſierten Parlamenten 
und Parteien ein Beruf eine beſonders ſtarke Rolle fuͤr die Rekrutierung 
der Parlamentarier ſpielt: die Advokaten. Neben der Rechtskenntnis 
als ſolcher und neben der weit wichtigeren Schulung fuͤr den Kampf, 
welche dieſer Beruf im Gegenſatz zu den Amtern der angeſtellten Juriſten 
bietet, iſt dafuͤr auch ein rein materielles Moment maßgebend: der Be— 
ſitz eines eigenen Bureaus, wie es der heutige Berufspolitiker un— 
bedingt benoͤtigt. Und waͤhrend jeder andere freie Unternehmer durch die 
Arbeit fuͤr ſeinen Betrieb ſpezifiſch „unabkoͤmmlich“ iſt fuͤr die ſteigenden 
Anforderungen regelmaͤßiger politiſcher Arbeit und auf ſeinen Beruf 
verzichten müßte, um Berufspolitiker zu werden, iſt für den Advokaten 
das Hinuͤberwechſeln von ſeinem Beruf in die berufspolitiſche Taͤtigkeit 
techniſch und nach den inneren Vorbedingungen verhaͤltnismaͤßig be— 
ſonders leicht. Der viel und uͤbrigens im ganzen mit Unrecht beklagten 
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„Advokatenherrſchaft“ der parlamentariſchen Demokratien wird nur in 
die Haͤnde gearbeitet, wenn die Parlamentarier in derart unzulaͤnglicher 
Weiſe Arbeitsraͤume, fachliche Informationsmittel und Bureauperſonal 
vorfinden, wie dies in den deutſchen Parlamenten noch heute der Fall 
iſt. Indeſſen dieſe techniſchen Seiten des Parlamentsbetriebes ſollen 
hier nicht beſprochen werden. Wir fragen vielmehr: in welcher Rich⸗ 
tung entwickelt ſich die Fuͤhrerſchaft in den Parteien unter dem Druck 
der Demokratiſierung und der zunehmenden Bedeutung der Berufs⸗ 
politiker, Partei⸗ und Intereſſenten⸗ Beamten, und welche zn 
hat das auf das parlamentarische Leben? 

Die bei uns populaͤre Literatenauffaſſung iſt mit der Frage der Wir⸗ 
kung der „Demokratiſierung“ ſchnell fertig: der De magoge kommt 
oben auf, und der erfolgreiche Demagoge iſt der Mann, der in den Mit⸗ 
teln der Umwerbung der Maſſen am unbedenklichſten iſt. Eine Ideali⸗ 
ſierung der Realitaͤten des Lebens waͤre zweckloſer Selbſtbetrug. Der 
Satz von der ſteigenden Bedeutung des Demagogen iſt in dieſem uͤblen 
Sinn nicht ſelten zutreffend geweſen und iſt im richtigen Sinn tats 
ſaͤchlich zutreffend. Im uͤblen Sinn trifft er für die Demokratie zu in 
etwa demſelben Umfang wie fuͤr die Wirkung der Monarchie jene Be⸗ 
merkung, die vor einigen Jahrzehnten ein bekannter General einem 
ſelbſtregierenden Monarchen machte: „Euer Majeſtaͤt werden bald nur 
noch Kanaillen um ſich ſehen.“ Eine nuͤchterne Betrachtung der demo⸗ 
kratiſchen Ausleſe wird ſtets den Vergleich mit anderen menſchlichen 
Organiſationen und ihrem Ausleſeſyſtem heranziehen. Nun genügt 
jeder Blick in die Perſonalien bureaukratiſcher Organiſationen, mit Ein⸗ 
ſchluß ſelbſt der beſten Offizierkorps, um zu erkennen, daß die innere An⸗ 
erkennung der Untergebenen: der Vorgeſetzte, vor allem der ſchnell 
avancierte Neuvorgeſetzte, „verdiene“ ſeine Stellung, nicht etwa die 
Regel, ſondern die Ausnahme iſt. Tiefſte Skepſis in betreff der Weis⸗ 
heit der Stellenbeſetzung, ſowohl der Motive, welche die beſetzenden 
Stellen leiteten, wie der Mittel, durch welche beſonders gluͤckliche Stellen— 
beſitzer ihre Stellen erlangt haben, beherrſchen (von allem kleinlichen 
Klatſch ganz abgeſehen) die Meinung der großen Mehrzahl gerade der 
ernſthaften, im Innern dieſes Getriebes ſtehenden Perſoͤnlichkeiten. 
Nur vollzieht ſich dieſe meiſt ſtumme Kritik abſeits vom Licht der Offent— 
lichkeit, die davon nichts ahnt. Ungezaͤhlte Erfahrungen, die jeder rundum 
machen kann, lehren aber, daß das Maß der Fuͤgſamkeit gegenüber 
dem Apparat: der Grad der „Bequemlichkeit“ des Untergebenen fuͤr 
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den Vorgeſetzten, diejenigen Qualitäten find, welche den Aufſtieg am 


ſicherſten garantieren. Die Ausleſe iſt, durchſchnittlich geſprochen, ganz 


gewiß keine ſolche von geborenen Fuͤhrern. Bei den akademiſchen Stegen 
beſetzungen iſt die Skepſis der Eingeweihten in einem doch recht großen 
Bruchteil der Faͤlle die gleiche, obwohl doch hier die Kontrolle der Offent⸗ 
lichkeit angeſichts der vorliegenden Leiſtungen ſich fuͤhlbar machen koͤnnte, 
was beim Beamten im allgemeinen uͤberhaupt nicht der Fall iſt. Der zur 
offentlichen Macht gelangende Politiker und zumal Parteifuͤhrer iſt 
dagegen der Beleuchtung durch die Kritik der Feinde und Konkurrenten 
in der Preſſe ausgeſetzt und kann ſich darauf verlaſſen, daß im Kampf 
gegen ihn die Motive und Mittel, welche ſeinen Aufſtieg bedingten, 
ruͤckſichtslos ans Licht gezogen werden. Nuͤchterne Beobachtung duͤrfte 
alſo ergeben, daß die Ausleſe innerhalb der Parteidemagogie auf die 
Dauer und aufs Große geſehen, keineswegs nach unbrauchbareren Merk⸗ 
malen erfolgt als hinter den verſchloſſenen Tuͤren der Bureaukratie. 
Man muß fuͤr den Beweis des Gegenteils ſchon zu politiſchen Neu⸗ 
laͤndern wie den Vereinigten Staaten greifen. Fuͤr die germaniſchen 
Staaten in Europa träfe die Behauptung einfach nicht zu. Wenn aber 
ſogar ein gänzlich ungeeigneter Generalſtabschef zu Beginn des Welt- 
kriegs nicht als Gegenargument gegen den Wert der Ausleſe durch die 
Monarchie gelten ſoll, dann auch nicht Fehlgriffe der Demokratien in 
ihrer Fuͤhrerausleſe gegen dieſe. | 

Indeſſen dieſe politifch fterilen Vergleiche und Rekriminationen 
ſollen hier nicht weiter verfolgt werden. Entſcheidend wichtig iſt: daß 
für die politiſche Fuͤhrerſchaft jedenfalls nur Perſoͤnlichkeiten geſchult 
ſind, welche im politiſchen Kampf ausgeleſen ſind, weil alle Politik 
dem Weſen nach Kampf iſt. Das leiſtet nun einmal das vielgeſchmaͤhte 
„Demagogenhandwerk“ im Durchſchnitt beſſer als die Aktenſtube, die 
freilich fuͤr ſachliche Verwaltung die unendlich uͤberlegene Schulung 
bietet. Gewiß nicht ohne auffaͤllige Mißverhaͤltniſſe. Daß ein bloßer 
Redetechniker ohne Geiſt und politiſchen Charakter ſtarke politiſche Macht 
gewinnt, kommt vor. Aber z. B. auf Auguſt Bebel träfe die Charakteri⸗ 
ſierung ſchon nicht zu. Er war: ein Charakter, gewiß: kein Geiſt. Die 
Maͤrtyrerzeit und der Zufall, einer der Erſten geweſen zu ſein, daneben 
aber jene perfönlihe Qualität gaben ihm das ruͤckhaltsloſe Vertrauen 
der Maſſen, welches geiſtig weit bedeutendere Parteigenoſſen ihm nicht 
ſtreitig zu machen vermochten. Eugen Richter, Lieber, Erzberger gehoͤren 
alle einem qualitativ ahnlichen Typus an. Sie waren erfolgreiche 
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„Demagogen“ — im Gegenfaß zu weit ſtaͤrkeren Geiſtern und Tempera⸗ 
menten, die trotz ſtaͤrkſter Maſſenerfolge als Redner doch keine Partei: 
macht gewannen. Das iſt kein Zufall — aber es iſt nicht die Folge der 
Demokratiſierung, ſondern erzwungener Beſchraͤnkung auf „negative 
Politik“. Demokratiſierung und Demagogie gehoͤren zuſammen. Aber: 
ganz unabhängig — das ſei wiederholt — von der Art der Staats— 
verfaſſung, ſofern nur die Maſſen nicht mehr rein als paſſives Verwal⸗ 
tungsobjekt behandelt werden koͤnnen, ſondern in ihrer Stellungnahme 
aktiv irgendwie ins Gewicht fallen. Den Weg der Demagogie haben ja 
in ihrer Art auch die modernen Monarchien beſchritten. Reden, Tele⸗ 
gramme, Stimmungsmittel aller Art ſetzen ſie fuͤr ihr Preſtige in Be⸗ 
wegung, und man kann nicht behaupten, daß dieſe Art politiſcher Propa⸗ 
ganda ſich etwa ſtaats politiſch als ungefaͤhrlicher erwieſen hätte als 
die denkbar leidenſchaftlichſte Wahldemagogie. Sondern umgekehrt. 
Und jetzt im Kriege erlebten wir ſogar die fuͤr uns neue Erſcheinung 
der Admiralsdemagogie. Die Satrapenkaͤmpfe zwiſchen dem fruͤheren 
Reichskanzler und dem Admiral v. Tirpitz wurden (wie im Reichstag 
mit Recht hervorgehoben worden iſt: unter Duldung des letzteren) von 
ſeinen Anhaͤngern in einer wilden Agitation in die Offentlichkeit getragen, 
an welche ſich innerpolitiſche Intereſſen anſchloſſen, um ſo eine nur 
von den intimſten Sachkennern zu entſcheidende militaͤrtechniſche und 
diplomatiſche Frage zum Gegenſtand einer Demagogie ohnegleichen 
unter den in dieſe m Falle tatſaͤchlich „urteilsloſen“ Maſſen zu machen. 
Man wird alſo jedenfalls nicht behaupten duͤrfen: daß Demagogie eine 
Eigentuͤmlichkeit einer im politiſchen Sinn demokratiſchen Staatsform 
ſei. Die widerlichen Satrapenkaͤmpfe und Intrigen der Miniſterkandi⸗ 
daten im Januar 1918 ſpielten ſich wiederum in der Preſſe und in Volks— 
verſammlungen ab. Ohne Einfluß blieb dieſe Demagogie nicht. Wir 
haben in Deutſchland Demagogie und Poͤbeleinfluß ohne Demo— 
kratie, vielmehr: wegen des Fehlens einer geordneten Demo- 
kratie. 

Hier ſoll indes lediglich die Folge der tatſaͤchlichen Bedeutung der 
Demagogie fuͤr die Struktur der politiſchen Fuͤhrerſtellen eroͤrtert, alſo 
die Frage aufgeworfen werden: wie ſich infolgedeſſen Demokratie und 
Parlamentarismus zueinander verhalten. 

Die Bedeutung der aktiven Maſſendemokratiſierung iſt: daß der 
politiſche Fuͤhrer nicht mehr auf Grund der Anerkennung feiner Bes 
waͤhrung im Kreiſe einer Honoratiorenſchicht zum Kandidaten prokla⸗ 
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miert, dann kraft feines Hervortretens im Parlament zum Führer wird, 
ſondern daß er das Vertrauen und den Glauben der Maſſen an ſich und 
alſo feine Macht mit maſſen demagogiſchen Mitteln gewinnt. Dem 
Weſen der Sache nach bedeutet dies eine caͤſariſtiſche Wendung der 
Fuͤhrerausleſe. Und in der Tat neigt jede Demokratie dazu. Das ſpe— 
zifiſch caͤſariſtiſche Mittel iſt ja: das Plebiſzit. Es iſt keine gewoͤhnliche 
„Abſtimmung“ oder „Wahl“, ſondern die Bekennung eines „Glaubens“ 
an den Fuͤhrerberuf deſſen, der fuͤr ſich dieſe Akklamation in Anſpruch 
nimmt. Entweder der Fuͤhrer kommt auf militariſtiſchem Wege in die 
Hoͤhe: als Militaͤrdiktator wie Napoleon J., der ſich ſeine Stellung 
durch Plebiſzit beſtaͤtigen laͤßt. Oder auf buͤrgerlichem Wege: durch 
plebifzitäre Beftätigung des Herrſchaftsanſpruches eines nichtmilitaͤriſchen 
Politikers wie Napoleon III., der ſich das Heer fuͤgt. Beide Wege der 
Fuͤhrerausleſe leben mit dem parlamentariſchen Prinzip ganz ebenſo 
in Spannung, wie (felbftverftändlich) mit dem erbmonarchiſchen Legi⸗ 
timismus. Jede Art von direkter Volkswahl des hoͤchſten Gewalt— 
traͤgers, daruͤber hinaus aber jede Art von politiſcher Machtſtellung, 
welche auf der Tatſache des Vertrauens der Maſſen, nicht der Parla⸗ 
mente, beruht — auch die Machtſtellung eines kriegeriſchen Volkshelden 
wie Hindenburg — liegt auf dem Wege zu jenen reinen Formen caͤſa⸗ 
riſtiſcher Akklamation. Insbeſondere naturlich die durch (formell) „demo⸗ 
kratiſche“ Nomination und Wahl legitimierte Machtſtellung des Praͤſi⸗ 
denten der Vereinigten Staaten, deſſen Überlegenheit gegenuͤber dem 
Parlament eben hierauf beruht. Die Hoffnungen, welche eine fo caͤſa⸗ 
riſche Geſtalt wie Bismarck an das gleiche Wahlrecht knuͤpfte und die 
Art ſeiner antiparlamentariſchen Demagogie lagen, nur in ihrer Formu⸗ 
lierung und Phraſe den nun einmal legitimiſtiſchen Bedingungen ſeiner 
Miniſterſtellung angepaßt, in der gleichen Richtung. Wie der Erb— 
legitimismus der Monarchien gegen dieſe caͤſariſtiſchen Gewalten rea= 
giert, zeigte die Art von Bismarcks Scheiden aus dem Amt. Jede 
parlamentariſche Demokratie ſucht auch ihrerſeits die der Parlaments— 
macht gefährlichen plebiſzitaͤren Methoden der Fuͤhrerwahl gefliſſentlich 
auszuſchalten, wie dies namentlich die jetzt geltende franzoͤſiſche Ver: 
faſſung und das franzoͤſiſche Wahlrecht (Wiederabſchaffung der Liſten— 

wahl wegen der boulangiſtiſchen Gefahr) getan haben. Sie bezahlte 
dies freilich mit jenem Mangel an Autoritaͤt der hoͤchſten Gewalten bei 
der Maſſe, welcher fuͤr Frankreich typiſch iſt und ſo charakteriſtiſch gegen 
die Machtſtellung des amerikaniſchen Praͤſidenten abſticht. In demo— 
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fratifierten Erbmonarchien andererſeits iſt das caͤſariſtiſch-plebiſzitaͤre 
Moment ſtets ſtark temperiert. Aber es fehlt nicht. Die Stellung dez 
jetzigen engliſchen Premierminiſters ruht der Sache nach durchaus 
nicht auf dem Vertrauen des Parlaments und ſeiner Parteien, ſondern 
auf dem der Maſſen im Lande und des kaͤmpfenden Heeres. Das Parla— 
ment aber fuͤgt ſich (innerlich widerwillig genug) der Lage. Der Gegen— 
ſatz zwiſchen plebiſzitaͤrer und parlamentariſcher Ausleſe der Fuͤhrer be— 
ſteht alſo. Aber die Exiſtenz des Parlaments iſt deshalb nicht etwa 
wertlos. Denn gegenüber dem (der Sache nach) caͤſariſtiſchen Ber: 
trauensmann der Maſſen gewaͤhrleiſtet ſie in England 1. die Stetigkeit 
und 2. die Kontrolliertheit ſeiner Machtſtellung; 3. die Erhaltung 
der buͤrgerlichen Rechtsgarantien gegen ihn; 4. eine geordnete 
Form der politiſchen Bewährung der um das Vertrauen der Maſſen 
werbenden Politiker innerhalb der Parlamentsarbeit, und 5. eine 
friedliche Form der Ausſchaltung des caͤſariſtiſchen Diktators, wenn 
er das Maſſenvertrauen verloren hat. Aber daß gerade die großen 
Entſcheidungen der Politik, auch und gerade in der Demokratie, von 
Einzelnen gemacht werden: dieſer unvermeidliche Umſtand bedingt 
es, daß die Maſſendemokratie ihre poſitiven Erfolge ſeit den Zeiten des 
Perikles ſtets erkauft durch ſtarke Konzeſſionen an das cäͤſariſtiſche 
Prinzip der Fuͤhrerausleſe. In den amerikaniſchen großen Kommunen 
3. B. iſt die Korruption nur durch plebiſzitaͤre Munizipaldiktatoren, 
welchen das Vertrauen der Maſſen das Recht einraͤumte, ſich ſelbſt ihre 
Verwaltungskomitees zuſammenzuſetzen, gebaͤndigt worden. Und uͤberall 
haben maſſendemokratiſche Parteien, wenn ſie ſich vor große Aufgaben 
geſtellt ſahen, ſich Fuͤhrern, welche das Vertrauen der Maſſen Beiaben, 
mehr oder minder bedingungslos unterordnen muͤſſen. 

Welche Bedeutung angeſichts dieſes Umſtandes in einer Maſſen— 
demokratie dem Parlament zukommt, wurde an dem Beiſpiel Eng— 
lands ſchon erlaͤutert. Es gibt aber nicht nur gefuͤhlsehrliche Sozialiſten, 
ſondern auch gefuͤhlsehrliche Demokraten, welche das parlamentariſche 
Getriebe derart haſſen, daß ſie „parlamentsloſen Sozialismus“ oder 
„parlamentsloſe Demokratie“ auf ihre Fahne ſchreiben. Widerlegen 
laſſen ſich uͤbermaͤchtige Gefuͤhlsantipathien natuͤrlich nicht. Nur muß 
man ſich klarmachen, was fie, in ihre praktiſchen Konſequenzen getrieben, 
heute bedeuten wuͤrden. Und zwar natuͤrlich unter den Bedingungen 
unſerer monarchiſchen Staatsordnung. Was wuͤrde innerhalb dieſer 
Verfaſſung mit ihrer obrigkeitlichen Beamtenmacht eine Demokratie 
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ohne allen Parlamentarismus darftellen? Eine ſolche rein paſſive 
Demokratiſierung waͤre eine gaͤnzlich reine Form der uns wohl⸗ 
bekannten kontrollfreien Beamtenherrſchaft, die ſich „monarchi⸗ 
ſches Regiment“ nennen würde. Oder, wenn in Verbindung geſetzt 
mit der von dieſen „Sozialiſten“ erhofften Organiſation der Wirtſchaft, 
ein modernes ratlonales Gegenbild des antiken „Leiturgieſtaates“. 
Durch die Staatsbureaukratie legitimierte und (angeblich!) kontrollierte 
Intereſſentenverbaͤnde waͤren aktiv die Traͤger der Syndikats⸗Selbſt⸗ 
verwaltung und paſſiv Traͤger der ſtaatlichen Laſten. Die Beamten 
würden dann durch dieſe ſyndizierten Erwerbs- und Profit-Inter⸗ 
eſſenten, aber weder durch den dazu gar nicht faͤhigen Monarchen noch 
durch die vertretungsloſen Staatsbuͤrger kontrolliert werden. 

Sehen wir uns dieſe Zukunftsperſpektive etwas naͤher an. Eine 
Ausſchaltung des privatwirtſchaftlichen Unternehmers wuͤrde ihre Durch⸗ 
fuͤhrung fuͤr alle abſehbare Zukunft, auch bei weitgehenden Verſtaat⸗ 
lichungen, nicht bedeuten. Sondern eine Organiſation von Groß- und 
Kleinkapitaliſten, beſitzloſen Kleinproduzenten und Lohnarbeitern, mit 


irgendwie reglementierter und — die Hauptſache! — monopoliſtiſch 


garantierter Erwerbschance fuͤr jede Kategorie. Sozialismus waͤre 
das etwa im gleichen Sinn, wie es der Staat des altaͤgyptiſchen „Neuen 
Reiches“ war. Demokratie waͤre es nur dann, wenn Sorge getragen 
wuͤrde, daß fuͤr die Art der Leitung dieſer ſyndizierten Wirtſchaft der 
Wille der Maſſe ausſchlaggebend iſt. Wie dies ohne eine deren Macht 
ſichernde, die Syndikate ſtaͤndig kontrollierende Vertretung: ein demo⸗ 
kratiſiertes Parlament alſo, welches in die ſachlichen und perſonalen Ver⸗ 
haͤltniſſe dieſer Verwaltung eingriffe, geſchehen koͤnnte, iſt nicht abzu⸗ 
ſehen. Ohne eine Volksvertretung des jetzigen Typus waͤre von der 
ſyndizierten Wirtſchaft die Entwicklung zu einer zuͤnftigen Politik der 
geſicherten Nahrung, alſo: zur ſtationaͤren Wirtſchaft und zur Aus— 
ſchaltung des oͤkonomiſchen Rationaliſierungsintereſſes, zu erwarten. 
Denn uͤberall iſt dies Intereſſe an der zuͤnftigen Nahrungsgarantie 
für die kapitalloſen und kapitalſchwachen Erwerbsintereſſenten aus: 
ſchlaggebend geweſen, ſöbald ſie einmal monopoliſtiſch organiſiert waren. 
Dies mag nun als „demokratiſches“ oder „ſozialiſtiſches“ Zukunftsideal 
anſehen wer da will. Aber ed gehört der ganze leichtfertige Literaten⸗ 
dilettantismus dazu, eine ſolche Kartellierung der Profit- und Lohn⸗ 
intereſſen mit dem jetzt ſooft vertretenen Ideal zu verwechſeln: daß in 
Zukunft die Richtung der Guͤtererzeugung dem Bedarf und nicht, 
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wie jetzt, dem Profitintereſſe angepaßt fein folle, wie es immer wieder 
geſchieht. Denn fuͤr die Realiſierung dieſes letzten Ideals waͤre ja ganz 
offenbar gerade nicht ein Ausgehen von der Syndizierung und Mono⸗ 
poliſierung der Erwerbsintereſſen, ſondern das genau Umgekehrte: 
ein Ausgehen von der Organiſation der Verbraucherintereſſen der 
Weg. Die Zukunftsorganiſation duͤrfte dann nicht nach Art ſtaatlich 
organiſierter Zwangskartelle, Zwangsinnungen, Zwangsgewerkſchaften, 
ſon dern müßte nach Art einer rieſenhaften, ſtaatlich organiſierten Zwangs⸗ 
konſumgenoſſenſchaft erfolgen, welche dann ihrerſeits die Richtung 
der Produktion der Nachfrage entſprechend zu beſtimmen haͤtte, ſo wie 
es Konſumvereine vereinzelt ſchon jetzt (durch Eigenproduktion) ver⸗ 
ſuchen. Wie dabei die „demokratiſchen“ Intereſſen, alſo diejenigen der 
Maſſe der Verbraucher, anders garantiert werden ſollten, als durch ein 
Parlament, welches auch die Guͤtererzeugung fortlaufend maßgeblich 
kontrollierte, iſt wiederum nicht abzuſehen. 

Doch genug dieſer Zukunftsmuſik. Im Ernſt iſt die wirklich völlige 
Beſeitigung der Parlamente ja noch von keinem noch ſo ſehr gegen ihre 
heutige Geſtalt eingenommenen Demokraten verlangt worden. Als die 
Inſtanz zur Erzwingung der Verwaltungsoͤffentlichkeit, der 
Budgetfeſtſtellung und endlich der Beratung und Verabſchiedung von 
Geſetzentwuͤrfen — Funktionen, in denen ſie in der Tat in jeder Demo⸗ 
kratie unerſetzlich ſind —: will man ſie wohl allſeitig beſtehen laſſen. 
Die Oppoſition gegen ſie, ſoweit ſie ehrlich demokratiſch und nicht, wie 
in aller Regel, eine unehrliche Verhuͤllung bureaukratiſcher Macht: 
intereſſen iſt, wuͤnſcht vielmehr im weſentlichen wohl zweierlei: 1. daß 
nicht die Parlamentsbeſchluͤſſe, ſondern die obligatoriſche Volksabſti m⸗ 
mung fuͤr die Schaffung von Geſetzen maßgeblich ſein ſollen, — 2. daß 
nicht das parlamentariſche Syſtem beſtehen, die Parlamente alſo nicht 
Auslefeftätte für die leitenden Politiker und ihr Vertrauen oder Miß⸗ 
trauen nicht entſcheidend ſein ſolle fuͤr deren Verbleiben im Amt. Dies 
iſt nun bekanntlich in der amerikaniſchen Demokratie geltendes Recht. 
Es folgt dort teils aus der Volkswahl des Staatshaupts und andrer 
Beamter, teils aus dem ſogenannten Prinzip der „Gewaltenteilung“. 
Die Erfahrungen der amerikaniſchen Demokratie lehren aber mit hin⸗ 
länglicher Klarheit: daß dieſe Art der Beſeitigung des Parlamentarismus 
ebenfalls, gegenuͤber dem parlamentariſchen Syſtem, nicht die mindeſte 
Gewaͤhr fuͤr eine ſachlichere und unbeſtechliche Verwaltung bietet: das 
gerade Gegenteil iſt der Fall. Zwar hat man mit der Volkswahl des 
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Staatsoberhauptes im großen Durchſchnitt keine ſchlechten Erfahrungen 
gemacht. Jedenfalls iſt in den letzten Jahrzehnten die Zahl der wirklich 
ungeeigneten Praͤſidenten zum mindeſten nicht groͤßer geweſen als in 
den Erbmonarchien die Zahl der ungeeigneten Monarchen. Dagegen 
find die Amerikaner ſelbſt mit dem Prinzip der Volkswahl der Bes 
amten im großen und ganzen nur in ſehr begrenztem Umfang zufrieden. 
Nicht nur beſeitigt es, wenn man es ſich verallgemeinert denkt, das, 
was die bureaukratiſche Maſchinerie techniſch auszeichnet: die Amts⸗ 
diſziplin. Sondern es gewaͤhrt gerade bei maſſenhafter Anwendung in 
einem modernen Großſtaat auch keine Garantie fuͤr die Qualitaͤt der 
Beamten. Es legt dann die Ausleſe der Amtskandidaten im Gegenſatz 
zum parlamentariſchen Syſtem in die Haͤnde unſichtbarer und der Of— 
fentlichkeit gegenuͤber, im Vergleich mit einer parlamentariſchen Partei 
und ihrem Fuͤhrer, in hohem Grade unverantwortlicher Kliquen, welche 
die Kandidaten den fachlich ungeſchulten Waͤhlern praͤſentieren: bei 
Verwaltungsbeamten mit dem Erfordernis techniſcher Fachqualifikation 
ein hoͤchſt ungeeigneter Weg der Beſetzung. Gerade fuͤr die modernſten 
Verwaltungsbeduͤrfniſſe, aber auch im Richteramt, funktionieren in 
Amerika notoriſch die vom gewaͤhlten Staatsoberhaupt ernannten 
fachgeſchulten Beamten techniſch und in bezug auf ihre Unbeſtechlichkeit 
unvergleichlich beſſer. Ausleſe von Fachbeamten und Ausleſe polis 
tiſcher Fuͤhrer ſind eben zweierlei. — Dagegen hat das Mißtrauen 
gegen die machtloſen und des halb ſo korrupten Parlamente in amerika⸗ 
niſchen Einzelſtaaten zur Erweiterung der direkten Volks geſetzgebung 
gefuͤhrt. 
Die Volksabſtim mung hat als Mittel ſowohl der Wahl wie de 

Geſetzgebung innere Schranken, die aus ihrer techniſchen Eigenart 
folgen. Sie antwortet nur mit „Ja“ oder „Nein“. Nirgends iſt ihr in 
Maſſenſtaaten die wichtigſte Funktion des Parlaments: die Feſtſtellung 
des Budgets, zugewieſen. Aber auch das Zuſtandekommen aller ſolcher 
Geſetze, welche auf einem Ausgleich widerſtreitender Intereſſen beruhen, 
würde fie in einem großen Maſſenſtaat in der bedenklichſten Weiſe ob 
ſtruieren. Denn die entgegengeſetzteſten Gründe koͤnnen ein „Nein“ be— 
dingen, wenn kein Mittel beſteht, vorhandene Intereſſengegenſaͤtze auf 
dem Boden der Verhandlung auszugleichen. Das Referendum kennt 
eben nicht: das Kompromiß, auf welchem in jedem Maſſenſtaat mit 
ſtarken, regionalen, ſozialen, konfeſſionellen und anderen Gegenſaͤtzen 
der inneren Struktur unvermeidlich die Mehrzahl aller Geſetze beruht. 


216 


Wie bei Volksabſtimmungen Steuergeſetze anderer Art als etwa pro— 
greſſive Einkommens- und Vermoͤgenskonfiskationen und „Verſtaat— 
lichungen“ in einem Maſſenſtaat mit ſtarken Klaffengegeriäßen übers: 
haupt zur Annahme gelangen ſollten, iſt nicht abzuſehen. Nun wuͤrde 
einem Sozialiſten gerade dieſe Konſequenz vielleicht nicht ſchreckhaft 
erſcheinen. Nur iſt kein Beiſpiel bekannt, — auch nicht in Amerika und 
ſogar nicht unter den ſehr guͤnſtigen Bedingungen der Schweizer Kan— 
tone mit ihrer, kraft alter Tradition, fachlich denkenden und politiſch ges 
ſchulten Bevoͤlkerung —, daß ein unter dem Druck des Referendums 
ſtehender Staatsapparat ſolche oft nominell ſehr hohen, teilweiſe kon— 
fiskatoriſchen, Vermoͤgensſteuern auch effektiv durchgeführt hätte. 
Und die plebiſzitaͤren Prinzipien ſchwaͤchen das Eigengewicht der Partei⸗ 
fuͤhrer und die Verantwortlichkeit der Beamten. Eine Desavouierung 
der leitenden Beamten durch eine ihre Vorſchlaͤge ablehnende Volks⸗ 
abſtiznmung hat nicht, wie in parlamentariſchen Staaten ein Miß— 
trauensvotum, ihren Ruͤcktritt zur Folge, — und kann dieſe Folge auch 
gar nicht haben. Denn das negative Votum laͤßt ſeine Gruͤnde nicht er⸗ 
kennen und belaſtet die negativ abſtimmende Maſſe nicht, wie eine 
gegen die Regierung ſtimmende parlamentariſche Parteimehrheit, mit 
der Pflicht, nun ihrerſeits die desavouierten Beamten durch eigene 
verantwortliche Fuͤhrer zu erſetzen. 

Je mehr vollends die eigene Wirtſchaftsregie der ſtaatlichen Bureau⸗ 
kratie wuͤchſe, deſto fataler wuͤrde ſich der Mangel eines ſelbſtaͤndigen 
Kontrollorgans fuͤhlbar machen, welches, wie die Parlamente es tun, 
von den allmaͤchtigen Beamten oͤffentlich Rede und Antwort verlangt 
und ſie zur Rechenſchaft zu ziehen die Macht hat. Als Mittel ſowohl der 
Ausleſe von Fachbeamten wie der Kritik ihrer Leiſtung iſt im Maſſen⸗ 
ſtaat das ſpezifiſche Mittel der rein plebiſzitaͤren Demokratie: die uns 
mittelbaren Volkswahlen und-Abſtimmungen und vollends das Ab— 
ſetzungs-Referendum, durchaus ungeeignet. Und wenn ſchon für den 
Parteibetrieb der parlamentariſchen Wahlen die Bedeutung des Geldes 
der Intereſſenten keine kleine iſt, ſo wuͤrde ſeine Macht und die Stoßkraft 
der von ihm geſtuͤtzten demagogiſchen Apparate unter den Verhaͤltniſſen 
eines Maſſenſtaates bei ausſchließlicher Herrſchaft von Volkswahlen 
und Volksabſtimmungen ins Koloſſale anwachſen. 

Die obligatoriſche Volkswahl und Volksabſtimmung bildet freilich den 
radikalen Gegenpol zu dem oft beklagten Zuſtand: daß der Staats⸗ 
buͤrger im parlamentariſchen Staat politiſch nichts anderes leiſte, als 
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daß er alle paar Jahre einen der ihm von den Parteiorganiſationen vor 
gedruckt gelieferten Wahlzettel in eine Urne ſtecke. Man hat gefragt: 
ob dies ein Mittel politiſcher Erziehung ſei. Das iſt es zweifellos nur 
unter den früher eroͤrterten Bedingungen einer Verwaltungsoͤffentlich⸗ 
keit und Verwaltungskontrolle, welche die Staatsbuͤrger an die ſtaͤndige 
Verfolgung der Art gewoͤhnt, wie ihre Angelegenheiten verwaltet wer⸗ 
den. Die obligatoriſche Volksabſtimmung aber ruft den Staatsbuͤrger 
unter Umſtaͤnden in wenigen Monaten Dutzende von Malen an die Ab⸗ 
ſtimmungsurne uͤber Geſetze. Und die obligatoriſche Volkswahl erlegt 
ihm die Abſtimmung uͤber lange Liſten ihm perſoͤnlich vollkommen un⸗ 
bekannter, von ihm in ihrer fachlichen Qualifikation nicht zu beurteilen⸗ 
der Amtskandidaten auf. Nun iſt das Fehlen der Fachqualifikation (die 
ja auch der Monarch nicht beſitzt) an ſich gewiß kein Argument gegen die 
demokratiſche Ausleſe der Beamten. Denn man braucht ſicherlich ſelbſt 
kein Schuſter zu ſein, um zu wiſſen, ob der Schuh druͤckt, den der Schuſter 
hergeſtellt hat. Allein nicht nur die Gefahr der Abſtumpfung, ſondern 
auch die Gefahr der Irreleitung hinſichtlich der Perſon des wirklich an 
der Mißverwaltung Schuldigen iſt bei der Volkswahl der Fachbeamten 
uͤbergroß, im Gegenſatz zum parlamentariſchen Syſtem, bei welchem 
der Waͤhler ſich an die Fuͤhrer der fuͤr die Beamtenbeſtellung verantwort⸗ 
lichen Partei hält. Und für das Zuſtandekommen aller techniſch kom⸗ 
plizierten Geſetze kann gerade die Volksabſtimmung das Ergebnis allzu 
leicht in die Hand kluger, aber verborgener Intereſſenten legen. In dieſer 
Hinſicht liegen die Bedingungen in europaͤiſchen Laͤndern mit entwickel⸗ 
tem Fachbeamtentum weſentlich anders als in Amerika, wo man die 
Volksabſtimmung als einzige Korrektur gegen die Korruption der dort 
unvermeidlich ſubalternen Legislaturen bewertet. 

Gegen die Anwendung der Volksabſtimmung als ultima ratio in 
geeigneten Faͤllen iſt damit, trotz der von den Bedingungen der Schweiz 
abweichenden Verhaͤltniſſe der Maſſenſtaaten, nichts geſagt. Aber macht⸗ 
volle Parlamente macht ſie fuͤr Großſtaaten nicht uͤberfluͤſſig. Als Organ 
der Beamtenkontrolle und Verwaltungspublizitaͤt, als Mittel der Aus— 
ſchaltung ungeeigneter leitender Beamter, als Staͤtte der Budgetfeſt⸗ 
ſtellung und als Mittel der Herbeifuͤhrung von Parteikompromiſſen iſt 
das Parlament auch in den Wahldemokratien unentbehrlich. Vollends 
unentbehrlich in Erbmonarchien, da der Erbmonarch weder mit reinen 
Wahlbeamten arbeiten noch, wenn er die Beamten ernennt, ſelbſt Partei 
ergreifen darf, wenn ſeine ſpezifiſche innerpolitiſche Funktion: bei 
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fehlender Eindeutigkeit der politifhen Stimmung und Machtlage eine 
konfliktloſe Loͤſung zu ermöglichen, nicht kompromittiert werden ſoll. 
Neben „caͤſariſtiſchen“ Fuͤhrern aber iſt ſchon infolge des Umſtandes: 
daß es lange Perioden geben kann, in welchen einigermaßen allgemein 
anerkannte Vertrauensmaͤnner der Maſſen fehlen, die Parlaments⸗ 
macht in Erbmonarchien unentbehrlich. Das Nachfolgerproblem iſt 
uͤberall die Achillesferſe aller rein caͤſariſtiſchen Herrſchaft geweſen. Ohne 
innere Kataſtrophengefahr vollzieht ſich Aufſtieg, Ausſchaltung und 
Fortfall eines caͤſariſtiſchen Fuͤhrers am eheſten da, wo die effektive 
Mitherrſchaft machtvoller Vertretungskoͤrperſchaften die politiſche Kon⸗ 
tinuität und die ſtaatsrechtlichen Garantien der buͤrgerlichen Ordnung 
in ungebrochenem Beſtand aufrecht erhaͤlt. 

Der Punkt, welcher den parlamentsfeindlichen Demokraten in Wirk⸗ 
lichkeit letztlich Anſtoß gibt, ift offenbar: der weitgehend voluntariſtiſche 
Charakter des parteimaͤßigen Betriebs der Politik und dadurch auch der 
parlamentariſchen Parteimacht ſelbſt. In der Tat ſtehen ſich, wie wir 
ſahen, bei dieſem Syſtem „aktive“ und „paſſive“ Teilnehmer am poli⸗ 
tiſchen Leben gegenuͤber. Der politiſche Betrieb iſt Intereſſenten⸗ 
betrieb. (Unter Intereſſenten ſind dabei nicht jene materiellen In⸗ 
tereſſenten gemeint, die, in verſchieden ſtarkem Maße, bei jeder Form 
der Staatsordnung die Politik beeinfluſſen, ſondern jene politiſchen 
Intereſſenten, welche politiſche Macht und Verantwortung zum Zweck 
der Realiſierung beſtimmter politiſcher Gedanken erſtreben.) Allein 
eben dieſer Intereſſentenbetrieb iſt das weſentliche der Sache. Denn 
nicht die politiſch paſſive „Maſſe“ gebiert aus ſich den Fuͤhrer, ſondern 
der politiſche Fuͤhrer wirbt ſich die Gefolgſchaft und gewinnt durch 
„Demagogie“ die Maſſe. Das iſt in jeder noch ſo demokratiſchen Staats⸗ 
ordnung ſo. Und daher iſt die gerade umgekehrte Frage weit naͤher⸗ 
liegend: geſtatten die Parteien in einer voll entwickelten Maſſendemo⸗ 
kratie denn uͤberhaupt Fuͤhrernaturen den Aufſtieg? Sind ſie imſtande, 
neue Ideen uͤberhaupt zu rezipieren? Sie verfallen ja der Bureau⸗ 
kratiſierung ganz aͤhnlich wie der ſtaatliche Apparat. Ganz neue Par⸗ 
teien mit dem zugehoͤrigen Apparat an Organiſation und Preſſeunter⸗ 
nehmungen zu ſchaffen, erfordert heute einen ſolchen pekuniaͤren und 
Arbeitsaufwand und iſt gegenuͤber der feſten Machtſtellung der beſtehen⸗ 
den Preſſe fo ſchwer, daß es praktiſch faſt nicht in Betracht kommt). 
Nur die Kriegsgewinnplutokratie hat es unter den ſehr beſonderen Bedingungen 
des Krieges zuwege gebracht. 
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Die beſtebenden Parteien aber find ſtereotypiert. Ihre Beamtenpoſten 
bilden die „Nahrung“ ihrer Inhaber. Ihr Ideenſqcatz ft weitgehend in 
Propagandaſchriften und in der Partetpreſfe feſtgclegt. Materielle Sr: 
tereſſen der beteinigten Verleger und Autoren ſtellen ſich der Entwertung 
dieſes Schriftwerks durch Umformung der Ideen in den Weg. Und vo— 
lends wuͤnſcht der Berufspolitiker, der von der Partei leben muß, den 
„ideellen“ Beſitz an Gedanken und Schlagworten: jein geiſtiges Hand— 
werkszeug, nicht entwertet zu ſehen. Daher vollzieht ſich die Rezeption 
neuer Ideen durch die Parteien nur da verhaͤltnismaͤßig ſchnell, wo 
gänzlich geſinnungsloſe reine Amtspatronageparteien, wie in Amerika, 
für jede Wahl diejenigen „Planken“ neu in ihre „Plattformen“ ein: 
fuͤgen, von denen ſie ſich jeweils bei der Stimmenwerbung Zugkraft 
verſprechen. Noch ſchwieriger ſcheint das Hochkommen neuer Fuͤhrer. 
An der Spitze unſerer Parteien erblickt man ſeit langen Zeiten dieſelben, 
meiſt perſoͤnlich hoͤchſt achtungswerten, aber ebenſooft weder geiſtig 
noch durch ſtarkes politiſches Temperament hervorragenden Leiter. Von 
dem zuͤnftleriſchen Reſſentiment gegen neue Maͤnner war ſchon die Rede: 
es liegt in der Natur der Dinge. Auch hier liegen die Verhaͤltniſſe gerade 
in ſolchen Parteien, wie es die amerikaniſchen find, teilweiſe anders. 
In hohem Grade ſtabil find dort die Machthaber innerhalb der Par- 
teien: die Boſſe. Sie erſtreben nur Macht, nicht Ehre oder Verant⸗ 
wortung. Und gerade im Intereſſe der Erhaltung ihrer Machtſtellung 
ſetzen ſie ſich nicht den Peripetien einer eigenen Kandidatur aus, bei 
der ihre politiſchen Praktiken oͤffentlich eroͤrtert wuͤrden und daher ihre 
Perſon die Chancen der Partei kompromittieren koͤnnte. Als Kandi— 
daten praͤſentieren fie daher nicht ſelten, wenn auch nicht immer, gern 
„neue Maͤnner“. Gern dann, wenn ſie in ihrem Sinne verlaͤßlich ſind. 
Ungern, aber notgedrungen, dann, wenn ſie in irgendeiner Art durch 
ihre Neuheit, durch irgendeine ſpezifiſche notoriſche Leiſtung alſo, derart 
zugkraͤftig ſind, daß im Intereſſe des Wahlſieges ihre Aufſtellung er— 
forderlich erſcheint. Dieſe durch die Bedingungen der Volkswahl ge— 
ſchaffenen Verhaͤltniſſe ſind fuͤr uns ganz unuͤbertragbar und auch ſchwer— 
lich wuͤnſchenswert. Ebenſo unuͤbertragbar ſind die franzoͤſiſchen und 
italieniſchen Zuſtaͤnde, welche ſich dadurch auszeichnen, daß eine von 
Zeit zu Zeit durch Neulinge ergaͤnzte, aber ziemlich begrenzte Zahl 
„miniſtrabler“ politiſcher Perſoͤnlichkeiten in ſtets anderer Zuſammen— 
ſtellung in den leitenden Stellen wechſelt: eine Folge der dortigen 
Parteienſtruktur. Die engliſchen Verhaͤltniſſe dagegen weichen davon 
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ſtark ab. Es zeigt ſich, daß innerhalb der Parlamentslaufbahn (die hier 
nicht naͤher geſchildert werden kann) und auch innerhalb der durch das 
Caucusſyſtem ſtraff organiſierten Parteien dort politiſche Temperamente 
und Fuͤhrernaturen in genuͤgender Zahl aufgetreten ſind und hoch— 
kommen. Einerſeits eroͤffnet die Parlamentslaufbahn dem politiſchen 
Ehrgeiz und dem Macht- und Verantwortungswillen die reichſten 
Chancen, und andererjeits find die Parteien infolge des caͤſariſtiſchen 
Zugs der Maſſendemokratie gezwungen, ſich wirklichen politiſchen 
Temperamenten und Begabungen als Fuͤhrern zu fuͤgen, ſobald dieſe 
ſich imſtande zeigen, das Vertrauen der Maſſen zu gewinnen. Die 
Chance, daß Fuͤhrernaturen an die Spitze gelangen, iſt eben, wie ſich 
immer wieder zeigt, Funktion der Machtchancen der Parteien. Weder 
der caͤſariſtiſche Charakter und die Maſſendemagogie noch die Bureau— 
kratiſierung und Stereotypierung der Parteien ſind jedenfalls als ſolche 
ein ſtarres Hindernis fuͤr den Aufſtieg von Fuͤhrern. Gerade ſtraff or⸗ 
ganiſierte Parteien, welche ſich wirklich in der Staatsmacht behaupten 
wollen, muͤſſen ſich den Vertrauensmaͤnnern der Maſſen, wenn ſie 
Fuͤhrernaturen ſind, unterordnen, waͤhrend die lockere Gefolgſchaft 
des franzoͤſiſchen Parlaments bekanntlich die recht eigentliche Heimat 
der reinen Parlamentsintrigen iſt. Die feſte Organiſation der Parteien 
und vor allem der Zwang fuͤr den Maſſenfuͤhrer, in der konventionell 
feſt geregelten Teilnahme an den Komiteearbeiten des Parlaments 
ſich zu ſchulen und ſich dort zu bewaͤhren, bietet andererſeits ein immer⸗ 
hin ſtarkes Maß von Gewaͤhr dafuͤr: daß dieſe caͤſariſtiſchen Vertrauens⸗ 
leute der Maſſen ſich den feſten Rechtsformen des Staatslebens einfuͤgen 
und daß ſie nicht rein emotional, alſo lediglich nach den im uͤblen Sinne 
des Worts „demagogiſchen“ Qualitaͤten, ausgeleſen werden. Gerade 
unter den heutigen Bedingungen der Fuͤhrerausleſe ſind ein ſtarkes 
Parlament, verantwortliche Parlamentsparteien, und das heißt: deren 
Funktion als Stätte der Ausleſe und Bewaͤhrung der Maſſenfuͤhrer als 
Staatsleiter, Grundbedingungen ſtetiger Politik. 

Denn die ſtaatspolitiſche Gefahr der Maſſendemokratie liegt ja in 
allererſter Linie in der Möglichkeit ſtarken Vorwiegens emotionaler 
Elemente in der Politik. Die „Maſſe“ als ſolche (einerlei welche ſozialen 
Schichten ſie im Einzelfall zuſammenſetzen) „denkt nur bis uͤbermorgen“. 
Denn ſie iſt, wie jede Erfahrung lehrt, ſtets der aktuellen rein emotionalen 
und irrationalen Beeinfluſſung ausgeſetzt. (Sie teilt das uͤbrigens 
wiederum mit der modernen „ſelbſtregierenden“ Monarchie, welche ganz 
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die gleichen Erſcheinungen zeigt.) Der fühle und klare Kopf — und er⸗ 
folgreiche Politik, gerade auch erfolgreiche demokratiſche Politik, wird 
nun einmal mit dem Kopf gemacht — herrſcht bei verantwortlichen 
Entſchluͤſſen um ſo mehr: 1. je kleiner die Zahl der an der Erwaͤgung 
Beteiligten iſt, — 2. je eindeutiger die Verantwortlichkeiten jedem ein⸗ 
zelnen von ihnen ſelbſt und den von ihnen Geleiteten vor Augen ſtehen. 
Die Überlegenheit des amerikaniſchen Senats uͤber das Repraͤſentanten⸗ 
haus z. B. iſt ganz weſentlich Funktion der kleineren Zahl der Senatoren, 
die beſten politiſchen Leiſtungen des engliſchen Parlaments ſind Pro= 
dukte eindeutiger Verantwortlichkeit. Wo dieſe verſagt, verſagt auch die 
Leiſtung der Parteiherrſchaft, wie jede andere. Und auf dem gleichen 
Grunde beruht die ſtaatspolitiſche Zweckmaͤßigkeit des Parteibetriebs 
durch feſt organiſierte politiſche Intereſſentengruppen. Staatspolitiſch 
völlig irrational iſt andererſeits die un organiſierte Maſſe: die Demo⸗ 
kratie der Straße. Sie iſt am maͤchtigſten in Laͤndern mit einem ent⸗ 
weder machtloſen oder mit einem politiſch diskreditierten Parlament, 
und das heißt vor allem: beim Fehlen rational organiſierter Par- 
teien. Bei uns ſind, abgeſehen von dem Fehlen der romaniſchen Kaffee⸗ 
hauskultur und von der größeren Ruhe des Temperaments, Organi⸗ 
ſationen wie die Gewerkſchaften, aber auch wie die ſozialdemokratiſche 
Partei ein ſehr wichtiges Gegengewicht gegen die fuͤr rein plebiſzitaͤre 
Voͤlker typiſche aktuelle und irrationale Straßenherrſchaft. Von der 
Hamburger Choleraepidemie angefangen bis jetzt hat man immer 
wieder in Faͤllen der Unzulaͤnglichkeit des ſtaatlichen Apparates an ſie 
appellieren muͤſſen. Das darf nicht vergeſſen werden, wenn die Zeiten 
der Not einmal voruͤber ſind. 

Die ſchweren erſten Jahre nach dem Kriege werden natuͤrlich auch 
bei uns alle Elemente der Maſſendiſziplin in Frage ſtellen. Vor allem 
die Gewerkſchaften werden zweifellos vor Schwierigkeiten ſtehen wie 
nie zuvor. Denn dem Nachwuchs der Halberwachſenen, der jetzt Kriegs— 
loͤhne bis zum zehnfachen Betrag der Friedenszeit verdient und eine 
verhängnisvolle Ungebundenheit genießt wie niemals wieder, wird 
jedes Solidaritätsgefühl und jede Brauchbarkeit und Anpaſſungsfaͤhig⸗ 
keit an den geordneten wirtſchaftlichen Kampf aberzogen. Ein „Syndi⸗ 
kalismus der Unreife“ wird aufflammen, wenn dieſe Jugend vor die 
Realitaͤten der normalen Friedensordnung geſtellt wird. Von rein 
emotionalem Radikalismus dieſer Art werden wir zweifellos reichlich 
erleben. Syndikaliſtiſche Putſchverſuche liegen in den Maſſenzentren 
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natürlich durchaus im Bereich des Noͤglichen. Ebenſo ein zunaͤchſt 
mächtiges Anſchwellen der politiſchen Stimmung von der Art der 
„Gruppe Liebknecht“ infolge der oͤkonomiſch ſchweren Lage. Die Frage 
iſt: ob es in den Maſſen bei der zu erwartenden ſterilen Staatsverneinung 
bleibt. Das aber iſt eine Frage der Nerven. Es hängt zunaͤchſt davon 
ab, ob das ſtolze Wort: „Der Appell an die Furcht findet in deutſchen 
Herzen keinen Widerhall“, ſich auch auf den Thronen bewaͤhrt. 
Und weiterhin davon: ob ſolche Exploſionen wieder die bekannte und 
ubliche Angſt der Beſitzenden entfeſſeln, ob alſo die emotionale Wirkung 
der planlofen Maſſenwut die ebenſo emotionale und ebenſo planlofe 
Feigheit des Buͤrgertums zur Folge hat, wie die Intereſſenten der 
kontrollfreien Beamtenherrſchaft erhoffen. 

Gegen Putſche, Sabotage und aͤhnliche politiſch ſterile Ausbruͤche, 
wie ſie in allen Laͤndern — bei uns ſeltener als anderwaͤrts — vorkom⸗ 
men, wuͤrde jede, auch die demokratiſchſte und ſozialiſtiſchſte Regierung, 
das Standrecht anwenden muͤſſen, wenn ſie nicht Konſequenzen wie 
jetzt in Rußland riskieren will. Daruͤber iſt kein weiteres Wort zu ver⸗ 
lieren. Aber: die ſtolzen Traditionen politiſch reifer und der Feigheit 
unzugaͤnglicher Völker haben ſich dann immer und überall darin bewaͤhrt: 
daß ſie ihre Nerven und ihren kuͤhlen Kopf behielten, zwar die Gewalt 
durch Gewalt niederſchlugen, dann jedoch rein ſachlich die in dem Aus⸗ 
bruch ſich aͤußernden Spannungen zu loͤſen ſuchten, vor allem aber 
ſofort die Garantien der freiheitlichen Ordnung wiederherſtellten 
und in der Art ihrer politiſchen Entſchließungen ſich uͤberhaupt durch 
Derartiges nicht beirren ließen. Bei uns iſt mit voller Sicherheit zu 
gewaͤrtigen, daß die Intereſſenten der alten Ordnung und der kontroll- 
freien Beamtenherrſchaft jeden Ausbruch ſyndikaliſtiſchen Putſchismus, 
ſei er auch noch ſo unbedeutend, zu einem Druck auf die leider noch 
immer recht ſchwachen Nerven des Spießbuͤrgertums ausbeuten werden. 
Zu den beſchaͤmendſten Erfahrungen der Ara Michaelis gehoͤrte ja jene 
Spekulation auf die Feigheit des Buͤrgertums, welche in dem 
Verſuch einer rein ſenſationellen Ausnutzung des Verhaltens von ein 
paar Dutzend pazifiſtiſchen Fanatikern zu rein parteipolitiſchen Zwecken 
zutage trat, ohne Ruͤckſicht auf die Wirkung bei Feinden und auch — 
bei den Bundesgenoſſen. Nach dem Krieg werden ſich aͤhnliche Speku— 
lationen in groͤßerem Umfang wiederholen. Ob die deutſche Nation 
zur politiſchen Reife gelangt iſt, wird ſich dann darin zeigen: wie darauf 
reagiert wird. Man muͤßte an unſerer politiſchen Zukunft verzweifeln, 
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wenn fie gelängen, fo zweifellos dies leider nach manchen Erfahrungen 
moͤglich iſt. 

Die Demokratiſierung des Parteibetriebes auf der Linken wie auf 
der Rechten — denn die „alldeutſche“ und die gegenwaͤrtige „Vater⸗ 
lands“⸗Demagogie ſucht an Unbedenklichkeit ihresgleichen ſelbſt unter 
franzöfiihen Verhaͤltniſſen — iſt bei uns Tatſache und nicht wieder 
zu beſeitigen. Die Demokratiſierung des Wahlrechts aber iſt ein zwin⸗ 
gendes und politiſch unaufſchiebbares Gebot der Stunde, vor allem 
fuͤr den deutſchen Hegemonieſtaat. Von allem anderen abgeſchen, iſt 
ſtaatspolitiſch entſcheidend dafuͤr: 1. daß heute nur das gleiche Wahl⸗ 
recht am Ende von Wahlrechtskaͤmpfen ſtehen kann und daß deren 
furchtbar verbitternde Sterilitaͤt aus dem politiſchen Leben ausgeſchaltet 
ſein muß, ehe die Krieger aus dem Felde zum Neubau des Staates 
heimkehren, — 2. daß es eine politiſche Unmoͤglichkeit iſt, die heim— 
kehrenden Krieger im Wahlrecht zuruͤckzuſetzen gegenuͤber denjenigen 
Schichten, welche inzwiſchen daheim ihre ſoziale Stellung, ihren Beſitz 
und ihre Kundſchaft behaupten oder gar vermehren konnten, waͤhrend 
jene draußen für deren Erhaltung ſich verbluteten. Gewiß: rein tat⸗ 
ſaͤchlich möglich iſt die Verhinderung auch dieſer ſtaatspolitiſchen Not: 
wendigkeit. Aber fie würde ſich furchtbar rächen. Nie wieder würde 
die Nation ſo wie im Auguſt 1914 gegen irgendeine Bedrohung von 
außen zuſammenſtehen. Wir waͤren dazu verurteilt, ein kleines, viel⸗ 
leicht rein techniſch recht gut verwaltetes, konſervatives Binnenvolk zu 
bleiben, ohne die Moͤglichkeit — und uͤbrigens auch ohne den inneren 
Anſpruch auf weltpolitiſche Geltung. 


VI. Parlamentariſierung und Foͤderalismus 


Es wurde ſeinerzeit vorgeſchlagen, die Wahlrechtsfrage der Einzel— 
ſtaaten von Reichs wegen inſoweit zu regeln, daß jedem, der im Felde 
geſtanden hat, in jedem Bundesſtaat mit Klaſſenwahlrecht das Wahl: 
recht beſter Klaſſe oder Art zuftchen ſollte. Das ſchonte, weil es formal 
nur eine zeitweilige Anderung der Reichsverfaſſung bedeutete, das foͤde— 
raliſtiſche Prinzip und ließ ſich fo formulieren, daß noͤtigenfalls jedes An— 
rufen des preußiſchen Landtags unnoͤtig wurde. Widerſtand gegen dieſe 
Loͤſung war zu gewaͤrtigen. 

Mit Erſtaunen aber las man in einigen Berliner Blättern die Behaup⸗ 
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tung: die preußiſche Wahlrechtsfrage fei eine rein innerpolitifche 
preußiſche Angelegenheit, mit der ſich zu befchäftigen von ſeiten anderer 
Reichsangehoͤriger eine Einmiſchung oder gar der Verſuch einer „Mediati⸗ 
ſierung“ Preußens ſei. Es ſoll hier ganz davon abgeſehen werden: daß 
der deutſche Reichstag, der dies Geſetz zu beſchließen haͤtte, ja in ſeiner 
uͤberwiegenden Mehrheit aus preußiſchen Abgeordneten beſteht, — 
nur freilich nicht aus Abgeordneten der preußiſchen Plutokratie. Um den 
Wert ſolcher Redewendungen zu beleuchten, genuͤgt es aber, ſich die 
Stellung des preußiſchen Landtages im Deutſchen Reiche klar— 
zumachen. Sie verſteckt ſich freilich hinter einem dichten Schleier ſtaats⸗ 
rechtlicher Formeln. Bekanntlich uͤbt der Kaiſer und Koͤnig von Preußen 
die ihm im Reich zuſtehenden Rechte teils als Kaiſer unter Verantwor⸗ 
tung des Reichskanzlers aus, teils als Koͤnig von Preußen durch In⸗ 
ſtruktion der preußiſchen Bevollmaͤchtigten zum Bundesrat unter Ver⸗ 
antwortung des preußiſchen Miniſteriums. Der Reichskanzler iſt formell 
nur dem Reichstag, die preußiſchen Miniſter ſind formell nur dem preußi⸗ 
ſchen Landtag verantwortlich. Soweit ſcheint alles in Ordnung und 
ſtimmt mit der Rechtslage der anderen Bundesſtaaten uͤberein. Und da 
Preußen über kaum halb fo viel Stimmen im Bundesrat verfügt, wie 
nach ſeiner Groͤße ihm zukaͤmen, ſcheint ſogar eine außerordentliche 
Selbſtbeſcheidung vorzuliegen. Erſt bei naͤherem Zuſehen zeigt ſich, daß 
der preußiſche Landtag und gewiſſe rein preußiſche Behoͤrden gegenuͤber 
allen anderen einzelſtaatlichen Parlamenten und Behoͤrden eine prin⸗ 
zipiell völlig abweichende privilegierte Sonderſtellung einnehmen. 
Preußen genießt, abgeſehen von dem ihm zuſtehenden „Praͤſidium des 
Bundes“, eine Sonderſtellung zunaͤchſt kraft der Verfaſſungsvorſchrift 
(R. V. Art. 5 Abſ. 2, Art. 37), daß feine Stimmen im Bundesrat ganz 
allein genügen, um jede Anderung der Geſetzgebung nicht nur über Militaͤr⸗ 
weſen und Marine, ſondern uͤber alle Zoͤlle und die Verbrauchsſteuern 
des Art. 35, alſo auch uͤber die Handelspolitik und alle dahingehoͤrigen 
Verwaltungsmaßnahmen des Reichs zu verhindern. Auch dann zu ver: 
hindern, wenn alle anderen Bundesregierungen und der geſamte Reichs⸗ 
tag einmütig für Abaͤnderung eintreten ſollten. Bezüglich der Finanzen 
beſtand dies Privileg Preußens im Norddeutſchen Bunde nicht, ſondern 
iſt eine Neuerung zuerſt des mit Baden geſchloſſenen Verſailler Vertrags. 
Fuͤr die Inſtruktion der mit ſolchen privilegierten Machtbefugniſſen aus 
geſtatteten Bundesratsſtimmen iſt die preußiſche Regierung formell 
lediglich dem preußiſchen Landtag verantwortlich. Wie der bekannte 
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Steuerantrag der preußiſchen Konſervativen zeigt, trägt der preußiſche 
Landtag auch keinerlei Bedenken, von ſeinen Machtbefugniſſen Gebrauch 
zu machen. | 

Preußen hat ferner das Recht des Stichentſcheids. Der Bundesrat 
zählt 61 Stimmen. Die Stimmen von Elſaß-Lothringen werden aber 
vom Statthalter inſtruiert, den der Kaiſer und Koͤnig von Preußen nach 
Ermeſſen ein- und abſetzt. Einer der Zwergſtaaten (Waldeck) wird aus 
finanziellen Gruͤnden von Preußen jetzt ſchon verwaltet und vertreten. 
Alle drei Koͤnigreiche, alle ſechs Großherzogtuͤmer und alle drei Hanſa— 
ſtaͤdte und das größte Herzogtum (Braunſchweig) zuſammen find aiſo 
nicht imſtande, die Mehrheit zu erlangen, wenn Preußen außer Elſaß⸗ 
Lothringens Stimmen nur noch den Reſt der Zwergſtaaten auf ſeiner 
Seite hat. Ginge der konſervative Antrag durch: das Defizit des Reichs 
kuͤnftig durch Umlagen auf die Bundesſtaaten zu beſtreiten, ſo waͤren 
alle kleineren und manche mittleren Staaten genoͤtigt, es kuͤnftig prak— 
tiſch ebenſo zu machen wie Waldeck. Überdies verfuͤgt bekanntlich der 
preußiſche Eiſenbahnminiſter uͤber Machtmittel, dieſe Regierungen ge— 
fuͤgig zu machen. Wenn es ſich nicht um rein dynaſtiſche Fragen oder 
ſtreng partikulariſtiſche Intereſſen handelt, alſo in allen poſitiven Fragen 
der Reichspolitik, hatte und hat Preußen denn auch immer die feſte Mehr— 
heit, da die Zwergſtaaten eine Art von Stimmentraͤger Preußens waren 
und dies in Zukunft aus Finanzgründen erft recht fein werden. Nicht 
die Verantwortlichkeit vor dem deutſchen Reichstag, ſondern die vor dem 
preußiſchen Landtag beſtimmt alſo nach der Verfaſſung durchweg 
die Haltung der im Bundesrat ausſchlaggebenden Praͤſidialmacht und 
damit die Politik des Reichs. 

Aber damit noch nicht genug. Bekanntlich haben wir verfaſſungsmaͤßig 
kein einheitliches Heer, ſondern ein Kontingentsheer unter kaiſerlichem 
Oberbefehl. Der Koͤnig von Preußen hat aber in Abaͤnderung dieſes 
Zuſtands mit den Kontingentsherren der kleineren Bundesſtaaten 
ſeinerzeit Militaͤrkonventionen abgeſchloſſen, welche deren Militaͤrhoheit 
meiſt faſt ganz auf ihn uͤbertrugen. Die mit Baden verwandelte z. B. 
das badiſche Heer in das koͤniglich preußiſche XIV. Armeekorps. Ein 
preußiſcher Bezirkskommandeur ſitzt in jeder groͤßeren badiſchen Stadt, 
in Karlsruhe ein preußiſches Generalkommando, eine preußiſche Inten⸗ 
dantur, preußiſche Proviantaͤmter, preußiſche Garniſon-, Lazarett: und 
andere wirtſchaftliche Verwaltungen verfuͤgen uͤber alle oͤkonomiſchen 
Anſchaffungen, und die badiſchen Gewerbetreibenden und Handelskreiſe 
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haben deren Macht im Kriege zu fühlen bekommen. Die badiſchen Landes⸗ 
kinder werden durch Offiziere in den Krieg gefuͤhrt, die durch preußiſches 
Patent auf Vorſchlag des preußiſchen Militaͤrkabinetts ernannt werden 
ohne jegliche Einmiſchung einer badiſchen Inſtanz und unter Ausſchaltung 
auch des badiſchen Monarchen. Der preußiſche Kriegsminiſter iſt Kriegs⸗ 
miniſter auch fuͤr Baden. Ahnlich in den anderen Bundesſtaaten, außer 
einigen der groͤßten. N 

Fuͤr die auf Grund dieſer Konventionen getroffenen Verfuͤgungen gibt 
es formell keinerlei parlamentariſche Verantwortlichkeit, ſoweit nicht 
Etatsrechte beruͤhrt werden und alſo der Reichskanzler ſie wenigſtens mit 
kontraſigniert. Denn im übrigen zeichnet fie der Kriegsminiſter, und pu⸗ 
bliziert werden ſie im preußiſchen Armeeverordnungsblatt. Der Kriegs⸗ 
miniſter iſt aber weder dem Reichskanzler unterſtellt noch (formell) dem 
Reichstag verantwortlich, da er preußiſcher Beamter iſt. Aber in Preußen 
wiederum gibt es kein ſachliches Objekt, für welches man ihn zur Verant⸗ 
wortung ziehen koͤnnte, und auch kein Mittel, dies wirkſam zu tun: denn 
nicht der preußiſche Landtag, ſondern der Reichstag iſt die Staͤtte der 
Beſchlußfaſſung uͤber das Militaͤrbudget. 

Auch mit dieſem erſtaunlichen Zuſtand ſind aber die Privilegien 
Preußens nicht erſchoͤpft. Der dem Reichstag verantwortliche Reiche: 
kanzler hat als ſolcher im Bundesrat nur die formale Leitung. Eine 
Stimme hat er dort nur in ſeiner Eigenſchaft als (gemaͤß Art. 15 in Ver⸗ 
bindung mit Art. 11) unvermeidlich preußiſcher Bevollmaͤchtigter. Als 
ſolcher iſt er aber formell ſtreng an die Weiſungen der preußiſchen Regie⸗ 
rung gebunden und folglich dem Reichstag formell fuͤr dieſe ſeine Abſtim⸗ 
mung nicht verantwortlich. Sondern das iſt die preußiſche Regierung 
dem preußiſchen Landtag, der dadurch fuͤr jeden ernſthaft politiſchen Akt 
des Reichs ausſchlaggebend wird, ſobald er ſeine Macht gebrauchen will. 
Der Reichskanzler muß unvermeidlich zugleich preußiſcher Miniſter des 
Auswaͤrtigen fein. Daß er auch preußiſcher Minifterpräfiden ſei, iſt nicht 
unvermeidlich und nicht immer der Fall geweſen. Iſt er es nicht, ſo iſt er 
als bloßer preußiſcher Stimmentraͤger im Bundesrat politiſch machtlos und 
dem preußiſchen Miniſterium untergeordnet. Iſt er es aber, ſo muß er 
auch als Reichskanzler auf die Haltung ſeiner preußiſchen Kollegen Ruͤckſicht 
nehmen. Und vor allem: auf die Haltung des preußiſchen Landtags. 

Dem Reichstag iſt der Reichskanzler nur als „Reichsminiſter“ verants 
wortlich für Entſchließungen des Kaiſers als ſolchen, mithin für deſſen, 
kraft Verfaſſung oder beſonderen Geſetzes getroffene, feiner Gegenzeid;: 
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nung bedürftige Willensaͤußerungen. Prinzipiell ift für die Reichsgeſetz⸗ 
gebung der Kaiſer nur das Publikationsorgan des Bundesrats ohne eige 
nes Vetorecht. Zahlreiche Geſetze beſtimmen aber, daß beſtimmte 
Verfuͤgungen „vom Kaiſer mit Zuſtimmung des Bundesrats“ zu treffen 
ſeien. In anderen Faͤllen erklaͤren ſie den Kaiſer allein fuͤr die, unter 
Verantwortung des Reichskanzlers, maßgebende Stelle. Von hoch⸗ 
politiſchen Angelegenheiten gehört nach der Verfaſſung des Reichs dahin 
die aͤußere Politik. Internationale Verträge, Kriegserklaͤrungen und 
Friedensſchluͤſſe koͤnnen nur unter Mitwirkung eines auch dem Bundesrat 
gegenüber ſelbſtaͤndigen Willensentſchluſſes des Kaiſers zuſtandekommen 
(Art. 11). Von hochpolitiſchen Akten der inneren Politik bedarf eines 
ſolchen verfaſſungsmaͤßig die Aufloͤſung des Reichstags (Art. 24). Und 
gerade für hochpolitiſche Entſchluͤſſe tritt hier — ganz abgeſehen von der 
fuͤr Kriegserklaͤrungen und die meiſten Vertraͤge und fuͤr Reichstags⸗ 
aufloͤſungen notwendige Zuſtimmung des Bundesrats, alſo wieder: 
Preußens — in faſt allen Fällen der Umſtand in Wirkung: daß das Reich 
keine vorberatende Inſtitution von der Art des preußiſchen Kronrats 
beſitzt. Denn der Bundesrat iſt eine Abſtimmungsmaſchinerie, und wie 
ſollte der „Rat“ der Staatsmaͤnner von Schwarzburg-Rudolſtadt ins 
Gewicht fallen? Da die Art der Zuſammenſetzung des Kronrats eine 
preußiſche Angelegenheit iſt, kann die nachtraͤgliche Verantwortlichkeit 
des Reichskanzlers gegenuͤber dem Reichstag, zumal bei dem Mangel 
jeglicher geſetzlichen Handhabe, ſie zur Geltung zu bringen, an dieſem 
den Gang der Politik oft beſtimmenden Einfluß einer rein preußiſchen 
Inſtanz nichts ändern. Eine kollegiale Erörterung der Chefs der Reichs⸗ 
aͤmter iſt nicht vorgeſehen. Die Reichsaͤmter ſtehen als ſelbſtaͤndige 
Reſſorts nebeneinander, und zwiſchen ihnen herrſcht chroniſch der Kampf 
der „Reſſort“⸗Satrapen. Kuͤnftige Hiſtoriker werden vermutlich in den 
Archiven uͤber jede Frage, die jetzt im Kriege auftauchte (Belgien, Polen), 
zahlreiche vörzuͤgliche Denkſchriften aller Reichsaͤmter finden, jeder der 
anderen widerſprechend. Dieſe Widerſpruͤche ſind nur zum Teil ſachlich 
bedingt. Denn hinter ihnen verbirgt ſich der perſoͤnliche Kampf der Ver⸗ 
waltungschefs. Kommt es aber politiſch zum Klappen, ſo wird regelmaͤßig 
das alles Makulatur: fuͤr die Art, wie im November 1916 die Polen⸗ 
politik inauguriert wurde, war, wie oͤffentlich erklaͤrt worden iſt, die 
Heeresleitung maßgebend, fuͤr die Art des weiteren Verlaufes aber war 
zweifellos auch der Einfluß von Preußens Landtag und ſeiner Miniſter 
mitverantwortlich. 
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Es mag auf eine Verlängerung der Lifte verzichtet werden. Von den 
weittragenden rein perſoͤnlichen Machtbefugniſſen des Kaiſers als ſolchen 
iſt hier ganz abgeſehen worden, obwohl natuͤrlich die Art, wie mit Ruͤck⸗ 
ſicht auf den preußiſchen Landtag die preußiſche Regierung zuſammen— 
geſetzt iſt, auch auf dieſe Entſchluͤſſe überall zuruͤckwirkt. Wird nun der 
preußiſche Landtag nach einem anderen Wahlrecht zuſammengeſetzt als 
der Reichstag, fo iſt die Berliner Regierung genoͤtigt, ſich politiſch ein 
doppeltes Konto einzurichten, im Reichstag z. B. „Freie Bahn jedem 
Tuͤchtigen“ als Parole zu proklamieren, im Landtag aber fuͤr die Nobili⸗ 
tierung der Kriegsgewinne eine Erleichterung der Fideikommißbildung 
vorzuſchlagen. Das Odium dieſer erzwungenen Doppelzuͤngigkeit aber 
traͤgt ohne allen Zweifel: die Krone. Die verhaͤngnisvolle Halbheit 
zahlreicher Schritte der Reichsregierung entſtammt zum ſehr großen 
Teil der gleichen Quelle. Auch davon ganz abgeſehen aber ſteht nach dem 
Geſagten jedenfalls feſt: 

1. daß rein preußiſche Behoͤrden fortgeſetzt in die Lebensfragen des 
Reichs nicht nur, ſondern anderer Staaten und ihrer Angehoͤrigen ein⸗ 
greifen. Ferner: 

2. daß die preußiſche Regierung, welche formell dem preußiſchen 
Landtag allein verantwortlich iſt, von ihrer faktiſchen Abermacht abge: 
ſehen, auch derart rechtlich privilegiert iſt, daß die Stellung des preußiſchen 
Landtags zum Reich in der Stellung irgendeines anderen Landtags 
keinerlei Analogie und auch keinerlei politiſche Kompenſation findet, 
ſoweit nicht einzelne Bundesſtaaten, wie namentlich Bayern, ſich rein 
negativ durch beſondere „Reſervatrechte“ dagegen geſchuͤtzt haben. Dem 
politiſchen Sachverhalt nach iſt es alſo durchaus zutreffend, wenn man 
die in ſolcher Lage befindlichen Staaten, insbeſondere Baden, als von 
Preußen und ſeinen Organen, vor allem auch ſeinem Landtag, media⸗ 
tiſierte Staaten bezeichnet. Wenn dieſer Sachverhalt hier einmal un⸗ 
verhuͤllt feſtgeſtellt wird, fo hat dies keinerlei „antipreußiſche“ Spitze. 
Der Schreiber dieſer Zeilen ſelbſt hat die preußiſche Staatsangehoͤrigkeit 
nicht aufgegeben. Den Verſailler Vertrag und die Militaͤrkonvention mit 
Preußen hat ſeinerzeit ein von mir hochverehrter badiſcher Staats⸗ 
mann abgeſchloſſen. Die Unzutraͤglichkeiten, welche die letztere ſeinerzeit 
im Gefolge gehabt hat, moͤgen gern unerwaͤhnt bleiben. Niemand wuͤnſcht 
fie ruͤckgaͤngig zu machen, denn fie iſt ſachlich zweckmaͤßig im Intereſſe 
der einheitlichen Wehrkraft des Reichs. Wir treiben ſachliche und keine 
Eitelkeitspolitik. Aber: wenn jetzt von einer kleinen Clique von preußiſchen 
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Wahlrechtsprivilegierten uns die Behauptung entgegengehalten wird: 
die Art des preußiſchen Wahlrechts „gehe uns nichts an“, jo iſt das angeſichts 
jener Verhaͤltniſſe eine fo dreiſte Herausforderung, daß darauf in Frak⸗ 
tur geantwortet werden muͤßte. Die Hegemonieſtellung Preußens im 
Reich wuͤnſcht niemand anzutaſten. Aber wir verlangen, daß die in allen 
Fragen der Reichspolitik ausſchlaggebende preußiſche Bundesratsſtimme 
einem Parlament des preußiſchen Volkes verantwortlich iſt und nicht 
irgendeiner privilegierten Kaſte, wie immer ſie zuſammengeſetzt ſein moͤge, 
wenn wir jene Zuſtaͤnde fernerhin ertragen ſollen. Vaſallen preußiſcher 
privilegierter Kaſten zu ſein, lehnen wir auf das beſtimmteſte ab. 

Wie ſich der preußiſche Landtag für inn erpreußiſche Angelegenheiten 
einrichtet, iſt natuͤrlich ganz und gar eine preußiſche Frage. Sie betrifft 
die Zuſammenſetzung des Herrenhauſes. Die Frage aber nach der 
Art, wie diejenige Kammer, in deren Haͤnden das Budgetrecht liegt 
und welche alſo die hochpolitiſchen Entſchließungen Preußens bezuͤglich 
der Leitung des Reichs entſcheidend beeinflußt, zuſammengeſetzt 
wird, iſt — weil die materielle Macht Preußens weit uͤber ſeine formelle 
Stellung hinausgeht und weil ſchon dieſe eine weitgehend privilegierte, 
fuͤr alle hohe Politik ſchlechthin ausſchlaggebende iſt — eine Lebensfrage 
des Reichs, die uns alle ebenſo angeht, wie nur irgendeinen Waͤhler 
zum preußiſchen Landtag. Geht der jetzige Zuſtand: daß ein Pferd vor 
und eins hinter den Wagen geſpannt wird und ein preußiſches Privi— 
legien parlament den Reichstag konterkariert und den Reichskanzler 
zu ſtuͤrzen unternehmen kann, weiter, fo hat in der offentlichen Meinung 
unfehlbar die Krone die Koſten zu tragen. Das moͤge wohl bedacht 
werden. | 

Nun muß man ſich natürlich klarmachen, daß das Problem der Bezie⸗ 
hungen zwiſchen dem Reich und Preußen: die Notwendigkeit des Aus⸗ 
gleichs durch Kompromiß zwiſchen ihnen, dauernd und auch nach der er— 
hofften Anderung des preußiſchen Wahlrechts, welche ja nur einen Gegen⸗ 
ſatz der inneren Struktur fortraͤumt, weiterbeſteht. Solange die heutige 
Geſtaltung Deutſchlands erhalten bleibt, kann der deutſche Bundesrat nie⸗ 
mals ſo konſtruiert werden, wie etwa der Senat der Vereinigten Staaten, 
deſſen Mitglieder gewaͤhlte Vertreter des Volks der Einzelſtaaten ſind 
und daher nach ihrer individuellen Parteiuͤberzeugung abſtimmen. Die 
Bevollmaͤchtigten zum Bundesrat ſind dagegen von den Regierungen der 
Einzelſtaaten delegiert und erhalten von ihnen Inſtruktionen, an welche 
ſie als an „imperative Mandate“ gebunden ſind. Dies wuͤrde ſo bleiben 
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auch dann, wenn die Regierungen, welche jene Inſtruktionen erteilen, 
noch fo vollftändig parlamentariſiert und durch demokratiſierte Parla⸗ 
mente noch ſo wirkſam kontrolliert wuͤrden. Es entſtaͤnde alſo dann das 
Problem: wie ſich die Parlamentariſierung der Einzelſtaaten, vor allem 
aber: Preußen, zu der Parlamentariſierung der Reichsregierung ver⸗ 
halten wuͤrde. Zu ſeinem Verſtaͤndnis iſt zunaͤchſt das im vorſtehenden 
gegebene Bild der Beziehung Preußens zum Reich noch etwas zu er⸗ 
gaͤnzen. Denn das bisher dargeſtellte formale Recht erſchoͤpft nicht den 
politiſchen Sachverhalt. 

Wenn die Reichspolitik in ſehr viel weitergehendem Umfang, als die 
Verfaſſung erkennen laͤßt, durch Preußen beſtimmt wird, ſo umgekehrt 
auch die Haltung der preußiſchen Regierung durch die Verhaͤltniſſe im 
Reich. In Preußen war dank der Wahlrechtsplutokratie ſeit Jahrzehnten 
die konſervative Partei allmaͤchtig. Daß ein Verwaltungsbeamter andere 
politiſche Anſchauungen habe als ſolche, welche der konſervativen Partei 
zum mindeſten unſchaͤdlich erſchienen, war voͤllig ausgeſchloſſen. Die 
Maſſe aller Beamten aber mußte ſchlechterdings konſervativ ſein, weil ſie 
ſich ſonſt ſchon rein geſellſchaftlich nicht behaupten konnten. Ebenſo die 
Miniſter, einige farbloſe „Konzeſſionsliberale“ abgerechnet, welche beim 
Eintritt in das Miniſterium ihre Vergangenheit ſchleunigſt zu verleugnen 
trachten mußten. In Preußen herrſchte alſo — was die Literatenphraſe 
gern verhuͤllt — eine jo ausgeprägte Parteiherrſchaft, wie nur in irgend⸗ 
einem parlamentariſchen Lande der Erde. Wo immer die materiellen 
oder die ſozialen Machtintereſſen der hinter der herrſchenden Partei ſtehen⸗ 
den Kreiſe im Spiel waren, blieb auch die Krone ſtets gänzlich machtlos 
und außerſtande, ihre entgegenſtehenden Wuͤnſche durchzuſetzen )). 

) Lacherlicherweiſe wird als Beweis gegen den plutokratiſchen Charakter des preußi⸗ 
ſchen Staates gern die Miquelſche Einkommenſteuer angefuͤhrt. Allein ſie war in 
ihrer Entſtehung nur ein klaſſiſcher Ausdruck der Übermacht der Großgrundbeſitzer 
innerhalb dieſer Plutokratie. Denn ihre Einführung wurde erkauft durch Preisgabe 
einer den Grundbeſitz belaſtenden, dabei aber ſicheren und wichtigen ſtaatlichen Steuer: 
der Grundſteuer, in der Form der ſogenannten „Überweiſung“. Die Einführung der 
Einkommenſteuer bedeutete eine gewaltige relative Steuerentlaſtung des hypotheken⸗ 
belaſteten Grundbeſitzes und eine Mehrbelaſtung des beweglichen Vermögens. Und 
fie hatte für die ländlichen Intereſſenten vollends nichts Bedrohliches unter Vers 
hältniffen, bei denen die Einſchätzung der Großgrundbeſitzer in den Händen von In⸗ 
ſtanzen lag, welche politiſch und geſellſchaftlich gänzlich von ihnen abhingen. Es war 
Miquels großes Geſchick, dieſe agrariſchen Intereſſen als Vorſpann einer techniſch 
ausgezeichneten Steuer benutzt zu haben. Alle Reformen, bei welchen ſolche Trinkgelder 
an die Intereſſenten der herrſchenden Partei nicht herausſprangen, ſind geſcheitert. 
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Die Angſt der buͤrgerlichen Plutokratie vor der Demokratie, die fie 
im Reichswahlrecht und Reichstag verkoͤrpert ſahen, ſtuͤtzte dieſe Partei⸗ 
intereſſen in Preußen. Freilich beſteht auch im Reichstag, wenn man 
den groͤßeren Teil des Zentrums und den rechten Fluͤgel der National⸗ 
liberalen der Rechten zuzaͤhlt, eine Mehrheit gegen die Linke. Immerhin 
iſt fie nicht parteikonſervativ, und die Mehrheitsbildung nach links iſt 
in zahlreichen wichtigen Fragen praktiſch geworden. Hätte aber die 
preußiſche Landtagsmehrheit die Entſchließungen der Praͤſidialſtimme 
im Bundesrat und des Reichskanzlers, der ja ſtets zugleich preußiſcher 
Miniſter, meiſt Minifterpräfident iſt, in der Leitung der Reichspolitik 
eindeutig beſtimmt: — und der Wortlaut der Reichsverfaſſung ſchloͤſſe 
das nicht aus —, ſo waͤre das Reich rein parteikonſervativ regiert worden. 
Allein das kann die Landtagsmehrheit nicht unternehmen, weil ſie auf 
einem plutokratiſchen Wahlrecht ruht. Dieſer Umſtand, der fie 
gegenuͤber dem demokratiſch gewaͤhlten Reichstag ſchwaͤchte, gab dieſem 
ein Übergewicht in den Fragen der Reichspolitik und machte die „Ver⸗ 
antwortlichkeit“ gegenuͤber dem Reichstag zu einer wenigſtens begrenzt 
effektiven. 

Das Budgetrecht des Reichstags zwingt den Reichskanzler, ſich nicht 
nur als Reichsminiſter, ſondern auch als Traͤger der Praͤſidialſtimme 
und Vertreter des Hegemonieſtaats fuͤr die von daher beeinflußte Lei⸗ 
tung der Reichspolitik vor dem Reichstag zu verantworten, das heißt 
praktiſch: ihm Rede zu ſtehen. Das gleiche gilt fuͤr die Kriegsminiſter, 
ebenfalls: weil das Militaͤrbudget Reichsangelegenheit iſt. Vor allem 
fuͤr den preußiſchen Kriegsminiſter, der tatſaͤchlich wie ein Organ des 
Reichs im Reichstag auftritt. Andere Machtmittel als das Budgetrecht 
beſitzt der Reichstag freilich nicht, um ſeiner Stellungnahme Nachdruck 
zu verleihen. Und die direkte Ausnutzung dieſes Rechts zum Zweck der 
Beſeitigung eines parteigegneriſchen Kanzlers oder Kriegsminiſters iſt 
ſeit der preußiſchen Konfliktszeit in Deutſchland (außerhalb Bayerns) 
nicht uͤblich geweſen und wuͤrde, zumal bei den Literaten, „patriotiſche“ 
Entruͤſtung erregen. Immerhin genuͤgt die Noͤglichkeit, die politiſche 
Arbeit eines ausgeſprochen parteigegneriſchen politiſchen Leiters zu ob— 
ſtruieren, um es unmöglich zu machen, daß ein Reichskanzler oder Kriegs⸗ 
miniſter ſich bei ausgeſprochener Gegnerſchaft einer in dieſer Geſinnung 
verharrenden, durch Neuwahlen nicht zu beſeitigenden Reichstagsmehr— 
heit dauernd im Amt behaupten koͤnnte. Ein Zuſammenarbeiten des 
Reichstags mit dem Reichskanzler als Traͤger der Praͤſidialſtimme waͤre 
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aber überhaupt unmöglich, wenn tatſaͤchlich die konſervative Parteiherr⸗ 
ſchaft in Preußen mit der fuͤr innerpreußiſche Verhaͤltniſſe uͤblichen 
Ruͤckſichtsloſigkeit auch auf die Fuͤhrung der Reichspolitik erſtreckt wuͤrde. 
Und ſelbſt eine allzu unbedingte und offene Identifikation eines als 
Reichskanzler fungierenden preußiſchen Miniſterpraͤſidenten mit der 
konſervativen Partei in ſeiner preußiſchen Politik waͤre aus dieſem 
Grunde nur ſchwer durchführbar. Ruͤckſichtnahme auf die Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichstags iſt daher in der preußiſchen Führung der Reichs⸗ 
politik und unter Umftänden ſogar in der Art der Führung der preus 
ßiſchen Politik immer unumgaͤnglich geweſen. 

Eine gewiſſe Selbſtaͤndigkeit der Reichspolitik gegenuͤber Preußen iſt 
ferner ſchon dadurch gegeben, daß das Reich über einen felbftändigen 
Beamtenapparat verfuͤgt. Die Reichsaͤmter rekrutieren ſich nicht ein⸗ 
fach durch Übernahme preußiſcher Beamter. Die eigentuͤmliche Schwaͤche 
der Reichsbureaukratie beruht allerdings darauf, daß die Mehrzahl der 
Zentralinſtanzen des Reichs, vor allem die bisher politiſch wichtigſte: 
das Reichsamt des Innern, nicht einem bis zum Boden hinabreichenden 
eigenen, mit Zwangsgewalt verſehenem Beamtentum uͤbergeordnet iſt, 
wie jedes Miniſterium des Innern in einem Einzelſtaat. Gegen Preußen 
fand die Reichsbureaukratie einen Ruͤckhalt ihrer Selbſtaͤndigkeit im 
Reichstag. Parteimaͤßig machte ſich infolgedeſſen die andere Zuſammen⸗ 
ſetzung des Reichstags gegenuͤber dem preußiſchen Landtag bei ihr 
geltend: die Bedeutung der Zentrumspatronage fuͤr ihre Zuſammen⸗ 
ſetzung war nicht unbetraͤchtlich. Auf das ganze Problem dieſes Ver⸗ 
waltungsapparates des Reichs ſoll indeſſen hier nicht eingegangen 
werden, ſondern lediglich: auf die Art von deſſen Willensbildung bei 
Geſetzen und allgemeinen Verwaltungsanordnungen, fuͤr welche der 
Bundesrat zuſtaͤndig iſt. 

Die Regel iſt, daß die Vorlagen fuͤr den Bundesrat in den Reichs⸗ 
aͤmtern ausgearbeitet werden. Dann werden die Stimmen Preußens 
durch Verhandlungen mit den preußiſchen Miniſterien dafuͤr geworben. 
Nach der nicht immer leichten Herſtellung eines Einvernehmens durch 
Kompromiß oder Anpaſſung an die preußiſchen Wuͤnſche pflegt uͤber 
den fertiggeſtellten Entwurf noch eine Eroͤrterung mit Bayern gepflogen 
zu werden. Alle uͤbrigen Bundesſtaaten werden in der Regel vor die 
vollendete Tatſache der Vorlage im Bundesrat geſtellt. Um nun die 
Stimmen Preußens leichter gewinnen zu koͤnnen, wurden bisher einige 
der wichtigſten Staatsſekretäͤre des Reichs regelmäßig zugleich zu preu⸗ 
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ßiſchen Miniſtern ohne Portefeuille ernannt. Dies konnte bei hoch⸗ 
politiſch wichtigen und daher der Abſtimmung des preußiſchen Staats⸗ 
miniſteriums unterbreiteten Entſchließungen auch die innerpolitiſchen 
Verhaͤltniſſe Preußens beeinfluſſen. So iſt nach bisher meines Wiſſens 
nicht beſtrittenen Preſſenachrichten die Annahme jener koͤniglichen Ka⸗ 
binettsorder, welche das gleiche Wahlrecht verſprach, nur mit einer 
Stimme Mehrheit und nur dadurch zuſtande gekommen, daß außer dem 
Reichskanzler zwei Staatsſekretaͤre des Reichs als nebenamtliche preu⸗ 
ßiſche Miniſter dafür ſtimmten. — Alle Staatsſekretaͤre find anderer⸗ 
ſeits, nach bisher feſter Regel, preußiſche Bevollmaͤchtigte zum Bundes⸗ 
rat. Das gleiche gilt aber auch fuͤr die preußiſchen Staatsminiſter, mit 
Einſchluß vor allem des politiſch wie ein Reichsorgan, rechtlich aber als 
preußiſcher Beamter fungierenden Kriegsminiſters, der ohne dieſe Be⸗ 
vollmaͤchtigung zum Bundesrat überhaupt nicht in der Lage waͤre, fein 
Reſſort im Reichstag aus eigenem Recht als Verwaltungschef zu ver⸗ 
treten. Bei ſeiner Verantwortung vor dem Reichstag geht natuͤrlich 
der Kriegsminiſter, ganz ebenſo wie der Reichskanzler, ſtets nur ſo weit, 
als es die politiſche Lage ihm unumgaͤnglich aufnoͤtigt. Als ein Mittel, 
ſich weitgehende Kontrollfreiheit zu ſichern, ſteht ihm dabei der in ſeiner 
Tragweite unbeſtimmte Begriff der kaiſerlichen „Kommandogewalt“, 
als einer vom Parlament unantaſtbaren Praͤrogative, zur Verfuͤgung, 
hinter weichem alles gedeckt wird, was der Kontrolle durch das Parla⸗ 
ment entzogen werden ſoll. — 

Das Reſultat von alledem iſt: die innere Politik Preußens bleibt vom 
Reich her unbeeinflußt, ſoweit nicht hochpolitiſche Ruͤckſichten in Aus⸗ 
nahmefaͤllen einmal eine Einflußnahme erzwingen. In der Reichs⸗ 
hegemoniepolitik Preußens findet eine gegenſeitige Beeinfluſſung der 
vom Reichstag her beeinflußten bureaukratiſchen Leitung des Reichs 
und der vom Landtag her beeinflußten Regierung Preußens ſowohl in 
perſonaler wie in ſachlicher Hinſicht ſtatt. Je nachdem dabei mehr die 
unter dem Druck des Reichstags ſtehenden Inſtanzen der Reichsleitung 
oder mehr die unter dem Druck des preußiſchen Landtags ſtehende 
Leitung Preußens den Ausſchlag gibt, iſt der Hegemonieſtaat in ſeiner 
reichspolitiſchen Haltung von den Reichsorganen her beſtimmt oder iſt 
umgekehrt das Reich „großpreußiſch“ geleitet. Die innere Struktur des 
Reichs und ſeiner Einzelſtaaten aber ſorgt dafuͤr, daß im allgemeinen 
dieſe letztere Richtung: der großpreußiſche Charakter der Reichsleitung, 
uͤberwiegt. Welche Intereſſen ſind es, die dahin draͤngen? 
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Die Einzelſtaaten find, außer den Hanſaſtädten, Monarchien mit einer 
an Bedeutung und Schulung ſtetig wachſenden Bureaukratie. Vor der 
Gründung des Reichs hatten viele von ihnen den Weg zu einer parla⸗ 
mentariſchen Regierung und Verwaltung ziemlich weitgehend zuruͤck⸗ 
gelegt. Mit durchaus befriedigendem Erfolg. Jedenfalls iſt es ange⸗ 
ſichts der damaligen Verhaͤltniſſe hoͤchſt lächerlich, wenn die Literaten 
behaupten: dies Regierungsſyſtem ſei fuͤr Deutſchland fremder Import 
und habe ſich bei uns noch nicht bewaͤhrt. — Die Reichsgruͤndung aͤnderte 
das. Fuͤr die Hoͤfe ſowohl wie fuͤr die einzelſtaatlichen Bureaukratien lag 
der Gedanke nahe: im Reich vor allem eine Verſicherungsanſtalt 
für die eigene Stellung zu ſehen, die Throne als durch das Reich ga⸗ 
rantierte Pfruͤnden und das Verhaͤltnis zu Preußen als den Ruͤckhalt 
kontrollfreier Beamtenherrſchaft auch in den uͤbrigen Einzelſtaaten zu 
behandeln. So ſehr Bismarck gelegentlich den Reichstag als Druckmittel 
gegen widerſpenſtige Einzelregierungen in der Hinterhand hielt, ſo ſehr 
nutzte er andererſeits jene Tendenz der einzelſtaatlichen Höfe und Be⸗ 
amtenkoͤrper aus, um als deren Schutzherr zu erſcheinen. Die Nachwir⸗ 
kungen dieſer Tradition reichen bis heute. Denn eine dynaſtiſch-bureau⸗ 
kratiſche Pfruͤndenverſicherung, praktiſch ſich aͤußernd in einer Garantie 
weitgehender Kontrollfreiheit der Bureaukratie, war und iſt das, was 
hinter dem Schlagwort vom „Schutz des Foͤderalismus“ in Deutſchland 
ſtand und ſteht. Kontrollfreiheit auch und vor allem: innerhalb der 
einzelſtaatlichen Verwaltung. Sehr bald nach Gruͤndung des Reichs 
ging die Bureaukratie der Einzelſtaaten zur moͤglichſten Eliminierung 
der Kontrolle der einzelſtaatlichen Parlamente zugunſten eines kontroll⸗ 
freien Regiments „kraft landesherrlicher Praͤrogative“ uͤber, wie man 
- fih aus ihrer innerpolitiſchen Entwicklung ſeit den ſiebziger Jahren 
leicht überzeugen kann. Mit dem Erfolg: daß die Bedeutung und da— 
mit das geiſtige Niveau der einzelſtaatlichen Parlamente meiſt aͤhnlich 
ſank wie beim Reichstag. Aus jener Gegenſeitigkeitsverſicherung aber 
erflärt ſich das Verhalten der einzelſtaatlichen Bureaukratie gegenüber 
den Verhaͤltniſſen in Preußen und umgekehrt Preußens zu denen in 
den Einzelſtaaten. In den Einzelſtaaten begann in den letzten zwanzig 
Jahren eine allmaͤhliche Demokratiſierung der Wahlrechte. Aber die 
kontrollfreie Stellung der Bureaukratie blieb dabei unangetaſtet. Sie 
fand ihren inneren Ruͤckhalt an den politiſchen Verhaͤltniſſen in Preußen 
und an Preußens Einfluß im Reich. Vor allem das preußiſche Drei: 
klaſſenwahlrecht konnte die einzelſtaatliche Bureaukratie nur mit der 
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größten Beſorgnis verſchwinden ſehen. Denn es ſchien doch gut, daß 
dort in Berlin fuͤr vorkommende Faͤlle einer Bedrohung der eigenen 
Kontrollfreiheit durch die einzelſtaatlichen Parlamente ein großer kon⸗ 
ſervativer Knittel bereitſtand und dafuͤr ſorgte, daß der Machtſtellung 
der Bureaukratie als ſolcher nichts Ernſtliches widerfahren konnte. Die 
preußiſche parteikonſervative Bureaukratie und mit ihr die preußiſchen 
Wahlprivilegsintereſſen andererſeits ließen die einzelſtaatlichen Bureau⸗ 
kratien getroſt etwas „Demokratie ſpielen“, unter der Bedingung, daß 
nicht nur kein Verſuch zugelaſſen würde, vom Reich her die unglaub— 
liche innerpolitiſche Struktur Preußens anzutaften, ſondern daß die 
einzelſtaatliche Bureaukratie, mit Ausnahme allenfalls der bayriſchen 
Regierung, auch auf jegliche effektive Teilnahme an der Macht im Reich 
verzichtete, das Reich alſo im weſentlichen großpreußiſch regieren ließ. 
Die ganze Art des Betriebs der Bundesratsgeſchaͤfte wurde dadurch 
beſtimmt, und dies ſtillſchweigende Kompromiß muß man ſich ſtets 
gegenwaͤrtig halten, um zu verſtehen, was „Foͤderalismus“ bisher be⸗ 
deutete und welche Intereſſen dahinter ſtanden. 

Der Bundesrat, die gemeinſame Vertretung der Hoͤfe und Mini⸗ 
ſterien, fuͤhrte infolgedeſſen im ganzen ein behagliches und eintraͤchtiges 
Stilleben. Der Charakter ſeiner Beratungen entzieht ſich bei der Ge⸗ 
heimhaltung der Protokolle der Kritik. Da verfaſſungsmaͤßig die im⸗ 
perativen Inſtruktionen allein maßgeblich waren, mußte die perſoͤnliche 
Stellungnahme der Mitglieder ſtets unmaßgeblich und unter Vorbehalt 
der Anſicht der eigenen Regierung, alſo gewichtslos, bleiben. Eine 
Staͤtte fuͤr die Wirkſamkeit von Staatsmaͤnnern oder fuͤr deren Schu⸗ 
lung war daher der Bundesrat nie (ſehr im Gegenſatz zum Frankfurter 
Bundestag !). Gewiß kam es vor, daß Regierungen ihren Bevollmaͤch⸗ 
tigten die Abſtimmung bei einer Frage freigaben. So manche von ihnen 
gelegentlich des Lippeſchen Erbfolgeſtreits, ſchon um das Odium der 
peinlichen Stellungnahme von ſich abzuwaͤlzen. In eigentlich politi⸗ 
ſchen Fragen hielt Preußen ſeine durch die Stimmen der Zwergſtaaten 
garantierte Suprematie unbeugſam feſt. In anderen wichtigen Dingen 
war die Abſtimmung, ſo ſehr ihre Moͤglichkeit von Bismarck als ultima 
ratio gegen die Regierungen ausgenutzt wurde, doch weſentlich formal: 
Verhandlung und Kompromiß mit den Hoͤfen und Miniſterien, vor 
allem Bayerns, hatten die Lage vorher geklaͤrt. Auf dieſe diplomatiſchen, 
kabinettspolitiſchen Mittel hatte Bismarck, wie im weſentlichen die 
aͤußere, ſo auch die innere Politik abgeſtellt. Im Prinzip blieb dies 
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nachher fo, mochte auch die Methode, nicht immer ſehr zum Vergnügen 
der Einzelſtaaten, ſich ändern. Machte der Bundesrat dennoch einmal 
unerwartete Seitenſpruͤnge, ſo wußte Bismarck ihn zur Unterwerfung 
zu bringen. Das Mittel des Demiſſionsgeſuchs (bei einem formell un⸗ 
erheblichen Anlaß) wirkte bei ihm zuverlaͤſſig: der Bundesrat nahm 
feinen Beſchluß zuruͤck. Aber er iſt gelegentlich auch über Beſchluͤſſe des 
Bundesrats ſtillſchweigend zur Tagesordnung uͤbergegangen, ohne daß 
aus deſſen Mitte gewagt worden waͤre, an die Reichsverfaſſung zu 
appellieren. Nach ihm iſt von ernſthaften Konflikten nichts bekannt 
geworden. Vorhandene Schwierigkeiten aͤußerten ſich naturgemaͤß mehr 
in Stillſtand und Stagnation der betreffenden Probleme, als in offenen 
Gegenſaͤtzen. 

Man muß ſich nun klarmachen, daß dieſes Stilleben in Zukunft zu 
Ende geht. Ganz ebenſo, wie Monarchenzuſammenkuͤnfte und kabinetts⸗ 
politiſche Mittel, wie ſie Bismarck namentlich in Petersburg und Wien 
benutzen konnte, an Bedeutung zuruͤckgetreten ſind, ſo wird es auch inner⸗ 
politiſch gehen. Schon bei den finanz⸗ und wirtſchaftspolitiſchen Fragen, 
die uns im Frieden bevorſtehen, hoͤrt die Gemuͤtlichkeit des alten Re⸗ 
gimes auf. Alle Einzellandtage, an der Spitze der preußiſche, werden 
kuͤnftig ihr formelles Recht der Beeinfluſſung der Bundesratsabſtimmung 
und der Hinwirkung auf Ausuͤbung des Rechts, im Bundesrat Antraͤge 
zu ſtellen, zunehmend geltend machen!). Der preußiſche Landtag koͤnnte 
jo, vermöge der oͤkonomiſch bedingten und künftig ſich verſtaͤrkenden 
Herrſchaft Preußens uͤber die norddeutſchen Zwergſtaaten, Initiative 
und Herrſchaft in der Reichspolitik an ſich reißen. Denn die bisherige 
Zurüdhaltung war eben ein Produkt feiner Schwaͤche, die aus dem 
Klaſſenwahlrecht gegenüber dem demokratiſch gewaͤhlten Reichstag 
folgte. Sie wird mit der Demokratiſierung des preußiſchen Wahlrechts 
vermutlich fortfallen, und das Schwergewicht Preußens wird ſich dann 
weſentlich verſchaͤrft geltend machen. Gewiß wird ſich die Bureaukratie 
aller Stataen gegenuͤber dieſer wie gegenuͤber jeder anderen Konſe⸗ 
quenz der Parlamentariſierung ſolidariſch fuͤhlen. Und gewiß iſt die 
vereinigte Bureaukratie des Reichs, Preußens und der Einzelſtaaten 
eine Macht, welche, mit den Hoͤfen hinter ſich, die Entwicklung zur 
Parlamentariſierung obſtruieren kann. Aber man ſei ſich klar: dann iſt 
der Weg zu einer friedlichen innerpolitiſchen Entwicklung ſowohl wie 
zu einer die aͤußere Machtſtellung des Reiches ſtuͤtzenden politiſchen 

) Dem badiſchen Landtag liegt ein entſprechender Antrag vor. 
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Mitarbeit und Erziehung der Nation verrammelt. Wer das nicht will, 
muß die Frage von vornherein fo ſtellen: wie ift die Parla menta— 
riſierung Deutſchlands mit geſundem, das heißt: aktivem, 
Foͤderalis mus zu vereinigen? 

Das Prinzip ſcheint klar: 1. Der Strom der Parlamentariſierung 
muß vor allem in die Kanaͤle des Reichs geleitet werden. — 2. Der 
legitime Einfluß der außerpreußiſchen Bundesſtaaten auf die Reichs⸗ 
politik muß geſtaͤrkt werden. Wie ſoll das geſchehen? Wir ſtoßen da 
wieder auf die ſchon früher beſprochene mechaniſche Schranke des Art. 9 
letzter Satz der Reichsverfaſſung, welcher formell dem erſten, tatſaͤchlich 
aber, wie ſich zeigen wird, meiſt dem zweiten dieſer Poſtulate im Wege 
ſteht. Praktiſch bedeutet dieſe Beſtimmung folgendes: die einzelſtaat⸗ 
lichen Bundesratsbevollmaͤchtigten, einſchließlich des Reichskanzlers und 
der Staatsſekretaͤre, koͤnnen Mitglieder einzelſtaatlicher Parlamente, 
insbeſondere des preußiſchen Landtages ſein. Der Reichskanzler ferner 
muß, die Staatsſekretaͤre ſollen nach feſter Regel preußiſche Bundes⸗ 
ratsbevollmaͤchtigte ſein, ſind alſo in jedem Fall vom preußiſchen Land— 
tag beeinflußt. Dagegen iſt es den Regierungen verboten, ein Reiche: 
tagsmitglied, welches ſein Mandat beibehaͤlt, zum Reichskanzler oder 
zum Bundesratsbevollmaͤchtigten zu ernennen: alſo ſind dadurch der 
Reichskanzler und die dem Bundesrat angehoͤrigen Staatsſekretaͤre vom 
Reichstag ausgeſchloſſen. 

Vorbedingung, zwar nicht der Parla mentariſierung, wohl 
aber einer gefunden Parla mentariſierung im Reich iſt der 
Fortfall dieſer Beſtimmung. Entweder koͤnnte man ſie — und 
das waͤre an ſich das Zweckmaͤßigſte — nur fuͤr den Reichskanzler und 
die Staatsſekretaͤre (oder wenigſtens für die politiſch wichtigſten Staats⸗ 
fefretäre, vor allem die des Inneren und des Reichsſchatzamtes) außer 
Kraft ſetzen. Dadurch wuͤrde ermoͤglicht, daß Parteifuͤhrer als ſolche 
die verantwortliche Leitung der Reichspolitik auf ſich nehmen und zu— 
gleich — worauf es hier ankommt — ihre Partei im Reichstag mit 
der Verantwortlichkeit belaſteten. Denn innerhalb der Parteien wuͤrden 
fie ja Stellung und Einfluß behalten. Nur auf dieſem Wege kann offen⸗ 
bar der lediglich „negativen“ Politik der Parteien im Reichstag ein 
Ende gemacht werden. Oder man hebt, um der „Paritaͤt“ der Bundes⸗ 
ſtaaten willen, die Vorſchrift ganz und gar auf, fo daß nicht nur preu— 
ßiſche Bevollmaͤchtigte, ſondern auch ſolche anderer Bundesſtaaten dem 
Reichstag entnommen werden und in ihm verbleiben duͤrfen. Dies iſt 
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der Vorſchlag, welchen der Verfaſſungsausſchuß des Reichstags ange— 
nommen hat. Er iſt Gegenſtand lebhafter Angriffe geweſen. 
Überhaupt nicht ernſt zu nehmen iſt von dieſen das von konſervativer 
Seite erhobene formale Bedenken: Reichstagsmitglieder, die zugleich 
Bundesratsbevollmaͤchtigte ſeien, kaͤmen, da fie im Reichstag nach 
eigener Überzeugung, im Bundesrat aber nach Inſtruktionen abſtimmen 
muͤßten, in Gewiſſenskonflikte. Fuͤr die Landraͤte im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhaus, welche nach dem Puttkamerſchen Erlaß als Beamte 
„die Politik der Regierung zu vertreten“ haben, koͤnnte dies Argument 
allenfalls zutreffen. Man ſpuͤrt jedoch bei ihnen wenig von ſolchen 
Gewiſſenskonflikten, und die konſervative Partei jedenfalls hat ſich durch 
deren Möglichkeit nicht ſtoͤren laſſen. Aber vor allem: preußiſche Minifter 
und Staatsſekretaͤre des Reichs, welche Bundesratsbevollmaͤchtigte 
Preußens waren, haben wiederholt im preußiſchen Abgeordneten— 
hauſe geſeſſen und koͤnnen dies auch heute tun. Als Abgeordnete aber 
haben ſie das Recht nicht nur, ſondern auch die Pflicht, nach eigener 
Überzeugung die Inſtruktionen zu kritiſieren, welche ihnen, als 
Bundesratsbevollmaͤchtigten, ihre eigene Regierung gab. Auch 
dieſe Gewiſſenskonflikte hat die konſervative Partei nicht tragiſch ge: 
nommen. Allein dieſer naive moraliſche Begriff dient uͤberhaupt nur 
zur Irrefuͤhrung der Spießbuͤrger. Denn in Wahrheit ſteht die Sache 
jo: daß ein Politiker, welcher als Bundesratsbevollmaͤchtigter eine In— 
ſtruktion erhält, die er zu vertreten ſich nach feiner eigenen Überzeugung 
nicht in der Lage ſieht, ſein Amt zu quittieren hat. Das gebietet 
ihm die Ehre und politiſche Verantwortlichkeit, die nun einmal 
eine andere iſt als die eines Beamten. Sonſt iſt er ein Kleber. Dies 
dem leitenden Beamten, vor allem dem Reichskanzler einzuſchaͤrfen, 
waͤre gerade einer der politiſchen Zwecke der Aufhebung jener Beltin.= 
mung. Eben deshalb aber perhorreſziert die Bureaukratie dieſe Auf- 
hebung. f 
Indeſſen man hat weit ſchwereres Geſchuͤtz aufgefahren. In der 
„Bayeriſchen Staatszeitung“ wurde die Parlamentariſierung als Zen— 
tralismus bekaͤmpft, ein Teil der bayriſchen Preſſe und ihr nach kon— 
ſervative Literaten malten allen Ernſtes eine „Abwendung Bayerns 
vom Reich“ an die Wand. Dieſe Drohung iſt zunaͤchſt toͤricht: aus der 
Zollgemeinſchaft fuͤhrt fuͤr Bayern kein gangbarer Weg, und es iſt unklug, 
die wirklichen Zentraliſten an dieſe Tatſache zu erinnern, welche im Ernſt⸗ 
fall ihnen ſofort (in Bayern ſelbſt) das Spiel in die Hand geben wuͤrde. 


239 


Der Kampf für Art. 9 Satz 2 ift aber auch für die Zukunft ſehr kurz⸗ 
ſichtig. Denn der Fortbeſtand jener Beſtimmung wird dem Zentralis⸗ 
mus, und zwar in einer ſehr viel bedenklicheren Form als in der der 
Parlamentariſierung vom Reich her, erſt recht Vorſchub leiſten. Machen 
wir uns die Lage klar. Die Reſervatrechte und ebenſo die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Singularrechte der Bundesſtaaten ſind nach dem Schlußartikel 
der Reichsverfaſſung ohne ihre eigene Zuſtimmung uͤberhaupt nicht 
abaͤnderbar. Alle ihre anderen verfaſſungsmaͤßigen Kompetenzen, ein⸗ 
ſchließlich des jetzigen Umfanges ihrer inneren Autonomie nur dann, 
wenn nicht 14 Stimmen — das find die Stimmen der drei Koͤnigreiche 
oder zweier Koͤnigreiche und zweier Großherzogtuͤmer — dagegen ſich 
zuſammenfinden, was ſtets der Fall ſein wird, wenn Vergewaltigung 
droht. Hinreichende Freiheit vom Reich iſt ihnen alſo geſichert. Was 
fehlt, iſt hinlaͤnglicher Einfluß im Reich, auf die Leitung der Reiche: 
politik. Gerade dieſer aber wird in Zukunft wichtig. Denn ohne ſolchen 
kann ihnen das Reich ſelbſtverſtaͤndlich trotz aller Erhaltung ihrer Rechte 
wirtſchafts⸗ und finanzpolitiſch den Hals zuſchnuͤren. Dieſer Einfluß 
im Reich aber wird denn doch ganz gewiß nicht dadurch geſchmaͤlert, 
daß es durch Aufhebung der Verbotsbeſtimmung des Art. 9 Satz 2 den 
Bundesſtaaten geſtattet wird, einflußreiche Reichstagsabgeordnete zu 
Bundesratsbevollmaͤchtigten zu ernennen! Der Einfluß Bayerns im 
Reich waͤre ganz gewiß nicht geſunken, wenn ſeinerzeit etwa der Frei⸗ 
herr von Franckenſtein zugleich ſeine Stellung in der Reichstagspartei 
behalten und ſtatt eines Beamten Bayriſcher Bundesratsbevollmaͤch⸗ 
tigter geweſen waͤre. Gerade das Schreckgeſpenſt einer Majoriſierung 
Preußens im Bundesrat durch die Kleinſtaaten: — indem naͤmlich nun 
etwa Lippe, Reuß und andere ſolche Mitglieder ſich Fuͤhrer großer 
Reichstagsparteien als Bundesratsbevollmaͤchtigte kaufen wuͤrden, — 
malen ja (laͤcherlicherweiſe in einem Atem mit der Warnung vor zen⸗ 
traliſtiſcher Vergewaltigung der außerpreußiſchen Bundesſtaaten!) die 
literariſchen Gegner der Aufhebung an die Wand. Von dieſem Unſinn 
nachher ein Wort. Hier iſt vorweg feſtzuſtellen, was denn wirklich 
hinter dieſen offenkundigen Phraſen an Beſorgniſſen ſteckt. Zunaͤchſt 
und vor allem: die Angſt um das Amter monopol der Bureaukratie. 
„Wenn man Parlamentarier zu Miniſtern mache, jo würden kuͤnftig 
die ſtrebſamen Beamten ſich der Karriere in der Großinduſtrie zuwen⸗ 
den“, wurde ſehr offenherzig im bayriſchen Landtag erklaͤrt. Allein: 
der Ernennung einzelſtaatlicher Parlamentarier zu Bundesrats⸗ 


240 


bevollmaͤchtigten trotz Beibehaltung ihres Mandats fteht der Art. 9 ja 
ſchon jetzt nicht im mindeſten entgegen. Und ebenſo verbietet er nicht: 
daß auf dem Wege uͤber eine Parlamentslaufbahn, als deren Endpunkt, 
Miniſter⸗ und Staatsſekretaͤrpoſten (einſchließlich der Zugehoͤrigkeit zum 
Bundesrat) erlangt werden. In der Vergangenheit und juͤngſten Gegen⸗ 
wart iſt dies ſtets erneut geſchehen. Nur mußte der betreffende Abge⸗ 
ordnete alsdann aus dem Reichstag ausſcheiden. Und gerade dies: daß. 
die Zugehoͤrigkeit zum Reichstag eine „Karriere“, ein Weg zur Er⸗ 
langung von Amtern werde, daß „begabten“ und „ſtrebſamen“ Parla⸗ 
mentariern die Amter eröffnet werden, finden die literariſchen Gegner 
der Aufhebung jener Beſtimmung hoͤchſt erwuͤnſcht! Mit einem Reichs⸗ 
tag, welcher dem Ehrgeiz ſeiner Mitglieder dieſe Chancen biete, werde 
ſich, meinen ſie, weit beſſer arbeiten laſſen. In der Tat: wenn die Loͤ⸗ 
ſung des Problems des deutſchen Parlamentarismus darin beſtaͤnde: 
das Parlament mit Strebern und Amtsjägern anzufuͤllen, 
dann waͤre dies alles in ſchoͤnſter Ordnung. Neben die jetzigen kleinen 
Patronage⸗Trinkgelder traͤten dann die großen! Aber das iſt allenfalls 
ein Bureaukratenideal, — und dabei kein erfreuliches. Mit dieſem ſchon 
praktizierten Syſtem find wir, wie ſowohl die früheren wie die juͤngſten 
Erfahrungen zeigten, nicht weitergekommen. Politiſcher Zweck einer 
Parlamentariſierung iſt doch: das Parlament zu einer Ausleſeſtaͤtte für 
Fuͤhrer zu machen. Ein politiſcher Fuͤhrer aber erſtrebt nicht das Amt 
und deſſen penſionsfaͤhiges Gehalt und auch nicht die moͤglichſt kontroll⸗ 
freie Ausuͤbung einer Amtskompetenz, ſondern politiſche, und das heißt: 
politiſch verantwortliche Macht, geſtuͤtzt auf das Vertrauen und die 
Gefolgſchaft einer Partei, an deren Spitze oder in deren Mitte er 
daher als Miniſter zu bleiben wuͤnſchen muß, ſchon um Einfluß auf 
ſie zu behalten. Dies letztere iſt mindeſtens ſo wichtig wie alles andere. 
Und die Beſeitigung der mechaniſchen Schranke des Art. 9 Satz 2 be⸗ 
zweckt daher, neben der Ermoͤglichung legitimen Parteieinfluſſes auf die 
Regierungsgeſchaͤfte (ſtatt des jetzigen oft ebenſo großen, aber verant⸗ 
wortungsloſen und daher illegitimen Einfluſſes), auch umgekehrt und 
mindeſtens im gleichen Maße die Ermoͤglichung legitimen Einfluſſes 
der Regierung auf das Parlament (ſtatt des jetzigen durch Trinkgelder⸗ 
Patronage vermittelten illegitimen Einfluſſes). Der Kampf gegen die 
Reform aber iſt ganz und gar bedingt durch das Streben nach Nieder— 
haltung des politiſchen Anſehens des Reichstags im Preſtigeintereſſe der 
Bureaukratie. Von dieſem Standpunkt aus muß natür.ich jene Schranke 
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zwiſchen Bundesrat und Reichstag erhalten werden, denn die ſtereowpe 
hochmuͤtige Wendung: „die verbuͤndeten Regierungen werden niemals“ 
uſw. gehoͤrt zu jenem Schatz von Geſten, aus denen leider die Beamten⸗ 
herrſchaft ihr traditionelles Selbſtgefuͤhl ſpeiſt, und wuͤrde wegfallen, wenn 
Reichstag und Bundesrat nicht mehr durch eine Barriere getrennt ſind. 

Blicken wir nun dem Schreckgeſpenſt der Parlamentariſierung des 
Bundesrats noch etwas näher ins Auge, um über deren verſchiedene 
Moͤglichkeiten und in Verbindung damit uͤber die poſitive Bedeutung 
der Aufhebung des Art. 9 Satz 2 noch klarer zu werden. Dieſe Auf⸗ 
hebung raͤumt an ſich ja nur ein mechaniſches Hemmnis aus dem Wege. 
Sie ſchafft Entwicklungs moͤglichkeiten, mehr nicht. Denn es bleibt 
ja auch weiterhin die Moͤglichkeit fuͤr die Einzelregierungen beſtehen, 
von der neuen Erlaubnis, Reichstagsmitglieder, die ihr Mandat bei⸗ 
behalten, in den Bundesrat zu delegieren, keinen Gebrauch zu machen. 
Sie werden das nicht tun, ſofern fuͤr ſie kein politiſcher Vorteil dabei 
herausſpringt. Und es iſt auch durchaus nicht wuͤnſchenswert, daß hier 
ein für allemal ſchematiſch verfahren wird. Selbſt bei vollſter Durch: 
fuͤhrung des parlamentariſchen Syſtems waͤre es keinesfalls erwuͤnſcht 
und wird auch ſicher nicht geſchehen: daß die leitenden Stellen ſaͤmtlich 
und ausſchließlich mit Parlamentsmitgliedern beſetzt werden, und Ber 
amte, welche Führerqualitäten beſitzen, davon ausgeſchloſſen bleiben!). 
Aber, ſagt man, die Aufhebung des Art. 9 Satz 2 entfeſſelt jedenfalls 
das Streben nach Parlamentariſierung des Bundesrats, und dies, 
meint man, gefaͤhrdet das foͤderaliſtiſche Gefuͤge des Reichs. Sehen wir 
zu, wie es damit ſteht. Nehmen wir alſo einmal an: die Tendenz zur 
Parlamentariſierung ſei irgendwann ganz reſtlos, ſowohl in den 
Einzelſtaaten wie im Reich, Sieger geworden. Und nehmen wir ferner 
an (ſo abſolut unwahrſcheinlich dies iſt): ſie ſei in dem Sinn bis in ihre 
theoretiſchen Konſequenzen durchgefuͤhrt worden, daß tatſaͤchlich nur 
Parlamentarier in die leitenden Stellungen, einſchließlich der Sitze im 
Bundesrat, berufen wuͤrden. Welche Moͤglichkeiten der Geſtaltung der 
politiſchen Machtverteilung bieten ſich alsdann dar, je nachdem Art. 9 
Satz 2 der Reichsverfaſſung beſtehen bleibt oder nicht? 


1) Ebenſo kann man dem Wunſch des Abg. Streſemann, daß die Fa ch miniſterien 
in Preußen nicht prinzipiell parlamentariſiert werden moͤchten, nur zuſtimmen. Gerade 
bisher aber war da nicht Fachqualifikation, ſondern Parte iſtellung entſcheidend: oder 
was hatten die Herren Graf Zedlitz, Studt, v. Trott zu Solz fuͤr eine Fachqualifikation 
dazu, Unterrichtsminiſter zu werden? Zuverläffige Partei manner waren fie! 
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Bliebe die Beſtimmung unter jenen Verhaͤltniſſen beſtehen, fo hätte 
dies zur Folge: daß der Reichskanzler niemals zugleich Mitglied oder 
Fuͤhrer einer Reichstagspartei ſein und alſo niemals einen geſicherten 
Einfluß innerhalb einer ſolchen haben koͤnnte. Ferner: daß die Staats⸗ 
ſekretaͤre, wenn ſie ſich dieſen Einfluß ſichern und alſo im Reichstag 
ſitzen wollen, außerhalb des Bundesrats bleiben muͤßten. Auf der an⸗ 
deren Seite wuͤrde bei durchgefuͤhrter Parlamentariſierung der Einzel⸗ 
ſtaaten Preußen die Vertrauensmaͤnner der dort herrſchenden Par⸗ 
teien in den Bundesrat delegieren, die uͤbrigen Einzelſtaaten ſolche der 
bei ihnen herrſchenden Parteien. Der Reichskanzler und die etwa im 
Bundesrat ſitzenden Staatsſekretaͤre waͤren dann preußiſche Partei: 
politiker, die Vertreter der anderen Bundesſtaaten Parteipolitiker der 
dortigen Einzelparlamente. Eine Parlamentariſierung des Bundesrats 
wäre mithin durch den Art. 9 nicht im mindeſten gehindert. Sie waͤre 
nur zwangslaͤufig in die Bahn einer Partikulariſierung des Bundes⸗ 
rats gelenkt. Dieſe Partikulariſierung wuͤrde jedoch keineswegs eine 
Staͤrkung des poſitiven Einfluſſes der Einzelſtaaten im Bundesrat oder 
ihre Sicherung gegen Majoriſierung bedeuten. — Denn die oͤkon omiſche 
und finanzpolitiſche Machtſtellung Preußens wuͤrde die Zwergſtaaten 
nach wie vor dazu verurteilen, preußiſches „Stimmvieh“ zu ſein. Nur 
die Macht des Reichstags boͤte ein Gegengewicht gegen die von Preu⸗ 
ßen beherrſchte Bundesratsmajoritaͤt. Der Reichskanzler nun konnte, 
wie geſagt, nicht Reichstagsmitglied ſein. Bei den Staatsſekretaͤren aber, 
welche verfaſſungsmaͤßig nicht im Bundesrat ſitzen muͤſſen, beſtaͤnde 
kein Hindernis gegen ihre Reichstagsmitgliedſchaft, ſofern ſie nur außer⸗ 
halb des Bundesrats bleiben, wie es jetzt der Abgeordnete v. Payer 
anfänglich erwogen zu haben ſcheint. Das würde bei Fortbeſtand des 
Art. 9 vermutlich geſchehen. Denn die zu Staatsſekretaͤren berufenen 
KReichstagspolitiker wuͤrden auf ihre Stellung innerhalb ihrer Reichstags 
parteien ſchon deshalb nicht verzichten koͤnnen, um gegenüber dem par⸗ 
lamentariſchen Ruͤckhalt des Reichskanzlers und der Bundesratsbevoll⸗ 
maͤchtigten in den einzelſtaatlichen Parlamenten, vor allem im preußi⸗ 
ſchen Landtag, auch ihrerſeits das noͤtige Gegengewicht hinter ſich zu 
haben. Denn andernfalls wuͤrde es ihnen ergehen wie den Abgeord— 
neten Schiffer und Spahn. Der Reichstag wuͤrde alſo die außerhalb 
des Bundesrats bleibenden Staatsſekretaͤrſtellen mit ſeinen Vertrauens⸗ 
leuten beſetzen, die dem Bundesrat gegenuͤber ſolidariſch waͤren. Der 
Druck der Reichstagsparteien auf die Reichsregierung wuͤrde dabei nicht 
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geſchwaͤcht, ſondern nur, infolge des Ausſchluſſes der Staatsſekretäre 
vom Bundesrat, in die Bahnen eines Mißtrauensverhaͤltniſſes ge: 
lenkt und jede legitime Beeinfluſſung der Reichstagsparteien durch die 
im Bundesrat ſitzenden Regierungsmitglieder ausgeſchaltet. Die Staats⸗ 
ſekretaͤre, welche als Reichstagsmitglieder nicht in den Bundesrat ein⸗ 
treten wuͤrden, waͤren zwar rechtlich dem Reichskanzler unterſtellt und 
nur ſeine „Stellvertreter“. Politiſch aber waͤren ſie die Vertrauens⸗ 
maͤnner des Reichstags. Und daher muͤßte der Reichskanzler, als Ver⸗ 
trauensmann des preußiſchen Landtags, wohl oder uͤbel mit ihnen als 
mit felbftändigen politiſchen Mächten rechnen, beraten und paktieren, 
weil ja fonft feine Regierung die Unterſtuͤtzung der betreffenden Reichs⸗ 
tagsparteien verloͤre. Ein kollegiales „Reichsminiſterium“ kennt die 
Reichsverfaſſung nicht, fo wenig wie die offizielle engliſche Rechtsſprache 
das „Kabinett“ kennt. Aber die Reichsverfaſſung verbietet keineswegs 
den tatfächlihen Zuſammentritt des Reichskanzlers mit den Staats⸗ 
ſekretaͤren zu kollegialen Beratungen. Und ein ſolches Kollegium wuͤrde 
ſich faktiſch aus dieſen Verhaͤltniſſen heraus unfehlbar entwickeln und 
die Regierungsgewalt an ſich ziehen. Die Staatsſekretaͤre wuͤrden den 
Reichstag, der Reichskanzler den preußiſchen Landtag darin vertreten 
und beide auf Kompromiſſe angewieſen ſein. Der Bundesrat aber 
ſtaͤnde dieſem Kollegium als einer außerhalb ſeiner ſelbſt ſtehenden 
politiſchen Gewalt gegenuͤber und waͤre einerſeits durch die preußiſche 
Majoritaͤt beherrſcht, andererſeits zur Bedeutungsloſigkeit verurteilt. 
Der foͤderaliſtiſche Einfluß der nicht preußiſchen Staaten waͤre ausge: 
ſchaltet. — 

Im Fall der Aufhebung des Verbots des Art. 9 Satz 2 wuͤrde da⸗ 
gegen eine Parlamentariſierung des Bundesrats vermutlich anders ver— 
laufen. Der Reichskanzler in aller Regel und ſtets ein Teil der Staats⸗ 
ſekretaͤre wuͤrden dem Reichstag entnommen und ihre Mandate bei: 
behalten. Dem Bundesrat wuͤrden ſie formell als preußiſche Bevoll⸗ 
maͤchtigte, politiſch als Vertrauensmaͤnner des Reichstags angehoͤren. 
Ein anderer Teil der Staatsſekretaͤre und gelegentlich vielleicht auch der 
Reichskanzler wuͤrden preußiſche Parlamentarier ſein. Die uͤbrigen 
Einzelſtaaten wuͤrden Vertreter ihrer Parlamente, bei Verfuͤgung uͤber 
eine Mehrzahl von Stimmen aber vielleicht auch Reichstagsabgeordnete, 
am liebſten wohl ſolche eigenen Parlamentarier, welche zugleich dem 
Reichstag angehoͤren, in den Bundesrat ſchicken. Darauf, daß die Ver⸗ 
tretung im Bundesrat mindeſtens dem Schwerpunkt nach in den Haͤnden 
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eigener Mitglieder läge, wuͤrden die außerpreußiſchen Parlamente 

ſicherlich mit ſteigender Eiferſucht wachen!) . 

Wir haͤtten alſo bei Fortbeſtand des Art. 9 Satz 2 den Zuſtand: daß 
im Bundesrat einander feindliche Parteivertreter aus den Einzel: 
parlamenten, die zugleich deren partikulariſtiſche Intereſſen zu ver⸗ 
treten hätten, aufeinanderſtießen. Die Beſeitigung der Schranke des 
Art. 9 ermoͤglichte dagegen gerade die Temperierung jener Partikulari⸗ 
ſierung durch das Hineinwirken der Reichseinheit in den Bundesrat. 
Denn wenn im Bundesrat, ſtatt ausſchließlich einzelſtaatliche Parla⸗ 
mentarier, mindeſtens auch Vertreter der Reichstagsparteien ſitzen, 
ſo ermoͤglicht es der Zuſammenhalt dieſer Parteien uͤber das Reich hin, 
dieſe regionalen Differenzen innerhalb ihres Schoßes weitgehend 
auszugleichen. 

Im Intereſſe ſowohl der Einzelſtaaten als des Reichs liegt es jeden⸗ 
falls, daß die parlamentarifierten Repraͤſentanten der drei Mächte: 
gruppen: Kaiſerliche Regierung und Reichstag — Koͤniglich Preußiſche 
Regierung und preußiſcher Landtag — Bundesfuͤrſten und Landtage 
der kleineren Staaten — ihren Kraͤfteausgleich tunlichſt innerhalb des 
Bundesrats ſuchen, wie dies nur der Eintritt der parlamentariſierten 
hoͤchſten Beamten des Reichs in dieſen ermöglicht. Der Strom der 
Parlamentariſierung iſt dann in das Bett der Reichseinheit geleitet 
und zugleich der lebendige Einfluß der Einzelſtaaten auf den Gang der 
Reichsgeſchaͤfte geſichert. Denn es iſt nicht wahr, daß, was dem 
Reich gegeben wird, eben dadurch den Einzelſtaaten genommen werde. 
Vielmehr kommt es darauf an, mit welchem Gewicht die Einzelſtaaten 
innerhalb des Reichs zur Geltung gelangen. Eben dies Gewicht aber 

) Schon deshalb wäre gerade bei voller Parlamentariſierung und Aufhebung des 
Art. 9 Satz 2 ganz und gar keine Gefahr, daß jenes Schreckgeſpenſt einer „Majori⸗ 
ſierung“ Preußens durch Delegation von Parteiführern ſeitens irgendwelcher Zwerg⸗ 
ſtaaten ſich realiſierte. Wie gedankenlos dieſer Einwand aber uͤberhaupt iſt, zeigt ſich, 
wenn man erwaͤgt, daß das befuͤrchtete Reſultat: die Etablierung der politiſchen Par⸗ 
teien im Bundesrat, ja heute ſchon ebenſo möglich iſt. Wie von konſervativer Seite 
zu Caprivis Zeit gedroht wurde, Fuͤrſt Bismarck werde ſich durch Mecklenburg ⸗Strelitz 
in den Bundesrat delegieren laſſen, ſo kann auch heute jede einzelſtaatliche Regierung 
jeden beliebigen einzelſtaatlichen Parteifuͤhrer: — Bayern z. B. gegen einen liberalen 
Reichskanzler ein Mitglied des bayriſchen Zentrums, Reuß j. L. einen Sozialdemo⸗ 
kraten — in den Bundesrat ſchicken, ohne daß die Verfaſſung dagegen etwas ein⸗ 
zuwenden haͤtte. Im Fall der Durchfuͤhrung einer „partikulariſierenden“ Parlamen⸗ 
tariſierung des Bundesrats bei Beſtehenbleiben des Art. 9 Satz 2 wuͤrde unfehlbar 
etwas Ahnliches in irgendwelchem Umfang geſchehen. 
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kann durch eine richtig gelenkte Parlamentariſierung nur gefteigert 
werden. Bismarck hat in einer beruͤhmten Rede vor Unterſchaͤtzung 
des Bundesrats gewarnt und nachdruͤcklich betont, daß z. B. der ſaͤchſiſche 
Geſandte dort nicht als Individuum, ſondern als Reſultante und Re⸗ 
präfentant „aller politiſchen Kräfte” Sachſens in die Wagſchale falle. 
Unter einem Syſtem der Beamtenherrſchaft konnten nun freilich unter 
dieſen Kraͤften nur allenfalls der Hof und die Bureaukratie verſtanden 
ſein. Eben darin aber wuͤrde die Parlamentariſierung Wandel ſchaffen. 
Über die Stellungnahme eines Repraͤſentanten einer feſten und vor⸗ 
ausſichtlich dauernden Mehrheit des bayriſchen Parlaments z. B. wuͤrde 
man in einem parlamentariſierten Bundesrat nicht leicht zur Tages⸗ 
ordnung uͤbergehen, ſondern vor dem Appell an die ultima ratio der 
Abſtimmung einen Ausgleich ſuchen, weil das Odium auf die Partei 
zurüdfiele, die ruͤckſichtslos verfuͤhre. Dieſer Ausgleich würde dann aber 
naturgemaͤß im Schoß der univerſell verbreiteten großen Parteien vor⸗ 
bereitet werden. Schon in den verfloſſenen Jahrzehnten hat die Zentrums⸗ 
partei wiederholt in ihren internen Eroͤrterungen Kompromiſſe zwiſchen 
Reichsintereſſen und einzelſtaatlichen Intereſſen gezeitigt, und auch bei 
anderen Parteien iſt ähnliches vorgekommen. Eben dies wird erſchwert, 
wenn man die Parlamentariſierung durch Aufrechterhaltung der 
Schranke des Art. 9 Satz 2 in die Bahn einer „großpreußiſchen“ Ent⸗ 
wicklung lenkt und dadurch die Vertreter der anderen parlamentariſier⸗ 
ten Regierungen in die partikulariſtiſche Bahn der Parole: „moͤglichſte 
Freiheit vom Reich“, d. h. von Großpreußen, draͤngt. Das moͤge wohl 
bedacht werden. 

Nun arbeitet ja dieſe ganze Darſtellung der kuͤnftighin einmal moͤg⸗ 
lichen Wirkung des Fortbeſtandes oder der Aufhebung jener Schranke 
des Art. 9 Satz 2 abſichtlich mit der vorerſt gar nicht gegebenen Voraus⸗ 
ſetzung: daß eine vollftändige Parlamentariſierung ſowohl im Reich wie 
in den Einzelſtaaten tatſaͤchlich erfolgen werde — einer Vorausſetzung, 
deren Eintritt durchaus unſicher iſt. Sie beabſichtigt zunaͤchſt nur: zu 
zeigen, daß auch bei voller Durchfuͤhrung des parlamentariſchen Syſtems 
im Sinn der verantwortlichen Parte iregierung der Föderalismus der 
Reichsverfaſſung nicht nur zu ſeinem Recht kommen kann, ſondern daß er 
ſogar gerade dann erſt zu ſeinem vollen Recht gelangen wuͤrde. Sicher 
iſt nun wohl, daß dieſer hier vorausgeſetzte Zuſtand voller Durchparla⸗ 
mentariſierung aller Einzelſtaaten und des Reichs ſelbſt keinenfalls mit 
einem Schritt erreicht werden wird. Und auch inſofern iſt die ganze 
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Konſtruktion unaktuell, als fie eine Umbildung der inneren Struktur der 
Parteien vorausſetzt, die in ihrem Gegenwartszuſtand ja gar nicht ohne 
weiteres „regierungsfaͤhig“ ſein wuͤrden. Aber man ſei ſich daruͤber klar: 
jeder Schritt auf dem Wege der Parlamentariſierung kann entweder 
in der Richtung zur großpreußiſchen oder zur echt foͤderaliſtiſchen Loͤ⸗ 
ſung fuͤhren. Und bei dieſer Frage ſpielt, wie ſich nun wohl gezeigt hat, 
der unſcheinbare letzte Satz des Art. 9 eine recht erhebliche Rolle. Des⸗ 
halb ſollte man ſchon bei den erſten Schritten ſich daruͤber klar ſein, 
welche der beiden Loͤſungen durch ſie gefoͤrdert wird. — 

Enthielte nun, um auch das zu eroͤrtern, eine Parlamentariſierung 
des Bundesrats jene Mediatiſierung Preußens, welche von den 
Gegnern der freiheitlichen Entwicklung Deutſchlands, abwechſelnd mit 
der Gefaͤhrdung der foͤderativen Grundlagen des Reichs, ins Treffen 
gefuͤhrt wird? Die Zeiten, wo man von einem „Aufgehen Preußens 
in Deutſchland“ ſprach, ſind voruͤber. Richtig iſt allerdings, daß jetzt 
der Übergang zum gleichen Wahlrecht, wenn uͤberhaupt, nur unter 
einem ſcharfen Druck von ſeiten des Reichs erfolgt. Und richtig iſt ferner, 
daß, nach der hier vorgetragenen Überzeugung, wenn dieſer Druck nicht 
genuͤgen ſollte, ein unmittelbares Eingreifen des Reichs durch ein Not⸗ 
geſetz in Form einer zeitweiligen Verfaſſungsaͤnderung eine unumgaͤng⸗ 
liche politiſche Notwendigkeit waͤre. Aber was dabei in Frage ſteht, iſt 
etwas ganz anderes als eine Mediatiſierung Preußens. Um im Reich 
fuͤhren zu koͤnnen, muß ſich die Regierung Preußens die entſprechende 
Breite ihrer inneren Baſis ſchaffen. Ganz ebenſo wie jeder Staat 
ſich den Aufgaben ſeiner Außenpolitik in ſeiner inneren Struktur an⸗ 
paſſen muß. Dieſe Notwendigkeit der Anpaſſung an die Fuͤhrer— 
rolle iſt der Sinn, in welchem allerdings die preußiſche Wahlreform 
eine eminent deutſche und nicht nur eine preußiſche Frage iſt. In allen 
Bundesſtaaten der Erde gilt der Grundſatz, daß gewiſſe ganz funda⸗ 
mentale Strukturgrundlagen der zugehoͤrigen Staaten von Bundes 
wegen als weſentlich und daher als Bundesſache angeſehen werden)), 
unbeſchadet der weiteſtgehenden Autonomie und Kompetenzteilung 
zwiſchen Bund und Einzelſtaat. Dieſer und nur dieſer Grundſatz bundes⸗ 
ſtaatlicher Politik wird hier auf den Hegemonieſtaat Preußen angewendet. 
Im uͤbrigen gehen die inneren Fragen Preußens natuͤrlich dieſen Staat 
allein an, und von einer „Mediatiſierung“ im Sinn der Einmiſchung 
anderer Bundesſtaaten in innerpreußiſche Dinge kann keine Rede ſein 

) So in Amerika republikaniſche Staatsform und gewiſſe Wahlrechtsgrundſaͤtze. 


247 


und ift nie die Rede geweſen. Probleme entſtehen erft bei der Beziehung 
Preußens zur Reichspolitik. Und zwar entſtehen dieſe Probleme ganz 
und gar dadurch: daß eben Preußen innerhalb des Reichs, wie im Ein⸗ 
gang dieſes Kapitels dargelegt wurde, eine hochgradig privilegierte 
Stellung einnimmt, wie man ſich an der Hand der dort aufgefuͤhrten 
Prärogativen nochmals verdeutlichen möge. Aus dieſer privilegierten 
Stellung kann unter Umſtaͤnden die Pflicht für Preußen folgen, gewiſſe 
Privilegia odiosa in den Kauf zu nehmen. So bisher: die Einſtellung 
von Staatsſekretaͤren des Reichs in ſein Miniſterium. Dagegen wird 
ſich vielleicht der parlamentariſierte preußiſche Staat der Zukunft ſtraͤu— 
ben. Aber die Notwendigkeit eines Ausgleichs zwiſchen Hegemonie⸗ 
macht und Macht des Reichstags wird auch dann fortbeſtehen. Der 
Reichskanzler wird auch in Zukunft preußiſcher Miniſter ſein muͤſſen, 
und die Inſtruktion der Praͤſidialſtimme wird auch dann nicht rein nach 
innerpreußiſchen Parteikonſtellationen erfolgen koͤnnen, wenn nicht 
ſchwere Konflikte mit dem Reichstag eintreten ſollten. 

Die tatſaͤchliche politiſche Lage iſt heute die: daß die Art der Inſtruk⸗ 
tion der Praͤſidialſtimme unter dem doppelten Druck von Preußen einer⸗ 
ſeits und andererſeits vom Reichstag her ſteht, und daß der Reichskanzler 
uͤber dieſe formal nur vor das Forum des preußiſchen Landtags gehoͤrigen 
Inſtruktionen tatſaͤchlich nach beiden Seiten hin Rede zu ſtehen ſich 
aufgefordert ſieht und auch tatſaͤchlich Rede ſteht. Bindende Verfaſſungs⸗ 
uͤbung hat jedenfalls feine „Verantwortlichkeit“ gegenüber dem Reichs 
tag dahin interpretiert: daß dies dort zu geſchehen hat. Und politiſch 
waͤre das Gegenteil auch ganz unmoͤglich. Es kann kuͤnftig nicht anders 
ſein. Wenn jemals ein preußiſcher Landtag verſucht haͤtte, die Kontrolle 
uͤber die Inſtruktion der Praͤſidialſtimmen ſyſtematiſch und gegen den 
Reichstag an ſich zu reißen, dann waͤren Verhaͤltniſſe entſtanden, durch 
welche Krone und Reichskanzler genoͤtigt worden waͤren, uͤber den Kopf 
der preußiſchen Inſtanzen hinweg die Reichsverfaſſung, tatſaͤchlich oder 
auch ausdruͤcklich, im Sinne des Grundſatzes zu interpretieren: „die 
Inſtruktion der Praͤſidialſtimme erfolgt unter alleiniger Verantwortung 
des Reichskanzlers gegenuͤber dem Reichstag“. Das waͤre zwar keine 
Mediatiſierung, wohl aber eine Deklaſſierung Preußens geweſen, von 
der es erfreulich iſt, daß fie niemals provoziert worden iſt. Aber un: 
zweifelhaft war dies zum Teil Folge jener ſtillſchweigenden Gegen⸗ 
feitigfeitsverficherung, und alſo: des Dreiklaſſenwahlrechts und des 
Fehlens der Parlamentariſierung. Wie wird es kuͤnftig ſein, wenn 
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wir eine Steigerung der Parlamentsmacht im Reich und in Preußen 
bei Herrſchaft des gleichen Wahlrechts, hier wie dort, annehmen? 
Auf Kompromiſſen zwiſchen der parlamentariſch geſtuͤtzten Macht der 
preußiſchen Bundesratsſtimmen und der Macht der durch den Reichs— 
tag geſtuͤtzten Reichsregierung wird auch kuͤnftig und gerade bei voller 
Parlamentariſierung der Gang der Reichspolitik ruhen. Es fragt ſich, 
wie leicht oder ſchwer ſich dies Kompromiß bei voller Parlamentari⸗ 
ſierung geſtalten wuͤrde. Von vornherein klar iſt, daß es leichter zu er⸗ 
zielen ſein wird, als wenn etwa der jetzige Klaſſenlandtag Preußens die 
Kontrolle uͤber die preußiſchen Stimmen an ſich geriſſen haͤtte: das 
wuͤrde geradezu unabſehbare Konſequenzen gehabt haben und vollends 
kuͤnftig haben muͤſſen. Die Zuſammenſetzung des Reichstags und des 
preußiſchen Landtags werden im Fall der Durchfuͤhrung des gleichen 
Wahlrechts — wenn ſie wirklich und nicht nur ſcheinbar geſchieht — 
unter allen Umſtaͤnden in Zukunft einander aͤhnlicher werden. Wie ſie 
freilich im einzelnen ſich geftalten wird, läßt ſich nicht ſagen. So viel 
ſcheint allerdings ſicher: die Parteigegenſaͤtze innerhalb des preußiſchen 
Landtags würden dann vorerſt ſtaͤrker fein als im Reichstag. „Kon— 
ſervative“ im preußiſchen Sinne des Wortes gibt es außerhalb Preu— 
ßens und Mecklenburgs ja kaum: es fehlt eben außerhalb Preußens 
der ſchroffe Gegenſatz des Großgrundbeſitzes gegen Arbeiterſchaft und 
Buͤrgertum. Ebenſo fehlt, nicht ganz aber faſt ganz, die preußiſche Schwer⸗ 
induſtrie und der ſtark durch ſie gepraͤgte Charakter der preußiſchen 
Mittelparteien. Ebenſo die ſchwerinduſtrielle Tonart im Zentrum. 
Ebenſo der nationale Gegenfaß gegen die Polen. Und ebenſo iſt die 
radikalſte Tonart der Sozialdemokratie außerhalb Preußens faſt nur 
noch in Sachſen ſtark vertreten. Gerade ſie iſt aber, gerade jetzt im 
Klaſſenlandtag, in Preußen vertreten. Antimonarchiſtiſche Stroͤmungen 
ſind in den ſuͤddeutſchen Staaten ungleich ſchwaͤcher vorhanden. Aller 
Vorausſicht nach würde alſo, bei gleichem Wahlrecht, mit dem Reiche: 
tag leichter zu regieren ſein als mit dem preußiſchen Landtag, ſo ſehr 
zu hoffen und (bei etwas Geduld!) auch ſicher zu erwarten iſt, daß die 
endliche Beſeitigung der verhaßten Wahlprivilegien auch dort die Schärfe 
der Gegenſaͤtze mildern wird. So lange dies aber nicht der Fall iſt, 
wird der Reichstag wahrſcheinlich rein ſtaatspolitiſch uͤberlegen ſein. 
Dies nur um fo mehr, wenn den Intereſſenten zuliebe etwa der poli— 
tiſche Fehler gemacht wuͤrde, das preußiſche Herrenhaus als eine Art 
Überbau der Wahlprivilegsintereſſenten über einer Kammer des gleichen 
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Wahlrechts zu konſtruieren und ihr gleichzuordnen. Das wuͤrde die 
Schaͤrfe der Gegenſaͤtze in Form der Spannung zwiſchen erſter und zweiter 
Kammer wieder aufleben laſſen und dem Radikalismus Nahrung geben. 
Erſt recht freilich wuͤrde die Poſition des Landtags geſchwaͤcht, falls 
das Wahlrecht zwar formal gleich, tatſaͤchlich aber unter Entrechtung 
von Teilen der Unterſchicht (durch einen langen Aufenthaltszenſus) kon⸗ 
ſtruiert wuͤrde. Bei gleichem Wahlrecht wuͤrden dagegen ſolche Gegen⸗ 
ſaͤtze im Charakter einer und derſelben Partei wie ſie jetzt die national⸗ 
liberale Reichstagsfraktion und die preußiſche nationalliberale Fraktion 
gegeneinander zeigen, nicht dauernd fortbeſtehen. 

Das jeweils noͤtige Kompromiß aber zwiſchen dem Reich und Preußen 
wuͤrde natuͤrlich bei voller Parlamentariſierung innerhalb der großen 
dem Reich und Preußen gemeinſamen Parteien vorbereitet und, bei 
Aufhebung der Schranke des Art. 9 Satz 2, formell innerhalb des Bun⸗ 
desrats zum Abſchluß gelangen. Immer aber, auch bei durchgefuͤhrter 
Parlamentariſierung, werden zwei Figuren dabei eine ausſchlaggebende 
Rolle ſpielen, welche Preußen mit dem Reich gemeinſam angehoͤren: 
der Kaiſer, der zugleich König von Preußen iſt, und der Reichs- 
kanzler, der zugleich Chef der preußiſchen Stimmentraͤger und Mit⸗ 
glied des preußiſchen Miniſteriums ſein muß und in aller Regel deſſen 
Praͤſident ſein wird. | 

So lange die innere Struktur Deutſchlands nicht völlig umgeſtuͤrzt 
und unitariſch neu aufgebaut wuͤrde: — und dazu beſteht vorerſt nicht 
die mindeſte Ausſicht —, iſt fuͤr das Reich die Dynaſtie, eben wegen 
des Dualismus zwiſchen dem Reich und Preußen, ganz ebenſo unent⸗ 
behrlich wie, aus ganz anderen Gruͤnden, in dem dualiſtiſchen Oſter⸗ 
reich⸗Ungarn. Auch ein rein parlamentariſcher Kaiſer und Koͤnig wird 
als Kriegsherr des Heeres, d. h. des Offizierkorps, als letztlich ent⸗ 
ſcheidend fuͤr die auswaͤrtige Politik und endlich als diejenige inner⸗ 
politiſche Inſtanz, welche in Ermangelung einer Einigung der Reichs⸗ 
inſtanzen mit dem preußiſchen die Entſcheidung gibt, eine gewaltige 
tatſaͤchliche Macht in Händen haben. Gerade dann, wenn er es ſich zur 
Pflicht macht, nach Art des letztverſtorbenen Habsburger Monarchen, 
welcher der maͤchtigſte Mann ſeines Reiches war, nur in ſtreng parla⸗ 
mentariſchen Formen aufzutreten und es dabei ebenſo wie dieſer und 
wie, noch beſſer, Koͤnig Eduard VII. verſtehen wird, auf dem Inſtru⸗ 
ment des modernen Staatsmechanismus zu ſpielen, ohne daß man den 
Spieler bei jeder Gelegenheit als ſolchen in Aktion treten ſieht. Es 
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bedarf das keiner weiteren Ausführung. — Was dagegen zu wuͤnſchen 
und von der Parlamentariſierung zu hoffen iſt, iſt ein Zuruͤcktreten der 
rein militärifhen Einfluͤſſe in der Politik, der auswaͤrtigen ſowohl 
wie der inneren. Viele der ſchwerſten politiſchen Mißerfolge Deutſch⸗ 
lands find dadurch verſchuldet worden, daß die militaͤriſchen Inſtanzen 
auch rein politiſche Entſcheidungen maßgebend beeinflußten, obwohl die 
politiſche Taktik und Strategie nun einmal mit gaͤnzlich anderen Mitteln 
zu arbeiten hat, als die militaͤriſche. Außenpolitiſch iſt dadurch nament⸗ 
lich ein fuͤr uns lebenswichtiges Problem: die polniſche Frage, in hoͤchſt 
bedenklicher Weiſe praͤjudiziert worden!). Und innerpolitiſch waren die 
traurigen Vorgaͤnge im Reichstag unter der Kanzlerſchaft des Herrn 
Dr. Michaelis ein Beweis dafür, wie übel beraten militaͤriſche Inſtanzen 
ſind, wenn ſie ſich vor die Wagen der Parteipolitik ſpannen laſſen und 
dabei der alten Vorſtellung nachgehen: „national“ und parteikonſervativ 
ſeien ein und dasſelbe, wie ſie dem Offizier nach ſeiner Herkunft nun 
einmal naheliegt. Auf militaͤriſchem Gebiet kann keine Inſtanz der Erde 
ſich eines ſo grenzenloſen Vertrauens einer Nation ruͤhmen wie unſere 
Heerfuͤhrer; und das mit Recht. Moͤgen ſie aber dafuͤr ſorgen, daß 
ihnen nicht kuͤnftig geſagt werden muß: „Was ihr mit dem Schwerte 
gut gemacht habt, das habt ihr durch Extratouren auf dem 
Glatteis der Politik wieder verdorben.“ Es iſt durchaus not⸗ 
wendig, daß in allen politiſchen Angelegenheiten die militaͤriſchen Au⸗ 
toritäten der politiſchen Leitung untergeordnet find, für deren poli= 
tiſche Entſchließungen felbftverftändlih ihr Gutachten über die mili⸗ 
täriihe Lage ſtets entſcheidend mit ins Gewicht fällt, niemals aber 
allein ausſchlaggebend ſein darf. Das hat Bismarck mit Recht ſtets 
ſcharf und in ſchweren Kaͤmpfen feſtgehalten. ö 

Politiſcher Leiter des Reichs wird der Reichskanzler auch kuͤnftig 
bleiben und feine zentrale Stellung im ganzen Zuſammenſpiel der poli⸗ 
tiſchen Kraͤfte beibehalten. Und zwar zweifellos, irgendwie aͤhnlich wie 
jetzt, als ein den Staatsſekretaͤren gegenüber praͤeminenter Einzel: 
miniſter ohne formell gleichgeordnete Kollegen. Zwar der Kriegs⸗ 

) Denn der Fehler lag ganz und gar in dem Verlangen der Militaͤrs nach Schaffung 
eines polniſchen Heeres (alſo: Offizierkorps), ehe durch feſte Abmachungen mit einer 
zur Vertretung legitimierten polniſchen Inſtanz die Stellung Polens zu Deutſchland 
voͤllig geklaͤrt war. Daß die Akzeptierung eines „Ehrenwechſels“ durch die Monarchen⸗ 
proklamation der Weg dazu fein Könnte, entſprach gleichfalls lediglich militärifchen 
Vorſtellungen. Die Art der Reaktion der Polen auf ſolche ſchweren Fehler war nur 
ſelbſtverſtändlich. 


251 


minifter, der ihm ja ſchon heute nicht formell untergeordnet iſt, und, 
ſooft der Reichskanzler nicht diplomatiſcher Herkunft iſt, der Staats⸗ 
ſekretaͤr des Auswaͤrtigen werden unvermeidlich eine weitgehende Selb— 
ſtaͤndigkeit behalten. Aber für ein eigentlich kollegiales Reichs mini— 
ſterium iſt gerade, wenn die Parlamentariſierung voll durchgefuͤhrt 
wird, kein Platz. Zum mindeſten dann nicht, wenn die Schranke des 
Art. 9 Satz 2 faͤllt. Das muß man ſich, entgegen fruͤheren liberalen 
Lieblingsideen, klarmachen. Es iſt doch kein Zufall, daß in parlamen⸗ 
tariſchen Staaten überall die Entwicklung auf eine Steigerung der Stel⸗ 
lung des Kabinettchefs hinauslaͤuft. So offenkundig in England und 
Frankreich. In Rußland hat die Beſeitigung der Selbſtherrſchaft feiner 
zeit augenblicklich den leitenden Miniſterpraͤſidenten entſtehen laſſen. 
Auch in Preußen kontrolliert bekanntlich der Miniſterpraͤſident die Vor⸗ 
traͤge ſeiner Kollegen an den Koͤnig, und dieſe zeitweilig unter Caprivi, 
auf Verlangen des Koͤnigs, aufgehobene Beſtimmung mußte ſpaͤter 
wieder hergeſtellt werden. Im Reich ergibt ſich aber die Sonderſtellung 
und Praͤeminenz des Reichskanzlers ſchon aus ſeiner verfaſſungsmaͤßigen 
Leitung des Bundesrats und aus ſeiner unvermeidlichen, fuͤr die Staats— 
fefretäre dagegen nur zufälligen und zweckmaͤßigen, nicht aber unent— 
behrlichen Stellung im preußiſchen Miniſterium. Eine Entwicklung der 
Staatsſekretaͤre zu politiſch ſelbſtaͤndig dem Reichskanzler gegenüber: 
tretenden Mächten würde zwar im Fall der „partikulariſierenden“ Par: 
lamentariſierung (bei Fortbeſtand des Art. 9 Satz 2) unvermeidlich ſein, 
weil dann ſie die Vertrauensmaͤnner der Reichstagsparteien wuͤrden, 
im Gegenſatz zum Reichskanzler und Bundesrat als Trägern der Einzel— 
parlamentsmacht. Aber auch dann entſtaͤnde zwar die Noͤtigung zum 
Paktieren, nicht aber notwendiger oder auch nur zweckmaͤßigerweiſe 
ein „Kollegium“ mit Abſtimmung. Jedenfalls aber beruht der Wunſch 
danach weſentlich auf der jetzigen mechaniſchen Scheidung zwiſchen 
Bundesrat und Parlament und wuͤrde mit Fortfall dieſer Schranke 


gegenſtandslos werden. Es iſt nicht zu leugnen, daß die Entſtehung 


eines abſtimmenden Miniſterkollegiums außerhalb des Bundesrats 
dieſen an Bedeutung zuruͤckzudraͤngen geeignet waͤre, und daß es daher 
vom foͤderaliſtiſchen Standpunkt aus vorzuziehen iſt: durch Parlamen— 
tariſierung des Bundesrats den Ausgleich der verſchiedenen das Reich 
tragenden Maͤchte in deſſen Mitte hinein zu verlegen. 

Erwuͤnſcht waͤre ſicherlich, daß der jetzige Hergang vor politiſch wich— 
tigen Entſchließungen, welcher zu einem Satrapenkampf der Amter 
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miteinander führt‘), dem Syſtem regelmäßiger gemeinſamer kollegialer 
Beſprechung wichtiger Fragen des Reichskanzlers mit allen Staats⸗ 
ſekretaͤren Platz macht. Aber eine formelle Abſchwaͤchung der allge⸗ 
meinen Verantwortlichkeit des Reichskanzlers und ſeiner Sonderſtellung 
überhaupt iſt jener foͤderaliſtiſchen Bedenken wegen unwahrſcheinlich 
und waͤre auch ſchwerlich nuͤtzlich. Dagegen iſt gerade vom foͤderaliſtiſchen 
Standpunkt aus allerdings zu fragen: ob nicht im Reich eine kollegiale 
Inſtanz geſchaffen werden ſollte, welche wichtige Entſcheidungen der 
Reichspolitik, unter Zuziehung der Vertreter der wichtigſten innerpoli⸗ 
tiſchen Machtfaktoren und der fachlich informierten Chefs der Verwal⸗ 
tung vorberaten koͤnnte. Die oͤffentlichen Reden der Parteifuͤhrer 
im Reichstag ſind offizielle Parteierklaͤrungen vor dem Lande, welche 
erſt nach Stellungnahme der Partei erfolgten. Die maßgeblichen Par⸗ 
teiberatungen und eventuellen Verhandlungen zwiſchen den Parteien 
erfolgen ohne Zuziehung der Vertreter der Einzelſtaaten. Die Be⸗ 
ratungen im Plenum des Bundesrats endlich, einer Abſtimmungs— 
loͤrperſchaft, find unmaßgeblich und im Grunde Zeittotſchlag. Es iſt 
erwuͤnſcht, daß eine den endguͤltigen formellen Entſchließungen der 
einzelnen Inſtanzen nicht vorgreifende, von Ruͤckſichten auf die oͤffent⸗ 
lichen Wirkungen im Lande freie Ausſprache perſoͤnlicher Anſichten 
erfahrener Staatsmaͤnner vor der Herbeifuͤhrung wichtiger Entſchei⸗ 
dungen ermöglicht wird. Wir find dieſem Problem ſchon wiederholt 
begegnet und fragen jetzt nur noch: an welche beſtehenden oder neu 
entſtehenden Organiſationen koͤnnte ein ſolches Gebilde anknuͤpfen? und 
kaͤmen überhaupt eine oder kamen vielleicht mehrere ſolcher nebenein⸗ 
ander in Betracht? 

Der Krieg hat an neuen beratenden Gremien geſchaffen: 1. den 
Hauptausſchuß (die ausgeſtaltete Budgetkommiſſion des Reichstags); — 
2. den Siebenerausſchuß (ſeinerzeit beſtellt durch die Regierung, aber 
beſchickt von den großen Parteien); — 30 ie „interfraktionellen Be⸗ 
ratungen“ (beſchickt anläßlich der letzten Kriſen von denjenigen Par: 
teien, welche der jetzigen Regierung die Wege ebneten: Nationallibe⸗ 
ralen, Zentrum, Freiſinnigen, Sozialdemokraten). Die beiden erſten 


) Noch dazu zu einem ſolchen mit einer gegenſeitigen Preſſedemagogie, wie wir 
ſie ſeit Anfang 1916 und dann wieder 1917 und Anfang 1918 erlebten. Die damaligen 
Vorgänge konnten jedermann zeigen, daß „Demagogie“ ſchlimmſter Art: eine Poͤbel⸗ 
herrſchaft des Sykophantentums, auch ohne alle Demokratie, ja gerade infolge des 
Fehlens einer geordneten Demokratie, ſich findet. 
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Gebilde find ſchon beſprochen. Der offizielle Hauptausſchuß des Reichs⸗ 
tags mit ſeinen kuͤnftigen Unterausſchuͤſſen kaͤme in Friedenszeiten als 
Traͤger der laufenden Verwaltungskontrolle in Betracht. Inter⸗ 
fraktionelle Beratungen der jeweils die Regierung ſtuͤtzenden Parteien 
wuͤrden bei fortſchreitender Parlamentariſierung ſich zweifellos als das 
Mittel entwickeln, die Regierung in Konner mit den betreffenden Par: 
teien zu halten. Sie ſind noͤtig, ſolange infolge des Art. 9 Satz 2 die 
Parteifuͤhrer als ſolche nicht innerhalb der Regierung ſitzen, und wuͤrden 
inſoweit entbehrlich, ſobald dies der Fall wäre. Ihre künftige Wichtig⸗ 
keit oder Unwichtigkeit hängt im übrigen von Umſtaͤnden ab, die ſich 
jetzt nicht uͤberſehen laſſen. Sie waren u. a. auch ein Ausdruck dafur, 
daß zurzeit überragende Führer in den Parteien nicht vorhanden find. 
Es iſt zu verlangen, daß in Zukunft bei einem Wechſel im Kanzleramt 
oder einem Staatsſekretariat alle Parteifuͤhrer, durch den Monarchen, 
nicht nur durch den Thronfolger, perſoͤnlich angehört werden, 
und daß die damalige Rolle des Chefs des Zivilkabinetts ſich nicht 
wieberholt!): Aber inwieweit die Fraktionen untereinander zu Be⸗ 
ratungen zuſammentreten, laͤßt ſich nicht beſtimmen, und einen „offi⸗ 
ziellen“ Charakter koͤnnen dieſe natuͤrlich nicht gewinnen. Es bleibt: der 
Siebenerausſchuß, der zurzeit tatfächlich eingeſchlafen iſt und in Wahr⸗ 
heit ja auch nur dem Umſtand ſein Leben verdankte, daß der Reichs⸗ 
kanzler Dr. Michaelis ohne vorheriges Einvernehmen mit den Parteien 
fein Amt übernahm und fi) zweideutig Außerte, die Parteien daher 
eine Art von Uberwachungsinſtanz uͤber ſein Verhalten in der Friedens⸗ 
frage verlangten. Über die Unzweckmaͤßigkeit feiner damaligen Geſtal⸗ 
tung iſt ſchon geredet. Er wuͤrde voͤllig uͤberfluͤſſig, wenn die Partei⸗ 
führer im Bundesrat ſitzen wuͤrden. Immer wieder alſo läuft das Pro⸗ 
blem darauf hinaus: den Bundesrat in dem Sinne zu „parlamentari⸗ 
ſieren“, daß die Führer der jeweils die Regierung ſtuͤtzenden Parteien 
des Reichstags und der gfaßen Einzelparlamente als Bevollmaͤchtigte 
darin ſitzen koͤnnten. Der Bundesrat ſelbſt aber muß dann die Moͤglich⸗ 
keit dafuͤr ſchaffen: daß in Anlehnung an einen oder einige ſeiner Aus⸗ 
ſchuͤſſe Koͤrperſchaften entſtehen, welche in wichtigen politiſchen Fragen 


1) Wenn freilich dieſem Beamten der Vorwurf gemacht wird: er habe den Kaiſer 
ſyſtematiſch vom freien Zutritt abgeſperrt, ſo konnte die „Ara Stumm“ und die „Zucht⸗ 
hausrede“ lehren: welchen Kreiſen dieſer „freie Zutritt“ und die verantwortungs⸗ 
loſe Beeinfluſſung des Monarchen zugute kam. Nur verantwortliche Staats manner 
und verantwortliche Parteiführer (alle l) follen das Ohr des Monarchen haben. 
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wie ein Staatsrat des Reiches vorberatend mit den militaͤriſchen und 
Verwaltungschefs verhandeln. Es wäre nur erwuͤnſcht, daß dies ge⸗ 
gebenenfalls auch in der Form eines Kronrats, alſo in perſoͤnlicher 
Anweſenheit des Kaiſers und mindeſtens derjenigen Bundesfuͤrſten 
geſchehen koͤnnte, welche die Kontingentsherrlichkeit uͤber ihr Heer: 
Offiziersernennung und eigenes Kriegsminiſterium, behalten haben. 
Schon geſprochen wurde uͤber die Mindeſtkompetenz: Vorberatung der 
Opportunitaͤt von Veroͤffentlichungen monarchiſcher Kundgebungen, 
insbeſondere aller ſolchen, welche die auswaͤrtige Politik beruͤhren. Im 
„Bundesratsausſchuß fuͤr Auswaͤrtige Angelegenheiten“ iſt die Ver⸗ 
tretung der Mittelſtaaten ſchon jetzt verfaſſungsmaͤßig vorgeſehen; das 
neue Gebilde koͤnnte, wie vorgeſchlagen, an deſſen Umbildung anknuͤpfen. 
In jedem Fall aber koͤnnte, falls Art. 9 Satz 2 beſeitigt wird, dieſe Neu⸗ 
ſchoͤpfung ohne alle Verfaſſungsaͤnderungen erfolgen. An geſetzlichen 
Neu ordnungen würde dann nur die Beſtimmung erforderlich: daß fortan 
Veroͤffentlichungen jener Art bei Strafe nur nach erfolgter und beſchei⸗ 
nigter Gegenzeichnung zulaͤſſig ſind, und ferner: daß die Gegenzeichnung 
in ſolchen Fällen erſt nach Anhörung eines beim Bundesrat zu bildenden 
Staatsrats erfolgen ſoll. 

Die Parlamentariſierung in Verbindung mit ſolchen aus ihm heraus 
zu entwickelnden Beratungskoͤrperſchaften gibt alſo bei richtiger Geſtal⸗ 
tung dem Foͤderalismus alles, was ihm nottut: ſtatt bloßer Freiheit 
vom Reich einen geſicherten Einfluß im Reich. Ein Wiederaufleben 
der alten unitariſchen Tendenzen waͤre durchaus unerwuͤnſcht. Die 
Ideale Treitſchkes liegen weit hinter uns. Im Gegenſatz zu ihm halten 
wir heute den Fortbeſtand der Einzeldynaſtien nicht nur fuͤr rein ſtaats⸗ 
politiſch nuͤtzlich, ſondern wuͤnſchen ſie auch aus allgemein kulturpoli⸗ 
tiſchen Gründen. Die Förderung vor allem der kuͤnſtleriſchen Kultur!) 
in den zahlreichen hiſtoriſchen Zentren des deutſchen Kulturlebens, durch 
deren Exiſtenz es ſich von Frankreich unterſcheidet, kann in weit beſſerer 
Obhut ſtehen, wenn, wie jetzt, in zahlreichen kleinen Reſidenzen die mit 
ihnen verwachſenen Dynaſtien Hof halten, als wenn etwa ſtatt deſſen 
überall ein Praͤfekt der Zentrale ſaͤße. Freilich iſt nicht zu leugnen, daß 
bei der Mehrzahl der deutſchen Fuͤrſtenhoͤfe die rein militaͤriſche Er⸗ 

) Für die Wiſſenſchaft iſt dagegen von einem Eingreifen der Monarchen ebenſo⸗ 
wenig zu erwarten, wie von einem Hineinziehen des Parlaments. Wo immer ein 


perſoͤnliches Eingreifen der Monarchen in akademiſchen Stellenbeſetzungen ſich gel⸗ 
tend machte, iſt es faſt nur bequemen Mittelmaͤßigkeiten zugute gekommen. 
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ziehung, ein Produkt des ſtaatspolitiſch ganz wertloſen Wunſches der 
Fuͤrſten: als General die Stellung eines Militaͤrinſpekteurs einzunehmen, 
dieſer naturgemaͤßen kulturpolitiſchen Leiſtung entgegenwirkt. Und nur 
eine Minderzahl von ihnen hat geſchulten Geſchmack. So erwuͤnſcht nun 
eine militaͤriſche Information und Erziehung des dynaſtiſchen Nach— 
wuchſes iſt, ſo ſchafft das ausſchließliche Gewicht, welches jetzt auf ſie 
gelegt wird, im Ernſtfall doch nur Verlegenheiten. Die mit ſeltenen 
Ausnahmen (Prinz Friedrich Carl) doch unbegabten fuͤrſtlichen nomi⸗ 
nellen Oberbefehlshaber an der Spitze von Armeen belaſten nutzlos die 
Bewegungsfreiheit und Zeit des wirklichen Feldherrn und werden ge— 
faͤhrlich, wenn fie ihre formalen Rechte ernſt nehmen. Ein wirklich 
militaͤriſch begabter und intereſſierter Prinz aber gehoͤrt in die Stellung, 
welche ſeinem Alter und ſeinen wirklichen Faͤhigkeiten entſpricht. Es 
iſt zu hoffen, daß hier kuͤnftig ein Wandel eintritt, wie ihn der ver⸗ 
ſtorbene Thronfolger in Oſterreich herbeigefuͤhrt hatte. Jedenfalls aber 
beſteht doch wenigſtens die Moͤglichkeit jener kulturpolitiſchen Leiſtungen 
und iſt in manchen Faͤllen zur Tatſache geworden. Mit ſteigender Par⸗ 
lamentariſierung aber wuͤrden zweifellos die Intereſſen der Dynaſtien 
zunehmend in dieſe ihnen angemeſſene Bahn geleitet werden. Im 
uͤbrigen gilt auch in den Einzelſtaaten bei der Zerſplitterung des deut⸗ 
ſchen Parteiweſens zugunſten des Vorhandenſeins einer dynaſtiſchen 
Spitze jenſeits des Parteikampfs aͤhnliches, — wenn auch nicht ſo zwin⸗ 
gend —, wie in der Beziehung Preußens zum Reich. 

Auch jemand, dem die deutſche Nation und ihre Zukunft in der Welt 
turmhoch uͤber allen Fragen der Staatsform ſteht, wird alſo den Beſtand 
der Dynaſtien nicht antaſten wollen, ſelbſt wenn das in Frage ſtuͤnde. 
Aber allerdings wird er beanſpruchen muͤſſen: daß die Bahn fuͤr eine 
Neuordnung Deutſchlands nicht durch ſterile und ſentimentale Remi⸗ 
niſzenzen an die Regierungsgepflogenheiten des alten Regimes obſtruiert 
werde. Auch nicht durch theoretiſches Suchen nach einer ſpezifiſch 
„deutſchen“ Staatsform. Der deutſche Parlamentarismus wird zweifel— 
los anders ausſehen als der jedes anderen Landes. Aber die literaten⸗ 
hafte Eitelkeit: vor allem darum beſorgt ſein, daß der deutſche Staat 
den anderen parlamentariſchen Staaten der Erde, zu denen faſt alle 
germaniſchen Voͤlker gehören?), nicht gleiche, entſpricht nicht dem Ernſt 


1) Denn wenn hier wiederholt auf England (ſtatt auf einen dieſer anderen Staaten) 
Bezug genommen wurde, ſo geſchah dies nur: um dem ſtupiden Haß der „Straße“ 
nicht einmal dieſe Konzeſſion zu machen. 


256 


unferer Zukunftsaufgaben. Dieſe, und dieſe allein, haben über die 
Staatsform zu entſcheiden. Das Vaterland liegt nicht als Mumie in 
den Graͤbern der Ahnen, ſondern es ſoll leben als das Land unſerer 
Nachfahren. 

In welcher Art die parlamentariſche Machtverteilung ſich in der Rea⸗ 
lität fünftig geſtalten wird, das wird davon abhängen: an welcher Stelle 
und in welcher Rolle politiſche Perſoͤnlichkeiten mit Fuͤhrerquali— 
täten auftreten. Es iſt unzweifelhaft nötig, vor allem Geduld zu haben 
und warten zu koͤnnen, bis die unvermeidlichen Kinderkrankheiten uͤber⸗ 
wunden ſind. Fuͤr Fuͤhrernaturen war bisher in den Parlamenten ein⸗ 
fach kein Platz. Es iſt das ſterile und billige Vergnuͤgen des Reſſenti— 
ments akademiſcher Literaten gegen alles nicht von ihnen era minierte 
Menſchentum, uͤber alle Fehlſchritte, die der, nach dreißigjaͤhriger Unter⸗ 
brechung, langſam wieder neu in Gang kommende parlamentariſche Be: 
trieb in ſeiner „Regie“ tut und noch tun wird, zu jubeln: „Man ſieht, 
die Nation iſt nicht reif dafuͤr.“ Das werden wir noch oft erleben, und 
darauf iſt zu erwidern: 1. wer den deutſchen Parlamenten das Macht: 
mittel, ſich die Kenntnis der Tatſachen zu verſchaffen und das erforder⸗ 
liche Fachwiſſen zugaͤnglich zu machen: das Enqueterecht alſo, ver: 
weigert, und dann doch uͤber Dilettantismus und ſchlechte Arbeit eben 
dieſer Parlamente ſchilt, — oder wer 2. die nur negative Politik der 
Parlamente benoͤrgelt, ihnen aber den Weg verſperrt, uͤberhaupt Fuͤhrer⸗ 
naturen zu verantwortlicher, auf Parlamentsgefolgſchaft geſtuͤtzter Macht 
und poſitiver Arbeit gelangen zu laſſen: — der iſt politiſch unehrlich. 
Über die politiſche Reife aber find wahrlich die heutigen deutſchen Lite⸗ 
raten die allerletzten, denen ein Urteil zuſtaͤnde. Faſt alle Fehler der 
deutſchen Politik vor dem Kriege und allen Mangel an Augenmaß, den 
waͤhrend des Kriegs eine verantwortungsloſe Demagogie naͤhrte, haben 
fie beifallſpendend mitgemacht. Wo waren ſie denn, als die ſchweren 
Fehler des alten Regimes gemacht wurden? fo offenkundig ſchwere 
Fehler, daß, wie erinnerlich, die konſervativen Vertrauensmaͤnner 
Preußens an den Monarchen gemeinſam oͤffentlich die Bitte richteten: 
er möge die Politik in Übereinſtimmung mit den Ratſchlaͤgen feiner be⸗ 
rufenen Ratgeber fuͤhren? Da mals war es an der Zeit: Jeder ſah, 
was geſchah und wo die Fehler lagen. Ohne allen Unterſchied der Par⸗ 
teimeinung waren daruͤber alle einig. Wo alſo blieben ſie? Eine 
oͤffentliche Erklärung von einigen tauſend akademiſchen Lehrern waͤre 
damals wohl am Platz und ſie waͤre zweifellos eindrucksvoll und auch 
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den alten Traditionen entſprechend geweſen. Gewiß: für Staatspfruͤndner 
iſt es weit billiger, auf die Parteien des Reichstags zu ſchelten, wie jetzt. 
Alle die Herren haben damals geſchwiegen. Alſo mögen fie gefälligft 
auch fortan ſchweigen: „Du haft ausgelaͤutet, herunter vom Glocken— 
turm.“ Andere Schichten werden die politiſche Zukunft Deutſchlands in 
ihre Obhut nehmen muͤſſen. Das Examensdiplom oder die Wuͤrde des 
Profeſſors der Phyſik oder Biologie oder welches wiſſenſchaftlichen Fachs 
auch immer verleiht keinerlei politiſche Qualifikation, und noch weniger 
garantiert ſie politiſchen Charakter. Und wo die Angſt um das Preſtige 
der eigenen Schicht: des Diplom-⸗Menſchentums, hineinſpielt — und 
ſie ſteckt hinter allem Gezeter gegen „Demokratie“ und „Parlaments— 
dilettantismus“ —, da war und iſt dieſe Schicht ewig blind, von ihren 
Inſtinkten ſtatt von fachlichen Erwaͤgungen geleitet und wird es bei uns, 
ihrer Maſſe nach, immer bleiben. — 

Kehrt das alte Regime nach dem Krieg zuruͤck — und von ſelbſt kommt 
die Parlamentariſierung nicht, es gehört allfeitiger guter Wille dazu —, 
dann moͤge man auch die Erwartung begraben, daß die oft beklagte 
Haltung der Deutſchen draußen in der Welt ſich ändern werde. Natio- 
naler Stolz iſt nun einmal Funktion des Maßes, in welchem die An— 
gehörigen einer Nation, wenigſtens der Moͤglichkeit nach, aktiv an der 
Geſtaltung der Politik ihres Landes mitbeteiligt find. 

Daß der Deutſche draußen, wenn er das gewohnte Gehaͤuſe bureau— 
kratiſcher Bevormundung um ſich herum vermißt, meiſt jede Steuerung 
und jedes Sicherheitsgefuͤhl verliert, — eine Folge davon, daß er zu 
Haufe ſich lediglich als Objekt, nicht aber als Träger der eigenen Lebens: 
ordnungen zu fuͤhlen gewohnt iſt — dies eben bedingt ja jene unſichere 
Befangenheit ſeines Auftretens, welche die entſcheidende Quelle ſeiner 
ſo viel beklagten „Fremdbruͤderlichkeit“ iſt. Und ſeine politiſche Unreife 
iſt, ſoweit ſie beſteht, Folge der Unkontrolliertheit der Bean tenherrſchaft 
und der Gewoͤhnung der Beherrſchten daran, ſich ohne eigene Anteil— 
nahme an der Verantwortlichkeit und folglich ohne Intereſſe an den 
Bedingungen und Hergaͤngen der Bean tenarbeit ihr zu fuͤgen. Nur 
ein politiſch reifes Volk iſt ein „Herrenvolk“: ein Volk heißt das, 
welches die Kontrolle der Verwaltung ſeiner Angelegenheiten in eigener 
Hand haͤlt und durch ſeine gewaͤhlten Vertreter die Ausleſe ſeiner poli— 
tiſchen Führer entſcheidend mitbeſtimmt. Das hatte ſich die Nation 
durch die Art, wie ſie auf die politiſche Herrſchergroͤße Bismarcks rea— 
gierte, verſcherzt. Ein einmal herabgewirtſchaftetes Parlament iſt nicht 
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von einem zum anderen Tage wieder emporzubringen, auch nicht durch 
einige Verfaſſungsparagraphen. Es iſt natürlich gar nicht daran zu 
denken, daß irgendein ſolcher Paragraph, welcher etwa die Berufung 
und Entlaſſung des Reichskanzlers an ein Parlamentsvotum knuͤpfen 
würde, plotzlich Führer aus der Erde ſtampfen wuͤrde, deren jahrzehnte: 
lange Ausſchaltung aus dem Parlament durch deſſen Machtlofigfeit be⸗ 
dingt war. Wohl aber laſſen ſich die unerläßlichen Vorbedingungen 
dafuͤr organiſatoriſch ſchaffen, und davon, daß dies geſchieht, haͤngt jetzt 
in der Tat alles ab. 

Nur Herrenvoͤlker haben den Beruf, in die Speichen der 
Weltentwicklung einzugreifen. Verſuchen das Voͤlker, die dieſe 
Qualitaͤt nicht beſitzen, dann lehnt ſich nicht nur der ſichere Inſtinkt der 
anderen Nationen dagegen auf, ſondern ſie ſcheitern an dem Verſuch 
auch innerlich. Unter einem Herrenvolk verſtehen wir dabei nicht jenes 
haͤßliche Parvenuͤgeſicht, welches Leute daraus machen, deren nationales 
Wuͤrdegefuͤhl ihnen geſtattet, von einem engliſchen Überlaͤufer, wie 
Herrn H. St. Chamberlain, ſich und die Nation daruͤber unterrichten zu 
laſſen: was „Deutſchtum“ iſt. Aber freilich: eine Nation, die nur gute 
Beamte, ſchaͤtzbare Bureaukraͤfte, ehrliche Kaufleute, tuͤchtige Gelehrte 
und Techniker und — treue Diener hervorbraͤchte und im uͤbrigen eine 
kontrollfreie Bea mtenherrſchaft unter pſeudowonarchiſchen Phra— 
fen über fich ergehen ließe, — die wäre kein Herrenvolk und taͤte beſſer, 
ihren Ulltagsgefchäften nachzugehen, anſtatt die Eitelkeit zu haben, ſich 
um Weltſchickſale zu kuͤmmern. Von „Weltpolitik“ möge wan uns, 
wenn die alten Zuſtaͤnde wiederkehren, nicht mehr reden. Und ver— 
gebens werden Literaten, welche konſervativen Phraſen verfallen 
ſind, darauf warten, daß Deutſche im Ausland echtes Wuͤrdegefuͤhl ent— 
wickeln, wenn ſie im Inland ausſchließlich das Betaͤtigungsfeld einer, 
ſei es auch rein techniſch noch fo tuͤchtigen, reinen Beamten herrſchaft 
bleiben und ſich ſogar gefallen laſſen, daß ſatte gelehrte Pfruͤndner 
daruͤber diskutieren, ob die Nation fuͤr dieſe oder jene Regicrungsform 
„reif“ genug fei. 

Der Wille zur Ohnmacht im Innern, den die Literaten predigen, 
iſt wit dem „Willen zur Macht“ in der Welt, den wan in fo lär "enter 
Weiſe hinausgeſchrien hat, nicht zu vereinigen. Die Frage, ob die Nation 
ſich reif fühlt, die Verantwortung eines Siebzign illionenvolkes vor den 
Nachfahren zu tragen, beantwortet ſich in gleichem Sinn und Schritt 
mit der Frage der inneren Neuordnung Deutſchlands. Wagt ſie das 


Eine nicht, fo mag fie auch das andere von ſich ablehnen. Denn es führt 
dann politiſch zu nichts. Dann in der Tat waͤre dieſer Krieg: ein Kampf 
um die Teilnahme auch unſerer Nation an der Verantwortung für die 
Zukunft der Erde, „ſinnlos“ und ein bloßes Gemetzel geweſen, und jeder 
kuͤnftige deutſche Krieg waͤre es erſt recht. Wir muͤßten unſere Aufgaben 
anderwaͤrts ſuchen und uns in dieſem Sinne umorientieren. 

Der typiſche Snobismus vieler Literaten freilich (auch ganz intelli⸗ 
genter Literaten) findet dieſe nuͤchternen Probleme der Parlaments⸗ 
und Parteireform unendlich ſubaltern: „techniſche Eintagsfragen“ ſeien 
das im Verhaͤltnis zu allerhand Spekulationen uͤber die „Ideen von 
1914“ oder uͤber den „wahren Sozialismus“ und aͤhnliche Literaten⸗ 
intereſſen. Nun: eine Eintagsfrage, die in kurzem erledigt ſein wird, 
iſt auch die nach dem Ausgang dieſes Krieges. Die Umgeſtaltung der 
Wirtſchaftsordnung wird ja, wer auch immer der Sieger ſei, ihren Gang 
gehen. Dafür bedarf es weder des deutſchen Sieges noch der freiheit— 
lichen politiſchen Neuordnung des Reiches. Ein nationaler Politiker 
wird den Blick gewiß auch auf jene univerſellen Entwicklungstendenzen 
gerichtet halten, die uͤber die aͤußere Ordnung des Lebensſchickſals der 
Maſſen in Zukunft Gewalt haben werden. Aber wie ihn als Politiker 
das politiſche Schickſal feines Volkes bewegt (demgegenüber jene uni⸗ 
verſellen Entwicklungstendenzen ſich ja völlig gleichgültig verhalten), jo 
rechnet er auch fuͤr politiſche Neugeſtaltungen mit den naͤchſten zwei 
bis drei Generationen: denen, die uͤber das entſcheiden, was aus ſeinem 
Volk wird. Verfaͤhrt er anders, ſo iſt er ein Literat und kein Politiker. 
Er moͤge ſich dann fuͤr die ewigen Wahrheiten intereſſieren und bei 
feinen Büchern bleiben, nicht aber auf den Kampfplatz der Gegenwarts— 
probleme treten. Auf dieſem wird darum gerungen: ob unſere Nation 
innerhalb jenes ganz univerſellen Prozeſſes entſcheidend mitſpricht. Der 
Aufgabe, dies zu koͤnnen, hat ſich die innere Struktur, auch die poli: 
tiſche, anzupaſſen. Die bisherige war dafuͤr nicht geeignet, ſondern nur: 
für eine techniſch gute Verwaltung und für vorzuͤgliche militaͤriſche 
Leiſtungen. Daß dieſe fuͤr eine rein defenſive Politik ausreichen, nicht 
aber fuͤr politiſche Weltaufgaben — das hat uns das ungeheure Ge— 
ſchick lehren koͤnnen, welches uͤber uns hereinbrach. 
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Die Lehren der deutſchen Kanzlerkriſis) 


Dis innere Kriſis, deren Widerſpiegelung in einem Teil der Preſſe 
offenbar dem Inland, der Front und dem Ausland ein irrefuͤhrendes 
Bild gegeben hat, entſtand im Juli, von Nebenpunkten abgeſehen, aus 
drei Urſachen: ' 

1. Aus dem Unwillen über die fortwaͤhrende Ruͤckſichtnahme der Re⸗ 
gierung auf die alldeutſche Demagogie und dem feſten Willen, daß vor 
Eintritt in das vierte Kriegsjahr eine unbezweifelbare ehrliche Probe 
auf die Aufrichtigkeit der auslaͤndiſchen Friedensformeln gemacht werde. 
Das war politiſch um ſo richtiger, als es der oͤffentlichen Feſtſtellung der 
Einheit unſeres eigenen Kriegsprogramms mit dem unſerer Verbuͤn— 
deten diente, welche ebenſowenig fuͤr ein deutſches Belgien fechten 
wuͤrden wie wir für ein oͤſterreichiſches Venedig. Da die Friedensreſolu⸗ 
tion gefaßt wurde in Kenntnis der von den militaͤriſchen Chefs darge⸗ 
legten ausgezeichneten Lage und da ihr die in Ausſicht geſtellten Erfolge 
auf dem Fuße folgten, ſo konnte und kann kein Menſch in ihr ein Sym⸗ 
ptom von „Schwaͤche“ erblicken. Dazu trat 

2. Der Unwille uͤber die Verzoͤgerung der preußiſchen Wahlreform und 
der inneren Neuordnung uͤberhaupt. Da die entſcheidenden Reformen 
nicht im ſachlich geeigneten Augenblick: bei Eroͤffnung des Tauchboot⸗ 
krieges, angekuͤndigt worden waren, entſtand, angeſichts der Agitation 
der Rechten, der fatale Anſchein, daß auch politiſch unabweisbare Not⸗ 
wendigkeiten nur als „Konzeſſionen“, unter einem Druck, erledigt werden 
wuͤrden. Dem ein Ende zu machen, war politiſch richtig. Endlich machte ſich 

3. der Unwille Luft uͤber die niemals von der Leitung unſerer See⸗ 
ſtreitkraͤfte, wohl aber, trotz aller Warnungen vor dem unausbleiblichen 
Ruͤckſchlag, von anderen Seiten — am unverantwortlichſten von Herrn 
von Heydebrand — genährte Erwartung: daß der Tauchbootkrieg ſchon 
jetzt England zur „Kapitulation“ zwingen werde. Dem Unfug war nie 
hinlaͤnglich beſtimmt entgegengetreten worden. Der Zorn darüber ers 
plodierte im gleichen Augenblick, wo uͤber den zu erwartenden Erfolg 
tatfächlich Klarheit geſchaffen war. 

) Frankfurter Zeitung vom 7. September 1917. 
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Irrefuͤhrend an den Vorgängen war zweierlei: einmal die Ver: 
quickung der Friedensfrage mit den Problemen der Neuorientierung, dann 
aber der verworrene Verlauf der Kriſe ſelbſt. Zunaͤchſt von dem erſten. 

Es iſt laͤcherlich, zu glauben, der Krieg waͤre auch nur um einen Tag 
ſpaͤter ausgebrochen, wenn Deutſchlands Verfaſſung derjenigen Frank⸗ 
reichs oder Englands geglichen hätte wie ein Ei dem anderen, nad: | 
dem einmal dieſe Weltkonſtellation geſchaffen und dadurch dem ruſſiſchen 
Imperialismus eine nie wiederkehrende Chance gegeben war. Und jedes 
Kind kann ſehen, daß jetzt die Gegner die deutſche Demokratie nur des⸗ 
halb umſchmeicheln, weil ſie ſich einbilden, ihr Sieg koͤnne eine Schwaͤch— 
ung Deutſchlands bedeuten. Auf die naive Frechheit einer Einmiſchung 
in innerdeutſche Verfaſſungsfragen vollends wird jeder Deutſche ohne 
Parteiunterſchied dem Ausland, welches ihn mit „Befreiung“ zu be— 
glüden verſpricht, ein für allemal mit der bekannten freundlichen Ein⸗ 
ladung des belagerten Goͤtz von Berlichingen antworten. Das, was man 
die „Demokratiſierung“ der deutſchen politiſchen Inſtitutionen nennt, 
verlangen wir als unentbehrliches Mittel der Erhaltung der Einheit 
der Nation in einem Augenblick, wo wir einem vielleicht noch langen 
Verteidigungskrieg entgegengehen, die Parlamentariſierung aber als 
Garantie der Einheitlichkeit in der Fuͤhrung der Politik und der 
fünftigen Vermeidung jener Fehler, welche in der Vergangenheit aller⸗ 
dings an der Entſtehung dieſer Weltkoalition gegen uns nicht unbeteiligt 
geweſen ſind. Aber keine Partei, welche Deutſchlands Intereſſen und 
Ehre preisgaͤbe, wuͤrde ſich auch nur einen Augenblick in der Macht be⸗ 
haupten konnen. | 

Woher rührt nun aber im Inland die ſchiefe und verwirrende Ver⸗ | 
quidung der beiden Fragen: eines fachlichen Friedens auf Grundlage der 
Verſtaͤndigung einerſeits und der freiheitlichen Neuordnung anderer⸗ | 

I 


ſeits, miteinander? Das Gerede und Geſchreibe der Literaten 
iſt es geweſen, welches ſie zuerſt in Verbindung miteinander gebracht hat. 
Von Kriegsbeginn an haben fie unſeren nationalen Eriftenzfampf um— 
zufaͤlſchen getrachtet zu einem Kampf fuͤr die jetzige, angeblich ſpezifiſch 
„deutſche“, rein bureaukratiſche Staatsſtruktur gegen eine angebliche 
„Verſchwoͤrung“ der weſteuropaͤiſchen Demokratie. Die große Mehrheit 
der Nation aber weiſt es zuruͤck, daß unſere Bruͤder draußen fuͤr nichts | 
beſſeres als für ſolche Literatenprodukte und für die durch ſie verflärte 
kontrollfreie Beamtenherrſchaft ihr Blut vergoſſen haben ſollen. 
Die Struktur eines Staates hat ſich ausſchließlich nach den ſachlichen 
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welt⸗ und kulturpolitiſchen Aufgaben zu richten, vor welche die Nation 
ſich geſtellt ſieht. 

Auch die irrefuͤhrende Art des Verlaufs der Kriſe war letztlich be⸗ 
gruͤndet in der inneren Struktur des heutigen Parlaments und vor 
allem: ſeiner Stellung zur Regierung. Die deutſche Beamtenregierung 
ſtand ihm als eine fremde Gewalt gegenuͤber, welche lediglich das Beamten⸗ 
tum repraͤſentierte, innerhalb der politiſchen Parteien aber nicht wurzelte 
und ſie daher nicht zu leiten vermochte. Das Parlament war ſeit Bismarck 
für poſitive politiſche Leiſtungen machtlos gemacht, und neben der Erz 
oͤrterung von Budget- und Geſetzesvorſchlaͤgen auf rein „negative Po— 
litik“: Beſchwerde und Kritik der Maßregeln jener außerparlamenta— 
riſchen politiſchen Gewalt, beſchraͤnkt. Es konnte keine Staͤtte ſein, auf 
welcher politiſche Führer von der Qualität der Bennigſen, Voͤlk, Mallinck⸗ 
rodt, Bethuſy⸗Huc u. a. gediehen. Ein Parlament ohne feſt eingeſchulten 
Apparat von Fuͤhrern aber, der in Fällen einer Kriſe ſofort in Aktion 
tritt, und mit dem der Monarch uͤber Programm und Perſoͤnlichkeiten 
Fuͤhlung nimmt, iſt nichts Beſſeres als irgendeine andere Menſchen— 
anſammlung, und ein fuͤhrerloſes Aufflammen politiſchen Wollens in 
ihm verlaͤuft daher nach Art eines Sklavenaufſtandes. Bis in die 
letzten Einzelheiten der heutigen parlamentariſchen Konvention und der 
Geſchaͤftsgebarung der Fraktionen iſt alles auf die ſelbſtverſtaͤndliche Vor⸗ 
ausſetzung abgeſtellt: daß dies Parlament und ſeine Parteifuͤhrer nie— 
mals in die Lage kommen werden, eine Mitverantwortung fuͤr das 
Schickſal des Staats zu uͤbernehmen. Wie wenig aber eine außerhalb 
ſtehende Beamtenherrſchaft ein Parlament zu leiten in der Lage iſt, zeigte 
die durch keinerlei fachliche Gründe bedingte Kopfloſigkeit am Bundes— 
ratstiſche. Die deutſche Regierung war eben ſeit langem ein Nebenein— 
ander von Beamtenreſſorts, nicht eine von einem Politiker dirigierte 
Staatsleitung. Der ganze Hergang war ein Schulparadigma: wie das 
Fehlen eines normal entwickelten Parlamentaris mus in 
Kriſenfaͤllen wirkt. Niemals wird da eine Anderung eintreten, wenn 
man die Reichstagsparteien nicht fortwaͤhrend zu klarer, ausdruͤcklicher 
Stellungnahme gegenuͤber den ſachlichen Fragen ſowohl wie den Per— 
ſoͤnlichkeiten nötigt. Dafuͤr aber find uns ſogar die äußeren Formen ab» 
handen gekommen. Jedenfalls iſt Derartiges in der Julikriſe nicht 
geſchehen. Daß es nicht geſchah, war, vom eigenen Intereſſe der Re⸗ 
gierung aus, ein ſchwerer Fehler. Um das einzuſehen, braucht man ſich 
die Lage, in welche die Parteien dadurch geſetzt worden waͤren, nur zu 
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vergegenwaͤrtigen. Und es iſt völlig klar, wie grundlegend anders die 


Stellung der neuen Maͤnner dadurch nach innen und außen geworden 


waͤre, und wie dies auf die politiſche Situation zuruͤckgewirkt haͤtte. So 
aber trat, wieder unter dem Eindruck der unredlichen Sophiſtik der Rech⸗ 
ten, im Auguſt alsbald die gleiche, muͤhſam aufs neue beſchworene Si⸗ 
tuation ein, deren Einzelverlauf darzulegen noch nicht an der Zeit iſt, 
die aber jedenfalls eine Staͤrkung der Regierung nicht bedeutet hat. 
Nicht das Parlament und die Parteien, wie der aͤußere Anſchein glauben 
machen koͤnnte, tragen dafuͤr die Verantwortung. Es ſtecken ja lediglich 
Preſtige⸗Intereſſen des Beamtentums, und gar nichts anderes, dahinter, 
wenn ſo aͤngſtlich ſchon der aͤußere Anſchein vermieden wird, als ob man 
bei der Auswahl der leitenden Perſoͤnlichkeiten des Reichs auch die Fuͤhrer 
der Volksvertretung zu Rate gezogen habe. Erſtaunlich war es vollends, 
in dieſem Zuſammenhang die Bemerkung hoͤren zu muͤſſen: der Bundes— 
charakter des Reiches ſtehe einer ſolchen Befragung der Parteien im Wege. 
Nach der Verfaſſung (Art. 18) hat der Bundesrat in die Ernennung ſaͤmt⸗ 
licher Reichsbeamter mit Einſchluß des Reichskanzlers mit keinem 
Worte hineinzureden, und es waͤre ein verfaſſungswidriger Übergriff, 
wenn von ſeiten eines Bundesſtaates verſucht wuͤrde, die Zurateziehung 
der Volksvertreter zu hindern. 

Ebenſo fehlerhaft war aber die bisherige Organiſation der parlamen⸗ 
tariſchen Einflußnahme auf die Regierungsgeſchaͤfte. Aus dem Haupt— 
ausſchuß des Reichstages kann recht wohl einmal ein leidlich geeig⸗ 
netes Inſtrument der fortlaufenden Verwaltungs kontrolle entſtehen, 
ſofern ihm die dafuͤr unentbehrlichen Mittel (Enqueterecht) gegeben 
werden. Aber nimmermehr iſt eine vor Hunderten von Zuhörern ver- 
handelnde Verſammlung geeignet, hochpolitiſche Fragen zu diskutieren 
oder wohl gar: Entſchließungen darüber zu faſſen. Die ganze völlig 
unnoͤtige Erregung in der Offentlichkeit war durch dieſen techniſchen Fehler 
bedingt — Politik wird innerhalb wie außerhalb der Demokratie uͤberall 
von Wenigen gemacht. Parteien eines politiſch aktiv mitarbeitenden 
Parlaments duͤrfen alſo nicht nach Art von „Zuͤnften“, ſondern muͤſſen 
nach Art von „Gefolgſchaften“ organiſiert ſein. Aus dem jetzt fuͤr einen 
Einzelfall geſchaffenen Siebenerausſchuß koͤnnte, heißt das praktiſch, nur 
dann ein politiſch leiſtungsfaͤhiges Gebilde vielleicht entſtehen, wenn 

1. die darinſitzenden Parteivertreter unbedingte Vollmacht ihrer 
Parteien haben (oder ſich jederzeit in wenigen Stunden eventuell von 
einem permanenten Parteiausſchuß verſchaffen koͤnnen), — 
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2. wenn fie ftändig und jederzeit über alle politiſch maßgebenden Vor⸗ 
gaͤnge (unter Diskretionspflicht) auf dem laufenden gehalten werden. 
Sonſt nicht. Und was ſoll es heißen, daß man mit dieſen ſieben Partei⸗ 
vertretern Bundesratsgeſandte deutſcher Kleinſtaaten zuſammenſetzt? 
Wird etwa dadurch das politiſche Gewicht des (zum Hineinreden in die 
Außenpolitik verfaſſungsmaͤßig gar nicht befugten) Bundesrats oder 
vollends die „Idee“ des „Foͤderalismus“ geſtaͤrkt? In die gemeinſamen 
Sitzungen gehoͤren vernuͤnftigerweiſe neben den Vertretern der zwei bis 
drei größten Mittelſtaaten die vier oder fünf Chefs der fuͤr die Kriegs⸗ 
zeit wichtigſten militaͤriſchen und zivilen Reſſorts des Reichs, vor- 
behaltlich der Zuziehung anderer, vor allem preußiſcher Reſſortchefs 
nach Bedarf. Beſchluͤſſe zu faſſen iſt ja ein ſolches Gremium natuͤrlich 
ſchon verfaſſungsmaͤßig, angeſichts der alleinigen Verantwortlichkeit des 
Kanzlers, nicht der Ort. Sondern es kann ein Mittel werden, endlich der 
unvermeidlichen Direktionsloſigkeit des bisher politiſch ſtruktur— 
loſen Parlaments ein Ende zu machen, und vielleicht dadurch auch 
indirekt jene „Diſziplin der Preſſe“ überhaupt erſt zu ermöglichen, deren 
Fehlen man bei uns ſo oft, mit einem neidiſchen Seitenblick auf England, 
beklagt, ohne ſich über die Gründe klar zu werden. Zum politiſchen Prin— 
Zip ſollte lediglich erhoben werden: daß Veroͤffentlichungen und Kund— 
gebungen an das Ausland, welche durch den Namen des Monarchen ſelbſt 
gedeckt werden, nicht ohne beratende Anhoͤrung dieſes Gremiums 
ſtattfinden. 

Der neue Reichskanzler hat das Wort geſprochen: er werde „ ſich die 
Fuͤhrung nicht aus der Hand nehmen laſſen“. Es ſteht heute feſter als je, 
daß Deutſchland und ſeine Verbuͤndeten einen ehrenvollen Frieden er⸗ 
langen, wenn noͤtig: erzwingen werden, wenn die innere Einheit der 
Nation hinter dem Willen zum Durchhalten ſteht. Moͤchten die neuen 
Maͤnner uns alſo die Wiederholung nutzloſer innerer Erſchuͤtterung er— 
ſparen und ſich als nationale Politiker erweiſen, nicht nur als tuͤchtige 
Beamte. Ob ſie aber das Erſtere ſein koͤnnen, das haͤngt davon ab, ob 
ſie die deutſche innerpolitiſche Frage uͤberhaupt richtig ſtellen und 
das heißt fo: wie iſt das nach ſeiner jetzigen inneren Struktur 
zur negativen Politik verdammte Parlament zum Mittraͤger 
der politiſchen Verantwortung umzuformen? 
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Vaterland und Vaterlandspartei“ 


Die neue ſog. „Vaterlandspartei“ begruͤndet ihre Exiſtenz damit: 
die heutige Zuſammenſetzung des Reichstags und infolgedeſſen auch 
deſſen Beſchluͤſſe in der Friedensfrage entſpraͤchen nicht „der Volks— 
ſtimmung“. Nun gaͤbe es ja ein einfaches Mittel, die Wahrheit dieſer 
Behauptung zu kontrollieren: die Volksabſtimmung. Durch ſie 
koͤnnte insbeſondere auch das kaͤmpfende Heer, welches ja ſchließlich fuͤr 
all dies bramarbaſierende Schwadronieren mit ſeinem Blut einzuſtehen 
hat, zur Meinungsaͤußerung veranlaßt werden. Rein politiſch empfiehlt 
ſich die Technik der Volksabſtimmung in vieler Hinſicht gewiß wenig. 
Aber wenn dieſe Agitation ſo fort geht, koͤnnte ja ſchließlich die Probe 
gemacht werden. 

Die politiſchen Motive der Reichstagsentſchließung lagen auf dem 
Gebiet der internationalen Beziehungen, insbeſondere derjenigen zu 
unſeren Bundesgenoſſen. Was unſere Kriegsredner immer wieder ver— 
geſſen, iſt: wir fuͤhren einen Bundeskrieg und muͤſſen, wie der Ad— 
miral im Gefchwaderserband, unſere Ziele nach der Offenſivkraft und 
dem Offenſivwillen der in dieſer Hinſicht „ſchwaͤchſten Schiffe“ richten. 
Von den verbuͤndeten Maͤchten kaͤmpft Bulgarien gemaͤß den Buͤndnis— 
zuſagen für die Herſtellung derjenigen, auch dem Nationalitaͤtsverhaͤltnis 
entſprechenden Machtverteilung auf dem Balkan, die ſchon der Friede 
von San Stefano feſtgelegt hatte, mit jenen Kompenſationen im Nord— 
often und Nordweſten, welche durch die zuletzt im Übereinkommen mit 
der Tuͤrkei von 1915 feſtgelegte, andersartige Grenze im Suͤden bedingt 
find. Oſterreich-Ungarn und die Tuͤrkei kaͤmpfen ausſchließlich um die 
Sicherung der Integritaͤt ihres Gebiets, und Oſterreich-Ungarn hatte 
ſich ſogar, auf deutſchen Wunſch, ſeinerzeit zu gewiſſen Konzeſſionen 
an Italien bereit erklärt. Fuͤr Deutſchlands Sicherheit und Unverſehrt— 
heit werden alle Verbuͤndeten ebenſo ſolidariſch und unbegrenzt kaͤmpfen, 
wie wir fuͤr ihre Ziele. Es iſt aber ebenſowenig daran zu denken, daß 
Oſterreich und die Tuͤrkei unbegrenzt fuͤr ein deutſches Belgien kaͤmpfen 
werden, wie wir etwa fuͤr ein oͤſterreichiſches Venedig oder fuͤr ein tuͤr— 


1) Münchner Neueſte Nachrichten vom 20. September 1917, 
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kiſches Perſien. An dieſe nuͤchterne Tatſache find unſere politiſchen Phan⸗ 
taften auch öffentlich erinnert worden. Aber obwohl fie ſchlechthin aus— 
ſchlaggebend fuͤr unſere Friedenspolitik iſt, haben jene Herren noch immer 
nichts gelernt. Die Friedensentſchließung des Reichstags gab gegenuͤber 
dem fortwaͤhrenden rein demagogiſch und innerpolitiſch bedingten Ge— 
rede der Rechtsparteien unſeren Verbuͤndeten die Sicherheit: daß ihnen 
nichts anderes als die Erfuͤllung jener Buͤndnispflicht zugemutet werde, 
daß alſo die gemeinſame Abſicht: keinen Eroberungskrieg zu fuͤhren, von 
uns genau ebenſo ehrlich wie von Oſterreich-Ungarn gemeint ſei und 
innegehalten werde. Daß fuͤr Deutſchland die Herrſchaft uͤber Belgien 
bei ſchwerſten politiſchen Nachteilen ausſchließlich militärische Bedeu— 
tung haͤtte, daß ſie deshalb aufgegeben werden ſollte, falls ein Friede 
zuſtande kaͤme, welcher die Gewaͤhr der Dauer in ſich truͤge, — dies ſtand 
bei Politikern von Augenmaß laͤngſt vor der Friedenskundgebung des 
Reichstags feſt. Die Frage iſt, ob ein ſolcher Friede moͤglich iſt. Und 
eben darauf wuͤnſcht dieſe Kundgebung eine ehrliche Probe zu machen. 

Es iſt ein politiſch bedenkliches Unterfangen, wenn Militaͤrs a. D., und 
ſeien ſie als ſolche noch ſo bedeutend, Doͤrchlaͤuchtings und dergleichen 
unverantwortliche Amateurpolitiker ſich herausnehmen, an dem feſten 
Vertrauensverhaͤltnis innerhalb des Buͤndniſſes, um deſſen gewiſſen— 
hafte Pflege ſich, wie bei aller ſonſtigen Gegnerſchaft anerkannt werden 
muß, auch der bayeriſche Miniſterpraͤſident Graf Hertling nicht unerheb— 
liche Verdienſte erworben hat, leichtfertig zu rütteln. Zumal der Zweck 
auch hier wieder kein nationaler, ſondern rein innerpolitiſche Demagogie 
iſt. Schon die Vorgaͤnge bei der Friedensentſchließung ſelbſt zeigten das. 
Wirklich gegen ihren ſachlichen Inhalt ſtimmten nur etwa achtzig Reichs— 
tagsmitglieder. Nicht nur Linke und Zentrum, ſondern bekanntlich auch 
ein Teil der konſervativen Partei hat in aller Form fuͤr ſie geſtimmt. 
Die Nationalliberalen aber mußten, da ein Teil ihrer angeſehenſten Mit— 
glieder das gleiche tun wollte, zunaͤchſt die Abſtimmung freigeben (als 
Partei der „Individualitaͤten“, wie fie das für ihre Mitglieder motivierten). 
Erſt ſpaͤter einigten fie ſich auf eine eigene Entſchließung, deren Unter: 
ſchied von jener der Mehrheit man allenfalls mit dem Mikroſkop ent: 
decken kann. Auch dies wurde mit Opportunitaͤtsgruͤnden (Möglichkeit 
der „Mißdeutung“) motiviert und den Mehrheitsparteien gegenuͤber 
eine Loyalitaͤtserklaͤrung abgegeben. Dennoch hat ein Teil der nord— 
deutſchen nationalliberalen Preſſe leider in ſchwer illoyaler Art ſich an 
der Hetze gegen den Reichstag beteiligt. 
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Das immer weitere Reden über den Frieden bei uns ift nachgerade 
gewiß durchaus unerwuͤnſcht und ſchaͤdlich. Allein die Schuld liegt aus 
ſchließlich an der Hetze der Gegner der Friedensentſchließung. Es iſt 
wahrlich eine ſchwere Verantwortung, durch derartige Hetzereien in der 
Öffentlichkeit das Vertrauen ſowohl der Bundesgenoſſen wie des deut⸗ 
ſchen Volkes in die Aufrichtigkeit des deutſchen Friedenswillens zu er⸗ 
ſchuͤttern und uͤberdies die Ehrlichkeit der Probe zu gefaͤhrden und da— 
durch deren guͤnſtige Wirkung, wenn ſie fehlſchlaͤgt, auf die Kriegsent⸗ 
ſchloſſenheit des deutſchen Volkes in Frage zu ſtellen. Vollends unglaub⸗ 
lich iſt freilich die dreiſte Behauptung: die Friedensentſchließung habe 
„die Stimmung im Lande verdorben“. Soweit dies zeitweilig uͤberhaupt 


zutraf, war bekanntlich etwas ganz anderes daran ſchuld: die Enttaͤuſchung 


der ununterrichteten Maſſen uͤber das Ausbleiben der in frevelhafter Art, 
wieder und wieder mit der groͤßten Beſtimmtheit und unter Berufung 
auf angebliche Informationen eines Admirals von den Politikern der 
Rechten, von Herrn v. Heydebrand noch im Sommer 1917, oͤffentlich in 
ſichere Ausſicht geſtellte Kapitulation Englands in dieſem Herbſt. Da die 
Admiralitaͤt etwas Ahnliches nie behauptet hat, iſt es jetzt an der Zeit, 
oͤffentlich und auch im Reichstag zu fragen: wer war jener angebliche 
Admiral? Heraus mit ihm! Er melde ſich öffentlich — wenn er naͤm⸗ 
lich exiſtiert! Wir wuͤnſchen keine politiſierenden Militärs und keine Neu⸗ 
auflage der gleichen leichtfertigen Demagogie unter neuer Maske. Will 
es die Verblendung der Gegner, dann muß natuͤrlich der Krieg auch um 
den Preis noch ſo ſchwerer Laſten noch bis zu jenem keineswegs nahen 
Zeitpunkt fortgefuͤhrt werden, zu welchem nach unſerer jetzigen, auf Er⸗ 
fahrung geſtuͤtzten Kenntnis der Tauchbootkrieg die Offenſivkraft und 
ſchließlich auch die Defenſivkraft des Feindes militaͤriſch entſcheidend ge⸗ 
ſchwaͤcht haben wird. Aber nicht nur den Verbuͤndeten, ſondern auch 
dem eigenen Heer draußen ſchuldete der Reichstag die Sicherheit, daß 
der Krieg nicht einen Tag laͤnger gefuͤhrt wird, als es fuͤr Deutſchlands 
Ehre und Zukunft unerlaͤßlich iſt. 

Dies Vertrauen bringt den Herren von der „Vaterlandspartei“ kein 
Urteilsfaͤhiger entgegen. Um es unmoͤglich zu machen, dazu genuͤgt 
ſchon das einzige Ziel, das ihnen wirklich innerlich offenſichtlich am Herzen 
liegt: der Widerſtand gegen die unabweisliche innere Neuordnung, 
deren alsbaldige Durchfuͤhrung allein den heimkehrenden Kriegern die 
Gewaͤhr geben kann: daß bei den ſofort nach dem Krieg erfolgenden Wahlen 
nicht die Kriegsgewinnmacher allein die Herrſchaft in Haͤnden haben 
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und die Krieger im führenden Staate Deutſchlands unvertreten bleiben. 
Nie wieder wuͤrde die Nation ſo, wie 1914, gegen den Feind zu fuͤhren 
fein, wenn feierlich gegebene Verſprechungen nicht voll und loyal erfüllt 
wuͤrden. Nie wieder iſt Weltpolitik in Zukunft uͤberhaupt moͤglich, wenn 
das fruͤhere Regime, unter deſſen diplomatiſchen Niederlagen wir in 
den Krieg eintraten und welches uns waͤhrend des Krieges noch immer 
neue diplomatiſche Niederlagen eingetragen hat, wiederkehrt. Da liegt 
das Intereſſe des Vaterlandes. Niemals freilich wird im Falle der Neu⸗ 
ordnung das Schickſal des Reiches in der Hand jener Demagogen liegen, 
deren unverantwortlich laͤrmendes Gebaren an ſeinem Teil dazu bei— 
getragen hat, faſt die ganze Welt gegen uns in einer widernatuͤrlichen 
Koalition zuſammenzuſchmieden. Da liegt das Intereſſe derjenigen, 
welche den Namen des Vaterlandes zu einer demagogiſchen Parteifirma 
herabwuͤrdigen, gegen die Neuordnung. Die Nation aber wird zwiſchen 
Vaterland und „Vaterlands partei“ zu waͤhlen wiſſen. 
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Bayern und die Parlamentariſierung im Reich” 
l. 


aͤhrend der Julikriſe trat das Problem der Parla mentariſierung 
0 zum erſtenmal in ein aktuelles Stadium. Im Zuſammenhang damit 
aber fanden ſich in einem Teil der bayeriſchen Preſſe heftige Auseinander⸗ 
ſetzungen uͤber den dadurch drohenden „Zentralismus“, welcher die foͤ— 
deraliſtiſchen Grundlagen des Reiches gefaͤhrde und den Geiſt „beſchwore— 
ner Verträge” (2) verletze. Im Anſchluß an die Sprache einiger dieſer 
Blaͤtter malten dann konſervative norddeutſche Literaten das Geſpenſt 
einer „Abkehr Bayerns vom Reich“ an die Wand. Nuͤchterne Betrach— 
tung der Lage ergibt, daß derartige Wendungen nur geeignet ſind, die 
wirklichen Gegner des Foͤderalismus zu ſtaͤrken. Ganz abgeſehen naͤm— 
lich von der Frage, wie denn eine ſolche „Abkehr“ praktiſch durchgefuͤhrt 
werden ſollte, wiſſen die wirklich zentraliſtiſch geſinnten Intereſſenten im 
Reich nur zu genau, daß ſie gegebenenfalls nur kaltbluͤtig zu warten 
brauchten, um im Falle des ernſtlichen Verſuchs ſofort, aus wirtſchaft— 
lichen Gruͤnden, ein. jo uͤberwaͤltigendes Anwachſen der zentraliſtiſchen 
Stimmung in Bayern ſelbſt erſtehen zu ſehen, daß ſie das Spiel in der 
Hand haͤtten. Sich vom Zollverband abzukehren, waͤre fuͤr Bayern (von 
der Lage der Pfalz ganz abgeſehen) die ausſichtsloſeſte aller Unter— 
nehmungen. Solche Wendungen ſtaͤrken Bayerns Stellung im Reiche 
gewiß nicht. Dieſe iſt formal geſichert zunaͤchſt durch die, nur mit ſeiner 
freiwilligen Zuſtimmung abaͤnderbaren, weittragenden Singular- und 
Reſervatrechte. Ferner durch die Möglichkeit, jede Anderung der ge: 
ſchriebenen Verfaſſung zu Fall zu bringen, falls im Bundesrat noch acht 
Stimmen dagegen zu gewinnen ſind, wie dies bei wichtigen Fragen ſtets 
der Fall ſein wuͤrde. Dies alles gewaͤhrleiſtet Bayern ein ſtarkes Maß 
von Freiheit vom Reich. Nicht dagegen, was für Bayern mit Recht (und 
uͤbrigens vielfach auch außerhalb ſeiner Grenzen) gewuͤnſcht wird, von 
poſitiver Macht im Reich. Wie kann dieſe geſichert werden? 
Eine gaͤnzliche oder teilweiſe Angliederung des Elſaſſes an Bayern 
wurde oͤffentlich angeregt. Dieſe hier nicht weiter zu beſprechende An— 
1) Muͤnchner Neueſte Nachrichten vom 15. Oktober 1917. 
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gelegenheit will rein fachlich erwogen fein. Es muß aber mit der Tat⸗ 
ſache gerechnet werden, daß die weit uͤberwiegende Stimmung der deut— 
ſchen offentlichen Meinung nun einmal dahin geht: daß aͤhnliches nur 
bei Verzicht auf die Reſervatrechte diskutabel ſei, daß ferner im 
Elſaß ſelbſt die Stimmung fuͤr einen Anſchluß an Preußen, falls dort das 
gleiche Wahlrecht das entſcheidende Hindernis hinwegraͤumt, weit ſtaͤrker, 
am ſtaͤrkſten aber der Wunſch nach bundesſtaatlicher Selbſtaͤndigkeit iſt. 

Wie immer ſolche Sonderprobleme aber geloͤſt werden moͤgen — ein 
Ungluͤck waͤre es jedenfalls, wenn die berechtigten Anſpruͤche Bayerns 
auf Einfluß im Reich ſich der Forderung der Parlamentarifierung 
in den Weg ſtellen wuͤrden. Denn die letzte Kriſis hat jedermann zeigen 
muͤſſen: daß es ſo nicht weitergeht. Nicht Perſoͤnlichkeiten, ſondern 
das Syſtem der Fuͤhrung der Reichspolitik muß gewechſelt werden, und 
es kann niemand uͤberſehen, daß zu den unumgaͤnglichen Vorausſetzungen 
jedenfalls ein ſtarkes Maß von „Parlamentariſierung“ gehoͤrt. Angeſichts 
deſſen erſcheint es nuͤtzlich, ganz nuͤchtern feſtzuſtellen: wie ſich denn tat⸗ 
ſaͤchlich das Intereſſe Bayerns dazu ſtellt. 

Zunaͤchſt: die formale Rechtslage. Einer Durchfuͤhrung des Prinzips, 
daß der Reichskanzler und die Staatsſekretaͤre des parlamentariſchen 
Vertrauens beduͤrfen, waͤre Bayern verfaſſungsmaͤßig uͤberhaupt nicht 
in der Lage, ſich zu widerſetzen. Alle Reichsbeamten ernennt und entlaͤßt 
der Kaiſer allein (Art. 18 R. V.), ihm allein verſprechen ſie Gehorſam, 
dem Bundesrat haben ſie nicht einmal die Pflicht, Rede zu ſtehen, außer 
ſoweit ihm ein Aufſichtsrecht uͤber Verwaltungsmaßnahmen ausdruͤcklich 
zugeſprochen iſt. Falls der Kaiſer fortan die leitenden Staatsmaͤnner 
prinzipiell nur gemaͤß den Vorſchlaͤgen der Parlamentsfuͤhrer ernennt, 
waͤre jeder Einſpruch dagegen verfaſſungswidrig. Ein kollegiales Reichs— 
miniſterium kennt die Reichsverfaſſung freilich nicht. Indeſſen auch in 
Preußen, wo es beſteht, iſt der Miniſterpraͤſident „collega major“ der 
anderen Miniſter, deren Vortraͤge beim Monarchen er kontrolliert. Und 
uͤberall in parlamentariſchen Staaten ſteigert ſich dieſe uͤberragende 
Stellung des Minifterpräfidenten im Intereſſe der Einheitlichkeit der 
Regierung. Die Reichsverfaſſung ſchließt ferner das parlamentariſche 
Syſtem im engeren Sinne, d. h. die Leitung der Rcichsgeſchaͤfte durch den 
Fuͤhrer der ausſchlaggebenden Reichstagsparteien inſofern aus, als der 
Art. 9 der Reichsverfaſſung den Bundesſtaaten verbietet, Mitglieder 
des Reichstags zu Bundesratsbevollmaͤchtigten zu ernennen, und alſo 
der Reichskanzler, der nach Art. 15 notwendig dem Bundesrat angehoͤrt, 
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zwar dem preußifchen Landtag, nicht aber dem Deutſchen Reichstag an⸗ 
gehoͤren kann. Nicht ausgeſchloſſen iſt dagegen, daß die Staatsſekre— 
täre der Reichstagsmehrheit entnommen werden. Denn es iſt zwar 
jetzt uͤblich, aber verfaſſungsmaͤßig keineswegs noͤtig, daß auch ſie dem 
Bundesrat angehoͤren. 

Schon heute alſo waͤre durchaus moͤglich, daß der Reichskanzler nur 
nach Vorſchlag der Reichstagsmehrheit ernannt wuͤrde, daß ferner 
alle Staatsfefretäre grundſaͤtzlich der Reichstagsmehrheit entnommen 
wuͤrden und ihr weiter angehoͤren, und daß alsdann der Reichskanzler 
die Reichsangelegenheiten als Vorſitzender eines aus dieſen parlamenta— 
riſierten Staatsſekretaͤren gebildeten Kollegiums mit ihnen maßgeblich 
beriete. Sie, nicht er, wuͤrden dabei den Einfluß auf die Reichstags— 
parteien, denen ſie angehoͤrten, haben, und alſo durch deren Macht 
geſtuͤtzt werden, politiſch alſo ſeine Kollegen ſein, moͤge auch der Wort— 
laut des Stellvertretungsgeſetzes fie nur als feine „Stellvertreter“ an— 
erkennen. Wuͤrde ſich eine aͤhnliche Gepflogenheit entwickeln, ſo waͤre 
der Bundesrat trotz oder vielmehr infolge des erwaͤhnten Verbotes des 
Art. 9 Satz 2 der Reichsverfaſſung weitgehend ausgeſchaltet. Natürlich. 
mit Ausnahme der Praͤſidialmacht: Preußen. Denn die Macht— 
ſtellung des im Reichstag wurzelloſen Reichskanzlers gegenuͤber den im 
Reichstag wurzelnden Staatsſekretaͤren wuͤrde nun ganz und gar auf 
ſeiner preußiſchen Stellung beruhen. Der Reichskanzler iſt gemaͤß 
Art. 11 der Reichsverfaſſung notwendig Traͤger der preußiſchen Stimmen 
im Bundesrat, welche durch das preußiſche Miniſterium inſtruiert werden 
und tatſaͤchlich, wenn außer den vom Statthalter des Kaiſers inſtruierten 
drei elſaͤſſiſchen Stimmen noch die der von Preußen gänzlich abhängigen 
norddeutſchen Zwergſtaaten auf ihre Seite treten, die feſte Mehrheit 
im Bundesrat, auch gegen alle groͤßeren Bundesſtaaten zuſammen, 
beſitzen. 

Ein nicht im Reichstag wurzelnder Reichskanzler muß, wenn er nicht 
voͤllig machtlos ſein will, unbedingt Leiter des preußiſchen Miniſteriums 
ſein, wie er dies bisher ſchon in aller Regel geweſen iſt. Für die Inſtruk⸗ 
tion der in politiſchen Fragen ſtets ausſchlaggebenden preußiſchen Stim— 
men iſt aber das preußiſche Miniſterium dem preußiſchen Landtag 
verantwortlich. Die Stimmen Preußens werden nun heute von der 
Reichsregierung dadurch zu beeinfluſſen geſucht, daß der Kaiſer und Koͤnig 
die Staatsſekretaͤre tunlichſt zu preußiſchen Miniſtern ernennt, und da⸗ 
durch in das preußiſche Staatsminiſterium einſchiebt. Dagegen iſt zwar 
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verfaſſungsmaͤßig nichts zu ſagen, und das preußiſche Dreiklaſſenparla⸗ 
ment mußte, in ſeiner prekaͤren Lage, den Zuſtand wohl oder uͤbel 
dulden. Keineswegs ſicher iſt aber, daß ein auf gleichem Wahlrecht ruhen⸗ 
des preußiſches Parlament, das eine effektive Verantwortung der 
eigenen Regierung erzwingen könnte, ihn ſich dauernd gefallen laſſen 
wuͤrde. Der Reichskanzler wuͤrde dann, ſolange der Art. 9 der Reichs⸗ 
verfaſſung beſteht, mit ſteigender Macht des preußiſchen Parlaments 
immer ausſchließlicher preußiſcher Intereſſenvertreter werden. 

Widerſetzt ſich alſo Bayern noch ſo ſehr jeder formellen parlamenta⸗ 
riſchen Neuordnung, ſo koͤnnte es doch auf keine Art hindern, daß der 
Reichskanzler als preußiſcher Vertrauensmann dem Bundesrat 
präjidiert, die Staatsſekretaͤre aber entweder dem preußiſchen Landtag 
oder dem Reichstag oder beiden angehören, in den letzteren beiden Fällen 
aber außerhalb des Bundesrats bleiben. Ohne jede Anderung der 
Reichsverfaſſung wuͤrde ſo den groͤßeren Bundesſtaaten, insbeſondere 
Bayern, jeder aktive Einfluß auf die Reichspolitik genommen 
und dieſe zu einer Angelegenheit der Verſtaͤndigung zwiſchen den Staats— 
ſekretaͤren als Vertrauensmaͤnnern des Reichstags und den preußiſchen 
Miniſtern, einſchließlich des Reichskanzlers, als Vertrauensmaͤnnern des 
preußiſchen Landtags. Der uͤberragende Einfluß wuͤrde dabei ganz und 
gar dem preußiſchen Landtag zufallen, der Bundesrat aber zwiſchen 
dieſem Landtag und dem Reichstag als eine reine Abſtimmungsmaſchi⸗ 
nerie mit völlig beherrſchendem Einfluß Preußens mitten hindurch-⸗ 
fallen. Großpreußiſcher Zentralismus im Reiche wuͤrde alſo die 
Folge davon ſein, wenn Bayern der Tendenz zur Parlamentariſierung, 
die nun einmal ſich fruͤher oder ſpaͤter Bahn ſchaffen wird, einfach 
ablehnend oder tatenlos gegenüberfteht. 


II.» 

Die Bismarckſche Politik beruhte wie nach außen fo im Verhältnis zu 
den Bundesſtaaten auf Verhandlung und Kompromiß mit den Mini— 
ſterien und Hoͤfen. Nur als ultima ratio hielt er die Abſtimmung im 
Bundesrat im Hintergrund. Wenn er mit großer Emphaſe den Reichs— 
tag vor der Unterſchaͤtzung des Bundesrats warnte und betonte, daß der 
Freiherr von Frieſen nicht als Perſon, ſondern als Reſultante aller poli⸗ 


5 Muͤnchner Neueſte Nachrichten 17. Oktober 1917. 
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tiſchen Kräfte Sachſens“ dort fiße, fo konnte mit dieſen „Kräften“ damals 
nur die ſaͤchſiſche Bureaukratie und der Hof gemeint ſein, nicht aber das 
ſaͤchſiſche Parlament. Die einzelſtaatliche Bureaukratie ihrerſeits betrach⸗ 
tete das Reich als eine Art Verſicherungsanſtalt nicht nur fuͤr die Dyna⸗ 
ſtien, ſondern auch fuͤr die eigene Machtſtellung, froh, daß das Dreiklaſſen⸗ 
parlament in Preußen und das preußiſche Beamtentum ſie in ihrem 
kleinen Umkreis frei ſchalten ließ unter der ſtillſchweigenden Bedingung, 
daß ſie ſich des Einfluſſes auf den Gang der Dinge in Berlin enthielten. 
Insbeſondere die bayeriſche Regierung fuhr dabei leidlich. Denn das 
Übliche war, daß für die in den Reichsaͤmtern ausgearbeiteten Praͤſidial⸗ 
vorlagen zunaͤchſt die preußiſchen Stimmen gewonnen und dann Bayern 
ins Vertrauen gezogen, die anderen Regierungen aber meiſt vor die 
vollendete Tatſache geſtellt wurden. 

Ganz unabhaͤngig von Parteiſtellungen muß man ſich nun klarmachen, 
daß dieſer idylliſche Zuſtand zu Ende geht, und daß ſelbſt eine Periode 
der Reaktion, wenn es zum Unheil Deutſchlands den Intereſſenten ge⸗ 
lingen ſollte, ſie jetzt zu organiſieren, den ſpaͤteren Ruͤckſchlag nur ver⸗ 
ſchaͤrfen wuͤrde. Nur auf parlamentariſche Macht geſtuͤtzt, werden die 
Einzelregierungen kuͤnftig ſich im Reich zur Geltung bringen koͤnnen. 
Wie in der aͤußeren Politik die dynaſtiſchen Zuſammenkuͤnfte und Korre⸗ 
ſpondenzen bedeutungslos wurden (in die Schaͤren brachte der Zar nicht 
einmal ſeinen Außenminiſter mit und dieſer ging laͤchelnd uͤber die Zu⸗ 
ſammenkunft zur Tagesordnung uͤber), ſo werden in der inneren Reichs⸗ 
politik die einzelſtaatlichen Parlamente ſtaͤrker mitſprechen und es iſt 
nicht wahrſcheinlich, daß eine nachdruͤckliche Stellungnahme Bayerns, 
hinter welcher ſein Parlament ſteht, leichter unbeachtet bleibt als fruͤher 
eine ſolche ſeiner Regierung. 

Indeſſen in die innerpolitiſchen bayeriſchen Konſequenzen wird ein 
Auswaͤrtiger nicht hineinreden wollen. Hier iſt zu betonen, daß infolge 
der ſteigenden Bedeutung der großen Parlamente (vor allem des demo— 
kratiſierten preußiſchen Landtags) die Regierungen der Einzelſtaaten vor⸗ 
ausſichtlich nur die Wahl haben werden, entweder den großpreußiſchen 
Charakter des Reichs ſich verſtaͤrken zu ſehen, alſo „Vaſallen“ zu werden, 
oder den Strom des parlamentariſchen Lebens in den Kanal des Reiches 
leiten zu helfen und im Reich mit den Mitteln der neuen Verhaͤltniſſe 
Einfluß zu erſtreben. Die Abgeordneten aus den Einzelſtaaten im Reichs⸗ 
tag werden angeſichts der ſchroffen Gegenſaͤtze in der preußiſchen Reiche: 
tagsvertretung notwendig einen ſtark ins Gewicht fallenden Faktor bilden. 
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Was aber den Bundesrat anlangt, ſo widerſpricht es den bayeriſchen 
ebenſo wie den Intereſſen der anderen Bundesſtaaten, durch Aufrecht— 
erhaltung des Art. 9 Satz 2 der Reichsverfaſſung einerſeits die kuͤnftigen 
parlamentariſchen Staatsſckretaͤre, wenn ſie ihr Mandat beibehalten 
wollen, aus dem Bundesrat hinauszudraͤngen, andererſeits die Stellung 
des Reichskanzlers, infolge ſeiner Wurzelloſigkeit im Reichstag, zu einer 
zunehmend rein preußiſchen werden zu laſſen. Es muß vielmehr den 
Bundesſtaaten geſtattet werden, nach Ermeſſen auch Reichstagsabgeordnete 
zu Bundesratsbevollmaͤchtigten zu ernennen, und es muß moͤglich ſein, 
gegebenenfalls dem Reichskanzler und dem Staatsſekretaͤr neben ihrer 
jetzigen Stellung als preußiſchen Stimmentraͤgern im Bundesrat auch 
Einfluß innerhalb der Reichstagsparteien zu erhalten. 

Wie der jetzige Zuſtand wirkt, zeigten die letzten Monate. Der in die 
Reichsregierung hineingenommene Abgeordnete Spahn ſchied aus dem 
Reichstag aus, verlor damit aber jeden Einfluß auf ſeine Partei und die 
Regierung hatte nichts gewonnen. Der neue Reichskanzler wurde ohne 
alle Fuͤhlungnahme mit den großen Parteien ernannt und die Folge 
war, daß er deren Vertrauen nicht genoß und ſich daher die Kuratel des 
Siebenerausſchuſſes gefallen laſſen mußte. Man ſollte ſich wirklich durch 
die Redensart von der „Parlamentariſierung“ des Bundesrats nicht 
ſchrecken und nicht einreden laſſen, daß es Bayerns Einfluß abtraͤglich 
geweſen waͤre, wenn in der Zeit der liberalen Mehrheit etwa der Abg. 
Voͤlk und ſpaͤter der Abg. Frhr. v. Hertling oder der Abg. Frhr. v. Franken⸗ 
fein bayeriſcher Bundesratsbevollmaͤchtigter geweſen und zugleich Ein— 
fluß in der betreffenden Partei behalten haͤtte. Jedenfalls iſt die „Parla— 
mentariſierung“ des Bundesrats in dieſem Sinne nichts, was gerade die 
außerpreußiſchen Bundesſtaaten zu ſcheuen haͤtten. Im Gegenteil. Die 
Sonderſtellung und Eigenart Bayerns bliebe dabei gegen alle zentrali— 
ſtiſchen Vergewaltigungen mindeſtens ſo gut wie bisher geſichert. 

Aber ebenſo wichtig waͤre die Steigerung der poſitiven Anteilnahme 
Bayerns und anderer Mittelſtaaten am Reich. Dieſe Anteilnahme be— 
ruhte bisher auf bloßer Hoͤflichkeit. So wichtig dieſe iſt, ſo wird ſie doch 
in Zukunft nicht ausreichen, um einen legitimen Einfluß der groͤßeren 
Bundesſtaaten an der Vorerwaͤgung, welche ja oft über die Richtung 
politiſcher Schritte bereits entſcheidet, zu ſichern. Gerade dieſer Einfluß 
ſollte auf eine geſicherte rechtliche Unterlage geſtellt werden. Während 
der Beratung des Verfaſſungsausſchuſſes iſt bei der Eroͤrterung der 
Stellung des Reichskanzlers auch die Einfuͤhrung ſeiner Verantwortlich⸗ 
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keit gegenüber dem Bundesrat kurz beſprochen worden. Was könnte fie 
praktiſch bedeuten? Heute bedeutet auch die parlamentariſche Verant⸗ 
wortlichkeit bei uns im Grunde nichts anderes als die Pflicht, Rede zu 
ſtehen. Dieſe Art von Verantwortlichkeit koͤnnte nun auch gegenuͤber dem 
Bundesrat oder beſſer gegenuͤber beſonders dazu verordneten Ausſchuͤſſen 
desſelben mit Nutzen geſchaffen werden. Fuͤr die aͤußere Politik gegen⸗ 
uͤber dem bisher rein dekorativen Bundesratsausſchuß fuͤr auswaͤr⸗ 
tige Angelegenheiten, dem Bayern praͤſidiert. Fuͤr andere Angelegen⸗ 
heiten gegenuͤber aͤhnlichen neu zu bildenden Ausſchuͤſſen. Das Ent⸗ 
ſcheidende waͤre dabei, daß die groͤßeren Bundesſtaaten nun durchzuſetzen 
in der Lage waͤren, daß ſie wenigſtens bei wichtigen Aktionen (in der aus⸗ 
waͤrtigen Politik vor allen Öffentlichen Schritten) bereits im Vorbera⸗ 
tungsſtadium zugezogen werden, damit ihre Regierungen und Parla— 
mentsfuͤhrer ſchon dann Stellung zu nehmen in der Lage ſind. Dafuͤr 
iſt entſcheidend wichtig, daß dieſe Ausſchuͤſſe mit den betreffenden Reſſort⸗ 
chefs und den maßgebenden Parlamentsfuͤhrern in Beruͤhrung ſtehen, 
und das iſt der Fall, wenn dieſe andererſeits zu beanſpruchen das Recht 
erhalten, als Bundesratsbevollmaͤchtigte der gleichen Koͤrperſchaft anzu⸗ 
gehoͤren. Man unterſchaͤtze ſolche „nur beratende“ Gremien nicht. Es iſt 
irrig, daß jeder tatfächliche Einfluß auf die Politik ſich in formellen Stimm: 
rechten ausdruͤcke. Politische Entſchluͤſſe werden ſtets von wenigen gefaßt, 
die dann für fie die anderen zu gewinnen ſuchen. Es iſt nun nicht zu ver⸗ 
kennen, daß im Reich die „Praͤſidialſtimme“, welche in allen militärifchen, 
zoll⸗ und handelspolitiſchen und den wichtigſten Finanzfragen ein Veto 
hat, aus dieſem Grunde und infolge der Vorbereitung der Vorlagen in 
den Reichsaͤmtern an Gewicht ſtark uͤber das bei Schaffung der Verfaſſung 
vorgeſehene Maß gewachſen iſt. 

Die Frage iſt, ob in Zukunft dieſe Stimme eine zunehmend rein 
preußiſche Stimme fein wird, die Entwicklung zum „Öroßpreußen: 
tum“ alſo zunimmt. Das aber wird geſchehen, wenn die Beſeitigung des 
Art. 9 Satz 2 von den Bundesſtaaten aus Angſt vor „Parlamentariſierung“ 
und „Zentkaliſierung“ hintertrieben wird. Im eigenen Intereſſe waͤre 
das ſicher nicht klug. Parlamentariſierung (im obigen Sinn) verbunden 
mit der Schaffung vorberatender, aber zur Erzwingung von Rede und 
Antwort der Zentralbehoͤrden des Reiches berechtigter Ausſchuͤſſe iſt der 
gewieſene Weg, bei Feſtigung des Reichsgedankens zugleich den Einfluß 
der groͤßeren Bundesſtaaten und an ihrer Spitze Bayerns zu ſtaͤrken. 
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Wahlrecht und Demokratie in Deutſchland * 


as weitſchichtige Problem der Demokratie wird hier nur mit Ruͤck⸗ 

ſicht auf die augenblickliche Problemlage bei uns behandelt, der wir 

uns ſofort ohne Umſchweife und allgemeine Betrachtungen zuwenden. 
Das jetzige Reichstagswahlrecht iſt von Bismarck bekanntlich ausſchließ⸗ 
lich aus Demagogie, und zwar teils aus außenpolitiſchen Gruͤnden, teils 
zu innerpolitiſchen Zwecken: für den Kampf feines Caͤſarismus gegen 
das damals widerſpenſtige Buͤrgertum, in ſeinem beruͤhmten Ultimatum 
an den Frankfurter Bundestag auf den Schild gehoben und gegen ſchwere 
Bedenken der damaligen Liberalen eingeführt worden. Zwar feine Hoff⸗ 
nung auf ein konſervatives Verhalten der Maſſen erfüllte fich nicht. Aber 
die Spaltung gerade der fuͤr die moderne ſoziale Gliederung charakteri⸗ 
ſtiſchen Schichten in zwei ſich ebenſo intim beruͤhrende wie, eben deshalb, 
verfeindete Klaſſen: Bürgertum und Proletariat, gab ſpaͤter die Mögliche 
keit — wie Fuͤrſt Hohenlohe bemerkt hat — die Feigheit (Hohenlohe 
ſagt: „Schuͤchternheit“) des Buͤrgertums vor der „Demokratie“ fuͤr die 
Erhaltung der Herrſchaft der Bureaukratie auszunutzen. Dieſe Feigheit 
wirkt bis heute nach. Daß man recht wohl ein Demokrat ſein und dennoch 
Laſſalles Begeiſterung fuͤr jenes Wahlrecht unter den damaligen Um⸗ 
ſtaͤnden ablehnen konnte, zeigt z. B. Eduard Bernſteins Stellungnahme in 
der Einleitung zu deſſen Schriften. Rein ſtaatspolitiſch wäre ſehr wohl die 
Frage aufzuwerfen: ob für die erſten Jahrzehnte der neuen Reichsgruͤn⸗ 
dung ein die Lkonomiſch und ſozial prominenten und politiſch (damals) 
geſchulten Schichten etwas ſtaͤrker privilegierendes Wahlrecht — etwa 
ſo wie es das bisherige engliſche tat — den inneren und aͤußeren Ausbau 
des Reichs, vor allem: die Eingewoͤhnung in parlamentariſche verant⸗ 
wortliche Mitarbeit, nicht erleichtert haͤtte. Doktrinaͤre „Wahlrechts⸗ 
Orthodoxie“ wollen wir hier nicht treiben. Aber das Beiſpiel Oſterreichs 
unter Graf Taaffe zeigt: daß alle nur durch Wahlrechtsprivilegien in der 
Macht erhaltenen bürgerlichen Parteien heute nicht in der Lage find, dem 
Beamtentum die demagogiſche Waffe der Drohung mit dem gleichen 
Wahlrecht zu laſſen, ohne daß fie bei jeder ernſtlichen Gefaͤhrdung bureau⸗ 

) Dezember 1917. | 
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kratiſcher Machtintereſſen auch von ihm gegen fie gebraucht wird. Ganz 
ebenſo waͤre es den deutſchen buͤrgerlichen Parteien Bismarck gegenuͤber 
gegangen, wenn fie das gleiche Wahlrecht abgelehnt hätten. Und Ungarns 
Beiſpiel lehrt, daß ſogar die ſtaͤrkſten Gegenintereſſen einer herrſchenden 
ſtaatsklugen Nationalität gegen das gleiche Wahlrecht es nicht dauernd 
verhindern, daß im Konkurrenzkampf ihrer eigenen Parteien dennoch die 
Parole eben dieſes Wahlrechts ausgeſpielt, dadurch ideell propagiert und 
ſchließlich einmal durchgefuͤhrt wird. Immer wieder finden ſich — und 
das iſt kein Zufall — politiſche Gelegenheiten, bei denen es auf dem Plan 
erſcheint. Gleichviel wie es damit anderwaͤrts liegt, fuͤr Deutſchland jeden⸗ 
falls ſteht ſeit Bismarck feſt, daß ein anderes Wahlrecht nie mehr am Ende 
von Wahlrechtskaͤmpfen ſtehen kann. Und waͤhrend andere Fragen des 
Wahlrechts (z. B. das Proportionalwahlrecht) bei aller politiſchen Wich⸗ 
tigkeit doch als „techniſche“ empfunden werden, iſt die Frage der Gleich⸗ 
heit des Wahlrechts eben auch ſubjektiv eine ſo rein politiſche, daß ihr ein 
Ende gemacht werden muß, wenn man ſterile Kämpfe vermeiden will. 
Schon dies iſt ſtaatspolitiſch entſcheidend. Der 4. Auguſt 1914 und die 
Zeit nachher zeigte aber auch, daß dies Wahlrecht bei entſcheidenden 
politiſchen Proben ſich bewaͤhrt, wenn man damit zu regieren verſteht 
und den guten Willen dazu hat. Es wuͤrde dauernd ganz ebenſo gut 
funktionieren, wenn das gleiche Stimmrecht ſeinen Gewaͤhlten die Ver⸗ 
antwortlichkeit der an der Macht im Staat wirklich mitbeſtimmend 
Beteiligten auferlegte. Überall ſind mitherrſchende demokratiſche 
Parteien Träger des Nationalismus. 

Der zunehmende Nationalismus gerade der Maſſen iſt nur natürlich 
in einem Zeitalter, welches die Teilnahme an den Guͤtern der nationalen 
Kultur, deren Traͤger nun einmal die nationale Sprache iſt, zunehmend 
demokratiſiert. Schon das wahrlich beſcheidene Maß faktiſcher und pre⸗ 
kaͤrer Anteilnahme, welches den Vertretern der radikalen Demokratie 
im Kriege bei uns eingeraͤumt wurde, genuͤgte, ſie in den Dienſt ſachlicher 
nationaler Politik treten zu laſſen. Sehr im Gegenſatz zu der Pluto⸗ 
kratie des preußiſchen Landtags, die im dritten Kriegsjahr wahrhaftig 
nichts Beſſeres zu tun wußte, als: ein Geſetz zur Nobilitierung von 
Kriegsgewinnen zu beraten. Statt daß im deutſchen Oſten neues 
Bauernland bereitgeſtellt wuͤrde: — und wir koͤnnten noch den Mann⸗ 
ſchaftsbeſtand für 10 Armeekorps durch neue Bauernſtellen beſchaffen —, 
ſollte hinter dem Ruͤcken des kaͤmpfenden Heeres der deutſche Boden den 
Eitelkeitszwecken der Kriegsparvenuͤ-Plutokratie für Fideikommißſtif⸗ 
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tungen zwecks Erlangung des Adelstitels ausgeliefert werden. Dieſe 
bloße Tatſache iſt Kritik des Klaſſenwahlrechts genug. — 

Die innere Unhaltbarkeit dieſes und jedes aͤhnlich wirkenden Wahl⸗ 
rechts liegt aber auch an ſich auf der Hand. Bei Fortbeſtand der preußiſchen 
Dreiklaſſengliederung würde ſich die ganze Maſſe der heimkehrenden Krie⸗ 
ger einflußlos in der unterſten Klaſſe befinden, in den Vorzugsklaſſen 
aber: die Daheimgebliebenen, denen inzwiſchen Kundſchaft und 
Arbeitsſtellen jener zugefallen, die im Kriege oder durch den Krieg reich 
geworden oder doch intakt geblieben ſind, und deren ſchon vorhandenen 
oder neuerworbenen Beſitz jene durch den Krieg politiſch Deklaſſierten 
mit ihrem Blut draußen verteidigt haben. Gewiß iſt die Politik kein 
ethiſches Geſchaͤft. Aber es gibt immerhin ein gewiſſes Mindeſtmaß 
von Schamgefuͤhl und Anſtandspflicht, welche auch in der Politik nicht un⸗ 
geſtraft verletzt werden. 

Welches andere Wahlrecht koͤnnte an ſeine Stelle treten? Bei den 
Literaten erfreuen ſich allerhand Pluralwahlſyſteme großer Beliebtheit. 
Welche aber? Soll der Familienſtand, etwa durch Zuſatzſtimmen, pri⸗ 
vilegiert werden? Die Unterſchichten des Proletariats und die Bauern 
auf den aͤrmſten Boͤden, uͤberhaupt aber alle Schichten mit der geringſten 
oͤkonomiſchen Vorausſicht, heiraten am fruͤheſten und haben die meiften 
Kinder. Oder — der Lieblingstraum der Literaten — die „Bildung“? 
Unterſchiede der „Bildung“ ſind heute, gegenuͤber dem klaſſen bildenden 
Element der Beſitz⸗ und oͤkonomiſchen Funktionsgliederung, zweifellos 
der wichtigſte eigentlich ſtaͤnd e bildende Unterſchied. Weſentlich kraft 
des ſozialen Preſtiges der Bildung behauptet ſich der moderne Offizier 
vor der Front, der moderne Beamte innerhalb der ſozialen Gemein⸗ 
ſchaft. Unterſchiede der Bildung ſind — man mag das noch ſo ſehr be⸗ 
dauern — eine der allerftärkften rein innerlich wirkenden ſozialen Schran⸗ 
ken. Vor allem in Deutſchland, wo faſt die ſaͤmtlichen privilegierten 
Stellungen innerhalb und außerhalb des Staatsdienſtes nicht nur an eine 
Qualifikation von Fachwiſſen, ſondern außerdem von „allgemeiner 
Bildung“ geknuͤpft und das ganze Schul- und Hochſchulſyſtem in deren 
Dienſt geſtellt iſt. Alle unſere Examensdiplome verbriefen auch und vor 
allem dieſen ſtaͤndiſch wichtigen Beſitz. Alſo koͤnnte man fie der Wahl⸗ 
rechtsgliederung zugrunde legen. Welche aber? Sollen die Doktor⸗ 
fabriken der Hochſchulen oder die Maturitätszeugniffe der Mittelſchulen 
oder ſoll etwa das Einjaͤhrigenzeugnis die politiſche „Reife“ beglaubigen? 
Rein quantitativ bedeutet das ganz gewaltige Unterſchiede, und mit der 
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letztgenannten, der Maſſe nach ſtark ins Gewicht fallenden, Mehrſtimm⸗ 
rechtsqualifikation konnte man politiſch recht eigenartige Erfahrungen 
machen. Vor allem aber: Soll wirklich das Era mensdiplom, welchem 
ſchon die Maſſe aller Amter ausgeliefert iſt, und die dadurch patentierte 
Schicht mit ihren ſozialen Praͤtenſionen noch weiter privilegiert werden? 
Soll dem Pfruͤndenhunger der examinierten Amtsanwaͤrter — deren 
Zahl durch die Frequenzkonkurrenz der Hochſchulen und den ſozialen Ehr⸗ 
geiz der Eltern fuͤr ihre Kinder ungeheuer uͤber den Bedarf geſteigert iſt 
— die Macht uͤber den Staat zugewendet werden? Und was hat eigent⸗ 
lich der Doktor der Phyſik oder der Philoſophie oder Philologie mit 
politiſcher Reife zu tun? Jeder Unternehmer und jeder Gewerkſchafts⸗ 
führer, der, im freien Kampf um das oͤkonomiſche Daſein ſtehend, die 
Struktur des Staates taglich am eigenen Leibe ſpuͤrt, weiß mehr von 
Politik als derjenige, dem der Staat nur die Kaſſe iſt, aus der er kraft 
Bildungspatentes eine ſtandesgemaͤße, ſichere, penſionsfaͤhige Einnahme 
erhält. 

Oder — eines der Lieblingskinder aller kurzſichtigen „Ordnungsphi⸗ 
liſter“ — ein Mittelſtandswahlrecht, alſo etwa: Privilegierung der 
Inhaber „ſelbſtaͤndiger“ Betriebe oder dergleichen? Abgeſehen davon, 
daß auch dies die Daheimgebliebenen gegenuͤber den Kriegern be⸗ 
vorzugen wuͤrde, — was bedeutete es fuͤr den „Geiſt“ der kuͤnftigen 
deutſchen Politik? 

Von den wirtſchaftlichen Bedingungen der deutſchen Zukunft laſſen 
ſich mit Sicherheit heute nur drei vorausberechnen. Zunaͤchſt: die Not⸗ 
wendigkeit einer ungeheuren Intenſivierung und Rationaliſierung 
der wirtſchaftlichen Arbeit. Nicht, damit das deutſche Daſein reich und 
glaͤnzend, ſondern damit das Daſein der Maſſen bei uns uͤberhaupt 
moͤglich ſei. Es iſt angeſichts des eiſernen Fruͤhlings, den uns der Frieden 
bringen wird, ein Frevel, wenn jetzt Literaten der verſchiedenſten Lager 
den deutſchen „Arbeitsgeiſt“ als die nationale Erbſuͤnde und ein gemaͤch⸗ 
licheres Daſein als Zukunftsideal hinſtellen. Das ſind Sch marotzer⸗ 
ideale einer Pfruͤndner⸗ und Rentnerſchicht, welche den ſchweren All⸗ 
tag der geiſtig und koͤrperlich arbeitenden Mitbuͤrger an ihrem Tinten⸗ 
faßhorizont meſſen zu wollen ſich erdreiſtet. Wie vollends die kindliche 
Literaten vorſtellung vom „Segen“ der genuͤgſamen Armut der guten alten 
Zeit, den Deutſchland als Frucht des Krieges wieder genießen werde, 
in der Realität ausſehen wuͤrde, lehrt die zweite unzweifelhafte Zus 
kunftstatſache: daß der Krieg uns fuͤr 100 Milliarden Kapitalwert neue 
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Rentner hinterlaſſen wird. Schon vor dem Krieg war die relative ſta⸗ 
titiſche Zunahme der reinen Rentner bedenklich groß für eine auf den 
Wettkampf mit den großen Arbeitsvoͤlkern der Erde angewieſene Nation. 
Fuͤr dieſe nunmehr ganz ungeheuer in die Breite gewachſene Schicht 
werden die wirtſchaftlich arbeitenden Staatsbuͤrger die Rente zu beſchaffen 
haben. Teils in der Entſtehung großer neuer Papiervermoͤgen, teils aber 
auch in der Verwandlung der vorhandenen Vermoͤgen durch Anleihe— 
zeichnung aͤußert ſich die Umgeſtaltung. Denn wenn ein Vermoͤgens⸗ 
beſitzer heute ſtatt Dividendenpapieren (alſo: Anteilen an privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Unternehmungen) ſtaatliche Rentenverſchreibungen in ſeinen 
Bankdepots hat, — was bedeutet das? Ein „Rentner“, deſſen Ein⸗ 
kommen die Banken mit der Couponſchere beſchaffen, iſt er formell in 
beiden Fällen. Allein: wenn ihm früher die Dividendenpapiere Einnah⸗ 
men brachten, dann bedeutete dies: daß auf einem Kontor und in einem 
betriebstechniſchen Bureau — Stätten geiſtiger Arbeit fo gut und oft 
beſſer als irgendeine Gelehrtenſtube es iſt — und daß in den Maſchinen⸗ 
ſaͤlen von Fabriken von kaufmaͤnniſchen und techniſchen Leitern, Ange⸗ 
ſtellten, Meiſtern und Arbeitern ſcharf und hart gearbeitet, Guͤter fuͤr 
einen vorhandenen Maſſenbegehr hergeſtellt, Menſchen ihr Lohn und 
Brot beſchafft wurde, dies alles in der Vollkommenheit oder Unvoll⸗ 


kommenheit, wie dies nun einmal die heutige noch auf lange gültige 


Wirtſchaftsordnung geſtattet. Fuͤr die Leiter hat dabei die oͤkonomiſche 
und ſoziale Macht⸗ und Rangſtellung, fuͤr die Angeſtellten und Arbeiter 
die Brotſtelle im Kampf um den Markt auf dem Spiele geſtanden, und 
dieſer Kampf iſt gewonnen worden: das „beweiſt“ die Dividende. Wenn 
er dagegen jetzt Zinſen von ſeinen ſtaatlichen Rentenpapieren bezieht, 
ſo bedeutet dies: daß der Steuererelutor oder der Zollbeamte oder ihres⸗ 
gleichen den Zahlungspflichtigen das Geld erfolgreich aus der Taſche 
geholt haben und dafuͤr bezahlt worden ſind, und daß auf ſtaatlichen 
Bureaus nach Reglement und Anweiſung die geforderte Arbeit abgeleiſtet 
wurde. Natuͤrlich muß beides geſchehen, die privatwirtſchaftliche wie die 
Raatliche Arbeit. Aber es liegt auf der flachen Hand, daß die ganze Zu⸗ 
kunft Deutſchlands, wirtſchaftlich und politiſch, die Lebenshaltung der 
Maſſen ſowohl wie die Beſchaffung von Mitteln für Kulturbedürfniffe, 
in erſter Linie daran hängt, daß die Intenſitaͤt der deutſchen wirtſchaft— 
lichen Arbeit nicht herabgeſetzt wird, daß — wie man es auch ausdruͤcken 
kann — die Rentnergeſinnung: die typiſch franzoͤſiſche innere Hals 
tung der dortigen Kleinbürgere und Bauernſchichten zum Wirtſchafts⸗ 
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leben, in der deutſchen Nation nicht noch mehr, als es ohnedies geſchieht, 
uͤberhand nimmt. Denn das wuͤrde die wirtſchaftliche Laͤhmung Deutſch⸗ 
lands bedeuten und — eine noch rapidere Propagierung des ohnehin ſich 
ſchnell ausbreitenden Zweikinderſyſtems. Außerdem noch einen anderen 
Zug der franzoͤſiſchen Zuſtaͤnde: die Abhaͤngigkeit von den Banken. Die 
Unwiſſenheit der Literaten, welche das Rentenvermoͤgen des Coupon⸗ 
ſchneiders von dem Erwerbskapital des Unternehmers nicht zu unter 
ſcheiden vermag und dem letzteren mit ebenſoviel Reſſentiment wie dem 
erſteren mit begehrlichem Wohlwollen gegenuͤberſteht, hat von der Rolle 
etwas laͤuten gehoͤrt, welche im parlamentariſchen Regime Frankreichs 
das „Finanzkapital“ ſpielt, ſowohl bei ſachlichen Maßregeln (Steuern), 
wie bei der Auswahl der Miniſter, und meint natürlich, daß dies eine 
Folge des gefuͤrchteten „Parlamentarismus“ ſei. Aber es iſt in Wahr⸗ 
heit die Folge davon, daß Frankreich ein Rentnerſtaat iſt, daß die 
Kreditwuͤrdigkeit der jeweiligen Staatsregierung, wie ſie ſich 
in dem Boͤrſenkurſe der Staatsrenten ausdruͤckt, fuͤr die Millionen mitt⸗ 
lerer und kleinerer Rentner ſchlechthin die Frage iſt, nach welcher ſie den 
Wert der Miniſter tarieren, daß deshalb die Banken bei der Miniſter⸗ 
auswahl oft irgendwie mitwirken oder geradezu konſultiert werden. Von 
jeder, ganz gleichviel ob monarchiſchen oder parlamentariſchen oder 
plebifzitären Regierung wuͤrden ſie beruͤckſichtigt werden muͤſſen, 
ganz ebenſo wie ein Schuldnerſtaat wie der ruſſiſche Zarismus 1906 feine 
„Verfaſſung“ und nachher wieder den „Staatsſtreich“ machte, weil in 
beiden Fällen die Stimmung der auswärtigen Boͤrſen: die Quelle feines 
Kredits, es verlangte. Fortſchreitende Verſtaatlichung gegen Ausgabe 
von Staatsrenten bei uns, vor allem aber: die Zunahme der mittleren 
und kleinen Staatsrentenpapierbeſitzer, wuͤrde bei uns genau die gleichen 
Folgen haben, ganz einerlei ob Demokratie oder Parlamentarismus be⸗ 
ſteht oder monarchiſche Regierung. Waͤhrend die Beziehung des engliſchen 
Staates zum Kapitalismus vornehmlich eine ſolche zum Erwerbskapita⸗ 
lismus war, welcher der Ausdehnung der Macht und des Volkstums uͤber 
die Erde hin gedient hat. Welche Maßregeln finanzpolitiſcher Art nun in 
Deutſchland dazu dienen koͤnnen, jene erſtickende Rentenlaſt abzuwaͤlzen 
und doch den Anſpruͤchen und Erwartungen der Anleihezeichner voll zu 
genuͤgen, iſt eine gewichtige Frage fuͤr ſich. Wirtſchaftspolitiſch iſt jeden⸗ 
falls die hoͤchſtmoͤgliche Rationaliſierung der wirtſchaftlichen Arbeit, alſo 
die oͤkonomiſche Praͤmiierung der rationalen Wirtſchaftlichkeit der Pro 
duktion, alſo: des „Fortſchrittes“ in dieſem techniſch⸗oͤkonomiſchen Sinn, 
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— mag man ihn nun an ſich haſſen oder lieben, — eine Lebensfrage für 
die Weltſtellung nicht nur, ſondern einfach für die Möglichkeit einer ers 
traͤglichen Exiſtenz der Nation überhaupt. Und deshalb iſt es eine ges 
bieteriſche politiſche Notwendigkeit, daß den Traͤgern dieſer rationalen 
Arbeit wenigſtens jenes Mindeſtmaß politiſchen Einfluſſes zugewendet 
wird, welches ihnen nur das gleiche Wahlrecht gewaͤhrt. Denn in jenem 
einen wichtigen Punkt: dem Intereſſe an der Wirtſchafts rationali⸗ 
ſierung, iſt, trotz aller ſozialen Gegenſätze, das Intereſſe der Arbeiter⸗ 
ſchaft mit dem der organiſatoriſch hoch ſt ſtehenden Unternehmer und 
ſind beide mit dem politiſchen Intereſſe an der Erhaltung der Weltſtellung 
der Nation, nicht immer in den Einzelheiten, wohl aber im Prinzip, 
identiſch und ſchnurſtracks entgegengeſetzt dem Intereſſe aller Pfruͤndner⸗ 
ſchichten und aller ihnen kongenialen Vertreter oͤkonomiſcher Stagnation. 
Und es ſcheint die hoͤchſte Zeit, daß der Einfluß jener Schichten eingeſetzt 
wird an einem Punkt, deſſen prinzipiell falſche Behandlung ſchon jetzt 
einen Schatten auf unſere Zukunft vorauswerfen koͤnnte. Denn — das 
ift die dritte völlig ſichere Zukunftsperſpektive — wir werden für Jahre 
im Zeichen einer „UÜbergangswirtſchaft“ ſtehen mit Rationierung 
der Rohſtoffzuteilung, der Zuweiſung internationaler Zahlungsmittel 
und womoͤglich: der Betriebe ſelbſt und ihrer Kundſchaft. Es iſt klar, 
daß dies eine nie wiederkehrende Gelegenheit fein kann ſowohl im Sinne 
der Rationaliſierung der Wirtſchaft wie auch, genau umgekehrt, eine 
Fundgrube für ſogenannte mittelftändlerifhe Experimente im denkbar 
uͤbelſten Sinne dieſes faſt ſtets mißbrauchten Wortes. Mit Hilfe eines 
ſtaatlichen Bezugsſcheinſyſtems und verwandter Mittel koͤnnte man „ſelb⸗ 
ſtaͤndige“ Bettelexiſtenzen aller Art, vor allem das Ideal jedes Klein⸗ 
kapitaliſten: bettelhafte, aber bequeme, La dentiſchexiſtenzen und ihres⸗ 
gleichen, in Maſſe ſubventionieren, welche das gerade Gegenteil einer 
Intenſivierung und Rationaliſierung unſerer Wirtſchaft bedeuten wuͤrden: 
die Zuͤchtung von Schmarotzern und Tagedieben, Traͤgern jener „Ge⸗ 
maͤchlicheit“, die das Zukunftsideal der Literaten iſt. Was wuͤrde das be⸗ 
deuten? Die „Veroͤſterreicherung“ Deutſchlands. Und zwar in 
jenem Punkte, der von den Oſterreichern ſelbſt als eine der Hauptquellen 
alles deſſen angeſehen wird, was ſie bei ſich als „Schlamperei“ bezeichnen. 
Denn ſoviel wir auf dem Gebiet dev Geſchmackskultur und geſellſchaft⸗ 
lichen Erziehung von ihnen zu lernen haͤtten — allen Grund, uns zu 
bedanken hätten wir für die Übernahme ihrer „Mittelſtandspolitik“, deren 
wunderbare Fruͤchte man in den dicken Baͤnden der Entſcheidungen uͤber 
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ſolche Fragen wie: ob das Benageln eines Stuhls Tapezier= oder Tiſchler⸗ 
arbeit ſei, ſtudieren kann. Die Gefahr aber, daß etwas Ahnliches geſchieht, 
iſt nicht gering. Denn es gibt in den heute maßgebenden Schichten zweifel⸗ 
los Politiker, welche unbelehrbar der Meinung bleiben: daß auf dem gen 
Himmel ſtinkenden Sumpf von Faulheit und Schlamperei, den man 
dadurch ins Leben rufen wuͤrde, am beſten die Fundamente deſſen, 
was ſie „monarchiſche Geſinnung“ nennen, d. h.: eine die Machtſtellung 
der Bureaukratie und der wirtſchaftlich reaktionaͤren Gewalten unan⸗ 
getaſtet laſſenden bierſeligen Fuͤgſamkeit, gelegt werden koͤnnten. Denkt 
man ſich nun gar Wahlrechtsprivilegien fuͤr jene Schichten, welche eine 
ſolche Politik gern zuͤchten moͤchte, ſo kann man ſich leicht vorſtellen, wie 
das wirkt: im Sinne der Lähmung Deutſchlands, oͤkonomiſch und 
politiſch. Wer dieſe Lähmung aus irgendeinem poſitiven religiöfen oder 
anderen letzten metaphyſiſchen Glauben heraus will, — nun wohl! 
er bekenne ſich offen dazu. Aber aus erbaͤrmlicher Feigheit vor der 
De mokratie ſoll man fie nicht wollen, und eben jene Feigheit: Angſt 
um die Erſchuͤtterung der Legitimität des Beſitzes und der heute in Kraft 
ſtehenden ſozialen Poſitionen, iſt das derzeit zentrale Motiv, es zu tun. 

Zu den dilettantiſchen Seifenblaſen, welche deutſche Literateninſtinkte 
immer neu hervortreiben, gehoͤren nun auch alle jene zahlreichen Unge⸗ 
danken, welche unter der Firma: „berufsſtaͤndiſche Vertretung“ kur⸗ 
ſieren. Sie haͤngen mit allerhand konfuſen Vorſtellungen von der Zu⸗ 
kunft unſerer Wirtſchaftsorganiſation eng zuſammen. Es iſt erinnerlich, 
daß ſchon die Art der Organiſation der Unfallverſicherung in Berufs⸗ 
genoſſenſchaften die Erwartung einflußreicher Literatenkreiſe erregte 
(und zum Teil ihr entſtammte): hiermit werde der erſte Schritt zu einem 
„organiſchen Aufbau“ der Volkswirtſchaft getan, — und man koͤnnte auch 
wiſſen, was daraus geworden iſt. Und heute erwartet mancher von den 
vorwiegend finanz⸗ und valutapolitiſch bedingten wirtſchaftlichen Zukunfts⸗ 
organiſationen gar, daß fie ſich als Drachentoͤter gegen den unruheſtif⸗ 
tenden Vater alles Boͤſen, den „Kapitalismus“, erweiſen werden. Man 
ſtellt ſich dabei die „Gemeinwirtſchaft“, „Solidaritaͤtswirtſchaft“, „Ge: 
noſſenſchaftswirtſchaft“ (oder wie die Phraſen lauten) der Kriegszeit 
und der durch ſie geſchaffenen Zwangsorganiſationen, kindlich genug, 
als Vorlaͤufer einer kuͤnftigen prinzipiellen Anderung der „Wirtſchafts⸗ 
geſinnung“ vor, welche die abhanden gekommene „Wirtſchaftsethik“ der 
Vergangenheit auf hoͤherer Stufe „organiſch“ wiedererſtehen laſſen werde. 
Dabei iſt nun vor allem die profunde Ignoranz unſerer Literaten uͤber 
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das Weſen des Kapitalismus das, was jeden mit den Verhältniffen Ver⸗ 
trauten ſo ungeduldig macht. Es iſt noch das wenigſte, wenn dieſe heilige 
Einfalt etwa die Kriegsgewinne der Firma Krupp mit den Kriegsgewinnen 
irgendeines Malzſchiebers in einen Topf wirft, weil ja beides Produkte 
von „Kapitalismus“ ſeien. Wichtiger iſt, daß ſie von dem abgrundtiefen 
Gegenſatz alles von der rein politiſchen Konjunktur: von Staatsliefe⸗ 
rungen, Kriegsfinanzierungen, Schleichhandelsgewinnſten und all ſolchen 
durch den Krieg wieder gigantiſch geſteigerten Gelegenheits- und Raub: 
chancen lebenden Kapitalismus und ſeiner Abenteurergewinnſte und 
⸗riſiken gegenüber der Rentabilitaͤtskalkulation des buͤrgerlichen ratio: 
nalen Betriebs der Friedenszeit nicht die geringſte Ahnung hat. Was 
auf dem Kontor eines ſolchen Betriebes eigentlich geſchieht, iſt ihr ein 
Buch mit ſieben Siegeln. Daß ferner die grundlegende „Geſinnung“, 
oder wenn man es ſo ausdruͤcken will: das „Ethos“ jener beiden verſchie⸗ 
denen Arten von Kapitalismus untereinander ſo entgegengeſetzt iſt, wie 
zwei geiſtige und ſittliche Potenzen es uͤberhaupt zu ſein vermoͤgen, daß 
die eine: der rein politiſch verankerte „Raubkapitalismus“, ſo uralt iſt 
wie die uns bekannte Geſchichte von Militaͤrſtaaten uͤberhaupt, die andere 
aber ein ſpezifiſches Produkt des modernen europaͤiſchen Menſchentums, 
davon ahnt ſie natuͤrlich gar nichts. Wenn man einmal ethiſch unter⸗ 
ſcheiden will (und das iſt hier immerhin moͤglich), dann beſteht ja die 
eigentuͤmliche Lage eben darin, daß gerade die in der perſoͤnlichen Ge⸗ 
ſchaͤftsethik hoͤchſtſtehende — im Durchſchnitt weit höher als irgendeine 
hiſtoriſch wirklich real geweſene, und nicht nur von Philoſophen und Li⸗ 
teraten gepredigte, ö lonomiſche Durchſchnittsethik irgendeines Zeit⸗ 
alters ſtehende — rational⸗kapitaliſtiſche Betriebsethik dieſer 
zweiten Art von „Kapitalismus“: die Ethik der Berufspflicht und Berufs⸗ 
ehre es iſt, die jenes eherne Gehaͤuſe hergeſtellt hat und erhaͤlt, durch 
welches die wirtſchaftliche Arbeit ihr heutiges Gepraͤge und Schickſal 
empfaͤngt und natuͤrlich nur um ſo mehr und endguͤltiger empfangen wird, 
wenn man an Stelle des Gegenſatzes zwiſchen privatkapitaliſtiſcher und 
ſtaatlicher Bureaukratie durch „Vergemeinwirtſchaftung“ der Betriebe 
eine einheitlich den Arbeitern uͤbergeordnete Bureaukratie ſchaffen 
wuͤrde, gegen die es kein Gegengewicht außerhalb ihrer ſelbſt mehr gaͤbe. 
Um aber hier bei jenem Gegenſatz zu bleiben: nicht jene Gewinnſte, die 
nach dem beruͤchtigten Satz gemacht wurden: daß man „die Millionen 
nicht verdient, ohne mit dem Armel an das Zuchthaus zu ſtreifen“, 
ſondern gerade jene Rentabilität, welche nach dem Grundſatz erzielt wurde: 
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„honesty is the best policy“, wurde der Träger des ſpezifiſch modernen 
Kapitalismus als eines die Wirtſchaft und durch ſie das Alltagsſchickſal 
der Menſchen unentrinnbar beherrſchenden Syſte ms. Hat denn wohl 
jemand von dieſen ſchreibſeligen Ideologen einer getraͤumten wirtſchaft⸗ 
lichen Solidaritaͤtsethik einmal einen Blick hinter die Vorhaͤnge unſerer 
„Kriegsgemeinwirtſchaft“ getan und geſehen, was unter ihrer Einwir⸗ 
kung aus dem angeblich durch ſie zu erdroſſelnden „Erwerbstrieb“ ge⸗ 
worden iſt? Ein wilder Tanz um das goldene Kalb, ein haſardierendes 
Haſchen nach jenen Zufallschancen, welche durch alle Poren dieſes 
bureaukratiſchen Syſtems quellen, ein Verluſt jedes Maßſtabes für irgend⸗ 
welche wie im mer gearteten geſchaͤftsethiſchen Unterſcheidungen und 
Hemmungen und — ein eherner Zwang fuͤr jeden, auch den gewiſſen⸗ 
hafteſten, Geſchaͤftsmann, bei Strafe des oͤkonomiſchen Untergangs 
mit den Hyaͤnen dieſer beiſpielloſen Schaͤdelſtaͤtte aller Wirtſchafts⸗ 
ethik mitzuheulen und mitzutun, — genau ſo oder vielmehr in weit un⸗ 
geheuerlicherem Maßſtab ſo, wie es zu allen Zeiten geweſen iſt, wenn 
kapitaliſtiſche Erwerbschancen ſich an die Fußſtapfen des Kriegsgottes 
oder — des heiligen Bureaukratius hefteten. Generationen werden ver⸗ 
gehen, bis die Nachwirkungen dieſer Zerſetzung des normalen buͤrgerlich⸗ 
kapitaliſtiſchen Ethos wieder ausgetilgt ſind — und das ſoll die Grund⸗ 
lage einer neuen Wirtſchaftsethik ſein? Wir werden uns zu bemuͤhen 
haben, zunaͤchſt das Niveau der alten wieder zu erreichen! Doch das 
alles nur nebenbei. 

Rationale Zweckverbandsbildungen groͤßten Stils werden die 
Kriegswirtſchaft abloͤſen. Aber doch wahrhaftig keine „organiſch“ auf 
dem Boden der natuͤrlich gewachſenen oder aus primaͤren inneren 
menſchlichen Beziehungen heraus entfalteten Gemeinſchaftsverhaͤltniſſe 
und Gebilde von jener innerlichen Eigenart, wie ſie Familie, Sippe, 
Gemeinde, die feudalen und grundherrlichen Beziehungen und auch noch 
die Zuͤnfte, Gilden, ſogar die Staͤndeeinungen des Mittelalters immerhin 
in verſchieden ſtarkem Maße an ſich trugen. Wer von dem Gegenſatz 
aller modernen rationalen Zweckverbaͤnde zu ihnen noch keine Ahnung 
hat, der begebe ſich zunaͤchſt in die ſoziologiſche Abe-Schule, ehe er ans 
faͤngt, den Buͤchermarkt mit ſeiner Literateneitelkeit zu behelligen. Daß 
der einzelne nicht einem, ſondern oft zahlreichen ſolcher Gebilde zugleich 
angehoͤren muͤßte, wuͤrde zwar einem auf ihnen aufgebauten Wahlrecht 
die Qualitat einer „Volksvertretung“ nehmen, es aber nicht ſchon dazu 
verdammen, Unſinn zu ſein. Es waͤre eben „Intereſſenvertretung“: 
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die Vergangenheit kannte Ähnliches. Aber man braucht nur die erſten 
Anfaͤnge eines Verſuchs zu machen, die typiſchen Figuren der modernen 
Wirtſchaft nach „Berufen“ ſo zu gruppieren, daß die entſtehenden Grup⸗ 
pen als Wa hlkoͤrperſchaften für eine allgemeine Volksvertretung 
brauchbar waͤren — dann ſteht man vor dem vollendeten Unſinn. Gleich 
die eigentlichen „Leiter“ des Wirtſchaftsſyſtems finden einfach gar keinen 
Platz. Unter welche „Berufe“ — es ſtuͤnden deren Dutzende zur Wahl — 
ſollen die Herren Stinnes, Thyſſen, Krupp v. Bohlen, Graf Henckel⸗ 
Donnersmarck, v. Mendelſohn, Rathenau, die perſoͤnlich haftenden Ge⸗ 
ſellſchafter der Disconto⸗Geſellſchaft ulm. verteilt oder ſollen fie vielleicht 
in einer einzigen Wahlkoͤrperſchaft der „Rieſenunternehmer“ vereinigt 
werden? Und ſollen andererſeits die Generaldirektoren Kirdorf, Hugen⸗ 
berg und ihresgleichen unter die „Betriebsbeamten“ der einzelnen „Be⸗ 
rufe“ verteilt werden, oder was geſchieht mit ihnen? So aber geht es 
nun von dieſen hoͤchſten Spitzen des kapitaliſtiſchen Getriebes bis zum 
unterſten Boden. Gerade die wirklich wichtigſten von den Steuerleuten 
der heutigen Wirtſchaft entziehen fich überall, bis zum Engrosſortimenter 
und Betriebsvorſtand herunter, jeder Einordnung unter materiell zu⸗ 
treffende Kategorien. Denn uͤberall muͤßte ja fuͤr die Abgrenzung der 
Wahlkoͤrperſchaften ein for males Merkmal gefunden werden, dem aber 
unter den heutigen wirtſchaftlichen Verhaͤltniſſen der materielle, oͤkono⸗ 
miſche Sinn der betreffenden Stellung hundertfaͤltig ins Geſicht ſchluͤge. 
Unfere moderne Wirtſchaft zeichnet ſich ja im Gegenſatz zur ſtaͤn diſch 
gebundenen Wirtſchaft gerade dadurch aus, daß man aus der aͤußeren 
Stellung faſt nie entnehmen kann, welche oͤkonomiſche Funktion dem 
einzelnen eignet, daß auch die eingehendſte Berufsſtatiſtik noch nicht das 
geringſte von der inneren Struktur der Wirtſchaft verraͤt. So wenig man 
in dem Landſchaftsbild einer ſchoͤnen Standesherrſchaft ihre Hypotheken⸗ 
belaſtung ſieht, ſo wenig ſieht man einem Ladeninhaber an, was er oͤko⸗ 
nomiſch iſt: ob ein Filialbetriebsbeſitzer, ein Angeſtellter oder feſt ge⸗ 
dundener Klient einer kapitaliſtiſchen Macht (z. B. einer Brauerei), ein 
wirklich ſelbſtaͤndiger Detailliſt oder was ſonſt. Ebenſowenig einem „ſelb⸗ 
ſtaͤndigen Handwerker“, ob er Hausinduſtrieller, Zwiſchenmeiſter oder 
ſelbſtaͤndiger Kleinkapitaliſt oder handwerksmaͤßiger Kundenarbeiter iſt. 
Und das find noch die einfachſten Fälle! Vollends die immer wieder neu 
auftauchende naive Literaten⸗Vorſtellung, daß dies der Weg ſei, um die 
heute in „verhuͤllter“ Art ſich bei den Parlamentswahlen geltend machende 
Macht der materiellen Intereſſen „offen“ und alſo „ehrlich“ ſich „im Kreiſe 
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der Berufsgenoſſen“ auswirken zu laſſen, gehört in die politifche Klein: 
kinderſtube. Tauſendfach ſind die Draͤhte, an welchen kapitaliſtiſche Ge⸗ 
walten den „ſelbſtaͤndigen“ Kleinhaͤndler und Handwerker nicht nur, 
ſondern auch den ſelbſtaͤndigen Fabrikanten bei den Wahlen nach ihrem 
Willen tanzen laſſen wuͤrden. Ganz abgeſehen davon, daß ſich jede ſolche 
Berufsabgrenzung in breiteſtem Maße auf dem Flugſand der durch jede 
neue Maſchine oder Abſatzchance radikal umgeſchichteten Betriebsein⸗ 
heiten, Produktionsrichtungen und Arbeitskraͤfte bewegte. Etwas ob⸗ 
jektiv Unwahrhaftigeres als den Verſuch, in einem Zeitalter beftändiger 
techniſcher und kommerzieller Umſchichtungen und fortſchreitender zwed: 
verbands maͤßiger oͤkonomiſcher und ſozialer Bindungen „org aniſche“ 
Gliederungen im alten ſtaͤndiſchen Sinn als politiſche Wahlkoͤrper ſchaffen 
zu wollen, gibt es ſchon aus dieſen rein oͤkonomiſchen Gruͤnden in aller Welt 
nicht. Wo immer man „berufsſtaͤndiſche“ Wahlrechtsexperimente gemacht 
hatte — in neuerer Zeit in Oſterreich und in dem Bulyginſchen ruſſiſchen 
Dumawahlrecht —, hatte man daher ganz grobe und formale Kategorien 
bilden muͤſſen, und man hatte damit in Oſterreich ein tief korruptes Parla⸗ 
ment geſchaffen, welches nur die Ehre der erſten Erfindung der Obſtruktion 
für fich in Anſpruch nehmen darf, in Rußland aber: die Vorfrucht der Revo⸗ 
lution. In keinem von beiden Faͤllen aber ſind dabei die Vertreter der in 
der oͤkonomiſchen Welt heute wirklich bedeutſamen Gewalten überhaupt 
politiſch zur Geltung gekommen. Am allerwenigſtens: offen. Zu dieſer 
Unangepaßtheit an die moderne, fortwährend in Umwaͤlzung begriffene 
oͤkonomiſche Struktur Fame die Kreuzung der beruflichen durch die rein 
politiſchen Intereſſen, deren ſelbſtherrliches Wirken ſolche vermeintlichen 
realiſtiſchen Afterprojekte ſtets gruͤndlich verkennen. Nicht etwa eine 
Fundamentierung der Parlamentsvertretung auf „offene“ Wahrneh⸗ 
mung der „natuͤrlichen“ in ſich ſolidariſchen beruflichen Intereſſen käme 
heraus, ſondern geſteigerte Zerreißung der Berufsſolidaritaͤt durch po⸗ 
litiſche Parteiung. Schon heute ſehen wir die politiſchen Parteien auch 
in den Gemeindeverwaltungen, Genoſſenſchaften, Krankenkaſſenver⸗ 
waltungen uſw. — kurz, in allen möglichen ſozialen Bildungen, um die 
Macht ringen. Man hat das oft beklagt. Die verſchiedenen Seiten des 
gar nicht einfachen organiſationspolitiſchen Problems ſollen hier nicht 
nebenher miteroͤrtert werden. Jedenfalls zeigt ſich darin eins: daß 
uͤberall, wo Wahlzettel und Agitation herrſcht, die politiſchen Parteien 
als ſolche ſchon jetzt dazu praͤdisponiert ſind, Traͤger des Kampfes zu 
werden. Schon weil fie über den Apparat dazu verfügen. Man ftelle 
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ſich nun vor, daß jene Intereſſentenkoͤrperſchaften durch ihre Vertreter 
uͤber die ſtaatspolitiſchen und Kulturfragen abzuſtimmen haͤtten, und das 
Reſultat iſt klar: Das Hineintragen politiſcher Parteiungen in Intereſſen⸗ 
tenverbaͤnde, welche ſachliche, den Verbandsgenoſſen wirklich folis 
dariſch gemeinſame Angelegenheiten zu erledigen haben, durch ihre Er⸗ 
hebung zu parlamentariſchen Wahlkoͤrpern würde ſelbſtverſtaͤndlich zur 
Folge haben, daß zunaͤchſt einmal der wirklich rein wirtſchaftliche Inter⸗ 
eſſenkampf ſich neben dem Gehaͤuſe dieſer politiſchen Wahlkoͤrperſchaften 

Ineue Organe ſchaffen muͤßte und wuͤrde. Vergebens wuͤrden jene Schach⸗ 
teln für die Zählung von Wahlſtimmen verſuchen, das reale oͤkonomiſche 
Leben in ſich einzufangen. Zwar wuͤrde der oͤkonomiſche Intereſſen⸗ 
kampf natürlich in dieſe wie in alle Wahlkoͤrper hineinſpielen. Aber weit 
mehr auf nackte individuelle Gewaltverhaͤltniſſe: — Verſchuldung, 
Kundſchaft — ſtatt auf dauernde Klaſſenlage abgeſtellt, als heute bei der 
Finanzierung und Beeinfluſſung des Parteiwahlkampfes durch In⸗ 
tereſſenten. Und zugleich: ungleich verborgener. Denn wer koͤnnte unter 
einer derart verzwickten Wahlrechtsgliederung noch den Abhaͤngigkeits⸗ 
verhältniffen, in welchen ein formal „ſelbſtaͤndiger“ Händler oder Ges 
werbetreibender zu einer kapitaliſtiſchen Potenz ſteht, nachſpuͤren und 
den Einfluß ermitteln, welchen der Druck ſolcher kapitaliſtiſcher Maͤchte 
auf die politiſche Haltung der von ihnen Abhaͤngigen ausuͤben wuͤrde? 
Die Schaͤrfe der Abhaͤngigkeit als ſolcher wuͤrde ſteigen, da ja die Betroffe⸗ 
nen nun durch ihre Konkurrenten in den Wahlkoͤrpern ſehr zuverlaͤſſig 
kontrolliert werden wuͤrden. Denunziation und Boykott wuͤrden dieſe 
in den Wahlkoͤrperſchaften zuſammengepferchten vermeintlichen Träger 
don „Berufsſolidaritaͤt“ gegeneinander hetzen. Denn nun wuͤrden dieſe 
berufsſtaͤndiſchen Koͤrperſchaften ja nicht nur berufliche Intereſſen 
wahrzunehmen haben, ſondern: das Ergebnis des Wahlkampfes in ihnen 
entſchiede uͤber die Beſetzung der ſtaatlichen Pfruͤnden und 
Amter. Haben ſich die „guten Leute und ſchlechten Muſikanten“, welche 
dies Syſtem empfehlen, wohl klargemacht, was dabei herauskaͤme? — 
Genug. Dieſe kindlichen literariſchen Seifenblaſen ſind hier nur deshalb 
erwaͤhnt, weil ſie Anlaß geben, zu noch einem allgemeinen Problem 
Stellung zu nehmen. 

Wir haben ja bei uns und anderwaͤrts ſchon heute auch Intereſſenten⸗ 
verbaͤnde als Traͤger von Vertretungsrechten. Zunaͤchſt fuͤr die Beratung 
der Bureaukratie: die Landwirtſchafts⸗, Handels⸗, Handwerks-, kuͤnftig 
wohl einmal die Arbeitskammern, auch die Eiſenbahnraͤte u. dgl. Gerade 


19 Weber, polltiſche Schrifien 289 


an ihnen aber kann man lernen, was heute eine formale Berufsorgani⸗ 
ſation nicht leiſtet. Oder bildet ſich jemand ein, dieſe offiziellen Koͤrper⸗ 
ſchaften koͤnnten den „Bund der Landwirte“, den „Zentralverband der 
Induſtriellen“, vollends: die Arbeitgeberverbaͤnde oder die Gewerk⸗ 
ſchaften, je erſetzen? Wo pulſiert denn wirklich das „Leben“ der be⸗ 
rufsgegliederten Intereſſenſolidaritaͤt? Und ebenſo haben wir ja inner⸗ 
halb unſerer Geſetzgebungsmaſchinerie wenigſtens teilweiſe berufsſtaͤndiſch 
zuſammengeſetzte Koͤrperſchaften: die erſten Kammern. Vorwiegend 
Grundbeſitzerverbaͤnde beſtimmter ſozialer Prägung („alter und be⸗ 
feſtigter Grundbeſitz“), daneben Handelskammern, einige beſonders große 
Gemeinden, auch Univerſitaͤten, kuͤnftig vielleicht einmal Handwerks⸗ 
und Arbeiterkammern, ſenden ihre Vertreter hinein. Unendlich grob⸗ 
ſchlaͤchtig iſt dieſe Art der Intereſſenten vertretung, aber für dieſe poli⸗ 
tiſchen Zwecke notduͤrftig ausreichend. Die politiſche Kindlichkeit unſerer 
Literaten bildet ſich nun offenbar ein: durch Haͤufung und Spezialiſie⸗ 
rung ſolcher Vertretungsrechte muͤſſe es ſchließlich doch gelingen koͤnnen, 
aus dieſen Oberhaͤuſern Parlamente zu machen, in welchen nun jeder 
Staatsbuͤrger als Glied ſeines organiſchen Berufs- und Lebenskreiſes 
ſich vertreten finde, — wie (angeblich) einſt im „Staͤndeſtaat“. Von 
dieſem „Staͤndeſtaat“ nachher ein Wort. Die erſten Kammern aber, 
bei denen wir hier kurz verweilen, ſind (der „Idee“, meiſt nicht der Wahr⸗ 
heit nach) heute Staͤtten der politiſchen Ausſprache teils von Honoratioren, 
teils aber von ſolchen Intereſſentenſchichten, welche rein ſtaatspolitiſch 
aus Traditionsgruͤnden als beſonders ins Gewicht fallend gelten. Vor 
allem: des Beſitzes und beſtimmter ſozial hoch bewerteter Berufe. Nicht 
immer tatſaͤchlich, meiſt aber nach der Idee werden fie nicht nach poli— 
tiſchen Parteigeſichtspunkten ausgeleſen. Daraus folgt ſofort das Ent- 
ſcheidende fuͤr die naturgemaͤße Stellung eines ſolches Oberhauſes im 
Staate. Wo immer ſie politiſch richtig geordnet iſt, fehlt ihm zum mins 
deſten das eigene Budgetrecht, die Grundlage der Machtſtellung der Volks- 
vertretung, und iſt ſeine Rechtslage im uͤbrigen, politiſch angeſehen, 
die: daß es eine Inſtanz iſt, welche Beſchluͤſſe der Volksvertretung be⸗ 
anſtanden, kritiſieren, zur nochmaligen Eroͤrterung zuruͤckgeben, ſiſtie— 
ren und zuruͤckſtellen, auch amendieren kann, welche aber — gleich— 
viel ob das formale Recht dazu beſteht — nicht dauernd in einer politiſch 
wichtigen Frage dem Willen einer unbezweifelbaren ſtarken Mehrheit 
der Volksvertretung ſich in den Weg ſtellen darf, bei Strafe des Verluſtes 
ihrer formalen Rechte (wie jetzt in England), oder des Pairsſchubs (wie 
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in Preußen 1873). Dieſer letztere iſt ein Ventil, welches ohne politiſche 
Gefahr nie beſeitigt werden kann, obwohl alle Oberhaͤuſer aus Mocht- 
luſt dagegen zu remonſtrieren pflegen und das preußiſche Herrenhaus 
ſicherlich gelegentlich der Wahlreform die Beſeitigung dieſes Kronrechts 
und womoͤglich das Budgetrecht erſtreben wird — was politiſch zu den 
ſchwerſten Kriſen und Gefahren fuͤhren wuͤrde: denn das wuͤrde bedeuten, 
daß das Klaſſenwahlrecht fortbeſtaͤnde, nur auf zwei Koͤrperſchaften 
verteilt, deren Konflikte ſich zu Staatskriſen auswachſen würden. Hoffen 
wir, daß das nicht verſucht wird. N 

Der Einfluß von Oberhaͤuſern kann — und zwar auch und gerade bei 
formal beſchraͤnkten Rechten — ſehr bedeutend ſein. Aber mit einer 
Volksvertretung haben ſie, wie immer ſie zuſammengeſetzt ſeien, ſchlech⸗ 
terdings gar nichts zu ſchaffen. Sie bilden der Idee nach ein Gegen⸗ 
gewicht gegen die Parteiherrſchaft. Der Tatſache nach freilich oft ein 
ſolches von problematiſcher politiſcher Nuͤtzlichkeit und unzulaͤnglichem 
geiſtigen Niveau: das preußiſche Herrenhaus iſt die einzige „geſetzgebende“ 
Koͤrperſchaft, welche des Strafrichters zur Erzwingung des von ihr 
in Anſpruch genommenen Reſpekts zu beduͤrfen glaubt. Die Oberhaͤuſer 
könnten gewiß heute recht eigentliche Stätten individueller politiſcher 
Beredſamkeit fein. Tatſaͤchlich freilich find fie ſtatt deſſen recht oft Stätten 
uͤberfluͤſſigen Geredes. Im preußiſchen Herrenhauſe wird gewiß viel 
kunſtgerechter und „vornehmer“ geredet als im Reichstag — aber wer 
moͤchte ſeine Zeit daran wenden, dieſe Reden zu leſen? Und doch koͤnnte 
ein ſolcher öffentlich beratender Staatsrat — denn das iſt ein richtig 
konſtruiertes Oberhaus dem Sinne nach — als eine, Staͤtte der Ausſprache 
des parteiungebundenen politiſchen Denkens und der amtloſen, 
aber amtserfahrenen politiſchen Intelligenz, namentlich alſo der Amts⸗ 
erfahrung fruͤherer Staats maͤnner, gegenuͤber der aktuellen poli⸗ 
tiſchen Parteifuͤhrerſchaft, gerade in einem parlamentariſchen Staat un⸗ 
leugbar wertvolle Dienſte leiſten. Von den heutigen Gebilden dieſer 
Art entſprechen freilich nur ſehr wenige dieſem Zweck. 

In einem Volksſtaat kann eine erſte Kammer entweder — wie in den 
uͤberſeeiſchen Demokratien — eine ebenfalls nach gleichem Wahlrecht, 
aber nach anderem Wahlverfahren zuſammengeſetzte Koͤrperſchaft 
ſein, — alſo: ein Mittel der Korrektur der unvermeidbaren Unvollkommen⸗ 
heiten, die jedes Wahlſyſte m hat. Oder eine Vertretung der in Politik, 


Verwaltung, Wirtſchaft, Wiſſenſchaft, Technik bewahrten Intelli— 


genz. In dieſem Falle aber: eine nur beratende, kritiſierende und (durch 
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ſuſpenſives Veto) ſiſtierende Koͤrperſchaft. Sie kann alfo formell 
nur eine min derberechtigte Kammer fein. Politiſch waͤre wuͤnſchent⸗ 
wert, daß in ſolchen Oberhaͤuſern die beruflichen Intereſſenten⸗Vertreter 
jedenfalls nur neben der Vertretung 1. ſtaatspolitiſcher Intelligenz 
und 2. kulturpolitiſcher Bildung ſtaͤnden, daß alſo z. B. alle aus dem 
Amt ſcheidenden Miniſter und Buͤrgermeiſter von Großſtaͤdten und da⸗ 
neben die Vertreter kulturpolitiſch wichtiger Kreiſe (Vertreter der Schul⸗ 
lehrer, Hochſchullehrer, Kuͤnſtler, Journaliſten) ihnen angehoͤrten. Die 
Frage der zukuͤnftigen Zuſammenſetzung ſolcher Koͤrperſchaften iſt jedenfalls 
nicht ſo unwichtig, wie man bei uns vielfach um deswillen glaubt, weil ſie 
heute allerdings leider meiſt nur als eine mechaniſche Bremſe gegen die 
„Gefahren“ der Demokratie zur Beruhigung der Feigheit des Spießbuͤrgers 
(gleichviel welcher ſozialen Stellung) konſtruiert werden. Indeſſen kann 
und ſoll uns dies Problem hier nicht auch noch nebenher beſchaͤftigen. — 
Wir fragen hier vielmehr lediglich: Wie kommt es wohl eigentlich, 
daß jene ſtaatlich organiſierten Intereſſentenkoͤrperſchaften, wie die einſt 
von Eugen Richter ſo ſcharf bekaͤmpften Handelskammern und alle 
nach ihrem Schema ſeitdem entſtandenen aͤhnlichen Gebilde, der Tatſache 
nach fo ganz und gar nicht als Gefäße des eigentlich lebendigen Stroms 
der wirtſchaftlichen Intereſſen fungieren, verglichen mit dem ſtrotzenden 
Leben der wirklichen oͤkonomiſchen Intereſſenten verbaͤnde? Und 
daß ſie andererſeits doch auch gegenuͤber den Parteien ſo abſolut un⸗ 
faͤhig bleiben, das politiſche Leben in ſich einzufangen? Iſt das Zufall? 
Es iſt durchaus kein Zufall, ſondern die Folge davon, daß die Parteien 
einerſeits, die oͤkonomiſchen Intereſſentenverbaͤnde andererſeits auf dem 
Boden der rechtlich freien Werbung ihrer Anhaͤngerſchaft ſtehen und 
jene ſtaatlichen Bildungen eben nicht. Jene ſind, infolge jener Struktur, 
die geeigneten Organiſationen für Kampf und Ko mpro miß, dieſe 
infolge der ihrigen: fuͤr ſachliche gutachtliche Außerung oder rein 
„pflegliche“ friedliche Verwaltungsarbeit. Der Eifer für „Organiſation“ 
verſteht bei uns unter dieſem Wort eben leider immer nur: Zwangs⸗ 
organiſation mit obrigkeitlichem Reglement durch die Polizei. Die auf 
dem Boden der freien Eigeninitiative („voluntariſtiſch“) geſchaffenen 
Organiſationen werden von den Literaten gern als eigentlich illegitim, 
guͤnſtigſtenfalls aber als nur proviſoriſch, zum dereinſtigen Aufgehen in 
eine polizeilich reglementierte Organiſation beſtimmt, angeſehen, ohne 
Ruͤckſicht darauf, ob ſie vielleicht ihrem Weſen und Sinn nach nur einer 
voluntariſtiſchen Struktur faͤhig ſind. Da liegt der Kernfehler. 
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Es gehört zu den Erbtorheiten unſeres dilettantiſchen politiſchen Lite⸗ 
ratentums: „mit Worten“, in dieſem Fall: mit Paragraphen eines von 
ihnen zu entwerfenden Statuts, „ein Syſtem bereiten“ zu wollen, wo 
dafuͤr alle Bedingungen mangeln. Jene offiziellen berufsſtaͤndiſchen Or⸗ 
ganiſationen — bis zu den etwaigen aus Berufsvertretern zuſammen⸗ 
geſetzten Oberhaͤuſern hinauf — ſind, politiſch angeſehen, Gebilde, dazu 
beſtimmt, daß ihre Außerungen: Gutachten oder Reſolutionen oder De⸗ 
batten, gewogen und nicht gezählt werden. Und fie werden, je nach 
dem ſachlichen Gehalt ihrer Außerungen, ſchwerer oder leichter wiegen. 
Politiſche Parteien ſind dagegen im modernen Staat Organiſationen, 
welche auf (rechtlich) „freie“ Werbung von Anhaͤngern ausgehen und 
deren Ziel iſt: durch die Zahl ihrer Anhaͤnger die Politik zu beſtimmen: die 
ultima ratio aller modernen Parteipolitik iſt der Wahl: oder Stimmzettel. 
Und wirtſchaftliche Intereſſentenvertretungen ſind in der kapitaliſtiſchen 
Wirtſchaft Vereinigungen ebenfalls auf der Grundlage (rechtlich) „freier“ 
Werbung, welche darauf ausgehen, durch die privatwirtſchaftliche Macht 
ihrer Glieder, beruhe ſie nun auf Beſitz von Guͤtern, Marktmonopol oder 
monopoliſtiſcher Zuſammenfaſſung der wirtſchaftlich unentbehrlichen 
Arbeitskräfte, ein Ko mpro miß über die Bedingungen des Preiſes von 
Sachguͤtern oder von Arbeit zu erzwingen, welches ihren Intereſſen ent⸗ 
ſpricht. Fuͤr beide Arten von freien Gebilden iſt aber gerade dieſe ihnen 
charakteriſtiſche „voluntariſtiſche“ Grundlage der Organiſation das 
Entſcheidende, abſolut allein Angemeſſene, daher „Organiſche“. Der 
Verſuch, ſie nach Art einer ſtaatlichen Behoͤrde zwangsmaͤßig zuſammen⸗ 
zuſchließen, waͤre ein rein mechaniſcher Zwang, der ihrem inneren Leben 
ein Ende bereiten wuͤrde. Nicht, daß ihnen ſelbſt etwa der „Zwang“ 
uͤberhaupt fremd waͤre. Ganz im Gegenteil. Boykott, Verfemung und 
alle Lock⸗ und Zwangsmittel materieller und geiſtiger Art, welche auf 
dem Boden (formal) freier Werbung der Menſchengeiſt erſinnen kann, 
ſtellen ſie in ihren Dienſt: — nur gerade mit Ausnahme jener dem Appa⸗ 
rat des ſtaatlichen Zwangsverbandes eigentuͤmlichen und ihm vorbehal⸗ 
tenen Form der Herſtellung ſtaatlich „legitimer aͤußerer Ordnung“. 
Man kann auch fuͤr Parteiorganiſationen von Staats wegen Beſtim⸗ 
mungen treffen, welche, je nachdem, die Rechte der Mehrheit gegen 
Illoyalitäͤt einer Minderheitsclique oder umgekehrt Minderheitsrechte 
gegen Vergewaltigung ſchuͤtzen, und hat das in Amerika getan. Aber an 
dem voluntariſtiſchen Grundzug: der rechtlichen Freiwilligkeit der Mit⸗ 
gliedſchaft aͤndert das ſo wenig etwas wie ſtaatliche Vorſchriften uͤber 
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die Bedingungen der Gründung von Gewerkſchaften. Gerade daß der 
Parteifuͤhrer auf die formal freie Werbung feiner Gefolgſchaft an⸗ 
gewieſen iſt, iſt das ſchlechthin Entſcheidende gegenüber dem regle⸗ 
mentierten Avancement des Beamten. Gerade, daß die Leiter von 
wirtſchaftlichen Intereſſenten zur formal freien Organiſation ihrer 
Gefolgſchaft genoͤtigt ſind, bedingt deren Eigenart und iſt wiederum durch 
die Struktur der modernen Wirtſchaft bedingt. Organiſation und ſtaats⸗ 
polizeilich herbeigefuͤhrter Zuſammenſchluß find auf dieſem Gebiet unter 
den heutigen Bedingungen ſchlechthin unverſoͤhnliche Gegenſaͤtze. Wer 
dieſe Dinge noch nicht begriffen hat, der hat das Abe des modernen poli⸗ 
tiſchen und wirtſchaftlichen Lebens noch nicht erfaßt. Das ſind keine 
„ewigen“ Tatbeſtaͤnde. Aber ſie liegen heute ſo. Natuͤrlich kann man 
auf dem Papier ganz beliebige berufsſtaͤndiſche Wahlkoͤrper konſtruieren. 
Aber geſetzt, man täte es, fo würde, wie geſagt, die Folge fein, daß nun 
hinter ihnen die politiſchen Parteien einerſeits, die wirtſchaftlichen In⸗ 
tereſſentenverbaͤnde andererſeits ihr wirkliches Leben fuͤhren wuͤrden. 

Es muß das hier genuͤgen. Wir haben alle dieſe romantiſchen Phan⸗ 
taſien, welche ja fuͤr den Kundigen der Ehre ernſter Widerlegung nicht 
wert ſind, hier nur erwaͤhnt, weil dieſe ganz ungeſchichtlichen Konſtruk⸗ 
tionen immerhin den einen Schaden anrichten: die Waſſerſcheu des deut⸗ 
ſchen Spießbuͤrgertums (aller Schichten) vor dem Eintauchen in die ſpe⸗ 
zifiſch moderne Problemlage noch zu ſteigern, es noch weltfremder und 
unpolitiſcher zu machen. Ob denn wohl — um ſchließlich auch das kurz 
zu beruͤhren — einer von dieſen Tintenfaßromantikern vom Weſen des 
wirklichen „Staͤndeſtaats“ der Vergangenheit eine klare Anſchauung 
hat? Verworrene Vorſtellungen uͤber eine „Gliederung der Geſell⸗ 
ſchaft“ nach den „natuͤrlichen Berufen“ in „ſtaͤndiſchen Gemeinſchaften“, 
den Trägern „chriſtlicher Bruͤderlichkeitsethik“ und von einem „ſtufen⸗ 
foͤrmigen Aufbau“ mit dem geiſtlichen Weltmonarchen an der Spitze ver⸗ 
huͤllen die abſolute Unkenntnis uͤber das, was hinter dieſem, teils den 
Ideologien der philoſophiſchen Literatur, teils aber ſehr modernen ra⸗ 
tionaliſtiſchen Organiſationsbegriffen entnommenen Bilde an Reali⸗ 
täten wirklich ſtand. Denn dieſe ſahen anders aus. Das wirklich Charak- 
teriſtiſche an dem ſog. Staͤndeſtaat war nicht etwa die „organiſche“ 
Gliederung der Geſellſchaft nach „natuͤrlichen oͤkonomiſchen Berufs— 
gruppen“ oder gar der Aufbau der Wirtſchaft auf dem „Prinzip der So— 
lidaritaͤt“. Das, was die Wirtſchaft im Staͤndeſtaat von der heutigen 
unterſchied, waren Züge, die ſich in aller Welt unter den denkbar ver⸗ 
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ſchiedenſten politiſchen Verfaſſungen wiedergefunden haben. Diefe 
Wirtſchaftsformen machten, im Gegenſatz zu den heutigen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhaͤltniſſen, den Staͤndeſtaat allerdings moͤglich — was er 
heute nicht iſt, — ebenſo wie ſie anderwaͤrts die Grundlage fuͤr ganz 
andere heute nicht mehr moͤgliche Staatsformen ſchufen. Aber ſie ge⸗ 
ſtalteten ihn nicht. Sondern etwas ganz anderes war dem nur in einem 
Teil von Europa zur vollen Ausbildung gelangten Staͤndeſtaat eigentuͤm⸗ 
lich: Die Aneignung politiſcher Rechte durch Einzelperſonen und Koͤr⸗ 
perſchaften nach Art des Privatbeſitzes an ſachlichen Guͤtern und: der 
Zuſammentritt (nicht immer nur, aber immer: vornehmlich) dieſer 
Privilegieninhaber zu gemeinſamen Tagungen behufs Ordnung po⸗ 
litiſcher Angelegenheiten durch Ko mpro miß. Burgenbeſitz und mili⸗ 
tärifch oder politiſch oder finanziell wichtige Befugniſſe aller denkbaren 
Art waren damals als erbliche Privilegien in ganz gleicher Art in den 
Haͤnden einzelner, wie heute nur noch der Koͤnig ſeine Krone hat. Das, 
was wir heute als Inhalt der einheitlichen „Staatsgewalt“ anzuſehen 
gewohnt ſind, fiel dabei in ein Buͤndel von Einzelberechtigungen in ver⸗ 
ſchiedenen Haͤnden auseinander. Von einem „Staat“ im modernen 
Sinn war da uͤberhaupt noch keine Rede. Zu jeder politiſchen Aktion war 
vielmehr eine Einigung dieſer gegeneinander prinzipiell ſelbſtaͤndigen 
Inhaber von Praͤrogativen noͤtig, und dies herbeizufuͤhren war der 
Zweck der Staͤndeverſammlungen. Sie kannten daher, im Prinzip und 
urſpruͤnglich, weder Abſtimmungen noch einen fuͤr denjenigen, der nicht 
zuſtimmte, bindenden Beſchluß, ſondern als Form der Erledigung der 
Geſchaͤfte den Vergleich („Rezeß“, „Abſchied“), im heutigen Sprach⸗ 
gebrauch: das Kompromiß, und zwar nicht nur zwiſchen den verſchiedenen 
Staͤndegruppen, ſondern ebenſo innerhalb einer jeden von ihnen unter 
den einzelnen Privilegieninhabern. Man leſe beliebige Akten ſolcher Ver⸗ 
ſammlungen und frage ſich dann: ob ein moderner Staat in ſolchen Formen 
regiert werden koͤnne? Dieſe Formen aber find gerade (bei aller Flüffig: 
keit im einzelnen) die weſentlichſten Beſtandteile des Typus, der ſich 
ſofort zu aͤndern beginnt, wo die ultima ratio des Stimmzettels: dies 
wichtigſte (wenn auch nicht einzige) Merkmal des modernen Parlaments, 
in dieſe Gebilde einzudringen beginnt. Damit erſt entſteht die moderne 
rationale Form der ſtaatlichen Willensbildung. Im konſtitutionellen 
Staat ruht in entſcheidenden Punkten auch heute noch das ſtaatliche Han— 
deln (z. B. die Budgetfeſtſtellung), im Rechtsſinn und politiſch, auf dem 
Kompromiß. Jedenfalls aber iſt dies im Rechts ſinne weder bei Wahlen 
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noch bei Verhandlungen einer parlamentariſchen Koͤrperſchaft der Fall 
und kann es auch gar nicht ſein, ohne deren Beſtand zu ſprengen. Nur als 
das Kompromiß die rechtliche Grundlage politiſchen Handelns war, war 
auch die ſtaͤndiſche Berufsgliederung ihrem Weſen nach am Platze. Nicht 
aber da, wo der Stimmzettel regiert: fuͤr eine Parlamentswahl. 

Heute noch beherrſcht ferner das Kompromiß, wie ehemals, als Er: 
ledigungsform die wirtſchaftlichen Intereſſenkaͤmpfe, vor allem 
zwiſchen Unternehmern und Arbeitern: es iſt hier unvermeidlich die ein⸗ 
zige endgültige Form des Austrags, und gerade dies gehört zum weſent⸗ 
lichen Charakter aller wirklich lebendigen wirtſchaftlichen Intereſſenten⸗ 
vertretungen. Natuͤrlich herrſcht es auch in der parlamentariſchen Politik, 
zwiſchen den Parteien: als Wahlkompromiß oder Kompromiß uͤber Ge⸗ 
ſetzesvorlagen. Die Möglichkeit des letzteren gehört ſogar, wie noch zu 
erörtern, zu den allerwichtigſten Vorzuͤgen des Parlamentarismus. Aber, 
wohl gemerkt: immer mit der ultima ratio des Sti mmzettels im 
Hintergrund. Das heißt alſo: unter dem Druck, daß in Ermangelung des 
Zuſtandekommens des Kompromiſſes die dann ſtattfindende Wahl oder 
Abſtimmung ein vielleicht allen Beteiligten annähernd gleich uner⸗ 
wuͤnſchtes Reſultat haben werde. Wirkliche und ſchaͤtzungsweiſe Stimmen⸗ 
zählung gehört nun einmal zum eingeborenen Weſen des modernen 
Wahlkampfes ſowohl als der parlamentariſchen Geſchaͤftsfuͤhrung; daran 
werden unſere Romantiker mit ihrem Abſcheu vor der Ziffer nichts 
aͤndern. Moͤgen ſie der Politik fernbleiben, wenn ihnen das Rechnen ein 
allzu proſaiſches Mittel ſcheint. Nichts anderes als eine mehr als gewoͤhn⸗ 
liche Dreiſtigkeit iſt es aber, gerade das gleiche Wahlrecht als „Ziffern⸗ 
demokratie“ zu verlaͤſtern zugunſten anderer, etwa „berufsſtaͤndiſcher“ 
Wahlen. Denn wie ſteht es mit den Ziffern bei dieſen? Alles Gerede 
über die „organiſch“ ſinnvolle Art der beruflichen oder ſonſtigen ftändifchen 
Gliederung iſt in allen dieſen Projekten nur Schaufenſter. Wer nicht 
Phraſen, ſondern Realitaͤten wuͤnſcht, hoͤrt daruͤber ganz hinweg und 
ſieht ſie ſich ſtets nur darauf an: wie die Zahl der Mandate und Stimmen 
unter dieſe kunſtvoll erſonnenen Gruppen verteilt werden ſoll. Denn 
da der Stimmzettel auch dort die ultima ratio bleibt, fo iſt dies an ihnen 
ganz allein wichtig: fie alle find eben nichts anderes als: Wahlrechts⸗ 
arithmetik. In dieſer Wiſſenſchaft hat insbeſondere das Koͤnigl. Preu⸗ 
ßiſche Statiſtiſche Bureau Übung. Die Wahlrechtsreformprojekte der 
letzten 30 Jahre, mit denen es ſich zu befaſſen hatte, beruhten ſtets auf 
Berechnungen: wieviel Konſervative, Zentrumsleute, Nationalliberale 
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uſw. ungefähr bei einem beſtimmten Wahlmodus zu erzielen ſeien. Solche 
Ziffernkunſtſtuͤcke und ihre Produkte aber als das gegenüber der „Ziffern⸗ 
demokratie“ Erhabenere anzuſehen, — das wollen wir den Phraſeologen 
und Literaten gern uͤberlaſſen. 

Es iſt rein politiſch kein bloßer Zufall, wenn heute das gleiche „Ziffern⸗ 
wahlrecht“ überall im Vordringen iſt. Denn dieſe Gleichheit des Stimm: 
rechtes entſpricht in ihrer „mechaniſchen“ Natur dem Weſen des heutigen 
Staates. Dem modernen Staat erſt gehört der Begriff des „Staats: 
buͤrgers“ an. Und das gleiche Wahlrecht bedeutet zunaͤchſt ſchlechter⸗ 
dings nichts anderes als: daß an dieſem Punkt des ſozialen Lebens der 
einzelne einmal nicht, wie ſonſt uͤberall, nach ſeiner Beſonderung in be⸗ 
ruflichen und familienhaften Stellungen und nach den Verſchiedenheiten 
ſeiner materiellen oder ſozialen Lage in Betracht kommt, ſondern eben 
nur: als Staatsbürger. Die Einheit des Staatsvolks an Stelle der 
Geſpaltenheit der privaten Lebensſphaͤren kommt darin zum Ausdruck. 
Das hat mit einer Theorie von irgendeiner natuͤrlichen „Gleichheit“ der 
Menſchen natuͤrlich nicht das geringſte zu ſchaffen. Seinem Sinne nach 
iſt es gerade im Gegenteil ein gewiſſes Gegengewicht gegen die nicht 
durch natuͤrliche Qualitäten, ſondern, oft im ſchroffſten Mißverhaͤltnis 
zu ihnen, durch geſellſchaftliche Bedingungen, vor allem durch das Por- 
te monnaie geſchaffenen unvermeidlichen, aber in keinerlei natuͤr⸗ 
lichen Unterſchieden begründeten ſozialen Ungleichheiten. Solange 
auch nur annähernd die heutige Geſellſchaftsordnung beſteht — und 
ſie hat ein ſehr zaͤhes Leben — wird die Ungleichheit der aͤußeren Lebens⸗ 
lage, vor allem des Beſitzes, und werden die dadurch bedingten ſozialen 
Abhaͤngigkeitsverhaͤltniſſe zwar gemildert, aber nie ganz beſeitigt werden 
koͤnnen, die dadurch Privilegierten alſo auch ihren weit uͤber ihre Zahl 
hinausgehenden Einfluß auf die Staatspolitik nie auch nur annaͤhernd 
ganz einbuͤßen. Ebenſo bedingt die Natur der modernen ſtaatlichen und 
wirtſchaftlichen Organiſation dauernd die privilegierte Lage der Fach⸗ 
ſchulung und damit der (mit ihr nicht identiſchen, aber durch ſie — auch 
rein erziehungstechniſch — geforderten) „Bildung“, dieſes ſtaͤrkſten 
Elements ſtaͤndiſcher Unterſcheidung innerhalb der modernen Geſell⸗ 
ſchaft. Eben deshalb iſt es ſinnvoll, daß im parlamentariſchen Wahlrecht 
hiergegen ein Aquivalent: die Gleichſtellung der an Maſſe uͤberlegenen 
ſozial beherrſchten gegenuͤber den privilegierten Schichten zum min⸗ 
deſten bei der Wahl der kontrollierenden und als Auslefeftätte der 
Fuͤhrer fungierenden Koͤrperſchaft geſchaffen wird. 
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Und noch weſentlich gefteigert wird die Unentbehrlichkeit dieſer Inſtanz, 
wenn wir einmal annehmen: es wuͤrde wirklich im Gefolge der Kriegs⸗ 
wirtſchaft eine dauernde weitgehende „Organiſation“ der Volkswirt⸗ 
ſchaft in Intereſſenverbaͤnden unter Beteiligung von ſtaatlichen 
Amtsſtellen, alſo eine bureaukratiſch beaufſichtigte oder mitverwaltete 
oder ſonſt irgendwie mit den ſtaatlichen Inſtanzen in feſte dauernde Be⸗ 
ziehungen geſetzte berufsgenoſſenſchaftliche Regulierung der Wirtſchaft 
(oder doch gewiſſer wichtiger ihrer Zweige) ins Leben treten. Hat ſich 
eigentlich irgendeiner unſerer dafuͤr ſo kindlich begeiſterten Literaten 
einmal uͤberlegt, was dabei politiſch herauskommen wuͤrde, wenn nicht 
gleichzeitig durch eine gewaltige Machtſteigerung des nicht berufsſtaͤndiſch 
organiſierten Parlaments ein Gegengewicht geſchaffen wird? Sie bilden 
ſich ein: „der Staat“ werde dann der weiſe Regulator der Wirtſchaft. 
Umgekehrt! Die ihnen ſo verhaßten Bankiers und kapitaliſtiſchen Unter⸗ 
nehmer wuͤrden die unbeſchraͤnkten und kontrollfreien Herren 
des Staates! Denn wer in aller Welt iſt denn „der Staat“ neben 
dieſer Maſchinerie von groß- und kleinkapitaliſtiſchen Kartellen aller 
Art, in denen die Wirtſchaft „organiſiert“ iſt, wenn ſeine eigene Willens⸗ 
bildung in die Hand eben dieſer „genoſſenſchaftlichen“ Organiſationen 
gelegt wird? Schon die Beteiligung des Staates am Kohlenſyndikat 
und am Bergbau überhaupt bedeutet praktiſch: daß der Fiskus intereſſiert 
iſt nicht an der beſtmoͤglichen Verſorgung der Nation mit billiger Kohle, 
ſondern an hoher Rente aus ſeinen Bergwerken, daß private und 
ſtaatliche Zechen und Bureaukratie in dieſem Intereſſe identiſch find, 
gegenuͤber den Arbeitern ſowohl wie gegenuͤber dem Kohlenverbraucher. 
Jeder weitere Fortſchritt der ſtaatlich geleiteten Kartellierung be⸗ 
deutet ſelbſtverſtaͤndlich nichts anderes als eine weitere Propagierung 
dieſes Tatbeſtandes. Mag ſein, daß ſie trotzdem unausweichlich iſt — 
das ſoll hier nicht erwogen werden. Aber welche unermeßliche Naivitaͤt, 
zu glauben, da durch wuͤrde die — in den Augen unſerer Tintenfaß-Ideo⸗ 
logen — ſo hoͤchſt verwerfliche Herrſchaft des Intereſſes am „Profit“ 
und an der Produktion von Guͤtern zu „Erwerbszwecken“ beſeitigt oder 
geſchwaͤcht zugunſten des „naturgemaͤßen“: des „gemeinwirtſchaftlichen“ 
Intereſſes an der moͤglichſt beſten, d. h. möglichft wohlfeilen und guten 
Verſorgung der die Guͤter begehrenden und verbrauchenden Menſchen? 
Welch abgruͤndiger Unſinn! Jenes von den Kartellen vertretene kapita— 
liſtiſche Produzenten- und Erwerbsintereſſe beherrſchte dann den 
Staat ſelbſt ganz ausſchließlich. Es ſei denn, daß jener Organi— 
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fation der Produzenten⸗Intereſſen eine Macht gegenübergeftellt wird, 
ſtark genug, um ſie zu kontrollieren und entſprechend dem Bedarf der 
Bevoͤlkerung zu lenken. Der Bedarf eines Menſchen aber richtet ſich 
nicht nach feiner Stellung im Mechanismus der Guͤter produktion. 
Der Arbeiter bedarf Brot, Wohnung, Kleidung ganz in gleicher Art, 
ganz gleichviel, in welcher Art von Fabrik er arbeitet. Gerade wenn alſo 
jene Organiſation der Wirtſchaft bevorſteht, iſt es ſchlechthin notwendig, 
daß, ehe ſie zu funktionieren beginnt, jetzt ſofort alſo, ihr ein nicht nach 
der Art der Beſchaͤftigung bei der Guͤterbeſchaffung, ſondern nach dem 
Prinzip der Vertretung des Maſſen bedarfs gewaͤhltes Parlament: 
— ein Parlament des gleichen Wahlrechts — mit ganz ſouveraͤner Macht 
gegenuͤbergeſtellt wird. Mit weſentlich ſouveraͤnerer Macht als bisher, 
denn die bisherige Machtſtellung hat nicht genuͤgt, die naturgegebene 
Herrſchaft des Fiskalismus in den Staatsbetrieben und die Macht der 
Erwerbsintereſſenten zu brechen. — Dies iſt ein negativer Grund fuͤr 
das gleiche Wahlrecht. | 

Poſitiv ſteht aber das gleiche Wahlrecht rein ſtaatspolitiſch in einer 
engen Beziehung zu jener Gleichheit gewiſſer Schickſale, die wiederum 
der moderne Staat als ſolcher ſchafft. „Gleich“ ſind die Menſchen vor 
dem Tod. Annaͤhernd gleich ſind ſie auch in den unentbehrlichſten Be⸗ 
duͤrfniſſen des koͤrperlichen Lebens. Eben dies Ordinaͤrſte und andererfeits 
jenes pathetiſch Erhabenſte aber umfaſſen auch diejenigen Gleichheiten, 
welche der moderne Staat allen ſeinen Buͤrgern wirklich dauernd und 
unbezweifelbar bietet: die rein phyſiſche Sicherheit und das Exiſtenz⸗ 
minimum zum Leben, und: das Schlachtfeld fuͤr den Tod. Alle Ungleich⸗ 
heiten der politiſchen Rechte der Vergangenheit fuͤhrten letztlich auf 
oͤkonomiſch bedingte Ungleichheit der militaͤriſchen Qualifikation zurück, 
welche im bureaukratiſierten Staat und Heer fehlen. Gegenuͤber der ni⸗ 
vellierenden unentrinnbaren Herrſchaft der Bureaukratie, welche den 
modernen Begriff des „Staatsbuͤrgers“ erſt hat entſtehen laſſen, iſt das 
Machtmittel des Wahlzettels nun einmal das einzige, was den ihr 
Unterworfenen ein Minimum von Mitbeſtimmungsrecht uͤber die An⸗ 
gelegenheiten jener Gemeinſchaft, fuͤr die ſie in den Tod gehen ſollen, 
überhaupt in die Hand geben kann. 

In Deutſchland nun iſt es das Reich, welches den Krieg fuͤhrt, von 
den Einzelſtaaten aber iſt Preußen kraft ſeiner Stellung im Reich der 
für deſſen Politik ſchlechthin ausſchlaggebende Hegemonieſtaat. An das 
Reich ſtellt daher der einzelne den Anſpruch, daß es die Erfuͤllung wenig⸗ 
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ſtens des abſoluten Mindeſtmaßes von politiſcher Anſtandspflicht gegen⸗ 
über den heimkehrenden Kriegern ſeitens dieſes Hegemonieſtaates garan⸗ 
tieren muͤſſe. Keiner von ihnen darf — das iſt ein Reichs intereſſe — 
in dem ausſchlaggebenden Einzelſtaat gegenüber einem Daheim— 
gebliebenen im politiſchen Wahlrecht zuruͤckgeſetzt ſein, wie es bei jedem 
anderen als dem gleichen Wahlrecht unvermeidlich der Fall wäre). 
Die Forderung iſt rein ſtaatspolitiſchen, nicht parteipolitiſchen Charakters. 
Wir kennen ja die Stimmung und politiſche Geſinnung gar nicht, welche 
die heimkehrenden Krieger erfuͤllen wird. Vielleicht wird ſie ſehr „autori⸗ 
taͤr“ fein. Denn ſtarke „konſervative“ Parteien wird es immer geben, 
weil es immer autoritär geſtimmte Menſchen geben wird. Dann mögen 
fie mit dem Wahlzettel in der Hand den Staat nach ihren Idealen auf: 
bauen, und wir Daheimgebliebenen werden an unſeres Tages Arbeit 
gehen. Nur der ſchamloſe Widerſtand der „Heimkaͤmpfer“ gegen die Er⸗ 
fuͤllung jener elementaren Anſtandspflicht wird hier bekaͤmpft. Dafuͤr, 
daß die Bäume der veralteten, negativen, nur die Freiheit vo m Staat 
fordernden Demokratie nicht in den Himmel wachſen, ſorgen die uner⸗ 
bittlichen Realitaͤten der Gegenwart und wuͤrde am beſten die ſelbſt⸗ 
verantwortliche Beteiligung der parlamentariſchen Parteifuͤhrer an der 
Macht im Staate ſorgen. Gerade die Erfahrungen dieſes Krieges haben 
(auch jetzt in Rußland) gezeigt, was ſchon einmal betont wurde: daß 
keine Partei, welchen Programms auch immer, die effektive Leitung 
eines Staates in die Hand bekommt, ohne national zu werden. Das 
wuͤrden wir bei uns ganz ebenſo erleben, wie man es uͤberall erlebt hat. 
Weil ſie von der Staatslenkung nicht ausgeſchloſſen waren, waren die 
ſozialiſtiſchen Parteien anderer Staaten „nationaler“ als (damals) die 
unſrige. Welches aber auch immer die Stimmung der heimkehrenden 
Krieger ſein wird, — jedenfalls bringen ſie Erlebniſſe, Eindruͤcke und 
Erfahrungen mit, welche nur ſie gehabt haben. Was wir von ihnen vor 
allem erwarten zu dürfen glauben, iſt einmal ein mindeſtens relativ 
groͤßeres Maß von Sachlichkeit. Denn im Hoͤchſtmaß ſachlich ſind die 


N) Die, wie es ſcheint, beabſichtigte Verknuͤpfung des Wahlrechts mit Aufent⸗ 
haltsfriſten, welche alſo die Entziehung des etzt in der dritten Klaſſe beſtehen⸗ 
den) Wahlrechts der zu haͤufigem Ortswechſel genoͤtigten Arbeiterſchaft bedeuten wuͤrde, 
wäre eine Entrechtung der betreffenden Schichten von im Felde ſtehenden Prole⸗ 
tariern! Bei der großen Umſchichtung der Wirtſchaft würden bei den naͤchſten Wahlen 
vielleicht die Mehrzahl aller Arbeiter die Arbeitsſtelle neu ſuchen muͤſſen, alſo das 
Wahlrecht verlieren! 
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Aufgaben, welche der moderne Krieg ftellt. Und ferner: ein größeres 
Maß von Gefeitheit gegen bloße Literatenphraſen, gleichviel welcher 
Partei. Dagegen hat die Kriegszeit innerhalb der Da hei mgebliebenen, 
vor allem der Beſitzenden und der Literatenſchichten, ein ſo widerwaͤrtiges 
Bild fehlender Sachlichkeit, mangelnden politiſchen Augenmaßes und 
gefliſſentlich genaͤhrter Verblendung gegen die Realitaͤten offenbart, daß 
hier nur gelten kann: „du haſt ausgelaͤutet, herunter vom Glockenturm“! 
Zum mindeſten die Neuordnung des Wahlrechtes aber muß ſchon waͤhrend 
des Krieges erfolgen. Denn die heimkehrenden Krieger duͤrfen nicht 
in die Notwendigkeit verſetzt werden, zunaͤchſt in ſterilen inneren Kaͤmpfen 
um Wahlrechte ſich die Machtmittel zu verſchaffen, in dem Staat, deſſen 
Exiſtenz ſie verteidigt haben, maßgebend mitreden zu duͤrfen. Sie muͤſſen 
eine ſolche Ordnung der rein formalen politiſchen Rechte bereits vor⸗ 
finden, daß ſie unmittelbar Hand an den materiellen Neuaufbau ſeiner 
Struktur legen koͤnnen. Dies iſt das rein praktiſch entſcheidende Argu⸗ 
ment fuͤr das gleiche Wahlrecht in Preußen und ſeine alsbaldige Ein⸗ 
fuͤhrung gerade jetzt, ehe der Krieg zu Ende gegangen iſt. — 

Wir kennen ja nun alle die Phraſen, mit welchen demgegenuͤber die 
Intereſſenten den Spießbuͤrger, zumal: den Literaten, zu ſchrecken ſuchen. 
Vor allem: die Angſt vor der Zerſtoͤrung der angeblich „vornehmen“ 
und daher kulturfoͤrdernden „Traditionen“ und auch der vermeintlich 
unergruͤndlichen politiſchen Weisheit der den Staat beherrſchenden, an⸗ 
geblich „ariſtokratiſchen“ Schichten durch die „Demokratie“. Gehen wir 
einmal auf den wirklichen Kern dieſer Argumente ein, obwohl ſie von der 
Wahlrechtsfrage als ſolcher zunaͤchſt abfuͤhren. 

Es iſt unzweifelhaft, daß eine echte Ariſtokratie recht wohl ein ganzes 
Volk im Sinn und in der Richtung ihres Vornehmheitsideals zu praͤgen 
vermag. Denn die plebejiſchen Schichten ahmen ihre „Geſte“ nach. Und 
ſie kann ferner, den Vorteil der feſten Tradition und des ſozial weiten 
Horizonts mit dem Vorteil der „kleinen Zahl“ verbindend, als Leiterin 
eines Staatsweſens politiſch hochwertige Erfolge erzielen. Die Herr⸗ 
ſchaft einer Ariſtokratie mit politiſchen Traditionen hat vor demokratiſchen 
Herrſchaftsformen ferner einen ſtaatspolitiſchen Vorzug: die geringere 
Abhaͤngigkeit von emotionalen Momenten. Anders ausgedruͤckt: den 
durchſchnittlich kuͤhleren Kopf, der das Produkt einer bewußt durch⸗ 
geformten Lebensführung und durch Erziehung auf „Contenance“ ein⸗ 
geſtellten Haltung iſt. Sie hat die Gabe ſchweigenden Handelns regel— 
maͤßig in weſentlich hoͤherem Maße als ſowohl die demokratiſchen Maſſen 
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wie auch — was von Schmeichlern meift verſchwiegen wird, obwohl et 
weit ſchlimmer wirkt — die nicht parlamentariſchen modernen Monarchen. 
Alle nicht parlamentariſchen modernen Monarchen find der Gefahr aus— 
geſetzt: zu glauben, fie müßten im Intereſſe ihres Preſtiges aͤhnlich für 
ihre Perſon durch Reden ſozuſagen Reklame machen, wie es demofra- 
tiſche Fuͤhrer im Klaſſenſtaat fuͤr ihre Partei im Intereſſe der Werbung 
zu tun gezwungen ſind. Ein Volk kann daher dem Himmel danken, wenn 
ſeinem Monarchen die ſtaatspolitiſch hoͤchſt unwillkommene Gabe und 
das Bedürfnis der perſoͤnlichen Rede verſagt iſt. Und das parlamen- 
tariſche Syſtem hat eine ſeiner Staͤrken darin, daß es den Monarchen 
vor dieſer Bloßſtellung ſeiner Perſon bewahrt. Einer alten politiſchen 
Ariſtokratie liegt dieſe Gefahr am fernſten. Und ſie verbindet mit dieſem 
Vorzug die Fähigkeit der Geſchmackskultur. Demokratiſche Parvenuͤ⸗ 
ſtaaten, wie der italieniſche, pflegen von ihr ebenſo entblößt zu fein wie 
neu entſtandene Monarchien. Wenn die furchtbare Barbarei der pietät- 
loſen — dabei durch antiklerikale Tendenz gegen „peinliche“, d. h. be: 
ſchaͤmende, „Erinnerungen“ eingegebenen — Verunſtaltung Roms dem 
italieniſchen großen Lyriker Carducci den Wunſch entlockte: es moͤchte 
der Kirchenſtaat einmal auf einen Monat hergeſtellt werden, um die hohle 
Theatralik und den Ungeſchmack der „terza Roma“ hinwegzufegen, ſo iſt 
das ſeiner kargen Schlichtheit entkleidete Berlin mit ſeinem elenden Dom, 
feinem Scheuſal von Bismarck-Denkmal und manchem andern, verglichen 
etwa mit Muͤnchen oder Wien, aber auch mit vielen kleineren Reſi⸗ 
denzen, ein ſolches Monument banalen Pſeudomonumentalismus, daß 
man mit Schaudern an das Geſchmacksurteil der Nachwelt uͤber dies 
Menſchenalter deutſcher Geſchichte und mit Scham an eine Künftler- 
generation denkt, die ſich dafuͤr hergegeben hat, und an ein Publikum, 
welches dem nicht entgegentrat. Jedenfalls aber erbringt dieſe Verun⸗ 
ſtaltung den Beweis: daß die Monarchie an ſich wahrlich nicht die ge— 
ringſte Garantie, oft eine Gefaͤhrdung kuͤnſtleriſcher Geſchmackskultur 
bietet. Während das Bismarck-Denkmal Hamburgs, die einzige voll: 
wertige Monumentalleiſtung Deutſchlands, fuͤr immer dem Hamburger 
Patriziat zur Ehre gereicht und unſeren bloͤden Literaten zeigen kann, 
daß „Kapitalismus“ und „Kunſt“ nicht notwendig in jener natürlichen 
Feindſchaft leben, die man ihnen andichtet. Fuͤr die Demokratien aber 
erbringen italieniſche Gewerkſchaftshaͤuſer den gleichen Beweis, im 
uͤbrigen: Staͤdte wie Zuͤrich. Hohe Geſchmackskultur, wie ſie einer feſt 
gefuͤgten und ſelbſtſicheren alten Ariſtokratie oder einer deren Traditionen 
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nachahmenden Demokratie am eheſten eignet, ift aber auch rein ſtaats⸗ 
politiſch keineswegs gleichguͤltig: das Preſtige Frankreichs in der ganzen 
Welt beruht auf dem Schatz, den es aus ſeiner ariſtokratiſchen Vergangen⸗ 
heit heruͤbergerettet und, bei hoͤchſt üblem Verfall der offiziellen Kunſt⸗ 
pflege, eben doch in den intimen Kreiſen ſeines Kunſtſchaffens und der 
aͤſthetiſchen Durchgeformtheit des franzoͤſiſchen Menſchentypus weiter⸗ 
gepflegt hat. Hier hat die Demokratiſierung wenigſtens partiell zur Pro⸗ 
pagierung der alten exkluſiven Geſchmackskultur gefuͤhrt, wie es fuͤr den 
italieniſchen Menſchentypus gerade der Unterſchichten in anderer Art 
ebenfalls gilt. — 

Faſſen wir auch fuͤr Deutſchland dies Problem ganz prinzipiell und 
zunaͤchſt von der hier beſprochenen Wahlrechtsfrage ganz unabhängig. 
Da fragt es ſich nun zunaͤchſt: wo iſt denn die deutſche Ariſtokratie 
mit ihrer „vornehmen“ Tradition? Gaͤbe es ſie, — dann waͤre 
zu diskutieren. Aber fie iſt ja, außerhalb einiger Fürftenhöfe (ge: 
rade kleinerer) einfach nicht da. Denn was bedeutet: Ariſtokratie, 
oder vielmehr: welche Bedingungen ſind gefordert, damit eine Schicht 
— gleichviel, ob im Weſen feudal („Adel“) oder bürgerlich („Patriziat“) — 
als Ariſtokratie im politiſchen Sinne des Wortes fungieren und poli- 
tiſch nutzbar gemacht werden kann? Vor allem anderen: eine oͤkono⸗ 
miſch ſturmfreie Exiſtenz. Ein Ariſtokrat muß, das iſt ja die allerelemen⸗ 
tarſte Vorbedingung, fuͤr den Staat leben koͤnnen, nicht von ihm leben 
muͤſſen. Die bloß aͤußerliche Tatſache des Beſitzes ſolcher Einnahmen, 
daß ihm der Verzicht auf ein Miniftergehalt nicht allzu ſchwer fällt, 
entſcheidet dabei noch nicht. Er muß vor allem, oͤkonomiſch abkoͤmmlich“ 
ſein, um aͤußerlich, und vor allem auch innerlich, fuͤr politiſche Zwecke 
zur Verfuͤgung zu ſtehen. Das heißt: die Arbeit im Dienſt eines wirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebes darf ihn nicht, oder jedenfalls nicht erſchoͤpfend, 
in Anſpruch nehmen. Von allen privatwirtſchaftlichen, auf ſcharfe eigene 
geiſtige Arbeit zugeſchnittenen Erwerbsarten iſt der Advokaten beruf 
derjenige, welcher am relativ eheſten den, der ihn ausübt, für politiſche 
Zwecke abkoͤmmlich bleiben laͤßt (durch die Moͤglichkeit der Aſſoziation 
oder des Engagements von Vertretern und das Fehlen des Kapitals 
riſikos) und, weil der Advokat uͤber Rechtskenntnis und Erfahrung in 
der Alltagspraxis der Lebensbeduͤrfniſſe verfuͤgt, uͤberdies aber uͤber 
ein organiſiertes Bureau, das ihn in allen Demokratien ſehr ſtark in 
der politiſchen Laufbahn beguͤnſtigt, ihm auch im Falle von Wahlmiß— 
erfolgen den Wiedereintritt in die Leitung ſeines Betriebes relativ ſehr 
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erleichtert. Man hat über die Bedeutung der Advokaten in zahlreichen 
Demokratien ſehr geſcholten, und zumal die niedrige ſoziale Schaͤtzung 
des Anwaltes bei uns iſt fuͤr dies Urteil beſtimmend geweſen. Außer⸗ 
dem der nicht ſelten berechtigte Vorwurf des „Formalismus“ in der 
Behandlung politiſcher Probleme. Allein der Formalismus gehoͤrt zum 
Weſen aller juriſtiſchen Schulung, auch der des Richters und Verwal⸗ 
tungsbeamten, wenn man nicht die Willkuͤr zuͤchten will. Andererſeits 
aber bedeutet die Advokatenarbeit im Gegenſatz zu der des Richters 
und Beamten eine Schulung zum Kampf mit dem Wort: die ſtarke 
Überlegenheit unſerer Feinde uͤber uns in der politiſchen Werbearbeit, 
und uͤberhaupt in der Benutzung der wichtigen Waffe des Wortes iſt 
durch jenen Mangel an Advokatenſchulung (die durchaus vornehmen 
Niveaus fein kann) bedingt, der jeder reinen Beamtenregierung gegen⸗ 
uͤber den Advokatenminiſtern der Demokratien anhaftet. Wer alſo eine 
Anderung darin wuͤnſcht, muß das Mittel: Vermehrung des politiſchen 
Einfluſſes der Advokaten durch Steigerung ihrer politiſchen Chancen, 
in den Kauf nehmen. Von dem Weſen des wirklich großen Advokaten⸗ 
berufes hat freilich der Deuͤtſche, vor allem der Literat, deſſen Vor⸗ 
ſtellung an Schoͤffengerichts- oder Eheprozeſſen oder kleinen Argerniſſen 
des Alltags, die ihn zum Advokaten fuͤhrten, orientiert iſt, im allgemeinen 
keinerlei Ahnung. Wer ihn kennt, weiß, daß er die Krone aller juri⸗ 
ſtiſchen Arbeit nicht nur, ſondern auch aller freien Vertrauensſtellungen 
iſt und an geiſtiger Intenſitaͤt und Verantwortlichkeit hoch uͤber der 
meiſten juriſtiſchen Arbeit ſteht. Das Beamtentum haßt ſelbſtverſtaͤnd⸗ 
lich den Advokaten als laͤſtigen Mittelsmann und Querulanten und da⸗ 
neben aus Reſſentiment gegen ſeine Erwerbschancen. Es iſt gewiß 
nicht erwuͤnſcht, daß Parlamente und Kabinette ganz und gar von Ad⸗ 
vokaten regiert werden. Aber ein kraͤftiger Einſchlag vornehmen Advo⸗ 
katentums waͤre jedem modernen Parlament zu wuͤnſchen. — Immer⸗ 
bin: eine „Ariſtokratie“ bildet die heutige Anwaltſchaft jetzt nicht einmal 
in England mehr. Sondern einen buͤrgerlichen Erwerbsſtand; freilich 
einen ſolchen, der politiſch abkoͤmmlich iſt. j 
Niemals ift dagegen ein moderner Unternehmer ein „Ariſtokrat“ 
im politiſchen Sinne des Wortes. Er iſt im Gegenſatz zum Advokaten 
ſpezifiſch unabkoͤm mlich, und zwar je größer und alſo ihn in Anſpruch 
nehmender der Betrieb iſt, deſto mehr. Das alte Handelspatriziat der 
Staͤdterepubliken war eine Schicht von Gelegen heitsunternehmern, 
im übrigen aber: von Rentnern; darauf beruhte feine politiſche Brauche 
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barkeit. Ein moderner Fabrikant, an die ſtetige, ſcharfe, aufreibende 
Arbeit ſeines Betriebes gefeſſelt, iſt von allen Vertretern beſitzender 
Schichten der fuͤr Politik unabkoͤmmlichſte Typus. Darauf vor allen 
Dingen beruht die im Verhaͤltnis zur oͤkonomiſchen Wichtigkeit und 
praktiſchen Intelligenz dieſer Schicht relativ unvermeidlich geringe 
Bedeutung ihrer Mitglieder fuͤr die politiſche ſowohl wie fuͤr die Arbeit 
der Selbſtverwaltung. Nicht — wie der übliche ſtupide Literaten mora⸗ 
lismus ſchwaͤtzt — geringerer „Opferſinn“ oder „Mammonismus“, ſon⸗ 
dern die dem buͤrgerlich⸗kapitaliſtiſchen Betrieb und Erwerb immanente 
aͤußere Arbeitsgebundenheit und innere Pflichtgebundenheit an den Be⸗ 
trieb entſcheidet daruͤber. Der Saiſoncharakter der Landwirtſchaft 
läßt immerhin wenigſtens die Wintermonate für die politiſche Arbeit 
frei. Aber: bei allen in den oͤkonomiſchen Intereſſenkampf als Unter⸗ 
nehmer unmittelbar verflochtenen Schichten fehlt etwas anderes, noch 
Wichtigeres: die, ſozuſagen, innerliche Abkoͤmmlichkeit, die Diſtanz von 
privatwirtſchaftlichen Alltagsintereſſen kaͤmpfen. Stets iſt der moderne 
Unternehmer, auch der landwirtſchaftliche (im Gegenſatz zum Advo— 
katen), viel zu unmittelbar in dieſen Kampf verflochtener Intereſſent, 
um politiſch verwertbar zu ſein. 

Die hinlaͤngliche Diſtanz vom oͤkonomiſchen Intereſſenkawpf beſitzt 
feit jeher nur: der Großrentner. Vor allem der ganz große Grund— 
herr (Standesherr). Aber auch der große Rentenvermoͤgensbeſitzer uͤber⸗ 
haupt. Ihm allein eignet die noͤtige relativ weitgehende Entruͤcktheit 
aus dem oͤkonomiſchen Alltagskampf, den jeder Unternehmer um ſein 
Daſein, ſeine oͤkonomiſche Macht, den Beſtand ſeines Betriebes unaus⸗ 
geſetzt zu führen hat. Die dewgegenuͤber weit größere Sturn freiheit 
der Exiſtenz des Großrentners, die — auch wo er Großunternehn ungen 
zu ſeinen Rentenquellen zaͤhlt — weit groͤßere Diſtanz zum Alltag des 
Betriebs ſetzt aͤußerlich und innerlich feine Kräfte für politiſche — ſtaats⸗ 
und kulturpolitiſche — Intereſſen, für „weltn aͤnniſche“ Lebensführung, 
Maͤzenatentum und Erwerb von Weltkenntnis großen Stils frei. Nicht, 
daß er etwa in einem oͤkonomiſch „intereſſeleeren“ Raum lebte. Der⸗ 
artiges gibt es nicht. Aber er ſteht nicht im Alltagskan pf um die Exiſtenz 
feines Betriebes, iſt nicht Organ eines ſolchen, iſt nicht Träger pluto⸗ 
kratiſcher Klaſſen intereſſen, weil er dem aktuellen Intereſſen kampf 
entruͤckt iſt. Nur eine Schicht dieſer Struktur koͤnnte heute auf das 
Praͤdikat einer „Ariſtokratie“ im Sinn einer ſpezifiſchen ökono miſchen 
Qualifiziertheit Anſpruch erheben. 
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Von der Bedeutung dieſer oͤkonomiſchen Qualifikation kann man ſich 
ſchon im kleinen leicht übetzeugen. Nehmen wir ein Beispiel: Jeder⸗ 
mann weiß, um ein Alltagsbeiſpiel zu wählen, was für den Geiſt eines 
Offizierskorps ein „nerosfer” Regimentskommandeur bedeutet. Nun, — 
dieſe „Netvofität” iſt (bel ſonſt gleichen Vethaͤltniſſen) in wypiſcher Art 
Folge der oͤkonomiſchen Lage: der Vermoͤgensloſigkeit, die den Kom⸗ 
mandeut für den Fall der Verabſchiedung mit ſeiner an ſoziale An⸗ 
ſprüche gewohnten Familie vor eine ſchaͤbige Zukunft ſtellt, ihn daher 
in feinem dienſtlichen Verhalten bedruckt und belaſtet und es ihm im 
Vergleich mit einem vern ögenben Kommandeur unendlich erſchwert, 
die Ruhe zu bewahten und — ein praktiſch ſehr wichtiger Punkt — die 
Intereſſen ſeiner Untergebenen nach oben rüdfichtslos zu vertreten. 
Jeder Offizier mit offenen Augen wird dieſe Erfahrung gemacht haben, 
die durch Einzelbeiſpiele zu illuſtrieren wohl unnötig iſt. Und ähnlich 
ſteht es auf anderen Gebieten. Viele der ſozialpolitiſch charaktervollſten 
Figuren unſeres Beamtentums — z. B. in den Fabrikinſpektionen — 
waren vermoͤgende Maͤnner, welche eben um deswillen nicht nötig hatten ? 
ſich jedem Luftzug der Intereſſenten zu beugen, ſondern ihr Amt ein⸗ 
ſetzten, wenn ihnen Zumutungen geſtellt wurden, die fie wit ihrem Ge⸗ 
wiſſen nicht vereinbaren konnten. Die Bedeutung Paul Singers und 
ſeine Stellung innerhalb der Sozialdemokratie war, angeſichts ſeiner 
intellektuell ſchließlich doch techt begrenzten Begabung, in ſtarkem Maß 
Funktion feines Vern oͤgens, welches ihm erlaubte, für die Partei zu 
leben — wie er es getan hat —, ſtatt daß er von ihr hätte leben muͤſſen. 
„Politiſcher Charakter“ iſt nun einwal billiger fuͤr den vern ögenten 
Mann, daran kann kein Moralismus etwas ändern. Und es handelt 
ſich keineswegs nur um Charakter „nach oben“. Die relativ größcre 
Zugaͤnglichkeit der beſitzlos im Alltagskam pf um ihr Dafein ringenten 
Maſſen für alle emotionellen Motive in der Politik: für Leid en⸗ 
ſchaften und Augenblickseindruͤcke fenfationeller Art, gegenüber dem 
kuͤhleren Kopf des dieſer Sorge enthobenen Beſitzenden laͤßt es tringend 
erwuͤnſcht erſcheinen, daß gerade den okratiſche Parteien auch Leute in 
geſicherter oͤkonomiſcher Lage, die aus rein perſoͤnlicher Überzeugung 
ſich der politiſchen Arbeit wid ren, in ihrer Leitung zählen, um gegen 
dieſe Einfluͤſſe ein Gegengewicht zu haben, welches das Partci bea mten⸗ 
tu m als ſolches nicht i er zu bieten vermag. Die emotionalen Quali⸗ 
täten der Maſſe find zwar, weil fie nicht un mittelbar in die Po'itik 
einzugreifen ver aa, und weil ihr Verhalten leichter vergeſſen wird, 
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bei weitem nicht fo gefährlich wie die emotionalen Qualitäten der 
Monarchen, welche durch erregte und unvorſichtige Telegramme und 
Reden die politiſche Lage einer Nation auf Jahrzehnte hinaus kom⸗ 
promittieren können. Aber vorhanden ſind ſie auch, und auch ihnen 
gegenuͤber iſt politiſcher Charakter“ und kuͤhle Überlegung unter fonft 
gleichen Verhaͤltniſſen billiger für den beſitzenden Mann. Es ift eine 
wichtige Zukunftsfrage: ob auch die in ihrer Vermoͤgenslage unab⸗ 
haͤngigen Beſitzenden, die nun einmal daſein werden, ſolange es eine 
Privateigentumsordnung gibt, in den Dienſt der politiſchen, und zwar 
gerade auch der de mokratiſchen parteipolitiſchen Arbeit treten. Das 
leicht entſtehende Reſſentiment des ſchwer um ſein Brot arbeitenden 
und auf ſein Gehalt angewieſenen Parteibeamten gegen ſolche Elemente 
darf die Parteien nicht hindern, die Lehren, welche die Erfahrung in 
dieſer Hinſicht gibt, zu beherzigen. Andererſeits iſt jenes Reſſentiment 
des Partei⸗ und Genoſſenſchaftsbeamtentun s das ganz geeignete Gegen⸗ 
gewicht gegen die Gefahr, daß eine „plutokratiſche“ Leitung der Par⸗ 
teien aus jener Lage entſtehen konnte. Die Erfahrungen der ruſſiſchen 
den’ okratiſchen Parteien, bis zur aͤußerſten Linken hin, bei denen Fuͤrſten⸗ 
töchter mit auf den Barrikaden gefochten und Maͤzenaten größten Stils 
die Mittel fuͤr die Volksbewegung aufgebracht haben, zeigen, daß der 
Spielraum, welchen das oͤkonomiſche Eigenintereſſe beſitzender Ideologen 
für die idealiſtiſche Betätigung zuverlaͤſſig „demokratiſcher“ Geſinnung 
offenläßt, weit größer iſt als bei irgendeiner, ſozial angeſehen, plebe⸗ 
jiſcheren, aber dabei in den Intereſſenkampf unmittelbar verſtrickten 
Schicht, weil ihre Vermoͤgenslage ihnen nicht die Richtlinien ihres poli⸗ 
tiſchen Verhaltens weiſen muß, ſondern Ruͤckhalt für politiſch ſelbſtaͤndige 
Überzeugung fein kann. Rein aͤußerlich leiſten dieſen Dienſt die pro: 
ſaiſchen Rentenpapiere ihrem Beſitzer ebenſogut wie etwa der Beſitz 
einer Standesherrſchaft. Aber allerdings ſchult dieſe durch die Art der 
im großen disponierenden Aufgaben, vor welche ſie den Inhaber ſtellt, 
und durch den Reſonanzboden der Herrenſtellung, ihn unter ſonſt gleichen 
Unifländen in einer weit ſpezifiſcheren Art für politiſches Handeln, als 
die Couponſchere und der rein konſun tive Stadthaushalt eines Papier- 
rentners es zu tun vermögen. Kein Zweifel alſo: eine Grundherren⸗ 
ſchicht, wie fie in England beſtand und wie fie ähnlich den Kern des alt— 
roͤmiſchen Senatsadels aus wachte, iſt ſtaatspo'itiſch ein durch nichts zu 
erſetzender Traͤger von politiſcher Tradition, Schulung und Temperie⸗ 
rung. A ber wo ift fie bei uns? Wie viele ſolcher Standesherren gibt 
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es in Deutſchland, insbeſondere in Preußen? Wo ift ihre politiſche Tra⸗ 
dition? So gut wie nichts bedeuten fie politiſch, und am allerwenig⸗ 
ſten in Preußen. Und es ſcheint denn doch klar, daß eine ſtaatliche 
Politik mit dem Ziel der Zuͤchtung einer ſolchen wirklich ariſtokratiſchen 
Großrentnerſchicht heute ein Ding der Unmoͤglichkeit iſt. Mag es auch 
moͤglich ſein, auf Waldboden — dem einzigen zur Fideikommißbildung 
ſozialpolitiſch qualifizierten Grundbeſitz — noch eine Anzahl großer 
Standesherrſchaften entſtehen zu laſſen, fo waͤre es doch ausgeſchloſſen, 
dadurch Reſultate zu erzielen, die quantitativ ins Gewicht fallen. Und 
das war ja die tiefſte innere Unwahrhaftigkeit des Anfang 1917 in 
Preußen beratenen Fideikommißgeſetzentwurfes: daß er dies adaͤquate 
Inſtitut eines ſtandes herrlichen Beſitzes auf den Mittelſtand des 
durchſchnittlichen oſtelbiſchen Rittergutsbeſitzers erſtrecken und dadurch 
Exiſtenzen zu einer „Ariſtokratie“ aufblaſen wollte, die nun einmal 
keine ſind und auch keine ſein koͤnnen. Wer die viel (und oft zu Unrecht) 
geſchmaͤhten und ebenſoviel (und ebenſo zu Unrecht) verhimmelten 
„Junker“ des Oſtens kennt, wird gewiß rein perſoͤnlich feine Freude 
an ihnen haben muͤſſen: auf der Jagd, beim guten Trunk, bei der Karte, 
in der Gaſtlichkeit des Gutshofes: da iſt alles echt. Unecht wird alles 
erſt, wenn man dieſe ſchon rein oͤkonomiſch auf landwirtſchaftliche 
Unternehmerarbeit und auf den Intereſſenkampf — einen fo 
ruͤckſichtsloſen ſozialen und oͤkonomiſchen Intereſſenkampf wie nur irgend⸗ 
ein Fabrikant — angewieſene, alſo dem Weſen nach „buͤrgerliche“ Unter⸗ 
nehmerſchicht als „Ariſtokratie“ ſtiliſiert. Zehn Minuten im Kreiſe von 
ihresgleichen genuͤgen, um zu ſehen: daß ſie Plebejer ſind, gerade und 
vor allem in ihren Tugenden, die durchaus maſſiv plebejiſchen Charakters 
find. Ein oſtdeutſches Rittergut „trägt heute keine Herrſchaft“, wie 
ſich der Miniſter von Miquel einmal (privatim!) ganz richtig ausdruͤckte. 
Verſucht man eine ſolche heute auf ſchlichte buͤrgerlich-kapitaliſtiſche Ar⸗ 
beit hingewieſene Schicht zu einer „Ariſtokratie“ zu ſtempeln mit feudalen 
Geſten und Praͤtenſionen, ſo wird daraus unweigerlich nur eines: eine 
Parvenuͤphyſiognomie. Diejenigen Züge unſeres politiſchen und 
ſonſtigen Auftretens in der Welt, welche dieſen Charakter tragen, ſind 
zwar nicht nur, aber immerhin auch dadurch mitbedingt, daß man dieſe 
Anſpruͤche, eine Ariſtokratie zu ſpielen, Schichten eingeflößt hat, denen 
dazu nun einmal die Qualifikation fehlt. 

Nicht nur gerade dieſer Schicht. Denn das Fehlen von Formen 
weltmaͤnniſcher Erziehung bei uns iſt natuͤrlich keineswegs nur durch 
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die Phyſiognomie gerade der Junker, ſondern durch den penetrant 
buͤrgerlichen Charakter aller derjenigen Schichten gegeben, welche die 
ſpezifiſchen Traͤger des preußiſchen Staatsweſens in den Zeiten ſeines 
aͤrmlichen, aber glorreichen Aufſtiegs geweſen find. Die alten Offiziers⸗ 
familien, welche in ihren oft uͤberaus duͤrftigen Verhaͤltniſſen hochehren⸗ 
wert die Tradition des altpreußiſchen Heeres pflegen, die gleichartigen 
Beamtenfamilien ſind — einerlei, ob adlig oder nicht — oͤkonomiſch 
und ſozial ebenſo wie nach ihrem Horizont ein buͤrgerlicher Mittel- 
ſtand. Die geſellſchaftlichen Formen des deutſchen Offizierkorps ſind 
innerhalb ſeines Kreiſes im allgemeinen durchaus dem Charakter der 
Schicht angemeſſen und gleichen in ihren entſcheidenden Zuͤgen denen 
der Offizierskorps der Demokratien (Frankreich, auch Italien) durch 
aus. Sie werden aber allerdings ſofort zur Karikatur, wenn ſie uͤber 
dieſen Kreis hinaus von nichtmilitaͤriſchen Kreiſen als vorbildlich be⸗ 
handelt werden. Vor allem dann: wenn ſie eine Miſchehe eingehen 
mit geſellſchaftlichen Formen, welche dem Pennalismus der Beamten⸗ 
ſchulen entſtammen. Und das iſt bei uns der Fall. 

Das ſtudentiſche Couleurweſen iſt bekanntlich die typiſche ſoziale 
Erziehungsform des Nachwuchſes fuͤr die nichtmilitaͤriſchen Amter, 
Pfruͤnden und „freien“ ſozial gehobenen Berufsſtellungen. Die „aka⸗ 
demiſche Freiheit“ des Paukens, Trinkens, Schwaͤnzens entſtammt Zei⸗ 
ten, wo andere Freiheiten irgendwelcher Art bei uns nicht exiſtierten 
und wo nur dieſe Literatenſchicht der Amtsanwaͤrter mit eben jenen 
Freiheiten privilegiert war. Der Einſchlag aber, welchen die damals 
entſtandenen Konventionen in der „Geſte“ des in Deutſchland von jeher 
und noch immer zunehmend wichtigen „Pruͤfungsdiplommenſchen“ 
hinterlaſſen haben, iſt noch heute nicht zu beſeitigen. Die ſtudentiſchen 
Couleuren ſelbſt wuͤrden auch dann ſchwerlich verſchwinden, wenn heute 
nicht ſchon die Hypotheken auf den Couleurhaͤuſern und die Notwendig⸗ 
keit fuͤr die „Alten Herren“, ſie zu verzinſen, fuͤr ihre oͤkonomiſche Un⸗ 
ſterblichkeit hinlaͤnglich Sorge truͤgen. Im Gegenteil dehnt ſich das 
Couleurweſen ſtetig weiter aus. Einfach deshalb, weil das Konnexions- 
weſen der Couleuren heute eine ſpezifiſche Form der Ausleſe der 
Beamten iſt und weil die Reſerveoffizierqualitaͤt und die dazu er⸗ 
forderliche, durch das Couleurband ſichtbar verbriefte „Satisfaktions⸗ 
faͤhigkeit“ den Zutritt zur „Geſellſchaft“ oͤffnet. Zwar der Trinkzwang 
und die Menſurentechnik der Couleuren werden zunehmend den Be⸗ 
duͤrfniſſen der ſchwaͤchlicheren Konſtitution der um der Konnexionen 
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willen immer zahlreicheren Reflektanten auf das Couleurband angepaßt: 
es gibt angeblich jetzt Teatotaler in einigen Korps. Aber das Entſchei⸗ 
dende: die geiſtige Inzucht (eigene Leſezimmer in den Couleurhaͤuſern, 
beſondere, nur von „Alten Herren“ mit einer unſaͤglich ſubaltern⸗klein⸗ 
buͤrgerlichen Art von gutgemeinter „patriotiſcher“ Politik verſorgte 
Couleurblaͤtter, Perhorreſzierung oder doch ſehr große Erſchwerung des 
Verkehrs mit Gleichaltrigen anderen geſellſchaftlichen oder geiſtigen Ges 
präges) iſt in den letzten Jahrzehnten ſtetig gefteigert worden. Da⸗ 
bei ergreift die Couleurkonnexion ſtets weitere Kreiſe. Ein Kommis, 
der auf Referveoffizierqualitäten und das durch fie gebotene Konnubium 
mit der „Geſellſchaft“ (der Tochter des Chefs vor allem) reflektiert, be⸗ 
ſucht eine jener Handelshochſchulen, welche um eben dieſes Verbindungs⸗ 
treibens willen einen guten Teil ihres Zulaufs finden. Wie immer man 
nun alle dieſe ſtudentiſchen Gebilde an ſich beurteilen mag — und der 
Maßſtab des Moralismus iſt nicht der des Politikers —, jedenfalls bieten 
fie keine welt maͤnniſche Erziehung, ſondern mit ihrem ſchließlich doch 
unleugbar banalen Pennalismus und ihren ſubalternen ſozialen Formen 
ſo ziemlich das gerade Gegenteil davon. Der ſtumpfſinnigſte angel⸗ 
ſaͤchſiſche Klub bietet gerade davon mehr, ſo leer man an ſich z. B. den 
Sportbetrieb, in dem er ſich nicht ſelten erſchoͤpft, finden mag. Vor allen 
Dingen deshalb, weil er bei oft ſehr ſtrenger Ausleſe doch ſtets auf dem 
Prinzip der ſtrengen Gleichheit des Gentle man aufgebaut iſt und 
nicht auf demjenigen des Pennalis mus, welchen die Bureaukratie 
an unſeren Couleuren als Pro paͤdeutik für die Diſziplin im Amt 
ſo außerordentlich ſchaͤtzt und durch deſſen Pflege die Couleuren ſich nach 
oben zu empfehlen nicht verſaͤumen.“) Jedenfalls erziehen die formel: 


) In der deutſchen Korpszeitung Nr. 428 (hier zitiert nach der Wiedergabe von 
Prof. A. Meſſer, Gießen, in der „Weſerzeitung“ vom 2. 6. 17) heißt es bei der Kritil 
„moderner“ Reformvorſchlaͤge: „Die Vorſchläge berüͤckſichtigen überhaupt nicht das 
wechſelnde Material von Fuͤchſen und überhaupt Aktiven bei jedem Bunde. Um eins 
herauszugreifen: Kein Trinkzwang! Kein Reſttrinkenlaſſen! Kein Vollpumpen! 
Derartige Kneipen habe ich ohne vorhergegangene Reformen oft genug bei den ver: 
chiedenſten Korps erlebt, manchmal ſemeſterlang. Und ſpaͤter bei denſelben Bünden 

de, an denen alles rollte. Es waren eben andere da, und die hielten eben Viel⸗ 
trinken fuͤr ſchoͤn und angenehm, ſehr oft aber auch fuͤr notwendig. Und die Möglich: 
keit des Vieltrinkens und des Vieltrinkenlaſſens ift auch notwendig. Verbieten wir 
das Reſttrinkenlaſſen, fo kann jederzeit jeder trinkfefte Fuchs jeden weniger vertragenden 
Korpsburſchen in Grund und Boden trinken, und die Autorität iſt hin, oder aber wir 
ſchaffen die Bierehrlichkeit und damit die Grundlage jeder Kneipgemüflichkeit ab. 
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haften Konventionen und erzieht vollends der Pennalismus dieſer ſogen. 
„alabemifchen Freiheit“, welche den Amtsreflektanten aufgendtigt werden, 
nur um fo weniger einen ariftofratiihen Weltmann, je mehr fie Ni) 
zu einem Protzen mit dem Geldbeutel — der Eltern ausgeftalten, wie 
es unvermeidlich geſchieht, wo immer es die Verhältniſſe geſtatten. 
Wenn der junge Menſch, der in dieſe Schule gerät, nicht ein ungemphne 
lic ſelbſtändiger Charakter und ein ſehr freier Geiſt iſt, ſo werden an ihm 
jene fatalen Zuͤge eines lackierten Plebejers entwickelt, die wir ſo 
oft an ihren Vertretern, auch ſonſt recht tuͤchtigen, beobachten. Denn 
durchaus plebejiſch und fern von allem in gleichviel welchem Sinne 
„Ariſtokratiſchen“ ſind diejenigen Intereſſen, welche von dieſen Gemein⸗ 
ſchaften gepflegt werden. Und der entſcheidende Punkt liegt auch hier 
eben darin, daß ein feinem Weſen nach plebejiſches, aber da, wo etz 
unbefangen nur jugendlichen Überſchwang ſuchte, unſchaͤdliches Scho⸗ 
larentreiben heute die Praͤtenſion erhebt, ein Mittel a riſtokratiſcher, 
fuͤr die Fuͤhrung im Staat qualifizierende Erziehung zu ſein. Der 
geradezu unglaubliche Widerſpruch, der darin liegt, raͤcht ſich darin, 
daß als Reſultat — eine Parvenuͤphyſiogno mie entſteht. 

Man huͤte ſich doch ſehr, dieſe Parvenuͤzuͤge im deutſchen Angeſicht 
für politiſch fo ganz gleichguͤltig zu halten. Nehmen wir gleich ein Bei⸗ 
ſpiel: „Moraliſche Eroberungen“ bei Feinden, d. h. Intereſſengegnern, 
zu machen, iſt ein eitles, von Bismarck mit Recht verſpottetes Treiben. 
Aber: bei Bundesgenoſſen, jetzigen oder kuͤnftigen? Unſere oͤſter⸗ 


Verbieten wir das Vollpumpen, ſo geben wir ein Erziehungsmittel aus der Hand! 
Ich bitte dieſe Worte nicht aus dem Zuſammenhang geriſſen zu zitieren. Unſer Korps⸗ 
leben ſoll doch eine Kette von Erziehungsverſuchen darſtellen. Und jeder Korpsſtudent 
wird beſtaͤtigen, daß er nie mehr im Leben ſo deutlich, fo ungeſchminkt, ſo unglaublich 
grob manchmal die Wahrheit zu hören bekam wie im Korps. Und wie kam's, daß er 
ſich das gefallen ließ? So lächerlich es klingt: Infolge der Kneipe! Die Kneipe iſt 
für uns, was der vielgeläfterte Kaſernenhofdrill, der Parademarſch für den Soldaten. 
So wie dort das hundertmal wiederholte „Knie beugt!“ nacheinander Faulheit, 
Wurſtigkeit, Trotz, Wut, Schlappheit und Ermattung uͤberwindet und aus dem Ges 
fühl hilfloſer Ohnmacht und völliger Willenlofigleit vor dem Vorgeſetzten die Diſzi⸗ 
plin hervorgehen läßt, fo bietet bei uns das „Reſt weg!“ dem Alteren vor dem Jüngeren 
immer Gelegenheit, ſeine unbedingte Überlegenheit zu zeigen, zu ſtrafen, Abſtand zu 
wahren, die Atmoſphaͤre zu erhalten, die für das ſtändige Erziehungswerk des Korps 
unbedingtes Erfordernis iſt, wollen wir nicht Klubs werden. Das „Reſt weg!“ if 
natürlich nicht immer, nicht bei jedem angebracht, aber es muß über der Kneipe ſchwe⸗ 
ben, wie das „Knie beugt!“ über jedem Kaſernenhof. Auf beiden kann es trotzdem 
urgemuͤtlich zugehen.“ 
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reichiſchen Bundesgenoſſen und wir find politifch dauernd aufeinander 
angewieſen. Das iſt ihnen wie uns bekannt. Ohne große Torheiten 
droht da keinerlei Gefahr eines Bruches. Die deutſche Leiſtung wird 
von ihnen — auch ohne daß immer ſo viel von uns geredet wird, ja 
dann noch leichter! — ruͤckhaltlos und neidlos anerkannt (von den ſach⸗ 
lichen Schwierigkeiten, welche ſie ihrerſeits haben und die Deutſchland 
erſpart ſind, hat man bei uns nicht uͤberall die richtige Vorſtellung und 
daher nicht immer die entſprechende Wertſchaͤtzung ihrer Leiſtung). 
Aber was jedermann in der ganzen Welt weiß, muß offen auch hier 
geſagt werden: was von ihnen und von allen anderen Voͤlkern, mit 
denen wir je Freundſchaft wuͤnſchen koͤnnten, nicht ertragen werden 
wuͤrde, wären Parvenuͤmanieren, wie fie gerade neuerdings wieder 
in unertraͤglicher Art ſich breitmachen. Derartiges wird auf ſtumme, 
hoͤfliche, aber beſtimmte Ablehnung jedes Volkes mit alter, guter, 
geſellſchaftlicher Erziehung ſtoßen, wie es z. B. die Oſterreicher nun 
einmal ſind. Von ſchlecht erzogenen Parvenuͤs will keiner regiert ſein. 
Jeder Schritt uͤber das außenpolitiſch abſolut Unentbehrliche hinaus, 
alles alſo, was von „Mitteleuropa“ (im innerlichen Sinne des Wortes) 
moglich oder bei kuͤnftigen Intereſſengemeinſchaften mit anderen Nationen 
erwuͤnſcht waͤre (gleichviel, wie man zu dem Gedanken der wirtſchaft— 
lichen Annaͤherung ſteht), kann jedenfalls politiſch fuͤr beide Teile an 
dem abſoluten Entſchluß ſcheitern, ſich das nicht aufdraͤngen zu laſſen, 
was neuerdings mit protziger Geſte als „preußiſcher Geiſt“ ausgegeben wird 
und deſſen angebliche Gefaͤhrdung durch die „Demokratie“ in den Dekla⸗ 
mationen der Phraſendreſchmaſchine der Literaten eine ſolche Rolle ſpielt. 
Solche Deklamationen hat man bekanntlich bei ausnahmslos allen Schrit- 
. ten innerer Reform ſeit 110 Jahren ganz ebenſo zu hoͤren bekommen. 

Der echte preußiſche Geiſt gehoͤrt zu den ſchoͤnſten Bluͤten des Deutſch⸗ 
tums. Jede Zeile, die wir von Scharnhorſt, Gneiſenau, Boyen, Moltke 
haben, atmet ihn ebenſo wie die Taten und Worte der großen preußi⸗ 
ſchen (zum guten Teil freilich außerhalb Preußens heimiſchen) Reform⸗ 
beamten, die man nicht erſt zu nennen braucht. Und ebenſo Bismarcks 
von den heutigen bornierten Philiſtern der „Realpolitik“ uͤbel karikierte 
eminente Geiſtigkeit. Aber es ſcheint zuweilen, als ob dieſer alte preu⸗ 
ßiſche Geiſt heute im Beamtentum anderer Bundesſtaaten ſtaͤrker 
weiterlebe als in Berlin. Und der Mißbrauch dieſes Wortes durch die 
jetzige konſervative Demagogie iſt gar nichts als eine Schaͤndung jener 
großen Geſtalten. | 
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Es exiſtiert, um es zu wiederholen, in Deutſchland keine Ariſto⸗ 
kratie von hinlaͤnglicher Breite und politiſcher Tradition. Sie hatte 
am eheſten in der freikonſervativen und Zentrumspartei (jetzt auch nicht 
mehr), nicht dagegen in der konſervativen Partei eine Heimat. Und, 
was mindeſtens ebenſo wichtig iſt: es eriftiert auch keine vornehme 
deutſche geſellſchaftliche Form. Denn voͤllig unwahr iſt — womit 
unſere Literaten gelegentlich zu prahlen ſuchen —, daß, im Gegenſatz 
zu den angelſaͤchſiſchen Gentlemankonventionen und dem romaniſchen 
Salonmenſchentum, in Deutſchland Individualismus in dem Sinn der 
Freiheit von Konventionen exiſtiere. Starrere und zwingendere Kon⸗ 
ventionen als die des „Couleurmenſchen“ gibt es nirgends, und ſie be⸗ 
herrſchen, direkt und indirekt, einen ebenſo großen Bruchteil des Nach⸗ 
wuchſes der Fuͤhrerſchichten als irgendeine Konvention in anderen Laͤn⸗ 
dern. Sie ſind, ſoweit nicht die Offizierkonventionen reichen, „die 
deutſche Form“! Denn in ihren Nachwirkungen beſtimmen ſie weit⸗ g 
gehend die Formen und Konventionen der in Deutſchland maßgebenden 
Schichten: der Bureaukratie und aller derer, welche in die von dieſer 
beherrſchte „Geſellſchaft“ rezipiert werden wollen. Vornehm find frei⸗ 
lich dieſe Formen nicht. Staatspolitiſch noch wichtiger als dieſer Um⸗ 
ſtand iſt aber der andere: daß ſie, im Gegenſatz zu den romaniſchen und 
angelſaͤchſiſchen Konventionen, auch ſchlechterdings nicht geeignet ſind, 
der ganzen Nation, bis in die unterſten Schichten hinein, als Vorbild 
zu dienen und ſie in ihrer Geſte derart einheitlich zu einem in ſeinem 
aͤußeren Habitus ſelbſtſicheren „Herrenvolk“ durchzuformen, wie es 
jene romaniſchen und angelſaͤchſiſchen Konventionen getan haben. Es 
iſt ein ſchwerer Irrtum, zu glauben, die „Raſſe“ ſpiele bei dem auf⸗ 
fallenden Mangel an Anmut und Wuͤrde der deutſchen aͤußeren Haltung 
die entſcheidende Rolle. Dem Deutſchoͤſterreicher mit ſeiner durch eine 
wirkliche Ariſtokratie durchgeformten Art des Auftretens fehlen jedenfalls 
dieſe Qualitaͤten, trotz gleicher Raſſe, nicht, welches auch immer ſeine 
ſonſtigen Schwaͤchen ſein moͤgen. 

Die Formen, welche den romaniſchen Menſchentypus bis in ſeine 
Unterſchichten hinein beherrſchen, ſind beſtimmt durch die Nachahmung 
der Kavaliergeſte, wie ſie ſich ſeit dem 16. Jahrhundert entwickelte. 
Die angelſaͤchſiſchen Konventionen, ebenfalls bis tief in die Unterſchicht 
hinein die Menſchen formend, entſtammen den ſozialen Gewohnheiten 
der in England ſeit dem 17. Jahrhundert tonangebenden Schicht, welche 
im ſpaͤten Mittelalter aus einer eigenartigen Miſchung laͤndlicher und 
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ſtaͤdtiſch⸗buͤrgerlicher Honoratioren, der „Gentlemen“, ſich als Träger 
des „Selfgovernment“ entwickelt hatte. In all dieſen Fällen waren 
— das war das Folgenreiche — die entſcheidenden Züge jener Kon⸗ 
ventionen und Geſten leicht allgemein nachahmbar und alſo: demo⸗ 
kratiſierbar. Die Konventionen der deutſchen akademiſch gepruͤften 
Amtsanwaͤrter dagegen und der durch fie beeinflußten Schichten, vor 
allem die Gewohnheiten, welche die Couleuren anerziehen, waren und 
ſind, wie geſagt, offenkundig nicht geeignet, von irgendwelchen außer⸗ 
halb der Examensdiplomſchicht ſtehenden Kreiſen und vollends von den 
breiteren Maſſen nachgeahmt, alſo: „demokratiſiertꝰ zu werden, obwohl 
oder vielmehr gerade weil ſie ihrem inneren Weſen nach keineswegs 
weltmaͤnniſch oder ſonſtwie ariſtokratiſch, ſondern durchaus plebejiſch 
ſind. Der romaniſche Ehrenkoder war ebenſo wie der ganz andersartige 
angelſaͤchſiſche einer weitgehenden Demokratiſierung faͤhig. Der ſpezi⸗ 
fisch deutſche Begriff der „Satisfaktionsfaͤhigkeit“ dagegen iſt dies nicht, 
wie jede Überlegung lehrt. Dabei iſt er aber von großer politiſcher 
Tragweite. Und zwar iſt nicht etwa — wie immer wieder geglaubt 
wird — die Geltung des im engeren Sinne ſogenannten „Ehrenkoder“ 
innerhalb des Offizierkorps, wo er durchaus am Platz iſt, das politiſch 
und ſozial Wichtige. Politiſch wichtig iſt vielmehr der Umſtand, daß 
ein preußiſcher Landrat ſchlechterdings im Scholarenſinn fuͤr „ſatis⸗ 
faktionsfaͤhig“ gelten muß, um ſich auf feinem Poſten überhaupt 
behaupten zu koͤnnen, und ebenſo jeder andere leicht abſetzbare 
Verwaltungsbeamte (im Gegenſatz z. B. zu dem kraft Geſetzes 
„unabhaͤngigen“ Amtsrichter, der eben dieſer Unabhängigkeit wegen 
gegenüber dem Landrat ſozial deklaſſiert iſt). Der Begriff der 
„Satisfaktionsfaͤhigkeit“ ebenſowohl wie alle anderen Konventionen 
und Formen, welche durch die Struktur der Bureaukratie und der 
fuͤr ſie maßgebenden deutſchen Scholarenehre getragen ſind, bilden, 
weil ihrer Eigenart nach nicht demokratiſierbar, formal: Kaſten⸗ 
konventionen. Material aber ſind ſie dennoch, weil jeglicher 
aͤſthetiſchen Wuͤrde und aller Vornehmheit entbehrend, nicht ariſto⸗ 
kratiſchen, ſondern durchaus plebejiſchen Charakters. Dieſer innere 
Widerſpruch iſt es, der an ihnen ſo ſehr den er herausfordernd und 

politiſch unguͤnſtig wirkt. 

Die Deutſchen find ein Plebejervolk, — oder wenn man es lieber 
hört: ein buͤrgerliches Volk, und nur auf dieſer Baſis konnte eine ſpezifiſch 
deutſche Form“ wachſen. 
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Irgendeine durch die politiſche Neuordnung herbeigeführte oder be: 
foͤrderte geſellſchaftliche Demokratiſierung — das iſt dasjenige, was hier 
auseinandergeſetzt werden ſollte — fände alfo bei uns, gef ellſchaftlich 
angeſehen, keine ariſtokratiſchen Formwerte vor, welche ſie entweder 
gerftören oder umgekehrt ihrer Exkluſivitaͤt entkleiden und in der Nation 
propagieren konnte, wie fie dies mit den Formwerten der romaniſchen 
und angelſaͤchſiſchen Ariſtokratie getan hat. Die Formwerte des deut⸗ 
ſchen ſatisfaktionsfaͤhigen Pruͤfungsdiplommenſchen find aber anderſeits 
wieder auch nicht hinlaͤnglich weltmaͤnniſch, um als Stüße der inneren 
Sicherheit auch nur der eigenen Schicht dienen zu koͤnnen. Vielmehr 
genügen fie, wie jede Probe zeigt, nicht einmal immer, um die tatſaͤch⸗ 
liche innere Unſicherheit gegenuͤber weltmaͤnniſch gebildeten Fremden 
zu verbergen. Es ſei denn in der Form einer als Unerzogenheit wir⸗ 
kenden, meiſt aus Verlegenheit ſtammenden „Patzigkeit“. 

Dabei ſei nun hier ganz dahingeſtellt, ob eine politiſche „Demo= 
kratiſierung“ dieſe Folge der geſellſchaftlichen Demokratiſierung wirk⸗ 
lich haben wuͤrde. Die ſchrankenloſe politiſche „Demokratie“ Amerikas 
hindert z. B. nicht, daß geſellſchaftlich nicht etwa nur — wie bei uns 
geglaubt wird — eine rohe Plutokratie des Beſitzes, ſondern qußerdem 
eine ſtaͤndiſche „Ariſtokratie“ im langſamen — wenn auch meiſt unbe⸗ 
merkten — Entſte hen iſt, deren Wachstum kulturgeſchichtlich ebenſo 
wichtig iſt wie jene andere. — 

Die Entwicklung einer wirklich vornehmen und zugleich dem buͤrg er⸗ 
lichen Charakter der ſozial maßgebenden Schichten angemeſſenen „deut⸗ 
ſchen Form“ liegt jedenfalls noch im Schoß der Zukunft. Die Anfaͤnge 
der Entwicklung einer ſolchen buͤrgerlichen Konvention in den Hanſe⸗ 
Rädten ſind unter dem Einfluß der politiſchen und oͤkonomiſchen Ande⸗ 
rungen ſeit 1870 nicht fortgebildet. Und der jetzige Krieg begluͤckt uns 
mit ſo vielen Parvenuͤs — deren Söhne auf den Univerfitäten ſich mit 
Eifer die üblichen Eoyleurfonventionen, welche ja an vornehme Tradi⸗ 
tion keine Anforderungen ſtellen, als bequeme Dreſſur fuͤr den Erwerb 
der Reſerveoffizierfaͤhigkeit aneignen werden —, daß vorlaͤufig hier wohl 
nichts Neues zu hoffen iſt. Jedenfalls ſteht feſt: ſollte die „Demokrati⸗ 
ſierung“ den Erfolg haben, das ſoziale Preſtige des Prüfungsdiplom⸗ 
menſchen zu beſeitigen — was keineswegs feſtſteht, wie hier nicht 
erörtert werden kann —, jo würde fie damit politiſch wertvolle geſell⸗ 
ſchaftliche Formwerte bei uns nicht vernichten. Sie koͤnnte dann 
vielleicht die Bahn frei machen für die Entwicklung unſerer bürg er: 
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lichen ſozialen und oͤkonomiſchen Struktur angemeſſener und daher 
„echter“ und vornehmer Formwerte. Von dieſen Formwerten läßt 
ſich — da man ſie ſelbſt ſo wenig erfinden kann wie einen Stil — nur 
das eine (weſentlich Negative und Formale) ſagen, was fuͤr alle Form⸗ 
werte dieſer Art gilt: daß ſie jedenfalls auf keiner anderen Grundlage 
entwickelt werden koͤnnen als auf innerer Diſtanz und Reſerve in der 
perſoͤnlichen Haltung. An dieſer Vorausſetzung jeglicher perſoͤnlichen 
Wuͤrde hat es uns oben und unten nicht ſelten ſtark gefehlt. Und das 
neueſte Literatentum mit ſeinem Beduͤrfnis, ſeine „Erlebniſſe“, erotiſche 
oder religioͤſe oder welcher Art fie ſonſt ſeien, zu beſchwatzen oder drucken 
zu laſſen, iſt der Feind aller Wuͤrde, gleichviel welcher Art. „Diſtanz“ 
iſt aber keineswegs, wie der Mißverſtand der verſchiedenen auf Nietzſche 
zuruͤckgehenden „Prophetien“ bei uns glaubt, nur auf dem Kothurn der 
„ariſtokratiſchen“ Kontraſtierung feiner ſelbſt gegen die „Vielzuvielen“ 
zu gewinnen: — ſie iſt im Gegenteil ſtets unecht, wenn ſie heute dieſer 
inneren Stuͤtze bedarf. Gerade als Probe ihrer Echtheit kann ihr viel⸗ 
leicht die Notwendigkeit, ſich innerhalb einer demokratiſchen Welt inner⸗ 
lich zu behaupten, nur dienlich ſein. 

Alles Geſagte aber zeigt aufs neue, daß das deutſche Vaterland auch 
in dieſer, wie in ſo vielen anderen Hinſichten, nicht das Land ſeiner 
Vaͤter, ſondern das Land ſeiner Kinder iſt und ſein muß, wie Alexander 
Herzen dies von Rußland ſchoͤn geſagt hat. Das gilt vor allem auch in 
bezug auf die politiſchen Probleme. Der, deutſche Geiſt“ iſt für deren 
Loͤſung nicht aus noch ſo wertvollen Geiſteswerken unſerer Vergangen⸗ 
heit zu deſtillieren. Den großen Schatten unſerer geiſtigen Ahnen alle 
Pietät und ihrer Geiſtesarbeit jede der formalen Schulung unſeres 
eigenen Geiſtes dienende Verwertung! Aber: ſobald die Eitelkeit unſerer 
Literaten, weil es ihr Schriftſtellerberuf iſt, ſie der Nation zu inter⸗ 
pretieren, daraus das Recht ableitet, unſere politiſche Zukunftsgeſtaltung 
damit wie mit einem Bakel zu ſchulmeiſtern: — in die Ecke mit 
den alten Scharteken! Daruͤber iſt nichts aus ihnen zu lernen. 
Die deutſchen Klaſſiker koͤnnen uns u. a. lehren, daß wir ein fuͤhrendes 
Kulturvolk der Erde zu ſein vermochten in einer Zeit materieller Armut 
und politiſcher Ohnmacht und ſogar Fremdherrſchaft. Dieſer un poli⸗ 
tiſchen Epoche entſtammen ihre Ideen, auch wo ſie politiſch und oͤkono⸗ 
miſch ſind. Sie waren teils, angeregt durch die Auseinanderſetzung mit 
der franzoͤſiſchen Revolution, Konſtruktionen in einem politiſch und 
oͤkonomiſch leidenſchaftsleeren Raum. Soweit aber eine andere poli⸗ 
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tiſche Leidenschaft in ihnen lebte als die zornige Auflehnung gegen die 
Fremdherrſchaft, war es die ideale Begeiſterung fuͤr ſittliche Forde⸗ 
rungen. Was daruͤber hinaus liegt, blieben philoſophiſche Gedanken, 
die wir als Mittel der Anregung zu eigner Stellungnahme entſprechend 
unſeren politiſchen Realitäten und der Forderung unſeres Tages be⸗ 
nutzen koͤnnen, — nicht aber: als Wegweiſer. Die modernen Probleme 
des Parlamentarismus und der Demokratie und die Weſensart unſeres 
modernen Staates uͤberhaupt lagen ganz außerhalb ihres Geſichts— 
kreiſes. — | 

Dem gleichen Wahlrecht, zu dem wir damit zurüdfehren, wirft man 
vor, es bedeute den Sieg der dumpfen, politiſcher Überlegung unzu⸗ 
gaͤnglichen Maſſeninſtinkte gegenuͤber der wohlerwogenen politiſchen 
Überzeugung oder der emotionalen gegenuͤber der rationalen Politik. 
Was zunaͤchſt das letztere anlangt, ſo iſt Deutſchlands auswaͤrtige Politik 
— dies muß hier allerdings geſagt werden — ein Beweis dafuͤr, daß 
eine Monarchie, die mit einem Klaſſenwahlrecht regiert (denn der Hege— 
monieſtaat Preußen war und iſt der maßgebliche Leiter der deutſchen 
Politik), an Einfluß rein perſoͤnlicher emotionaler und irrationaler Stim— 
mungen der Leitung jedenfalls den Rekord haͤlt. Man braucht den jahr⸗ 
zehntelangen erfolgloſen Zickzackgang dieſer geraͤuſchvollen Politik mit 
der ruhigen Zielbewußtheit etwa der engliſchen Außenpolitik nur zu 
vergleichen, um den Beweis zu haben. Und was die irrationalen Maſſen⸗ 
inſtinkte anlangt, ſo beherrſchen ſie die Politik nur da, wo die Maſſen 
kompakt zuſammengedraͤngt ſind und als ſolche einen Druck uͤben: in 
den modernen Großſtaͤdten unter den Bedingungen vor allem der roma— 
niſchen ſtaͤdtiſchen Lebensform. Die Kaffeehausziviliſation und daneben 
klimatiſche Bedingungen geſtatten dort der Politik der „Straße“, wie 
man ſie zutreffend genannt hat, von der Reſidenz her das Land zu 
vergewaltigen. Die Rolle des engliſchen „man of the street“ anderer⸗ 
ſeits iſt mit den ſehr ſpezifiſchen, bei uns völlig fehlenden, Eigentuͤmlich⸗ 
keiten der dortigen Struktur der ſtaͤdtiſchen Maſſen, die ruſſiſche haupt⸗ 
ſtädtiſche Straßenpolitik mit den dortigen Geheimbund-Organiſationen 
verknuͤpft. Alle dieſe Vorbedingungen fehlen in Deutſchland, und die 
Temperierung des deutſchen Lebens macht es ganz unwahrſcheinlich, 
daß wir dieſer Gelegenheitsgefahr — denn das iſt ſie im Gegenſatz 
zu dem, was bei uns als chroniſche Gefahr unſere Außenpolitik be⸗ 
einflußt hat — verfallen, wie es dort geſchieht. Nicht die an ihre Arbeits⸗ 
ftätten gebundene Arbeiterſchaft, ſondern die Tagediebe und Kaffee: 
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hausintellektuellen in Rom und Paris ſind es, welche dort die kriegs⸗ 
hetzeriſche Politik det Straße fabriziert haben, ubrigens ausschließlich iin 
Dienſt der Regierung und nur ſoweit dieſe es wollte oder zuließ. Das 
Gegengewicht des induſtriellen Proletariats fehlte. Das induſtrielle 
Proletariat if, wenn es geſchloſſen auftritt, ſicherlich eine gewaltige 
Macht, auch in der Beherrſchung der Straße. Aber, verglichen mit 
jenen gänzlich verantwortungsloſen Elementen, eine Macht, die der 
Ordnung und geordneten Fuͤhrung durch ihre Vertrauentzmaͤnner 
durch rational denkende Politiker alſo, zum mindeſten fähig iſt. Auf 
die Steigerung der Macht dieſer Fuͤhrer, bei uns der Gewerkſchafts⸗ 
führer, über die Augenblicksinſtinkte kommt daher ſtaatspolitiſch alles 
an. Und darüber hinaus auf die Steigerung der Bedeutung der ver⸗ 
antwortlichen Fuͤhrer, des politiſchen Fuͤhrertums als ſolchen, uͤber⸗ 
haupt. Es iſt eines der flärfften Argumente für die Schaffung geord⸗ 
neter verantwortlicher Leitung der Politik durch ein parla menta⸗ 
riſches Fuͤhrertum, daß dadurch die Wirkſamkeit rein emotionaler Mo⸗ 
tive von „oben“ und von „unten“ ſo weit geſchwaͤcht wird, als dies moͤg⸗ 
lich iſt. Mit dem gleichen Wahlrecht hat die „Herrſchaft der Straße“ 
nichts zu tun: Rom und Paris wurden durch die Straße beherrſcht, 
auch als in Italien das plutokratiſchſte Wahlrecht der Welt und in Paris 
Napoleon III. mit einem Scheinparlament regierten. Im Gegenteil 
kann nur die geordnete Führung der Maſſen durch verantwortliche 
Politiker die regelloſe Straßenherrſchaft und die Führung von Zu⸗ 
fallsdemagogen uͤberhaupt brechen. 

Das gleiche Wahlrecht iſt ein Problem von politiſcher Tragweite fuͤr 
das Reichs intereſſe nur im führenden Bundesſtaat: Preußen. Durch 
die inzwiſchen erfolgte Interpretation der Oſterbotſchaft ſcheint es hier 
im Prinzip erledigt. Im Prinzip, — aber nicht: dem einzuſchlagenden 
Wege nach. Denn es iſt ganz unwahrſcheinlich, daß das jetzige Klaſſen— 
parlament freiwillig auf das Wahlprivileg verzichten werde, falls nicht 
politiſch zwingende Verhaͤltniſſe eintreten. Oder wenn doch, dann in 
der Art eines Scheinverzichtes: etwa unter Koordination eines mit Hilfe 
der Wahlrechtsarithmetik konſtruierten Herrenhauſes. Legale Durch⸗ 
fuͤhrung des gleichen Wahlrechts fuͤr Preußen iſt aber eine ſtaatspoli⸗ 
tiſche Forderung des Reiches. Denn das Reich muß auch in Zukunft 
in der Lage ſein, ſeine Buͤrger zum Kampf fuͤr die eigene Exiſtenz und 

Ehre aufzurufen, wenn es not tut. Dazu genügen nicht Munitions- 
und andere Vorraͤte und die erforderlichen amtlichen Organe, ſondern 
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auch: die innere Bereitſchaft der Nation, dieſen Staat als ihren 
Staat zu verteidigen. Die Erfahrungen im Oſten können lehren, was ge⸗ 
ſchieht, wenn dieſe Bereitſchaft fehlt. Eins aber iſt ſicher: nie malt 
wieder iſt die Nation füt einen Krieg in der Art wie dieſes 
Mali in Bewegung zu ſetzen, wenn feierliche Zuſagen durch irgend⸗ 
einen vermeintlich klugen Trug verfaͤlſcht werden. Das würde für immer 
unvergeſſen bleiben. Das iſt der politiſch entſcheidende Grund, von 
ſeiten des Reiches die Durchführung noͤtigenfalls zu erzwingen. — 
Zuletzt möge noch die prinzipielle Frage geſtreift werden: wie ver⸗ 
hält ſich denn die Parla mentariſierung zur De molratiſterung? 
Es gibt gar nicht wenige ſehr aufrichtige und gerade beſonders fana⸗ 
tifche Demokraten, welche in der „Parlamentariſierung“ ein korruptes, 
zur Verfaͤlſchung der Demokratie und Cliquenherrſchaft fuͤhrendes Syſten 
für Streber und Schmarotzer erblicken. „Politik“ ſei ein vielleicht für 
Tagediebe recht „intereffantes“, aber im übrigen ſteriles Treiben: auf 
eine gute „Verwaltung“ komme es, gerade den breiten Schichten der 
Nation, allein an und dieſe garantiere nur die „wahre“ Demokratie, 
wie wir ſie ja in Deutſchland, dem Lande des „wahren Freiheitsbegriffs“, 
teils ſchon beſſer befäßen als anderwaͤrts, teils ohne Parlamentariſierung 
beſſer als dort herſtellen koͤnnten. Und es verſteht ſich, daß die Vertreter 
der Kontrollfreiheit der Bureaukratie mit Wonne beides als Gegenſätze 
gegeneinander ausſpielen: die „wahre“ Demokratie ſei gerade dann und 
da am reinſten verkoͤrpert, wo das Advokatenvolk der Parlamentarier 
nicht in der Lage ſei, die fachliche Arbeit der Beamten zu flören. Der 
dreiſte Schwindel — bei unſeren Literaten: Selbſtbetrug durch argloſe 
Hingabe an Phraſen — findet, wie alles, was dem Intereſſe der Bureau⸗ 
kratie und den mit ihr verbuͤndeten kapitaliſtſchen Intereſſen dient, 
leicht Anhaͤnger, und zwat in allen Lagern. Daß es Schwindel iſt, liegt 
auf der flachen Hand. Denn 1. Welches Organ hat, wenn man ſich 
die Parlamentsmacht fortdenkt, die Demokratie, um die Verwal⸗ 
tung der Beamten ihrerſeits zu kontrollieren? Hierauf gibt es 
überhaupt keine Antwort. Ferner: 2. Was tauſcht fie für die Herr⸗ 
ſchaft der parla mentariſchen „Cliquen“ ein? Die Herrſchaft noch 
weit verborgenerer und — meiſt — noch weit kleinerer, vor allem un⸗ 
entrinnbarer Cliquen. Das Syſtem der ſogenannten unmittelbaren De⸗ 
mokratie iſt techniſch nur in einem Kleinſtaat (Kanton) moͤglich. In 
jedem Maſſenſtaat fuͤhrt Demokratie zur bureaukratiſchen Verwaltung, 
und, ohne Parlamentariſierung, zur reinen Beamten herrſchaft. Ge⸗ 
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wiß: unter der Herrfchaft des Syſtems des „Caͤſarismus“ (im weiteren 
Sinn des Wortes), alſo: der unmittelbaren Volkswahl des Staats- oder 
Stadthauptes, wie in den Vereinigten Staaten und einigen ihrer großen 
Kommunen, vermag Demokratie ohne parlamentariſches Syſtem — 
nicht etwa: ohne Parlamentsmacht überhaupt — zu exiſtieren (auf 
ihre politiſchen und verwaltungstechniſchen Vorzuͤge und Schwaͤchen ſoll 
hier nicht eingegangen werden). Die volle Parlamentsmacht iſt aber 
uͤberall da unentbehrlich, wo erbliche Staatsorgane: die Monarchen, 
die (formellen) Chefs des Beamtentums ſind. Der moderne Monarch 
iſt ganz unvermeidlich ſtets und immer ein Dilettant, wie nur irgend— 
ein Parlamentarier es iſt, und daher voͤllig außerſtande, eine Verwal⸗ 
tung zu kontrollieren. Mit dem Unterſchied, daß 1. ein Parlamentarier 
im Ka mpf der Parteien zu lernen vermag, die Tragweite des Wortes 
zu wagen, während der Monarch dem Kampf entzogen bleiben ſoll. 
Und daß 2. das Parlament, wenn man ihm das Recht der Enquete 
gibt, in der Lage ift, ſich das Sachverſtaͤndnis (durch eidliches Kreuze 
verhoͤr von Fachmaͤnnern und Zeugen) zu verſchaffen und das Tun der 
Beamten zu kontrollieren. Wie ſoll dies der Monarch und wie ſoll es 
die parlamentloſe Demokratie bewerkſtelligen? 

Aber ganz allgemein: Eine Nation, welche waͤhnt, die Staatsleitung 
erſchoͤpfe ſich in „Verwaltung“, und „Politik“ ſei eine Gelegenheits⸗ 
taͤtigkeit für Amateure oder eine Nebenleiſtung von Beamten, möge 
auf Politik in der Welt verzichten und ſich fuͤr kuͤnftig auf die Rolle 
eines Kleinſtaates einrichten, wie ein Schweizer Kanton oder Daͤne⸗ 
mark oder Holland oder Baden oder Wuͤrttemberg es ſind: — alles 
recht gut verwaltete Staatsweſen. Sonſt werden ihr die Erfahrungen 
nicht erſpart bleiben, die wir mit jener „wahren Freiheit“ dieſer Phraſeo⸗ 
logie, das heißt: der kontrollfreien Beamtenſchaft, gemacht haben, fo: 
weit ſie hohe Politik zu treiben unternommen hat. — Die Schwaͤrmerei 
fuͤr die Demokratie ohne Parlamentarismus hat waͤhrend des Krieges 
naturgemaͤß dadurch Nahrung erhalten, daß — wie in jedem ſchweren 
Kriege, jo auch in dieſem — in ausnahmslos allen Laͤndern, in Eng: 
land, Frankreich, Rußland wie in Deutſchland, in weiteſtem Umfang 
eine politiſche Militärdiktatur tatfächlih an die Stelle der ſonſt be⸗ 
ſtehenden Regierungsform, heiße ſie nun Monarchie oder parlamenta⸗ 
riſche Republik, getreten iſt (und zweifellos ihre Schatten noch weit in 
den Frieden hineinwerfen wird). Sie arbeitet uͤberall mit einer ſpezi⸗ 
fiſchen Art von Maſſendemagogie und ſchaltet alle normalen Ventile 
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und Kontrollen, daher auch die parlamentarifche, aus. Diefe mie andere 
durch den Krieg als ſolchen bedingten Erſcheinungen blenden die Augen 
der auf beſchleunigte und zeitgemäße Buͤcherproduktion hingewieſenen 
dilettantiſchen Literaten. Aber ſo wenig die Kriegswirtſchaft das Muſter 
ſein kann fuͤr die normale Friedenswirtſchaft, ebenſowenig dieſe poli⸗ 
tiſche Kriegsverfaſſung für die politiſche Struktur des Friedens. 

Was ſoll politiſch, fragen wir, die Leiſtung eines Parlaments erſetzen? 
Etwa, für die Geſetzgebung, das Referendum? Zunaͤchſt: in keinem 
Lande der Welt iſt das Referendum fuͤr die wichtigſte Leiſtung der lau⸗ 
fenden Pariamentsarbeit, das Budget, eingeführt. Es leuchtet auch 
ein, daß das gar nicht moͤglich waͤre. Das Schickſal faſt aller Steuer⸗ 
vorlagen bei Entſcheidung durch Volksabſtimmung iſt leicht vorauszu⸗ 
ſehen. Fuͤr alle einigermaßen verwickelten Geſetze und Ordnungen der 
inhaltlichen Kultur aber bedeutete das Referendum im Maſſenſtaat eine 
ſtarke mechaniſche Hemmung jedes Fortſchrittes. Zum mindeſten in 
einem geographiſch großen Staat (anders: in einem Kanton). Aus dem 
einfachen rein techniſchen Grunde: weil es das Parteikompromiß 
ausſchließt. Mit dem Referendum kann man politiſch und techniſch be⸗ 
friedigend nur Fragen loͤſen, auf die glatt mit „Ja“ oder „Nein“ zu 
antworten iſt. Wenn nicht, ſo wuͤrden die verſchiedenen und ent⸗ 
gegengeſetzten Gruͤnde, die gegen einen konkreten Vorſchlag geltend ge⸗ 
macht werden koͤnnen — und deren ſind in einem Maſſenſtaat mit weit⸗ 
gehender ſozialer und geographiſcher Differenzierung ſtets ungleich mehr 
als in einem amerikaniſchen Einzelſtaat oder Schweizer Kanton — es 
hindern, daß uͤberhaupt etwas zuſtande kommt. Das iſt die ſpezifiſche 
Leiſtung des Parlaments: daß es ermoͤglicht, durch Verhandlung und 
Vergleich das relativ Beſte zuſtande zu bringen, und dieſe Leiſtung wird 
mit dem gleichen Opfer erkauft, welches der Waͤhler bei der Parlaments⸗ 
wahl in der Form zu bringen hat, daß er nur fuͤr die ihm relativ ge⸗ 
nehmſte Partei optieren kann. Dieſe rein techniſche Überlegenheit par⸗ 
lamentariſcher Geſetzgebung iſt durch nichts zu erſetzen, — womit nicht 
gejagt iſt, daß es nicht Fälle gäbe, wo das Referendum ein geeignetes 
Reviſionsmittel waͤre. Über die Volkswahl der Beamten — ſoweit fie 
nicht nur die Wahl des Fuͤhrers betrifft, alſo „Caͤſarismus“ iſt — iſt 
zu ſagen: daß ſie in jedem Maſſenſtaat nicht nur die hierarchiſche Amts⸗ 
disziplin zerbricht, ſondern (nach amerikaniſchen Erfahrungen) durch Aus⸗ 
ſchaltung der Verantwortung fuͤr die Ernennung die Korruption 
foͤrdert. Jede Befehdung des Parlamentarismus im Namen der Demo⸗ 
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kratie bedeutet in einem monarchiſchen Staat: daß aus Reſſentiment 
oder Blindheit die Geſchaͤfte der reinen Bureaukratenherrſchaft und ins⸗ 
beſondere ihres Intereſſes an Kontrollfreiheit beſorgt werden. 

Die „Demokratiſierung“ im Sinne der Nivellierung der ſtaͤndiſchen 
Gliederung durch den Beamtenſtaat iſt eine Tatſache. Man hat nur 
die Wahl: in einem bureaukratiſchen Obrigkeitsſtaat mit Scheinparla⸗ 
mentarismus die Maſſe der Staatsbürger rechtlos und unfrei zu laſſen 
und wie eine Viehherde zu „verwalten“, — oder ſie als Mitherren 
des Staates in dieſen einzugliedern. Ein Herrenvolk aber — und nur 
ein ſolches kann und darf uͤberhaupt Weltpolitik treiben — hat in dieſer 
Hinſicht keine Wahl. Man kann die Demokratiſierung ſehr wohl (für 
jetzt) vereiteln. Denn ſtarke Intereſſen, Vorurteile und — Feigheiten 
ſind gegen ſie verbuͤndet. Aber es wuͤrde ſich bald zeigen, daß dies um 
den Preis der ganzen Zukunft Deutſchlands geſchaͤhe. Alle Kraͤfte der 
Maſſen ſind dann gegen einen Staat engagiert, in dem ſie nur Objekt 
und an dem ſie nicht Teilhaber ſind. An den unvermeidlichen politiſchen 
Folgen moͤgen einzelne Kreiſe intereſſiert ſein. Aber gewiß nicht: das 
Vaterland. 
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Innere Lage und Außenpolitik“ 
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s iſt zunaͤchſt Pflicht, einige Bemerkungen nach „links“ hin zu 
machen. 

Daß die Sozialdemokratie, nachdem es auch bei uns zu einem poli— 
tiſchen Teilſtreik gekommen war, wie er in anderen Laͤndern an der 
Tagesordnung iſt, ſich an der Leitung dieſer unorganiſierten Bewegung 
beteilige, war ſtaatspolitiſch wahrſcheinlich nuͤtzlich. Aber vor allem in 
ſachlicher Hinſicht muß — ſo wenig ſozialiſtiſche Kreiſe Ratſchlaͤge Außen— 
ſtehender anzunehmen geneigt fein werden — doch auf das nachdruͤck⸗ 
lichſte darauf hingewieſen werden: daß jede Partei, welche direkt oder 
indirekt einen ſchlechten oder leichtſinnigen Frieden verſchuldet 
oder indem ſie den deutſchen Unterhaͤndlern in den Ruͤcken faͤllt, den 
Friedensſchluß erſchwert, ihre Rolle in Deutſchland ausgeſpielt 
haben wuͤrde. Noch nach Jahrzehnten wuͤrde ihr das nachgehen. Und 
dieſe Gefahr beſteht. Denn wie liegen die Dinge? 

Wir werden im Oſten mit demienigen Frieden ſchließen, der eine 
Gewaͤhr loyaler Erfüllung bietet, ſei er wer er wolle. Dem Bolſchewis⸗ 
mus geben nun die, ſoviel ich weiß, aus perſoͤnlichem Augenſchein beſt— 
unterrichteten und unbefangenſten (radikal ſozialiſtiſchen) Kenner eine 
Herrſchaftsdauer, die nur nach Monaten zaͤhlt. Trifft dies zu, dann bietet 
ein Frieden gerade mit ihm fuͤr das Verhalten der ſpaͤter kommenden 
Regierung die geringſte Gewaͤhr. Jedenfalls iſt er die Regierung einer 
ſehr klein zn Minderheit. Geſtuͤtzt iſt er vor allem auf große Teile des 
kriegsmuͤden Heeres. Er iſt der Sache nach (und ganz unabhaͤngig von 
der Aufrichtigkeit feiner Ideologie) notgedrungen eine reine Militärs 
diktatur, nur nicht eine ſolche der Generäle, ſondern: der Korporaͤle. 
Es iſt reiner Unſinn, wenn man die Vorſtellung hegen wollte, hinter 
ihm ſtaͤnden „klaſſenbewußte“ Proletariermaſſen weſteuropaͤiſchen Ge— 
praͤges. Soldaten proletariat ſteht hinter ihm. Das hat feine Konſe— 
quenzen. Welche Ziele auch immer die Petersburger Literaten ver— 
folgen moͤgen, ihr Machtapparat: die Soldaten, erwartet und verlangt 

) Frankfurter Zeitung vom 3. Februar 1918. 
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vor allem: Loͤhnung und Beute. Das entſcheidet aber über alles 
(ich darf die Sozialdemokratie daran erinnern, daß die Vorherſagen 
über die Konſequenzen der Gebundenheit Kerenſkijs an feine ſpezifiſchen 
Machtmittel ſich im weſentlichen voll bewahrheitet haben). Die gut⸗ 
beſoldeten Roten Garden haben keinerlei Intereſſe am Frieden, der ſie 
ja verdienſtlos macht. Die Soldaten, die unter dem Vorwande der 
„Befreiung“ der Ukraine, Finnlands und anderer Gebiete dort ein⸗ 
brechen und (ebenſo wie in Rußland ſelbſt) Kontributionen erheben, 
ebenſowenig. Die einzige, wenigſtens der Form nach durch demokratiſche 
Wahl beglaubigte Autorität Rußlands, die konſtituierende Verſammlung, 
wurde gewaltſam geſprengt. Nicht wegen prinzipieller Verſchiedenheit 
der Anſichten — ihre ſtaͤrkſte Partei erklaͤrte, den Waffenſtillſtand halten 
und die Friedensverhandlungen fortfuͤhren zu wollen. Sondern: damit 
nicht neue Brotgeber anderen Leibgarden, Angeſtellten und Truppen⸗ 
förpern zu Lohn und Beute verhelfen koͤnnten. Es iſt der reinſte Mili⸗ 
tarismus, den es zur Zeit irgendwo gibt. Alles andere iſt, objektiv, 
Schwindel, welche Ziele auch immer die Leitung zu haben vorgeben 
und ſubjektiv vielleicht wirklich ehrlich haben moͤge. Aber auch dieſe Ziele 
find, wie bei ausnahmslos jedem ruſſiſchen Intellektuellen, durchaus 
„imperialiſtiſch“. Denn es iſt nicht wahr, daß es nur buͤrgerlichen 
Imperialismus gebe, wenn anders man als Imperialiſten jemanden 
bezeichnet, der aus Machtgier ſich, unter idealen Vorwaͤnden, in die 
Angelegenheiten fremder Voͤlker einmiſcht, zumal ehe im eigenen Hauſe 
irgendwelche Ordnung geſchaffen iſt. Der bolſchewiſtiſche Soldaten⸗ 
imperialismus bedroht, ſolange er beſteht, die Sicherheit und Selbſt⸗ 
beſtimmung aller angrenzenden Voͤlker, und es iſt ganz unwahrſchein⸗ 
lich, daß eine von dieſen militariſtiſchen Maſſeninſtinkten abhaͤngige 
Regierung einen aufrichtigen Frieden uͤberhaupt ſchließen koͤnnte, 
ſelbſt wenn ſie wollte. Daraus folgt alles. Mit einer ehrlich pazifiſtiſchen 
ruſſiſchen Foͤderativrepublik waͤre natuͤrlich die denkbar beft® Nachbar⸗ 
ſchaft möglich, und jedes Intereſſe an auch nur zeitweiligen Sicherheiten 
fiele fuͤr uns fort. Was jenſeits der Grenze geſchaͤhe, ginge uns dann 
nichts an. Vorerſt iſt dieſe pazifiſtiſche Wendung des ruſſiſchen Radikalis⸗ 
mus aber eben nicht da, und ob ein imperialiſtiſcher Ausdehnungstrieb 
zariſtiſche, kadettiſche oder bolſchewiſtiſche Etikette traͤgt, iſt fuͤr den Effekt 
natuͤrlich ganz gleichguͤltig. Die Friedensforderung der Streikenden 
zeugt alſo davon, daß ſie von der Sachlage keine Ahnung haben, und 
ſie diskreditiert durch die Forderung eines Friedens auf die Bedingungen 
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einer Regierung hin, die nicht Frieden, ſondern Gewalt will, jeden 
auf das ſchwerſte, der ſich mit ihr einlaͤßt. Das alles muß der Arbeiter⸗ 
ſchaft — mögen ihr dieſe Tatſachen noch fo unbequem fein — von ihren 
Fuͤhrern zunaͤchſt klargemacht werden, ſonſt iſt mit ihr nicht ernſtlich zu 
diskutieren. az 

Freilich werden keinerlei Argumentationen dauernden Eindruck 
machen, wenn die wirklichen Gruͤnde des Ausſtands nicht aus dem Wege 
geraͤumt werden. Er iſt der unvermeidliche Ruͤckſchlag gegen ſchlimme 
innerpolitiſche Vorgaͤnge der letzten Zeit und ihre Traͤger. Zunaͤchſt 
gegen die Art, wie der preußiſche Klaſſenlandtag es wagen darf, das 
im Angelpunkt der ganzen deutſchen Politik ſtehende Problem des 
preußiſchen Wahlrechts zu behandeln. Nur der iſt ein nationaler 
Politiker, der die innere Politik unter dem Geſichtspunkt der unvermeid— 
lichen Anpaſſung an die außenpolitiſchen Aufgaben anſieht. Wem die 
daraus folgenden „demokratiſchen“ Konſequenzen nicht paſſen, der 
verzichte auf eine Großmachtpolitik, die ſie unvermeidlich macht. Iſt 
es etwa ein Zufall, daß die ariſtokratiſchſte Koͤrperſchaft der Erde, das 
engliſche Oberhaus, eben jetzt das demokratiſchſte Wahlrecht irgendeines 
Großſtaats glatt angenommen hat? Und glaubt jemand, es beſtehe kein 
Zuſammenhang zwiſchen der Selbſtverſtaͤndlichkeit dieſes Vorgangs und 
der Haltung der engliſchen Arbeiterſchaft? Und damit vergleiche man 
nun den Zuſtand, daß in einem Augenblick aͤußerſter Angeſpanntheit, 
wo alles auf des Meſſers Schneide ſteht, die preußiſche Wahlrechts— 
kommiſſion ſich mit den Quisquilien dieſer Herrenhausvorlage befaßt 
und bei dem Wüſt willkuͤrlicher Anträge — dem Produkt des Verſuchs, 
eine Staͤndevertretung herauszukluͤgeln in einer Zeit, in der es nun ein— 
mal keine „Staͤnde“ gibt — noch wochenlang befaſſen will? Statt daß 
ſofort und vor allem die von den Maſſen mit leidenſchaftlicher Ungeduld 
erwartete Entſcheidung daruͤber herbeigefuͤhrt wuͤrde: ob das gegebene 
Verſprechen wahrgemacht wird oder nicht? und ob man, wie nach den 
bisherigen Verhandlungen zu erwarten, es auf die innerpolitiſchen und 
kriegspolitiſchen Konſequenzen einer negativen Antwort ankommen 
laſſen will? Fuͤr den Fall einer ſolchen weiß jedermann im Lande, daß 
es keine Macht gibt, welche dann die Maſſen der Arbeiterſchaft halten 
koͤnnte, ſelbſt wenn ſie wollte. Der Eintritt des Konflikts wuͤrde nun 
gewiß nicht, wie manche Angſtmeier glauben, „ruſſiſche Zuſtaͤnde“ 
herauffuͤhren. Schlechthin alle Vorbedingungen dafür fehlen, und das 
Standgericht funktioniert in Deutſchland praͤzis. Auch nicht, wie das Aus— 
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land offenbar hofft, einen Zuſammenbruch des deutſchen Heeres. Aber 
einen deutſchen Sieg zu verhindern waͤre er allerdings genuͤgend. 
Und nebenher wuͤrde noch etwas anderes verſcherzt: die ganze poli⸗ 
tiſche Zukunft Deutſchlands. Die Zuſtaͤnde, welche nach dem Frieden 
einträten, wuͤrden unfere Politik für Jahrzehnte lahmlegen. Das mag 
den Wahlrechtsintereſſenten des Landtags gleichguͤltig ſein. Einem 
nationalen Politiker aber nicht. Da es ausgeſchloſſen erſcheint, daß das 
Privilegienparlament aufrichtig auf die „Forderung des Tages“ ein⸗ 
geht, muß erneut verlangt werden, daß das Reich ſie in der Art des 
ſeinerzeit hier vorgeſchlagenen Wahlrechtsnotgeſetzes loͤſt. Jede Ver⸗ 
zoͤgerung verſchaͤrft Umfang und Konſequenzen des Konflikts. Das 
wiſſen die Wahlrechtsintereſſenten zweifellos auch ihrerſeits. Und die 
trotzdem betriebene Verſchleppung beruht, wie jedermann weiß, auf der 
Spekulation, auf einem Umſchwung innerhalb der Regierungs- 
politik. Auf der Befuͤrchtung, daß ein ſolcher eintreten konnte, 
beruht aber auch das Ausbrechen des Ausſtandes. Und zu dem Miß- 
trauen, welches im Laufe dieſes Monats ſcheinbar unvermittelt gegen 
unſere innere und aͤußere Politik bei uns und nicht nur bei uns wieder 
ins Kraut geſchoſſen iſt, haben eine Anzahl Umſtaͤnde beigetragen, denen 
man ruhig und ſachlich ins Auge ſehen muß. Von ihnen ſoll in weiteren 
Ausfuͤhrungen die Rede ſein. 


II.) 

Die ſchwere Verantwortung, welche auf der Berliner Streik 
leitung ruht, iſt in der Preſſe mit Recht nachdruͤcklich betont worden. 
Wenn ſie offenbar die Erwartung gehegt hat: daß, ihrer Aufforderung 
entſprechend, das Vorgehen in den Hauptſtaͤdten der Ententeſtaaten 
Nachahmung finden und dieſer gleichzeitige Druck den Beginn von Frie⸗ 
bensverhandlungen erzwingen werde, fo iſt das Experiment negativ 
ausgefallen. Unter dieſen Verhaͤltniſſen waͤre die Fortſetzung des Aus⸗ 
ſtandes auch von dieſem Standpunkt aus durch nichts zu rechtfertigen. 

Dies vorausgeſchickt, ſcheint es aber an der Zeit, auch nach der anderen 
Seite feſtzuſtellen, welche Verhaͤltniſſe unſeres Staatslebens an den 
beklagenswerten Ereigniſſen die Schuld tragen. 

1. Von einem im Krieg befindlichen Staatsorganismus, mals einem 
monarchiſchen, erwartet man vor allem eins: amtliche Difziplin. 

1) Frankfurter Zeitung vom 5. Februar 1918. 
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Sie hat gefehlt. Denn für jene unerhörten Ausſchreitungen der Ber⸗ 
liner Preſſe geht es nicht an, nur deren eigene „Diſziplinloſigkeit“ ver: 
antwortlich zu machen. Das Beiſpiel dazu wurde von ganz anderen 
Stellen gegeben. 

Gegenſaͤtze der Anſichten und ein Ringen um die einzunehmende 
Haltung hat es auch zwiſchen Bismarck und Moltke gegeben. Sie liegen 
in ſolchen Faͤllen aber in der Sache. Das Unerhoͤrte war, daß dieſe Aus⸗ 
einanderſetzungen unter den Reſſorts diesmal in der Form einer Preſſe⸗ 
de magogie gegen die leitenden Staatsmaͤnner in die Offentlichkeit 
getragen wurden. Dies Unerhoͤrte aber iſt fuͤr Deutſchland nachgerade 
typiſch geworden. Die Verantwortung dafuͤr geht leider auf den Groß⸗ 
admiral von Tirpitz zuruͤck. Es iſt bekannt, daß das Verhalten einer ihm 
unterſtellten Inſtanz, welches er wohl nicht veranlaßt, aber eben ge⸗ 
duldet hatte, ſeinerzeit ruͤckhaltlos preisgegeben werden mußte. Viel 
zu ſpaͤt hat damals die Zenſur der demagogiſchen Ausbeutung einer der 
ſchwierigſten rein militäriſchen Fragen ein Ende gemacht. Welche 
Inſtanz hat diesmal das gleiche Schauſpiel verſchuldet? 
Iſt gegen dieſe unerhoͤrte, an Landesverrat grenzende Indiskretion 
und Diſziplinloſigkeit militaͤriſcherſeits das Erforderliche geſchehen? 
Die internationale und innerpolitiſche Lage geſtattet uns derartige 
Fehler nicht. Denn uͤber die Ruͤckwirkungen bei uns und anderswo 
kann niemand im Zweifel ſein. 

2. Von einem im Krieg befindlichen Staatsorganismus verlangt 
man: einheitliche Haltung, zum mindeſten: vor dem Feinde. 
Sie hat gefehlt. Was General Hoffmann bei den Verhandlungen ſagte, 
traf inhaltlich durchweg zu und widerſprach auch inhaltlich nicht den 
Ausfuͤhrungen, welche namens der politiſchen Leitung gemacht worden 
waren. Aber kein Unbefangener kann ernſtlich leugnen, daß in dem 
entſcheidenden Punkt für eine Eroͤrterung: im Ton, das genaue Gegen⸗ 
teil von dem getan wurde, was der Vertreter der Außenpolitik getan 
hatte. Daß angeſichts der unwahrhaftigen Phraſen der Gegner dem 
als Perſoͤnlichkeit ſympathiſchen General die Geduld riß, iſt ihm menſch⸗ 
lich gewiß nicht zu verdenken. Politiſch aber war die Lage die: daß der 
ſelbſtverſtaͤndliche Zweck des Feindes: uns zur Schwaͤchung unſerer 
Poſition zunaͤchſt vor der Welt, vor allem aber: vor der Bevoͤlkerung 
verbuͤndeter Staaten formal ins Unrecht zu ſetzen, vollftändig ge⸗ 
lang und ihm alſo in die Karten geſpielt worden war. Der hoͤhniſche 
Triumph in der Prawda (Nr. 229 vom 17. I.), die Ereigniſſe in Wien 
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und die dortigen Eroͤrterungen muͤſſen jeden daruͤber belehrt haben: 
daß hier ein Fehler gemacht worden iſt. Fehler paſſieren uͤberall. Aber 
fuͤr jeden, der ſie kannte, war der Kommentar der rechtsſtehenden Preſſe 
vorauszuſehen: endlich ſei „der richtige Ton gegen Sozialdemo— 
kraten“ wiedergefunden worden. Dies erſt hat den vom Feinde 
beabſichtigten Erfolg auch in den Koͤpfen der Berliner Arbeiter an⸗ 
gerichtet. Das Reſultat des uneinheitlichen Vorgehens aber war: eine 
Schwaͤchung unſerer Stellung. 

3. Der Eindruck, den die ſchmachvolle, gegen unabhaͤngige Politiker, 
Preſſe und Koͤrperſchaften ehrabſchneideriſche Agitation der (in ihrer 
Vergangenheit teilweiſe recht anfechtbaren) Journaliſten der ſogenannten 
„Vaterlandspartei“ auf die Arbeiterſchaft gemacht hat, laͤßt ſich leicht 
ermeſſen. Jeder Arbeiter weiß ja, weit beſſer als die zahlreichen per⸗ 
ſoͤnlich vortrefflichen, aber politiſch abſolut argloſen Mitlaͤufer, in weſſen 
Intereſſe hier gearbeitet wird. Die vernichtende Wirkung des Eindrucks 
davon, daß dieſe fuͤr einflußreich geltenden Kreiſe der Geld macht 
ins Garn gingen, ſtellt ſich der Außenſtehende meiſt nicht groß genug 
vor. Wo immer dieſe Agitation auftrat, hat fie — wie ſchon die Her- 
gaͤnge in den Verſammlungen bewieſen — dem wildeſten Proteſt der 
Maſſen den Boden bereitet, und man darf es als erfreulich bezeichnen, 
daß trotzdem die uͤberwiegende Mehrzahl auch der ſozialdemokratiſchen 
Arbeiter nicht alle Beſonnenheit verloren hat. Das Gefaͤhrliche aber 
war, daß der Eindruck entſtand: politiſch maßgebende Stellen ließen 
ſich von dieſem Treiben imponieren. Der Eindruck aber war erklaͤrlich. 

Als einziges greifbares „Reſultat“ der letzten „Kriſe“ erſchien der 
Ruͤcktritt des Chefs des Zivilkabinetts. Ob und welche Art von Politik 
er eigentlich ſeinerſeits beguͤnſtigt hat, weiß der Außenſtehende nicht, 
und alle daruͤber umlaufenden Behauptungen ſcheinen zweifelhaft. 
Das Entſcheidende waren die Hoffnungen, welche ſich an feinen Ruͤck— 
tritt knuͤpften. Über dieſe aber belehrte der Kommentar der rechts⸗ 
ſtehenden Berliner Preſſe: es ſei nun wieder der „Zutritt zum Mon— 
archen“ frei, dem er immer im Wege geſtanden oder — wie privatim 
geſagt wurde — den er durch ſeine Aſſiſtenz immer „geſtoͤrt“ habe. 
Freier Zutritt fuͤr welche Kreiſe? Nicht die Arbeiterſchaft und auch 
nicht nationale unabhaͤngige Politiker haben das Ohr der deutſchen 
Fuͤrſten. Die „Kreuzzeitung“ war kuͤrzlich frivol genug, die Erinnerung 
an die gluͤcklicherweiſe vergeſſene Zuchthausvorlage wieder herauf— 
zubeſchwoͤren. Jedermann, vor allem jeder Arbeiter mit Ehrgefuͤhl, 
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weiß ſehr gut, welche Kreiſe es geweſen find, welche damals eine in 
einem Augenblick des Unmuts getane private Außerung des Monarchen 
in die Offentlichkeit zerrten und dadurch eine Kluft ſchufen, deren 
Überwindung erſt der 4. Auguſt 1914 gebracht hatte. Es iſt klar, welche 
Ruͤckwirkungen ſolche Reminiſzenzen und Erwartungen dieſer Kreiſe auf 
die Stimmung der Arbeiterſchaft haben muͤſſen. 

Wer vor drei Wochen die Gelaͤhmtheit der Regierungsſtellen, das 
irrſinnige Treiben jener Preſſe und das Verhalten der Zenſur dazu 
beobachtete, fuͤhlte den Argwohn der Maſſen aufſteigen, deſſen Kind 
der Streik geweſen iſt. Es ſind alles in allem auf ſeiten des Regierungs⸗ 
apparats auch ſchwere Maͤngel vorhanden und dadurch Fehler paſſiert, 
nicht nur auf ſeiten der Sozialdemokratie. Über dieſe Fehler ſollte man 
beiderſeits zur Tagesordnung uͤbergehen. Es kann heute jedermann 
ſehen, wo im Kriege die Staͤrke demokratiſcher Staaten liegt. Ein eng⸗ 
liſcher Miniſter verkehrt in ſolchen Fällen mit der Arbeiterſchaft wie 
einer ihresgleichen, und es zeigt ſich immer wieder, daß dieſes unſerer 
Bureaukratie ſo fremde Syſtem dazu fuͤhrt, das Vertrauen und den 
Siegeswillen der Arbeiterſchaft dem Staate und den Intereſſen der 
Nation zu erhalten. An formaliſtiſchen Bedenken darf eine Einigung 
keinesfalls ſcheitern. Man verbreitere den Kreis der zu den 
Eroͤrterungen Zuzuziehenden ſoweit wie irgend moͤglich 
und ziehe vor allem auch die nicht am Streik beteiligte Arbeiterſchaft 
heran. Mit dem formaliſtiſchen Feſthalten des Grundſatzes: mit ſtreiken⸗ 
den Arbeitern nicht reden zu wollen, kommt man nicht weiter und ar: 
beitet dem Feinde in die Haͤnde. Es haben nun einmal Gruͤnde vorge— 
legen, welche den Argwohn der Arbeiterſchaft erregen konnten. Dieſer 
Argwohn aber iſt das Entſcheidende. Er muß um des Vaterlandes 
willen auch dann beſeitigt werden, wenn das Verhalten der Arbeiterſchaft 
zu Tadel Anlaß gibt. Die Zeiten ſind nicht dazu geeignet, uͤber Form⸗ 
fragen der uͤberlieferten „Ordnung“ die Intereſſen der Nation, in deren 
Dienſt auch die „Ordnung“ zu ſtehen hat, zu Schaden kommen zu laſſen. 


. ml. 
Der jetzige Streik war zweifellos ein unangenehmer Zwiſchenfall 
für die Intereſſen des Krieges wie des Friedens. Dennoch iſt es — 


) Frankfurter Zeitung vom 7. Februar 1918, 
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mir wenigſtens — vollſtaͤndig unmöglich, ſich Darüber zu ent= 
ruͤſten, wie es vielfach geſchieht. Denn er war ganz und gar die Frucht 
deſſen, was andere geſaͤt hatten. Und es iſt leider Tatſache: daß die 
ſozialdemokratiſche Partei keine andere Wahl hatte, als (in der Haupt⸗ 
ſache) aͤhnlich zu handeln, wie ſie tat. Daß dabei ihre „Regie“ nicht 
weſentlich beſſer war als die unſerer ganzen Politik ſeit Jahren auch, 
iſt eine Sache fuͤr ſich. Aber dem, was die Partei wollte, wird man trotz 
mancher Fehler kuͤnftig gerechter werden als jetzt in der Hitze des Augen⸗ 
blicks. Nicht einmal, nein hundertmal war von Sozialdemokraten ges 
ſagt worden: „Geht dieſe Hetze ſo weiter, ſo ſind die Leute nicht zu 
halten.“ Offentlich es zu tun, war unmoͤglich: das waͤre als „Drohung“ 
denunziert worden. Aber der Streik war ganz ſelbſtverſtaͤndlich ange⸗ 
ſichts deſſen, was man in Berlin Mitte Januar erlebte und was tat⸗ 
ſaͤchlich jeden, der einen rein ſachlichen Betrieb der Politik verlangt, 

zum Raſen bringen konnte: wildeſte Demagogie ohne Demokratie, viel⸗ 
mehr wegen fehlender Demokratie. Man muß dort geweſen ſein, um 
das zu verſtehen: man glaubte im Irrenhaus zu ſein — oder: in Athen 
nach der Arginuſenſchlacht. 

Alles Gerede, daß die „Auslaͤnder“ beim Ausbruch beteiligt geweſen 
ſeien (in Einzelfällen denkbar, aber ſicher abſolut nebenſaͤchlich), daß die 
„diſziplinloſe Jugend“ Traͤger ſei (in gewiſſem Umfang in Berlin richtig), 
geht völlig in die Luft. Denn niemals hätten ſolche Einfluͤſſe Macht 
gewinnen koͤnnen ohne eine ganz beſtimmte Atmoſphaͤre. Das Spezi⸗ 
fiſche dieſer aber war keineswegs geſchaffen durch die Schwierigkeiten 
der Lebensmittelverſorgung. Es iſt gewiß wahr, daß das Verhalten 
eines Teils der Landbevoͤlkerung und die dadurch bedingten, jedem 
auffallenden Ungleichheiten der Lebensbedingungen im Land verbittern 
mußten, und die Art, wie General Groͤner, der trotz ſeiner Derbheit 
das Vertrauen in ſeine Sachlichkeit genoß, „abgeſaͤgt“ worden war, 
hatte Mißtrauen hinterlaſſen. Aber draußen im Lande iſt ja im ganzen 
die Verſorgung eher beſſer als im fruͤheren Winter. Nein, die Atmo⸗ 
ſphaͤre für den Streik war geſchaffen worden: 1. durch die demagogiſche 
Art der Behandlung der deutſchen auswaͤrtigen Politik, durch 
eine von allen guten Geiſtern verlaſſene und rein perſoͤnlich moti⸗ 
vierte Agitation, 2. durch die Art, wie mit dem Kapital von Vertrauen, 
welches die fuͤhrende Perſoͤnlichkeit des Landes, in erſter Linie die 
Heeresleitung, genoß, von einer ſkrupelloſen Parteihetze gewirtſchaftet 

worden war. 
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Sachliche Kriegsziele durch ſachliche Ausſprache den Arbeitern 
verſtaͤndlich zu machen, iſt keineswegs ſchwer. So arbeitet der Feind, 
und mit Erfolg. Jeder engliſche Miniſter ſucht Gelegenheit zu Aus⸗ 
ſprachen, und zwar, — da liegt der Unterſchied! — am meiſten dann, 
wenn die Arbeiterſchaft, ſei es aus objektiv noch ſo unzutreffenden 
Gruͤnden, mißtrauiſch wird oder mit Streik droht. Daß es der engliſchen 
Regierung gelungen iſt, trotz ſchwerer materieller Notlage ihre Arbeiter⸗ 
ſchaft bisher fogar für fremde, und zwar annerioniftifche Kriegsziele 
(Elſaß) kriegswillig zu erhalten, ſpricht denn doch Fraktur fuͤr dieſe 
„demokratiſche“ Methode. Es iſt die Frucht des Vertrauens, kraft 
deſſen der in dieſem Sinn „demokratiſche“ Staat — mag man es nun 
bei uns noch ſo ungern hoͤren! — in den außenpolitiſch entſcheidenden 
Punkten ſich als der „ſtaͤrkere“ erweiſt. Vor allem: auch als der ſtaͤrkere 
an Nerven. Gewaltſamkeiten werden natürlich auch dort ruͤckſichtslos 
ſtandrechtlich unterdruͤckt, gleichzeitig aber werden unbekuͤmmert darum 
die ſachlichen Verhandlungen weitergefuͤhrt und vor allem: es wird 
nicht um Haaresbreite von einer ſtaatsnotwendigen Reformpolitik ab⸗ 
gewichen. 

Natuͤrlich kann man nun mit der Art, in welcher man bei uns im 
Sinne des Amtspreſtiges zu verfahren gewohnt iſt, einmal, auch einige 
Male, ſo wie vorausſichtlich jetzt, aͤußerlich durchkommen und aͤußerlichen 
Erfolg erzielen. Geſetzt aber, der Krieg dauert noch lange Zeit — und 
das iſt bei der Haltung der Feinde moͤglich, und vor allem: es muß, 
wenn es noͤtig iſt, unbedingt möglich fein — dann kommt der Moment, 
wo dies Verfahren, aus Gruͤnden, die jedem klar ſind, ſelbſt ſolchen 
reinen Reflex⸗Ausſtaͤnden wie dem jetzigen gegenüber verſagen wird. 
Vollends dann verſagen wird, wenn man durch die Art der inneren 
Politik die legitimen Vertreter der Arbeiterſchaft dazu treiben ſollte, 
ihrerſeits den Kampf in die Hand zu nehmen. 

Und nun weiter: Solche Aufrufe, wie die der Kommandierenden 
Generäle, z. B. von Karlsruhe, auch von Muͤnſter und anderwaͤrts, an 
die Arbeiterſchaft, kann jedermann nur unterſchreiben. Denn die ſol⸗ 
datiſche Gradheit des Tons wirkt ſofort menſchlich echt, ganz im Gegen⸗ 
ſatz zu der Unechtheit der üblichen ſogenannten „Schneidigkeit“, die nur 
als eitle Preſtigeſucht wirkt. Aber man taͤuſche ſich doch nicht: die 
Wirkung auch ſolcher ausgezeichneten Worte iſt ſeit dem Auftreten der 
ſogenannten „Vaterlandspartei“ auf das ſchwerſte geſchaͤdigt. Man 
ſtelle ſich doch einfach vor: welche ungeheure Wucht wuͤrde in ſolchen 
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Tagen jedes Wort des Mannes, der das größte Kapital von Vertrauen 
in der Nation beſitzt, Hindenburg, hinter ſich gehabt haben, wenn die 
elende Telegramm⸗Mache dieſer Leute nicht ihr Parteiſuͤppchen an 
ſeinem ſtrahlenden Ruhm zu kochen verſucht und dadurch ihn zu einer 
Parteigroͤße zu ſtempeln gewußt hätte. Dazu kommen nun gewiſſe 
typiſche pſychologiſche Irrtuͤmer der Militaͤrs. Die Pſychologie des 
militaͤriſchen Befehls iſt nun einmal eine andere als die Pſychologie 
der politiſchen Beeinfluſſung. Der Verſuch jener politiſchen „Auf: 
klaͤrungsarbeit“ im Heer iſt alsbald, durchaus gegen den Willen der 
Offiziere, aber ganz unvermeidlich, parteipolitiſch mißdeutet worden 
und hat daher ſchwer geſchadet, wie heute nicht mehr zu verkennen iſt. 
Es waren nicht die ſchlechteſten Freunde des Heeres, die in ſchwerer 
Sorge vor jeder Form ſeiner Politiſierung gewarnt haben. Die Grad⸗ 
heit des Offiziers läuft allzu leicht den Intereſſenten ins Garn, wenn 
ſie ſich „national“ aufſpielen. Aber es darf nicht vergeſſen werden: 
ſo beſchraͤnkt iſt die Arbeiterſchaft nun einmal nicht, daß ſie bei politiſchen 
Außerungen eines Offiziers ſich nicht ſagte: „Es ſind nicht Leute aus 
unſerer Mitte.“ Das billige patriotiſche Moraliſieren vollends uͤber den 
Streik nutzt ſchlechterdings gar nichts. Denn es iſt nicht der Weg, der 
Arbeiterſchaft das Vertrauen zu erhalten: daß es auch ihr Staat iſt, 
auch ihre Zukunft, fuͤr die ſie ertragen muß, was die Notwendigkeit 
ihr auferlegt. 

Schlechterdings unmoͤglich aber war das, nachdem die Vorgaͤnge im 
Januar mit Händen greifen ließen: daß leider ein Teil der einfluß— 
reichſten Kreiſe der Nation die aͤußere Politik und die Frage nach 
Krieg und Frieden ausſchließlich und allein teils nach rein perſonalen, 
teils nach parteis und intereſſenpolitiſchen Geſichtspunkten der inneren 
Politik behandelte. Das aber war ohne weiteres erkennbar. Es trat 
ſchon in den ſchreienden Widerſpruͤchen der „Begruͤndung“ jener bei⸗— 
ſpielloſen, gegen den Reichskanzler und andere Staatsmaͤnner gerichteten 
Hetze innerhalb der gleichen politiſchen Richtungen und Blaͤtter zutage. 
Man ſtelle ſich vor: einerſeits war, nach der „nationalen“ Preſſe, un— 
ſeren kuͤnftigen Freunden, den Ruſſen, zu viel abverlangt worden 
(„Kreuzzeitung“). Andererſeits war die Errichtung neutraler Zwiſchen— 
ſtaaten auf den Okkupationsgebieten nicht genuͤgend („Kreuzzeitung“). 
Einerſeits war die Gelegenheit ſofortigen Friedens „verpaßt“ worden. 
Andererſeits war nicht genug Schneid entwickelt. Teils ſollten die 
Balten zu Deutſchland kommen, teils ſollten rein militärifche Ruͤckſichten 
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maßgebend fein: das bedeutete, daß jetzt, fünf Vierteljahre nach dem 
November⸗Manifeſt, das ſeit zwei Jahren verſunkene ſogenannte 
„Schwartenprojekt“ (neue Teilung Polens) neu ausgegraben wurde. 
Oder es ſpukte (in der „Voſſiſchen Zeitung“) wieder die unſterbliche 
Seifenblaſe eines kuͤnftigen „Kontinentalbundes“ (offenbar: der Vier⸗ 
bundmaͤchte mit Rußland, und ich weiß nicht wem noch) gegen die Angel⸗ 
ſachſen: eine Idee, uͤber welche, ohne Unterſchied der Partei, jeder 
Ruſſe nicht nur, ſondern ebenſo jeder Oſterreicher, Ungar, Bulgare, Tuͤrke 
doch einfach hell auflacht! (Was in aller Welt ſollte dieſe kreditbeduͤrf⸗ 
tigen Nationen eigentlich an einem ſolchen Bunde reizen?) Uſw. 
Wer uͤber Außenpolitik redet, hat die Pflicht der ſittlichen Selbſt⸗ 
zucht und des Augen maßes. Welches iſt unſer Intereſſe gegen 
Oſten? Da der innerdeutſche Oſten um ein Viertel duͤnner beſiedelt 
iſt als Polen, da wir bei uns ſelbſt noch Rekrutierungsmaterial fuͤr zehn 
Armeekorps in Bauernſtellen unterbringen koͤnnten, da wir vor dem 
Krieg jaͤhrlich eine Million Fremder als Arbeitskraͤfte im Lande brauch⸗ 
ten — ſo iſt der Plan: deutſchen Nachwuchs als einen Bevoͤlkerungs⸗ 
klecks am Rigaiſchen Meerbuſen zu vergeuden, nun hoffentlich erledigt. 
Und was die Balten anlangt, ſo ſind ſie zwar eine prachtvolle Spielart 
des Deutſchtums, haben aber (bis ihnen das Waſſer an den Mund ging) 
früher nie die geringſte Neigung bekundet, reichsdeutſche Bürger zu 
werden, und werden vor allem nicht erwarten, daß wir fuͤr die Zukunft 
die Pflicht von Blutopfern auf uns nehmen, welche ihre Zahl um das 
Zwanzigfache uͤbertreffen, um ihnen jetzt dazu zu verhelfen. Denn eine 
unweigerlich fruͤher oder ſpaͤter wiederkehrende nationale, und das 
heißt: buͤrgerliche ruſſiſche Politik wird ſtets, mit allen Mitteln, als 
Mindeſtforderung geltend machen muͤſſen: daß Riga jedenfalls in ein 
aͤhnliches Verhaͤltnis zu Rußland tritt, wie das iſt, in welchem Luxem⸗ 
burg ſich zu Deutſchland befindet (deſſen innere Verhaͤltniſſe ja voll: 
kommen autonom geregelt ſind). Auch rein gefuͤhlspolitiſch iſt aber den 
Deutſchbalten das Ihrige gegeben, wenn ſie die „Selbſtbeſtimmung“ im 
Sinn der ausſchließlich eigenen Verfuͤgung 1. uͤber ihren Beſitz, auch 
zu Anſiedlungszwecken, 2. ihre Steuerkraft (zu Schule und Kultur⸗ 
zwecken aller Art) und 3. ihre Rekrutierungskraͤfte (fuͤr Milizzwecke) in 
eigener Hand, alſo nach dem Perſonalitaͤtsprinzip, innerhalb 
des kuͤnftigen, wie immer gearteten politiſchen Verbandes, dem Kur⸗ 
land angehoͤrt, beſitzen. Realpolitiſch aber iſt Deutſchland im Nordoſten 
nur daran intereſſiert: daß die Grenzvoͤlker in Zukunft keinesfalls gegen 
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uns die Waffen führen und daß die litauiſche Njemenlinie nicht zur 
Deckung einer Offenſive gegen Oſtpreußen verwendet wird. Das iſt 
alſo der Sache nach: eine Neutraliſierungspolitik gleichviel welcher 
Form, welche erſichtlich ſowohl dem pazifiſtiſchen, wie dem Selbſt⸗ 
beſtimmungsintereſſe gerecht wird. Zeigt ſich, daß Demgegenüber inner⸗ 
halb des Bolſchewismus der Loͤhnungs- und Kontributionsmilitarismus 
uͤber die auch vorhandenen friedlichen Elemente die Oberhand hat, 
dann wäre vielleicht der Waffenſtillſtand vom Übel. Und daß wir, ſo—⸗ 
lange die Räumung der beſetzten Gebiete entweder engliſchen Operatio— 
nen oder einer wiedererſtehenden Regierung Miljukows zugute kommen 
koͤnnte — alſo: bis zum Ende des Kriegs — aus zwingenden Sicher— 
heitsgruͤnden nicht einfach ganz dort fortgehen koͤnnen, muß in Deutſch⸗ 
land und Rußland jeder einſehen. (Im uͤbrigen ſollte alsbald mit 
Stammrollen fuͤr oͤrtliche Milizen und mit der Verbreiterung der Grunds 
lagen der Vertretungskoͤrper vorgegangen werden!) 

Und im Weſten? Der hier ſtets vertretene Standpunkt moͤge ohne 
alle Ruͤckſicht auf das Geſchwätz der Sykophanten wiederholt 
werden. Die zuverlaͤſſig bundestreuen Politiker bei unſeren Bundes⸗ 
genoffen (3. B. Graf Andraſſy) haben völlig recht: die Loͤſung liegt nur 
in einer ſachlichen aufrichtigen Verſtaͤndigung zwiſchen Deutſchland und 
England. Gelaͤnge ſie in einer Art, welche uns keinen Zweifel an Auf— 
richtigkeit ließe, dann märe die ſogenannte belgiſche „Frage“ ebenſo ge⸗ 
loͤſt, wie ſie es vor Eintritt der Spannung war. Es ſcheint faſt, daß es 
wuͤnſchenswert waͤre, daß die Verſtaͤndigung mit der konſervativen 
Partei in England ſich vollzoͤge. Aber freilich: zur Verſtaͤndigung ge= 
bören zwei. Und vom Standpunkt ſachlicher Politik iſt vorerſt mit 
Bedauern feſtzuſtellen: daß anſcheinend auch Lord Lansdowne geglaubt 
hat, der Straßenpolitik gewiſſe Konzeſſionen machen zu muͤſſen. Wenn 
engliſche Politiker vom Elſaß und „reparations“ reden, ſo ſorgen ſie nur 
dafuͤr, ſich die deutſche Demokratie fuͤr alle Zeit zum Todfeind zu machen. 
Moͤgen ſie das mit ſich ausmachen. Mißverſtehe man aber in England 
nicht den ſachlichen Grund, aus welchem wir die Verſtaͤndigung für 
nuͤtzlich halten. Es ſei deutlich geſagt: Wir wuͤnſchen die Verſtaͤndigung, 
weil, wenn jetzt noch ungeheure Blutopfer gebracht werden und wenn 
weitergekaͤmpft wird, bis Frankreich erſchoͤpft iſt und Englands Handels⸗ 
flotte zum groͤßeren Teil auf dem Meeresboden ruht, 1. wir alle 
beide als aktionsfaͤhige Großmaͤchte zugunſten anderer lahmgelegt 
werden und weil — 2. dann, ſelbſt wenn wir wollten, wir nicht hindern 
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konnten, daß die Stimmung in Deutſchland Bedingungen forderte, 
welche Europa fuͤr Generationen auf die Spitze der Bajonette ſetzen und 
eine rein ſachliche Politik unmöglich machen wuͤrden. N 

Unſere ſachliche politiſche Lage waͤre ſachlich auch der deutſchen 
Arbeiterſchaft nicht ſchwer ins Bewußtſein zu haͤmmern. Nur muͤßte 
eben kuͤnftig die Behandlung ſolcher Bewegungen dem angepaßt werden. 
Gerechterweiſe muß andererſeits von vornherein, auch von der Sozial⸗ 
demokratie, anerkannt werden: Die Regierung hatte fuͤr ihr formell 
„bureaukratiſches“ und „obrigkeitsſtaatliches“ Verhalten gewiß nicht zu 
unterſchaͤtzende Gründe. Es konnte etwas für ſich haben, nicht nur 
dem Inland, ſondern vor allem dem Ausland den Beweis zu erbringen, 
daß dieſe Art von Streiks, die nicht von den legitimen Organen der 
Arbeiter ausgehen, bei uns das Staatsgefuͤge nicht zu erſchuͤttern ver— 
mag. Gut: das wird gelingen. Aber daruͤber duͤrfen die ſchweren Fehler, 
welche dieſe Streiks uͤberhaupt und gerade jetzt herbeifuͤhrten, nicht 
uͤberſehen werden. Und es kommt nun alles darauf an: ob es gelingt, den 
ſchweren Argwohn, welchen gewiſſe Vorgaͤnge der letzten Wochen, und 
zwar ſehr begreiflicherweiſe erregt haben, und zu deſſen Beſchwichti— 
gung natürlich die bloße Erklarung des Staatsſekretaͤrs des Innern: die 
Verſprechungen wuͤrden erfuͤllt werden, nicht genuͤgt, wieder zu beſei⸗ 
tigen. Und dazu muß auch von den ſtarken Seiten des Feindes gelernt 
werden. Dieſer Argwohn aber gruͤndet ſich auf den Eindruck: daß 
maßgebende Kreiſe und Stellen bei uns dies elende Boulevardtreiben, 
wenn nicht beguͤnſtigen, dann — was ſchlimmer iſt — fuͤrchten, jeden⸗ 
falls aber beachten. Es war denn doch ein Unfug, wenn politiſche 
Phantaſten als Vertreter „unabhängiger Ausſchuͤſſe“, nur weil fie Pro⸗ 
feſſoren ſind, ſogar von deutſchen Bundesfuͤrſten empfangen wurden, 
obwohl ſie die Reichsregierung in der ſkandaloͤſeſten Weiſe mit Schmutz 
beworfen hatten, und wenn andererſeits Vertreter einer ſtreikenden 
Arbeiterſchaft von einem Miniſter nicht einmal angehoͤrt wurden. 
Der Zuſtand, daß Reſſorteroͤrterungen durch Preſſedemagogie aus— 
gefochten und dadurch die Maſſen in Siedehitze verſetzt werden, muß 
aber ganz unbedingt an der Wurzel abgeſchnitten und es muß endlich 
das richtige Wort fuͤr dieſe das Vaterland verderbenden Treibereien 
gefunden werden. Das iſt bisher oͤffentlich nicht geſchehen. Bisher 
beftcht vielmehr bei der Arbeiterſchaft, wie im Reichstag gejagt wurde, 
noch immer der Eindruck, daß die Zenſur bei einem Kampf dieſer eins 
flußreichen Kreiſe, hinter denen die Geld macht ſteht, mit der ſie ſelbſt 
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ihre Kämpfe auszufechten haben, gegen die Reichsregierung arbeiten 
duͤrfe. Dieſer Eindruck, der angeſichts der unbehinderten Hetze in Berlin 
entſtehen mußte, war es, der vor allen Dingen dazu geholfen hat, in 
Berlin die Vorbedingungen des Streiks zu ſchaffen. Wer eine mit den 
ſpezifiſchen Mitteln der Arbeiterſchaft geübte Straßendemagogie ver⸗ 
huͤten will, muß auch die mit den ſpezifiſchen Mitteln der Geldmacht 
geübte Boulevard⸗Demagogie unterdrüden. Vor allem aber muß er 
darum beſorgt ſein: daß die einzigen Elemente der Maſſendiſziplin: 
die Gewerkſchaften, in der Lage ſind, mit innerlicher Ehrlichkeit dafuͤr 
ſorgen zu koͤnnen, daß das Vertrauen der Arbeiterſchaft in die Aufrichtig⸗ 
keit unſerer inneren und aͤußeren Politik nicht durch eine gewiſſenloſe 
Preßhetze derart untergraben wird, wie es Mitte Januar geſchah. 
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Die naͤchſte innerpolitiſche Aufgabe“ 
De Bundesrat hat ſich auch jetzt nicht entſchloſſen, durch Aufhebung 
des letzten Satzes des Artikels 9 der Reichsverfaſſung die Moͤglich⸗ 
keit zu ſchaffen, daß der Reichskanzler dem Reichstag und daß die zu 
Staatsſekretaͤren ernannten Führer der großen Parteien dem Bundes⸗ 
rat angehoͤren. Vermeintlich „foͤderaliſtiſche“ Bedenken ſcheinen dabei 
mitzuſpielen. Es muß auf das tiefſte bedauert werden, daß das Irr⸗ 
tuͤmliche dieſer ganzen Vorſtellungsweiſe wiederum nicht erkannt wurde. 
Die ſeinerzeit vorausgeſagten Folgen des Verhaltens der Bundes⸗ 
ſtaaten zeigen ſich ſofort und werden weiterhin ihre Kreiſe ziehen. Da 
nämlich die parla mentariſchen Staatsſekretaͤre nicht im Bundes- 
rat ſitzen, haben ſie ſich außerhalb des Bundesrats mit dem Reichs⸗ 
kanzler zu einem nicht rechtlich, wohl aber tatfächlich kollegial verhan⸗ 
delnden „Kabinett“ zuſammengeſchloſſen, deſſen politiſches Schwer⸗ 
gewicht zunehmend bei ihnen, weit mehr als bei dem nicht dem Reichstag 
angehoͤrigen Reichskanzler, liegen wird und noch liegen muß. Der 
Bundesrat wird dadurch aͤußerlich zu einer Art von „Staatenhaus“, 
der Sache nach aber zu einer Abſtimmungsmaſchinerie, waͤhrend die 
wirkliche Reichsregierung ſich oberhalb feiner konſtituiert hat. Sie kann 
nunmehr gar nicht anders prompt funktionieren, als indem ſie ihn aus⸗ 
ſchaltet, und wuͤrde der Bundesrat dieſem Zuſtand Schwierigkeiten 
bereiten, fo wurde Preußen, das den Reichskanzler ſtellt, kraft der 
ſicheren Mehrheit, welche ihm die von ihm voͤllig abhaͤngigen Zwerg⸗ 
ſtaaten geben, ihn zum Schweigen bringen muͤſſen. Unſer Verlangen, 
durch eine maßvolle Parlamentariſierung des Bundesrats, dieſen zum 
Mitträger der aktiven Reichspolitik zu machen, war demgegenüber von 
dem Wunſch beſtimmt, den großen Bundesſtaaten einen geſicherten 
poſitiven Einfluß auf die Leitung des Reichs zu geben. Liebgewordene 
Gewoͤhnungen und mißverſtandene Preftigefucht der einzelſtaatlichen 
Bureaukratie und wohl auch hoͤfiſcher Kreiſe haben vorlaͤufig einmal 
wieder uͤber das wirkliche politiſche Intereſſe die Oberhand behalten. 


) Frankfurter Zeitung vom 17. Oktober 1918. 
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Bleibt es dabei, fo gilt es nun, entſchloſſen die Folgerungen zu ziehen 
und die improviſierten Neuſchoͤpfungen in geregelte Bahnen zu leiten. 
Eine ſtarke, geſchloſſene Regierung iſt jetzt dem Reiche unent⸗ 
behrlicher als irgend etwas anderes. Noch waͤhrend der ganzen Zeit des 
Krieges aber und fuͤr jedermann ſichtbar ſeit Anfang 1916 hat es in 
Deutſchland mehrere Regierungen nebeneinander gegeben und niemand, 
weder das Inland noch das feindliche, noch das neutrale, noch — und 
das war beſonders gefaͤhrlich! — das verbuͤndete Ausland wußte, welche 
von ihnen fuͤr die Fuͤhrung der Politik den Ausſchlag gad. In 
aller Offentlichkeit ſpielten ſich in der Preſſe die Kaͤmpfe dieſer Regie⸗ 
rungen miteinander ab und, was ebenſo ſchlimm war, vor den Augen 
unſerer Bundesgenoſſen bot ſich z. B. noch in Breſt⸗Litowſk das Schau⸗ 
ſpiel, daß die deutſchen Unterhaͤndler bei jeder Einzelheit am Telegraphen⸗ 
draht nicht etwa zum verantwortlichen Staatsmann, ſondern zum 
„Hauptquartier“ hingen und dann von dort aus, im Drang der Ge⸗ 
ſchaͤfte, Weiſungen empfingen, welche oft genug der Sachlage nicht 
entſprachen und gelegentlich geradezu eine Bloßſtellung bedeuteten. 
Alls unſere offiziellen amtlichen Schritte und Erklaͤrungen aber, vom 
Friedensangebot von 1916 angefangen, wurden konterkarriert, bei 
Freund und Feind diskreditiert und in das Licht der Zweideutigkeit ge⸗ 
ruͤckt durch die ſtets erneute Veroͤffentlichung von Reden oder Tele⸗ 
grammen dynaſtiſcher oder militärifher Stellen, welche dem 
verantwortlichen Leiter der Politik nicht zur Billigung vorgelegen 
hatten. Ein ſo geleitetes Reich konnte — und das hat ſeine Konſequenzen 
gehabt — auch bei ſeinen Verbuͤndeten nicht das Vertrauen in Anſpruch 
nehmen: daß ſeine Politik zum Erfolg und zum Frieden zu fuͤhren 
imſtande ſei. Gleichviel alſo, welches politiſche Syſtem bei uns kuͤnftig 
herrſchen wird, — hier an dieſem Punkt lag und liegt der Krebs⸗ 
ſchaden der deutſchen politiſchen Willensbildung, und alles andere bleibt 
Stuͤckwerk, ſolange dieſem Zuſtand nicht, und zwar fuͤr immer, ein Ende 
gemacht wird. | a 
Schon nach der bisherigen Verfaſſung hatten militaͤriſche Stellen 
überhaupt nicht politiſche Erklaͤrungen abzugeben. Und ſchon nach 
dem bisherigen Syſtem ſtand dem Monarchen, wenn er mit der Hal⸗ 
tung des Reichskanzlers nicht einverſtanden war, nur die Befugnis zu, 
ihn zu entlaſſen und einen anderen zu berufen. Unter gar keinen Um⸗ 
ſtaͤnden jedoch durfte, auch ſchon nach dem Geiſt der bisherigen Ver: 
faſſung, durch öffentliche oder durch private, aber der Veröffentlichung 
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ausgeſetzte monarchiſche Außerungen die Politik eines im Amt bes 
findlichen Miniſters durchkreuzt oder ihr praͤjudiziert werden, wie es ſeit 
einem Menſchenalter wieder und wieder und auch in den letzten Kriegs⸗ 
jahren ſtets erneut geſchehen iſt und jetzt zu der fuͤr unſer nationales 
Selbſtgefuͤhl furchtbaren Lage geführt hat, daß wir dem Ausland Er⸗ 
klaͤrungen darüber haben abgeben muͤſſen, wen denn eigentlich unfere 
Regierung vertritt. Kein Politiker irgendeiner Partei konnte uͤber 
dieſen Zuſtand abweichender Meinung ſein, und dies iſt auch nicht der 
Fall geweſen. Dennoch geſchah nichts dagegen und die hoͤfiſche Umgebung 
des Monarchen verharrte in verſtockter Unbelehrbarkeit. (Ja, es ſchien 
in letzter Zeit gelegentlich, als ob ſie auf jene ihr wohlbekannte Forderung 
mit einem: „Nun grade!“ reagiere.) Ein Monarch kann heute die poli⸗ 
tiſche Tragweite ſeiner Kundgebungen nicht uͤberſehen. Das iſt nicht 
ſeines Amts. Jene Stellen aber, insbeſondere jener Zivilkabinettschef, 
welcher derartige politiſche Außerungen entwarf oder veroͤffentlichen 
ließ, wie wir ſie noch im Sommer erlebten, war ein ſchlechter und un⸗ 
getreuer Diener ſeines Herrn nicht nur, ſondern: der Monarchie. Ein 
ſolches Treiben muß ein⸗ für allemal unmoglich gemacht werden, und 
dafuͤr gibt es nur den Weg: die Publikation monarchiſcher oder mili⸗ 
taͤriſcher Kundgebungen, wenn ſie die Politik beruͤhren, an einen feſten 
Geſchaftsgang und vor allem an die vorherige Kontrolle des 
Reichskanzlers zu binden, wie es der Verfaſſung entſpricht, jeden 
anderen Weg aber unter ſchwere Strafe zu ſtellen. Es iſt dies die weit⸗ 
aus dringlichſte Reform, deren unſer politiſches Leben bedarf. Sie ſchafft 
ja nur einen Zuſtand, der überall anderwaͤrts völlig ſelbſtverſtaͤndlich 
iſt, ganz einerlei, ob parlamentariſches Syſtem oder welches andere ſonſt 
beſteht, und ganz einerlei, ob dafuͤr (wie es vereinzelt der Fall iſt) aus⸗ 
druͤckliche Verfaſſungsbeſtimmungen geſchaffen find, was bei uns nach 
den gemachten Erfahrungen zweifellos unumgaͤnglich iſt. Wir erwarten 
alſo von den Mehrheitsparteien, daß fie unverzüglich mit einem ent⸗ 
ſprechenden Antrag im Reichstag vorgehen und ihre verantwortliche 
Beteiligung an der Regierung von der unverzuͤglichen Zuſtimmung 
des Bundesrats abhaͤngig machen. Sonſt ſchwebt der Kredit auch dieſer 
Regierung nach außen und innen in der Luft und iſt Überraschungen 
aller Art von ſeiten unverantwortlicher Stellen ausgeliefert. Es waͤre 
unfaßlich, wenn die Anhänger monarchiſcher Juſtitutionen auch jetzt 
noch nicht verſtehen ſollten, was die Stunde fordert! 
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Waffenſtillſtand und Frieden” 


ie größte, und dabei von dem guten Willen der deutſchen 
F Regierung ganz unabhängige Schwierigkeit der Situation dürfte 
jetzt in folgendem liegen: An Praͤſident Wilſons Aufrichtigkeit war 
und iſt bei Verftändigen in Deutſchland kein Zweifel. Es ſcheint aber, 
er uͤberſieht Folgendes nicht genuͤgend: wird ſeinem Begehren, 
daß die deutſche Regierung ſolche Waffenſtillſtandsbedingungen an⸗ 
nehmen foll, die einen weiteren militaͤriſchen Widerſtand unmöglich 
machen, Folge geleiſtet, ſo wuͤrde damit nicht etwa nur Deutſchland, 
ſondern in weiteſtem Maße auch er ſelbſt aus der Reihe der fuͤr die 
Friedensbedingungen maßgebenden Faktoren ausgeſchaltet. Seine 
eigene Stellung als Schiedsrichter der Welt beruhte und beruht darauf 
und nur darauf, daß die deutſche Militaͤrmacht mindeſtens ſoviel be⸗ 
deutet, daß fie ohne die Mithilfe der amerikaniſchen Truppen keines⸗ 
falls zur Unterwerfung gezwungen werden kann. Würde dies anders, 
ſo gewinnen die unzweifelhaft vorhandenen abſolut intranſigenten 
Elemente in den Laͤndern der uͤbrigen feindlichen Staaten die Ober⸗ 
hand und find in der Lage, den Präfidenten mit hoͤflichem Dank für 
feine bisherige Hilfe glatt beiſeite zu ſchieben. Seine Rolle wäre 
ausgeſpielt, es ſei denn, daß er ſich zum Kriege gegen ſeine derzeitigen 
Bundesgenoſſen entſchloͤſſe. Dieſen Sachverhalt hätte ſich auch die 
deutſche Regierung gegenwaͤrtig halten ſollen. So wuͤnſchenswert eine 
Waffenruhe im Intereſſe der Vermeidung unnuͤtzen Blutvergießens 
war und iſt, ſo waͤre es ſicherlich richtiger geweſen, das Waffenſtillſtands⸗ 
angebot nicht derart in den Vordergrund der Eroͤrterungen zu ruͤcken, 
wie es tatſaͤchlich geſchehen iſt. Friedensverhandlungen konnten und 
koͤnnen auch ohne Waffenſtillſtand ſtattfinden, falls die Gegner auf 
Fortſetzung der Schlaͤchterei beſtehen. | 


1) Frankfurter Zeitung vom 27. Oktober 1918. 
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Deutſchlands kuͤnftige Staatsform 


Vorbemerkung 


1 Skizzen, in der „Frankfurter Zeitung“ November 1918 
erſchienen und hier faſt nur ſtiliſtiſch geglättet (Ergänzungen find 
meiſt als Anmerkungen kenntlich), ſind rein politiſche Gelegenheitsarbeiten 
ohne allen und jeden Anſpruch auf „wiſſenſchaftliche“ Geltung. Sie 
ſollen nur zeigen, daß eine republikaniſche, großdeutſche und nicht groß⸗ 
preußiſche Staatsform foͤderativen und dabei demokratiſchen Charakters 
nicht, wie vielfach geglaubt wird, uͤberhaupt unmoͤglich iſt, und die Dis⸗ 
kuſſion in Fluß bringen. Die Ereigniſſe werden ſie zweifellos ſehr bald, 
ſo oder ſo, uͤberholen, ebenſo wie meine Schrift uͤber „Parlament und 
Regierung im neugeordneten Deutſchland“ (1917), die noch von der 
Tatſache der preußiſchen Hegemonie und der Dynaſtien ausging und 
daher den Zukunftszuſtand nur in der Parlamentariſierung erblicken 
konnte, inzwiſchen uͤberholt iſt. Die eigentlich ausſchlaggebenden ma⸗ 
teriellen (ſozialen und finanziellen) Probleme des Neuaufbaus liegen 
ja noch fo ungeklaͤrt im Schoße der Zukunft, daß vorerſt nur unverbind⸗ 
liche Rahmen⸗Konſtruktionen ſtaatstechniſcher Art moͤglich ſind. 


15. Dezember 1918 
a Max Weber 


I. 

it unzulänglichen dilettantiſchen Kräften ſteht die politiſch unge⸗ 

ſchulte Nation vor der Aufgabe, an die Stelle von Bismarcks Werk 
etwas anderes zu ſetzen. Denn dieſes Werk iſt dahin. Schon aus 
Gruͤnden der Außenpolitik, die ja bei ſeinem Aufbau ſehr ſtark mitſpielten. 
Einmal weil das dynaſtiſche Oſterreich zerfallt — von Bismarcks Stand⸗ 
punkt aus geſehen eine Veranſtaltung, welche die Zugehoͤrigkeit von 
10 Millionen Deutſchen zum Reich opferte, um 30 Millionen Nicht⸗ 
deutſche politiſch zu neutraliſieren. Weil ferner der dynaſtiſche Bund 
mit Rußland dahin iſt, der auf der Intereſſengemeinſchaft gegen die 
Polen ruhte und dieſe neutraliſierte. Weil die militariſtiſche Epoche der 
deutſchen Geſchichte zu Ende iſt. Weil ſchließlich jedenfalls die bisherige 
dynaſtiſche Loͤſung des kleindeutſchen Problems fuͤr die Zukunft ebenſo⸗ 
wenig wie dieſes ſelbſt in Betracht kommt. Was nun? Obwohl dieſe 
Vorfrage zur Zeit praktiſch entſchieden ſcheint, fragen wir doch noch 
einmal: parla mentariſche Monarchie oder Republik? 

Welche Rolle lebendige dynaſtiſche Gefuͤhle in Zukunft ſpielen werden, 
bleibe dahingeſtellt. Wir waren ihnen treu, aus geſchichtlichen Erinne⸗ 
rungen, in Baden auch infolge der Volkstuͤmlichkeit und Korrektheit 
der dortigen Dynaſtie. Heute aber koͤnnen nur politiſche Erwaͤgungen 
zu Worte kommen. Die Intereſſen und Aufgaben der Nation ſtehen 
uns turmhoch uͤber allen Gefuͤhlen. Ebenſo uͤber allen Fragen der 
politiſchen Form uͤberhaupt. Auch deren Geſtaltung iſt uns aber zu⸗ 
naͤchſt ein nuͤchternes ſtaatstechniſches Problem und nicht eine Gefuͤhls⸗ 
angelegenheit. Fuͤr viele von uns, auch den Schreiber dieſer Zeilen, 
war und iſt die ſtreng parlamentariſche Monarchie die techniſch an⸗ 
paffungsfähigfte und in dieſem Sinn ſtaͤrkſte Staatsform, ganz unbe⸗ 
ſchadet der ganz radikalen ſozialen Demokratiſierung, die wir erſtreben 
und die dadurch nicht notwendig gehindert wird. Offen, aber maßvoll 
haben wir die — wie ſpaͤteſtens ſeit der ruſſiſchen Revolution jeder, der 
Augenmaß hatte, ſehen mußte: — unabwendbaren Umgeſtaltungen 
vertreten, welche, rechtzeitig vorgenommen, die Dynaſtien in dem von 
Grund auf neuen Syſtem haͤtten erhalten koͤnnen. Schlechte Berater 
der Monarchien vereitelten alles, und dieſe ſelbſt reagierten feindſelig. 
Sie hielten am alten Syſtem feſt. 

Dies Syſte m aber hat zum mindeſten die preußiſch⸗deutſche Dynaſtie 
derart belaſtet, daß es heute unmoͤglich iſt, für fie einzutreten. Dynaſtiſche 
Rivalitäten haben ſchon die elſaͤſſiſche Frage ſeit 1871 verpfuſcht. Sie 
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haben uns jetzt im Oſten bloßgeſtellt. Die Monarchie hat ihre eigentliche 
Funktion in einem Militaͤrſtaat: die reine Militaͤrherrſchaft zu hindern, 
nicht erfuͤllt. Sie hat vielmehr die Admiralsdemagogie und die Gene⸗ 
ralsdiktatur mitſamt der Politiſierung des Heeres geduldet. Vor 
allem durch die ſogenannte „Aufklaͤrung“, eine rein parteipolitiſche 
Machenſchaft, welche den Keil zwiſchen Offiziere und Mannſchaft trieb, 
die innere Politik vergiftete, in unſere politiſche Leitung aber Zwieſpalt 
und eine Zweideutigkeit trug, welche uns das Vertrauen der ganzen 
Welt einſchließlich unſerer Bundesgenoſſen koſtete. Gegen den bis⸗ 
herigen Monarchen jetzt, nach ſeinem Sturz, harte Worte zu brauchen 
waͤre unritterlich. Aber das den Geiſt ſchon der bisherigen Verfaſſung 
groͤblich verletzende perſoͤnliche Regiment mit feiner lauten Reklame 
und abſolut dilettantiſchen Politik hat die Weltkoalition gegen uns zu⸗ 
ſammenbringen helfen. Das öffentliche Verſprechen konſtitutioneller 
Regierung vom November 1908 wurde gebrochen. Noch im Krieg 
wurde unſere Friedensaktion durch Reden des Monarchen durchkreuzt 
und ſchließlich (Erlaß vom 15. Juni) der Krieg zu einem perſoͤnlichen 
Duell des Monarchen gegen den Mammonismus — der Angelſachſen! — 
geſtempelt. Der ſchon aus dieſem Grund bei der Friedensbitte durch 
die Wuͤrde gebotene Thronverzicht des Monarchen wurde verzoͤgert. 
Er wird nun, gleichviel mit welchem Recht, fuͤr immer mit dem Odium 
belaſtet bleiben, dadurch die feindlichen Bedingungen fuͤr uns erſchwert 
zu haben. Und ſchließlich hat er durch Deſertion aus der Hauptſtadt 
und Spielen mit dem Staatsſtreich die Revolution geradezu provoziert. 
Die Abwaͤlzung der Verantwortung auf die Miniſter, traurig vom 
Standpunkt der Wuͤrde, uͤberdies unhaltbar gegenuͤber dem Inhalt der 
Akten, deren Publikation bevorſteht, gab dem monarchiſchen Gedanken 
den Reſt. Die preußiſche Dynaſtie iſt dadurch derart hoffnungslos dis⸗ 
kreditiert, daß nunmehr ihre Erhaltung, damit aber auch die der anderen 
Dynaſtien, auf Grund noch ſo triftiger ſtaatstechniſcher Erwaͤgungen 
nicht mehr vertreten werden koͤnnte. 

Nicht nur die Dynaſtien und ihr Organ aber: der bisherige Bundes⸗ 
rat, ſind durch das alte Syſtem diskreditiert, ſondern leider auch: das 
Parlament. Gefliſſentlich in ſeiner Macht niedergehalten und in ſeinem 
Niveau gedruͤckt, von den Schmeichlern des alten Syſtems jahrzehnte⸗ 
lang heruntergeriſſen, von der „Aufklaͤrung“ während des Krieges bei 
der Armee in Verruf gebracht, konnte der Reichstag unmoͤglich die 
Autorität in Anſpruch nehmen, um im Augenblick des Zuſammenbruchs 
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die Macht in der Hand zu behalten. Es gereichte ihm nur weiter zum 
Schaden, daß nunmehr plotzlich feine bisherigen Verläfterer für ihn 
eintraten, denen jetzt die Exiſtenz des fruͤher ſo verabſcheuten „Parla⸗ 
mentsheeres“ gewiß nicht unwillkommen geweſen waͤre. Nun raͤchte 
ſich das Verhalten der literariſchen Lobredner der Beamtenherrſchaft. 
Denn es zeigte ſich, daß die bureaukratiſche Maſchinerie nach der Natur 
ihrer ideellen und materiellen Triebkraͤfte und angeſichts der Natur 
des heutigen Wirtſchaftslebens, welches durch ſein Verſagen ja zur 
Kataſtrophe gefuͤhrt wuͤrde, gegebenenfalls bereit iſt, unbeſehen jede m 
zu dienen, der ſich im phyſiſchen Beſitz der noͤtigen Gewaltmittel befindet 
und den Beamten den Fortbeſitz ihrer Amter gewaͤhrt. Das Fehlen 
einer im Glauben der Nation verwurzelten Autorität der Volksvertretung 
aber machte die Bahn frei für die revolutionäre Diktatur. Da Revo⸗ 
lutionen ſtets von Minderheiten in die Wege geleitet werden, waͤre nun 
gegen eine zeitweilige Diktatur an ſich nichts einzuwenden. Politiſch 
kommt aber in Betracht: daß bei dem bundesſtaatlichen Charakter 
Deutſchlands das voͤllige Abreißen der bisher legitimen Gewalten die 
ſachliche Neuordnung gewaltig erſchwert. Die „hiſtoriſche“ Legitimitaͤt 
iſt dahin. Auch den ſpezifiſchen „Mittelparteien“ bleibt jetzt als Ruͤckweg 
aus der Gewaltherrſchaft der Soldatenraͤte zur buͤrgerlichen Ordnung 
nur die revolutionäre, naturrechtliche Legitimitaͤt der auf der Volles 
ſouveraͤnitaͤt ruhenden Konſtituante. Das bedingt aber einen Neubau 
vom gewachſenen Boden aus. Uns Radikalen koͤnnte nun eine ſolche 
Lage an ſich nur willkommen ſein. Allein es liegt auf der Hand, welche 
Schwierigkeiten dabei fuͤr jede rationelle Neuordnung einfach dadurch 
gegeben ſind, daß nun in Deutſchland eine Mehrheit von Konſtituanten: 
des geſamtdeutſchen, des preußiſchen, bayeriſchen, badiſchen uſw. Volks, 
über dieſe hoͤchſt komplizierten Fragen entſcheiden ſoll. Geſetzt z. B. — 
ſo unwahrſcheinlich gerade dieſer Fall ſein mag — die Mehrheit des 
preußiſchen Volks ſtimmte fuͤr den Fortbeſtand der Dynaſtie, die Mehrheit 
des Reichsvolks als Ganzes aber fuͤr die Republik. Dann waͤre zwar klar, 
daß die Entſcheidung der Reichskonſtituante fuͤr das Reich und damit indirekt 
auch fuͤr Preußen den Ausſchlag gaͤbe. Aber leicht waͤre dieſe Lage nicht. 
In jedem Fall iſt aber ſchon deshalb, weil die Reichsordnung den Rahmen 
für die Einzelſtaaten abgibt, vor allem die Geſamtkonſtituante unauf— 
ſchiebbar. Denn an der Ordnung vor allem des Reichs haͤngt das 
wirtſchaftliche Lebensintereſſe ſowohl der Arbeiterſchaft wie des Bürger: 
tums, ganz gleichgültig, wie ſtark ſozialiſtiſch die Neuordnung ausfällt. 
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Ebenſo aber hängt an der Beſchleunigung der Beſtand der Neuord⸗ 
nung uͤberhaupt. Es iſt ein ſehr ſchwerer Rechenfehler eines Teils der 
Unabhaͤngigen Sozialdemokraten, zu glauben, oder vielmehr unter dem 
Druck von links ſich einzureden: eine Verzoͤgerung verbeſſere die Chancen 
des Sozialismus. Sie verbeſſert ausſchließlich die Chancen des Buͤrger⸗ 
kriegs und der inneren Auflöfung unſerer Wirtſchaftsordnung. Mit 
voller Sicherheit aber wuͤrde dadurch erreicht, daß in nicht zu ferner 
Zeit entweder die Entente von ſich aus einmarſchiert, oder daß ſich eine 
mittelparteiliche Gegenregierung auf dem Boden des Reichstags neu 
bildet, mit welcher dann einmarſchierende fremde, etwa amerikaniſche, 
Gewalten ſich in Verbindung ſetzen und mit Hilfe des Standrechts eine 
nichtſozialiſtiſche Regierung einſetzen, um den Frieden abſchließen zu 
koͤnnen. Wir vermögen dieſe aͤußerſte Schmach: daß wir unfere inneren 
Verhaͤltniſſe überhaupt nicht ſelbſtaͤndig ordnen koͤnnen, nur dann 
abzuwenden, wenn der Buͤrgerkrieg vermieden wird und bald eine 
„legitime“ Regierung entſteht. Nun iſt gewiß nicht beſtimmt zu behaup— 
ten, daß die Konſtituante ein ſicheres Mittel ſei, ihn definitiv zu ver⸗ 
hindern. Das hängt nicht von uns, auch nicht von den Mehrheits— 
ſozialiſten oder Unabhaͤngigen Sozialiſten ab, ſondern vor allem von 
jenen bei jedem Umſturz ſich als Schmarotzer einfindenden Elementen, 
die nicht für, ſondern von der Revolution leben wollen, d. h. 
als „Rote Garde“ oder als Mitglieder von „Revolutionskomitees“ oder 
als deren Beauftragte ſich gegen Leiſtung von Geſchwaͤtz- und Spitzel⸗ 
dienſten arbeitslos füttern laſſen moͤchten. Denn dies und 
gar nichts anderes iſt das Weſen ſowohl des Bolſchewismus in Ruß— 
land wie der verwandten Bewegungen bei uns, ſo unbedingt ſicher die 
ideologiſche Gutglaͤubigkeit der an der Spitze ſtehenden Literaten und 
Glaubenskämpfer ſein mag. Die an der Revolutionskrippe gefuͤtterten 
Schmarotzer haben gar kein Intereſſe an einem Ende des jetzigen Zu— 
ſtandes, ſolange er ihnen Nahrung gibt. Bei dieſer Eigenart der Bes 
wegung werden Putſchverſuche von ihrer Seite unter keinen Um— 
ſtaͤnden ausbleiben, und wir muͤſſen abwarten, ob die ſozialiſtiſche Re⸗ 
gierung einſchließlich der Unabhaͤngigen die feſte Hand haben wird, die 
Glaubenskaͤmpfer in zugleich ruͤckſichtslos durchgreifender, und doch 
menſchlicher Form unſchaͤdlich zu machen und ſo die feindliche Okkupation 
zu vermeiden, welche das Schickſal nicht nur des deutſchen Sozialismus, 
ſondern auch jeder echten Demokratie auf Generationen hinaus beſiegeln 
würde. Freilich: beſſer als eine unfreie, durch verfaͤlſchte oder 
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vergewaltigte Wahl zuſtande gebrachte Konftituante wäre gar keine. 
Denn eine Nichtanerkennung oder Sprengung der Konſtituante, wie ſie 
bei Unfreiheit der Wahlen erfolgen wuͤrde, muͤßte eben dazu fuͤhren, 
daß die einmarſchierende Entente als einzige legitime Gewalt den alten 
Reichstag wieder einberiefe, und das koͤnnte man auch ohne dieſen 
Umweg haben. Es gibt bei freien Wahlen keine ſozialdemo— 
kratiſche Mehrheit. Ohne freiwilliges Mittun des Bürger: 
tums bekommt die Regierung keinen Frieden und ſteht die 
Okkupation, früher oder ſpäter, bevor. Darüber ſei man ſich 
doch ja ganz klar und ziehe, ſo oder ſo, die Konſequenzen. 

Andererſeits aber wuͤrde ein Verſuch dynaſtiſcher Loͤſung die ohnehin 
große Gefahr des Buͤrgerkriegs und damit der Unfreiheit in der Ges 
ſtaltung unſerer Verfaſſung gewaltig ſteigern. Denn der Verſuch einer 
Retablierung der Dynaſtien wuͤrde im Ausland und vor allem im In⸗ 
land wie ein Anfang der Ruͤckwaͤrtsreviſion der demokratiſchen Neu⸗ 
ordnung uͤberhaupt wirken. Die baldige Einberufung einer freien 
Konſtituante und damit das Bekenntnis zur Republik iſt uns alſo 
diktiert durch die ſonſt unmittelbar drohende Fremdherrſchaft. Aber 
ſo offen wir uns, ehrlicherweiſe, dieſe Situation klarmachen mußten — 
doch nicht nur dadurch. 

Die Republik als Staatsform ſcheint zur Zeit der ſicherſte Weg, das 
großdeutſche Problem, welches jetzt vor uns ſteht, einer Loͤſung ent⸗ 
gegenzufuͤhren. Wir muͤſſen fuͤr die Staatsform eintreten, welche 
geſtattet, die moͤglichſte Hoͤchſtzahl von Deutſchen in einem Verband 
zu einigen. Ob dies fuͤr Oſterreich und Bayern in normalen Zeiten auf 
die Dauer die Republik ſein wuͤrde, mag jetzt dahingeſtellt bleiben. Fuͤr 
die Gegenwart ſcheint es ſo zu ſein, und, wenn es ſo iſt, ſo ſind daraus 
die Konſequenzen zu ziehen. 

Neben dieſen unmittelbar politiſchen, rein aus der Gegenwartslage 
folgenden Gruͤnden ſpricht nun aber fuͤr uns Radikale noch etwas anderes 
dauernd Bedeutſames fuͤr die Republik. Staatstechniſche Fragen ſind 
leider nicht unwichtig, aber natürlich find fie für die Politik nicht das 
Wichtigſte. Weit entſcheidender fuͤr die Zukunft Deutſchlands iſt viel⸗ 
mehr die Frage: ob das Buͤrgertum in ſeinen Maſſen einen neuen 
verantwortungsbereiteren und ſelbſtbewußteren politiſchen Geiſt an⸗ 
ziehen wird. Bisher herrſchte ſeit Jahrzehnten der Geiſt der „Sekuri— 
tät": der Geborgenheit im obrigkeitlichen Schuß, der aͤngſtlichen Sorge 
vor jeder Kuͤhnheit der Neuerung, kurz: der feige Wille zur Ohn macht. 
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Gerade die techniſche Güte der Verwaltung: der Umſtand, daß es dabei 
im großen und ganzen materiell gut ging, hatte breite Schichten der Be⸗ 
voͤlkerung überhaupt (nicht nur Bürger) ſich in dies Gehaͤuſe einleben 
laſſen und jenen Staatsbuͤrgerſtolz, ohne welchen auch die freieſten 
Inſtitutionen nur Schatten ſind, erſtickt. Die Republik macht dieſer 
„Sekurität“ ein Ende. Die Geborgenheit der ſozialen und materiellen 
Privilegien und Intereſſen in der hiſtoriſchen Legitimitaͤt des Gottes⸗ 
gnadentums hoͤrt auf. Das Buͤrgertum wird dadurch ebenſo ausſchließ⸗ 
lich auf ſeine eigene Kraft und Leiſtung geſtellt, wie die Arbeiterſchaft 
es längft war. Unter den für die abſehbare Zukunft geltenden Exiſtenz⸗ 
bedingungen der Geſellſchaft hat es die Probe auf ſeine Unentbehrlich⸗ 
keit und Eigenbedeutung nicht zu ſcheuen. Eben deshalb wird dieſe Probe 
ſeinem Selbſtgefuͤhl, hoffen wir, gut tun. Dem Selbſtgefuͤhl jeder 
Nation iſt es ja zugute gekommen, wenn ſie einmal ihren legitimen 
Gewalten abgeſagt hatte, ſelbſt wenn ſie, wie in England, ſie ſpaͤter 
wieder von Volkes Gnaden zuruͤckrief. Gewiß: es iſt fuͤr die Entwicklung 
dieſes nationalen Selbſtgefuͤhls ſchlimm, daß die Demokratie zu uns 
nicht, wie in Holland, England, Amerika, Frankreich, in Verbindung 
mit erfolgreichen Kaͤmpfen oder, wie wir es erſtrebt hatten, in Verbin⸗ 
dung mit einem ehrenvollen Frieden gekommen iſt, ſondern im Gefolge 
einer Niederlage. Die ſchmachvolle Konkursliquidation des alten Regi⸗ 
mes, mit der ſie belaſtet iſt, tritt hinzu, um ihre Zukunft politiſch zu 
verduͤſtern. Es ſind zunaͤchſt nicht frohe Tage, die ſie der Nation ver⸗ 
ſprechen kann. Die Republik iſt eine Saat auf Hoffnungen, von denen 
wir heute nicht wiſſen, ob fie alle erfüllt werden. Sie darf nicht bleiben, 
was fie offenbar heute für nur allzu viele iſt: ein Narkotikum, um durch 
einen Rauſch uͤber den furchtbaren Druck des Zuſammenbruchs 
hinauszukommen. Sonſt iſt alles bald zu Ende. Weil aber das Vater⸗ 
land für uns nicht das Land der Väter, ſondern der Nachfahren iſt, 
und weil wir zu den Nachfahren mehr Zutrauen haben und haben 
muͤſſen als zu der älteren Generation, weil wir endlich die entſchloſſene 
Abſage an die dynaſtiſche Legitimitaͤt als ein Mittel ſchaͤtzen, auch das 
Buͤrgertum endlich politiſch auf eigene Fuͤße zu ſtellen, deshalb 
fuͤgen wir uns zwar loyal jeder Mehrheitsentſcheidung durch Konſti⸗ 
tuante und Plebiſzit, ſtehen aber unſererſeits ohne Vorbehalt und 
Zweideutigkeit auf dem Boden der Republik. — Wie aber ſoll dieſe 
ausſehen? Das haͤngt von den Aufgaben ab, die wir ihr ſtellen. 
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II. 
Dabei, daß politiſches Leben von Parteien getragen wird, wird es 


bleiben. Aber den neuen Aufgaben entſprechen neue Parteien. „Neu“ 


vor allem hinſichtlich der Perſonen. Schlimm genug, daß die techniſch 
unentbehrlichen Parteiapparate (Sekretaͤre, Korreſpondenzen und Ver⸗ 
trauensmaͤnner) die Parteien auch nach Entleerung von jeder Spur 
ihres alten Sinnes unſterblich zu machen pflegen. Wenigſtens fuͤr die 
Perſonen der Fuͤhrer darf das aber nicht gelten. Wenn beiſpielsweiſe 
die nationalliberale Partei fortbeſtehen ſollte, wie ein Teil es will, ſo 
kann ſie doch unmoͤglich fuͤr eine demokratiſche Neuordnung mit Fuͤhrern 
vor die Wähler treten, welche die Hetze gegen die „weſtliche“ Demokratie 
mitmachten, oder fuͤr den Voͤlkerbund mit ſolchen, welche Flandern 
oder Briey angliedern wollten, die wahnſinnige Baltenpolitik ſtuͤtzten, 
die unglaubliche Note an Mexiko belobten, vor allem: den Tauchboot⸗ 
krieg demagogiſch erzwingen halfen. Sonſt wird der Wahlkampf kein 
Ringen um die Zukunft, ſondern eine zornige Abrechnung uͤber die 
Vergangenheit. Wenn jetzt 22 Monarchen abdankten, weil man ſie 
getaͤuſcht hatte, fo muͤſſen auch die verdienteſten — zum Teil perſoͤnlich 
durchaus ſympathiſchen — Parteihonoratioren aus ihren Irrtuͤmern, 
welche ſchließlich Deutſchlands Exiſtenz gekoſtet haben, die Konſequenzen 
ziehen, anſtatt als Lohn für möglichft ſchnelles Umlernen alsbald wieder 
Parteieinfluß oder gar Mandate zu verlangen. Uhnliches gilt in anderer 
Art fuͤr die Linke. Vorgaͤnge wie kuͤrzlich im erſten Berliner Wahlkreis 
— die Ausſchaltung faſt des einzigen „miniſtrablen“ Politikers der 
Linken — ſind toͤdlich: die Nation, zumal die feldgraue, hat 
das völlig ſatt. Verjuͤngung, und zwar tunlichſt feldgraue Ver— 
juͤngung, fordert die Stunde fuͤr die neuen Aufgaben. Welches ſind 
dieſe ſelbſt? 

1. Klarer Verzicht auf imperialiſtiſche Traͤume und alſo rein autos 
no miſtiſches Nationalitätsideal: Selbſtbeſtimmung aller deutſchen 
Gebiete zur Einigung in einem unabhängigen Staat zu ruͤckhaltlos 
friedlicher Pflege unſerer Eigenart im Kreiſe des Voͤlkerbunds. Nicht 
von uns allein haͤngt es ja ab, ob nationaler Pazifis mus unſere 
dauernde Geſinnung bleiben kann. Werden, wie vor 1870, unſerer 
Einigung (wenn und ſoweit die Deutſchen, insbeſondere die Oſterreicher, 
ſie ſelbſt wollen) Hinderniſſe bereitet, werden uns außer dem Elſaß, 
uͤber deſſen ſtaatliches Schickſal wir, nachdem es dem alten Regime in 
50 Jahren nicht gelang, dieſes kerndeutſche Land uns innerlich zu ge⸗ 
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winnen, dieſen Frieden, der hoffentlich wenigſtens feine Eigenart wahrt, 
als Schlußurteil eines langen Prozeſſes ehrlich akzeptieren wollen, 
deutſche Gebiete im Weſten oder gar Oſten abgenommen, werden uns 
uͤber die Entſchaͤdigung Belgiens hinaus unter dem Vorwand von 
Schaͤden, welche aus der Tatſache des Kriegs als ſolcher und aus beider⸗ 
ſeitigen Handlungen herruͤhren, Fron⸗ und Schuldpflichten auferlegt — 
dann wird, nach einer Epoche von bloßem Ermuͤdungspazifismus, jeder 
letzte Arbeiter, der das ſpuͤrt, Chauviniſt werden! Der Voͤlkerhaß iſt in 
Permanenz und die deutſche Irredenta mit all den dabei uͤblichen 
- revolutionären Mitteln der Selbſtbeſtimmung flammt auf. 
Gegen die Fremdͤherrſchaft find auch die Mittel der Spartakusleute recht, 
und die deutſche ſtudierende Jugend hätte eine Aufgabe. Der Voͤlker⸗ 
bund waͤre innerlich tot, daran koͤnnten keine „Garantien“ etwas aͤndern. 
Die engliſche Politik hätte ſich einen Todfeind geſchaffen und Praͤſident 
Wilſon waͤre nicht der Friedensſtifter der Welt, ſondern der Stifter 
unendlicher Kaͤmpfe. 

2. Kommt — wie wir wollen und hoffen — ein Friede zuftande, 
den wir innerlich aufrichtig annehmen ‚können, dann ift gründliche 
Entmilitariſierung die Parole. Alſo zunaͤchſt natuͤrlich die bisher 
fehlende Unterordnung der Militärgemwalt unter die buͤrgerliche. Der 
international zu vereinbarende Übergang zum rein defenſiven 
Milizſyſtem wird ſie ohne weiteres zur Folge haben. Wehrloſigkeit 
bedeutet ſie nicht und darf ſie ſchon deshalb nicht bedeuten, ſolange das 
Wiederaufflammen der in allererſter Linie am Kriege ſchuldigen 
imperialiſtiſchen Gefahr von Rußland — außer Amerika dem einzigen 
Lande, welches den Boykott auch eines Voͤlkerbundes leicht ertruͤge — 
nicht endguͤltig gebannt ſcheint. 

3. Die Beſeitigung der hegemonialen großpreußiſchen 
Struktur des Reiches, welche in Wahrheit die Herrſchaft einer Kaſte 
bedeutete, iſt auch fuͤr die preußiſche Demokratie Programmpunkt. Un⸗ 
entbehrlich waͤre ſie zumal fuͤr die Einigung mit Oſterreich, welche uͤbrigens 
dem Reiche — ſeien wir uns klar! — nicht Macht und Geſchloſſenheit, 
ſondern ſchwierige Probleme und Laſten zufuͤhren wird und muß, jeden⸗ 
falls aber feine Außere Kraft nicht ſteigert, alſo keine realpolitiſche, ſon⸗ 
dern eine rein gefuͤhlspolitiſche Notwendigkeit iſt. Wien iſt noch weniger 
als Muͤnchen von Berlin aus zu regieren. Behoͤrdenverteilung auf die 
großen Zentren, abwechſelnde Tagung des Parlaments in Berlin und 
Wien oder ſtaͤndig an einem ganz neuen Ort und Ähnliches wären ja 
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Außerlichkeiten, — aber doch nicht bedeutungslos. Gerade im gegens 
waͤrtigen Moment muͤßte jedenfalls die Konſtituante, um unter einem 
weithin ſichtbaren Zeichen der Neuerung zu tagen, in einer anderen 
Stadt als Berlin, einerlei ob Frankfurt, Nuͤrnberg, Muͤnchen, zu⸗ 
ſammentreten. Ihre Aufgabe iſt es, eine Verfaſſung zu ſchaffen, welche 
im Intereſſe des Gleichgewichts der Staͤmme nicht nur die jetzigen 
formellen Vorrechte Preußens beſeitigt, ſondern zur Kompenſation 
ſeines bleibenden materiellen Schwergewichts ſtaatspolitiſche Gegen⸗ 
gewichte darbietet. Welche? 

4. Unitariſche oder foͤderaliſtiſche Lounge Einheitsſtaat 
oder Bundesſtaat? Man muß ſich klarmachen, und wir kommen öfters 
darauf zuruck: daß dafuͤr vor allem die wirtſchaftliche Zukunfts⸗ 
organiſation wichtig iſt. Eine wirklich ſtreng ſozialiſtiſche Organiſation 
wuͤrde fuͤr die einheitliche Wirtſchaft auch ein einheitliches politiſches 
Gehaͤuſe fordern. (Nur eine Scheinausnahme waͤre die „Munizipali⸗ 
ſierung“ lokaler Bedarfsbetriebe: Gas, Waſſer, elektriſche Beleuchtung, 
Trambahnen uſw. durch die Gemeindeverwaltungen, da ſie ja hin⸗ 
ſichtlich der Produktionsmittel: Kohle, Maſchinen uſw. einſchließlich 
der Arbeitskraͤfte ſchließlich doch in den ſtaatsſozialiſtiſchen Geſamt⸗ 
plan, der ihnen dieſe zuweiſen muͤßte, eingefuͤgt blieben.) Jede wirk⸗ 
liche „autokephale“, d. h. mit gänzlich ſelbſtaͤndigen Beamtenſtaͤben 
arbeitende, und „autonome“, d. h. nach eigenen Satzungen wirtſchaf⸗ 
tende, Selbſtverwaltung von Provinzen, Staaten, Gemeinden auf der 
Produktionsſeite und in den Finanzen wuͤrde Hemmnis, Ver⸗ 
ſchwendung, Mangel einheitlicher nationalwirtſchaftlicher Planmaͤßig⸗ 
keit bedeuten. Dagegen jede privatwirtſchaftlich ſelbſtaͤndige Organi⸗ 
ſation durch freie Unternehmer, auch durch ſelbſtgeſchaffene Unter⸗ 
nehmerverbaͤnde, kann ſich mit dem Foͤderalismus vertragen und auch 
über die einzelſtaatlichen Grenzen hinweg Teilwirtſchaftsgebiete ſyndi⸗ 
zieren, wenn nur Recht, Waͤhrung, Handelspolitik und Produktions⸗ 
ſteuern einheitlich geordnet ſind. Vorfrage der politiſchen iſt alſo dieſe 
wirtſchaftsorganiſatoriſche Grundfrage. Gehen wir ihr, da ſie ja an ſich 
hoͤchſt aktuell iſt, entſchloſſen zu Leibe. 

Kann, fragen wir, der Unternehmer wirtſchaftlich fo ausge⸗ 
[haltet werden, wie die vielbeklagte politiſche Ohnmacht des Buͤrger⸗ 
tums den Laien vermuten laͤßt? Man mag es bedauern oder nicht: 
das iſt nicht der Fall. Zeitlage ul, wie Dauerlage unferer Wirt⸗ 
ſchaft verhindern es. 
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Erſtens: die Zeitlage. Sie iſt einfach die: Nicht nur die Neuord⸗ 
nung, ſondern die einfache Wiederinſtandſetzung, ja ſchon die bloße 
Ernaͤhrung der Nation bedarf auf lange Jahre Kredit. Und zwar 
Auslandskredit, ganz deutlich: a merikaniſchen Kredit. Über dieſe 
unvermeidliche oͤkonomiſche Fremdherrſchaft taͤuſche ſich niemand. Eine 
rein proletariſche Regierung aber, auch die beſte, iſt fuͤr das 
Ausland kreditunfaͤhig. Die ihr zugänglichen Erſatzmittel für den 
Kredit: Notenpreſſe und Konfiskation, waͤlzen die Laſt auf die Schul⸗ 
tern kommender Jahrzehnte, ohne zu helfen, und erzwingen ſchließlich 
erſt recht und dann auch formell die Pfandherrſchaft des Auslands. 
Denn mit entwerteten Noten kann das Ausland nichts anfangen, Kon⸗ 
fiskationen aber erregen ihm den Verdacht, daß ſeine eigenen Kredite 
nicht ſicher ſind. Es wird dann reale Garantien fordern und dieſe 
militaͤriſch ſchuͤtzen. Nur eine Regierung und nur eine Wirtſchaft 
buͤrgerlicher Struktur erhält Kredit. Deshalb: weil nur das Buͤrger⸗ 
tum an dem privatwirtſchaftlichen Unterbau der Wirtſchaft, der allein 
das, was das Ausland als Sicherheit ſeiner Forderungen braucht: die 
Geldſteuerkraft verbürgt, ein hinlaͤnglich ſtarkes, als Garantie dienendes 
Eigenintereffe hat, welches durch keinerlei noch fo huͤbſch ausgekluͤgelte 
„Naturalrechnung“ einer ſozialiſtiſchen Geſellſchaft erſetzbar iſt. Ja noch 
mehr. Vor die Wahl geſtellt, dem bureaukratiſierten Apparat einer 
ſozialiſtiſchen Wirtſchaft oder einem Konſortium freier Banken oder 
etwa ſchwerinduſtrieller Wirtſchaftsorganiſatoren den gleichen Betrag 
zu kreditieren, wuͤrde das Ausland keinen Augenblick mit der Antwort 
zoͤgern: nur dieſem letzteren. Die Beweiſe dafuͤr koͤnnten durch 
Tatſachen der Gegenwart erbracht werden. Daran iſt gar nichts zu 
aͤndern. Was alſo unter der Verlegenheitsphraſe von der „Verſtaat⸗ 
lichung der Banken“ verſtanden ſein ſoll (außer etwa die Beſeitigung 
der privaten Aufſichtsratsrechte bei der ſchon jetzt ſtaatlich geleiteten 
Notenbank, alſo etwas fuͤr die Wirtſchaftsſtruktur ganz Gleichguͤlt'ges), 
iſt völlig unerfindlich. Die „Verſtaatlichung der Aktiengeſellſchaften“ 
vollends iſt eine leere Redensart, wenn man doch nun einmal gewaltige 
Auslandskapitalien braucht, alſo den Privatbeſitz zwar beliebig hoch 
beſteuern oder gegen Entſchaͤdigung enteignen, nicht aber konfiszieren 
darf — weil man ſonſt wiederum keinen Kredit vom Ausland be— 
kommt. Die allgemeine Bewerkung Eisners, daß eine zerftörte und 
ausgepowerte Wirtſchaft kein Boden fuͤr den Sozialismus ſei, bewaͤhrt 
ſich hierin in charakteriſtiſcher Art. Ein paar Milliarden fuͤr Nahrungs⸗ 
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mittel erhält auch eine ſozialiſtiſche Regierung kreditiert, da ja der Feind 
Pfaͤnder in der Hand hat. Retablierungskredit, wie wir ihn brauchen, 
erhält nur eine bürgerliche Regierung. 

Aber von dieſer Zeitlage abgeſehen? Das ſozialiſtiſche Programm 
verkuͤndet jetzt in Verleugnung aͤlterer politiſcher Prinzipien: den 
Staatsſozialismus. Sogar mit der Formel: „Erhaltung der Kriegs⸗ 
wirtſchaft“. Für die Übernahme in die Staatsverwaltung, alſo in eine 
Verwaltung durch Beamte ſtatt durch Unternehmer — fuͤr dieſe ſtaats⸗ 
ſozialiſtiſche Bureaukratiſierung verwaltungstechniſch „reif“ waͤren heute 
z. B. die Verſicherung und die Bergwerke. Sicher aber nicht die für 
Deutſchlands handelspolitiſche Eigenart beſonders wichtigen Fertig⸗ 
induſtrien, welche zum Teil jeglicher Organiſation ſpotten. Zwiſchen 
beiden ſtehen Induſtrien, die fuͤr eine Zwangs⸗Syndizierung mit Staats⸗ 
aufſicht oder allerhand Stufen zeitweiliger Markt⸗ und Rohſtoffbezugs⸗ 
regulierung „reif“ waͤren. Aus Rohſtoffmangel ſind ſie ja ſolchen Maß⸗ 
regeln jetzt teilweiſe unterworfen und koͤnnten es ren techniſch zum 
Teil vielleicht bleiben. Zum Teil aber muͤßten ſie ſpaͤter notwendig zu 
weitgehend autonomer Privatwirtſchaft zuruͤckkehren, um mit dem Aus⸗ 
land konkurrieren zu koͤnnen. Bei der Landwirtſchaft verſteht ſich, nach 
Vornahme der nötigen Enteignungen von Großgrundbeſitz, die Privat⸗ 
wirtſchaft (mit freier Vergenoſſenſchaftung) uͤberhaupt von ſelbſt. Trotz 
aller Kontrolle und Eingriffe und obwohl die Wiederkehr der alten 
vorkriegsmaͤßigen Verhaͤltniſſe nur von naiven Gemuͤtern erhofft wird, 
ſteht alſo dem Schwergewicht nach gerade die Erhaltung des privat⸗ 
wirtſchaftlichen Prinzips: — der Unternehmerwirtſchaft — unver⸗ 
meidlich bevor und waͤre die Parole: „Aufrechterhaltung der Kriegs⸗ 
wirtſchaft“, als Dauerzuſtand gedacht, dilettantiſch. Wie funktionierte 
denn eigentlich dieſe Kriegswirtſchaft? Aufgebaut auf der Zulaͤſſigkeit 
jener ungeheuerlichen Einſeitigkeit des Ziels und jener Unwirtſchaftlich⸗ 
keit, welche den Krieg nun einmal als Feind der Wirtſchaftlichkeit — als 
ein „Leben vom Kapital“ kennzeichnen, wuͤrde ſie bei Fortſetzung 
im Frieden Bankerott bedeuten. Hingegen eine Ausſchaltung des 
Unternehmers bedeutete ſie bekanntlich ganz und gar nicht. Im 
Gegenteil. Nur in anderer Form, oͤffnete ſie dem Unternehmer Tuͤr 
und Tor. Nicht nur in Form der Kriegsgewinne von Lieferanten. Nein, 
gerade das Staatsſozialiſtiſche ihrer Organiſationen konnte ohne ihn 
gar nicht beſtehen. Ihre wirklich großen wirtſchaftsorganiſatoriſchen 
Gedanken und Leiſtungen ſtammen faſt durchweg von Geſchaͤfts⸗ 
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leuten, nicht von Bureaukraten. Maſſenverſchleiß und teilweiſe Kor: 
ruption herrſchten gerade da, wo die reine Beamtenwirtſchaft ſolche ihr 
nun einmal nicht gemaͤße und ungewohnte Leiſtungen vollbringen 
wollte. Und fuͤr normale Zeiten wird der Satz erſt recht wieder gelten: 
daß der autonome Unternehmer ein Praͤmienlohnarbeiter für 
Organiſationszwecke iſt, der Beamte aber ein Zeitlohnarbeiter 
(und zwar, im Gegenſatz zum. Arbeiter, ein ſolcher ohne wirkſame 
Ausleſe nach feiner Leiſtung), daß der erſte eigen verantwortlich, der an⸗ 
dere dagegen auf Riſiko des Staatsſaͤckels wirtſchaftet, und daß demgemaͤß 
die Arbeiterſchaft — mag fie für ſich ſelbſt zum Akkord- und Praͤmien⸗ 
lohnſyſtem ſtehen, wie ſie will — doch daran ganz gewiß nicht intereſ⸗ 
ſiert iſt, daß die Schaffung von Erwerbsgelegenheit fuͤr ſie nur 
„im Zeitlohn“ durch Bureaukraten erarbeitet werde. Wir haben wahr⸗ 
lich keinen Grund, die Herren der Schwerinduſtrie zu lieben. Ihren 
verderblichen politiſchen Einfluß auf das alte Regime zu brechen, 
iſt ja eine Hauptaufgabe der Demokratie. Wirtſchaftlich aber iſt ihre 
Leiſtung nicht nur unentbehrlich, ſondern wird es gerade mehr als je 
jetzt, wo unſere ganze Wirtſchaft und alle ihre Erwerbsgelegenheiten 
neu organiſiert werden muͤſſen. Mit Recht hat das kommuniſtiſche 
Manifeſt den oͤkonomiſch — nicht: politiſch — revolutionären 
Charakter der Arbeit der buͤrgerlich⸗kapitaliſtiſchen Unternehmer hervor⸗ 
gehoben. Keine Gewerkſchaft, noch weniger ein ſtaatsſozialiſtiſcher Be⸗ 
amter kann uns dieſe Funktionen erſetzen. Man muß ſie nur an der 
rechten Stelle verwenden, ihnen zwar die unvermeidlichen Praͤmien — 
des Profits — hinhalten, ſie aber ſich nicht uͤber den Kopf wachſen laſſen. 
Nur fo iſt — heute! — Fortſchritt zur Sozialiſierung moglich. Jeder 
geſchulte Sozialiſt weiß das; beſtreitet er es, ſo iſt er nur ein Schwindler. 
Das Reſſentiment und die ſtaͤndiſchen Inſtinkte der akademiſchen Lite⸗ 
raten aber gegen Menſchen, die von ihnen nicht examiniert ſind, dennoch 
aber — Geld verdienen und Macht ausuͤben, wäre für die wirtſchaftlich 
fortſchrittlichen Arbeiter der ſchlechteſte aller Berater. 

Die Demokratie wird alle Literatenſchlagworte, heißen fie „Organi⸗ 
ſation“ oder „freie Wirtſchaft“, „Gemeinwirtſchaft“ oder „Durchſtaat— 
lichung“, oder wie immer, ablehnen. Die Bezeichnung einer Maß— 
regel als „ſozialiſtiſch“ oder umgekehrt als „liberal“ bedeutet ihr weder 
Empfehlung noch das Gegenteil. Fuͤr jedes Teilwirtſchaftsgebiet fragt 
ſie vielmehr ganz ausſchließlich nach dem ſachlichen Reſultat, danach 
alſo: wie man dazu gelangt, einerſeits die Erwerbschancen der 
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breiten Urbeitermaffen zu verbeflern, andererſeits die Ausgiebig⸗ 
keit der Bedarfsverſorgung der Geſamtbevoͤlkerung zu erhöhen. 

Staatstechniſch bedeutet dies alles: daß die unitariſche Loͤſung uns 
nicht unbedingt aufgezwungen, daß vielmehr Raum für den Foͤderalis⸗ 
mus iſt, wenn man ihn aus anderen Gruͤnden waͤhlen muß. Die rein 
unitariſche Loͤſung waͤre nun aber nach der Zeitlage nicht moͤglich. 
Wirtſchaftlich nicht: Oſterreich hat eigene Waͤhrung und Notenbank, 
heterogene Finanzwirtſchaft und handelspolitiſche Beduͤrfniſſe. Politiſch 
nicht: daß die Feinde, unter deren Fre mdherrſchaft wir ſtehen, 
ſie niemals dulden wuͤrden, liegt auf der Hand. Aber davon ganz 
abgeſehen: die berechtigte Eigenart nicht nur Oſterreichs, ſondern auch 
Bayerns wuͤrde ihr ſcharf widerſtreben. Draͤngt ſo alles zum republika⸗ 
niſchen Foͤderativſtaat, ſo fragt ſich, wie dieſer auszuſehen hat? Man 
wird bei allen Grundinſtitutionen die Wahl zwiſchen mehreren, weiter⸗ 
hin kurz zu ſkizzierenden Prinzipien haben. Wir ſtellen dieſe zunaͤchſt 
einander gegenuͤber. 


III. 


Es wird dabei, um es zuſammenzufaſſen, von folgenden Voraus⸗ 
ſetzungen ausgegangen: 

1. daß die Foͤderativrepublik erſtrebt werden ſoll. Ob ſie tatſaͤch⸗ 
lich kommt, haͤngt u. a. auch davon ab, ob die Berliner Gewaltherrſchaft 
nicht entweder den Separatismus bis aufs aͤußerſte ſtaͤrkt oder (vielleicht 
gleichzeitig) dynaſtiſche Gegenſtroͤmungen anwachſen laͤßt. In Oſter⸗ 
reich ſcheinen dieſe ſtark zu ſein, und dadurch koͤnnte eine ganz neue 
Situation fuͤr uns entſtehen. Denn wir gehen davon aus, daß 

2. die großdeutſche Loͤſung beabſichtigt iſt, was weiter bedeutet, daß 

3. die großpreußiſchen Beſtandteile der Verfaſſung am unbe— 
dingteſten beſeitigt werden muͤſſen. Dies hat vor allen Dingen eine 
jetzt erſt, auf republikaniſchem Boden, moͤgliche Folge: daß die Ver— 
bindung der hoͤchſten Spitze des Reichs mit der preußiſchen 
Staatsſpitze kuͤnftig fortfällt, und daß auch die preußiſchen „hege— 
monialen“ Vorrechte im Bundesrat (Art. 5 Abſ. 2, 7 Abſ. 3, 11 Satz 1, 
15 Abſ. 1, 37) und die Rechte Preußens aus den Militaͤrkonventionen 
kuͤnftig fortfallen. Hier liegt nun, bei dem durch keine Paragraphen zu 
beſeitigenden Gewicht des preußiſchen Gebietsumfanges, feiner Be— 
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voͤlkerung und feiner Wirtſchaftsſtellung ſowohl als Abſatzmarkt wie als 
Produktionsgebiet, und bei der rieſigen Machtſtellung des preußiſchen 
Verwaltungsapparats und ſeiner Leitung, die Quelle faſt aller Schwie⸗ 
rigkeiten des deutſchen Foͤderalismus. Denn wir nehmen an, daß 

4. eine dauernde Zerſchlag ung Preußens in Teilſtaaten, wie 
man ſie aus foͤderaliſtiſchen Gruͤnden in der Vergangenheit eroͤrtert hat, 
finanziellen und verwaltungstechniſchen Schwierigkeiten ſo großer Art 
begegnen und die Gefahr des oſtelbiſchen Partikularismus ſo ſteigern 
wuͤrde, daß ſie ſchwerlich in ſolchem Umfang in Betracht kommt, daß 
nicht doch dem von Berlin aus verwalteten Gebiet ein gewaltiges 
Übergewicht verbliebe. Wuͤrde ſie dennoch ſich als moͤglich erweiſen 
und durchſetzen!) — und „Berlin“ wirkt ganz in dieſem Sinn —, dann 


) Eine Zuſammenlegung oder Zerteilung von Einzelſtaaten auf dem Boden des 
Reichsgebietes könnte die Reichsverfaſſung ausdruͤcklich vorſehen, indem fie — einem 
von anderer Seite gemachten Vorſchlag folgend — Normativbeſtimmungen für den 
Fall aufſtellte, daß eine Konſtituierung neuer Staatsweſen auf dem Boden bisher 
ſchon beſtehender oder eine Verſchmelzung anderer mit Nachbarſtaaten ſtattfaͤnde oder 
verſucht wuͤrde. Für die Verſchmelzung kaͤmen Hohenzollern, Oldenburg, Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz, die Zwergſtaaten der norddeutſchen Ebene (außer Hamburg und Bremen), 
ſowie alle Enklaven durch Anſchluß an den umgebenden Staat, für Thüringen durch 
Zuſammenſchluß zu einem Einheitsſtaat in Betracht. Für die Zerteilung oder Ab: 
gliederung vor allem Preußen. Die formelle Vorausſetzung fuͤr die Einleitung der 
Zerteilung — was ja allein ernſte Schwierigkeiten macht — waͤre wohl der Antrag 
eines hinlaͤnglich großen Bruchteils (etwa: 1/,) der Wohnbevoͤlkerungen innerhalb eines 
geographiſch zuſammenhaͤngenden Gebietes, in Preußen wohl mindeſtens einer Pro⸗ 
vinz. Bei Vorliegen eines ſolchen Antrages haͤtte das Reich innerhalb der Provinz 
die Wahl von Kommiffären zu veranlaffen, welche zunaͤchſt mit den Zentralinſtanzen 
des bisherigen Zugehoͤrigkeitsſtaates ber die Vermögens: und Verwaltungsteilung 
einen Vergleich zu verhandeln und uͤber die innerhalb beſtimmter Friſt nicht zur Eini⸗ 
gung gebrachten Punkte, eventuell alſo die ganzen Fragen, den Schiedsſpruch der 
Reichsregierung herbeizuführen hätten. Der fo zuſtandegebrachte Rezeß waͤre als: 
dann den Bevoͤlkerungen der abzugliedernden Teile zur Volksabſtimmung zu unter⸗ 
breiten, ehe die Zulaſſung als Staat erfolgte. — Der Weg, von Reichs wegen planmäßig 
die Neuaufteilung der deutſchen Landkarte zu unternehmen, waͤre weitaus rationaler, 
aber ſicher ausſichtslos, da die Staaten ſich dem nicht fuͤgen wuͤrden. — Nach einem 
ſinnreichen Vorſchlag koͤnnte man die Zerteilung Preußens praͤmiieren, indem man 
neben dem Mindeſtumfang fuͤr die Zulaſſung als Staat (1 Million Einwohner) auch 
eine ſehr niedrige Hoͤchſtſtimmenzahl in der zu ſchaffenden foͤrderativen Zentral: 
loͤrperſchaft (ein Fünftel aller) feſtſetzen würde. — Nicht unerwaͤhnt bleibe aber, daß 
alle Abgliederungsgeluͤſte in Preußen von ſehr fteuerkräftigen Teilen ausgehen, daher 
die Entwicklung der verbleibend aͤrmeren Teile ſchwer hemmen wuͤrden. Politiſch 
und oͤkonomiſch Erwuͤnſchtes ſteht da im Konflikt miteinander. 
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würden wir fie akzeptieren. Aber vorerſt ſcheint fie uns trotz allem 
noch unpraktiſch. Iſt dem ſo, dann wuͤrde es ſich alſo um die Schaffung 
ſtaatsrechtlicher Gegengewichte gegen das tatſaͤchliche Schwer: 
gewicht Preußens handeln. — Dieſes alles vorausgeſetzt, fragt ſich zu⸗ 
naͤchſt zweierlei: Parla mentariſche oder plebiſzitaͤre Struktur? 
und damit zuſammenhaͤngend: Delegierten- oder Repraͤſentanten⸗ 
verfaffung für die Organe, welche neben dem ſelbſtverſtaͤndlich für 
das Reich fortbeſtehenden Volkshaus (Reichstag) zu ſchaffen ſind: fuͤr 
diejenigen alſo, welche an Stelle des bisherigen Bundesrats und der bis⸗ 
herigen Reichsregierung (Kaiſer, Reichskanzler und Staatsſekretaͤre) 
treten ſollen. Sie ſind es, die, im Gegenſatz zum Volkshaus, die groͤßten 
Schwierigkeiten machen. N 

Die bisherige Hegemonialverfaſſung noͤtigte die uͤbrigen Bundes⸗ 
ſtaaten dazu, ſich durch verfaſſungsmaͤßige Reſervat⸗ und Sonderrechte 
zu ſichern gegen Preußens Herrſchaft, welche ſich auf ſeine Finanzuͤber⸗ 
macht, auf die Kommandogewalt und Exekutive des Kaiſers, im Bundes⸗ 
rat aber auf die abſolute Abhaͤngigkeit der ſtimmberechtigten Zwerg⸗ 
ſtaaten ſtuͤtzte. Die Zwergſtaaten werden, nehmen wir an, entweder 
durch Zuſammenſchluß (Thüringen?) oder Einverleibung ihr ſinnloſes 
Daſein beſchließen!). Die verbleibenden Mittelſtaaten aber koͤnnen das, 
was ihnen bisher fehlte: Einfluß im Reich (ſtatt nur Freiheit vom 
Reich) ſich nur dann ſichern, wenn auch kuͤnftig eine Koͤrperſchaft beſteht, 
in der ſie mit einem gegenuͤber ihrer Volkszahl ſtark privilegierten Stimm⸗ 
verhaͤltnis vertreten find. Am radikalſten und deshalb in dieſem Maße 
fuͤr uns unnachahmbar fuͤhren dies die amerikaniſche und die Schweizer 
Verfaſſung — unterſchiedslos gleiche Stimmenzahl der Staaten⸗ 
vertreter im Senat bzw. Staͤnderat ohne alle Ruͤckſicht auf die ungleiche 
Größe der Staaten (Delawara kaum ½b von Neuyork!) — durch. 
Sowohl die Verfaſſung von 1849 (z. B. Preußen 40, Bayern 20 Stim⸗ 
men im — kleindeutſchen — Staatenhaus von 168 Stimmen) als die 
Reichsverfaſſung von 1867/71 (Preußen 17, Bayern 6 Stimmen von 
61 im Bundesrat) tun es in maßvoller Art. Beide aber in untereinander 
radikal entgegengeſetzter Weiſe. Denn die fuͤr einen ſo gearteten 
Foͤderalismus grundlegende Frage waͤre nun: 

1. Bundesrat oder Staatenhaus? Delegierten- oder Re— 
praͤſentantenſyſte m? Das erſte bedeutet: in der neben dem Volks⸗ 
haus ſtehenden Koͤrperſchaft ſitzen von den einzelnen Regierungen 

1) Siehe Anmerkung auf Seite 355. 
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ernannte, jederzeit abberufbare, ausſchließlich nach Inſtruktionen 
ſtimmende Delegierte, wie bisher im Bundesrat. Das zweite dagegen: 
dort ſitzen von den einzelſtaatlichen Bevoͤlkerungen oder Parlamenten 
für feſte Legislaturperioden gewahlte, ausſchließlich nach eigener 
Überzeugung ſtimmende Repraͤſentanten, wie in Amerika (Senat) und 
der Schweiz (Ständerat). Die Verfaſſung von 1849 ließ die Regierungen 
der Einzelſtaaten und deren Volksvertretungen je die Haͤlfte der Re⸗ 
präjentanten für das Staatenhaus ernennen; fie beſtimmte aber ferner, 
um das Einheitsgewicht der groͤßeren Staaten moͤglichſt zu brechen: 
daß die letztere Hälfte bei Staaten mit Provinzialſtaͤnden durch dieſe, 
alſo landſchaftsweiſe, nicht durch die Parlamente, zu waͤhlen ſei. 

Jede Parlamentswahl der Staatenhausrepraͤſentanten bedeutet 
nun heute“ eine ſchon weitgehende Annäherung an das Delegationg- 
prinzip, da ſie ja praktiſch dazu fuͤhrt, daß die einzelſtaatlichen Parteien 
ihre Vertrauensmaͤnner entſenden. Direkte (natuͤrlich: ſtrikt demo⸗ 
kratiſche) Volkswahl dagegen, vor allem aber landſchaftsweiſe Wahl, 
ſteigern die Konſequenzen des Repraͤſentantenprinzips aufs aͤußerſte. 
Denn jede Volkswahl des Staatenhauſes, und am augenfaͤlligſten in 
dieſer Form, bedeutet grundſaͤtzlich Ausſchaltung der einzelſtaatlichen 
Regierungen und Parlamente. Eben jener Mächte alſo, welche, 
im radikalen Gegenſatz dazu, beim bundesraͤtlichen Delegations⸗ 
prinzip durch ihre inſtruierten Vertrauensleute gerade die alleinigen 
Träger der unter fie, ſozuſagen anteilsweiſe repartierten foͤderaliſti⸗ 
ſchen Anrechte am Reich waͤren. Eine landſchaftsweiſe direkte Volks⸗ 
wahl eines Staatenhauſes waͤre demgegenuͤber nicht eine Vertretung 
der politiſchen Einzelindividualitaͤten, das heißt: der jeweiligen Inhaber 
der politiſchen Macht in den Einzelſtaaten, ſondern eine Vertretung der 
landſchaftlichen Eigenarten des Volkes, das heißt: der in jeder 
groͤßeren Landſchaft jeweils vorwiegenden Parteien. Wir kommen 
darauf immer wieder zuruͤck. 

Die unterſcheidende Eigenart eines auf Volkswahl beruhenden 
Staatenhauſes gegenuͤber dem daneben ſtehenden Reichstag (Volks⸗ 
haus) würde zunaͤchſt in der notwendig weit kleineren Zahl zum Aus⸗ 
druck kommen. Kleinheit von Repraͤſentativkoͤrperſchaften bedeutet nach 
feſtſtehenden Erfahrungen gefteigerte Aktionsfaͤhigkeit, praͤziſere, kuͤhl 
rational und weniger emotional⸗demagogiſch bedingte Entſchluͤſſe, mit 
anderen Worten: groͤßere Faͤhigkeit zur Macht. Die dabei geopferte 
Allſeitigkeit der Widerſpiegelung des politiſchen Wollens hätte dem- 
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gegenüber eben das danebenſtehende Volkshaus (Reichstag) zu bieten. 
Wie man dabei dem Volkshauſe gewiſſe Vorrechte beim Budget geben 
koͤnnte, ſo wuͤrde man dem Staatenhaus wichtige qualitative Sonder⸗ 
leiſtungen zuweiſen koͤnnen: Verwaltungskontrolle einſchließlich der 
Enquete und Beamtenanklage, Kontrolle der Vertraͤge und der Diplo⸗ 
matie, Ratifikation wichtiger Ausfuͤhrungsverordnungen, vielleicht auch, 
ſtatt der faſt unvermeidlichen latenten, einen offiziell anerkannten Anteil 
an der Amterpatronage. Die zweite Beſonderheit des Staatenhauſes 
läge in der Verteilung der Mandate auf die Staaten. Bei land⸗ 
ſchaftsweiſer direkter Volkswahl fiele freilich die Notwendigkeit einer 
von der Volkszahl weſentlich abweichenden Verteilung auf die Einzel⸗ 
gebiete fort. Sie waͤre dort ſogar ſinnlos. Das erſcheint zunaͤchſt als 
Vorzug. Uber dafür haftet eben dieſem Landſchaftsprinzip ifl beſonders 
ſtarkem Maße jene dem Staatenhaus, wie wir fahen, eigene Igno⸗ 
rierung des Schwergewichts der politiſchen Gewalten in den 
Einzelſtaaten an. Gerade wir, denen die unitariſche Republik an ſich 
genehm waͤre, duͤrfen das nicht uͤberſehen. Unmittelbar zwingend war 
dieſe Forderung bei der bisherigen Identitat des Reichsoberhaupts mit 
dem preußiſchen Staatsoberhaupt. Bei der kuͤnftigen Trennung beider 
fiele fuͤr die Gewaͤhrung feſter Anteilsrechte der Einzelregierungen 
an der Reichsregierung dieſer beſondere Grund fort. Aber die ſchwere 
Diskreditierung „Berlins“ und jetzt das tatſaͤchliche Nebeneinander⸗ 
beſtehen einzelſtaatlicher Konſtituanten neben der Reichskonſtituante 
wuͤrden den Einzelregierungen ſicher eine ſtarke Poſition geben, wenn 
fie verlangen ſollten: bei der Zentrale in einer Koͤrperſchaft durch in— 
ſtruierte Vertrauensmaͤnner, und zwar derart vertreten zu ſein: daß 
das Gewicht ihrer Stimme keinesfalls durch Preußen erdruͤckt werden 
koͤnnte. Und man darf nicht vergeſſen: in einem Staatsweſen mit 
ſolchen oͤkonomiſchen und finanziellen Problemen, wie wir ſie vor uns 
liegen ſehen, wird noch weit ſtaͤrker, als dies ohnehin der modernen 
Entwicklung entſpricht, die Anteilnahme von Regierunasvertretern 
an der laufenden Verwaltung und ihrer Kontrolle und Inſtruktion 
das Entſcheidende, mindeſtens ſo wichtig wie die Teilnahme der Be— 
voͤlkerung an großen Sti mmkoͤrperſchaften. Dieſe aktive Teilnahme 
an der Verwaltung aber kann vom einzelſtaatlichen Standpunkt in 
der Tat am beſten durch inſtruierte Beamte ausgeuͤbt werden. Ein 
Staatenhaus, vollends ein auf Volkswahlen und womoͤglich auf Grund— 
lage landſchaftlicher Wahlen ruhendes, boͤte dafuͤr keinen vollen Erſatz. 
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Aus dem allen würde folgen: Zunaͤchſt Verteilung der (etwa 50) 
Mandate nach verbeſſertem Bundesratsprinzip (alſo etwa 15 preußiſche ), 
12 oͤſterreichiſche, 7 bayriſche uſw. Mandate). Ferner: nicht landſchaft⸗ 
liche Volkswahl. Bliebe man nun aber bei der ſtaatenweiſen Wahl 
durch die Parlamente der Einzelſtaaten (natuͤrlich in dieſem Fall: 
unter Erloͤſchen des Mandaks bei jeder allgemeinen Parlamentsneu— 
wahl im betreffenden Einzelſtaat, da ja die Repraͤſentanten dann Partei⸗ 
vertrauensmaͤnner waͤren, alſo die jeweilige Parteikonſtellation in 
ihrem Staat nicht uͤberdauern duͤrften), dann wuͤrde dies doch dem 
bundesraͤtlichen Delegationsprinzip ſchon ſo nahe ſtehen, daß 
vielleicht die einfache Übernahme des jetzigen Bundesrats die reinlichſte 
Loͤſung waͤre. Natuͤrlich unter Neuverteilung der Stimmen, Streichung 
der Zwergſtaaten, Wegfall aller Vorrechte der Praͤſidialſtimme. Mechfel 
des Vorſitzes, Erhaltung und vielleicht Erweiterung der unentziehbaren 
Sonderrechte. Zumal die Staatenhausloͤſung indirekt vielleicht doch zu 
aͤhnlichem Reſultat fuͤhrt. Wuͤrde man naͤmlich das Staatenhaus auf 
Grundlage des Repraͤſentationsprinzips (alſo: mit Volkswahl) durch: 
fuͤhren, ſo entſtaͤnde, wenn dennoch die Einzelregierungen mit 
Erfolg Anſpruch auf geſicherten Anteil an der Zentral verwaltung 
erheben ſollten — und das würden fie wohl tun —, alsbald die Not= 
wendigkeit, nun noch neben dem Staatenhaus und Volkshaus nicht nur 
uͤberhaupt eine Spitze, ſondern eine foͤderaliſtiſche, anteilsweiſe unter 
den Bundesregierungen repartierte Spitze zu ſchaffen oder anderweit 
fuͤr eine ſtetige Verbindung der Reichsregierung mit den Einzelſtaaten⸗ 
regierungen (durch Agenten oder ſtaͤndige Kommiſſionen) zu forgen?). 
Man hätte dann nur, neben dieſer foͤderaliſtiſchen Spitze, zwei Wahl: 


kammern und das Bundesratsproblem verſchoͤbe ſich alſo ſozuſagen nur 


auf eine andere Stufe. 

Muͤſſen oder ſollen denn nun aber die Einzelregierungen jenen 
Anſpruch auf repartierten Regierungsanteil, die Quelle aller dieſer 
Schwierigkeiten, erheben? Vom rein de mokratiſchen Standpunkt 
aus geſehen, unzweifelhaft nein! da ja ihre Bevoͤlkerungen im 
Volkshauſe ſowohl wie im Staatenhauſe, in dieſem in einem gegenuͤber 
Preußen privilegierten Maß, vertreten ſein wuͤrden. Allein, jede auto⸗ 
kephale politiſche Organiſation ſtrebt nach Macht — wir werden noch 

) Siehe dazu oben Seite 355 Anmerkung! 


9 Wird das Staatenhaus auf reine Legislative beſchraͤnkt, fo ift dies Problem be: 
ſonders wichtig. 
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öfter erörtern: weshalb? — und wuͤrde dies Streben ſicher rein par⸗ 
tikulariſtiſch, im Gegenſatz gegen die Zentrale, betaͤtigen, wenn man 
ihr den Quotenanteil an dieſer vorenthielte. Und gewiſſe ſachliche 
Gruͤnde laſſen ſich ja, ſahen wir, fuͤr ihren Anſpruch auf dieſe Repar⸗ 
tierung anführen. Man koͤnnte verſuchen, auf einem von zwei Wegen 
dem zu entgehen. Entweder durch Beſeitigung der einzelſtaatlichen 
Autokephalie, alſo: ſtatt der Eigenwahl der Staatsoberhaͤupter durch die 
Einzelſtaatsvoͤlker oder durch deren Parlamente die Ernennung 
durch die Zentralgewalt, wie z. B. in Kanada. Dieſe, formell angeſehen, 
„zentraliſtiſche“ Loͤſung würde unter deutſchen Verhaͤltniſſen ſchwerlich 
Chancen haben, wenn daneben nicht wiederum die Zentralinſtanz ihrer⸗ 
ſeits irgendwie foͤderaliſtiſch, alſo repartitionsmaͤßig (und natuͤrlich 
unter Beguͤnſtigung der kleineren Staaten) zuſammengeſetzt wuͤrde: 
— man ſieht, immer wieder die gleiche Verſchiebung des „Bundesrats⸗ 
problems“. Oder der zweite Weg: die Autokephalie bleibt beſtehen, 
das Verlangen aber nach foͤderaliſtiſcher Repartition der Zentrale wird 
ausgeſchaltet durch ganz radikale Gewaltenteilung zwiſchen 
Einzelregierung und Zentralregierung. Alſo durch Trennung ſowohl 
der ſachlichen Zuſtaͤndigkeiten wie der poſitiven Aufgaben, wie der dafuͤr 
zur Verfuͤgung ſtehenden Beamtenſtaͤbe, wie, endlich und vor allem, 
der verfügbaren Einnahmequellen. Im Erfolg alfo derart, daß die 
beiderſeitigen Verwaltungsapparate von der Spitze bis zum Boden 
wie ſelbſtaͤndige, ſich nie vermiſchende Roͤhrenſyſteme nebeneinander 
herliefen. Der dieſem Prinzip nahekommende amerikaniſche Staaten⸗ 
partikularismus waͤre nun aber fuͤr uns ſchon aus Gruͤnden unſerer 
Sozialpolitik nicht annehmbar. Die Art der Beziehung zwiſchen Bund 
und Kanton in der Schweiz ſtaͤnde unſeren Moͤglichkeiten trotz der ziem⸗ 
lich ſtark abweichenden Kompetenzverteilung kuͤnftig, wenn einmal die 
großpreußiſche Struktur fortfällt, innerlich näher. Der Verſuch aber, 
einfach dieſe Loͤſung zu uͤbernehmen, wuͤrde auf ſtarken Widerſtand 
ſtoßen. Die Eigenverwaltung des Bundes iſt in der Schweiz, mit 
unſeren Zukunftsbeduͤrfniſſen verglichen, gering. Wir werden ſpaͤter 
ſehen, daß auch die Finanzverhaͤltniſſe ein ernſtes Wort dagegen 
ſprechen: im ganzen: vom Standpunkt der Sozialiſierung iſt moͤg⸗ 
lichſter Zentralismus dringend erwuͤnſcht. Bei uns beſteht nun aber 
der Widerſpruch, daß ſachliche Gruͤnde der Zukunft fuͤr eine ſtark zen⸗ 
traliſtiſche, Reminiſzenzen aus der Vergangenheit aber ſowie 
Stimmungen und politiſche Macht- und Intereſſenkonſtellationen der 
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Gegenwart, von denen noch mehrfach die Rede fein wird, für die 
foͤderaliſtiſche Loͤſung, innerhalb dieſer aber fuͤr das Delegations⸗ 
und Repartitionsprinzip, wie es im bisherigen Bundesrat verkoͤrpert 
war, ins Gewicht fallen werden. Und ganz allgemein geſagt fehlt bei 
uns die fuͤr jedermann anſchauliche alltaͤgliche Probe auf das in der 
Schweiz vortrefflich gegluͤckte Exempel: der augenfällige Erfahrungs— 
beweis dafuͤr, daß Eigenart und Intereſſe aller Staͤmme bei uns in 
der Obhut einer Verfaſſung vom (ungefaͤhren) Charakter entweder der 
kanadiſchen oder aber der ſchweizeriſchen — alſo: mit einem Staaten⸗ 
haus — ebenſo gut gewahrt werden koͤnnen wie bei weiterer Beibehaltung 
der uͤberlieferten Bundesratsverfaſſung. Und gerade wenn Preußen 
Einheitsſtaat bleibt, wird der Verſuch, ohne dieſen Beweis Glauben 
zu finden, wohl erfolglos bleiben, beſonders dann, falls der Sitz der 
zentralen Reichskoͤrperſchaften Berlin bleiben ſollte. Ich wäre meiner: 
ſeits prinzipiell für die Staatenhausverfaſſung aus politiſchen und 
verfaſſungstechniſchen Gruͤnden, muß aber mit der Unvermeidlichkeit 
der Bundesratsloͤſung rechnen. Schon die jetzigen Beziehungen der 
revolutionaͤren Regierungen zueinander weiſen ja darauf hin. 

Wie nun der neue Bundesrat, falls er aus dieſen letztlich nur ges 
ſchichtlich erflärlihen Gründen trotz allem in veränderter Form wieder 
erſtehen ſollte, fungieren, welches ſeine Befugniſſe und alſo ſeine poſitive 
Bedeutung innerhalb des kuͤnftigen deutſchen Verwaltungsſyſtems ſein 
koͤnnte, das haͤngt zunaͤchſt natuͤrlich von der Aufgabenverteilung 
zwiſchen Reich und Einzelſtaaten ab. Außerdem aber — und das ſoll 
uns zunaͤchſt intereſſieren — von der Art der Struktur der kuͤnftigen 
Reichsregierung: jener Gebilde alſo, welche an die Stelle von Kaiſer, 
Kanzler und Bundesrat treten. 


IV. 


2. Plebiſzitaͤre, parlamentarifhe oder foͤderaliſtiſche 
Reichsſpitze? An die Stelle des Kaiſers koͤnnte aͤußerlich am leichte⸗ 
ſten eine Einzelperſon treten. Gewaͤhlt entweder 1. direkt durch das 
Volk, wie der Praͤſident der Vereinigten Staaten, oder 2. wie der 
Schweizer Bundesrat einſchließlich des Bundespraͤſidenten, durch das 
Reichsparlament. Im letzteren Fall: durch das Volkshaus allein, falls 
daneben ein Bundesrat von inſtruierten Delegierten ſteht. Oder, wenn 
ein Staatenhaus geſchaffen wuͤrde, durch beide Haͤuſer gemeinſam wie 
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in Frankreich. (Oder endlich, da das Staatenhaus hoffentlich hoͤchſtens 
ein Achtel der Mandate des Volkshauſes haben wird, durch das Staaten: 
haus und einen durch Proporz zu delegierenden Bruchteil des Volks— 
hauſes.) — Der Unterſchied zwiſchen 1 und 2 iſt politiſch bedeutend. 
Ein auf die revolutionäre Legitimitaͤt der Volkswahl geſtuͤtzter Reichs— 
praͤſident, der alſo zu eigenem Recht den Reichskoͤrperſchaften gegen— 
überftände, hätte eine unvergleichlich andere Autorität als ein parlamen— 
tariſch gewählter. Dies auch dann, wenn man ihn noch fo ſtreng auf 
ſuspenſives Veto und das Recht der Volksbefragung, im uͤbrigen aber 
auf die reine Exekutive beſchraͤnkte, auch bei der Amterpatronage weiter— 
gehend als z. B. den amerikaniſchen Praͤſidenten binden wuͤrde — 
wovon ſpaͤter. (Das Aufloͤſungsrecht — oder ein Äquivalent dafür, 
etwa Anrufung des Referendums — wuͤrde man ihm bei unſerer Par— 
teienlage nicht gut nehmen koͤnnen.) Dieſe Macht wäre ein großer Vor- 
zug des Volkswahlpraͤſidenten vom Standpunkt moͤglichſt ſtraff ſozia⸗ 
liſtiſcher Organiſation. Denn fuͤr die Sozialiſierung waͤre die ſtarke 
Hand in der Verwaltung, alſo ein als Vertrauensmann des Volkes 
legitimiertes Haupt der Exekutive, entſcheidend. Parlamente konnten 
hier nur Kontrollorgane ſein. Die von amerikaniſcher Seite anerkannten 
ſchweren Schaͤden der Praͤſidentſchaftswahlkampagne und ihre Rieſen— 
koſten haͤngen dort, wenigſtens zum Teil, am Beuteſyſtem: — dem 
Grundſatz, daß mit dem neuen Praͤſidenten auch die von ihm ernannten 
Beamten wechſeln —, das die Intereſſen mehrerer hunderttauſend 
Stellenjaͤger mit dem Ausgang der Wahl verknuͤpft. Waͤhrend daher 
wir immerhin doch noch „Weltanſchauungsparteien“ haben, und zwar 
mindeſtens vier, fuͤhren dort normalerweiſe zwei große Parteien reine 
Amtsbeſitzkaͤmpfe, find an ſich faſt „geſinnungslos“, wechſeln vielmehr 
ihre Programme je nach den Chancen der Werbung. Unſere Art der 
Amterbeſetzung wuͤrde die Amtsbeſitzintereſſen beim Wahlkampf zwar 
keineswegs auf Null bringen, aber doch ganz andere Vorausſetzungen 
ſchaffen. Eine ſtraffe bureaukratiſche Partsiorganiſation würde freilich 
auch bei uns notwendig die Folge plebiſzitaͤrer Praͤſidentenwahlen ſein 
und der eigentliche Wahlkampf wuͤrde auch hier in ſtarkem Maße in die 
Parteien ſelbſt (bei der Frage der Aufſtellung des Praͤſidentſchafts— 
kandidaten) hineinverlegt werden. 

Politiſche Bedenken kann dieſe Form bei denjenigen, fuͤr welche die 
republikaniſche Spitze rein als ſolche Glaubensſache iſt, deshalb erregen, 
weil formell eine Volkswahl leicht kuͤnftig der Weg zur Retablierung 
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einer Dynaſtie (der geweſenen oder einer anderen) werden koͤnnte, 
eine Chance, die durch dilettantiſche Experimente unerwartet ſchnell 
Bedeutung gewinnen koͤnnte. Dieſe Gefahr ſchlage ich bei der Dis⸗ 
kreditierung der Dynaſtien nicht hoch an. — Fuͤr die Volkswahl des 
Präſidenten fehlen infolge unſerer langen inneren Ohnmacht ferner 
die uͤberragenden, auf die Maſſe wirkenden, politiſchen Führer. Schon 
die reichsdeutſche Sozialdemokratie mit ihrem muͤhſelig geleimten Zwiſt 
kaͤme in arge Verlegenheit, und ein Import aus Oſterreich waͤre fuͤr ſie 
vielleicht nicht einfach. Noch ſchlimmer ſtaͤnde es bei den Buͤrgerlichen. 
Indeſſen das iſt Zeitlage. Dauernde Gegner der plebiſzitaͤren Wahl 
wuͤrden alle gegen eine ſtarke perſoͤnliche Reichsexekutive ſtehenden 
Schichten ſein, alſo die partikulariſtiſchen Intereſſenten der politiſchen 
Macht der Einzelregierungen (des fruͤher eroͤrterten „Repartitions⸗ 
Foͤderalismus“) ebenſo wie ſtreng liberale Gegner einer ſtraffen Soziali⸗ 
ſierung. Ebenſowohl die meiſten eingearbeiteten parlamentariſchen 
Politiker. Nicht die Parteipolitiker uͤberhaupt. Denn die Volkswahl 
ſchafft ja lediglich eine Anderung der Ausleſeform bei der Amterpatronage. 
Weit entfernt, dieſe ganz zu beſeitigen, kann ſie ſie allerdings weit⸗ 
gehend den Parlamentariern als ſolchen entziehen oder doch deren 
Einfluß einſchraͤnken. Ebenſo nimmt ſie dieſen mindeſtens einen Teil 
des ſachlichen Einfluſſes auf die Verwaltung mit allen jenen durch eine 
ſtarke Sozialiſierung nur noch geſteigerten oͤkonomiſchen Intereſſen, die 
daran haften. Wenn man auch den Volkswahlpraͤſidenten in der Wahl 
ſeiner Miniſter an das Vertrauen des Parlaments baͤnde, ſo wuͤrde er 
als Vertrauensmann der Volksmillionen doch oft dem Vertrauensmann 
der jeweiligen Parteimehrheit im Parlament uͤberlegen ſein, um ſo 
uͤberlegener, je laͤnger man ſeine Amtsperiode machen muß. Und auf 
laͤngere Zeit (ſieben Jahre etwa) muß man ſie bei jeder weitgehenden 
Sozialiſierung im Intereſſe der Stetigkeit unbedingt bemeſſen. Durch 
die Zulaſſung eines Abberufungsreferendums auf Antrag einer quali— 
fizierten Mehrheit des Reichstags koͤnnte man ein Ventil ſchaffen. Im⸗ 
mer laͤge, wenn man die Miniſter des Reichspraͤſidenten — anders als 
die der Vereinigten Staaten — an das Vertrauen des Reichstags baͤnde, 
die Frage: ob der parlamentariſche Miniſterpraͤſident oder der Reichs⸗ 
präfident der Stärfere wäre, von Fall zu Fall verſchieden. 

Geradezu un moglich würde — das muß man ſich klarmachen — 
ein effektiv parlamentariſcher Miniſter dann: wenn neben dem Volks⸗ 
wahlpräfidenten ein nach Inſtruktionen ſtimmender Bundesrat mit 
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tatſaͤchlicher Macht ſtaͤnde. Denn deſſen Mitglieder wären ja nur den 
Einzelparlamenten, nicht aber dem Volkshaus, verantwortlich. Dieſes 
koͤnnte alſo zwar nach Belieben Miniſter ſtuͤrzen, wuͤrde dadurch aber 
keinerlei fachliche Anderung der Politik und der von jenem plebilzitären 
Praͤſidenten inftruierten Verwaltungspraxis erzwingen. Der letztere 
würde ihm. ſeine Legitimation durch das Plebilzit, die Miniſter den 
Willen der im Bundesrat vertretenen Einzelſtaaten entgegenhalten. 
Der plebiſzitaͤre Praͤſident würde dann weſentlich mit dem Bundesrat 
zu rechnen haben, dieſer weſentlich mit ihm. Eine wirkſame Verwal⸗ 
tungskontrolle koͤnnte ein mit dem Enquete⸗Recht ausgeruͤſtetes Volks⸗ 
haus trotzdem recht wohl ausuͤben. Ebenſo, mit Hilfe des Budgetrechts, 
die Geſchaͤfte obſtruieren und Entgegenkommen erzwingen. Das Odium 
ſolcher Schritte wuͤrde aber ihre haͤufige Verwendung hindern, alſo das 
parlamentariſche Miniſterium notwendig auf einen beſcheidenen Ein⸗ 
fluß beſchraͤnkt fein, das Volkshaus ſelbſt aber in ähnlicher Art auf „nega⸗ 
tive Politik“: — Beſchwerde und Interpellation — wie der bisherige 
Reichstag. Gegner des Parlamentarismus kaͤmen alſo bei dieſer 
Verfaſſung (Volkswahlpraͤſident und Bundesrat) gut auf ihre Rechnung. 
Parlamentarismus und Demokratie ſind eben weit davon entfernt, 
identiſch zu ſein. 

Anders wenn kein Bundesrat, ſondern ein gewaͤhltes Staatenhaus 
neben Praͤſident und Volkshaus ſtaͤnde. Im Fall feiner Wahl durch die 
Einzelparlamente zwar lägen die Verhaͤltniſſe vielleicht aͤhnlich, da dann 
die Repraͤſentanten ſich als Vertrauensmaͤnner der einzelſtaatlichen 
Parteien fuͤhlen wuͤrden. Dagegen bei direkter, beſonders aber bei land⸗ 
ſchaftsweiſer, Volkswahl des Staatenhauſes waͤre ein nicht ganz ohn⸗ 
mächtiger, weil als Leiter der führenden Parlamentsmehrheit geſtuͤtzter 
Miniſterpraͤſident ſelbſt neben dem Reichspraͤſidenten wenigſtens dann 
moͤglich, wenn die Mehrheit beider Haͤuſer die gleiche waͤre. Wenn nicht, 
ſo waͤre die Stellung des Reichspraͤſidenten wenigſtens in der Verwaltung 
uͤberragend. Ein reiner Parlamentarismus wie in Frankreich beſtaͤnde 
auch dann nicht, da ja das Staatenhaus keine bloße Erſte Kammer, 
ſondern ein unmittelbar demokratiſches, aber durch Landſchaftsintereſſen 
beherrſchtes Gebilde waͤre und, vor allem, der Reichspraͤſident eine 
ſelbſtaͤndige Macht bliebe. 

Ganz anders, wenn ein Reichspraͤſident nicht durch Volkswahl, ſon⸗ 
dern wie in Frankreich, durch Parla mentswahl gekuͤrt wuͤrde. Beim 
Staatenhausſyſtem waͤre dann Parlamentarismus, alſo ein als Ver— 
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trauensmann der herrſchenden Partei „ſtarker“ Miniſterpraͤſident, moͤg⸗ 
lich. Und nur die Doppelverantwortlichkeit gegenuͤber den moͤglicher⸗ 
weiſe verſchiedenartig parteigegliederten Haͤuſern ergaͤbe Komplikationen. 
Staͤnde aber in dieſem Falle an Stelle des Staatenhauſes ein Bundesrat 
von inſtruierten Regierungsdelegierten, dann waͤre immer noch eine 
ahnliche Art von Parlamentariſierung durchfuͤhrbar, wie fie ſchon im 
alten Regime bei Parlamentariſierung des Bundesrats haͤtte eintreten 
koͤnnen. Da aber der Minifterpräfident (Reichskanzler) nun nicht mehr 
zugleich preußiſcher Miniſter ſein und dem Bundesrat vorſitzen muͤßte, 
wuͤrde ſein Miniſterium, das die Vertrauensmaͤnner des Volks⸗ 
hauſes enthielte, ſich außerhalb des Bundesrats konſtituieren. Die 
natuͤrliche Funktion dieſes letzteren wäre dann: Beratung und Be⸗ 
ſchlußfaſſung uͤber Geſetzesvorlagen und ferner: reine ausfuͤhrende 
„Verwaltungsverordnungen“. Wuͤrde man ihm aber daruͤber hinaus 
irgendeine die Geſetze ergänzende Verordnungsgewalt („Rechtsverord⸗ 
nungen“: — der Gegenſatz iſt vorhanden, aber fluͤſſig) zugeſtehen, dann 
wuͤrde das Volkshaus wohl beanſpruchen und jeweils geſetzlich feſtlegen, 
daß feine Vertrauensleute, die Miniſter, dieſe durch Veto ſiſtieren koͤnn⸗ 
ten. Andererſeits wuͤrde dem Bundesrat das Recht nicht vorenthalten 
werden koͤnnen, bei den einzelnen Miniſterien Kommiſſionen zur Kon⸗ 
trolle und Berichterſtattung zu bilden. Die Regierung wuͤrde ſich alſo durch 
Verhandlung zwiſchen Bundesrat und Miniſterium vollziehen, der vom 
Parlament gewaͤhlte Reichspraͤſident aber auf formale Rontrolle und Legi⸗ 
timierung beſchraͤnkt bleiben wie der franzoͤſiſche Praͤſident der Republik. 
Man koͤnnte nun dem Gedanken naͤhertreten, ſtatt des Reichspraͤſi⸗ 
denten ein Regierungskollegium mit reihumgehendem Praͤſidium 
zu ſchaffen, neben welchem alſo eigentliche Miniſter gar nicht, ſondern 
nur techniſche Fachleiter ſtaͤnden. Zur Arbeitsteilung wuͤrde es 
Fachreferate verteilen, aber keine Reſſortſcheidung kennen (wie in der 
Schweiz nach Art. 103 der Verfaſſung). Beſtellt koͤnnte es werden: 
1. durch Volkswahl mit Proporz im ganzen Reich. Ein bei unſeren 
Parteiverhältniffen vielleicht naheliegender Gedanke. Bei der not⸗ 
wendigen Kleinheit dieſes Regierungskollegiums aber (in der Schweiz 
7 Mitglieder) wuͤrde ein Proporz die Minderheitsparteien wohl uͤber⸗ 
proportional beguͤnſtigen muͤſſen und damit Schwanken und Kompro— 
miſſe, kurz jenen Zuſtand herbeifuͤhren, den wir an der vorrevolutionaͤren 
ſog. „Volksregierung“ und leider oft auch an der jetzigen Berliner 
Regierung beobachteten: widerſtreitende Parteiintereſſen würden die;. 
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Haltung der Mitglieder beſtimmen, eine einheitliche konſequente In: 
ſtruktion der Verwaltung waͤre ſchwer. Das waͤre ein Hemmnis der 
Sozialiſierung. Vor allem aber fehlte die eindeutig verantwortliche 
Perſoͤnlichkeit, wie fie entweder ein Volkswahlpraͤſident oder ein 
ſtarker Miniſterpraͤſident darboͤte. Wuͤrde 2. die Beſtellung des Re⸗ 
gierungskollegiums dem Reichsparlament (nach Schweizer Muſter) 
übertragen, dann traͤte im Falle des Proporzes Ahnliches ein. 
Bei einfacher Mehrheitsbeſtellung aber würde eine Koalitionsreg ierung 
entſtehen, die gegenuͤber dem Syſtem eines parlamentariſchen Miniſter⸗ 
praͤſidenten den Nachteil geringerer perſoͤnlicher Verantwortlichkeit 
hätte. Denn auch dann waͤren die Miniſter nur Fachbeamte, nicht Poli⸗ 
tiker. Dies: die Scheidung von politiſcher Leitung und Be— 
amtenarbeit, waͤre ja gerade der erhoffte Vorzug aller ſolchen Wahl⸗ 
kollegienſyſteme. Außerdem aber waͤren bei dieſen beiden Arten der 
Beſtellung des Regierungskollegiums die Einzelregierungen wiederum 
gar nicht vertreten. Wenigſtens dann nicht, wenn kein Bundesrat, 
ſondern ein Staatenhaus beſtaͤnde. Waͤhrend umgekehrt ein Bundesrat 
und ein gleichviel wie gewaͤhltes Regierungskollegium eine Vielkoͤpfig⸗ 
keit der Regierungsmaſchinerie bedeuten wuͤrde, der gegenuͤber der 
Einzelpraͤſident techniſch vorzuziehen waͤre. 

Schließlich bliebe noch die Moͤglichkeit eines Delegiertenbundesrats, 
der ſeinerſeits etwa durch einen unter den drei groͤßten Staaten reih⸗ 
umgehenden Praͤſidenten (Reminiſzenz der alten „Trias!“) oder etwa 
durch einen Dreierausſchuß die Regierung fuͤhrte, und neben welchem 
parlamentariſche Miniſter nicht, ſondern nur Fachleiter exiſtieren wuͤrden. 
Dieſe das Volkshaus auf rein „negative“ Politik beſchraͤnkende Loͤſung. 
waͤre aber ſchwerlich gluͤcklich. Denn die fuͤr jede ſtraffe Sozialiſierung 
noͤtige Einheitlichkeit waͤre vollends preisgegeben. Wuͤrde etwa gar das 
Regierungskollegium direkt durch Delegierte der Einzelregierungen nach 
beſtimmtem Repartitionsſchluͤſſel zuſammengeſetzt und neben ein 
Staatenhaus geſtellt, ſo waͤre das gleiche erſt recht der Fall!). — Bei all 
dieſen, wie man ſieht, ſchwierigen Problemen kaͤme nun aber weiter in 


1) Will man ſich — einem Vorſchlag von anderer Seite entſprechend — auf einer 
„mittleren Linie“, der einen Parlamentarismus, wennſchon von beſonderer Art, er⸗ 
moͤglicht, einigen, dann wäre neben dem volksgewaͤhlten Reichstag etwa ein Staaten 
haus von den Einzel parlamenten zu waͤhlen und daneben ein plebiſzitarer Praͤ⸗ 
ſident mit Bindung an die Gegenzeichnung von Reichsminiſtern zu ſtellen, die ihrer⸗ 
ſeits dem Reichstag (Volkshaus), und nur ihm, verantwortlich waͤren. 
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Betracht, welche Wirkung zwei heute als ſpezifiſch e ver⸗ 
tretene Forderungen ausuͤben wuͤrden, naͤmlich: | 

3. Proporz und Referendum: 

Gleichviel welches Proporzſyſtem angewandt wird, ſo iſt ſeine Wir⸗ 
kung ſtets die: daß eine Repartierung der Amter und politiſchen 
Machtſtellungen unter die Parteien nach der jeweiligen Staͤrke ſtatt⸗ 
findet. Dann koͤnnten die Verhaͤltniſſe vieler Schweizer Kantone ein⸗ 
treten, wo die Parteivertreter friedlich nebeneinanderſitzen und, unter 
Repartierung der Amter, durch Kompromiß die Geſchaͤfte erledigen. 
Ein hoͤchſt friedſamer Zuſtand in normalen Zeiten. Das Koalitions⸗ 
ſyſtem waͤre in Permanenz, die ſtraffe Parteiherrſchaft mit ihren bes 
kannten Nachteilen, aber auch mit ihrem wenigſtens moͤglichen Vorteil 
einheitlicher politiſcher Führung ſtark geſchwaͤcht. Dies hätte natürs 
lich fuͤr alle Sozialiſierungsbeſtrebungen unguͤnſtige Konſequenzen. Auf 
die Regierungs bildung angewandt, wäre alſo der Proporz das ra di— 
kale Gegenteil jeder Diktatur. Je nach den wirtſchafts- und ſozial⸗ 
politiſchen Abſichten wird man das verſchieden beurteilen. 

Ahnliches gilt aber auch für die Volksa bſti m mung über Geſetze. 
Trotz formeller Ahnlichkeit wirkt ſie naͤmlich politiſch gerade ent— 
gegengeſetzt wie eine plebiſzitaͤre Praͤſidentenwahl. Denn ſie iſt 
nach allen Erfahrungen ein durchaus konſervatives politiſches Mittel: 
ein ſtarkes Hemmnis ſchnellen Fortſchreitens der Geſetzgebung. Zumal 
bei verwickelten Geſetzen kann man ja aus den entgegengeſetzten Gruͤn⸗ 
den und vor allem wegen der heterogenſten Einzelheiten gegen einen 
Entwurf ſtimmen. Gruͤnde der negativen Abſtimmung ſind nicht er— 
kennbar, Kompromiſſe nicht moͤglich. Sorgfaͤltigere Vorbereitung, die 
als Folge des Referendums geruͤhmt wird, und Parteikompromiſſe vor 
der Unterbreitung koͤnnen das abſchwaͤchen, Kombinationen allſeitig 
gewuͤnſchter Neuerungen mit anderen, unerwuͤnſchten vermoͤgen dieſe 
letzteren den Abſtimmenden aufzuzwingen. Im uͤbrigen iſt die Wirkung 
nicht eindeutig. Ein zu haͤufiges Referendum ſchwaͤcht das allgemeine 
Intereſſe ſtark ab. Ein relativ ſeltenes Referendum dagegen ſteigert un⸗ 
zweifelhaft die allgemeine innere Beteiligung am Gang der Geſetzgebung. 
Nicht ebenſo ſicher freilich, wenigſtens in Maſſenſtaaten (anders als 
in der Schweiz) die innere Beteiligung und die Orientiertheit uͤber die 
Verwaltung, die zunehmend wichtiger wird. In Amerika duͤrfte mit 
zunehmender Entwicklung des Referendums das ohnehin ſehr ſtarke 
und oft einſeitige Intereſſe an der Geſetzgebung, damit aber auch das 
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Vertrauen auf Paragraphen geftärkt, in England mit feiner Ver⸗ 
waltungskontrolle durch Parlamentskomitees und deren Diskuſſion in 
der Preſſe dagegen die politiſche Schulung in Verwaltungsangelegen⸗ 
heiten entwickelter fein. Politiſch ift wichtig: daß eine Desavouierung der 
Regierung durch ein Referendum kein perſoͤnliches Mißtrauensvotum ent⸗ 
haͤlt und daher dieſe nicht zum Ruͤcktritt zwingt. Auch das Referendum 
iſt Gegner des ſtrikten Parlamentarismus und der ſtraffen Partei⸗ 
herrſchaft, und dies kann die Sozialiſierung hemmen, bei der eine 
Volksabſtimmung, wenn es ſich um große Neuerungen handelt, beſonders 
leicht alles obſtruieren kann, da ſtets zahlreiche Intereſſen verſchiedenſter 
Art engagiert ſind. 

Fuͤr Deutſchland wuͤrde man das Referendum wohl jedenfalls auf 
Verfaſſungsaͤnderungen, Fälle akuten Konflikts der hoͤchſten Reichs⸗ 
gewalten — woruͤber ſpaͤter — und Antraͤge ſehr großer Buͤrgerziffern 
(etwa ein Fuͤnftel aller) beſchraͤnken. Geſchieht dies unter gleichzeitiger 
Durchfuͤhrung des Proporzprinzips fuͤr die Zuſammenſetzung der 
Regierung und ſetzt man dann eine ſtarke plebiſzitaͤre Spitze ein, dann 
iſt die Bedeutung der Berufsparla mentarier fortan ſehr ge: 
ring und die foͤrtſchrittliche Macht der ſtarken Verwaltung mit der fon: 
ſervativen Gewalt des Referendums verkoppelt. Bei ſchwacher (foͤdera⸗ 
liſtiſch oder parlamentariſch gewaͤhlter) Spitze waͤre aber bei Andauer 
der Parteivielheit die an ſich ſtarke Hemmung des Fortſchritts durch das 
Referendum ganz uͤbermaͤßig verſtaͤrkt. Außerdem waͤre das Parlament 
dann nicht die Stätte der Fuͤhrerausleſe — ein wohl zu beach— 
tender Nachteil aller ſolchen Syſteme. Das Streben nach Sozialiſierung 
in Verbindung mit der — gleichviel ob mit Recht — weitverbreiteten 
Abneigung gegen den Parlamentarismus — wenn man ihr trotz der 
oben geaͤußerten Bedenken nachgeben will — und die Vorliebe fuͤr 
formale demokratiſche Formen der Geſetzgebung und Zuſammenſetzung 
der Stimmkoͤrperſchaften wuͤrden alſo im ganzen fuͤr die Kombination 
1) eines plebiſzitaͤren Einzelpraͤſidenten mit 2) Staatenhaus 
und 3) Referendum verfaſſungsmaͤßig bei Verfaſſungsaͤnderungen, 
auf Veranlaſſung des Praͤſidenten bei Konflikten der hoͤchſten Reiche: 
inſtanzen und bei Geſetzesantraͤgen von einem Fünftel der ſtimm⸗ 
berechtigten Buͤrger ins Gewicht fallen. Indeſſen, wie geſagt, das 
Staatenhausideal iſt vielleicht nicht durchführbar. Wir werden jetzt noch 
weitere Schwierigkeiten kennen lernen, die ihm vorausſichtlich im Wege 
ſtehen werden. 
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Natürlich nämlich Hängen alle dieſe Fragen damit zuſammen: welche 
Aufgabenverteilung und welche Verteilung der eee zwiſchen 


Reich und Einzelſtaaten in Ausſicht ſtehen. 


V. 


In erſter Linie ſtehen wir fuͤr eine moͤglichſt unitariſche Loͤſung ein. 
Alſo dafuͤr, daß die Einzelſtaaten kuͤnftig etwa in das Verhaͤltnis der 
kanadiſchen oder der auſtraliſchen Einzellaͤnder zur Zentrale treten; 
denn jede dezentraliſtiſche Loͤſung iſt nicht nur, in baren Ausgaben 
gerechnet, weit teurer, ſondern auch in der Regel unwirtſchaftlich, vor 
allem der Planmaͤßigkeit der Sozialiſierung hinderlich. Daß eine weit⸗ 
gehend unitariſche Loͤſung nur im Fall der Verlegung der Vertretungs- 
förperfchaften und der politiſchen Verwaltungsbehoͤrden von Berlin 
fort Chancen haͤtte, ſcheint ſicher. Eine einfache Verwandlung Deutſch⸗ 
lands in eine Einheitsrepublik aber wuͤrde vorausſichtlich ſelbſt dann 
ſchwer Annahme finden. Die nun einmal beſtehenden Einzelregierungen 
werden im Gegenteil die Autokephalie, das heißt die Selbſtaͤndigkeit 
der Beſtellung jeder einzelſtaatlichen Spitze (durch Volks⸗ oder Parla⸗ 
mentswahl) feſtzuhalten trachten. Und mit der Frage der Herrſchaft 
über die Vergebung der Amtspfruͤnden verknuͤpfen ſich, wie eine 
Geſchichte von tauſend Jahren lehrt, ſehr ſtarke Intereſſen. 

Rein ſachlich wird nun alles beſtimmt durch die beiden Tatſachen der 
bevorſtehenden finanziellen Laſten und der beabſichtigten Soziali— 
ſierung. Beide haͤngen zuſammen mit der Abbuͤrdung der Kriegsſchuld 
und der Retablierung der Wirtſchaft, welche beide ja ſchon an ſich weit⸗ 
gehende Sozialiſierung bedingen. Die zu ſchaffenden Monopolverwal⸗ 
tungen oder Zentralen fuͤr ſtaatlich kontrollierte Syndikate koͤnnen nur 
Reichsverwaltungen ſein, die zu ſchaffenden Vermoͤgensabgaben, 
Monopoleinnahmen und Syndikatsauflagen nur Reichseinnahmen. 
Das Netto⸗Budget des Reichs wird daher das aller Einzelſtaaten ge— 
waltig uͤberragen, das Brutto-Budget beider überhaupt kaum ver— 
gleichbar ſein. Letztlich jede, auch eine nicht nur finanziell, ſondern zu 
oͤkonomiſchen Zwecken vorgenommene Sozialiſierung fuͤhrt in die gleiche 
Bahn. Eine radikal unitariſche Loͤſung mit Übernahme aller einzel⸗ 
ſtaatlichen Schulden auf das Reich waͤre bei deſſen Schuldenlaſt ganz 
unbedenklich, und materiell wuͤrden die außerpreußiſchen Laͤnder bei 
jeder zentraliſtiſchen Sozialiſierung mit ihren Finanzfolgen nur 
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gewinnen. Vor allem, wenn preußiſche Eiſenbahnen und Bergwerke in 
die Haͤnde des Reichs kaͤmen. Ebenſo wird das Reich die Enteignung 
von Fideikommiſſen und Großgrundbeſitz mindeſtens ſoweit in eigene 
Haͤnde nehmen muͤſſen, als es ſich um die Landausſtattung von Kriegs⸗ 
befchädigten handelt, die ſonſt in den Einzelſtaaten hoͤchſt ungleich aus: 
fiele. In allen dieſen Faͤllen waͤre alſo Regulierung vom Reich her 
unvermeidlich. Von den bisherigen Zuſtaͤndigkeiten des Reichs fuͤr 
die Geſetzgebung (Art. 4) laſſen ſich kaum irgendwelche ſtreichen. Ge⸗ 
werbepolitik, Handelspolitik, Maß⸗ und Muͤnzweſen nebſt Papiergeld 
und Bankpolitik, Patente, Seehandel, Eiſenbahnen, Binnenſchiffahrts⸗ 
recht, Poſt, Telegraph, Rechtshilfe, Urkundenbeglaubigung, Buͤrger⸗ 
liches Recht, Prozeßrecht, Gerichtsverfaſſung, Medizinal⸗ und Veterinaͤr⸗ 
polizei, Preß⸗, Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, Militär und Krieges 
marine zu regeln wird zweifellos Reichsſache bleiben. Inwieweit auf 
Sonderrechte Bayerns (Niederlaſſungsrecht) Gewicht gelegt wird, iſt 
dieſem uͤberlaſſen. Ob, wie in der Schweiz, über die konfeſſionellen, 
ſtaatskirchenrechtlichen und Schulverhaͤltniſſe, die bisher ganz den Einzel⸗ 
ſtaaten verblieben, durch die Verfaſſung allgemeine Vorſchriften auf— 
geſtellt werden, iſt eine wichtige, von uns natuͤrlich bejahte Frage. 
Welche Grundrechte das Reich überhaupt zu garantieren hat, ſoll dies⸗ 
mal im einzelnen nicht eroͤrtert werden. Nur eins ſei hervorgehoben: 
In den Grundrechten der buͤrgerlichen Epoche ſpielte die „Heiligkeit 
des Eigentums“ bekanntlich eine große Rolle. Das wird jetzt anders 
werden. Das Erbrecht wird fuͤr die geſetzliche Erbfolge auf die gerade 
Linie und die Geſchwiſter, fuͤr Teſtamente auf Abkommen der Ge— 
ſchwiſter des Erblaſſers zu beſchraͤnken ſein, vorbehaltlich geſetzlich zu— 
gelaſſener Einzelvermaͤchtniſſe und Stiftungen. Fideikommiſſe muͤſſen 
verboten werden. Dennoch wird eine Garantie wohlerworbener Rechte 
auch heute nicht entbehrt werden koͤnnen und etwa dahin zu gehen haben: 
daß ſolche nur angetaſtet werden duͤrfen 1. in der Form allgemeiner 
Abgaben in natura oder Geld, 2. in Form von beſonderen Enteignungen 
auf Grund von Geſetzen und gegen Entſchaͤdigung. 

Damit nun, daß das Reich eine umfaſſende, vielleicht erweiterte Zu— 
ſtaͤndigkeit für die Aufſtellung gemeinſamer Normen behält, iſt noch 
nichts daruͤber entſchieden, inwieweit auch die Verwaltung in ſeiner 
Hand liegen ſoll. Die Verwaltung wird auch in aller Zukunft Berufs- 
bea mten verwaltung fein. Und zwar weſentlich durch ernannte, 
nicht durch volksgewaͤhlte Berufsbeamte. Volkswahl iſt fuͤr die Fuͤh— 
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rung am Platze: da alſo, wo es ſich um den oder die politiſchen Ver⸗ 
trauens manner der Maſſen handelt. Nicht aber für die Beamten: 
die „Techniker des Apparates“. Die Volkswahl von Beamten hat in 
den Vereinigten Staaten anerkanntermaßen techniſch und vor allem 
moraliſch weit ſchlechtere Reſultate ergeben als die Ernennung durch 
den gewaͤhlten Vertrauensmann des Volkes (Praͤſidenten), der fuͤr die 
Qualität der von ihm ernannten Beamten haftbar iſt. Sie zerſtoͤrt alle 
Amtsdiſziplin, und dieſe iſt gerade bei ſtraffer Sozialiſierung ſchlechthin 
entſcheidend. Volkswahlbeamte ſind im oͤrtlichen Kreis, wo alles ein— 
ander kennt, am Platze, alſo in den kleinen Gemeinden. Auch in den 
großen Kommunen kann, nach amerikaniſchen Erfahrungen, die Wahl 
des Stadtoberhauptes, aber mit diktatoriſcher Vollmacht, ſich feiner: 
ſeits ſeine Beamtenſtaͤbe zu ernennen, ein Mittel kraftvoller Reform 
ſein. Fachbeamte dagegen kann eine Waͤhlermaſſe nicht auf ihre Quali— 
fikation pruͤfen. Und weiter: Es hat eine Zeit gegeben, wo die Demo— 
kratien eine Hauptaufgabe in der Verhinderung der Entſtehung eines 
Beamten ſtandes mit hohem Ehrbegriff ſahen. Sie iſt fuͤr immer 
dahin. Moͤge die Demokratie nicht glauben, ein Beamtentum ohne 
Amtsehre werde faͤhig fein, die hohe Integritaͤt und Fachqualifikation 
des bisherigen deutſchen Beamtentums (einſchließlich der auch fuͤr eine 
Miliz unentbehrlichen Stäbe) erhalten zu koͤnnen! Wo dieſe Integritaͤt 
im Krieg Schaden gelitten hat, wie anſcheinend hie und da im Offiziers 
korps einzelner Okkupationsgebiete, uͤbrigens weſentlich im Reſerve— 
offizierskorps, da iſt ſie wiederherzuſtellen, wie ja uͤberhaupt die Her— 
ſtellung des fruͤheren deutſchen Fonds von ſchlichter „Anſtaͤndigkeit“ 
die erſte aller Aufgaben iſt. Insbeſondere von dem Ehrbegriff und den 
moraliſchen Qualitäten des Beamtentums haͤngt aber bei einer Soziali— 
ſierung die ganze Zukunft der deutſchen Wirtſchaft ab. Durch materielle 
Sicherung und gruͤndliche Reform des ganz veralteten Beamten rechts 
wird man den durchaus berechtigten Anſpruͤchen der Beamten und 
Offiziere Rechnung tragen. Wenn alſo der ernannte Beamte die 
Zukunft hat, wer ernennt ihn? Wem gehorcht er? 

Zwiſchen den beiden moͤglichen Extremen: entweder Verwaltung 
durch einen bis zum Boden reichenden, vom Reichspraͤſidenten beſtellten 
und ihm gehorchenden Reichsbeamtenſtab (wie jetzt in der Kriegsmarine), 
oder: vollftändige, von keiner Zentralinſtanz kontrollierte Autokephalie 
der einzelſtaatlichen Beamtenſtaͤbe (wie bis 1879 in der geſamten nicht 
handelsgerichtlichen Juſtiz) ſtanden bisher bei uns mannigfache Zwiſchen— 
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ſtufen. Teils Autokephalie, aber in ſehr verſchiedenem Ausmaß unter 
der Reviſions⸗ oder Rechtsbeſchwerde- oder allgemeinen Verwaltungs⸗ 
juſtiz, alſo: der Rechtskontrolle hoͤchſter Reichsinſtanzen (untereinander 
wieder ſehr verſchieden, z. B. für Juſtiz, Eiſenbahnen, Unterſtuͤtzungs⸗ 
wohnſitz, Arbeiterverſicherung). Oder: zwar Autokephalie, aber mit 
Kontrolle auch der Verwaltungs maßregeln (Zollweſen)d. Oder: 
zentrale Beſtellung der Spitze durch die Reichsgewalt, bei partikularen 
Beamtenſtaͤben (fo die offizielle, tatſaͤchlich durch die Militaͤrkonventionen 
durchbrochene Kontingentsverfaſſung des Heeres nach Art. 64). Oder 
umgekehrt: Bezeichnung nur von lokalen Beamten durch die Einzel: 
ſtaatsgewalt (Poſt und Telegraphie nach Art. 505. Dem Schwer⸗ 
punkt nach lag jedenfalls die Verwaltung und Beamtenernennung 
auch der vom Reich geſetzlich geregelten Gebiete in den Haͤnden der 
Einzelſtaaten. 

Wie verſchiebt ſich das in Zukunft? Fuͤr die anſtelle des Heeres tre⸗ 
tende Miliz werden mindeſtens fuͤr die Fußtruppen dezentraliſtiſche 
Konſequenzen: im weſentlichen Durchfuͤhrung des Kontingentsprinzips 
des Artikels 64, gezogen werden koͤnnen. Nur fuͤr die techniſchen Truppen 
wird das Rahmenprinzip erhalten und eine ſtraffere Einheit ebenſo 
ſelbſtverſtaͤndlich bleiben wie für die Marine. Für die Verkehrsbetriebe 
koͤnnten trotz der unentbehrlichen Einheit der Leitung doch bei der Be— 
amtenernennung den Einzelſtaaten Praͤſentations- und direkte An⸗ 
ſtellungsrechte auch uͤber den jetzigen Artikel 50 hinaus zugewieſen 
werden; denn die Nachteile der bisherigen völligen Autokephalie Bayerns 
und Wuͤrttembergs waren nicht unertraͤglich. Fuͤr ſtaatliche Monopol⸗ 
und Syndikatsverwaltungen waͤre allerdings ſehr ſtraffe Einheit dringend 
erwuͤnſcht, aber da es ſich um hauptſaͤchlich preußiſche Objekte handelt, 
auch von den Mittelſtaaten ſchwerlich angefochten. Der Separatismus 
auf dem Gebiet der Sozialiſierung hat ja jetzt ſeine Wurzeln weſentlich 
auf dem Ernaͤhrungsgebiet, alſo in einer Sphaͤre von ſchnell ab— 
nehmender Bedeutung. Für das zweite temporär wichtige Gebiet 
der Sozialiſierung dagegen: die Rohſtoffverſorgung, ſind die Einzel⸗ 
gebiete auf die Mitwirkung der Zentrale, vor allem der zentralen Kredit⸗ 
inſtitute, geradezu angewieſen. Alles in allem: die bisherige, weſentlich 
normſetzende und kontrollierende Stellung des Reichs und die ent— 
ſprechenden richterlichen, verwaltungsgerichtlichen und Aufſichtsbehoͤrden 
der jetzigen Organiſation koͤnnten in der Hauptſache fortbeſtehen und 
auch fuͤr die Verkehrsbetriebe koͤnnte die Beamtenpatronage der Zentrale 
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auf die führenden Stellen beſchraͤnkt werden, wenn nur ſtraffes Funk⸗ 
tionieren der Reglements garantiert bleibt. Nur für die oͤkonomiſche 
Sozialiſierung iſt ein Hoͤchſtmaß von Einheit der Ausleſe, fo etwa wie 
der letzte Abſatz des Artikels 64 ſie fuͤr Offiziere vorſah, zu wuͤnſchen. 
Bei der Ernennung der hoͤchſten techniſchen Verwaltungschefs wird, im 
Gegenſatz zu den politiſchen Reichsbeamten, die vermutlich zu ſchaf— 
fende foͤderaliſtiſche Zentralinſtanz (Bundesrat oder Regierungskollegium 
oder Beirat) wohl das Vorſchlagsrecht aͤhnlich in Anſpruch nehmen, 
wie es bisher der Bundesrat für das Reichsgericht, die Reichsanwalt— 
ſchaft, den Patentamtspraͤſidenten, das Reichsbankdirektorium, das 
Reichseiſenbahnamt, das Reichsverſicherungsamt inne hatte. Bei Be⸗ 
ſtehen nur eines Staatenhauſes waͤre eine Anteilnahme an der 
Amtspatronage nach Art des amerikaniſchen Senats als foͤderaliſtiſche 
Maßregel ſchon ſchwieriger — weil die Zahl der Repraͤſentanten groͤßer 
iſt —, aber namentlich bei landſchaftsweiſer Wahl waͤre ſie wohl dennoch 
durchfuͤhrbar. | 

Mit dem Aufgabenkreis und dem Maß der Eigenverwaltung des 
Reichs hängt zuſammen die weitaus ſchwerſte Frage: die der finan— 
ziellen Beziehungen. Die Finanzverhaͤltniſſe find in einem Bundes 
ſtaat das, was die wirkliche Struktur am entſcheidendſten beſtimmt. Da 
nun heute auch die ausgiebigſte Phantaſie von dieſen entſcheidenden 
Verhaͤltniſſen ſich kein wirkliches Bild machen kann, ſchweben alle vor⸗ 
ſtehend gegebenen Eroͤrterungen unleugbar ſtark in der Luft: eben des⸗ 
halb die nur hypothetiſche, alle Moͤglichkeiten offenlaſſende Form. 
Beſtimmend fuͤr die Zukunft wird zunaͤchſt die Abbuͤrdung der Reichs⸗ 
ſchuld, dann aber die Art der Sozialiſierung der Wirtſchaft und deren 
Finanzierung ſein. Wir muͤſſen uns beſcheiden, davon heute noch nichts 
zu wiſſen. In allen nicht durch dieſe Grundprobleme beherrſchten Hin⸗ 
ſichten waͤren dagegen eigentlich umſtuͤrzende Neuerungen keineswegs 
dringlich. 

Die Beſteuerung kann natuͤrlich in allen fuͤr die Konkurrenzfaͤhigkeit 
der Gewerbe wichtigen Punkten nur gleichmaͤßig ſein. Fuͤr die Schuld⸗ 
abbuͤrdung wird das Reich ſicher vor allem auf die Vermoͤgen und Erb— 
ſchaften greifen. Eine andere als eine einheitlich vom Reich vorges 
ſchriebene und kontrollierte Veranlagung iſt dabei nicht denkbar. Von 
den alten Einnahmequellen des Reichs, auch ſoweit fie nicht durch Reichs⸗ 
monopole erſetzt werden, wird kaum irgendeine den Einzelſtaaten 
uͤberwieſen werden koͤnnen. (An ſeinem Bierſteuerprivileg wird Bayern 
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wohl feſthalten.) Wie ſich das Verhältnis von Matrikularumlagen des 
Reichs auf die Einzelſtaaten einerſeits, Uberweiſungen von Überſchuͤſſen 
an die Einzelſtaaten andererſeits zwiſchen Reich und Bundesſtaaten 
geſtalten wird, laͤßt ſich noch nicht auch nur im Umriß abſchaͤtzen. Als 
einzige gewaltige Breſche in die unvermeidliche Uniformierung (bei 
welcher die Mittelſtaaten uͤbrigens, vor allem Bayern, die gewinnenden 
ſind) wird ſich fuͤr eine lange Übergangszeit Deutſch-Oſterreich dar— 
ſtellen. Handels- und ſteuerpolitiſch bedarf es teils in ſeinem, teils im 
Intereſſe Reichsdeutſchlands, der Sonderbehandlung, eventuell mit ge— 
wiſſen Zwiſchenzoͤllen. Das waͤre nichts ganz Neues und nur die Er— 
faſſung waͤre bei der Art der in Betracht kommenden Objekte notwendig 
ſchwieriger. In Frage ſteht natürlich, ob die Beſteuerung von Einkommen 
und Ertrag und welchen anderen Steuerquellen ausſchließlich durch die 
Einzelſtaaten zu garantieren waͤren. Selbſt das wuͤrde kaum etwas 
daran aͤndern, daß auch kuͤnftig Reich und Einzelſtaaten aͤhnlich finanziell 
miteinander verknuͤpft bleiben wie jetzt und durch die finanzpoitiſchen 
Folgen der Sozialiſierung nur noch enger verknuͤpft werden, ſo daß 
eine radikale Scheidung der beiderſeitigen Finanzen unmoͤglich bleibt. 
Iſt dies aber der Fall, dann ſind die Moͤglichkeiten der Verfaſſungs— 
entwicklung begrenzt. Auf der Schaffung einer einflußreichen bundes— 
raͤtlichen, nach dem Repartitionsprinzip zuſammengeſetzten Inſtanz 
werden dann die Einzelregierungen zweifellos beſtehen. Auch ſachlich 
iſt die Behandlung der Finanzprobleme und alſo des Reichsbudgets in 
einer ſolchen Koͤrperſchaft von Delegierten und durch Fachminiſterien 
inſtruierten Beamten durchaus das Gegebene. Die Staatenhausloͤſung 
müßte alſo zugunſten der Bundesratsloͤſung fallen. Geſchieht dies 
aber und fällt damit die Möglichkeit eines wirklichen Reichsparlamentaris⸗ 
mus fort — da ja die von den Einzelparlamenten kontrollierten Abſtim— 
mungen des Bundesrats durch das Reichsminiſterium nicht vor dem 
Volkshaus des Reichs (Reichstag) parlamentariſch zu „verantworten“ 
ſind — dann ſpricht eben ſehr vieles fuͤr die Schaffung eines plebis— 
zitären Reichspraͤſidenten als Haupt der Exekutive und Inhaber eines 
ſuspenſiven Vetos. Vor allem aber muß ihm dann das Recht zuſtehen, 
wenn zwiſchen dem Bundesrat einerſeits und dem Parlament und 
ſeinen Vertrauensleuten: den Miniſtern, andererſeits eine Einigung 
nicht zu erzielen iſt, an die Volksabſtimmung zu appellieren. 
Das Referendum wuͤrde ſo das Mittel, Verfaſſungskonflikte zwiſchen 
den foͤderaliſtiſchen und unitariſchen Inſtanzen zu ſchlichten. — 
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Dieſe Skizze hat ihre Aufgabe erfüllt, wenn fie gezeigt hat, daß eine 
nicht auf dynaſtiſchem Boden ſtehende foͤderaliſtiſche Verfaſſung uͤber⸗ 
haupt ſinnvoll moͤglich iſt. Ob ſolche Betrachtungen praktiſche Be⸗ 
deutung gewinnen oder Makulatur werden, kann heute niemand ſagen. 
Denn nicht oft genug kann den radikalen Illuſioniſten, die heute gerade⸗ 
ſo wie das alte Regime jeden unabhaͤngigen Mann, der ihnen unbe⸗ 
queme Wahrheiten ſagt, niederknuͤtteln moͤchten, zugerufen werden: 
Wir wollen die demokratiſchen Errungenſchaften dauernd ſichern helfen. 
Aber nur in den Formen einer paritaͤtiſchen buͤrgerlich— 
ſozialiſtiſchen Regierung. Von der ſchon jetzt offen und fuͤr den 
Sozialismus kompromittierend zutage tretenden völligen Unfaͤhig— 
keit der radikalen Literaten zur Leitung der Wirtſchaft ganz abgeſehen, 
beſteht der zwingende Tatbeſtand: Wir ſtehen unter Fremdherr— 
ſchaft. Nicht nur militaͤriſch, ſondern auch oͤkonomiſch: ſchon fuͤr die 
allererſten Schritte der Inſtandſetzung der Wirtſchaft ſind wir auf Aus— 
landsrohſtoffe und alſo auf Auslandskredit angewieſen. Die Fremd— 
herrſchaft hindert zwar zurzeit die Ruͤckkehr der alten dynaſtiſchen und 
junkerlichen oder ähnlicher Gewalten, mit denen fie weder Frieden noch 
Kreditgeſchaͤfte ſchließen oder zulaſſen würde. Dieſe Angſt iſt unbe⸗ 
gruͤndet. Aber ebenſo ſetzt ſie den jetzigen Moͤglichkeiten der Revolution 
Schranken. Nicht zu vergeſſen: die „constituted authority“ des Praͤſi⸗ 
denten Wilſon iſt zurzeit der Reichstag und niemand ſonſt. Geht die 
ſtupide, dilettantenhafte und zum Teil leider durch ſehr materielle In— 
tereſſen geſtuͤtzte Mißwirtſchaft der alleraͤußerſten Linken noch einige 
Zeit ſo weiter, ſo iſt der Zeitpunkt abzuſehen, in welchem der Gegner 
behufs Friedensſchluſſes ſich mit dem Reichstag in Verbindung ſetzt. 
Vollends dann, wenn die Nationalverſammlung durch unfreie Wahlen 
kompromittiert oder geſprengt wird, wie es fuͤr den Fall, daß ſie nicht 
die Mehrheit erlangen, ein Teil der extremſten Linken beabſichtigt, um 
nicht die Futterkrippe zu verlieren und auch aus Angſt vor Nach— 
pruͤfung ihrer ſkandaloͤſen Finanzgebarung. Handelt es ſich 
aber dann um Frieden und Herſtellung der oͤkonomiſchen Ordnung 
und damit der Arbeitsgelegenheit fuͤr die Maſſen, dann werden die 
Feinde dabei die Maſſen auf ihrer Seite haben und ſowohl die ſozia— 
liſtiſche wie die buͤrgerliche Demokratie der Ideologen hat 
ausgeſpielt. Denn eine wie immer geartete Reichstagsmehrheit wird 
dann auch im Inland die Machtmittel für. die Herſtellung der Ordnung 
zu ſchaffen wiſſen (oder vom Feinde geliefert bekommen). Wie dann 
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die bisher wefentlich" negativen Errungenſchaften der Revolution fahren, 
mag man ſich leicht vorſtellen. Wenn eine Ordnung unter dem Druck 
aͤußerer Feinde zuſammenbricht, dann iſt es gewiß nicht ſchwer, fie auch 
von innen her umzuwerfen. Weit ſchwerer aber und ohne freie Mit⸗ 
wirkung des Buͤrgertums heute ganz unmoͤglich iſt es, eine tragfähige 
Ordnung neu an die Stelle zu ſetzen. Das moͤge wohl bedacht werden. 
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Das neue Deutfchland 


De Redner erklaͤrte, in ſeinen Überzeugungen zahlreichen, oͤkonomiſch 
geſchulten Mitgliedern der Sozialdemokratie bis zur Ununter⸗ 
ſcheidbarkeit nahezuſtehen. Wenn er gleichwohl dieſer Partei nicht bei⸗ 
trete, ſo deshalb, weil er auf die Unabhaͤngigkeitſeiner Meinungs: 
aͤußerung dem Demos gegenuͤber noch weniger verzichten koͤnne wie 
gegenüber autoritaͤren Gewalten. Im gegenwärtigen Augenblick zumal 
deshalb, weil er die Totengraͤberarbeit am Sozialismus, welche von 
gewiſſen ideologiſchen Kreiſen in Berlin und in Muͤnchen betrieben werde, 
nicht mitmachen koͤnne. Die bisher ja weſentlich negativen Errungen— 
ſchaften der Revolution wollen wir ohne jeglichen Vorbehalt und Zwei— 
deutigkeit befeſtigen und in der Richtung planmaͤßiger Sozialiſierung 
ausbauen helfen. Daß ſie freilich erſt durch eine Revolution gewonnen 
werden mußten, war ein ſchweres Ungluͤck. Es hat uns wehrlos ge— 
macht, damit der Fremdherrſchaft uͤberliefert und außerſtande geſetzt, 
die Grundſaͤtze ruͤckhaltlos friedlicher und freier Selbſtbeſtimmung der 
Voͤlker bei der Neugeſtaltung der Welt zur Geltung gegen die in allen 
Laͤndern maͤchtigen Imperialismen zu bringen. Die feindlichen Re⸗ 
gierungen find rein bürgerlich. Die Wirkung der deutſchen Revolution 
aber hängt von dieſen Feinden ab, die im Lande ſtehen. Revolutionen 
nehmen aber einen aus der Geſchichte bekannten verhaͤngnisvollen Kreis: 
lauf, der oft leicht zu den alten Gewalten zuruͤckfuͤhrt. Und die bisherige 
Entwicklung liegt leider in dieſer Linie. Der Redner bezeugte der Wirk⸗ 
ſamkeit der ortlichen Arbeiter⸗ und Soldatenraͤte und dem Idealismus 
der Fuͤhrer, ohne Unterſchied ob Unabhaͤngige oder Mehrheitsſozialiſten, 
alle Anerkennung, betonte aber um ſo mehr das bisherige voͤllige Ver— 
ſagen der Berliner und Muͤnchener Leitung allen großen Auf— 
gaben gegenüber, trotz zweifellos hingebendſter Arbeit. Dies wurde ers 
laͤutert an der Art der Zuſammenſetzung der Regierungsorgane mit 
ihrem Taubenſchlagcharakter, dem ſtets drohenden Putſch weltfremder 
Illuſioniſten oder grob materieller Intereſſenten der Futterkrippe, an 


) Bericht der Frankfurter Zeitung über eine am 1. Dezember 1918 gehaltene 
politiſche Rede. 
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den ungeheuerlichen Koften der jetzigen Verwaltung mit ihren zahlloſen 
ſchwatzenden Drohnen, der Vergeudung und planloſen Verwirtſchaftung 
und Vernutzung des Reſtes inlaͤndiſcher Produktionsmittel und Roh- 
ſtoffe, dem noch nicht dageweſenen Ruͤckgang der Produktion durch ganz 
ordnungsloſe ſogenannte Arbeiterbewegungen, dem unmittelbar drohen— 
den Verſagen der Ernaͤhrung. Der ſtupide Haß gegen das inlaͤndiſche 
Unternehmertum muͤſſe angeſichts der tatſaͤchlich beſtehenden Fremd— 
herrſchaft in einer ganz neu auszuſtattenden Volkswirtſchaft unvermeid— 
lich das Reſultat haben: daß die Herrſchaft auslaͤndiſchen Kapitals 
unter auslaͤn diſchem Militaͤrſchutz ſich bei uns etablieren werde. Die 
laͤcherliche, wenn auch noch ſo gutglaͤubige Berichterſtattung uͤber die 
Abſichten der Gegner gegenuͤber einem mit Vorliebe in angeblichen be— 
ſonderen „Suͤnden“ Deutſchlands wuͤhlenden, oft ekelhaft wuͤrdeloſen 
pſeudopazifiſtiſchen Regime fuͤhre im Ergebnis zu einer elenden Stim— 
mungsmache, die ebenſo furchtbar zuſammenbrechen werde wie die 
militariſtiſche Stimmungsmache des alten Regimes. Mit ihr aber wuͤrde 
der ſozialiſtiſche Glauben der Maſſen zerbrechen und dann die Nation 
für lange Perioden zur Fuͤgſamkeit in neue autoritäre Gewalten, 
einerlei welche, reif werden. Denn wenn der Alltag komme, werde die 
Frage der Arbeitsgelegenheit und Verſorgung beherrſchend werden und 
die Ideologien wieder in das Schaufenſter oder — die Rumpelkammer 
verbannen. ö N 

Mit Maſchinengewehren und noch ſo todesmutigen Glaubenskaͤmpfern, 
mit dilettantiſchen Literaten und mit der Hyſterie zufälliger Maſſenver— 
ſammlungen ſei eben keine Neuordnung, am wenigſten eine Soziali— 
ſierung, durchzufuͤhren. Dafuͤr beduͤrfe es wirtſchaftsorganiſatoriſch, und 
das heißt heute nun einmal: geſchaͤftlich, geſchulter Gehirne. Die Ber 
deutung des „Portemonnaies“ ſolle man gewiß nicht unterſchaͤtzen. Aber 
auf ihm allein beruhe die heutige Stellung des buͤrgerlichen Unternehmers 
in der Wirtſchaft nun einmal ganz und gar nicht. In unſerer jetzigen 
Lage ſpiele vielmehr das Portemonnaie weſentlich die Rolle: daß wir 
fremde Rohſtoffe haben muͤſſen und dazu Auslandskredit, vor allem 
von Amerika. Den erhalte aber nun einmal weder eine Literatenregie— 
rung wie die Muͤnchener, noch eine rein proletariſche wie die Berliner, 
ſondern nur eine ſolche, hinter der als Garant das Buͤrgertum 
ſtehe. Es erhalte ihn ein jeder geſchulte buͤrgerliche große Organiſator, 
ſelbſt mit ganz entleertem Portemonnaie — vielleicht dann als gut be— 
zahlter Agent amerikaniſcher Kapitaliſten — unvermeidlich leichter 
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als ein von Dilettanten geleiteter oder ein ſozialiſtiſcher, das heißt: 
bureaukratiſcher Apparat. An dieſen nüchternen, aber ehernen Tat- 
ſachen allein ſchon, die nicht durch Reſolutionen und leidenſchaftliche 
Pro klamationen von Literaten fortgeſchwatzt oder fortbeſchworen werden 
konnen, ſcheitere jeder Verſuch einer Neuaufrichtung oder gar Soziali— 
fierung der Wirtſchaft durch „proletariſche Diktatur“. Das Bürgertum 
ſei, auch wenn es wollte, bei der Beſchaffung ſo ungeheurer Mittel 
mitzuwirken gar nicht in der Lage, wenn man ihm nicht paritätifchen 
Anteil an der politiſchen Gewalt und wirtſchaftliche Eigen— 
verantwortlichkeit ſichere, moͤge man es im uͤbrigen noch ſo ſehr 
unter die Steuerſchraube ſetzen: wozu wir gerne mitwirken wuͤrden. 
Die einzige wertvolle ſozialpolitiſche Leiſtung der Revolutionszeit ſei 
bisher das Abkommen der Gewerkſchaften und Unternehmerverbaͤnde 
mit ſeiner Ausſchaltung der gelben Klaſſenverraͤter. Nur wenn in der 
politiſchen Macht durch freies Kompromiß eine aͤhnliche Paritaͤt her⸗ 
geſtellt werde, koͤnne eine demokratiſche Regierung nicht nur Frieden, 
ſondern auch Neuaufbau aus eigenen Kraͤften bringen. Sonſt nicht! 
Gehe man den bisherigen Weg weiter, werde uͤberdies die Konſtituante 
verzögert oder durch unfreie Wahl oder einſeitige amtliche Wahldema⸗ 
gogie diskreditiert und der Boykottierung ausgeſetzt, dann waͤre die 
Folge: daß ſchließlich der Feind, um zum Schluß zu kommen, mit der 
einzig legitimen Macht: einer gleichviel wie zuſammengeſetzten Mehr: 
heit des Reichstags ſich in Verbindung ſetze und abſchließe. Dann wuͤrde 
uͤber die ſozialiſtiſche ebenſo wie uͤber die ehrliche buͤrgerliche Demokratie 
zur Tagesordnung uͤbergegangen werden. Wer etwas anderes behaupte, 
treibe groben Volksbetrug, nicht anders als die Kriegshetzer 
des alten Regimes es taten. Sich aufzudraͤngen habe das Buͤrger— 
tum bei ſeiner Unentbehrlichkeit nicht den geringſten Anlaß. Die 
Folge ſeiner Ausſchaltung aber ſei, daß man es zu ſpaͤt rufen werde 
und daß das arbeitende Proletariat jahrzehntelang die Koſten jenes 
Revolutionskarnevals zu zahlen habe, den eine Anzahl von Re— 
volutionsintereſſenten jo lange aufführen werde und koͤnne, bis die Re— 
ſerven der deutſchen Wirtſchaft aufgezehrt ſeien. Der Redner ſchilderte 
ſchließlich die kuͤnftige Staatsform Deutſchlands in aͤhnlicher Art wie in 
einer Artikelſerie in der „Frankfurter Zeitung“. Er erklaͤrte erneut: daß 
die Wege der ehrlichen, ruͤckhaltlos friedlichen und ruͤckhaltlos radikalen 
bürgerlichen und der ſozialiſtiſchen Demokratie jahrzehntelang gemein⸗ 
ſam und „Schulter an Schulter“ verlaufen koͤnnten, ehe ſie ſich vielleicht 
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einmal trennten, daß aber Minderheitsregierungen und der Verſuch, 
das nun einmal nicht zu entbehrende Buͤrgertum in eine politiſch ent⸗ 
rechtete Parialage zu Drängen, in der Meinung, es fo als „techniſches 
Perſonal“ benutzen zu koͤnnen, ſehr ſchnell an der Wucht der Tatſachen 
zerſchellen wuͤrde. Schon jetzt ſeien durch dieſe dilettantiſchen Verſuche 
Milliarden vergeudet, bei laͤngerer Dauer wuͤrden es Dutzende von 
Milliarden werden und die offene, ruͤckſichtsloſe kapitaliſtiſche Fremd⸗ 
herrſchaft, gegen die dann das Proletariat machtlos ſei, 
ſtehe vor der Tuͤr. Er wendete ſich in den ſchaͤrfſten Formen ſo⸗ 
wohl gegen jene „politiſchen Maſochiſten“, die jetzt mit allerhand 
„Schuldenthuͤllungen“ ſchmaͤhliche Liebedienerei beim Feinde betreiben 
— Sklavenſeelen, die fuͤr eine aufrechte Demokratie ſo wenig 
echten männlichen Stolz aufbringen werden, wie jetzt gegenuͤber 
dem Feinde —, wie gegen die „ſatten Buͤrger“, die ſich jetzt ebenſo 
nach oben ducken, wie unter dem alten Regime, hoffend, daß dieſer 
Gottesgnadenſchutz ihres legitimen Beſitzes wiederkehre, und verſpottete 
die mittelparteilichen annexioniſtiſchen Kreiſe, welche als Lohn für 
ſchleuniges Umlernen ſchon wieder Mandate erbetteln. Er forderte zu 
ruͤckhaltloſem Anſchluß des Buͤrgertums an die große Demos 
kratiſch-republikaniſche Partei auf. 
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Zum Thema der „Kriegsſchuld““ 


ir haben in Deutſchland zwei Monate hinter uns, deren vollendete 

Erbaͤrmlichkeit im Verhalten nach außen alles uͤberbietet, was die 
deutſche Geſchichte aufzuweiſen hat. Das Ohr der Welt. gewannen aller: 
hand Literaten, die das Beduͤrfnis ihrer durch die Furchtbarkeit des 
Krieges zerbrochenen oder der Anlage nach ekſtatiſchen Seele im Durch): 
wuͤhlen des Gefuͤhls einer „Kriegsſchuld“ befriedigten. Eine ſolche 
Niederlage mußte ja die Folge einer „Schuld“ ſein, — dann nur ent⸗ 
ſprach ſie jener „Weltordnung“, welche alle ſolche ſchwachen, dem Ant— 
litz der Wirklichkeit nicht gewachſenen Naturen allein ertragen. Die Welt 
iſt nun aber anders eingerichtet, als ſie ſich glauben machen moͤchten. 
„Der Gott der Schlachten iſt mit den groͤßeren Bataillonen“, — dies 
Wort Friedrichs des Großen hat im woͤrtlichen Sinne ſehr oft und auch 
in dieſem Kriege vier Jahre lang nicht gegolten. Wohl aber im ſchließ⸗ 
lichen Endreſultat. Und ſofern es den wuͤrdeloſen Gedanken, als ſei 
ein Kriegsausgang ein Gottesgericht, ablehnt und beſagt: daß der krie⸗ 
geriſche Erfolg ſchlechterdings nichts fuͤr oder gegen das Recht beweiſt, 
gilt es ein fuͤr allemal, wie ungezaͤhlte Leichenfelder der Geſchichte auch 
dem Bloͤdeſten beweiſen koͤnnen. 

Wuͤrde es ſich hier nur darum handeln, unſere Krieger davor zu ſchuͤtzen, 
daß ihnen außer dem furchtbaren Schickſal, ſchließlich doch unterlegen zu 
ſein, — was jede maͤnnliche und herbe Lebensauffaſſung ertraͤgt, — 
auch noch zugemutet wird, eine Haltloſigkeit mitzumachen, dann koͤnnte 
man es getroſt ihnen ſelbſt uͤberlaſſen, derartiges von ſich abzuſchuͤtteln. 
Allein das politiſch fuͤr die ganze Zukunft der Beziehungen unſerer Na⸗ 
tion zu allen anderen Voͤlkern Gefaͤhrliche liegt in dem grundfalſchen 
Anſchein, der in der Welt uͤber die Meinungen desjenigen ſchweig en- 
den Deutſchland erregt wird, welches, einerlei wie bald, jedenfalls 
irgendwann wieder zu ſeinem Recht gelangt, wenn das Treiben des 
jetzigen dilettantiſchen Regimes ein Ende gefunden haben wird. Im 
Namen der Ehrlichkeit muß der Welt ſchon jetzt zugerufen werden, weit⸗ 
hin über die Länder und Meere: Es iſt nicht wahr, dies Literatenvolk 


1) Frankfurter Zeitung vom 17. Januar 1919. 
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ift nicht Deutſchland und fein Gebaren entſpricht nicht der wirk⸗ 
lichen inneren Stellung der Deutſchen zu ihrem Kriegsſchickſal. 

Der Verfaſſer dieſes Aufſatzes iſt, aus rein politiſchen ſowohl wie aus 
allgemeinen Kulturgruͤnden, vor dem Kriege ſtets fuͤr eine anſtaͤndige 
Verſtaͤndigung mit England, die einen Krieg unmoͤglich gemacht 
hätte, eingetreten und hat feine Haltung im Kriege nicht geändert. 
Er hat keinen Augenblick die törichten Vorſtellungen über die ameri⸗ 
kaniſchen Kriegsmotive und die Abſichten des Praͤſidenten Wilſon mit⸗ 
gemacht. Es iſt ihm niemals eingefallen, den deutſchen Einmarſch in 
Belgien als eine felbftverftändliche Harmloſigkeit und vollends die „Ans 
gliederungsplaͤne“ gegenuͤber dieſem Lande als etwas anderes als: Irr— 
ſinn anzuſehen. Er denkt auch jetzt nicht daran, die ſchweren Fehler, 
vor allem die oft gewiſſenloſe Leichtfertigkeit und die verſtockte parvenuͤ⸗ 
maͤßige Großſprecherei im Zeitalter Wilhelms II. anders als fruͤher zu 
beurteilen. Er darf natuͤrlich nicht beanſpruchen, irgendwie mehr als 
irgendein anderer dafuͤr berufen angeſehen zu werden: im Namen 
jener Deutſchen zu ſprechen, die ebenſo denken wie er. Aber wenn er 
ſich der Kollektiverklaͤrung feiner Heidelberger Kollegen über die Kriegs: 
ſchulderoͤrterungen nicht anſchloß, weil alle akademiſchen Kollektiv— 
erklaͤrungen im Kriege in Mißkredit gekommen ſind, ſo nimmt er ſich 
das Recht ausfuͤhrlich zu begruͤnden, daß und warum er der gleichen 
Anſicht iſt, wie jene Erklärung. 

Zuvor aber einige andere Bemerkungen. 

Das Urteil der Geſchichte uͤber die Art, wie Praͤſident Wilſon ſeiner 
noch nicht dageweſenen Verantwortung gerecht geworden iſt, wird end⸗ 
guͤltig von ſeinem demnaͤchſtigen Verhalten beſtimmt werden. Wenn 
er angeſichts deſſen tatſaͤchlich kein Bedenken tragen ſollte, ſich mit unſern 
Gegnern allein an einen Tiſch zu ſetzen, nachdem er allein ihren An— 
ſtrengungen, ſein Urteil zu beeinfluſſen, ſich ausgeſetzt hat, ohne dagegen 
deutſche repraͤſentative Perſoͤnlichkeiten, deren Hände rein find, ebenſo 
eingehend oder auch nur uͤberhaupt angehoͤrt zu haben, ſo kann dies 
ſchwerwiegende Folgen herbeifuͤhren. Vor allem fuͤr das innere und 
aͤußere Verhalten der deutſchen Bevoͤlkerung gegenuͤber dem kuͤnftigen 
Frieden. Nur ſoviel ſei bemerkt: Saarbruͤcken, Botzen, Reichenberg, 
Danzig und andere Orte in die Haͤnde von Fremdvoͤlkern geſpielt, deutſche 
Fluͤſſe oder Kanaͤle durch eine ſogenannte Neutralifierung unſerer Vers 
fuͤgung entzogen, Fronknechtſchaft und Pfandbeſitz fuͤr Anſpruͤche aus 
Schaͤden, welche die Folgen des Krieges rein als ſolche ſind — das 
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alles würde ſelbſtverſtaͤndlich dazu führen, daß auf der politiſch radi⸗ 
kalſte Arbeiter Deutſchlands — nicht jetzt, wohl aber nach Jahr und 
Tag, wenn der jetzige Taumel und die folgende Ermattung voruͤber 
ſind — zum Chauviniſten wuͤrde und daß er gemeinſam mit den In⸗ 
tellektuellenſchichten der Nation ſich auf jene revolutionaͤren Mittel der 
Selbſtbeſtimmung beſinnen muͤßte, wie ſie jede Irredenta gebraucht 
hat und wie fie ein 70⸗Millionen⸗Volk natürlich ausgiebiger und nach— 
druͤcklicher gebrauchen kann, als Serbien oder auch Italien es je getan 
haben. Nur Kinder und Narren koͤnnen hoffen, durch die Mittel und 
in der Art, wie es jetzt eine Handvoll Fanatiker mit ihrem Anhang 
von Beutejaͤgern will, eine neue Wirtſchaftsordnung zu begruͤnden oder 
die gegenwaͤrtige auch nur um Haaresbreite „reifer“ fuͤr eine „Soziali— 
ſierung“ zu machen. Gegenüber einem politiſchen und militaͤriſchen Ge: 
waltbeſitz Fremder aber ſtehen die Dinge denn doch nach alter Erfah— 
rung voͤllig anders. Natuͤrlich weiß jeder urteilsfaͤhige Deutſche, daß es 
für die Feinde zur Zeit eine Kleinigkeit wäre, einige Hauptorte Deutſch⸗ 
lands zu beſetzen und dem jetzigen ſogenannten revolutionaͤren Treiben 
kleiner, aber gut bewaffneter Fanatiker⸗ und Raͤuberbanden ein ſchleu— 
niges Ende zu bereiten, falls ſie dies aus irgendeinem Grunde in ihrem 
Intereſſe für nüglich hielten. Und natürlich iſt es alſo denkbar, daß dies 
uns angedrohte Verfahren irgendwann eintritt und ſicher, daß die Gegner 
dann von den anfangs allein ins Auge gefaßten Teilgebieten aus immer 
weiter zu gehen gezwungen ſein wuͤrden. Einer ſolchen Expedition 
hätte heute keine deutſche Regierung oder Partei wirkſame phyſiſche 
oder moraliſche Machtmittel entgegenzuſtellen. Aber die Chancen der 
Organiſation eines laͤngere Jahre dauernden Pfandbeſitzes waͤren frei— 
lich voͤllig andere. — Indeſſen nicht von dieſen fuͤr uns und die Geſittung 
der Welt immerhin aͤußerſt ernſten Perſpektiven eines Gewaltfriedens 
— der „Schuld an der Zukunft“ — ſoll im weiteren die Rede ſein. Son⸗ 
dern von der „Schuld“ an der Vergangenheit, insbeſondere am Kriege. 

In einem Zeitpunkt, wo verſucht wird, ein ſolches Problem mit dem 
Mittel einer (noch dazu: einſeitigen!) Publikation von Akten uͤber 
den unmittelbaren Anlaß des Ausbruchs zu loͤſen, ſcheint es immerhin 
nötig, die Kindlichkeit eines ſolchen Beginnens ausdruͤcklich zu betonen. 
Fuͤr wen die Neujahrsrede Napoleons und die folgenden Aktionen der 
Diplomatie von 1859 oder die diplomatiſche Aktion Oſterreichs beim 
Bundestag von 1866 oder die Emſer Depeſche von 1870 oder das Ulti— 
matum an Serbien von 1914 den Grund fuͤr den betreffenden Krieg 
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darſtellt, der ift einfach: ein Schwachkopf. Das Streben Piemonts nach 
Einigungs Italiens und Oſterreichs Widerſtand dagegen, das Streben 
Preußens nach Einigung Kleindeutſchlands und der dagegen ſich wen— 
dende Widerſtand zunaͤchſt Oſterreichs und dann Frankreichs (der ganzen 
Nation, von Napoleon bis zu Thiers und Gambetta) waren 1859, 1866, 
1870 die Kriegs gruͤnde. Jene diplomatiſchen Aktionen aber waren die 
fuͤr das politiſche Reſultat zwar nicht unwichtigen, aber fuͤr die Entſtehung 
des Krieges ſelbſt gleichguͤltigen Formen, in denen er ſich entſpann. 

Fuͤr den diesmaligen Krieg nun gab es eine, und nur eine Macht, 
die unbedingt und unter allen Umſtaͤnden den Krieg um ſeiner ſelbſt 
willen wollte und nach ihren politiſchen Zielen wollen mußte: Ruß: 
land, d. h.: der Zarismus als Syſtem und die ihm anhaͤngenden oder 
vielmehr die den perſoͤnlich indifferenten Zaren zum Krieg draͤngenden 
hinlaͤnglich bekannten Schichten. „Wie ein Naturereignis“ komme der 
Krieg, ſagte mir ein Kadett, nicht lange vor dem Ausbruch. Und dieſer 
Glaube — oder vielmehr: dieſer Entſchluß — reichte noch weſentlich 
weiter nach links. Die hiſtoriſch begruͤndete Eigenart ruſſiſcher Literaten 
aller Parteien, ſich nicht mit der Ordnung ihrer haͤuslichen ruſſiſchen 
Angelegenheiten zu begnügen, ſondern eine Weltrolle ſpielen zu wollen, 
trat ſchon in der Revolution von 1905 zutage und iſt ſich ſeitdem bis 
heute gleichgeblieben. In dem Rußland von 1914 gab es keine Schicht 
von irgendwelchem poſitiven Einfluß, die den Krieg nicht gewollt haͤtte. 
Zu vermeiden war der ruſſiſche Krieg fuͤr Deutſchland nach dem Zer— 
wuͤrfnis mit England daher nur zeitweiſe und auch nur unter der Be— 
dingung der voͤlligen Preisgabe des geſamten Weſtſlaventums und unſerer 
eigenen Unabhaͤngigkeit an die abſolute Beherrſchung durch Petersburg 
und Moskau. Wer ſich mit dem Verwaltungsſyſtem des Zarismus je 
befaßt hat, weiß, daß es auf der weiten Erde nichts gab, was ſeinen 
raffinierten Mitteln der Volksentmannung glich, und daß die Revolution 
von 1905 darin nur zugunſten von Leuten unpolitiſcher Art oder mit 
ſehr viel Geld eine Anderung herbeigefuͤhrt hatte. Er weiß alſo auch, 
— wie es die deutſche Sozialdemokratie am 4. Auguſt 1914 wußte — 
daß ein Krieg gegen dieſes Syſtem ein guter Krieg war und daß die 
Leiſtung der deutſchen Heerfuͤhrer, die ſeinen Zuſammenbruch herbei— 
fuͤhrte, fuͤr immer zu den Ruhmesblaͤttern der deutſchen Geſchichte 
zaͤhlen wird. Unter gar keinen Umſtaͤnden kann, ſoweit Rußland in 
Frage kommt, — und deſſen Verhalten entſchied fuͤr den Krieg als 
ſolchen uͤberhaupt — von einer deutſchen „Kriegsſchuld“ auch nur 
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geredet werden, deren Diskuſſion vielmehr nur den weſtlichen Gegnern 
gegenüber überhaupt möglich iſt. 

Mas übrigens ſchließlich den aͤußeren Hergang des Ausbruchs gegen 
Rußland anlangt, fo haͤtte Art. 1 eines kuͤnftigen Kriegsvoͤlkerrechts⸗ 
ſtatuts des zu ſchaffenden Voͤlkerbunds zu lauten: „Ein Staat, der 
mobil macht, waͤhrend noch verhandelt wird, verfaͤllt dem internatio⸗ 
nalen Verruf.“ Es war ja nicht nur jedem Staatsmann der Welt, 
ſondern jedem politiſch intereſſierten Laien genau bekannt, daß und 
warum eine ruſſiſche Mobilmachung den Krieg nicht etwa nur „un⸗ 
vermeidlich“ machte, ſondern ihrerſeits der Kriegsausbruch war.“ 

Art. 2 des kriegsvoͤlkerrechtlichen Voͤlkerbundsſtatuts hätte zu lauten: 
„Ein Staat, der bei Kriegsausbruch auf die Anfrage, ob er neutral 
bleiben werde, keine deutliche Erklaͤrung abgibt, verfaͤllt dem internatio⸗ 
nalen Verruf.“ So verhielt ſich Frankreich. Da ihm damals ſeine 
Ehre die Innehaltung des nun einmal beſtehenden Buͤndniſſes mit 
Rußland gebot, verbietet ihm jetzt doch wohl die Wuͤrde, in der Rolle 
des unvermutet Überfallenen zu erſcheinen. — Etwas anders liegt es 
natuͤrlich, wenn man nach den letzten Kriegsg ruͤnden fragt. Über die 
Annexion Elſaß⸗Lothringens hat die Welt im Jahre 1870 und noch 
kurz vor dem Kriege bekanntlich nicht ſo geurteilt wie waͤhrend des 
Krieges. Indeſſen dies bleibe ganz aus dem Spiel. Denn es aͤndert 
nichts daran, daß unſere dynaſtiſche Politik eben eine politiſche Behand⸗ 
lung des Elſaß verſchuldete, welche dieſe Wunde offen hielt. (Vor dem 
Krieg war die Erhebung zum gleichberechtigten deutſchen Bundesſtaat 
die Forderung der franzoͤſiſchen Sozialdemokratie.) Aber ſelbſtverſtaͤnd⸗ 
lich iſt auch das nicht entſcheidend geweſen. Sondern: der hiſtoriſch uͤber⸗ 
kommene Wunſch der franzoͤſiſchen Politik, ſtatt des ſtarken einen ſchwa⸗ 
chen Nachbar zu haben. Dieſer Wunſch wurde ſehr weſentlich und — 
muß man ſagen — ganz begreiflicherweiſe verſtaͤrkt durch die, nicht in 
ihrem urſpruͤnglichen Ziel, um ſo mehr aber in ihrem weiteren Ver⸗ 
lauf und in ihren Mitteln, törichte und nervoͤſe Marokkopolitik der deut⸗ 
ſchen Regierung. Die ſehr aufrichtig gemeinte Haltung des Reichs⸗ 
kanzlers v. Bethmann in den letzten Jahren vor dem Kriege kam zu 
ſpaͤt. Es laͤßt ſich aber ganz unmoͤglich leugnen, daß, im Gegenſatz zu 
Deutſchland, eine ſehr ſtarke, auf den franzoͤſiſch-deutſchen Krieg 
als ſolchen hinarbeitende populaͤre Stroͤmung in Frankreich ſtets be⸗ 
ſtanden hat und allen noch ſo ehrlichen Verſuchen einer Verſtaͤndigung 
entgegenwirkte. Die kleinen im Lande verbreiteten Blaͤtter und illu⸗ 
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ſtrierten Zeitſchriften allein ſchon dienten dieſer Stimmung in einer 
Art, wie ſie in Deutſchland voͤllig undurchfuͤhrbar geweſen waͤre. In 
Deutſchland war der Wunſch einer Verſtaͤndigung ſtets volkstuͤmlich. 
Die erſt waͤhrend des Kriegs, unter der Oberflaͤche ziemlich lebhaft von 
ſchwerinduſtrieller deutſcher Seite erhobene Annexionsforderung (Briey) 
hat die ganz uͤberwiegende Mehrheit der Parlamentarier ſowohl wie 
der Nation beharrlich und auch in Zeiten deutſcher Erfolge zuruͤckgewieſen. 

Als etwa ein Jahr vor Ausbruch des Krieges ein Mitarbeiter einer 
großen franzoͤſiſchen Zeitung bei uns ſaß und, nachdem er ſich Empfeh⸗ 
lungen an deutſche Politiker hatte geben laſſen, die Beſorgnis aͤußerte: 
daß die drohende Kriegsgefahr für ihn vielleicht eine unfreundliche Auf- 
nahme nach ſich ziehen koͤnne, ſagten wir ihm: In jedem deutſchen Hauſe 
werden die Maͤnner, die ins Feld ziehen muͤſſen, wenn es unvermeidlich 
werden ſollte, Ihnen beim Abſchied die Hand ſchuͤtteln: „Auf Wieder⸗ 
ſehen auf dem Felde der Ehre.“ Nach feinem Verhalten muß ich an: 
nehmen, daß er, und nicht nur er, fuͤr dieſe Geſinnung Verſtaͤndnis 
hatte. — Mit dieſem Frankreich aber haben wir heute nicht zu rechnen. 
Eroͤrterungen von „Schuldfragen“ mit den Traͤgern der gegenwartig 
dort, wie es ſcheint, vorherrſchenden Geſinnung ſind ſinnlos. 

Artikel 3 des Kriegsvoͤlkerrechtsvertrags der Zukunft müßte nach meiner 
Anſicht lauten: „Ein dauernd neutraliſierter Staat kann ſich auf ſeine 
Neutralität nur berufen, wenn er ſich in den Stand geſetzt hat, fie nach 
allen Seiten hin gleichmaͤßig und moͤglichſt wirkſam zu ſchuͤtzen.“ Im 
Gegenſatz zur Schweiz und zu Holland war es der politiſche Fehler 
Belgiens, dies nicht getan zu haben. Der Schutz war der Sache nach 
nur gegen Deutſchland gerichtet, die Seekuͤſte ſowohl wie die Grenze 
gegen Frankreich ganz ungeſchuͤtzt. Die deutſche Auffaſſung daruͤber 
war der Offentlichkeit nicht verborgen: der ausdruͤckliche Hinweis des 
Kaiſers bei den Schweizer Manoͤvern auf die „ungedeckte andere Flanke“ 
war ſo deutlich wie moͤglich. Das aͤndert natuͤrlich nichts daran, daß 
der Zorn der uͤberraſchten Maſſe des belgiſchen Volkes uns verſtaͤndlich 
iſt, und noch weniger ſoll damit die Außerung des Reichskanzlers v. Beth⸗ 
mann in ſeiner bekannten Rede bei Kriegsbeginn entwertet werden. 
Wohl aber duͤrfen wir feſtſtellen: daß auch dieſe „Schuldfrage“ nicht ſo 
einfach lag, wie vielfach angenommen wurde. 

Artikel 4 des Kriegsvoͤlkerrechtsvertrags haͤtte nach deutſcher Auffaſſung 
lauten muͤſſen: „Ein Neutraler, der von einer kriegfuͤhrenden Seite einen 
Rechtsbruch ohne gewaltſame Abwehr duldet, darf zur Gewaltſamkeit 
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auch gegen die andere Seite nicht greifen wegen folder rechtswidriger 
Gegenmaßregeln, welche das einzige Mittel find, die Folgen des gegne⸗ 
riſchen Rechtsbruchs wettzumachen.“ Fuͤr dieſe Rechtsauffaſſung ſtand 
Deutſchland in der Tauchbootfrage ein, waͤhrend Praͤſident Wilſon ſein 
bekanntes Prinzip, daß die Verantwortlichkeit „nicht verbunden, ſondern 
geſondert“ ſei, vertrat. Die engliſche Blockade, der dreiviertel Millionen 
Menſchenleben zum Opfer fielen, war offenkundig rechtswidrig, ſchon 
weil ſie fuͤr die Oſtſee nie effektiv war, wie der Praͤſident wiederholt 
feſtgeſtellt hat. Aus feinem Rechtsſtandpunkt aber zog er ganz natur: 
gemaͤß die Folgerung: daß er eine nur materielle Schaͤdigung von der 
einen Seite und eine Bedrohung von Menſchenleben von der anderen 
Seite formell geſondert und materiell verſchieden behandeln duͤrfe und 
muͤſſe. Die Konſequenz der deutſchen Niederlage iſt der Sieg der Rechts⸗ 
auffaſſung des Praͤſidenten. Unrichtig aber ift es, daß Deutſchland 
rein willkuͤrlich und ohne eine ehrliche, wenn auch wenigſtens m. E. in 
ihren Konſequenzen nicht durchfuͤhrbare, alſo objektiv falſche Rechts⸗ 
uͤberzeugung es auf den Krieg habe ankommen laſſen. Die ſehr ſchweren 
Einzelfehler der deutſchen Politik gegenuͤber Amerika und vor allem das 
Verhalten des Herrn Zimmermann vom Januar 1917 laſſen ſich in 
keiner Weiſe rechtfertigen, und es muß offen zugegeben werden, daß 
zu einer derartigen Vertretung Deutſchlands ein vertrauensvolles Ver— 
haͤltnis für neutrale Mächte, in heikler Lage zumal, aͤußerſt ſchwer war. 
Die Haltung Deutſchlands iſt dabei hauptſaͤchlich durch die Vorſtellung 
bedingt geweſen, Amerika beabſichtige in jedem Falle in den Krieg ein⸗ 
zugreifen. Die Vorſtellung war offenkundig abſolut falſch. Daß ſie 
uͤberhaupt entſtehen konnte, hatte aber immerhin ſeinen Grund darin, 
daß in Deutſchland auf die Tatſache verwieſen werden konnte, daß es 
auch in Amerika eine „Kriegsideologie“ gab. Nur hatte ſie m. E. nichts 
mit „dem Dollar“ zu tun. Im Gegenteil: es waren ganz andere und 
zweifellos ein Teil der beſten Schichten des „jungen“ Amerika, die am 
meiſten zu ihr hinneigten. Vor allem innerhalb der an Bedeutung un⸗ 
vermeidlich ſtetig ſteigenden Univerfitätsichichten fand fie, hier wie auch 
ſonſt oft, ihre Traͤger. Wenn man ſchon 1904 in einem ſo guten und 
fuͤr das „junge“ Amerika ſo charakteriſtiſchen Buch wie Veblens Theory 
of-business enterprise die unverhohlen freudige Konkluſion las, daß die 
Zeit herannahe, in der es wieder ein rationelles Geſchaͤft („a sound 
business view“) ſein werde, den Welthandel einander durch Krieg 
abzunehmen, daß alſo der Kriegsgeiſt wieder erwachen und damit 
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Wuͤrdegefuͤhl an die Stelle des oͤden Dollarverdienens treten werde, — 
wenn man im kleinen die langſame Wandlung des Geiſtes dieſer Schichten 
verfolgte (z. B. in den Studentenwohnungen amerikaniſcher Quaͤker⸗ 
univerſitaͤten deutſche Menſurſchlaͤger an der Wand fand, von Studenten 
auffallend oft nach dem Betrieb dieſes ritterlichen Sports gefragt wurde), 
gelegentlich von Univerfitätsfollegen das Dreiklaſſenwahlrecht als recht 
vernünftig — (very reasonable — bezeichnen hörte) und die ſonſtigen 
oft eroͤrterten Ariſtokratiſierungserſcheinungen vor ſich ſah, ſo konnte man 
das wiſſen. Einen aus anſtaͤndigen Gruͤnden entſtehenden Krieg mit 
einer wirklich großen Militaͤrmacht hätte ein Teil dieſer ſtark europaͤi⸗ 
ſierten Jugend ſchwerlich je grundſaͤtzlich als unſympathiſch empfunden. 
Indeſſen bei den Maſſen war es allerdings letzlich doch die ſubjektiv 
durchaus ehrliche Überzeugung von der abſoluten Schlechtigkeit der 
deutſchen Sache (Belgien !), der hinterhaͤltigen Verſtocktheit der deut⸗ 
ſchen Diplomatie und der Ruͤckſichtsloſigkeit der deutſchen Kriegsmethode, 
welche die Kriegsſtimmung ſchufen. Es laͤßt ſich, wie geſagt, auf keine 
Art leugnen, daß allerhand Einzelvorfaͤlle und das Verhalten verſchie⸗ 
dener deutſcher Funktionaͤre dazu beigetragen haben, dieſen Glauben 
zu nähren. Andererſeits blieb freilich die Information der Amerikaner 
eine derart beiſpiellos einſeitige, und zwar bis heute, daß von der 
Moͤglichkeit eines einigermaßen billigen Standpunkts bei ihnen ſchlechter⸗ 
dings keine Rede ſein konnte. Begruͤndet war aber leider ihr grund⸗ 
legendes Urteil uͤber die Unverlaͤßlichkeit unſerer Leitung. Nur hatte 
dies nichts mit moraliſchen Defekten zu tun, ſondern beruhte auf einem 
Regierungsſyſtem, welches unter monarchiſchen Formen die Beſtimmung 
politiſcher Entſchluͤſſe un verantwortlichen Inſtanzen und einer Demagogie 
von deren Kreaturen auslieferte, die ſchließlich ftärfer wurden als ihre 
Herren. Die Bekaͤmpfung dieſes Syſtems aber hatte u. a. die fruͤher 
in einem Teil der engliſchen Preſſe und Literatur uͤbliche Verhimmelung 
der Perſon des Deutſchen Kaiſers uns außerordentlich erſchwert. 

Und damit zu England. Das Reden uͤber die „Einkreiſungspolitik“ 
und den „Handelsneid“ auf unſerer Seite und die hoͤchſt widerwaͤrtige 
phariſaͤiſche und pfaͤffiſche Pathetik eines Teils der dortigen Politiker 
uͤbertoͤnen den einfachen Tatbeſtand. Gewiß hat einerſeits die ſehr ver⸗ 
kehrte Inſzenierung der deutſchen Burenpolitik (und Ahnliches), anderer⸗ 
ſeits das nicht großzuͤgige Verhalten der engliſchen Politik gegen uns 
in Kolonialfragen ſtark mitgewirkt. Aber wirkſamer Kriegsg rund war 
fuͤr die engliſche Politik durchaus die Unſicherheit uͤber die Ziele und 
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den beabſichtigten Umfang des deutſchen Flottenbaues, welche an⸗ 
geſichts mancher Außerungen des Kaiſers ſtieg und zur Konzentration 
der engliſchen Flotte in der Heimat und damit zu einer Laͤhmung der 
engliſchen Weltpolitik fuͤhren zu muͤſſen ſchien. Unſere Erfahrung in 
einem Krieg gegen alle Flotten der Erde zuſammen hat gelehrt: daß 
zu Verteidigungszwecken eine Schlachtflotte vom Umfang der franzoͤ⸗ 
ſiſchen fuͤr uns ausgereicht haͤtte. Angeſichts der geographiſchen Lage 
von Liverpool einerſeits, Hamburg andererſeits haͤtte fuͤr eine wirkliche 
Blockade Englands auch eine Flotte von der vollen Staͤrke der engliſchen 
nicht ausgereicht. Hier lagen in der Tat ſchwere, von uns bekaͤmpfte 
Irrtuͤmer der Tirpitzſchen Gernegroßpolitik, welche dazu gefuͤhrt hat, 
daß wir jetzt von der vielberedeten angelſaͤchſiſchen Weltherrſchaft ſagen 
muͤſſen, was 1871 Thiers von der deutſchen Einheit ſagte: „Ah, c'est 
nous qui l’avons faite!“ | 

Fuͤr das, was uns jetzt droht, werden breite Kreiſe in Deutſchland 
vor allem die Haltung Englands — einiger fuͤhrender Politiker und 
eines Teils der Preſſe — verantwortlich machen, einerlei mit wieviel 
Recht. Im Fall einer uns vergewaltigenden Polen= und Tſchechenpolitik 
der Entente oder von Fronknechtſchaft wird daher die oͤffentliche Mei⸗ 
nung Deutſchlands ihre Orientierung wohl im weiteren Oſten ſuchen, 
wo im Laufe einiger Jahrzehnte mit dem Wiedererſtehen Rußlands die 
Lage die alte ſein wird. Es iſt nicht unſere Aufgabe, engliſche Politiker 
daruͤber zu belehren, daß es nach einem Siege uͤber ein ſchließlich doch 
nicht auszuſchaltendes Volk im Verhalten eines Siegers Dinge gibt, die 
ihm außerordentlich ſchwer, noch andere aber, die ihm ſchlechterdings 
niemals vergeſſen werden. — Hier ſollte vielmehr nur, um nicht die 
deutſche Aufrichtigkeit in begründeten Mißkredit zu bringen, ganz offen 
geſagt werden, wie die einer aufrichtigen Verſtaͤndigung treu geweſenen 
und gebliebenen Kreiſe Deutſchlands zu dieſen „Schuld“-Eroͤrterungen 
ſachlich ſtehen. Es iſt ohne Ruͤckſicht darauf geſagt worden, ob dies irgend⸗ 
einen „Erfolg“ verſpricht, lediglich um fuͤr die kuͤnftig moͤglicherweiſe 
unvermeidliche Haltung dieſer Kreiſe eine ſittliche Vorbedingung 
zu erfuͤllen. Was die Gegner anlangt, ſo wird der Frieden entweder 
von ſachlichen Politikern gemacht werden, oder von Plebejern, die zu 
klein ſind, fuͤr den Sieg uͤber ein großes Volk und eine ekelhafte prieſter⸗ 
liche Salbung in den Dienſt politiſchen und oͤkonomiſchen Profitſtrebens 
ſtellen. Im letztgenannten Fall intereſſiert uns das Reſultat nur wenig 
und gilt es fuͤr uns: ſchweigen und warten. 
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Der Reichspraͤſident“ 


De erſte Reichspraͤſident iſt von der Nationalverſammlung gewaͤhlt 
worden. Der kuͤnftige Reichspraͤſident muß unbedingt vom Volke 
unmittelbar gewaͤhlt werden. Die entſcheidenden Gruͤnde dafuͤr ſind 
die folgenden: f 

1. Da der Bundesrat, wie immer man ihn benennen und wie immer 
man ſeine Befugniſſe umgeſtalten moͤge, jedenfalls in irgendeiner Ge⸗ 
ſtalt in die neue Reichsverfaſſung uͤbernommen werden wird, — denn 
es iſt vollkommen utopiſch zu glauben, daß die Traͤger der Regierungs⸗ 
gewalt und Staatsmacht: die von den Voͤlkern der Einzelfreiſtaaten 
beſtellten Regierungen, ſich bei der Willensbildung des Reichs, vor 
allem: der Reichsverwaltung, ausſchalten laſſen — fo iſt die Schaffung 
einer unzweifelbar auf dem Willen des Geſamtvolkes, ohne Dazwiſchen⸗ 
kunft von Mittelmaͤnnern, ruhenden Staatsſpitze ganz unumgaͤnglich. 
Überall iſt die indirekte Wahl beſeitigt worden, und hier, an der for⸗ 
mell hoͤchſten Stelle, ſoll ſie erhalten bleiben? Das wuͤrde mit Recht als 
eine Verhoͤhnung des Prinzips der Demokratie im Intereſſe des Kuh: 
handels der Parlamentarier wirken und das Reich in ſeiner Einheit 
diskreditieren. | j 

2. Nur ein Reichspräfident, der die Millionenſtimmen hinter ſich hat, 
kann die Autorität beſitzen, die Sozialiſierung in die Wege zu leiten, 
fuͤr die ja durch Paragraphen von Geſetzen ſchlechthin gar nichts, durch 
eine ſtraff einheitliche Verwaltung dagegen alles zu leiſten iſt; Soziali⸗ 
ſierung iſt: Verwaltung. Dabei iſt voͤllig einerlei, ob man die Soziali⸗ 
ſierung nur als unumgaͤngliche Finanzmaßregel oder ob man ſie, im 
Sinne der Sozialdemokratie, als Umformung der Wirtſchaft betreiben 
will. Es iſt nicht die Aufgabe der Reichsverfaſſung, die kuͤnftige Wirt⸗ 
ſchaftsordnung feſtzulegen. Sie hat nur fuͤr alle denkbarerweiſe an die 
Verwaltung heranzutretenden Aufgaben freie Bahn und Noͤglichkeit 
zu ſchaffen, alſo auch fuͤr dieſe. Es iſt ſehr zu hoffen, daß die Sozial⸗ 


demokratie ſich nicht aus einem mißverſtandenen, kleinbuͤrgerlichen, 


pſeudodemokratiſchen Vorſtellungskreis heraus dieſen Notwendigkeiten 
1) Berliner Boͤrſenzeitung vom 25. Februar 1919, 
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verfchließen werde. Möchte fie doch bedenken, daß die viel beredete 
„Diktatur“ der Maſſen eben: den „Diktator“ fordert, einen ſelbſtge⸗ 
waͤhlten Vertrauensmann der Maſſen, dem dieſe ſo lange ſich unter⸗ 
ordnen, als er ihr Vertrauen beſitzt. Eine kollegiale Spitze, in der dann 
natürlich alle größeren Bundesſtaaten und ebenſo alle größeren Par⸗ 
teien jede ihren Vertreter verlangen wuͤrden, oder eine parlaments⸗ 
gewaͤhlte Spitze, die mit der elenden Ohnmacht des franzoͤſiſchen Praͤſi⸗ 
denten belaftet waͤre, koͤnnte in die Verwaltung niemals jene Einheit 
bringen, ohne welche ein Wiederaufbau unſerer Wirtſchaft, gleichviel auf 
welcher Grundlage, unmoͤglich iſt. Man ſorge dafuͤr, daß der Reichs⸗ 
präfident für jeden Verſuch, die Geſetze anzutaſten oder felbftherrlich 
zu regieren, „Galgen und Strick“ ſtets vor Augen ſieht. Man ſchließe 
eventuell, um jede Reſtauration auf dem Wege des Plebiſzits zu hin⸗ 
dern, Mitglieder der Dynaſtien aus. Aber man ſtelle das Reichspraͤſi⸗ 
dium feſt auf eigene, demokratiſche Fuͤße. 

3. Nur die Wahl eines Reichspraͤſidenten durch das Volk gibt Ge⸗ 
legenheit und Anlaß zu einer Fuͤhrerausleſe und damit zu einer Neu⸗ 
organiſation der Parteien, welche das bisherige ganz veraltete Syſtem 
der Honoratiorenwirtſchaft uͤberwindet. Bliebe dies beſtehen, ſo haͤtte 
die politiſch und wirtſchaftlich fortſchrittliche Demokratie in abſehbarer 
Zeit ausgeſpielt. Die Wahlen haben gezeigt, daß es den alten Berufs⸗ 
politikern uͤberall gelingt, entgegen der Stimmung der Waͤhlermaſſen 
die Maͤnner, die deren Vertrauen genießen, zugunſten politiſcher Laden⸗ 
huͤter auszuſchalten. Eine radikale Abwendung gerade der beſten Koͤpfe 
von aller Politik iſt die Folge geweſen. Nur die Volkswahl des hoͤchſten 
Reichsfunktionaͤrs kann hier ein Ventil ſchaffen. 

4. Die Wirkung des Verhaͤltniswahlrechts verſtaͤrkt dies Bedürfnis. 
Bei den naͤchſten Wahlen wird eintreten, was bei dieſen ſich erſt im Keim 
zeigte: die Berufsverbaͤnde (Hausbeſitzer, Diplominhaber, Feſtbeſoldete, 
„Buͤnde“ aller Art) werden die Parteien zwingen, lediglich zum Zwecke 
des Stimmenfangs deren (der Berufsverbaͤnde) beſoldete Sekretaͤre an 
die Spitze der Liſten zu ſtellen. Das Parlament wird ſo eine Koͤrper⸗ 
ſchaft werden, innerhalb derer ſolche Perſoͤnlichkeiten, denen die natio⸗ 
nale Politik „Hekuba“ iſt, die vielmehr, der Sache nach, unter einem 
„imperativen“ Mandat von oͤkonomiſchem Intereſſenten handeln, den 
Ton angeben: ein Banauſenparlament, unfähig in irgendeinem Sinne 
eine Ausleſeſtaͤtte politiſcher Führer darzuſtellen. Dies muß hier offen 
und nackt geſagt werden. Zuſammen aber mit dem Umſtand, daß der 
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Bundesrat durch feine Beſchluͤſſe den Miniſterpraͤſidenten (Reichskanzler) 
weitgehend bindet, bedeutet dies eine unvermeidliche Schranke der rein 
politiſchen Bedeutung des Parlaments als ſolchem, die unbedingt ein 
auf dem demokratiſchen Volkswillen ruhendes Gegengewicht fordert. 

5. Der Partikularismus ruft nach einem Traͤger des Reichseinheits⸗ 
gedankens. Wir wiſſen nicht, ob die Entwicklung rein regionaler Par⸗ 
teien nicht weiter fortſchreitet. Stimmung dafuͤr iſt da. Das wird auf 
die Mehrheitsbildung und die Zuſammenſetzung der Reichsminiſterien 
unweigerlich auf die Dauer zuruͤckwirken. Die Wahlbewegung bei der 
Beſtellung eines volksgewaͤhlten Reichspraͤſidenten bildet einen Damm 
gegen das einſeitige Uberwuchern ſolcher Tendenzen, denn es zwingt 
die Parteien, ſich durch das Reich hin einheitlich zu organiſieren und 
zu verſtaͤndigen, ebenſo wie der volksgewaͤhlte Reichspraͤſident ſelbſt 
dem — leider unvermeidbaren — Bundesrat ein Gegengewicht im 
Sinne der Reichseinheit gegenuͤberſtellt, ohne doch die Einzelſtaaten 
mit Vergewaltigung zu bedrohen. 

6. Fruͤher, im Obrigkeitsſtaat, mußte man fuͤr die Steigerung der 
Macht der Parlamentsmehrheit eintreten, damit endlich die Bedeutung 
und damit das Niveau des Parlaments gehoben wuͤrde. Heute iſt die 
Lage die, daß alle Verfaſſungsentwuͤrfe einem geradezu blinden Koͤhler⸗ 
glauben an die Unfehlbarkeit und Allmacht der Mehrheit — nicht etwa 
des Volkes, ſondern: der Parlamentarier — verfallen ſind, das ent⸗ 
gegengeſetzte, ganz ebenſo undemokratiſche Extrem. Man ſchraͤnke die 
Macht des volksgewaͤhlten Praͤſidenten ein wie immer und ſorge dafuͤr, 
daß er nur in zeitweilig unloͤsbaren Kriſenfaͤllen (durch ſuspenſives Vete 
und Berufung von Beamtenminiſterien) im uͤbrigen nur durch Anrufung 
des Referendums in die Reichsmaſchine eingreifen kann. Aber man gebe 
ihm durch die Volkswahl einen eigenen Boden unter die Fuͤße. Sonſt 
wankt in jedem Fall einer Parlamentskriſe — und bei mindeſtens vier 
bis fuͤnf Parteien wird eine ſolche nicht zu den Seltenheiten gehoͤren — 
der ganze Reichsbau. | 

7. Nur ein volksgewaͤhlter Reichspraͤſident kann in Berlin neben der 
preußiſchen Staatsſpitze eine andere als eine rein geduldete Rolle ſpielen. 
Bei den Einzelſtaatenregierungen, alſo auch bei der preußiſchen Staats⸗ 
ſpitze wird faſt die geſamte Amtspatronage liegen, vor allem die Be⸗ 
ſetzung ſaͤmtlicher mit dem Volk im Alltag in Beruͤhrung kommenden 
inneren Verwaltungsbeamten, vermutlich auch mindeſtens der unteren 
Offiziersgrade. Ein nicht nach Wahl des Geſamtvolks gewaͤhlter Reichs⸗ 
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präfident wuͤrde daher der preußiſchen Staatsſpitze gegenüber eine ges ' 
radezu erbärmliche Rolle fpielen und die Abermacht Preußens in Berlin 
und dadurch im Reich erneut und in ſehr gefaͤhrlicher, weil . 
lariſtiſcher Form erſtehen. 

Es iſt an ſich verſtaͤndlich, wenn die Parlamentarier ungern das Opfer 
der Selbſtverleugnung bringen, die Wahl des hoͤchſten Reichsorgans aus 
den eigenen Haͤnden zu geben. Aber es muß geſchehen und die Be⸗ 
wegung dafuͤr wird nicht raſten und ruhen. Moͤge die Demokratie nicht 
ihren Feinden dieſe Agitationswaffe gegen das Parlament in die Hand 
druͤcken. Wie diejenigen Monarchen nicht nur am vornehmſten, ſondern 
auch am kluͤgſten handelten, welche rechtzeitig ihre eigene Macht zu⸗ 
gunſten parlamentariſcher Vertretungen begrenzten, ſo moͤge das Par⸗ 
lament die Magna Charta der Demokratie: das Recht der unmittelbaren 
Fuͤhrerwahl, freiwillig anerkennen. Es wird das, wenn die Miniſter 
ſtreng an ſein Vertrauen gebunden bleiben, nicht zu bereuen haben. 
Denn der große Zug demokratiſchen Parteilebens, der ſich an der Hand 
dieſer Volkswahlen entwickelt, wird auch ihm zugute kommen. Ein unter 
beſtimmten Parteikonſtellationen und ⸗koalitionen vom Parlament ges 
waͤhlter Reichspraͤſident iſt mit Verſchiebung dieſer Konſtellation ein 
politiſch toter Mann. Ein volksgewaͤhlter Praͤſident als Chef der Exe⸗ 
kutive, der Amtspatronage und (eventuell) Inhaber eines aufſchiebenden 
Vetos und des Befugniſſes der Parlamentsauflöfung und Volksbefragung 
iſt das Palladium der echten Demokratie, die nicht ohnmaͤchtige Preis⸗ 
gabe an Kluͤngel, ſondern Unterordnung unter ſelbſtgewaͤhlte Fuͤhrer 
bedeutet. 
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Die Unterſuchung der Schuldfrage“ 


An die Redaktion der „Frankfurter Zeitung“. 


ie Eroͤrterung der ſogenannten Schuldfrage ſteht auf einem toten 

Punkt. Der Standpunkt deutſcher Kreiſe, welche annexioniſtiſche 
Tendenzen ſtets, auch auf der Hoͤhe unſerer Erfolge, abgelehnt haben, 
wurde in der ſeinerzeit auch von Ihnen gebrachten Erklaͤrung der „Hei⸗ 
delberger Vereinigung fuͤr eine Politik des Rechts“ zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Dieſe Kreiſe wiſſen ſich frei von irgendwelcher Abſicht, die wirk⸗ 
liche Verantwortung der deutſchen, von ihnen wiederholt ſcharf kriti⸗ 
fierten Politik verkleinern zu wollen, find aber ſelbſtverſtaͤndlich uͤber⸗ 
zeugt davon, daß nur eine wirklich unparteiiſche Pruͤfung der inter⸗ 
nationalen Lage und aller Vorgaͤnge vor und bei Ausbruch des Krieges 
eine geeignete Grundlage fuͤr die Beurteilung des deutſchen Verhaltens 
bieten koͤnnte. Auf die oͤffentliche Anregung, eine internationale 
neutrale Kommiſſion mit einer ſyſtematiſchen Erhebung unter 
Heranziehung ſaͤmtlicher Archive zu betrauen, iſt von den Gegnern nicht 
reagiert worden. Dabei darf es ſein Bewenden nicht haben. Eine 
Publikation des geſamten deutſchen Aktenmaterials wurde ſeinerzeit 
in Ausſicht geſtellt, iſt bisher aber noch nicht erfolgt. Wiederholt ſind 
die ſchweren Bedenken gegen eine einſeitige deutſche Publikation be⸗ 
tont worden und ſie beſtehen unvermindert fort. 

Allein die Zuſage iſt gegeben. Offizielle Weißbuͤcher haben nun in 
der Öffentlichkeit nicht die nötige uͤberzeugende Kraft: Es beſteht die 
begründete Auffaſſung, daß Aktenmaterialien allein Aufklaͤrung über 
die Hergaͤnge nicht ſchaffen koͤnnen, daß vielmehr unbedingt eine mit 
allen Garantien der Sachlichkeit und Vollſtaͤndigkeit umgebene Ver: 
neh mung der beteiligten Perſoͤnlichkeiten hinzuzutreten hätte, 
Dieſe Perſoͤnlichkeiten leben in der Mehrzahl jetzt noch und es waͤre 
dringend zu wuͤnſchen, daß die Aufklaͤrung uͤber die Motive ihres Han⸗ 
delns nicht der Memoiren-Publikation kuͤnftiger Jahrzehnte uͤberlaſſen 
bleibt, ſondern daß ſie alle unter Gegenuͤberſtellung untereinander und 


) Frankfurter Zeitung vom 22. März 1919. 
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mit dem" Aktenbefund jetzt veranlaßt werden, ſich erſchoͤpfend, wenn 
moͤglich im Kreuzverhoͤr, vor einer in jeder Hinſicht unbefangenen In⸗ 
ſtanz zu aͤußern. Eine ſolche Inſtanz muͤßte beſonders geſchaffen werden. 
Ein gegen wen immer gerichtetes Verfahren vor einem kuͤnftigen Staats⸗ 
gerichtshof wuͤrde gerade den entſcheidenden Dienſt nicht leiſten. Denn 
um die Feſtſtellung von Schuld im juriſtiſchen Sinne handelt es ſich nicht, 
die Erforſchung politiſcher Vorgaͤnge aber durch eine deutſche juriſtiſche 
Koͤrperſchaft wuͤrde vor dem Forum der Welt ſchwerlich die genuͤgende 
Autorität genießen. Es frägt ſich alfo, ob eine Form gefunden werden 
kann, die Pruͤfung der deutſchen Akten in Verbindung mit der Einver⸗ 
nahme aller an den Vorgaͤngen handelnd Beteiligten und, je nach Er⸗ 
meſſen und Möglichkeit, auch anderer Zeugen, einer Inſtanz zu unter⸗ 
breiten, welche durch ihre Zufammenfegung jedem unbefangenen 
Urteil, insbeſondere aber kuͤnftigen, den Leidenſchaften der Gegenwart 
entruͤckten Geſchlechtern jede denkbare Garantie dafuͤr boͤte, daß wirklich 
alle für die Beurteilung der deutſchen Politik erheblichen Tatſachen ſo⸗ 
weit aufgeklaͤrt werden, als dies überhaupt möglich iſt. Das Ziel wäre: 
1. umſtrittene Tatſachen und Zuſammenhaͤnge aufzuklaͤren, 

2. jenes Bild der Weltlage, welches den deutſchen Staatsmaͤnnern 
nach ihren Informationen bei ihrer Politik vor Augen ſtand, erſchoͤpfend 

feſtzuſtellen, 

3. ihr Verhalten gegenuͤber dieſem ihnen vorſchwebenden Sachver⸗ 
halt in ſeinen Motiven aufzuklaͤren. 

Das Auswaͤrtige Amt wird ſich der Pflicht kaum entziehen duͤrfen, 
die Offentlichkeit wiſſen zu laſſen, ob und welche Schritte es zu unter⸗ 
nehmen gedenkt, um dieſem Verlangen nach einer objektiven Klarſtellung 
des deutſchen Verhaltens zu entſprechen, und ſo eine Aufklaͤrung her⸗ 
beizufuͤhren, welche ganz unabhaͤngig davon erfolgen muß, wie ſich die 
Gegner verhalten. 
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Politik als Beruf 
(1919) 


De Vortrag, den ich auf Ihren Wunſch zu halten habe, wird Sie 
nach verſchiedenen Richtungen notwendig enttaͤuſchen. In einer 
Rede uͤber Politik als Beruf werden Sie unwillkuͤrlich eine Stellung⸗ 
nahme zu aktuellen Tagesfragen erwarten. Das wird aber nur in einer 
rein formalen Art am Schluſſe geſchehen anlaͤßlich beſtimmter Fragen 
der Bedeutung des politiſchen Tuns innerhalb der geſamten Lebens⸗ 
fuͤhrung. Ganz ausgeſchaltet werden muͤſſen dagegen in dem heutigen 
Vortrag alle Fragen, die ſich darauf beziehen: welche Politik man 
treiben, welche Inhalte, heißt das, man ſeinem politiſchen Tun geben 
ſoll. Denn das hat mit der allgemeinen Frage: was Politik als Beruf 
iſt und bedeuten kann, nichts zu tun. — Damit zur Sache! 

Was verſtehen wir unter Politik? Der Begriff iſt außerordentlich 
weit und umfaßt jede Art ſelbſtaͤndig leitender Taͤtigkeit. Man ſpricht 
von der Deviſenpolitik der Banken, von der Diskontpolitik der Reichs⸗ 
bank, von der Politik einer Gewerkſchaft in einem Streik, man kann 
ſprechen von der Schulpolitik einer Stadt⸗ oder Dorfgemeinde, von der 
Politik eines Vereinsvorſtandes bei deſſen Leitung, ja ſchließlich von 
der Politik einer klugen Frau, die ihren Mann zu lenken trachtet. Ein 
derartig weiter Begriff liegt unſeren Betrachtungen vom heutigen Abend 
natuͤrlich nicht zugrunde. Wir wollen heute darunter nur verſtehen: die 
Leitung oder die Beeinfluſſung der Leitung eines politiſchen Ver⸗ 
bandes, heute alſo: eines Staates. 

Was iſt nun aber vom Standpunkt der ſoziologiſchen Betrachtung aus 
ein „politiſcher“ Verband? Was iſt: ein „Staat“? Auch er laͤßt ſich 
ſoziologiſch nicht definieren aus dem Inhalt deſſen, was er tut. Es gibt 
faſt keine Aufgabe, die nicht ein politiſcher Verband hier und da in die 
Hand genommen haͤtte, andererſeits auch keine, von der man ſagen koͤnnte, 
daß ſie jederzeit, vollends: daß ſie immer ausſchließlich denjenigen 
Verbaͤnden, die man als politiſche, heute: als Staaten, bezeichnet, oder 
welche geſchichtlich die Vorfahren des modernen Staates waren, eigen 
geweſen waͤre. Man kann vielmehr den modernen Staat ſoziologiſch 
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letztlich nur definieren aus einem ſpezifiſchen Mittel, das ihm, wie 
jedem politiſchen Verband, eignet: der phyſiſchen Gewaltſamkeit. „Jeder 
Staat wird auf Gewalt gegruͤndet,“ ſagte ſeinerzeit Trotzky in Breſt⸗ 
Litowſk. Das iſt in der Tat richtig. Wenn nur ſoziale Gebilde beſtaͤnden, 
denen die Gewaltſamkeit als Mittel unbekannt waͤre, dann wuͤrde der 
Begriff „Staat“ fortgefallen ſein, dann waͤre eingetreten, was man 
in dieſem beſonderen Sinne des Wortes als „Anarchie“ bezeichnen 
wuͤrde. Gewaltſamkeit iſt natuͤrlich nicht etwa das normale oder einzige 
Mittel des Staates: — davon iſt keine Rede —, wohl aber: das ihm 
ſpezifiſche. Gerade heute iſt die Beziehung des Staates zur Gewalt⸗ 
ſamkeit beſonders intim. In der Vergangenheit haben die verſchiedenſten 
Verbaͤnde — von der Sippe angefangen — phyſiſche Gewaltſamkeit 
als ganz normales Mittel gekannt. Heute dagegen werden wir ſagen 
muͤſſen: Staat iſt diejenige menſchliche Gemeinſchaft, welche innerhalb 
eines beſtimmten Gebietes — dies: das „Gebiet“ gehoͤrt zum Merk⸗ 
mal — das Monopol legitimer phyſiſcher Gewaltſamkeit für 
ſich (mit Erfolg) beanſprucht. Denn das der Gegenwart Spezifiſche iſt: 
daß man allen anderen Verbaͤnden oder Einzelperſonen das Recht zur 
phyſiſchen Gewaltſamkeit nur ſo weit zuſchreibt, als der Staat ſie von 
ihrer Seite zuläßt: er gilt als alleinige Quelle des „Rechts“ auf Ges 
waltſamkeit. „Politik“ wuͤrde fuͤr uns alſo heißen: Streben nach Macht⸗ 
anteil oder nach Beeinfluſſung der Machtverteilung, ſei es zwiſchen 
Staaten, ſei es innerhalb eines Staates zwiſchen den Menſchengruppen, 
die er umſchließt. 5 

Das entſpricht im weſentlichen ja auch dem Sprachgebrauch. Wenn 
man von einer Frage fagt: fie ſei eine „politiſche“ Frage, von einem 
Miniſter oder Beamten: er ſei ein „politiſcher“ Beamter, von einem 
Entſchluß: er ſei „politiſch“ bedingt, fo iſt damit immer gemeint: Macht⸗ 
verteilungs⸗, Machterhaltungs⸗ oder Machtverſchiebungsintereſſen ſind 
maßgebend für die Antwort auf jene Frage oder bedingen dieſen Ent⸗ 
ſchluß oder beſtimmen die Taͤtigkeitsſphaͤre des betreffenden Beamten. — 
Wer Politik treibt, erſtrebt Macht, — Macht entweder als Mittel im 
Dienſt anderer Ziele — idealer oder egoiſtiſcher — oder Macht „um 
ihrer ſelbſt willen“: um das Preſtigegefuͤhl, das ſie gibt, zu genießen. 

Der Staat iſt, ebenſo wie die ihm geſchichtlich vorausgehenden poli⸗ 
tiſchen Verbände, ein auf das Mittel der legitimen (das heißt: als legi⸗ 
tim angeſehenen) Gewaltſamkeit geſtuͤtztes Herrſchafts verhaͤltnis von 

Menſchen über Menſchen. Damit er beſtehe, muͤſſen ſich alſo die be 
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herrſchten Menſchen der beanſpruchten Autorität der jeweils herrſchenden 
fügen. Wann und warum tun fie das? Auf welche inneren Recht: 
fertigungsgruͤnde und auf welche aͤußeren Mittel ſtuͤtzt ſich dieſe Herr⸗ 
ſchaftẽ | 

Es gibt der inneren Rechtfertigungen, alfo: der Legiti mitaͤtsgruͤnde 
einer Herrſchaft — um mit ihnen zu beginnen — im Prinzip drei. Ein⸗ 
mal die Autorität des „ewig Geſtrigen“: der durch unvordenkliche Gel⸗ 
tung und gewohnheitsmaͤßige Einſtellung auf ihre Innehaltung gehei— 
ligten Sitte: „traditionale“ Herrſchaft, wie ſie der Patriarch und der 
Patrimonialfürft alten Schlages übten. Dann: die Autoritaͤt der außer: 
alltaͤglichen perſoͤnlichen Gnadengabe (Charisma), die ganz perſoͤnliche 
Hingabe und das perſoͤnliche Vertrauen zu Offenbarungen, Heldentum 
oder anderen Fuͤhrereigenſchaften eines einzelnen: „charismatiſche“ 
Herrſchaft, wie ſie der Prophet oder — auf dem Gebiet des Politiſchen — 
der gekorene Kriegsfürft oder der plebiſzitaͤre Herrſcher, der große Dema⸗ 
goge und politiſche Parteifuͤhrer ausuͤben. Endlich: Herrſchaft kraft 
„Legalitaͤt“, kraft des Glaubens an die Geltung legaler Satzung und 
der durch rational geſchaffene Regeln begruͤndeten ſachlichen „Kompe— 
tenz“, alſo: der Einſtellung auf Gehorſam in der Erfuͤllung ſatzungs⸗ 
maͤßiger Pflichten: eine Herrſchaft, wie ſie der moderne „Staatsdiener“ 
und alle jene Traͤger von Macht ausuͤben, die ihm in dieſer Hinſicht 
ähneln. — Es verſteht ſich, daß in der Realität hoͤchſt maſſive Motive 
der Furcht und der Hoffnung — Furcht vor der Rache magiſcher Maͤchte 
oder des Machthabers, Hoffnung auf jenſeitigen oder diesſeitigen Lohn — 
und daneben Intereſſen verſchiedenſter Art die Fuͤgſamkeit bedingen. 
Davon ſogleich. Aber wenn man nach den „Legitimitaͤts“gruͤnden dieſer 
Fuͤgſamkeit fragt, dann allerdings ſtoͤßt man auf dieſe drei „reinen“ 
Typen. Und dieſe Legitimitätsvorftellungen und ihre innere Begruͤn⸗ 
dung find für die Struktur der Herrſchaft von ſehr erheblicher Bedeu— 
tung. Die reinen Typen finden ſich freilich in der Wirklichkeit ſelten. 
Aber es kann heute auf die hoͤchſt verwickelten Abwandlungen, Über⸗ 
gaͤnge und Kombinationen dieſer reinen Typen nicht eingegangen wer⸗ 
den: das gehoͤrt zu dem Problem der „allgemeinen Staatslehre“. Uns 
intereſſiert hier vor allem der zweite von jenen Typen: die Herrſchaft 
kraft Hingabe der Gehorchenden an das rein perſoͤnliche „Charisma“ 
des „Fuͤhrers“. Denn hier wurzelt der Gedanke des Berufs in ſeiner 
hoͤchſten Auspraͤgung. Die Hingabe an das Charisma des Propheten 
oder des Fuͤhrers im Kriege oder des ganz großen Demagogen in der 
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Ekkleſia oder im Parlament bedeutet ja, daß er perſoͤnlich als der inner⸗ 
lich „berufene“ Leiter der Menſchen gilt, daß dieſe ſich ihm nicht kraft 
Sitte oder Satzung fuͤgen, ſondern weil ſie an ihn glauben. Er ſelbſt wa 
lebt ſeiner Sache, „trachtet nach ſeinem Werk“, wenn er mehr iſt als 
ein enger und eitler Emporkoͤmmling des Augenblicks. Seiner Perſon 
und ihren Qualitaͤten aber gilt die Hingabe ſeines Anhanges: der Juͤnger⸗ 
ſchaft, der Gefolgſchaft, der ganz perſoͤnlichen Parteigaͤngerſchaft. In 
den beiden in der Vergangenheit wichtigſten Figuren: des Magiers und 
Propheten einerſeits, des gekorenen Kriegsfuͤrſten, Bandenfuͤhrers, Con⸗ 
dottiere anderſeits, iſt das Fuͤhrertum in allen Gebieten und hiſtoriſchen 
Epochen “aufgetreten. Dem Okzident eigentuͤmlich ift aber, was uns 
naͤher angeht: das politiſche Fuͤhrertum in der Geſtalt zuerſt des freien 
„Demagogen“, der auf dem Boden des nur dem Abendland, vor allem 
der mittellaͤndiſchen Kultur, eigenen Stadtſtaates, und dann des parla⸗ 
mentariſchen „Parteifuͤhrers“, der auf dem Boden des ebenfalls nur im 
Abendland bodenſtaͤndigen Verfaſſungsſtaates gewachſen iſt. 

Dieſe Politiker kraft „Berufes“ in des Wortes eigentlichſter Bedeu 
tung ſind nun aber natuͤrlich nirgends die allein maßgebenden Figuren 
im Getriebe des politiſchen Machtkampfes. Hoͤchſt entſcheidend iſt viel⸗ 
mehr die Art der Hilfsmittel, die ihnen zur Verfuͤgung ſtehen. Wie 
fangen die politiſch herrſchenden Gewalten es an, ſich in ihrer Herr⸗ 
ſchaft zu behaupten? Die Frage gilt fuͤr jede Art von Herrſchaft, alſo 
auch fuͤr die politiſche Herrſchaft in allen ihren Formen: fuͤr die tradi⸗ 
tionale ebenſo wie fuͤr die legale und die charismatiſche. 

Jeder Herrſchaftsbetrieb, welcher kontinuierliche Verwaltung erheifcht, 
braucht einerſeits die Einftellung menſchlichen Handelns auf den Gehor⸗ 
ſam gegenuͤber jenen Herren, welche Traͤger der legitimen Gewalt zu 
ſein beanſpruchen, und andererſeits, vermittels dieſes Gehorſams, die 
Verfuͤgung uͤber diejenigen Sachguͤter, welche gegebenenfalls zur Durch⸗ 
fuͤhrung der phyſiſchen Gewaltanwendung erforderlich ſind: den perſo⸗ 
nalen Verwaltungsſtab und die ſachlichen Verwaltungsmittel. 

Der Verwaltungsſtab, der den politiſchen Herrſchaftsbetrieb wie jeden 
anderen Betrieb in ſeiner aͤußeren Erſcheinung darſtellt, iſt nun natuͤr⸗ 
lich nicht nur durch jene Legitimitaͤtsvorſtellung, von der eben die Rede 
war, an den Gehorſam gegenuͤber dem Gewalthaber gekettet. Sondern 
durch zwei Mittel, welche an das perſoͤnliche Intereſſe appellieren: 
materiellen Entgelt und ſoziale Ehre. Lehen der Vaſallen, Pfruͤnden 
der Patrimonialbeamten, Gehalt der modernen Staatsdiener, — Ritter⸗ 
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ehre, ſtaͤndiſche Privilegien, Beamtenehre bilden den Lohn, und die 
Angſt, ſie zu verlieren, die letzte entſcheidende Grundlage fuͤr die Soli⸗ 
daritaͤt des Verwaltungsſtabes mit dem Gewalthaber. Auch für die 
charismatiſche Fuͤhrerherrſchaft gilt das: Kriegsehre und Beute fuͤr die 
kriegeriſche, die „spoils“: Ausbeutung der Beherrſchten durch Amter⸗ 
monopol, politiſch bedingte Profite und Eitelkeitspraͤmien für die dema⸗ 
gogiſche Gefolgſchaft. 

Zur Aufrechterhaltung jeder gewaltſamen Herrſchaft bedarf es ge⸗ 
wiſſer materieller aͤußerer Sachguͤter, ganz wie bei einem wirtſchaft⸗ 
lichen Betrieb. Alle Staatsordnungen laſſen ſich nun danach gliedern, 
ob ſie auf dem Prinzip beruhen, daß jener Stab von Menſchen: — 
Beamte oder wer ſie ſonſt ſein moͤgen —, auf deren Gehorſam der 
Gewalthaber muß rechnen koͤnnen, im eigenen Beſitze der Verwal⸗ 
tungsmittel, moͤgen ſie beſtehen in Geld, Gebaͤuden, Kriegsmaterial, 
Wagenparks, Pferden, oder was ſonſt immer, ſich befinden, oder ob der 
Verwaltungsſtab von den Verwaltungsmitteln „getrennt“ iſt, im gleichen 
Sinn, wie heute der Angeſtellte und Proletarier innerhalb des kapita⸗ 
liſtiſchen Betriebes „getrennt“ iſt von den ſachlichen Produktionsmitteln. 
Ob alſo der Gewalthaber die Verwaltung in eigener von ihm organis 
ſierter Reg ie hat und durch perſoͤnliche Diener oder angeſtellte Beamte 
oder perſoͤnliche Guͤnſtlinge und Vertraute verwalten läßt, welche nicht 
Eigentuͤmer: Beſitzer zu eigenem Recht, der ſachlichen Betriebsmittel 
ſind, ſondern vom Herrn darin dirigiert werden, oder ob das Gegenteil 
der Fall iſt. Der Unterſchied geht durch alle Verwaltungsorganiſationen 
der Vergangenheit hindurch. 

Einen politiſchen Verband, bei dem die ſachlichen Verwaltungsmittel 
ganz oder teilweiſe in der Eigenmacht des abhaͤngigen Verwaltungs⸗ 
ſtabes ſich befinden, wollen wir einen „ſtaͤn diſch“ gegliederten Verband 
nennen. Der Vaſall z. B. im Lehnsverband beſtritt die Verwaltung 
und Rechtspflege des ihm verlehnten Bezirks aus eigener Taſche, equi⸗ 
pierte und verproviantierte ſich ſelbſt fuͤr den Krieg; ſeine Untervaſallen 
taten das gleiche. Das hatte natuͤrlich Konſequenzen für die Macht⸗ 
ſtellung des Herrn, die nur auf dem perſoͤnlichen Treubund und darauf 
ruhte, daß der Lehnsbeſitz und die ſoziale Ehre des Baſallen ihre „Legi⸗ 
timitaͤt“ vom Herrn ableiteten. 

Uberall aber, bis in die fruͤheſten politiſchen Bildungen zuruͤck, finden 
wir auch die eigene Regie des Herrn: durch perſoͤnlich von ihm Abs 
haͤngige: Sklaven, Hausbeamte, Dienſtleute, perſoͤnliche „Guͤnſtlinge“ 
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und aus feinen Vorratskammern mit Natural und Gelddeputaten ent⸗ 
lehnte Pfruͤndner ſucht er die Verwaltung in eigene Hand zu bekommen, 
die Mittel aus eigener Taſche, aus Ertraͤgniſſen ſeines Patrimoniums 
zu beſtreiten, ein rein perſoͤnlich von ihm abhaͤngiges, weil aus ſeinen 
Speichern, Magazinen, Ruͤſtkammern equipiertes und verproviantiertes 
Heer zu ſchaffen. Waͤhrend im „ſtaͤndiſchen“ Verband der Herr mit 
Hilfe einer eigenſtaͤndigen „Ariſtokratie“ herrſcht, alſo mit ihr die Herr⸗ 
ſchaft teilt, ſtuͤtzt er ſich hier entweder auf Haushoͤrige oder auf Ple⸗ 
bejer: beſitzloſe, der eigenen ſozialen Ehre entbehrende Schichten, die 
materiell gaͤnzlich an ihn gekettet ſind und keinerlei konkurrierende eigene 
Macht unter den Füßen haben. Alle Formen patriarchaler und patri⸗ 
monialer Herrſchaft, ſultaniſtiſcher Deſpotie und bureaukratiſcher Staats— 
ordnung gehoͤren zu dieſem Typus. Insbeſondere: die bureaukratiſche 
Staatsordnung, alſo die, in ihrer rationalſten Ausbildung, auch und 
gerade dem modernen Staat charakteriſtiſche. . 
Überall kommt die Entwicklung des modernen Staates dadurch in 
Fluß, daß von feiten des Fuͤrſten die Enteignung der neben ihm ftehen: 
den ſelbſtaͤndigen „privaten“ Träger von Verwaltungsmacht: jener 
Eigenbeſitzer von Verwaltungs- und Kriegsbetriebsmitteln, Finanz⸗ 
betriebsmitteln und politiſch verwendbaren Guͤtern aller Art, in die 
Wege geleitet wird. Der ganze Prozeß iſt eine vollſtaͤndige Parallele 
zu der Entwicklung des kapitaliſtiſchen Betriebs durch allmaͤhliche Ent— 
eignung der ſelbſtaͤndigen Produzenten. Am Ende ſehen wir, daß in 
dem modernen Staat tatſaͤchlich in einer einzigen Spitze die Verfuͤgung 
uͤber die geſamten politiſchen Betriebsmittel zuſammenlaͤuft, kein ein— 
ziger Beamter mehr perſoͤnlicher Eigentuͤmer des Geldes iſt, das er 
verausgabt, oder der Gebaͤude, Vorraͤte, Werkzeuge, Kriegsmaſchinen, 
über die er verfügt. Vollſtaͤndig durchgefuͤhrt iſt alſo im heutigen „Staat“ 
— das iſt ihm begriffsweſentlich — die „Trennung“ des Verwaltungs— 
ſtabes: der Verwaltungsbeamten und Verwaltungsarbeiter, von den 
ſachlichen Betriebsmitteln. Hier ſetzt nun die allermodernſte Entwicklung 
ein und verſucht vor unſeren Augen die Expropriation dieſes Expropria— 
teurs der politiſchen Mittel und damit der politiſchen Macht in die Wege 
zu leiten. Das hat die Revolution wenigſtens inſofern geleiſtet, als an 
die Stelle der geſatzten Obrigkeiten Führer getreten find, welche durch 
Uſurpation oder Wahl ſich in die Verfuͤgungsgewalt uͤber den politiſchen 
Menſchenſtab und Sachguͤterapparat geſetzt haben und ihre Legitimitaͤt 
— einerlei mit wieviel Recht — vom Willen der Beherrſchten ableiten. 
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Eine andere Frage iſt, ob fie auf Grund dieſes — wenigſtens ſchein⸗ 
baren — Erfolges mit Recht die Hoffnung hegen kann: auch die Expro⸗ 
priation innerhalb der kapitaliſtiſchen Wirtſchaftsbetriebe durchzufuͤhren, 
deren Leitung ſich trotz weitgehender Analogien im Innerſten nach ganz 
anderen Geſetzen richtet als die politiſche Verwaltung. Dazu nehmen 
wir heute nicht Stellung. Ich ſtelle fuͤr unſere Betrachtung nur das 
rein Begriffliche feſt: daß der moderne Staat ein anſtaltsmaͤßiger 
Herrſchaftsverband iſt, der innerhalb eines Gebietes die legitime phy⸗ 
ſiſche Gewaltſamkeit als Mittel der Herrſchaft zu monopoliſieren mit 
Erfolg getrachtet hat und zu dieſem Zweck die ſachlichen Betriebsmittel 
in der Hand feiner Leiter vereinigt, die ſaͤmtlichen eigenberechtigten 
ſtaͤndiſchen Funktionaͤre aber, die fruͤher zu Eigenrecht daruͤber ver⸗ 
fügten, enteignet und ſich ſelbſt in feiner hoͤchſten Spitze an deren Stelle 
geſetzt hat. | 

Im Verlaufe dieſes politifchen Enteignungsprozeſſes nun, der in allen 
Laͤndern der Erde mit wechſelndem Erfolge ſpielte, ſind, und zwar zu— 
erſt im Dienſte des Fuͤrſten, die erſten Kategorien von „Berufspolitikern“ 
in einem zweiten Sinn aufgetreten, von Leuten, die nicht ſelbſt Herren 
ſein wollten, wie die charismatiſchen Fuͤhrer, ſondern in den Dienſt 
von politiſchen Herren traten. Sie ſtellten ſich in dieſem Kampfe den 
Fuͤrſten zur Verfuͤgung und machten aus der Beſorgung von deſſen 
Politik einen materiellen Lebenserwerb einerſeits, einen ideellen Lebens⸗ 
inhalt andrerſeits. Wieder nur im Okzident finden wir dieſe Art von 
Berufspolitikern auch im Dienſt anderer Maͤchte als nur der Fuͤrſten. 
In der Vergangenheit waren fie deren wichtigſtes Macht- und poli⸗ 
tiſches Expropriationsinſtrument. 

Machen wir uns, ehe wir naͤher auf ſie eingehen, den Sachverhalt, 
den die Exiſtenz ſolcher „Berufspolitiker“ darſtellt, nach allen Seiten 
unzweideutig klar. Man kann „Politik“ treiben — alſo: die Macht⸗ 
verteilung zwiſchen und innerhalb politiſcher Gebilde zu beeinfluffen 
trachten — ſowohl als „Gelegenheits“ politiker wie als nebenberuflicher 
oder hauptberuflicher Politiker, genau wie beim oͤkonomiſchen Erwerb. 
„Gelegenheits“ politiker find wir alle, wenn wir unſeren Wahlzettel ab: 
geben oder eine aͤhnliche Willensaͤußerung: etwa Beifall oder Proteft 
in einer „politiſchen“ Verſammlung, vollziehen, eine „politiſche“ Rede 
halten uſw., — und bei vielen Menſchen beſchraͤnkt ſich ihre ganze Be— 
ziehung zur Politik darauf. „Nebenberufliche“ Politiker ſind heute z. B. 
alle jene Vertrauensmaͤnner und Vorſtaͤnde von parteipolitiſchen Ver— 
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einen, welche dieſe Taͤtigkeit — wie es durchaus die Regel iſt — nur 
im Bedarfsfalle ausuͤben und weder materiell noch ideell in erſter 
Linie daraus „ihr Leben machen“. Ebenſo jene Mitglieder von Staats⸗ 
raͤten und aͤhnlichen Beratungskoͤrperſchaften, die nur auf Anfordern 
in Funktion treten. Ebenſo aber auch ziemlich breite Schichten unſerer 
Parlamentarier, die nur in Zeiten der Seſſion Politik treiben. In der 
Vergangenheit finden wir ſolche Schichten namentlich unter den Staͤnden. 
„Staͤnde“ ſollen uns heißen die eigenberechtigten Beſitzer militaͤriſcher 
oder fuͤr die Verwaltung wichtiger ſachlicher Betriebsmittel oder per— 
ſoͤnlicher Herrengewalten. Ein großer Teil von ihnen war weit davon 
entfernt, ſein Leben ganz oder auch nur vorzugsweiſe oder mehr als 
gelegentlich in den Dienſt der Politik zu ſtellen. Sie nuͤtzten vielmehr 
ihre Herrenmacht im Intereſſe der Erzielung von Renten oder auch 
geradezu von Profit und wurden politiſch, im Dienſt des politiſchen 
Verbandes, nur taͤtig, wenn der Herr oder ihre Standesgenoſſen dies 
beſonders verlangten. Nicht anders auch ein Teil jener Hilfskräfte, die 
der Fuͤrſt im Kampf um die Schaffung eines politiſchen Eigenbetriebes, 
der nur ihm zur Verfügung ſtehen ſollte, heranzog. Die „Räte von 
Haus aus“ und, noch weiter zuruͤck, ein erheblicher Teil der in der „Curia“ 
und den anderen beratenden Koͤrperſchaften der Fuͤrſten zuſammen— 
tretenden Ratgeber hatten dieſen Charakter. Aber mit dieſen nur ger 
legentlichen oder nebenberuflichen Hilfskraͤften kam der Fuͤrſt natuͤrlich 
nicht aus. Er mußte ſich einen Stab von ganz und ausſchließlich ſeinem 
Dienſt gewidmeten, alſo hauptberuflichen, Hilfskraͤften zu ſchaffen 
ſuchen. Davon, woher er dieſe nahm, hing zum ſehr weſentlichen Teil 
die Struktur des entſtehenden dynaſtiſchen politiſchen Gebildes und 
nicht nur ſie, ſondern das ganze Gepraͤge der betreffenden Kultur ab. 
Erſt recht in die gleiche Notwendigkeit verſetzt waren diejenigen poli⸗ 
tiſchen Verbaͤnde, welche unter voͤlliger Beſeitigung oder weitgehender 
Beſchraͤnkung der Fuͤrſtenmacht ſich als (ſogenannte) „freie“ Gemein— 
weſen politiſch konſtituierten, — „frei“ nicht im Sinne der Freiheit von 
gewaltſamer Herrſchaft, ſondern im Sinne von: Fehlen der kraft Tradi— 
tion legitimen (meiſt religiös geweihten) Fuͤrſtengewalt als ausſchließ— 
licher Quelle aller Autoritaͤt. Sie haben geſchichtlich ihre Heimſtaͤtte 
durchaus im Okzident, und ihr Keim war: die Stadt als politiſcher 
Verband, als welche ſie zuerſt im mittellaͤndiſchen Kulturkreis auf— 
getreten iſt. Wie ſahen in all dieſen Faͤllen die „hauptberuflichen“ 
Politiker aus? 
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Es gibt zwei Arten, aus der Politik feinen Beruf zu machen. Ent⸗ 
weder: man lebt „fuͤr“ die Politik — oder aber: „von“ der Politik. Der 
Gegenſatz iſt keineswegs ein exkluſiver. In aller Regel vielmehr tut 
man, mindeſtens ideell, meiſt aber auch materiell, beides: wer „fuͤr“ 
die Politik lebt, macht im innerlichen Sinne „ſein Leben daraus“: 
er genießt entweder den nackten Beſitz der Macht, die er ausuͤbt, oder 
er ſpeiſt ſein inneres Gleichgewicht und Selbſtgefuͤhl aus dem Bewußt⸗ 
ſein, durch Dienſt an einer „Sache“ ſeinem Leben einen Sinn zu ver⸗ 
leihen. In dieſem innerlichen Sinn lebt wohl jeder ernſte Menſch, der 
fuͤr eine Sache lebt, auch von dieſer Sache. Die Unterſcheidung bezieht 
ſich alſo auf eine viel maſſivere Seite des Sachverhaltes: auf die oͤko⸗ 
nomiſche. „Von“ der Politik als Beruf lebt, wer danach ſtrebt, daraus 
eine dauernde Einnahmequelle zu machen, — „fuͤr“ die Politik der, 
bei dem dies nicht der Fall iſt. Damit jemand in dieſem oͤkonomiſchen 
Sinn „fuͤr“ die Politik leben koͤnne, muͤſſen unter der Herrſchaft der 
Privateigentumsordnung einige, wenn Sie wollen, ſehr triviale Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen: er muß — unter normalen Verhaͤltniſſen — oͤko⸗ 
nomiſch von den Einnahmen, welche die Politik ihm bringen kann, un⸗ 
abhaͤngig ſein. Das heißt ganz einfach: er muß vermoͤgend oder in einer 
privaten Lebensſtellung ſein, welche ihm auskoͤmmliche Einkuͤnfte ab⸗ 
wirft. So ſteht es wenigſtens unter normalen Verhaͤltniſſen. Zwar die 
Gefolgſchaft des Kriegsfuͤrſten fragt ebenſowenig nach den Bedingungen 
normaler Wirtſchaft wie die Gefolgſchaft des revolutionaͤren Helden der 
Straße. Beide leben von Beute, Raub, Konfiskationen, Kontributionen, 
Aufdraͤngung von wertloſen Zwangszahlungsmitteln: — was dem Weſen 
nach alles das gleiche iſt. Aber das ſind notwendig außeralltaͤgliche Er⸗ 
ſcheinungen: in der Alltagswirtſchaft leiſtet nur eigenes Vermoͤgen dieſen 
Dienſt. Aber damit allein nicht genug: er muß uͤberdies wirtſchaftlich 
„abkoͤmmlich“ ſein, d. h. ſeine Einkuͤnfte duͤrfen nicht davon abhaͤngen, 
daß er ſtaͤndig perſoͤnlich feine Arbeitskraft und fein Denken voll oder 
doch weit uͤberwiegend in den Dienſt ihres Erwerbes ſtellt. Abkoͤmmlich 
in dieſem Sinne iſt nun am unbedingteſten: der Rentner, derjenige alſo, 
der vollkommen arbeitsloſes Einkommen, ſei es, wie die Grundherren 
der Vergangenheit, die Großgrundbeſitzer und die Standesherren der 
Gegenwart, aus Grundrenten — in der Antike und im Mittelalter auch 
Sklaven⸗ oder Hörigenrenten — oder aus Wertpapier- oder Ähnlichen 
Rentenquellen bezieht. Weder der Arbeiter, noch — was ſehr zu be: 
achten iſt — der Unternehmer —, auch und gerade der moderne Groß— 
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unternehmer — ift in dieſem Sinne abkoͤmmlich. Denn auch und gerade 
der Unternehmer — der gewerbliche ſehr viel mehr als, bei dem Saiſon⸗ 
charakter der Landwirtſchaft, der landwirtſchaftliche Unternehmer — iſt 
an ſeinen Betrieb gebunden und nicht abkoͤmmlich. Es iſt fuͤr ihn meiſt 
ſehr ſchwer, ſich auch nur zeitweilig vertreten zu laſſen. Ebenſowenig 
iſt dies z. B. der Arzt, je hervorragender und beſchaͤftigter er iſt, deſto 
weniger. Leichter ſchon, aus rein betriebstechniſchen Gruͤnden, der Ad⸗ 
vokat — der deshalb auch als Berufspolitiker eine ungleich größere, oft 
eine geradezu beherrſchende Rolle geſpielt hat. — Wir wollen dieſe 
Kaſuiſtik nicht weiter verfolgen, ſondern wir machen uns einige Kon⸗ 
ſequenzen klar. 

Die Leitung eines Staates oder einer Partei durch Leute, welche 
(im oͤkonomiſchen Sinn des Wortes) ausſchließlich für die Politik und 
nicht von der Politik leben, bedeutet notwendig eine „plutokratiſche“ 
Rekrutierung der politiſch fuͤhrenden Schichten. Damit iſt freilich nicht 
auch das Umgekehrte geſagt: daß eine ſolche plutokratiſche Leitung auch 
zugleich bedeutete, daß die politiſch herrſchende Schicht nicht auch „von“ 
der Politik zu leben trachtete, alſo ihre politiſche Herrſchaft nicht auch 
fuͤr ihre privaten oͤkonomiſchen Intereſſen auszunutzen pflegte. Davon 
iſt natürlich gar keine Rede. Es hat keine Schicht gegeben, die das nicht 
irgendwie getan haͤtte. Nur dies bedeutet es: daß die Berufspolitiker 
nicht unmittelbar für ihre politiſche Leiſtung Entgelt zu ſuchen gendtigt 
ſind, wie das jeder Mittelloſe ſchlechthin in Anſpruch nehmen muß. 
Und andererſeits bedeutet es nicht etwa, daß vermoͤgensloſe Politiker 
lediglich oder auch nur vornehmlich ihre privatwirtſchaftliche Verſorgung 
durch die Politik im Auge haͤtten, nicht oder doch nicht vornehmlich 
„an die Sache“ daͤchten. Nichts waͤre unrichtiger. Dem vermoͤgenden 
Mann iſt die Sorge um die oͤkonomiſche „Sekuritaͤt“ feiner Exiſtenz 
erfahrungsgemaͤß — bewußt oder unbewußt — ein Kardinalpunkt ſeiner 
ganzen Lebensorientierung. Der ganz ruͤckſichts- und vorausſetzungsloſe 
politiſche Idealismus findet ſich, wenn nicht ausſchließlich, ſo doch wenig⸗ 
ſtens gerade bei den infolge ihrer Vermoͤgensloſigkeit ganz außerhalb 
der an der Erhaltung der oͤkonomiſchen Ordnung einer beſtimmten Ges 
ſellſchaft ſtehenden Schichten: das gilt zumal in außeralltaͤglichen, alſo 
revolutionären, Epochen. Sondern nur dies bedeutet es: daß eine nicht 
plutokratiſche Rekrutierung der politiſchen Intereſſenten, der Fuͤhrer⸗ 
ſchaft und ihrer Gefolgſchaft, an die ſelbſtverſtaͤndliche Vorausſetzung 
gebunden iſt, daß dieſen Intereſſenten aus dem Betrieb der Politik 
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regelmäßige und verlaͤßliche Einnahmen zufließen. Die Politik kann 
entweder „ehrenamtlich“ und dann von, wie man zu ſagen pflegt, „un⸗ 
abhaͤngigen“, d. h. vermoͤgenden Leuten, Rentnern vor allem, gefuͤhrt 
werden. Oder aber ihre Fuͤhrung wird Vermoͤgensloſen zugaͤnglich ge⸗ 
macht, und dann muß ſie entgolten werden. Der von der Politik lebende 
Berufspolitiker kann ſein: reiner „Pfruͤndner“ oder beſoldeter „Be⸗ 
amter“. Entweder bezieht er dann Einnahmen aus Gebuͤhren und 
Sporteln fuͤr beſtimmte Leiſtungen — Trinkgelder und Beſtechungs⸗ 
ſummen find nur eine regellofe und formell illegale Abart dieſer Kate⸗ 
gorie von Einkuͤnften —, oder er bezieht ein feſtes Naturaliendeputat 
oder Geldgehalt, oder beides nebeneinander. Er kann den Charakter 
eines „Unternehmers“ annehmen, wie der Kondottiere oder der Amts⸗ 
pächter oder Amtskaͤufer der Vergangenheit oder wie der amerikaniſche 
Boss, der ſeine Unkoſten wie eine Kapitalanlage anſieht, die er durch 
Ausnutzung feines Einfluſſes Ertrag bringen läßt. Oder er kann einen 
feſten Lohn beziehen, wie ein Redakteur oder Parteiſekretaͤr oder ein 
moderner Miniſter oder politiſcher Beamter. In der Vergangenheit 
waren Lehen, Bodenſchenkungen, Pfruͤnden aller Art, mit Entwicklung 
der Geldwirtſchaft aber beſonders Sportelpfruͤnden der typiſche Ent⸗ 
gelt von Fuͤrſten, ſiegreichen Eroberern oder erfolgreichen Parteihaͤuptern 
fuͤr ihre Gefolgſchaft; heute ſind es Amter aller Art in Parteien, 
Zeitungen, Genoſſenſchaften, Krankenkaſſen, Gemeinden und Staaten, 
welche von den Parteifuͤhrern fuͤr treue Dienſte vergeben wurden. 
Alle Parteilämpfe find nicht nur Kämpfe um ſachliche Ziele, ſondern 
vor allem auch: um Amterpatronage. Alle Kämpfe zwiſchen partiku⸗ 
lariſtiſchen und zentraliſtiſchen Beſtrebungen in Deutſchland drehen ſich 
vor allem auch darum, welche Gewalten, ob die Berliner oder die Muͤn— 
chener, Karlsruher, Dresdener, die Amterpatronage in der Hand haben. 
Zuruͤckſetzungen in der Anteilnahme an den Amtern werden von Par— 
teien ſchwerer empfunden als Zuwiderhandlungen gegen ihre fachlichen 
Ziele. Ein parteipolitiſcher Praͤfektenſchub in Frankreich galt immer als 
eine groͤßere Umwaͤlzung und erregte mehr Laͤrm als eine Modifikation 
des Regierungsprogramms, welches faſt rein phraſeologiſche Bedeutung 
hatte. Manche Parteien, ſo namentlich die in Amerika, ſind ſeit dem 
Schwinden der alten Gegenſaͤtze uͤber die Auslegung der Verfaſſung 
reine Stellenjaͤgerparteien, welche ihr ſachliches Programm je nach den 
Chancen des Stimmenfangs abaͤndern. In Spanien wechſelten bis in 
die letzten Jahre in Geſtalt der von obenher fabrizierten „Wahlen“ die 
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beiden großen Parteien in konventionell feſtſtehendem Turnus ab, um 
ihre Gefolgſchaft in Amtern zu verſorgen. In den ſpaniſchen Kolonial⸗ 
gebieten handelt es ſich ſowohl bei den ſogenannten „Wahlen“ wie den 
ſogenannten „Revolutionen“ ſtets um die Staatskrippe, an der die 
Sieger gefuͤttert zu werden wuͤnſchen. In der Schweiz repartieren die 
Parteien im Wege des Proporzes die Amter friedlich untereinander, 
und manche unſerer „revolutionaͤren“ Verfaſſungsentwuͤrfe, ſo z. B. der 
erſte fuͤr Baden aufgeſtellte, wollte dies Syſtem auf die Miniſterſtellen 
ausdehnen und behandelte fo den Staat und feine Ämter als reine 
Pfruͤndnerverſorgungsanſtalt. Vor allem die Zentrumspartei begeiſterte 
ſich dafuͤr und machte in Baden die proportionale Verteilung der Amter 
nach Konfeſſionen, alſo ohne Ruͤckſicht auf die Leiſtung, ſogar zu einem 
Programmpunkt. Mit ſteigender Zahl der Amter infolge der allgemeinen 
Bureaukratiſierung und ſteigendem Begehr nach ihnen als einer Form 
ſpezifiſch geſicherter Verſorgung ſteigt fuͤr alle Parteien dieſe Ten⸗ 
denz und werden ſie fuͤr ihre Gefolgſchaft immer mehr Mittel zum 
Zweck, derart verſorgt zu werden. 

Dem ſteht nun aber gegenuͤber die Entwicklung des modernen Be⸗ 
amtentums zu einer ſpezialiſtiſch durch langjährige Vorbildung fachge⸗ 
ſchulten hochqualifizierten geiſtigen Arbeiterſchaft mit einer im Intereſſe 
der Integritaͤt hochentwickelten ſtaͤndiſchen Ehre, ohne welche die Ge⸗ 
fahr furchtbarer Korruption und gemeinen Banauſentums als Schickſal 
über uns ſchweben und auch die rein techniſche Leiſtung des Staats— 
apparates bedrohen wuͤrde, deſſen Bedeutung fuͤr die Wirtſchaft, zumal 
mit zunehmender Sozialiſierung, ſtetig geſtiegen iſt und weiter ſteigen 
wird. Die Dilettantenverwaltung durch Beutepolitiker, welche in den 
Vereinigten Staaten Hunderttauſende von Beamten, bis zum Poſt— 
boten hinunter, je nach dem Ausfall der Praͤſidentenwahl, wechſeln 
ließ und den lebenslaͤnglichen Berufsbeamten nicht kannte, iſt laͤngſt 
durch die Civil Service Reform durchloͤchert. Rein techniſche, unab— 
weisliche Beduͤrfniſſe der Verwaltung bedingen dieſe Entwicklung. In 
Europa iſt das arbeitsteilige Fachbeamtentum in einer Entwicklung von 
einem halben Jahrtauſend allmaͤhlich entſtanden. Die italieniſchen 
Staͤdte und Signorien machten den Anfang; von den Monarchien die 
normanniſchen Erobererſtaaten. Bei den Finanzen der Fuͤrſten ge: 
ſchah der entſcheidende Schritt. Bei den Verwaltungsreformen des 
Kaiſers Max kann man ſehen, wie ſchwer ſelbſt unter dem Druck der 
aͤußerſten Not und Tuͤrkenherrſchaft es den Beamten gelang, auf dieſem 
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Gebiet, welches ja den Dilettantismus eines Herrſchers, der damals 
noch vor allem: ein Ritter war, am wenigſten vertrug, den Fuͤrſten zu 
depoſſedieren. Die Entwicklung der Kriegstechnik bedingte den Sache 
offizier, die Verfeinerung des Rechtsganges den geſchulten Juriſten. 
Auf dieſen drei Gebieten ſiegte das Fachbeamtentum in den entwickel⸗ 
teren Staaten endguͤltig im 16. Jahrhundert. Damit war gleichzeitig 
mit dem Aufſtieg des Abſolutismus der Fuͤrſten gegenuͤber den Staͤnden 
die allmaͤhliche Abdankung ſeiner Selbſtherrſchaft an die Fachbeamten, 
durch die ihm jener Sieg uͤber die Staͤnde erſt ermoͤglicht wurde, ein⸗ 
geleitet. N 

Gleichzeitig mit dem Aufſtieg des fachgeſchulten Beamtentums 
vollzog ſich auch — wennſchon in weit unmerklicheren Übergängen — 
die Entwicklung der „leitenden Politiker“. Von jeher und in aller 
Welt hatte es, ſelbſtverſtaͤndlich, ſolche tatſaͤchlich maßgeblichen Berater 
der Fuͤrſten gegeben. Im Orient hat das Beduͤrfnis, den Sultan von 
der perſoͤnlichen Verantwortung fuͤr den Erfolg der Regierung moͤglichſt 
zu entlaften, die typiſche Figur des „Großweſirs“ geſchaffen. Im Abend— 
land wurde die Diplomatie, vor allem unter dem Einfluß der in diplo— 
matiſchen Fachkreiſen mit leidenſchaftlichem Eifer geleſenen venezianiſchen 
Geſandtſchaftsberichte, im Zeitalter Karls V. — der Zeit Macchiavellis — 
zuerſt eine bewußt gepflegte Kunſt, deren meiſt humaniſtiſch gebildete 
Adepten ſich untereinander als eine geſchulte Schicht von Eingeweihten 
behandelten, ähnlich den humaniſtiſchen chineſiſchen Staatsmaͤnnern der 
letzten Teilſtaatenzeit. Die Notwendigkeit einer formell einheitlichen 
Leitung der geſamten Politik, einſchließlich der inneren, durch einen 
fuͤhrenden Staatsmann entſtand endguͤltig und zwingend erſt durch die 
konſtitutionelle Entwicklung. Bis dahin hatte es zwar ſelbſtverſtaͤndlich 
ſolche Einzelperſoͤnlichkeiten als Berater oder vielmehr — der Sache 
nach — Leiter der Fuͤrſten immer wieder gegeben. Aber die Organi⸗ 


ſation der Behoͤrden war zunaͤchſt, auch in den am weiteſten vorge- 


ſchrittenen Staaten, andere Wege gegangen. Kollegiale hoͤchſte Ver— 
waltungsbehoͤrden waren entſtanden. Der Theorie und, in allmaͤhlich 
abnehmendem Maße, der Tatſache nach tagten ſie unter dem Vorſitz 
des Fuͤrſten perſoͤnlich, der die Entſcheidung gab. Durch dieſes kolle— 
gialiſche Syſtem, welches zu Gutachten, Gegengutachten und motivierten 
Voten der Mehrheit und Minderheit fuͤhrte und ferner dadurch, daß er 
neben den offiziellen hoͤchſten Behoͤrden ſich mit rein perſoͤnlichen Ver⸗ 
trauten — dem „Kabinett“ — umgab und durch dieſe ſeine Entſchei⸗ 
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dungen auf die Beſchluͤſſe des Staatsrats — oder wie die hoͤchſte Staats⸗ 
behoͤrde ſonſt hieß — abgab, ſuchte der Fuͤrſt, der zunehmend in die 
Lage eines Dilettanten geriet, dem unvermeidlich wachſenden Gewicht 
der Fachſchulung der Beamten ſich zu entziehen und die oberſte Leitung 
in der Hand zu behalten: dieſer latente Kampf zwiſchen dem Fach⸗ 
beamtentum und der Selbſtherrſchaft beſtand uͤberall. Erſt gegenuͤber 
den Parlamenten und den Machtaſpirationen ihrer Parteifuͤhrer aͤnderte 
ſich die Lage. Sehr verſchieden gelagerte Bedingungen fuͤhrten doch zu 
dem aͤußerlich gleichen Ergebnis. Freilich mit gewiſſen Unterſchieden. 
Wo immer die Dynaſtien reale Macht in der Hand behielten — wie 
namentlich in Deutſchland —, waren nun die Intereſſen des Fuͤrſten 
mit denen des Beamtentums ſolidariſch verknuͤpft gegen das Parlament 
und feine Machtanſpruͤche. Die Beamten hatten das Intereſſe daran, 
daß auch die leitenden Stellen, alſo die Miniſterpoſten, aus ihren Reihen 
beſetzt, alſo Gegenſtaͤnde des Beamtenavancements, wurden. Der Mon⸗ 
arch ſeinerſeits hatte das Intereſſe daran, die Miniſter nach ſeinem Er⸗ 
meſſen und aus den Reihen der ihm ergebenen Beamten ernennen zu 
koͤnnen. Beide Teile aber waren daran intereſſiert, daß die politiſche 
Leitung dem Parlament einheitlich und geſchloſſen gegenuͤbertrat, alſo: 
das Kollegialſyſtem durch einen einheitlichen Kabinettschef erſetzt wurde. 
Der Monarch bedurfte uͤberdies, ſchon um dem Parteikampf und den 
Parteiangriffen rein formell enthoben zu bleiben, einer ihn deckenden 
verantwortlichen, das heißt: dem Parlament Rede ſtehenden und ihm 
entgegentretenden, mit den Parteien verhandelnden Einzelperſoͤnlich— 
keit. Alle dieſe Intereſſen wirkten hier zuſammen in der gleichen Rich— 
tung: ein einheitlich fuͤhrender Beamtenminiſter entſtand. Noch ſtaͤrker 
wirkte in der Richtung der Vereinheitlichung die Entwicklung der Par— 
lamentsmacht da, wo fie — wie in England — die Oberhand gegen— 
uͤber dem Monarchen gewann. Hier entwickelte ſich das „Kabinett“ mit 
dem einheitlichen Parlamentsfuͤhrer, dem „Leader“, an der Spitze, als 
ein Ausſchuß der von den offiziellen Geſetzen ignorierten, tatſaͤchlich aber 
allein politiſch entſcheidenden Macht: der jeweils im Beſitz der Mehr— 
heit befindlichen Partei. Die offiziellen kollegialen Koͤrperſchaften waren 
eben als ſolche keine Organe der wirklich herrſchenden Macht: der Partei, 
und konnten alſo nicht Traͤger der wirklichen Regierung ſein. Eine 
herrſchende Partei bedurfte vielmehr, um im Innern die Gewalt zu be= 
haupten und nach außen große Politik treiben zu koͤnnen, eines ſchlag— 
kraͤftigen, nur aus ihren wirklich fuͤhrenden Maͤnnern zuſammengeſetzten, 
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vertraulich verhandelnden Organes: eben des Kabinetts, der Offentlich⸗ 
keit, vor allem der parlamentariſchen Offentlichkeit gegenuͤber aber eines 
fuͤr alle Entſchließungen verantwortlichen Fuͤhrers: des Kabinettschefs. 
Dies engliſche Syſtem iſt dann in Geſtalt der parlamentariſchen Mini⸗ 
ſterien auf den Kontinent uͤbernommen worden, und nur in Amerika 
und den von da aus beeinflußten Demokratien wurde ihm ein ganz 
heterogenes Syſtem gegenübergeftellt, welches den erkorenen Führer 
der ſiegenden Partei durch direkte Volkswahl an die Spitze des von ihm 
ernannten Beamtenapparates ſtellte und ihn nur in Budget und Ge— 
ſetzgebung an die Zuſtimmung des Parlamentes band. 

Die Entwicklung der Politik zu einem „Betrieb“, der eine Schulung 
im Kampf um die Macht und in deſſen Methoden erforderte, ſo wie ſie 
das moderne Parteiweſen entwickelte, bedingte nun die Scheidung der 
öffentlichen Funktionaͤre in zwei, allerdings keineswegs ſchroff, aber 
doch deutlich geſchiedene Kategorien: Fachbeamte einerſeits, „politiſche 
Beamte“ anderſeits. Die im eigentlichen Wortſinn „politiſchen“ Be— 
amten find aͤußerlich in der Regel daran kenntlich, daß fie jederzeit be: 
liebig verſetzt und entlaſſen oder doch „zur Dispoſition geſtellt“ werden 
koͤnnen, wie die franzoͤſiſchen Praͤfekten und die ihnen gleichartigen Be: 
amten anderer Laͤnder, im ſchroffſten Gegenſatz gegen die „Unabhaͤngig— 
keit“ der Beamten mit richterlicher Funktion. In England gehoͤren jene 
Beamten dazu, die nach feſter Konvention bei einem Wechſel der Par⸗ 
lamentsmehrheit und alſo des Kabinetts aus den Amtern ſcheiden. Be— 
ſonders diejenigen pflegen dahin zu rechnen, deren Kompetenz die Be— 
ſorgung der allgemeinen „inneren Verwaltung“ umfaßt; und der „poli— 
tiſche“ Beſtandteil daran iſt vor allem die Aufgabe der Erhaltung der 
„Ordnung“ im Lande, alſo: der beſtehenden Herrſchaftsverhaͤltniſſe. In 
Preußen hatten dieſe Beamten nach dem Puttkamerſchen Erlaß, bei 
Vermeidung der Maßregelung, die Pflicht, „die Politik der Regierung 
zu vertreten“, und wurden, ebenſo wie in Frankreich die Praͤfekten, 
als amtlicher Apparat zur Beeinfluſſung der Wahlen benutzt. Die 
meiſten „politiſchen“ Beamten teilten zwar nach deutſchem Syſtem — 
im Gegenſatz zu anderen Laͤndern — die Qualitaͤt aller anderen inſofern, 
als die Erlangung auch dieſer Amter an akademiſches Studium, Fach— 
pruͤfungen und einen beſtimmten Vorbereitungsdienſt gebunden war. 
Dieſes ſpezifiſche Merkmal des modernen Fachbeamtentums fehlt bei uns 
nur den Chefs des politiſchen Apparates: den Miniſtern. Preußiſcher 
Kultusminiſter konnte man ſchon unter dem alten Regime ſein, ohne 


410 


ſelbſt jemals eine höhere Unterrichtsanftalt befucht zu haben, waͤhrend 
man Vortragender Rat grundſaͤtzlich nur auf Grund der vorgeſchriebenen 
Prüfungen werden konnte. Der fachgeſchulte Dezernent und Vor: 
tragende Rat war ſelbſtverſtaͤndlich — z. B. unter Althoff im preußiſchen 
Unterrichtsminiſterium — unendlich viel informierter uͤber die eigent⸗ 
lichen techniſchen Probleme des Faches als ſein Chef. In England ſtand 
es damit nicht anders. Er war infolgedeſſen auch fuͤr alle Alltagsbe— 
duͤrfniſſe der Maͤchtigere. Das war auch nichts an ſich Widerſinniges. 
Der Miniſter war eben der Repraͤſentant der politiſchen Machtkon— 
ſtellation, hatte dieſe politiſchen Machtſtaͤbe zu vertreten und an die 
Vorſchlaͤge ſeiner unterſtellten Fachbeamten anzulegen oder ihnen die 
entſprechenden Direktiven politiſcher Art zu geben. 

Ganz aͤhnlich ſteht es ja in einem privaten Wirtſchaftsbetrieb: der 
eigentliche „Souveraͤn“, die Aktionaͤrverſammlung, iſt in der Betriebs— 
fuͤhrung ebenſo einflußlos wie ein von Fachbeamten regiertes „Volk“, 
und die fuͤr die Politik des Betriebes ausſchlaggebenden Perſoͤnlich— 
keiten, der von Banken beherrſchte „Aufſichtsrat“, geben nur die wirt⸗ 
ſchaftlichen Direktiven und leſen die Perſoͤnlichkeiten für die Verwaltung 
aus, ohne aber ſelbſt imſtande zu ſein, den Betrieb techniſch zu leiten. 
Inſofern bedeutet auch die jetzige Struktur des Revolutionsſtaates, 
welcher abſoluten Dilettanten, kraft ihrer Verfügung über die Ma: 
ſchinengewehre, die Macht uͤber die Verwaltung in die Hand gibt und 
die fachgeſchulten Beamten nur als ausfuͤhrende Koͤpfe und Haͤnde be— 
nutzen moͤchte, keine grundſaͤtzliche Neuerung. Die Schwierigkeiten dieſes 
jetzigen Syſtems liegen anderswo als darin, ſollen uns aber heute nichts 
angehen. — 

Wir fragen vielmehr nun nach der typiſchen Eigenart der Berufs— 
politiker, ſowohl der „Fuͤhrer“ wie ihrer Gefolgſchaft. Sie hat gewechſelt 
und iſt auch heute ſehr verſchieden. 

„Berufspolitiker“ haben ſich in der Vergangenheit, wie wir ſahen, im 
Kampf der Fuͤrſten mit den Staͤnden entwickelt im Dienſt der erſteren. 
Sehen wir uns ihre Haupttypen kurz an. 

Gegen die Stände ſtuͤtzte ſich der Fuͤrſt auf politiſch verwertbare 
Schichten nichtſtaͤndiſchen Charakters. Dahin gehörten in Vorder- und 
Hinterindien, im buddhiſtiſchen China und Japan und in der lamaiſti— 
ſchen Mongolei ganz ebenſo wie in den chriſtlichen Gebieten des Mittel⸗ 
alters zunaͤchſt: die Kleriker. Techniſch deshalb, weil ſie ſchriftkundig 
waren. Überall iſt der Import von Brahmanen, buddhiſtiſchen Prie— 
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ftern, Lamas und die Verwendung von Biſchoͤfen und Prieſtern als 
politiſche Berater unter dem Geſichtspunkt erfolgt, ſchreibkundige Ver⸗ 
waltungskraͤfte zu bekommen, die im Kampf des Kaiſers oder Fuͤrſten 
oder Khans gegen die Ariſtokratie verwertet werden konnten. Der 
Kleriker, zumal der zoͤlibataͤre Kleriker, ſtand außerhalb des Getriebes 
der normalen politiſchen und oͤkonomiſchen Intereſſen und kam nicht 
in Verſuchung, fuͤr ſeine Nachfahren eigene politiſche Macht gegenuͤber 
ſeinem Herrn zu erſtreben, wie es der Lehnsmann tat. Er war von den 
Betriebsmitteln der fuͤrſtlichen Verwaltung durch feine eigenen ſtaͤn⸗ 
diſchen Qualitaͤten „getrennt“. 

Eine zweite derartige Schicht waren die humaniſtiſch gebildeten Lite⸗ 
raten. Es gab eine Zeit, wo man lateiniſche Reden und griechiſche Verſe 
machen lernte, zu dem Zwecke, politiſcher Berater und vor allen Dingen 
politiſcher Denkſchriftenverfaſſer eines Fuͤrſten zu werden. Das war die 
Zeit der erſten Blüte der Humaniſtenſchulen und der fuͤrſtlichen Stif⸗ 
tungen von Profeſſuren der „Poetik“: bei uns eine ſchnell voruͤbergehende 
Epoche, die immerhin auf unſer Schulweſen nachhaltig eingewirkt hat, 
politiſch freilich keine tieferen Folgen hatte. Anders in Oſtaſien. Der 
chineſiſche Mandarin iſt oder vielmehr: war urſpruͤnglich annaͤhernd das, 
was der Humaniſt unſerer Renaiſſancezeit war: ein humaniſtiſch an den 
Sprachdenkmaͤlern der fernen Vergangenheit geſchulter und geprüfter 
Literat. Wenn Sie die Tagebuͤcher des Li-Hung⸗Tſchang leſen, finden 
Sie, daß noch er am meiſten ſtolz darauf iſt, daß er Gedichte machte und 
ein guter Kalligraph war. Dieſe Schicht mit ihren an der chineſiſchen 
Antike entwickelten Konventionen hat das ganze Schickſal Chinas be— 
ſtimmt, und aͤhnlich waͤre vielleicht unſer Schickſal geweſen, wenn die 
Humaniſten ſeinerzeit die geringſte Chance gehabt haͤtten, mit gleichem 
Erfolge ſich durchzuſetzen. 

Die dritte Schicht war: der Hofadel. Nachdem es den Fuͤrſten ge⸗ 
lungen war, den Adel in ſeiner ſtaͤndiſchen politiſchen Macht zu ent⸗ 
eignen, zogen ſie ihn an den Hof und verwendeten ihn im politiſchen 
und diplomatiſchen Dienſt. Der Umſchwung unſeres Erziehungsweſens 
im 17. Jahrhundert war mit dadurch bedingt, daß an Stelle der huma⸗ 
niſtiſchen Literaten hofadelige Berufspolitiker in den Dienft der Fuͤrſten 
traten. 

Die vierte Kategorie war ein ſpezifiſch engliſches Gebilde; ein den 
Kleinadel und das ſtaͤdtiſche Rentnertum umfaſſendes Patriziat, techniſch 
„gentry“ genannt: — eine Schicht, die urſpruͤnglich der Fuͤrſt gegen die 
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Barone heranzog und in den Beſitz der Amter des „selfgovernment“ 
letzte, um ſpaͤter zunehmend von ihr abhaͤngig zu werden. Sie hielt 
ſich im Beſitz der ſaͤmtlichen Amter der lokalen Verwaltung, indem fie 
dieſelben gratis uͤbernahm im Intereſſe ihrer eigenen ſozialen Macht. 
Sie hat England vor der Bureaukratiſierung bewahrt, die das Schickſal 
ſaͤmtlicher Kontinentalſtaaten war. 

Eine fuͤnfte Schicht war dem Okzident, vor allem auf dem europaͤiſchen 
Kontinent, eigentuͤmlich und war fuͤr deſſen ganze politiſche Struktur 
von ausſchlaggebender Bedeutung: die univerſitaͤtsgeſchulten Juriſten. 
Die gewaltige Nachwirkung des roͤmiſchen Rechts, wie es der bureau⸗ 
kratiſche ſpaͤtroͤmiſche Staat umgebildet hatte, tritt in nichts deutlicher 
hervor als darin: daß uͤberall die Revolutionierung des politiſchen Be⸗ 
triebs im Sinne der Entwicklung zum rationalen Staat von geſchulten 
Juriſten getragen wurde. Auch in England, obwohl dort die großen 
nationalen Juriſtenzuͤnfte die Rezeption des roͤmiſchen Rechts hinderten. 
Man findet in keinem Gebiet der Erde dazu irgendeine Analogie. Alle 
Anſaͤtze rationalen juriſtiſchen Denkens in der indiſchen Mimamſa⸗Schule 
und alle Weiterpflege des antiken juriſtiſchen Denkens im Iſlam haben 
die Überwucherung des rationalen Rechtsgedankens durch theologiſche 
Denkformen nicht hindern koͤnnen. Vor allem wurde das Prozeßver⸗ 
fahren nicht voll rationaliſiert. Das hat nur die Übernahme der antik 
roͤmiſchen Jurisprudenz, des Produkts eines aus dem Stadtſtaat zur 
Weltherrſchaft aufſteigenden politiſchen Gebildes ganz einzigartigen 
Charakters, durch die italieniſchen Juriſten zuwege gebracht, der „Usus 
modernus“ der ſpaͤtmittelalterlichen Pandektiſten und Kanoniſten und 
die aus juriſtiſchem und chriſtlichem Denken geborenen und ſpaͤter ſaͤku— 
lariſierten Naturrechtstheorien. Im italieniſchen Podeſtat, in den fran⸗ 
zoͤſiſchen Koͤnigsjuriſten, welche die formellen Mittel zur Untergrabung 
der Herrſchaft der Seigneurs durch die Koͤnigsmacht ſchufen, in den 
Kanoniſten und naturrechtlich denkenden Theologen des Konziliarismus, 
in den Hofjuriſten und gelehrten Richtern der kontinentalen Fuͤrſten, in 
den niederlaͤndiſchen Naturrechtslehren und den Monarchomachen, in 
den engliſchen Kron- und den Parlamentsjuriſten, in der Noblesse de 
Robe der franzöſiſchen Parlamente, endlich in den Advokaten der Re⸗ 
volutionszeit hat dieſer juriſtiſche Rationalismus ſeine großen Repraͤ⸗ 
ſentanten gehabt. Ohne ihn iſt das Entſtehen des abſoluten Staates 
ſo wenig denkbar wie die Revolution. Wenn Sie die Remonſtrationen 
der franzoͤſiſchen Parlamente oder die Cahiers der franzoͤſiſchen General: 
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ftände feit dem 16. Jahrhundert bis in das Jahr 1789 durchſehen, finden 
fie überall: Juriſtengeiſt. Und wenn Sie die Berufszugehoͤrigkeit der 
Mitglieder des franzoͤſiſchen Konvents durchmuſtern, fo finden Sie da 
— obwohl er nach gleichen Wahlrecht gewaͤhlt war — einen einzigen 
Proletarier, ſehr wenige buͤrgerliche Unternehmer, dagegen maſſenhaft 
Juriſten aller Art, ohne die der ſpezifiſche Geiſt, der dieſe radikalen 
Intellektuellen und ihre Entwuͤrfe beſeelte, ganz undenkbar waͤre. Der 
moderne Advokat und die moderne Demokratie gehoͤren ſeitdem ſchlecht— 
hin zuſammen, — und Advokaten in unſerem Sinn, als ein felbftändiger 
Stand, exiſtieren wiederum nur im Okzident, ſeit dem Mittelalter, wo 


ſie aus dem „Fuͤrſprech“ des formaliſtiſchen germaniſchen Prozeßver⸗ 


fahrens unter dem Einfluß der Rationaliſierung des Prozeſſes ſich ent— 
wickelten. 

Die Bedeutung der Advokaten in der okzidentalen Politik ſeit dem 
Aufkommen der Parteien iſt nichts Zufaͤlliges. Der politiſche Betrieb 
durch Parteien bedeutet eben: Intereſſentenbetrieb — wir werden bald 
ſehen, was das beſagen will. Und eine Sache fuͤr Intereſſenten wir— 
kungsvoll zu fuͤhren iſt das Handwerk des geſchulten Advokaten. Er iſt 
darin — das hat uns die Überlegenheit der feindlichen Propaganda 
lehren koͤnnen — jedem „Beamten“ uͤberlegen. Gewiß kann er eine 
durch logiſch ſchwache Argumente geſtuͤtzte, in dieſem Sinn: „ſchlechte“ 
Sache dennoch ſiegreich, alſo techniſch „gut“, fuͤhren. Aber auch nur er 
fuͤhrt eine durch logiſch „ſtarke“ Argumente zu ſtuͤtzende, in dieſem Sinn 
„gute“ Sache ſiegreich, alſo in dieſem Sinn „gut“. Der Beamte als 
Politiker macht nur allzu oft durch techniſch „ſchlechte“ Fuͤhrung eine 
in jenem Sinn „gute“ Sache zur „ſchlechten“: — das haben wir er— 
leben muͤſſen. Denn die heutige Politik wird nun einmal in hervor: 
ragendem Maße in der Offentlichkeit mit den Mitteln des geſprochenen 
oder geſchriebenen Wortes gefuͤhrt. Deſſen Wirkung abzuwaͤgen, liegt 
im eigentlichſten Aufgabenkreiſe des Advokaten, gar nicht aber des Fach— 
beamten, der kein Demagoge iſt und, ſeinem Zweck nach, ſein ſoll, und 
wenn er es doch zu werden unternimmt, ein ſehr ſchlechter Demagoge 
zu werden pflegt. 

Der echte Beamte — das iſt fuͤr die Beurteilung unſeres fruͤheren 
Regimes entſcheidend — ſoll ſeinem eigentlichen Beruf nach nicht Po— 
litik treiben, ſondern: „verwalten“, unparteiiſch vor allem, — auch 
fuͤr die ſogenannten „politiſchen“ Verwaltungsbeamten gilt das, offiziell 
wenigſtens, ſoweit nicht die „Staatsraͤſon“, d. h. die Lebensintereſſen 
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der herrſchenden Ordnung, in Frage ſtehen. Sine ira et studio, „ohne 
Zorn und Eingenommenheit“ ſoll er ſeines Amtes walten. Er ſoll alſo 
gerade das nicht tun, was der Politiker, der Fuͤhrer ſowohl wie ſeine 
Gefolgſchaft, immer und notwendig tun muß: kaͤmpfen. Denn Partei⸗ 
nahme, Kampf, Leidenſchaft — ira et studium — find das Element des 
Politikers. Und vor allem: des politiſchen Fuͤhrers. Deſſen Handeln 
ſteht unter einem ganz anderen, gerade entgegengeſetzten Prinzip der 
Verantwortung, als die des Beamten iſt. Ehre des Beamten iſt die 
Faͤhigkeit, wenn — trotz ſeiner Vorſtellungen — die ihm vorgeſetzte 
Behörde auf einem ihm falſch erſcheinenden Befehl beharrt, ihn auf 
Verantwortung des Befehlenden gewiſſenhaft und genau fo auszuführen, 
als ob er feiner eigenen Überzeugung entſpraͤche: ohne dieſe im hoͤchſten 
Sinn ſittliche Diſziplin und Selbſtverleugnung zerfiele der ganze Up: 


parat. Ehre des politiſchen Führers, alfo: des leitenden Staatsmanneg, - 


iſt dagegen gerade die ausſchließliche Eig en verantwortung fuͤr das, was 


er tut, die er nicht ablehnen oder abwaͤlzen kann und darf. Gerade 


ſittlich hochſtehende Beamtennaturen find ſchlechte, vor allem im poli⸗ 
tiſchen Begriff des Wortes verantwortungsloſe und in dieſem Sinn: 
ſittlich tiefſtehende Politiker: — ſolche, wie wir ſie leider in leitenden 
Stellungen immer wieder gehabt haben: das iſt es, was wir „Beamten⸗ 
herrſchaft“ nennen; und es faͤllt wahrlich kein Flecken auf die Ehre 
unſeres Beamtentums, wenn wir das politiſch, vom Standpunkt des 
Erfolges aus gewertet, Falſche dieſes Syſtems bloßlegen. Aber kehren 
wir noch einmal zu den Typen der politiſchen Figuren zuruͤck. 

Der „Demagoge“ iſt ſeit dem Verfaſſungsſtaat und vollends ſeit der 
Demokratie der Typus des fuͤhrenden Politikers im Okzident. Der un⸗ 
angenehme Beigeſchmack des Wortes darf nicht vergeſſen laſſen, daß 
nicht Kleon, ſondern Perikles der erſte war, der dieſen Namen trug. 
Amtlos oder mit dem — im Gegenſatz zu den durchs Los beſetzten Am— 
tern der antiken Demokratie — einzigen Wahlamt: dem des Ober— 
ſtrategen, betraut, leitete er die ſouveraͤne Ekkleſia des Demos von 
Athen. Die moderne Demagogie bedient ſich zwar auch der Rede: in 
quantitativ ungeheuerlichem Umfang ſogar, wenn man die Wahlreden 
bedenkt, die ein moderner Kandidat zu halten hat. Aber noch nach— 
haltiger doch: des gedruckten Worts. Der politiſche Publiziſt und vor 
allem der Journaliſt iſt der wichtigſte heutige Repraͤſentant der Gattung. 

Die Soziologie der modernen politiſchen Journaliſtik auch nur zu 
ſkizzieren waͤre im Rahmen dieſes Vortrages ganz unmoͤglich und iſt in 
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jeder Hinſicht ein Kapitel für ſich. Nur weniges gehört unbedingt hier 
her. Der Journaliſt teilt mit allen Demagogen und uͤbrigens — wenig⸗ 
ſtens auf dem Kontinent und im Gegenſatz zu den engliſchen und uͤbrigens 
auch zu den fruͤheren preußiſchen Zuſtaͤnden — auch mit dem Advokaten 
(und dem Künftler) das Schickſal: der feſten ſozialen Klaſſifikation zu 
entbehren. Er gehört zu einer Art von Pariakaſte, die in der „Geſell⸗ 
ſchaft“ ſtets nach ihren ethiſch tiefſtſtehenden Repraͤſentanten ſozial ein⸗ 
geſchaͤtzt wird. Die ſeltſamſten Vorſtellungen über die Journaliſten und 
ihre Arbeit ſind daher landlaͤufig. Daß eine wirklich gute journaliſtiſche 
Leiſtung mindeſtens ſo viel „Geiſt“ beanſprucht wie irgendeine Ge⸗ 
lehrtenleiſtung — vor allem infolge der Notwendigkeit, ſofort, auf Kom⸗ 
mando, hervorgebracht zu werden und: ſofort wirken zu ſollen, bei 
freilich ganz anderen Bedingungen der Schoͤpfung, iſt nicht jedermann 
gegenwaͤrtig. Daß die Verantwortung eine weit groͤßere iſt, und daß 
auch das Verantwortungsgefuͤhl jedes ehrenhaften Journaliſten im 
Durchſchnitt nicht im mindeſten tiefer ſteht als das des Gelehrten: — 
ſondern hoͤher, wie der Krieg gelehrt hat —, wird faſt nie gewuͤrdigt, 
weil naturgemäß gerade die verantwortungsloſen journaliſtiſchen Leis 
ſtungen, ihrer oft furchtbaren Wirkung wegen, im Gedaͤchtnis haften. 
Daß vollends die Diskretion der irgendwie tüchtigen Journaliſten durch⸗ 
ſchnittlich hoͤher ſteht als die anderer Leute, glaubt niemand. Und doch 
iſt es ſo. Die ganz unvergleichlich viel ſchwereren Verſuchungen, die 
dieſer Beruf mit ſich bringt, und die ſonſtigen Bedingungen journali⸗ 
ſtiſchen Wirkens in der Gegenwart erzeugen jene Folgen, welche das 
Publikum gewöhnt haben, die Preſſe mit einer Miſchung von Ber: 
achtung und — jaͤmmerlicher Feigheit zu betrachten. Über das, was 
da zu tun iſt, kann heute nicht geſprochen werden. Uns intereſſiert hier 
die Frage nach dem politiſchen Berufsſchickſal der Journaliſten, ihrer 
Chance, in politiſche Fuͤhrerſtellungen zu gelangen. Sie war bisher nur 
in der ſozialdemokratiſchen Partei guͤnſtig. Aber innerhalb ihrer hatten 
Redakteurſtellen weit uͤberwiegend den Charakter einer Beamtenſtellung, 
nicht aber waren fie die Grundlage einer Fuͤh rerpoſition. 

In den buͤrgerlichen Parteien hatte ſich, im ganzen genommen, gegens 
uͤber der vorigen Generation die Chance des Aufſtiegs zur politiſchen 
Macht auf dieſem Wege eher verſchlechtert. Preſſeeinfluß und alſo 
Preſſebeziehungen benoͤtigte natürlich jeder Politiker von Bedeutung. 
Aber daß Partei fuͤhrer aus den Reihen der Preſſe hervorgingen, war 
— man ſollte es nicht erwarten — durchaus die Ausnahme. Der Grund 
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liegt in der ſtark geſtiegenen „Unabkoͤmmlichkeit“ des Journaliſten, vor 
allem des vermoͤgensloſen und alſo berufsgebundenen Journaliſten, 
welche durch die ungeheure Steigerung der Intenſitaͤt und Aktualitaͤt 
des journaliſtiſchen Betriebes bedingt iſt. Die Notwendigkeit des Er⸗ 
werbs durch taͤgliches oder doch woͤchentliches Schreiben von Artikeln 
haͤngt Politikern wie ein Klotz am Bein, und ich kenne Beiſpiele, wo 
Fuͤhrernaturen dadurch geradezu dauernd im Machtaufſtieg aͤußerlich 
und vor allem: innerlich gelaͤhmt worden ſind. Daß die Beziehungen 
der Preſſe zu den herrſchenden Gewalten im Staat und in den Par⸗ 
teien unter dem alten Regime dem Niveau des Journalismus ſo ab⸗ 
traͤglich wie möglich waren, iſt ein Kapitel für ſich. Dieſe Verhaͤltniſſe 
lagen in den gegneriſchen Laͤndern anders. Aber auch dort und fuͤr alle 
modernen Staaten galt, ſcheint es, der Satz: daß der journaliſtiſche 
Arbeiter immer weniger, der kapitaliſtiſche Preſſemagnat — nach Art 
etwa des „Lord“ Northeliffe — immer mehr politiſchen Einfluß gewinnt. 

Bei uns waren allerdings bisher die großen kapitaliſtiſchen Zeitungs⸗ 
konzerne, welche ſich vor allem der Blaͤtter mit „kleinen Anzeigen“, der 
„Generalanzeiger“, bemaͤchtigt hatten, in aller Regel die typiſchen 
Zuͤchter politiſcher Indifferenz. Denn an felbftändiger Politik war 
nichts zu verdienen, vor allem nicht das geſchaͤftlich nuͤtzliche Wohl⸗ 
wollen der politiſch herrſchenden Gewalten. Das Inſeratengeſchaͤft iſt 
auch der Weg, auf dem man waͤhrend des Krieges den Verſuch einer 
politiſchen Beeinfluſſung der Preſſe im großen Stil gemacht hat und 
jetzt, wie es ſcheint, fortſetzen will. Wenn auch zu erwarten iſt, daß die 
große Preſſe ſich dem entziehen wird, ſo iſt die Lage fuͤr die kleinen 
Blaͤtter doch weit ſchwieriger. Jedenfalls aber iſt bei uns zurzeit die 
journaliſtiſche Laufbahn, ſo viel Reiz ſie im uͤbrigen haben und welches 
Maß von Einfluß und Wirkungsmöglichleit, vor allem: von politiſcher 
Verantwortung, ſie einbringen mag, nicht — man muß vielleicht ab⸗ 
warten, ob: nicht mehr oder: noch nicht — ein normaler Weg des Aufs 
ſtiegs politiſcher Fuͤhrer. Ob die von manchen — nicht allen — Jour⸗ 
naliſten für richtig gehaltene Aufgabe des Anonpmitaͤtsprinzips darin 
etwas ändern wuͤrde, läßt ſich ſchwer ſagen. Was wir in der deutfchen . 
Preſſe während des Krieges an „Leitung“ von Zeitungen durch bes 
ſonders angeworbene ſchriftſtelleriſch begabte Perſoͤnlichkeiten, die dabei 
ſtets ausdruͤcklich unter ihrem Namen auftraten, erlebten, hat in einigen 
bekannteren Fällen leider gezeigt: daß ein erhöhtes Verantwortungs⸗ 
gefuͤhl auf dieſem Wege nicht ſo ſicher gezuͤchtet wird, wie man glauben 
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koͤnnte. Es waren — ohne Parteiunterſchied — zum Teil gerade die 
notoriſch übelften Boulevard⸗Blaͤtter, die damit einen erhöhten Abſatz 
erſtrebten und auch erreichten. Vermoͤgen haben die betreffenden Herren, 
die Verleger wie auch die Senſationsjournaliſten, gewonnen, — Ehre 
gewiß nicht. Damit ſoll nun gegen das Prinzip nichts geſagt ſein; die 
Frage liegt ſehr verwickelt, und jene Erſcheinung gilt auch nicht allge⸗ 
mein. Aber es iſt bisher nicht der Weg zu echtem Fuͤhrertum oder 
verantwortlichem Betrieb der Politik geweſen. Wie ſich die Ver⸗ 
haͤltniſſe weiter geſtalten werden, bleibt abzuwarten. Unter allen lm: 
ſtaͤnden bleibt aber die journaliſtiſche Laufbahn einer der wichtigſten 
Wege der berufsmaͤßigen politiſchen Taͤtigkeit. Ein Weg nicht fuͤr jeder⸗ 
mann. Am wenigſten fuͤr ſchwache Charaktere, insbeſondere fuͤr Men⸗ 
ſchen, die nur in einer geſicherten ſtaͤndiſchen Lage ihr inneres Gleich 
gewicht behaupten koͤnnen. Wenn ſchon das Leben des jungen Gelehrten 
auf Haſard geſtellt iſt, ſo ſind doch feſte ſtaͤndiſche Konventionen um ihn 
gebaut und huͤten ihn vor Entgleiſung. Das Leben des Journaliſten 
aber iſt in jeder Hinſicht Haſard ſchlechthin, und zwar unter Bedingungen, 
welche die innere Sicherheit in einer Art auf die Probe ſtellen wie wohl 
kaum eine andere Situation. Die oft bitteren Erfahrungen im Berufs⸗ 
leben ſind vielleicht nicht einmal das Schlimmſte. Gerade an den erfolg⸗ 
reichen Journaliſten werden beſonders ſchwierige innere Anforderungen 
geſtellt. Es iſt durchaus keine Kleinigkeit, in den Salons der Maͤchtigen 
der Erde auf ſcheinbar gleichem Fuß, und oft allgemein umſchmeichelt, 
weil gefuͤrchtet, zu verkehren und dabei zu wiſſen, daß, wenn man kaum 
aus der Tuͤr iſt, der Hausherr ſich vielleicht wegen ſeines Verkehrs mit 
den „Preſſebengeln“ bei ſeinen Gaͤſten beſonders rechtfertigen muß, — 
wie es erſt recht keine Kleinigkeit iſt, uͤber alles und jedes, was der 
„Markt“ gerade verlangt, uͤber alle denkbaren Probleme des Lebens, 
ſich prompt und dabei uͤberzeugend aͤußern zu ſollen, ohne nicht nur 
der abſoluten Verflachung, ſondern vor allem der Wuͤrdeloſigkeit der 
Selbſtentbloͤßung und ihren unerbittlichen Folgen zu verfallen. Nicht 
das iſt erſtaunlich, daß es viele menſchlich entgleiſten oder entwerteten 
Journaliſten gibt, ſondern daß trotz allem gerade dieſe Schicht eine ſo 
große Zahl wertvoller und ganz echter Menſchen in ſich ſchließt, wie 
Außenſtehende es nicht leicht vermuten. 

Wenn der Journaliſt als Typus des Berufspolitikers auf eine immer⸗ 
hin ſchon erhebliche Vergangenheit zuruͤckblickt, ſo iſt die Figur des 
Parteibeamten eine ſolche, die erſt der Entwicklung der letzten Jahr⸗ 
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zehnte und, teilweiſe, Jahre angehört. Wir müffen uns einer Betrach⸗ 
tung des Parteiweſens und der Parteiorganiſation zuwenden, um dieſe 
Figur in ihrer entwicklungsgeſchichtlichen Stellung zu begreifen. 

In allen irgendwie umfangreichen, das heißt uͤber den Bereich und 
Aufgabenkreis kleiner laͤndlicher Kantone hinausgehenden politiſchen 
Verbaͤnden mit periodiſchen Wahlen der Gewalthaber iſt der politiſche 
Betrieb notwendig: Intereſſentenbetrieb. Das heißt, eine relativ 
kleine Zahl primaͤr am politiſchen Leben, alſo an der Teilnahme an der 
politiſchen Macht, Intereſſierter ſchaffen ſich Gefolgſchaft durch freie 
Werbung, praͤſentieren ſich oder ihre Schutzbefohlenen als Wahlkandi⸗ 
daten, ſammeln die Geldmittel und gehen auf den Stimmenfang. Es 
iſt unerfindlich, wie in großen Verbaͤnden Wahlen ohne dieſen Betrieb 
überhaupt ſachgemaͤß zuſtande kommen ſollten. Praktiſch bedeutet er 
die Spaltung der wahlberechtigten Staatsbuͤrger in politiſch aktive und 
politiſch paſſive Elemente, und da dieſer Unterſchied auf Freiwilligkeit 
beruht, ſo kann er durch keinerlei Maßregeln, wie Wahlpflicht oder 
„berufsſtaͤndiſche“ Vertretung oder dergleichen ausdruͤcklich oder tat⸗ 
ſaͤchlich gegen dieſen Tatbeſtand und damit gegen die Herrſchaft der 
Berufspolitiker gerichteten Vorſchlaͤge beſeitigt werden. Fuͤhrerſchaft 
und Gefolgſchaft, als aktive Elemente freier Werbung: der Gefolgſchaft 
ſowohl wie, durch dieſe, der paſſiven Waͤhlerſchaft fuͤr die Wahl des 
Fuͤhrers, ſind notwendige Lebenselemente jeder Partei. Verſchieden 
aber iſt ihre Struktur. Die „Parteien“ etwa der mittelalterlichen Städte, 
wie die Guelfen und Ghibellinen, waren rein perſoͤnliche Gefolgſchaften. 
Wenn man das Statuta della perta Guelfa anſieht, die Konfiskation 
der Guͤter der Nobili — das hieß urſpruͤnglich aller derjenigen Familien, 
die ritterlich lebten, alſo lehnsfaͤhig waren —, ihren Ausſchluß von 
Amtern und Stimmrecht, die interlokalen Parteiausſchuͤſſe und die 
ſtreng militaͤriſchen Organiſationen und ihre Denunziantenpraͤmien, fo 
fuͤhlt man ſich an den Bolſchewismus mit ſeinen Sowjets, ſeinen ſtreng 
geſiebten Militär: und — in Rußland vor allem — Spitzelorganiſationen, 
der Entwaffnung und politiſchen Entrechtung der „Buͤrger“, das heißt 
der Unternehmer, Haͤndler, Rentner, Geiſtlichen, Abkoͤmmlinge der 
Dynaſtie, Polizeiagenten, und ihre Konfiskationen erinnert. Und wenn 
man auf der einen Seite ſieht, daß die Militärorganifation der Partei 
ein nach Matrikeln zu geſtaltendes reines Ritterheer war und Adlige 
faſt alle führenden Stellen einnahmen, die Sowjets aber ihrerſeits den 
hochentgoltenen Unternehmer, den Akkordlohn, das Taylorſyſtem, die 
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Militaͤr⸗ und Werkſtattdiſziplin beibehalten oder vielmehr wieder ein⸗ 
fuͤhren und nach auslaͤndiſchem Kapital Umſchau halten, mit einem 
Wort alſo: ſchlechthin alle von ihr als buͤrgerliche Klaſſeneinrichtungen 
bekaͤmpften Dinge wieder annehmen mußten, um uͤberhaupt Staat und 
Wirtſchaft in Betrieb zu erhalten, und daß ſie uͤberdies als Hauptinſtru⸗ 
ment ihrer Staatsgewalt die Agenten der alten Ochrana wieder in Bes 
trieb genommen haben, fo wirkt dieſe Analogie noch frappanter. Wir 
haben es aber hier nicht mit ſolchen Gewaltſamkeitsorganiſationen zu 
tun, ſondern mit Berufspolitikern, welche durch nuͤchterne „friedliche“ 
Werbung der Partei auf dem Wahlſtimmenmarkt zur Macht zu gelangen 
ſtreben. 

Auch dieſe Parteien in unſerem uͤblichen Sinn waren zunaͤchſt, z. B. 
in England, reine Gefolgſchaften der Ariſtokratie. Mit jedem aus irgend⸗ 
einem Grunde erfolgenden Wechſel der Partei ſeitens eines Peer trat 
alles, was von ihm abhaͤngig war, gleichfalls zur Gegenpartei uͤber. 
Die großen Familien des Adels, nicht zuletzt der König, hatten bis zur 
Reformbill die Patronage einer Unmaſſe von Wahlkreiſen. Dieſen 
Adelsparteien nahe ſtehen die Honoratiorenparteien, wie ſie mit Auf⸗ 
kommen der Macht des Buͤrgertums ſich uͤberall entwickelten. Die 
Kreiſe von „Bildung und Beſitz“ unter der geiſtigen Fuͤhrung der typi⸗ 
ſchen Intellektuellenſchichten des Okzidents ſchieden ſich, teils nach 
Klaſſenintereſſen, teils nach Familientradition, teils rein ideologiſch 
bedingt, in Parteien, die ſie leiteten. Geiſtliche, Lehrer, Profeſſoren, 
Advokaten, Arzte, Apotheker, vermoͤgliche Landwirte, Fabrikanten — in 
England jene ganze Schicht, die ſich zu den gentlemen rechnet — bil⸗ 
deten zunaͤchſt Gelegenheitsverbaͤnde, allenfalls lokale politiſche Klubs; 
in erregten Zeiten meldete ſich das Kleinbuͤrgertum, gelegentlich einmal 
das Proletariat, wenn ihm Fuͤhrer erſtanden, die aber in aller Regel 
nicht aus ſeiner Mitte ſtammten. In dieſem Stadium beſtehen inter⸗ 
lokal organiſierte Parteien als Dauerverbaͤnde draußen im Lande uͤber⸗ 
haupt noch nicht. Den Zuſammenhalt ſchaffen lediglich die Parlamen⸗ 
tarier; maßgebend fuͤr die Kandidatenaufſtellung ſind die oͤrtlichen 
Honoratioren. Die Programme entſtehen teils durch die Werbeaufrufe 
der Kandidaten, teils in Anlehnung an Honoratiorenkongreſſe oder 
Parlamentsparteibeſchluͤſſe. Nebenamtlich und ehrenamtlich laͤuft, als 
Gelegenheitsarbeit, die Leitung der Klubs oder, wo dieſe fehlen (wie 
meiſt), der gaͤnzlich formloſe Betrieb der Politik ſeitens der wenigen 
dauernd daran Intereſſierten in normalen Zeiten; nur der Journaliſt 
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iſt bezahlter Berufspolitiker, nur der Zeitungsbetrieb kontinuierlicher 
politiſcher Betrieb uͤberhaupt. Daneben nur die Parlamentsſeſſion. Die 
Parlamentarier und parlamentariſchen Parteileiter wiſſen zwar, an 
welche ortlichen Honoratioren man ſich wendet, wenn eine politiſche 
Aktion erwuͤnſcht erſcheint. Aber nur in großen Städten beſtehen dauernd 
Vereine der Parteien mit mäßigen Mitgliederbeiträgen und periodiſchen 
Zuſammenkuͤnften und oͤffentlichen Verſammlungen zum Rechenſchafts⸗ 
bericht des Abgeordneten. Leben beſteht nur in der Wahlzeit. 

Das Intereſſe der Parlamentarier an der Noͤglichkeit interlokaler 
Wahlkompromiſſe und an der Schlagkraft einheitlicher, von breiten 
Kreiſen des ganzen Landes anerkannter Programme und einheitlicher 
Agitation im Lande uͤberhaupt bildet die Triebkraft des immer ſtrafferen 
Parteizuſammenſchluſſes. Aber wenn nun ein Netz von oͤrtlichen Partei⸗ 
vereinen auch in den mittleren Staͤdten und daneben von „Vertrauens⸗ 
männern” über das Land geſpannt wird, mit denen ein Mitglied der 
Parlamentspartei als Leiter des zentralen Parteibureaus in dauernder 
Korreſpondenz ſteht, bleibt im Prinzip der Charakter des Parteiapparates 
als eines Honoratiorenverbandes unveraͤndert. Bezahlte Beamte fehlen 
außerhalb des Zentralbureaus noch; es ſind durchweg „angeſehene“ 
Leute, welche um der Schaͤtzung willen, die ſie ſonſt genießen, die oͤrt⸗ 
lichen Vereine leiten: die außerparlamentariſchen „Honoratioren“, die 
neben der politiſchen Honoratiorenſchicht der einmal im Parlament 
ſitzenden Abgeordneten Einfluß uͤben. Die geiſtige Nahrung der Preſſe 
und oͤrtliche Verſammlungen beſchafft allerdings zunehmend die von 
der Partei herausgegebene Parteikorreſpondenz. Regelmaͤßige Mit⸗ 
gliederbeitraͤge werden unentbehrlich; ein Bruchteil muß den Geldkoſten 
der Zentrale dienen. In dieſem Stadium befanden ſich noch vor nicht 
allzu langer Zeit die meiſten deutſchen Parteiorganiſationen. In Frank⸗ 
reich vollends herrſchte teilweiſe noch das erſte Stadium: der ganz labile 
Zuſammenſchluß der Parlamentarier und im Lande draußen die kleine 
Zahl der oͤrtlichen Honoratioren, Programme durch die Kandidaten 
oder fuͤr ſie von ihren Schutzpatronen im Einzelfall bei der Bewerbung 
aufgeſtellt, wenn auch unter mehr oder minder oͤrtlicher Anlehnung an 
Beſchluͤſſe und Programme der Parlamentarier. Erſt teilweiſe war 
dies Syſtem durchgebrochen. Die Zahl der hauptberuflichen Politik 
war dabei gering und ſetzte ſich im weſentlichen aus den gewaͤhlten Ab⸗ 
geordneten, den wenigen Angeſtellten der Zentrale, den Journaliſten 
und — in Frankreich — im uͤbrigen aus jenen Stellenjägern zuſammen, die 
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fih in einem „politiſchen Amt“ befanden oder augenblicklich ein ſolches 
erſtrebten. Die Politik war formell weit überwiegend Nebenberuf. 
Auch die Zahl der „miniſtrablen“ Abgeordneten war eng begrenzt, 
aber wegen des Honoratiorencharakters auch die der Wahlkandidaten. 
Die Zahl der indirekt an dem politiſchen Betrieb, vor allem materiell, 
Intereſſierten war aber ſehr groß. Denn alle Maßregeln eines Mini⸗ 
ſteriums und vor allem alle Erledigungen von Perſonalfragen ergingen 
unter der Mitwirkung der Frage nach ihrem Einfluß auf die Wahl⸗ 
chancen, und alle und jede Art von Wuͤnſchen ſuchte man durch Ver⸗ 
mittlung des oͤrtlichen Abgeordneten durchzuſetzen, dem der Miniſter, 
wenn er zu ſeiner Mehrheit gehoͤrte — und das erſtrebte daher jeder⸗ 
mann — wohl oder uͤbel Gehoͤr ſchenken mußte. Der einzelne Depu⸗ 
tierte hatte die Amtspatronage und uͤberhaupt jede Art von Patronage 
in allen Angelegenheiten ſeines Wahlkreiſes und hielt ſeinerſeits, um 
wiedergewaͤhlt zu werden, Verbindung mit den oͤrtlichen Honoratioren. 

Dieſem idylliſchen Zuſtand der Herrſchaft von Honoratiorenkreiſen 
und vor allem: der Parlamentarier, ſtehen nun die modernſten Formen 
der Parteiorganiſation ſcharf abweichend gegenuͤber. Sie ſind Kinder 
der Demokratie, des Maſſenwahlrechts, der Notwendigkeit der Maſſen⸗ 
werbung und Maſſenorganiſation, der Entwicklung hoͤchſter Einheit der 
Leitung und ſtrengſter Diſziplin. Die Honoratiorenherrſchaft und die 
Lenkung durch die Parlamentarier hoͤrt auf. „Hauptberufliche“ Poli⸗ 
tiker außerhalb der Parlamente nehmen den Betrieb in die Hand. 
Entweder als „Unternehmer“ — wie der amerikaniſche Boss und auch 
der engliſche „Election agent“ es der Sache nach waren — oder als 
feſt beſoldeter Beamter. Formell findet eine weitgehende Demokrati⸗ 
ſierung ſtatt. Nicht mehr die Parlamentsfraktion ſchafft die maßgeb⸗ 
lichen Programme und nicht mehr die oͤrtlichen Honoratioren haben die 
Aufſtellung der Kandidaten in der Hand, ſondern Verſammlungen der 
organiſierten Parteimitglieder waͤhlen die Kandidaten aus und dele⸗ 
gieren Mitglieder in die Verſammlungen hoͤherer Ordnung, deren es 
bis zum allgemeinen „Parteitag“ hinauf moͤglicherweiſe mehrere gibt. 
Der Tatſache nach liegt aber natuͤrlich die Macht in den Haͤnden der⸗ 
jenigen, welche kontinuierlich innerhalb des Betriebes die Arbeit 
leiſten, oder aber derjenigen, von welchen — z. B. als Maͤcenaten oder 
Leitern mächtiger politiſcher Intereſſentenklubs (Tammany-Hall) — der 
Betrieb in feinem Gang pekuniaͤr oder perfonal abhängig iſt. Das Ent⸗ 
ſcheidende iſt, daß dieſer ganze Menſchenapparat — die „Maſchine“, 
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wie man ihn in den angelſaͤchſiſchen Ländern bezeichnenderweiſe nennt — 
oder vielmehr diejenigen, die ihn leiten, den Parlamentariern Schach 
bieten und ihnen ihren Willen ziemlich weitgehend aufzuzwingen in der 
Lage find. Und das hat beſonders Bedeutung für die Ausleſe der Fuͤh⸗ 
rung der Partei. Fuͤhrer wird nun derjenige, dem die Maſchine folgt, 
auch uͤber den Kopf des Parlaments. Die Schaffung ſolcher Maſchinen 
bedeutet, mit anderen Worten, den Einzug der plebilzitären Demo: 
kratie. 

Die Parteigefolgſchaft, vor allem der Parteibeamte und ⸗unternehmer, 
erwarten vom Siege ihres Fuͤhrers ſelbſtverſtaͤndlich perſoͤnlichen Ent: 
gelt: Amter oder andere Vorteile. Von ihm — nicht oder doch nicht 
nur von den einzelnen Parlamentariern: das iſt das Entſcheidende. Sie 
erwarten vor allem: daß die demagogiſche Wirkung der Fuͤhrer perſoͤn⸗ 
lichkeit im Wahlkampf der Partei Stimmen und Mandate, damit 
Macht zufuͤhren und dadurch jene Chancen ihrer Anhaͤnger, fuͤr ſich den 
erhofften Entgelt zu finden, moͤglichſt ausweiten werde. Und ideell iſt 
die Genugtuung, für einen Menſchen in gläubiger perſoͤnlicher Hingabe 
und nicht nur fuͤr ein abſtraktes Programm einer aus Mittelmaͤßigkeiten 
beſtehenden Partei zu arbeiten: — dies „charismatiſche“ Element allen 
Fuͤhrertums, — eine der Triebfedern. | 

In ſehr verſchiedenem Maß und in ſtetem latenten Kampf mit den 
um ihren Einfluß ringenden oͤrtlichen Honoratioren und den Parla⸗ 
mentariern rang ſich dieſe Form durch. In den buͤrgerlichen Parteien 
zuerſt in den Vereinigten Staaten, dann in der ſozialdemokratiſchen 
Partei vor allem Deutſchlands. Stete Ruͤckſchlaͤge treten ein, ſobald 
einmal kein allgemein anerkannter Fuͤhrer da iſt, und Konzeſſionen 
aller Art muͤſſen, auch wenn er da iſt, der Eitelkeit und Intereſſiertheit 
der Parteihonoratioren gemacht werden. Vor allem aber kann auch die 
Maſchine unter die Herrſchaft der Partei beamten geraten, in deren 
Haͤnden die regelmäßige Arbeit liegt. Nach Anſicht mancher ſozialdemo⸗ 
kratiſcher Kreiſe ſei ihre Partei dieſer „Bureaukratiſierung“ verfallen 
geweſen. Indeſſen „Beamte“ fuͤgen ſich einer demagogiſch ſtark wir⸗ 
kenden Fuͤhrerperſoͤnlichkeit relativ leicht: ihre materiellen und ideellen 
Intereſſen ſind ja intim mit der durch ihn erhofften Auswirkung der 
Parteimacht verknuͤpft, und die Arbeit fuͤr einen Fuͤhrer iſt an ſich inner⸗ 
lich befriedigender. Weit ſchwerer iſt der Aufſtieg von Fuͤhrern da, wo 
— wie in den buͤrgerlichen Parteien meift — neben den Beamten die 
„Honoratioren“ den Einfluß auf die Partei in den Haͤnden haben. Denn 
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dieſe „machen“ ideell „ihr Leben“ aus dem Vorſtands⸗ oder Ausſchuß⸗ 
mitgliedspoͤſtchen, das ſie innehaben. Reſſentiment gegen den Dema⸗ 
gogen als homo novus, die Überzeugung von der Überlegenheit partei⸗ 
politiſcher „Erfahrung“ — die nun einmal auch tatſaͤchlich von erheb— 
licher Bedeutung iſt — und die ideologiſche Beſorgnis vor dem Zer⸗ 
brechen der alten Parteitraditionen beſtimmen ihr Handeln. Und in 
der Partei haben ſie alle traditionaliſtiſchen Elemente fuͤr ſich. Vor 
allem der laͤndliche, aber auch der kleinbuͤrgerliche Waͤhler ſieht auf den 
ihm von alters her vertrauten Honoratiorennamen und mißtraut dem 
ihm unbekannten Mann, um freilich, wenn dieſer einmal den Erfolg 
fuͤr ſich gehabt hat, nun ihm um ſo unerſchuͤtterlicher anzuhaͤngen. Sehen 
wir uns an einigen Hauptbeiſpielen dieſes Ringen der beiden Struktur⸗ 
formen und das namentlich von Oſtrogorſki geſchilderte Hochkommen 
der plebilzitären Form einmal an. 

Zunaͤchſt England: dort war die Parteiorganiſation bis 1868 eine 
faft reine Honoratioren⸗Organiſation. Die Tories ſtuͤtzten ſich auf dem 
Lande etwa auf den anglikaniſchen Pfarrer, daneben — meiſt — den 
Schulmeiſter und vor allem die Großbeſitzer der betreffenden county, 
die Whigs meiſt auf ſolche Leute wie den nonconformiſtiſchen Prediger 
(wo es ihn gab), den Poſthalter, Schmied, Schneider, Seiler, ſolche 
Handwerker alſo, von denen — weil man mit ihnen am meiſten plau⸗ 
dern kann — politiſcher Einfluß ausgehen konnte. In der Stadt ſchieden 
ſich die Parteien teils nach oͤkonomiſchen, teils nach religioͤſen, teils ein⸗ 
fach nach in den Familien uͤberkommenen Parteimeinungen. Immer 
aber waren Honoratioren die Traͤger des politiſchen Betriebes. Daruͤber 
ſchwebte das Parlament und die Parteien mit dem Kabinett und mit 
dem „leader“, der der Vorſitzende des Miniſterrates oder der Oppoſition 
war. Dieſer leader hatte neben ſich die wichtigſte berufspolitiſche Per⸗ 
ſoͤnlichkeit der Parteiorganiſation: den „Einpeitſcher“ (whip). In feinen 
Haͤnden lag die Amterpatronage; an ihn hatten ſich alſo die Stellen⸗ 
jaͤger zu wenden, er benahm ſich daruͤber mit den Deputierten der ein⸗ 
zelnen Wahlkreiſe. In dieſen begann ſich langſam eine Berufspolitiker⸗ 
ſchicht zu entwickeln, indem lokale Agenten geworben wurden, die zu⸗ 
naͤchſt unbezahlt waren und ungefähr die Stellung unſerer „Vertrauens 
maͤnner“ einnahmen. Daneben aber entwickelte ſich fuͤr die Wahlkreiſe 
eine kapitaliſtiſche Unternehmergeſtalt: der „Election Agent“, deſſen 
Exiſtenz in der modernen, die Wahlreinheit ſichernden Geſetzgebung 
Englands unvermeidlich war. Dieſe Geſetzgebung verſuchte die Wahl⸗ 
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koſten zu kontrollieren und der Macht des Geldes entgegenzutreten, 
indem ſie den Kandidaten verpflichtete, anzugeben, was ihn die Wahl 
gekoſtet hatte: denn der Kandidat hatte — weit mehr, als dies fruͤher 
auch bei uns vorkam — außer den Strapazen ſeiner Stimme auch das 
Vergnuͤgen, den Geldbeutel zu ziehen. Der Election Agent ließ ſich 
von ihm eine Pauſchalſumme zahlen, wobei er ein gutes Geſchaͤft zu 
machen pflegte. — In der Machtverteilung zwiſchen „leader“ und 
Parteihonoratioren, im Parlament und im Lande, hatte der erſtere in 
England von jeher, aus zwingenden Gruͤnden der Ermoͤglichung einer 
großen und dabei ſtetigen Politik, eine ſehr bedeutende Stellung. Immer⸗ 
hin war aber der Einfluß auch der Parlamentarier und Parteihono⸗ 
ratioren noch erheblich. 

So etwa ſah die alte Parteiorganifation aus, halb Honoratioren⸗ 
mirfichaft, halb bereits Angeſtellten⸗ und Unternehmerbetrieb. Seit 
1868 aber entwickelte ſich zuerſt fuͤr lokale Wahlen in Birmingham, 
dann im ganzen Lande, das „Caucus“-Syſtem. Ein nonconformiſtiſcher 
Pfarrer und neben ihm Joſef Chamberlain riefen dieſes Syſtem ins 
Leben. Anlaß war die Demokratiſierung des Wahlrechts. Zur Maſſen⸗ 
gewinnung wurde es notwendig, einen ungeheuren Apparat von demo⸗ 
kratiſch ausſehenden Verbänden ins Leben zu rufen, in jedem Stadt- 
quartier einen Wahlverband zu bilden, unausgeſetzt den Betrieb in Be⸗ 
wegung zu halten, alles ſtraff zu bureaukratiſieren: zunehmend ange⸗ 
ſtellte bezahlte Beamte, von den lokalen Wahlkomitees, in denen bald 
im ganzen vielleicht 10% der Wähler organifiert waren, gewaͤhlte Haupt: 
vermittler mit Kooptationsrecht als formelle Traͤger der Parteipolitik. 
Die treibende Kraft waren die lokalen, vor allem die an der Kommunal⸗ 
politik — uͤberall der Quelle der fetteſten materiellen Chancen — inter⸗ 
eſſierten Kreiſe, die auch die Finanzwelt in erſter Linie aufbrachten. 
Dieſe neuentſtehende, nicht mehr parlamentariſch geleitete Maſchine 
hatte ſehr bald Kaͤmpfe mit den bisherigen Machthabern zu fuͤhren, vor 
allem mit dem whip, beſtand aber, geſtuͤtzt auf die lokalen Intereſſenten, 
den Kampf derart ſiegreich, daß der whip ſich fügen und mit ihr pak⸗ 
tieren mußte. Das Reſultat war eine Zentraliſation der ganzen Ge⸗ 
walt in der Hand der wenigen und letztlich der einen Perſon, die an der 
Spitze der Partei ſtand. Denn in der liberalen Partei war das ganze 
Syſtem aufgekommen in Verbindung mit dem Emporſteigen Gladſtones 
zur Macht. Das Faſzinierende der Gladſtoneſchen „großen“ Demagogie, 
der feſte Glaube der Maſſen an den ethiſchen Gehalt ſeiner Politik und 
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vor allem an den ethiſchen Charakter feiner Perſoͤnlichkeit war es, der 
dieſe Maſchine ſo ſchnell zum Siege uͤber die Honoratioren fuͤhrte. Ein 
caͤſariſtiſch⸗plebiſzitaͤres Element in der Politik: der Diktator des Wahl: 
ſchlachtfeldes, trat auf den Plan. Das aͤußerte ſich ſehr bald. 1877 
wurde der Caucus zum erſtenmal bei den ſtaatlichen Wahlen taͤtig. 
Mit glaͤnzendem Erfolg: Disraelis Sturz mitten in ſeinen großen Er⸗ 
folgen war das Reſultat. 1866 war die Maſchine bereits derart voll⸗ 
ſtaͤndig charismatiſch an der Perſon orientiert, daß, als die Home- rule- 
Frage aufgerollt wurde, der ganze Apparat von oben bis unten nicht 
fragte: Stehen wir ſachlich auf dem Boden Gladſtones?, ſondern ein⸗ 
fach auf das Wort Gladſtones mit ihm abſchwenkte und ſagte: Was er 
tut, wir folgen ihm — und feinen eigenen Schöpfer, Chamberlain, im 
Stich ließ. ' 

Dieſe Maſchinerie bedarf eines erheblichen Perſonenapparates. Es 
ſind immerhin wohl 2000 Perſonen in England, die direkt von der 
Politik der Parteien leben. Sehr viel zahlreicher ſind freilich diejenigen, 
die rein als Stellenjäger oder als Intereſſenten in der Politik mitwirken, 
namentlich innerhalb der Gemeindepolitik. Neben den oͤkonomiſchen 
Chancen ſtehen fuͤr den brauchbaren Caucus-Politiker Eitelkeitschancen. 
„J. P.“ oder gar „M. P.“ zu werden, iſt naturgemaͤß Streben des 
hoͤchſten (normalen) Ehrgeizes, und ſolchen Leuten, die eine gute Kinder⸗ 
ſtube aufzuweiſen hatten, „gentlemen“ waren, wird das zuteil. Als 
Hoͤchſtes winkte, insbeſondere fuͤr große Geldmaͤzenaten — die Finanzen 
der Parteien beruhten zu vielleicht 50% auf Spenden ungenannt blei⸗ 
bender Geber — die Peers⸗Wuͤrde. . 

Was war nun der Effekt des ganzen Syſtems? Daß heute die eng⸗ 
liſchen Parlamentarier mit Ausnahme der paar Mitglieder des Kabi⸗ 
netts (und einiger Eigenbroͤdler) normalerweiſe nichts andres als gut 
diſzipliniertes Stimmvieh ſind. Bei uns im Reichstag pflegte man zum 
mindeſten durch Erledigung von Privatkorreſpondenz auf dem Schreib: 
tiſch vor ſeinem Platz zu markieren, daß man fuͤr das Wohl des Landes 
taͤtig ſei. Derartige Geſten werden in England nicht verlangt; das 
Parlamentsmitglied hat nur zu ſtimmen und nicht Parteiverrat zu be⸗ 
gehen; es hat zu erſcheinen, wenn die Einpeitſcher rufen, zu tun, was 
je nachdem das Kabinett oder was der leader der Oppoſition verfuͤgt. 
Die Caucus-Maſchine draußen im Lande vollends iſt, wenn eine ſtarker 
Fuͤhrer da iſt, faſt geſinnungslos und ganz in den Haͤnden des leader. 
Über dem Parlament ſteht alſo damit der faktiſch plebifzitäre Diktator, 
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der die Maſſen vermittels der „Maſchine“ hinter ſich bringt, und für 
den die Parlamentarier nur politiſche Pfruͤndner ſind, die in ſeiner 
Gefolgſchaft ſtehen. 

Wie findet nun die Ausleſe dieſer Fuͤhrerſchaft ſtatt? Zunaͤchſt: nach 
welcher Fähigkeit? Dafür iſt — naͤchſt den überall in der Welt ent⸗ 
ſcheidenden Qualitäten des Willens — natuͤrlich die Macht der demago⸗ 
giſchen Rede vor allem maßgebend. Ihre Art hat ſich geaͤndert von den 
Zeiten her, wo ſie ſich, wie bei Cobden, an den Verſtand wandte, zu 
Gladſtone, der ein Techniker des ſcheinbar nuͤchternen „die⸗Tatſachen⸗ 
ſprechen⸗laſſens“ war, bis zur Gegenwart, wo vielfach rein emotional 
mit Mitteln, wie ſie auch die Heilsarmee verwendet, gearbeitet wird, 
um die Maſſen in Bewegung zu ſetzen. Den beſtehenden Zuſtand darf 
man wohl eine „Diktatur, beruhend auf der Ausnutzung der Emotio⸗ 
nalität der Maſſen“, nennen. — Aber das ſehr entwickelte Syſtem der 
Komiteearbeit im engliſchen Parlament ermoͤglicht es und zwingt auch 
jeden Politiker, der auf Teilnahme an der Fuͤhrung reflektiert, dort 
mitzuarbeiten. Alle erheblichen Miniſter der letzten Jahrzehnte haben 
dieſe ſehr reale und wirkſame Arbeitsſchulung hinter ſich, und die Praxis 
dey Berichterſtattung und oͤffentlichen Kritik an dieſen Beratungen be⸗ 
dingt es, daß dieſe Schule eine wirkliche Ausleſe bedeutet und den 
bloßen Demagogen ausſchaltet. 

So in England. Das dortige Caucus-Syſtem war aber nur eine ab⸗ 
geſchwaͤchte Form, verglichen mit der amerikaniſchen Parteiorganiſation, 
die das plebiſzitaͤre Prinzip beſonders früh und beſonders rein zur Aus⸗ 
praͤgung brachte. Das Amerika Waſhingtons ſollte nach feiner Idee ein 
von „gentlemen“ verwaltetes Gemeinweſen ſein. Ein gentleman war 
damals auch druͤben ein Grundherr oder ein Mann, der Collegeerziehung 
hatte. So war es auch zunaͤchſt. Als ſich Parteien bildeten, nahmen 
anfangs die Mitglieder des Repraͤſentantenhauſes in Anſpruch, Leiter 
zu ſein wie in England zur Zeit der Honoratiorenherrſchaft. Die Partei⸗ 
organiſation war ganz locker. Das dauerte bis 1824. Schon vor den 
zwanziger Jahren war in manchen Gemeinden — die auch hier die 
erſte Staͤtte der modernen Entwicklung waren — die Parteimaſchine 
im Werden. Aber erſt die Wahl von Andrew Jackſon zum Praͤſidenten, 
des Kandidaten der Bauern des Weſtens, warf die alten Traditionen 
uͤber den Haufen. Das formelle Ende der Leitung der Parteien durch 
fuͤhrende Parlamentarier iſt bald nach 1840 eingetreten, als die großen 
Parlamentarier — Calhoun, Webſter — aus dem politiſchen Leben aus⸗ 
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ſchieden, weil das Parlament gegenüber der Parteimaſchine draußen 
im Lande faſt jede Macht verloren hatte. Daß die plebiſzitaͤre „Ma⸗ 
ſchine“ in Amerika ſich ſo fruͤh entwickelte, hatte ſeinen Grund darin, 
daß dort, und nur dort, das Haupt der Exekutive und — darauf kam es 
an — der Chef der Amtspatronage ein plebiſzitaͤr gewaͤhlter Praͤſident 
und daß er infolge der „Gewaltenteilung“ in ſeiner Amtsfuͤhrung vom 
Parlament faſt unabhaͤngig war. Ein richtiges Beuteobjekt von Amts⸗ 
pfruͤnden winkte alſo als Lohn des Sieges gerade bei der Praͤſidenten⸗ 
wahl. Durch das von Andrew Jackſon nun ganz ſyſtematiſch zum Prin⸗ 
zip erhobene „spoil system“ wurde die Konſequenz daraus gezogen. 

Was bedeutet dies spoil system — die Zuwendung aller Bundes— 
aͤmter an die Gefolgſchaft des ſiegreichen Kandidaten — für die Partei⸗ 
bildung heute? Daß ganz geſinnungsloſe Parteien einander gegenuͤber⸗ 
ſtehen, reine Stellenjaͤgerorganiſationen, die fuͤr den einzelnen Wahl⸗ 
kampf ihre wechſelnden Programme je nach der Chance des Stimmen⸗ 
fanges machen — in einem Maße wechſelnd, wie dies trotz aller Ana⸗ 
logien doch anderwaͤrts ſich nicht findet. Die Parteien ſind eben ganz 
und gar zugeſchnitten auf den fuͤr die Amtspatronage wichtigſten Wahl⸗ 
kampf: den um die Praͤſidentſchaft der Union und um die Governor⸗ 
ſtellen der Einzelſtaaten. Programme und Kandidaten werden in den 
„Nationalkonventionen“ der Parteien ohne Intervention der Parla⸗ 
mentarier feſtgeſtellt: — von Parteitagen alſo, die formell ſehr demo⸗ 
kratiſch von Delegiertenverſammlungen beſchickt wurden, welche ihrer⸗ 
ſeits ihr Mandat den „primaries“, den Urwaͤhlerverſammlungen der 
Partei, verdanken. Schon in den primaries werden die Delegierten auf 
den Namen der Staatsoberhauptskandidaten gewaͤhlt; innerhalb der 
einzelnen Parteien tobt der erbittertſte Kampf um die Frage der „No- 
mination“. In den Händen des Praͤſidenten liegen immerhin 300 000 
bis 400 000 Beamtenernennungen, die von ihm, nur unter Zuziehung 
von Senatoren der Einzelſtaaten, vollzogen werden. Die Senatoren 
ſind alſo maͤchtige Politiker. Das Repraͤſentantenhaus dagegen iſt poli⸗ 
tiſch relativ ſehr machtlos, weil ihm die Beamtenpatronage entzogen 
iſt, und die Miniſter, reine Gehilfen des vom Volk gegen jedermann, 
auch das Parlament, legitimierten Praͤſidenten, unabhaͤngig von ſeinem 
Vertrauen oder Mißtrauen ihres Amtes walten koͤnnen: eine Folge der 
„Gewaltenteilung“. 

Das dadurch geſtuͤtzte spoil system war in Amerika techniſch moͤg⸗ 
lich, weil bei der Jugend der amerikaniſchen Kultur eine reine Dilet⸗ 
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tantenwirtſchaft ertragen werden konnte. Denn 300 000-400 000 
ſolcher Parteileute, die nichts fuͤr ihre Qualifikation anzufuͤhren hatten 
als die Tatſache, daß ſie ihrer Partei gute Dienſte geleiſtet hatten, — 
dieſer Zuſtand konnte ſelbſtverſtaͤndlich nicht beſtehen ohne ungeheure 
Übelftände: Korruption und Vergeudung ohnegleichen, die nur ein Land 
mit noch unbegrenzten oͤkonomiſchen Chancen ertrug. 

Diejenige Figur nun, die mit dieſem Syſtem der plebilzitären Partei⸗ 
maſchine auf der Bildfläche erſcheint, iſt: der „Boss“. Was iſt der Boss? 
Ein politiſcher kapitaliſtiſcher Unternehmer, der fuͤr ſeine Rechnung und 
Gefahr Wahlſtimmen herbeiſchafft. Er kann als Rechtsanwalt oder 
Kneipwirt oder Inhaber aͤhnlicher Betriebe oder etwa als Kreditgeber 
ſeine erſten Beziehungen gewonnen haben. Von da aus ſpinnt er ſeine 
Faͤden weiter, bis er eine beſtimmte Anzahl von Stimmen zu „kon⸗ 
trollieren“ vermag. Hat er es fo weit gebracht, fo tritt er mit den Nach⸗ 
barbosses in Verbindung, erregt durch Eifer, Geſchicklichkeit und vor 
allen Dingen: Diskretion die Aufmerkſamkeit derjenigen, die es in der 
Karriere ſchon weiter gebracht haben, und ſteigt nun auf. Der Boss iſt 
unentbehrlich fuͤr die Organiſation der Partei. Die liegt zentraliſiert in 
ſeiner Hand. Er beſchafft ſehr weſentlich die Mittel. Wie kommt er zu 
ihnen? Nun, teilweiſe durch Mitgliederbeitraͤge; vor allem durch Be⸗ 
ſteuerung der Gehälter jener Beamten, die durch ihn und feine Partei 
ins Amt kamen. Dann durch Beſtechungs- und Trinkgelder. Wer eines 
der zahlreichen Geſetze ungeſtraft verletzen will, bedarf der Konnivenz 
der Bosses und muß ſie bezahlen. Sonſt erwachſen ihm unweigerlich 
Unannehmlichkeiten. Aber damit allein iſt das erforderliche Betriebs⸗ 
kapital noch nicht beſchafft. Der Boss iſt unentbehrlich als direkter Emp⸗ 
faͤnger des Geldes der großen Finanzmagnaten. Die wuͤrden keinem 
bezahlten Parteibeamten oder irgendeinem oͤffentlich rechnunglegenden 
Menſchen uͤberhaupt Geld fuͤr Wahlzwecke anvertrauen. Der Boss mit 
ſeiner kluͤglichen Diskretion in Geldſachen iſt ſelbſtverſtaͤndlich der Mann 
derjenigen kapitaliſtiſchen Kreiſe, welche die Wahl finanzieren. Der 
typiſche Boss iſt ein abſolut nuͤchterner Mann. Er ſtrebt nicht nach 
ſozialer Ehre; der „professional“ iſt verachtet innerhalb der „guten 
Geſellſchaft“. Er ſucht ausſchließlich Macht, Macht als Geldquelle, aber 
auch: um ihrer ſelbſt willen. Er arbeitet im Dunklen, das iſt ſein Gegen⸗ 
ſatz zum engliſchen leader. Man wird ihn nicht oͤffentlich reden hoͤren; 
er ſuggeriert den Rednern, was ſie in zweckmaͤßiger Weiſe zu ſagen haben, 
er ſelbſt aber ſchweigt. Er nimmt in aller Regel kein Amt an, außer 
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dem des Senators im Bundesſtaat. Denn da die Senatoren an der 
Amtspatronage kraft Verfaſſung beteiligt ſind, ſitzen die leitenden 
Bosses oft in Perſon in dieſer Koͤrperſchaft. Die Vergebung der Amter 
erfolgt in erſter Linie nach der Leiſtung fuͤr die Partei. Aber auch der 
Zuſchlag gegen Geldgebote kam vielfach vor, und es eriftierten für ein⸗ 
zelne Amter beſtimmte Taxen: ein Amterverkaufsſyſtem, wie es die 
Monarchien des 17. und 18. Jahrhunderts mit Einſchluß des Kirchen⸗ 
ſtaates ja auch vielfach kannten. . 

Der Boss hat keine feſten politiſchen „Prinzipien“, er iſt vollkommen 
geſinnungslos und fragt nur: Was faͤngt Stimmen? Er iſt nicht ſelten 
ein ziemlich ſchlecht erzogener Mann. Er pflegt aber in ſeinem Privat⸗ 
leben einwandfrei und korrekt zu leben. Nur in ſeiner politiſchen Ethik 
paßt er ſich naturgemaͤß der einmal gegebenen Durchſchnittsethik des 
politiſchen Handelns an, wie ſehr viele von uns in der Zeit des Ham⸗ 
ſterns auch auf dem Gebiete der oͤkonomiſchen Ethik getan haben duͤrften. 
Daß man ihn als „professional“, als Berufspolitiker, geſellſchaftlich ver⸗ 
achtet, ficht ihn nicht an. Daß er ſelbſt nicht in die großen Amter der 
Union gelangt und gelangen will, hat dabei den Vorzug: daß nicht ſelten 
parteifremde Intelligenzen: Notabilitaͤten alſo, und nicht immer wieder 
die alten Parteihonoratioren wie bei uns, in die Kandidatur hinein⸗ 
kommen, wenn die Bosses ſich davon Zugkraft bei den Wahlen ver⸗ 
ſprechen. Gerade die Struktur dieſer geſinnungsloſen Parteien mit 
ihren geſellſchaftlich verachteten Machthabern hat daher tuͤchtigen Maͤn⸗ 
nern zur Praͤſidentſchaft verholfen, die bei uns niemals hochgekommen 
waͤren. Freilich, gegen einen Outſider, der ihren Geld- und Macht⸗ 
quellen gefaͤhrlich werden koͤnnte, ſtraͤuben ſich die Bosses. Aber im 
Konkurrenzkampf um die Gunſt der Waͤhler haben ſie nicht ſelten ſich 
zur Akzeptierung gerade von ſolchen Kandidaten herbeilaſſen muͤſſen, 
die als Korruptionsgegner galten. | 

Hier ift alfo ein ſtark kapitaliſtiſcher, von oben bis unten ſtraff durch⸗ 
organiſierter Parteibetrieb vorhanden, geſtuͤtzt auch durch die überaus 
feſten, ordensartig organiſierten Klubs von der Art von Tammany Hall, 
die ausſchließlich die Profiterzielung durch politiſche Beherrſchung vor 
allem von Kommunalverwaltungen — auch hier des wichtigſten Aus— 
beutungsobjektes — erſtreben. Möglich war dieſe Struktur des Partei⸗ 
lebens infolge der hochgradigen Demokratie der Vereinigten Staaten 
als eines „Neulandes“. Dieſer Zuſammenhang nun bedingt, daß dies 
Syſtem im langſamen Abſterben begriffen iſt. Amerika kann nicht mehr 
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nur durch Dilettanten regiert werden. Von amerikaniſchen Arbeitern 
bekam man noch vor 15 Jahren auf die Frage, warum ſie ſich ſo von Poli⸗ 
tikern regieren ließen, die ſie ſelbſt zu verachten erklaͤrten, die Antwort: 
„Wir haben lieber Leute als Beamte, auf die wir ſpucken, als wie bei 
euch eine Beamtenkaſte, die auf uns ſpuckt.“ Das war der alte Stand⸗ 
punkt amerikaniſcher „Demokratie“: die Sozialiſten dachten ſchon damals 
voͤllig anders. Der Zuſtand wird nicht mehr ertragen. Die Dilettanten⸗ 
verwaltung reicht nicht mehr aus, und die Civil Service Reform ſchafft 
lebenslaͤngliche penſionsfaͤhige Stellen in ſtets wachſender Zahl, und 
bewirkt jo, daß auf der Univerſitaͤt geſchulte Beamte, genau fo unbe: 
ſtechlich und tuͤchtig wie die unſrigen in die Amter kommen. Rund 
100 000 Amter ſind ſchon jetzt nicht mehr im Wahlturnus Beuteobjekt, 
ſondern penſionsfaͤhig und an Qualifikationsnachweis geknuͤpft. Das 
wird das spoil system langſam mehr zuruͤcktreten laſſen, und die Art 
der Parteileitung wird ſich dann wohl ebenfalls umbilden, wir wiſſen 
nur noch nicht, wie. 

In Deutſchland waren die entſcheidenden Bedingungen des poli⸗ 
tiſchen Betriebes bisher im weſentlichen folgende. Erſtens: Machtlaſig⸗ 
keit der Parlamente. Die Folge war: daß kein Menſch, der Fuͤhrer⸗ 
qualität hatte, dauernd hineinging. Geſetzt den Fall, man wollte hinein⸗ 
gehen, — was konnte man dort tun? Wenn eine Kanzleiftelle frei wurde, 
konnte man dem betreffenden Verwaltungschef ſagen: ich habe in meinem 
Wahlkreis einen ſehr tuͤchtigen Mann, der waͤre geeignet, nehmen ſie 
den doch. Und das geſchah gern. Das war aber ſo ziemlich alles, was 
ein deutſcher Parlamentarier fuͤr die Befriedigung ſeiner Machtinſtinkte 
erreichen konnte, — wenn er ſolche hatte. Dazu trat — und dies zweite 
Moment bedingte das erſte —: die ungeheure Bedeutung des geſchulten 
Fachbeamtentums in Deutſchland. Wir waren darin die erſten der Welt. 
Dieſe Bedeutung brachte es mit ſich, daß dies Fachbeamtentum nicht 
nur die Fachbeamtenſtellen, ſondern auch die Miniſterpoſten fuͤr ſich be⸗ 
anſpruchte. Im bayeriſchen Landtag iſt es geweſen, wo im vorigen 
Jahre, als die Parlamentariſierung zur Diskuſſion ſtand, geſagt wurde: 
die begabten Leute werden dann nicht mehr Beamte werden, wenn man 
die Parlamentarier in die Miniſterien ſetzt. Die Beamten verwaltung 
entzog ſich uͤberdies ſyſtematiſch einer ſolchen Art von Kontrolle, wie 
fie die engliſchen Komitee⸗Eroͤrterungen bedeuten, und ſetzte fo die 
Parlamente außerſtand — von wenigen Ausnahmen abgeſehen —, 
wirklich brauchbare Verwaltungschefs in ihrer Mitte heranzubilden. 
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Das dritte war, daß wir in Deutſchland, im Gegenſatz zu Amerika, 
geſinnungspolitiſche Parteien hatten, die zum mindeſten mit ſubjektiver 
bona fides behaupteten, daß ihre Mitglieder „Weltanſchauungen“ ver: 
traten. Die beiden wichtigſten dieſer Parteien: das Zentrum einerſeits, 
die Sozialdemokratie andererſeits, waren nun aber geborene Minori⸗ 
taͤtsparteien und zwar nach ihrer eigenen Abſicht. Die fuͤhrenden Zen⸗ 
trumskreiſe im Reich haben nie ein Hehl daraus gemacht, daß ſie des⸗ 
halb gegen den Parlamentarismus ſeien, weil ſie fuͤrchteten, in die 
Minderheit zu kommen und ihnen dann die Unterbringung von Stellen⸗ 
jaͤgern wie bisher, durch Druck auf die Regierung, erſchwert wuͤrde. Die 
Sozialdemokratie war prinzipielle Minderheitspartei und ein Hemmnis 
der Parlamentariſierung, weil fie ſich mit der gegebenen politiſch⸗buͤrger⸗ 
lichen Ordnung nicht beflecken wollte. Die Tatſache, daß beide Parteien 


ſich ausſchloſſen vom parlamentariſchen Syſtem, machte dieſes unmoͤglich. 


Was wurde dabei aus den deutſchen Berufspolitikern? Sie hatten 
keine Macht, keine Verantwortung, konnten nur eine ziemlich ſubalterne 
Honoratiorenrolle ſpielen und waren infolgedeſſen neuerlich beſeelt von 
den uͤberall typiſchen Zunftinſtinkten. Es war unmoͤglich, im Kreiſe 
dieſer Honoratioren, die ihr Leben aus ihrem kleinen Poͤſtchen machten, 
hoch zu ſteigen fuͤr einen ihnen nicht gleichgearteten Mann. Ich koͤnnte 
aus jeder Partei, ſelbſtverſtaͤndlich die Sozialdemokratie nicht ausge⸗ 
nommen, zahlreiche Namen nennen, die Tragoͤdien der politiſchen Lauf⸗ 
bahn bedeuteten, weil der Betreffende Fuͤhrerqualitaͤten hatte und um 
eben deswillen von den Honoratioren nicht geduldet wurde. Dieſen 
Weg der Entwicklung zur Honoratiorenzunft ſind alle unſere Parteien 
gegangen. Bebel z. B. war noch ein Fuͤhrer, dem Temperament und 


der Lauterkeit des Charakters nach, ſo beſcheiden ſein Intellekt war. 


Die Tatſache, daß er Maͤrtyrer war, daß er das Vertrauen der Maſſen 
niemals taͤuſchte (in deren Augen), hatte zur Folge, daß er ſie ſchlechthin 
hinter ſich hatte und es keine Macht innerhalb der Partei gab, die ernſt⸗ 
haft gegen ihn haͤtte auftreten koͤnnen. Nach ſeinem Tode hatte das ein 


Ende, und die Beamtenherrſchaft begann. Gewerkſchaftsbeamte, Partei⸗ 


— 


ſekretaͤre, Journaliſten kamen in die Höhe, Beamteninſtinkte beherrſchten 
die Partei, ein hoͤchſt ehrenhaftes Beamtentum — felten ehrenhaft darf 
man, mit Ruͤckſicht auf die Verhaͤltniſſe anderer Laͤnder, beſonders im 
Hinblick auf die oft beſtechlichen Gewerkſchaftsbeamten in Amerika, 
ſagen —, aber die fruͤher eroͤrterten R der Beamtenherr⸗ 
ſchaft traten auch in der Partei ein. 
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Die bürgerlichen Parteien wurden ſeit den achtziger Jahren vollends 
Honorat orenzuͤnfte. Gelegentlich zwar mußten die Parteien zu Reklame⸗ 
zwecken außerparteiliche Intelligenzen heranz ehen, um fagen zu koͤnnen: 
„dieſe und dieſe Namen haben wir“. Moͤglichſt vermieden fie es, die⸗ 
ſelben in die Wahl hineinkommen zu laſſen, und nur wo es unvermeid⸗ 
lich war, der Betreffende es ſich nicht anders gefallen ließ, geſchah es. 
Im Parlamente war der gleiche Geiſt. Unſere Parlamentsparteien 
waren und ſind Zuͤnfte. Jede Rede, die gehalten wird im Plenum 
des Reichstages, iſt vorher durchrezenſiert in der Partei. Das merkt man 
ihrer unerhoͤrten Langweile an. Nur wer als Redner beſtellt iſt, kann 
zu Wort kommen. Ein ſtaͤrkerer Gegenſatz gegen die engliſche, aber 
auch — aus ganz entgegengeſetzten Gründen — die franzoͤſiſche Ge⸗ 
pflogenheit ſt kaum denkbar. 

Jetzt iſt infolge des gewaltigen Zuſammenbruchs, den man Revo⸗ 
lut on zu nennen pflegt, vielleicht eine Umwandlung im Gange. Viel⸗ 
leicht — nicht her. Zunaͤchſt traten Anſaͤtze zu neuen Arten von Partei⸗ 
apparaten auf. Erſtens Amateurapparate. Beſonders oft vertreten 
durch Studenten der verſchiedenen Hochſchulen, die einen Mann, dem 
fie Fuͤhrerqualitaͤten zuſchreiben, ſagen: wir wollen Sie für die nötige 
Arbeit verſehen, fuͤhren Sie ſie aus. Zweitens geſchaͤftsmaͤnniſche 
Apparate. Es kam vor, daß Leute zu Maͤnnern kamen, denen ſie Fuͤhrer⸗ 
qualitäten zuſchrieben, und ſich erboten, gegen feſte Beträge für jede 
Wahlſtimme die Werbung zu uͤbernehmen. — Wenn Sie mich ehrlich 
fragen wuͤrden, welchen von dieſen beiden Apparaten ich unter rein 
techniſch⸗politiſchen Geſichtspunkten fuͤr verlaͤßlicher halten wollte, ſo 
wuͤrde ich, glaube ich, den letzteren vorziehen. Aber beides waren ſchnell 
aufſteigende Blaſen, die raſch wieder verſchwanden. Die vorhandenen 
Apparate ſchichteten ſich um, arbeiteten aber weiter. Jene Erſchei⸗ 
nungen waren nur ein Symptom dafuͤr, daß die neuen Apparate ſich 
vielleicht ſchon einſtellen wuͤrden, wenn nur — die Fuͤhrer da waͤren. 
Aber ſchon die techniſche Eigentuͤmlichkeit des Verhaͤltniswahlrechts 
ſchloß deren Hochkommen aus. Nur ein paar Diktatoren der Straße 
entſtanden und gingen wieder unter. Und nur die Gefolgſchaft der 
Straßendiktatur iſt in feſter Disziplin e daher die Macht Pe 
verſchwindenden Minderheiten. 

Nehmen wir an, das aͤnderte ſich, ſo muß man ſich nach dem fruͤher 
Geſagten klar achen: die Leitung der Parteien durch plebiſzitaͤre Führer 
bedingt die „Entſeelung“ der Gefolgſchaft, ihre geiſtige Proletariſierung, 
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koͤnnte man ſagen. Um für den Führer als Apparat brauchbar zu fein, 
muß ſie blind gehorchen, Maſchine im amerikaniſchen Sinne ſein, nicht 
geſtoͤrt durch Honoratioreneitelkeit und Praͤtenſionen eigener Anſichten. 
Lincolns Wahl war nur durch dieſen Charakter der Parteiorganiſation 
moͤglich, und bei Gladſtone trat, wie erwaͤhnt, das gleiche im Caucus 
ein. Es iſt das eben der Preis, womit man die Leitung durch Fuͤhrer 
zahlt. Aber es gibt nur die Wahl: Fuͤhrerdemokratie mit „Maſchine“ 
oder fuͤhrerloſe Demokratie, das heißt: die Herrſchaft der „Berufspoli⸗ 
tiker“ ohne Beruf, ohne die inneren, charismatiſchen Qualitäten, die 
eben zum Fuͤhrer machen. Und das bedeutet dann das, was die je⸗ 
weilige Parteifronde gewoͤhnlich als Herrſchaft des „Kluͤngels“ ber 
zeichnet. Vorlaͤufig haben wir nur dies letztere in Deutſchland. Und 
fuͤr die Zukunft wird der Fortbeſtand, im Reich wenigſtens, beguͤnſtigt 
einmal dadurch, daß doch wohl der Bundesrat wiedererſtehen und not- 
wendig die Macht des Reichstages und damit ſeine Bedeutung als Aus— 
leſeſtelle von Fuͤhrern beſchraͤnken wird. Ferner durch das Verhaͤltnis⸗ 
wahlrecht, ſo, wie es jetzt geſtaltet iſt: eine typiſche Erſcheinung der 
führerlofen Demokratie, nicht nur weil es den Kuhhandel der Hono— 
ratioren um die Placierung beguͤnſtigt, ſondern auch weil es kuͤnftig 
den Intereſſenverbaͤnden die Möglichkeit gibt, die Aufnahme ihrer Bes 
amten in die Liſten zu erzwingen und ſo ein unpolitiſches Parlament 
zu ſchaffen, in dem echtes Fuͤhrertum keine Staͤtte findet. Das einzige 
Ventil fuͤr das Beduͤrfnis nach Fuͤhrertum koͤnnte der Reichspraͤſident 
werden, wenn er plebiſzitaͤr, nicht parlamentariſch, gewaͤhlt wird. 
Fuͤhrertum auf dem Boden der Arbeitsbewaͤhrung koͤnnte entſtehen 
und ausgeleſen werden vor allem dann, wenn in den großen Kom: 
munen, wie in den Vereinigten Staaten uͤberall da, wo man der Kor⸗ 
ruption ernſtlich zuleibe wollte, der plebiizitäre Stadtdirektor mit dem 
Recht, ſich feine Bureaus ſelbſtaͤndig zuſammenzuſtellen, auf der Bild⸗ 
flaͤche erſcheinen wuͤrde. Das wuͤrde eine auf ſolche Wahlen zugeſchnittene 
Parteiorganiſation bedingen. Aber die durchaus kleinbuͤrgerliche Fuͤhrer— 
feindſchaft aller Parteien, mit Einſchluß vor allem der Sozialdemokratie, 
laͤßt die kuͤnftige Art der Geſtaltung der Parteien und damit all dieſer 
Chancen noch ganz im Dunkel liegen. 

Es iſt daher heute noch in keiner Weiſe zu uͤberſehen, wie ſich Außer: 
lich der Betrieb der Politik als „Beruf“ geſtalten wird, noch weniger 
infolgedeſſen: auf welchem Wege ſich Chancen fuͤr politiſch Begabte 
eroͤffnen, vor eine befriedigende politiſche Aufgabe geſtellt zu werden. 
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Für den, der „von“ der Politik zu leben durch feine Vermoͤgenslage 
genötigt iſt, wird wohl immer die Alternative: Journaliſtik oder Partei⸗ 
beamtenſtellung als die typiſchen direkten Wege, oder eine der Inter⸗ 
eſſen vertretungen: bei einer Gewerkſchaft, Handelskammer, Landwirt⸗ 
ſchaftskammer, Handwerkskammer, Arbeitskammer, Arbeitgeberverbaͤnde 
uſw., oder geeignete kommunale Stellungen in Betracht kommen. Wei⸗ 
teres läßt ſich uͤber die aͤußere Seite nichts ſagen als nur dies: daß der 
Parteibeamte mit dem Journaliſten das Odium der „Deklaſſiertheit“ 
trägt. „Lohnſchreiber“ dort — „Lohnredner“ hier wird es leider immer, 
ſei es noch ſo unausgeſprochen, in die Ohren klingen; wer dagegen 
innerlich wehrlos iſt und ſich ſelbſt nicht die richtige Antwort zu geben 
vermag, bleibe dieſer Laufbahn fern, die in jedem Falle neben ſchweren 
Verſuchungen ein Weg iſt, der fortwaͤhrende Enttaͤuſchungen bringen 
kann. Was vermag ſie nun an inneren Freuden zu bieten, und welche 
perfönlihen Vorbedingungen ſetzt fie bei dem voraus, der ſich ihr zu⸗ 
wendet? 

Nun, ſie gewaͤhrt zunaͤchſt: Machtgefuͤhl. Selbſt in den formell be⸗ 
ſcheidenen Stellungen vermag den Berufspolitiker das Bewußtſein von 
Einfluß auf Menſchen, von Teilnahme an der Macht uͤber ſie, vor allem 
aber: das Gefuͤhl, einen Nervenſtrang hiſtoriſch wichtigen Geſchehens 
mit in Haͤnden zu halten, uͤber den Alltag hinauszuheben. Aber die 
Frage iſt nun fuͤr ihn: durch welche Qualitaͤten kann er hoffen, dieſer 
(ſei es auch im Einzelfall noch ſo eng umſchriebenen) Macht und alſo 
der Verantwortung, die ſie auf ihn legt, gerecht zu werden? Damit 
betreten wir das Gebiet ethiſcher Fragen: denn dahin gehoͤrt die Frage: 
was fuͤr ein Menſch man ſein muß, um ſeine Hand in die Speichen 
des Rades der Geſchichte legen zu duͤrfen. 

Man kann ſagen, daß drei Qualitäten vornehmlich entſcheidend find 
fuͤr den Politiker: Leidenſchaft — Verantwortungsgefuͤhl — Augenmaß. 
Leidenſchaft im Sinn von Sachlichkeit: leidenſchaftliche Hingabe an 
eine „Sache“, an den Gott oder Daͤmon, der ihr Gebieter iſt. Nicht 
im Sinne jenes inneren Gebarens, welches mein verſtorbener Freund 
Georg Simmel als „ſterile Aufgeregtheit“ zu bezeichnen pflegte, wie 
ſie einem beſtimmten Typus vor allem ruſſiſcher Intellektueller (nicht 
etwa: allen von ihnen!) eignete und welches jetzt in dieſem Karneval, 
den man mit dem ſtolzen Namen einer „Revolution“ ſchmuͤckt, eine ſo 
große Rolle auch bei unſern Intellektuellen ſpielt: eine ins Leere ver⸗ 
laufende „Romantik des intellektuell Intereſſanten“ ohne alles ſachliche 
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Verantwortungsgefuͤhl. Denn mit der bloßen, als noch fo echt emp⸗ 
fundenen, Leidenſchaft iſt es freilich nicht getan. Sie macht nicht zum 
Politiker, wenn ſie nicht, als Dienſt in einer „Sache“, auch die Ver⸗ 
antwortlichkeit gegenuͤber ebendieſer Sache zum entſcheidenden Leit⸗ 
ſtern des Handelns macht. Und dazu bedarf es — und das iſt die ent⸗ 
ſcheidende pſychologiſche Qualität des Politikers — des Augen maßes, 
der Faͤhigkeit, die Realitaͤten mit innerer Sammlung und Ruhe auf 
ſich wirken zu laſſen, alſo: der Diſtanz zu den Dingen und Menſchen. 
„Diſtanzloſigkeit“, rein als ſolche, iſt eine der Todſuͤnden jedes Politikers 
und eine jener Qualitaͤten, deren Zuͤchtung bei dem Nachwuchs unſerer 
Intellektuellen ſie zu politiſcher Unfaͤhigkeit verurteilen wird. Denn das 
Problem iſt eben: wie heiße Leidenſchaft und kuͤhles Augenmaß mit- 
einander in derſelben Seele zuſammengezwungen werden koͤnnen? 
Politik wird mit dem Kopfe gemacht, nicht mit anderen Teilen des Koͤr⸗ 
pers oder der Seele. Und doch kann die Hingabe an ſie, wenn ſie nicht 
ein frivoles intellektuelles Spiel, ſondern menſchlich echtes Handeln ſein 
ſoll, nur aus Leidenſchaft geboren und geſpeiſt werden. Jene ſtarke 
Baͤndigung der Seele aber, die den leidenſchaftlichen Politiker aus: 
zeichnet und ihn von den bloßen „ſteril aufgeregten“ politiſchen Dilet⸗ 
tanten unterſcheidet, iſt nur durch die Gewoͤhnung an Diſtanz — in 
jedem Sinn des Wortes — moͤglich. Die „Staͤrke“ einer politiſchen 
„Perſoͤnlichkeit“ bedeutet in allererſter Linie den Beſitz dieſer Qualitaͤten. 

Einen ganz trivialen, allzu menſchlichen Feind hat daher der Poli⸗ 
tiker täglich und ſtuͤndlich in ſich zu überwinden: die ganz gemeine 
Eitelkeit, die Todfeindin aller ſachlichen Hingabe und aller Diſtanz, 
in dieſem Fall: der Diſtanz, ſich ſelbſt gegenuͤber. 

Eitelkeit iſt eine ſehr verbreitete Eigenſchaft, und vielleicht iſt niemand 
ganz frei davon. Und in akademiſchen und Gelehrtenkreiſen iſt ſie eine 
Art von Berufskrankheit. Aber gerade beim Gelehrten iſt fie, jo anti— 
pathiſch fie ſich aͤußern mag, relativ harmlos in dem Sinn: daß fie in 
aller Regel den wiſſenſchaftlichen Betrieb nicht ſtoͤrt. Ganz anders beim 
Politiker. Er arbeitet mit dem Streben nach Macht als unvermeidlichem 
Mittel. „Machtinſtinkt“ — wie man ſich auszudruͤcken pflegt — gehoͤrt 
daher in der Tat zu ſeinen normalen Qualitaͤten. — Die Suͤnde gegen 
den heiligen Geiſt ſeines Berufs aber beginnt da, wo dieſes Macht⸗ 
ſtreben unſachlich und ein Gegenſtand rein perſoͤnlicher Selbſtberau⸗ 
ſchung wird, anſtatt ausſchließlich in den Dienſt der „Sache“ zu treten. 
Denn es gibt letztlich nur zwei Arten von Todſuͤnden auf dem Gebiet 
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der Politik: Unſachlichkeit und — oft, aber nicht immer, damit identiſch — 
Verantwortungsloſigkeit. Die Eitelkeit: das Bedürfnis, ſelbſt möglichft 
ſichtbar in den Vordergrund zu treten, fuͤhrt den Politiker am ſtaͤrkſten 
in Verſuchung, eine von beiden, oder beide zu begehen. Um ſo mehr, 
als der Demagoge auf „Wirkung“ zu rechnen gezwungen iſt, — er iſt 
eben deshalb ſtets in Gefahr, ſowohl zum Schauſpieler zu werden wie 
die Verantwortung fuͤr die Folgen ſeines Tuns leicht zu nehmen und 
nur nach dem „Eindruck“ zu fragen, den er macht. Seine Unſachlichkeit 
legt ihm nahe, den glaͤnzenden Schein der Macht ſtatt der wirklichen 
Macht zu erſtreben, ſeine Verantwortungsloſigkeit aber: die Macht 
lediglich um ihrer ſelbſt willen, ohne inhaltlichen Zweck, zu genießen. 
Denn obwohl, oder vielmehr: gerade weil Macht das unvermeidliche 
Mittel und Machtſtreben daher eine der treibenden Kraͤfte aller Politik 
iſt, gibt es keine verderblichere Verzerrung der politiſchen Kraft, als das 
parvenuͤmaͤßige Bramarbaſieren mit Macht und die eitle Selbſtbeſpie⸗ 
gelung in dem Gefuͤhl der Macht, uͤberhaupt jede Anbetung der Macht 
rein als ſolcher. Der bloße „Machtpolitiker“, wie ihn ein auch bei uns 
eifrig betriebener Kult zu verklaͤren ſucht, mag ſtark wirken, aber er 
wirkt in der Tat ins Leere und Sinnloſe. Darin haben die Kritiker der 
„Machtpolitik“ vollkommen recht. An dem ploͤtzlichen inneren Zuſammen⸗ 
bruche typiſcher Traͤger dieſer Geſinnung haben wir erleben koͤnnen, 
welche innere Schwaͤche und Ohnmacht ſich hinter dieſer protzigen, 
aber gänzlich leeren Geſte verbirgt. Sie iſt Produkt einer hoͤchſt duͤrftigen 
und oberflaͤchlichen Blaſiertheit gegenuͤber dem Sinn menſchlichen Han⸗ 
delns, welche keinerlei Verwandtſchaft hat mit dem Wiſſen um die 
Tragik, in die alles Tun, zumal aber das politiſche Tun, in Wahrheit 
verflochten iſt. 

Es iſt durchaus wahr und eine — jetzt hier nicht naͤher zu begruͤn⸗ 
dende — Grundtatſache aller Geſchichte, daß das ſchließliche Reſultat 
politiſchen. Handelns oft, nein: geradezu regelmäßig, in völlig unad⸗ 
aͤquatem, oft in geradezu paradorem Verhältnis zu feinem urſpruͤnglichen 
Sinn ſteht. Aber deshalb darf dieſer Sinn: der Dienſt an einer Sache, 
doch nicht etwa fehlen, wenn anders das Handeln inneren Halt haben 
ſoll. Wie die Sache auszuſehen hat, in deren Dienſt der Politiker Macht 
erſtrebt und Macht verwendet, iſt Glaubensſache. Er kann nationalen 
oder menſchheitlichen, ſozialen und ethiſchen oder kulturlichen, inner⸗ 
weltlichen oder religioͤſen Zielen dienen, er kann getragen fein von 
ſtarkem Glauben an den „Fortſchritt“ — gleichviel in welchem Sinn — 
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oder aber dieſe Art von Glauben fühl ablehnen, kann im Dienſt einer 
„Idee“ zu ſtehen beanſpruchen oder unter prinzipieller Ablehnung 
dieſes Anſpruches aͤußeren Zielen des Alltagslebens dienen wollen, — 
immer muß irgendein Glaube da ſein. Sonſt laſtet in der Tat — das 
iſt völlig richtig — der Fluch kreatuͤrlicher Nichtigkeit auch auf den aͤußer⸗ 
lich ſtaͤrkſten politiſchen Erfolgen. 

Mit dem Geſagten find wir ſchon in der Eroͤrterung des letzten uns 
heute abend angehenden Problems begriffen: des Ethos der Politik 
als „Sache“. Welchen Beruf kann ſie ſelbſt, ganz unabhaͤngig von ihren 
Zielen, innerhalb der ſittlichen Geſamtoͤkonomie der Lebensfuͤhrung aus⸗ 
füllen? Welches ift, ſozuſagen, der ethiſche Ort, an dem fie beheimatet 
iſt? Da ſtoßen nun freilich letzte Weltanſchauungen aufeinander, zwiſchen 
denen ſchließlich gewahlt werden muß. Gehen wir reſolut an das 
neuerdings wieder — nach meiner Anſicht in recht verkehrter Art — 
aufgerollte Problem heran. 

Befreien wir es aber zunaͤchſt von einer ganz trivialen Verfaͤlſchung. 
Es kann nämlich zunaͤchſt die Ethik auftreten in einer ſittlich hoͤchſt fatalen 
Rolle. Nehmen wir Beiſpiele. Sie werden ſelten finden, daß ein Mann, 
deſſen Liebe ſich von einer Frau ab- und einer anderen zuwendet, nicht 
das Beduͤrfnis empfindet, dies dadurch vor ſich ſelbſt zu legimitieren, 
daß er ſagt: fie war meiner Liebe nicht wert, oder fie hat mich enttäufcht, 
oder was dergleichen „Gruͤnde“ mehr ſind. Eine Unritterlichkeit, die zu 
dem ſchlichten Schickſal: daß er ſie nicht mehr liebt, und daß die Frau 
das tragen muß, in tiefer Unritterlichkeit ſich eine „Legitimität“ hinzu⸗ 
dichtet, kraft deren er fuͤr ſich ein Recht in Anſpruch nimmt und zu dem 
Ungluͤck noch das Unrecht auf ſie zu waͤlzen trachtet. Ganz ebenſo ver⸗ 
faͤhrt der erfolgreiche erotiſche Konkurrent: der Gegner muß der wert⸗ 
loſere ſein, ſonſt waͤre er nicht unterlegen. Nichts anderes iſt es aber 
ſelbſtverſtaͤndlich, wenn nach irgendeinem ſiegreichen Krieg der Sieger 
in wuͤrdeloſer Rechthaberei beanſprucht: ich ſiegte, denn ich hatte recht. 
Oder, wenn jemand unter den Fuͤrchterlichkeiten des Krieges ſeeliſch 
zuſammenbricht und nun, anſtatt ſchlicht zu ſagen: es war eben zu viel, 
jetzt das Beduͤrfnis empfindet, ſeine Kriegsmuͤdigkeit vor ſich ſelbſt zu 
legitimieren, indem er die Empfindung ſubſtituiert: ich konnte das des⸗ 
halb nicht ertragen, weil ich fuͤr eine ſittlich ſchlechte Sache fechten mußte. 
Und ebenſo bei dem im Kriege Beſiegten. Statt nach alter Weiber 
Art nach einem Kriege nach dem „Schuldigen“ zu ſuchen, — wo doch 
die Struktur der Geſellſchaft den Krieg erzeugte —, wird jede maͤnn⸗ 
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liche und herbe Haltung dem Feinde ſagen: „Wir verloren den Krieg — 
ihr habt ihn gewonnen. Das iſt nun erledigt: nun laßt uns daruͤber 
reden, welche Konſequenzen zu ziehen find entſprechend den ſachlichen 
Intereſſen, die im Spiel waren, und — die Hauptſache — angeſichts 
der Verantwortung vor der Zukunft, die vor allem den Sieger be= 
laſtet.“ Alles andere iſt wuͤrdelos und raͤcht ſich. Verletzung ihrer Inter⸗ 
eſſen verzeiht eine Nation, nicht aber Verletzung ihrer Ehre, am wenigſten 
eine ſolche durch pfaͤffiſche Rechthaberei. Jedes neue Dokument, das 
nach Jahrzehnten ans Licht kommt, laͤßt das wuͤrdeloſe Gezeter, den 
Haß und Zorn wieder aufleben, ſtatt daß der Krieg mit ſeinem Ende 
wenigſtens ſittlich begraben wuͤrde. Das iſt nur durch Sachlichkeit 
und Ritterlichkeit, vor allem nur: durch Wuͤrde moͤglich. Nie aber 
durch eine „Ethik“, die in Wahrheit eine Wuͤrdeloſigkeit beider Seiten 
bedeutet. Anſtatt ſich um das zu kuͤmmern, was den Politiker angeht: 
die Zukunft und die Verantwortung vor ihr, befaßt ſie ſich mit politiſch 
ſterilen, weil unaustragbaren Fragen der Schuld in der Vergangenheit. 
Dies zu tun, iſt politiſche Schuld, wenn es irgendeine gibt. Und dabei 
wird überdies die unvermeidliche Verfaͤlſchung des ganzen Problems 
durch ſehr materielle Intereſſen uͤberſehen: Intereſſen des Siegers am 
hoͤchſtmoͤglichen Gewinn — moraliſchen und materiellen —, Hoffnungen 
des Beſiegten darauf, durch Schuldbekenntniſſe Vorteile einzuhandeln: 
wenn es irgend etwas gibt, was „gemein“ iſt, dann dies, und das iſt 
die Folge dieſer Art von Benutzung der „Ethik“ als Mittel des „Recht⸗ 
habens“. | Ä 

Wie fteht es denn aber mit der wirklichen Beziehung zwiſchen Ethik 
und Politik? Haben ſie, wie man gelegentlich geſagt hat, gar nichts 
miteinander zu tun? Oder iſt es umgekehrt richtig, daß „dieſelbe“ Ethik 
fuͤr das politiſche Handeln wie fuͤr jedes andere gelte? Man hat zuweilen 
geglaubt, zwiſchen dieſen beiden Behauptungen beſtehe eine ausſchließ⸗ 
liche Alternative; entweder die eine oder die andere ſei richtig. Aber iſt 
es denn wahr: daß für erotiſche und geſchaͤftliche, familiäre und amt⸗ 
liche Beziehungen, fuͤr die Beziehungen zu Ehefrau, Gemuͤſefrau, Sohn, 
Konkurrenten, Freund, Angeklagten die inhaltlich gleichen Gebote von 
irgendeiner Ethik der Welt aufgeſtellt werden koͤnnten? Sollte es wirk⸗ 
lich fuͤr die ethiſchen Anforderungen an die Politik ſo gleichguͤltig ſein, 
daß dieſe mit einem ſehr ſpezifiſchen Mittel: Macht, hinter der Gewalt⸗ 
ſamkeit ſteht, arbeitet? Sehen wir nicht, daß die bolſchewiſtiſchen und 
ſpartakiſtiſchen Ideologen, eben weil ſie dieſes Mittel der Politik 
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anwenden, genau die gleichen Reſultate herbeifuͤhren wie irgendein mili⸗ 
tariſtiſcher Diktator? Wodurch als eben durch die Perſon der Gewalt⸗ 
haber und ihren Dilettantismus unterſcheidet ſich die Herrſchaft der 
Arbeiter⸗ und Soldatenraͤte von der eines beliebigen Machthabers des 
alten Regimes? Wodurch die Polemik der meiſten Vertreter der ver⸗ 
meintlich neuen Ethik ſelbſt gegen die von ihnen kritiſierten Gegner von 
der irgendwelcher anderer Demagogen? Durch die edle Abſicht! wird 
geſagt werden. Gut. Aber das Mittel iſt es, wovon hier die Rede iſt, 
und den Adel ihrer letzten Abſichten nehmen die befehdeten Gegner 
mit voller ſubjektiver Ehrlichkeit ganz ebenſo fuͤr ſich in Anſpruch. „Wer 
zum Schwert greift, wird durch das Schwert umkommen,“ und Kampf 
iſt uͤberall Kampf. Alſo: — die Ethik der Bergpredigt? Mit der 
Bergpredigt — gemeint iſt: die abſolute Ethik des Evangeliums — iſt 
es eine ernſtere Sache, als die glauben, die dieſe Gebote heute gern 
zitieren. Mit ihr iſt nicht zu ſpaßen. Von ihr gilt, was man von der 
Kauſalitaͤt in der Wiſſenſchaft geſagt hat: ſie iſt kein Fiaker, den man be⸗ 
liebig halten laſſen kann, um nach Befinden ein- und auszuſteigen. 
Sondern: ganz oder gar nicht, das gerade iſt ihr Sinn, wenn etwas 
anderes als Trivialitäten herauskommen ſoll. Alſo z. B.: der reiche 
Juͤngling: „er aber ging traurig davon, denn er hatte viele Guͤter“. 
Das evangeliſche Gebot iſt unbedingt und eindeutig: gib her, was du 
haſt — alles, ſchlechthin. Der Politiker wird ſagen: eine ſozial ſinnloſe 


Zumutung, ſolange es nicht fuͤr alle durchgeſetzt wird. Alſo: Beſteue⸗ 


rung, Wegſteuerung, Konfiskation, — mit einem Wort: Zwang und 
Ordnung gegen alle. Das ethiſche Gebot aber fragt danach gar nicht, 
das iſt ſein Weſen. Oder: „halte den anderen Backen hin!“ Unbedingt, 
ohne zu fragen, wieſo es dem anderen zukommt, zu ſchlagen. Eine Ethik 


der Wuͤrdeloſigkeit — außer: für einen Heiligen. Das iſt es: man muß 


ein Heiliger fein in allem, zum mindeſten dem Wollen nach, muß leben 
wie Jeſus, die Apoſtel, der heilige Franz und ſeinesgleichen, dann iſt 
dieſe Ethik ſinnvoll und Ausdruck einer Wuͤrde. Sonſt nicht. Denn 
wenn es in Konſequenz der akosmiſtiſchen Liebesethik heißt: „dem Übel 
nicht widerſtehen mit Gewalt“, — fo gilt für den Politiker umgekehrt 
der Satz: du ſollſt dem Übel gewaltſam widerſtehen, ſonſt — biſt bu- 
für feine Uberhandnahme verantwortlich. Wer nach der Ethik des 
Evangeliums handeln will, der enthalte ſich der Streiks — denn ſie 
ſind: Zwang — und gehe in die gelben Gewerkſchaften. Er rede aber 
vor allen Dingen nicht von „Revolution“. Denn jene Ethik will doch 
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wohl nicht lehren: daß gerade der Bürgerkrieg der einzig legitime Krieg 
ſei. Der nach dem Evangelium handelnde Pazifiſt wird die Waffen 
ablehnen oder fortwerfen, wie es in Deutſchland empfohlen wurde, 
als ethiſche Pflicht, um dem Krieg und damit: jedem Krieg, ein Ende 
zu machen. Der Politiker wird ſagen: das einzig ſichere Mittel, den 
Krieg für alle abſehbare Zeit zu diskreditieren, wäre ein status-quo- 
Friede geweſen. Dann haͤtten ſich die Voͤlker gefragt: wozu war dieſer 
Krieg? Er waͤre ad absurdum gefuͤhrt geweſen, — was jetzt nicht moͤg⸗ 
lich iſt. Denn fuͤr die Sieger — mindeſtens fuͤr einen Teil von ihnen — 
wird er ſich politiſch rentiert haben. Und dafuͤr iſt jenes Verhalten ver⸗ 
antwortlich, das uns jeden Widerſtand unmoͤglich machte. Nun wird 
— wenn die Ermattungsepoche vorbei fein wird — der Frieden dis- 
kreditiert ſein, nicht der Krieg: eine Folge der abſoluten Ethik. 

Endlich: die Wahrheitspflicht. Sie iſt fuͤr die abſolute Ethik unbe⸗ 
dingt. Alſo, hat man gefolgert: Publikationen aller, vor allem der das 
eigne Land belaſtenden Dokumente und auf Grund dieſer einſeitigen 
Publikation: Schuldbekenntnis, einſeitig, bedingungslos, ohne Ruͤckſicht 
auf die Folgen. Der Politiker wird finden, daß im Erfolg dadurch die 
Wahrheit nicht gefoͤrdert, ſondern durch Mißbrauch und Entfeſſelung 
von Leidenſchaft ſicher verdunkelt wird; daß nur eine allſeitige plan⸗ 
maͤßige Feſtſtellung durch Unparteiiſche Frucht bringen koͤnnte, jedes 
andere Vorgehen fuͤr die Nation, die derartig verfaͤhrt, Folgen haben 
kann, die in Jahrzehnten nicht wieder gutzumachen ſind. Aber nach 
„Folgen“ fragt eben die abſolute Ethik nicht. 

Da liegt der entſcheidende Punkt. Wir muͤſſen uns klarmachen, 
daß alles ethiſch orientierte Handeln unter zwei voneinander grund⸗ 
verſchiedenen, unaustragbar gegenſaͤtzlichen Maximen ſtehen kann: es 
kann „geſinnungsethiſch“ oder „verantwortungsethiſch“ orientiert ſein. 
Nicht daß Geſinnungsethik mit Verantwortungsloſigkeit und Verant⸗ 
wortungsethik mit Geſinnungsloſigkeit identiſch waͤre. Davon iſt natuͤr⸗ 
lich keine Rede. Aber es iſt ein abgrundtiefer Gegenſatz, ob man unter 
der geſinnungsethiſchen Maxime handelt — religioͤs geredet —: „der 
Chriſt tut recht und ſtellt den Erfolg Gott anheim“, oder unter der 
verantwortungsethiſchen: daß man fuͤr die (vorausſehbaren) Folgen 
ſeines Handelns aufzukommen hat. Sie mögen einem überzeugten ges 
ſinnungsethiſchen Syndikaliſten noch ſo uͤberzeugend darlegen: daß die 
Folgen ſeines Tuns die Steigerung der Chancen der Reaktion, 
geſteigerte Bedruͤckung ſeiner Klaſſe, Hemmung ihres Aufſtiegs ſein 
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werden, — und es wird auf ihn gar keinen Eindruck machen. Wenn die 
Fo' gen einer aus reiner Geſinnung fließenden Handlung üble find, fo 
gilt ihm nicht der Handelnde, ſondern die Welt dafuͤr verantwortlich, 
die Dummheit der anderen Menſchen oder — der Wille Gottes, der 
ſie ſo ſchuf. Der Verantwortungsethiker dagegen rechnet mit eben jenen 
durchſchnittlichen Defekten der Menſchen, — er hat, wie Fichte richtig 
geſagt hat, gar kein Recht, ihre Guͤte und Vollkommenheit vorauszu⸗ 
ſetzen, er fuͤhlt ſich nicht in der Lage, die Folgen eigenen Tuns, ſoweit 
er ſie vorausſehen konnte, auf andere abzuwaͤlzen. Er wird ſagen: dieſe 
Folgen werden meinem Tun zugerechnet. „Verantwortlich“ fuͤhlt ſich 
der Geſinnungsethiker nur dafuͤr, daß die Flamme der reinen Geſinnung, 
die Flamme z. B. des Proteſtes gegen die Ungerechtigkeit der ſozialen 
Ordnung, nicht erliſcht. Sie ſtets neu anzufachen, iſt der Zweck ſeiner, 
vom moͤglichen Erfolg her beurteilt, ganz irrationalen Taten, die nur 
exemplariſchen Wert haben koͤnnen und ſollen. | 

Aber auch damit ift das Problem noch nicht zu Ende. Keine Ethik 
der Welt kommt um die Tatſache herum, daß die Erreichung „guter“ 
Zwecke in zahlreichen Fällen daran gebunden iſt, daß man ſittlich bes 
denkliche oder mindeſtens gefaͤhrliche Mittel und die Mög ichkeit oder 
auch die Wahrſcheinlichkeit uͤbler Nebenerfolge mit in den Kauf nimmt, 
und keine Ethik der Welt kann ergeben: wann und in welchem Umfang 
der ethiſch gute Zweck die ethiſch gefaͤhrlichen Mittel und Nebenerfolge 


heiligt“. 


Fuͤr die Politik iſt das entſcheidende Mittel: die Gewaltſamkeit, und 
wie groß die Tragweite der Spannung zwiſchen Mittel und Zweck, 
ethiſch angeſehen, iſt, mögen Sie daraus entnehmen, daß, wie jeder: 
mann weiß, ſich die revolutionaͤren Sozialiſten (Zimmerwalder Rich⸗ 
tung) ſchon waͤhrend des Krieges zu dem Prinzip bekannten, welches 
man dahin praͤgnant formulieren konnte: „Wenn wir vor der Wahl 
ſtehen, entweder noch einige Jahre Krieg und dann Revolution oder 
jetzt Friede und keine Revolution, ſo waͤhlen wir noch: einige Jahre 
Krieg!“ Auf die weitere Frage: „Was kann dieſe Revolution mit ſich 
bringen?“ wuͤrde jeder wiſſenſchaftlich geſchulte Sozialiſt geantwortet 
haben: daß von einem Übergang zu einer Wirtſchaft, die man ſozia⸗ 
liſtiſch nennen koͤnnte in ſeinem Sinne, keine Rede ſei, ſondern daß 
eben wieder eine Bourgeoiſiewirtſchaft entſtehen wuͤrde, die nur die 
feudalen Elemente und dynaſtiſchen Reſte abgeſtreift haben koͤnnte. — 
Fuͤr dies beſcheidene Reſultat alſo: „noch einige Jahre Krieg!“ Man 
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wird doch wohl fagen dürfen, daß man hier auch bei ſehr handfeſt ſozia⸗ 
liſtiſcher Überzeugung den Zweck ablehnen könne, der derartige Mittel 
erfordert. Beim Bolſchewismus und Spartakismus, uͤberhaupt bei jeder 
Art von revolutionaͤrem Sozialismus, liegt aber die Sache genau ebenſo, 
und es iſt natürlich hoͤchſt lächerlich, wenn von dieſer Seite die „Gewalt⸗ 
politiker“ des alten Regimes wegen der Anwendung des gleichen Mittels 
ſittlich verworfen werden, — ſo durchaus berechtigt die Ablehnung 
ihrer Ziele ſein mag. 

Hier, an dieſem Problem der Heiligung der Mittel durch den Zweck, 
ſcheint nun auch die Geſinnungsethik uͤberhaupt ſcheitern zu muͤſſen. 
Und in der Tat hat ſie logiſcherweiſe nur die Moͤglichkeit: jedes Han⸗ 
deln, welches ſittlich gefaͤhrliche Mittel anwendet, zu verwerfen. 
Logiſcherweiſe. In der Welt der Realitaͤten machen wir freilich ſtets er⸗ 
neut die Erfahrung, daß der Geſinnunsethiker plotzlich umſchlaͤgt in 
den chiliaſtiſchen Propheten, daß z. B. diejenigen, die ſoeben „Liebe 
gegen Gewalt“ gepredigt haben, im naͤchſten Augenblick zur Gewalt 
aufrufen, — zur letzten Gewalt, die dann den Zuſtand der Vernich— 
tung aller Gewaltſamkeit bringen wuͤrde, — wie unſere Militärs den 
Soldaten bei jeder Offenſive ſagten: es ſei die letzte, ſie werde den 
Sieg und dann den Frieden bringen. Der Geſinnungsethiker ertraͤgt 
die ethiſche Irrationalität der Welt nicht. Er iſt kosmiſch⸗ethiſcher „Ratio⸗ 
naliſt“. Sie erinnern ſich, jeder von Ihnen, der Doſtojewſki kennt, der 
Szene mit dem Großinquiſitor, wo das Problem treffend auseinander— 
gelegt iſt. Es iſt nicht moͤglich, Geſinnungsethik und Verantwortungsethik 
unter einen Hut zu bringen oder ethiſch zu dekretieren: welcher Zweck 
welches Mittel heiligen ſolle, wenn man dieſem Prinzip uͤberhaupt 
irgendwelche Konzeſſionen macht. | 

Der von mir der zweifelloſen Lauterkeit feiner Geſinnung nach per— 
ſoͤnlich hochgeſchaͤtzte, als Politiker freilich unbedingt abgelehnte Kollege 
F. W. Foͤrſter glaubt in feinem Buche um die Schwierigkeit herum— 
zukommen durch die einfache Theſe: aus Gutem kann nur Gutes, aus 
Boͤſem nur Boͤſes folgen. Dann exiſtierte freilich dieſe ganze Proble⸗ 
matik nicht. Aber es iſt doch erſtaunlich, daß 2500 Jahre nach den Upani⸗ 
ſchaden eine ſolche Theſe noch das Licht der Welt erblicken konnte. Nicht 
nur der ganze Verlauf der Weltgeſchichte, ſondern jede ruͤckhaltloſe Pruͤ⸗ 
fung der Alltagserfahrung ſagt ja das Gegenteil. Die Entwicklung aller 
Religionen der Erde beruht ja darauf, daß das Gegenteil wahr iſt. Das 
uralte Problem der Theodicee iſt ja die Frage: Wie kommt es, daß 
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eine. Macht, die als zugleich allmaͤchtig und gütig hingeſtellt wird, eine 
derartig irrationale Welt des unverdienten Leidens, des ungeſtraften 
Unrechts und der unverbeſſerlichen Dummheit hat erſchaffen koͤnnen. 
Entweder iſt ſie das eine nicht oder das andere nicht, oder es regieren 
gaͤnzlich andere Ausgleichs- und Vergeltungsprinzipien das Leben, 
ſolche, die wir metaphyſiſch deuten koͤnnen oder auch ſolche, die unſerer 
Deutung fuͤr immer entzogen ſind. Dies Problem: die Erfahrung von 
der Irrationalitaͤt der Welt war ja die treibende Kraft aller Religions⸗ 
entwicklung. Die indiſche Karmanlehre und der perſiſche Dualismus, 
die Erbſuͤnde, die Praͤdeſtination und der Deus absconditus find alle 
aus dieſer Erfahrung herausgewachſen. Auch die alten Chriſten wußten 
ſehr genau, daß die Welt von Daͤmonen regiert ſei, und daß, wer mit 
der Politik, das heißt: mit Macht und Gewaltſamkeit als Mitteln, ſich 
einläßt, mit diaboliſchen Mächten einen Pakt ſchließt, und daß für fein 
Handeln es nicht wahr iſt: daß aus Gutem nur Gutes, aus Boͤſem nur 
Boͤſes kommen koͤnne, ſondern oft das Gegenteil. Wer das nicht ſieht, 
iſt in der Tat politiſch ein Kind. 

Die religiöfe Ethik hat ſich mit der Tatſache, daß wir in verſchiedene, 
untereinander verſchiedenen Geſetzen unterſtehende Lebensordnungen 
hineingeſtellt ſind, verſchieden abgefunden. Der helleniſche Polytheismus 
opferte der Aphrodite ebenſo wie der Hera, dem Dionyſos wie dem 
Apollon und wußte: ſie lagen untereinander nicht ſelten im Streit. 
Die hinduiſtiſche Lebensordnung machte jeden der verſchiedenen Berufe 
zum Gegenſtand eines beſonderen ethiſchen Geſetzes, eines Dharma, 
und ſchied ſie kaſtenmaͤßig fuͤr immer voneinander, ſtellte ſie dabei in 
eine feſte Ranghierarchie, aus der es fuͤr den Hieringeborenen kein Ent⸗ 
rinnen gab, außer in der Wiedergeburt im naͤchſten Leben, und ſtellte 
fie dadurch in verſchieden große Diſtanz zu den hoͤchſten religiöfen Heils⸗ 
guͤtern. So war es ihr moͤglich, das Dharma jeder einzelnen Kaſte, 
von den Asketen und Brahmanen bis zu den Spitzbuben und Dirnen, 
den immanenten Eigengeſetzlichkeiten des Berufs entſprechend auszu⸗ 
bauen. Darunter auch Krieg und Politik. Die Einordung des Krieges 
in die Geſamtheit der Lebensordnungen finden Sie vollzogen im Bha- 
gavadgita, in der Unterredung zwiſchen Krischna und Arduna. „Tue 
das notwenige“ — d. h. das nach dem Dharma der Kriegerkaſte und 
ihren Regeln pflichtmaͤßige, dem Kriegszweck entſprechend fachlich not⸗ 
wendige — „Werk“: das ſchaͤdigt das religiöfe Heil nach dieſem Glauben 
nicht, ſondern dient ihm. Indras Himmel war dem indiſchen Krieger 
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beim Heldentod von jeher ebenfo ſicher wie Walhall dem Germanen. 
Nirwana aber haͤtte jener ebenſo verſchmaͤht, wie dieſer das chriſtliche 
Paradies mit ſeinen Engelchoͤren. Dieſe Spezialiſierung der Ethik er⸗ 
moͤglichte der indiſchen Ethik eine gaͤnzlich ungebrochene, nur den Eigen⸗ 
geſetzen der Politik folgende, ja dieſe radikal ſteigernde Behandlung 
dieſer koͤniglichen Kunſt. Der wirklich radikale „Macchiavellismus“ im 
populären Sinn dieſes Wortes iſt in der indiſchen Literatur im Kau- 
taliya Arthasastra (lange vorchriſtlich, angeblich aus Tschandva-guptas 
Zeit) klaſſiſch vertreten; dagegen iſt Macchiavellis „Principe“ harmlos. 
In der katholiſchen Ethik, der Profeſſor Foͤrſter ſonſt naheſteht, ſind 
bekanntlich die „consilia evangelica“ eine Sonderethik für die mit dem 
Charisma des heiligen Lebens Begabten. Da ſteht neben dem Mönd,, 
der kein Blut vergießen und keinen Erwerb ſuchen darf, der fromme 
Ritter und Buͤrger, die, der eine dies, der andere jenes, duͤrfen. Die 
Abſtufung der Ethik und ihre Einfuͤgung in einen Organismus der Heils⸗ 
lehre iſt minder konſequent als in Indien, mußte und durfte dies auch 
nach den chriſtlichen Glaubensvorausſetzungen ſein. Die erbſuͤndliche 
Verderbtheit der Welt geſtattete eine Einfuͤgung der Gewaltſamkeit in 
die Ethik als Zuchtmittel gegen die Suͤnde und die ſeelengefaͤhrdenden 
Ketzer relativ leicht. — Die rein geſinnungsethiſchen, akosmiſtiſchen 
Forderungen der Bergpredigt aber und das darauf ruhende religioͤſe 
Naturrecht als abſolute Forderung behielten ihre revolutionierende Ge⸗ 
walt und traten in faſt allen Zeiten ſozialer Erſchuͤtterung mit elemen⸗ 
tarer Wucht auf den Plan. Sie ſchufen insbeſondere die radikal⸗-pazi⸗ 
fiſtiſchen Sekten, deren eine in Pennſylvanien das Experiment eines 
nach außen gewaltloſen Staatsweſens machte, — tragiſch in ſeinem Ver⸗ 
lauf inſofern, als die Quaͤker, als der Unabhaͤngigkeitskrieg ausbrach, 
fuͤr ihre Ideale, die er vertrat, nicht mit der Waffe eintreten konnten. — 
Der normale Proteſtantismus dagegen legitimierte den Staat, alſo: 
das Mittel der Gewaltſamkeit, als göttliche Einrichtung abſolut und den 
legiti nen Obrigkeitsſtaat insbeſondere. Die ethiſche Verantwortung fuͤr 
den Krieg nahm Luther dem einzelnen ab und waͤlzte ſie auf die Obrig⸗ 
keit, der zu gehorchen in anderen Dingen als Glaubensſachen niemals 
ſchuldhaft ſein konnte. Der Kalvinismus wieder kannte prinzipiell die 
Gewalt als Mittel der Glaubensverteidigung, alſo den Glaubenskrieg, 
der im Iſlam von Anfang an Lebenselement war. Man ſieht: es iſt 
durchaus nicht moderner, aus dem Heroenkult der Renaniſſance ger 
borener Unglaube, der das Problem der politiſchen Ethik aufwirft. Alle 
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Religionen haben damit gerungen, mit hoͤchſt verſchiedenem Erfolg, — 
und nach dem Geſagten konnte es auch nicht anders ſein. Das ſpezi⸗ 
fiſche Mittel der legitimen Gewaltſamkeit rein als ſolches in der 
Hand menſchlicher Verbaͤnde iſt es, was die Beſonderheit aller ethiſchen 
Probleme der Politik bedingt. 

Wer immer mit dieſem Mittel paktiert, zu welchen Zwecken immer 
— und jeder Politiker tut das —, der iſt feinen ſpezifiſchen Konſequenzen 
ausgeliefert. In beſonders hohem Maß iſt es der Glaubenskaͤmpfer, 
der religioͤſe wie der revolutionaͤre. Nehmen wir getroſt die Gegenwart 
als Beiſpiel an. Wer die abſolute Gerechtigkeit auf Erden mit Gewalt 
herſtellen will, der bedarf dazu der Gefolgſchaft: des menſchlichen 
„Apparates“. Dieſem muß er die nötigen inneren und aͤußeren Praͤ⸗ 
mien — himmliſchen oder irdiſchen Lohn — in Ausſicht ſtellen, ſonſt 
funktioniert er nicht. Alſo innere: unter der Bedingung des modernen 
Klaſſenkampfes, Befriedigung des Haſſes und der Rachſucht, vor allem: 
des Reſſentiments und des Beduͤrfniſſes nach pſeudoethiſcher Recht⸗ 
haberei, alſo des Verlaͤſterungs⸗ und Verketzerungsbeduͤrfniſſes gegen 
die Gegner. Außere: Abenteuer, Sieg, Beute, Macht und Pfruͤnden. 
Von dem Funktionieren dieſes ſeines Apparates iſt der Fuͤhrer in ſeinem 
Erfolg völlig abhängig. Daher auch von deſſen — nicht: von feinen 
eigenen — Motiven. Davon alſo, daß der Gefolgſchaft: der roten Garde, 
den Spitzeln, den Agitatoren, die er bedarf, jene Praͤmien dauernd 
gewaͤhrt werden koͤnnen. Was er unter ſolchen Bedingungen ſeines 
Wirkens tatſaͤchlich erreicht, ſteht daher nicht in ſeiner Hand, ſondern 
iſt ihm vorgeſchrieben durch jene ethiſch uͤberwiegend gemeinen Motive 
des Handelns ſeiner Gefolgſchaft, die nur im Zaum gehalten werden, 
ſolange ehrlicher Glaube an ſeine Perſon und ſeine Sache wenigſtens 
einen Teil der Genoſſenſchaft: wohl nie auf Erden auch nur die Mehr⸗ 
zahl, beſeelt. Aber nicht nur iſt dieſer Glaube, auch wo er ſubjektiv 
ehrlich iſt, in einem ſehr großen Teil der Faͤlle in Wahrheit nur die 
ethiſche „Legitimierung“ der Rache-, Macht-, Beute⸗ und Pfruͤnden⸗ 
ſucht: — daruͤber laſſen wir uns nichts vorreden, denn die mate⸗ 
rialiſtiſche Geſchichtsdeutung iſt auch kein beliebig zu beſteigender Fiaker 
und macht vor den Traͤgern von Revolutionen nicht halt! — ſondern 
vor allem: der traditionaliſtiſche Alltag kommt nach der emotionalen 
Revolution, der Glaubensheld und vor allem der Glaube ſelbſt ſchwindet 
oder wird — was noch wirkſamer iſt — Beſtandteil der konventionellen 
Phraſe der politiſchen Banauſen und Techniker. Dieſe Entwicklung 
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vollzieht ſich gerade beim Glaubenskampf beſonders fchnell, weil er 
von echten Fuͤhrern: Propheten der Revolution, geleitet oder ine 
ſpiriert zu werden pflegt. Denn wie bei jedem Fuͤhrerapparat, ſo auch 
hier iſt die Entleerung und Verſachlichung, die ſeeliſche Proletariſierung 
im Intereſſe der „Diſziplin“, eine der Bedingungen des Erfolges. Die 
herrſchend gewordene Gefolgſchaft eines Glaubenskaͤmpfers pflegt daher 
beſonders leicht in eine ganz gewoͤhnliche Pfruͤndnerſchicht zu entarten. 

Wer Politik überhaupt und wer vollends Politik als Beruf betreiben 
will, hat ſich jener ethiſchen Paradoxien und ſeiner Verantwortung 
für das, was aus ihm ſelbſt unter ihrem Druck werden kann, bewußt 
zu ſein. Er laͤßt ſich, ich wiederhole es, mit den diaboliſchen Maͤchten 
ein, die in jeder Gewaltſamkeit lauern. Die großen Virtuoſen der akos⸗ 
miſtiſchen Menſchenliebe und Guͤte, mochten ſie aus Nazareth oder aus 
Aſſiſi oder aus indiſchen Koͤnigsſchloͤſſern ſtammen, haben nicht mit dem 
politiſchen Mittel: der Gewalt, gearbeitet, ihr Reich war „nicht von 
dieſer Welt“, und doch wirkten und wirken ſie in dieſer Welt, und die 
Figuren des Platon Karatajew und der Doſtojewſkiſchen Heiligen find 
immer noch ihre adaͤquateſten Nachkonſtruktionen. Wer das Heil ſeiner 
Seele und die Rettung anderer Seelen ſucht, der ſucht das nicht auf 
dem Wege der Politik, die ganz andere Aufgaben hat: ſolche, die nur 
mit Gewalt zu loͤſen ſind. Der Genius oder Daͤmon der Politik lebt 
mit dem Gott der Liebe, auch mit dem Chriſtengott in feiner kirchlichen 
Auspraͤgung, in einer inneren Spannung, die jederzeit in unaustragbarem 
Konflikt ausbrechen kann. Das wußten die Menſchen auch in den Zeiten 
der Kirchenherrſchaft. Wieder und wieder lag das Interdikt — und das 
bedeutete damals eine fuͤr die Menſchen und ihr Seelenheil weit maſſivere 
Macht als die (mit Fichte zu reden) „kalte Billigung“ des kantianiſchen 
ethiſchen Urteils — auf Florenz, die Buͤrger aber fochten gegen den 
Kirchenſtaat. Und mit Bezug auf ſolche Situationen laͤßt Macchie velli 
in einer ſchoͤnen Stelle, irre ich nicht: der Florentiner Geſchichten, einen 
ſeiner Helden jene Buͤrger preiſen, denen die Groͤße der Vaterſtadt 
hoͤher ſtand als das Heil ihrer Seele. 

Wenn Sie ſtatt Vaterſtadt oder „Vaterland“, was ja zur Zeit nicht 
jedem ein eindeutiger Wert ſein mag, ſagen: „die Zukunft des Sozia— 
lismus“ oder auch der „internationalen Befriedung“, — dann haben 
Sie das Problem in der Art, wie es jetzt liegt. Denn das alles, erſtrebt 
durch politiſches Handeln, welches mit gewaltſamen Mitteln und auf 
dem Wege der Verantwortungsethik arbeitet, gefährdet das „Heil der 
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Seele“. Wenn ihm aber mit reiner Geſinnungsethik im Glaubenskampf 
nachgejagt wird, dann kann es Schaden leiden und diskreditiert werden 
auf Generationen hinaus, weil die Verantwortung fuͤr die Folgen 
fehlt. Denn dann bleiben dem Handelnden jene diaboliſchen Maͤchte, 
die im Spiel ſind, unbewußt. Sie ſind unerbittlich und ſchaffen Kon⸗ 
ſequenzen fuͤr ſein Handeln, auch fuͤr ihn ſelbſt innerlich, denen er hilf⸗ 
los preisgegeben iſt, wenn er ſie nicht ſieht. „Der Teufel, der iſt alt.“ 
Und nicht die Jahre, nicht das Lebensalter iſt bei dem Satz gemeint: 
„ſo werdet alt, ihn zu verſtehen“. Mit dem Datum des Geburtsſcheines 
bei Diskuſſionen uͤberſtochen zu werden, habe auch ich mir nie gefallen 
laſſen; aber die bloße Tatſache, daß einer 20 Jahre zaͤhlt und ich uͤber 
50 bin, kann mich ſchließlich auch nicht veranlaſſen, zu meinen, das allein 
waͤre eine Leiſtung, vor der ich in Ehrfurcht erſterbe. Nicht das Alter 
macht es. Aber allerdings: die geſchulte Ruͤckſichtsloſigkeit des Blickes 
in die Realitaͤten des Lebens, und die Faͤhigkeit, ſie zu e und 
ihnen innerlich gewachſen zu ſein. 

Wahrlich: Politik wird zwar mit dem Kopf, aber ganz gewiß nicht 
nur mit dem Kopf gemacht. Darin haben die Geſinnungsethiker durch⸗ 
aus recht. Ob man aber als Geſinnungsethiker oder als Verantwortungs⸗ 
ethiker handeln ſoll, und wann das eine und das andere, daruͤber kann 
man niemandem Vorſchriften machen. Nur eins kann man ſagen: wenn 
jetzt in dieſen Zeiten einer, wie Sie glauben, nicht „ſterilen“ Aufgeregt⸗ 
heit — aber Aufgeregtheit iſt eben doch und durchaus nicht immer echte 
Leidenſchaft — wenn da plotzlich die Geſinnungspolitiker maſſenhaft 
in das Kraut ſchießen mit der Parole: „die Welt iſt dumm und gemein, 
nicht ich, die Verantwortung fuͤr die Folgen trifft mich nicht, ſondern 
die andern, in deren Dienſt ich arbeite, und deren Dummheit oder Ge— 
meinheit ich ausrotten werde“, fo ſage ich offen: daß ich zunaͤchſt einmal 
nach dem Maße des inneren Schwergewichts frage, was hinter dieſer 
Geſinnungsethik ſteht, und den Eindruck habe: daß ich es in neun von 
zehn Faͤllen mit Windbeuteln zu tun habe, die nicht real fuͤhlen, was 
ſie auf ſich nehmen, ſondern ſich an romantiſchen Senſationen berauſchen. 
Das intereſſiert mich menſchlich nicht ſehr und erſchuͤttert mich ganz und 
gar nicht. Während es unermeßlich erſchuͤtternd iſt, wenn ein reifer 
Menſch — einerlei ob alt oder jung an Jahren —, der dieſe Verant⸗ 
wortung fuͤr die Folgen real und mit voller Seele empfindet und ver⸗ 
antwortungsethiſch handelt, an irgendeinem Punkte ſagt: „ich kann 
nicht anders, hier ſtehe ich“. Das iſt etwas, was menſchlich echt iſt und 
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ergreift. Denn dieſe Lage muß freilich für jeden von uns, der nicht 
innerlich tot iſt, irgendwann eintreten koͤnnen. Inſofern ſind Geſin⸗ 
nungsethik und Verantwortungsethik nicht abſolute Gegenſaͤtze, fondern . 
Ergaͤnzungen, die zuſammen erſt den echten Menſchen ausmachen, den, 
der den „Beruf zur Politik“ haben kann. | 

Und nun, verehrte Anweſende, wollen wir uns nach zehn Jahren 
uͤber dieſen Punkt einmal wieder ſprechen. Wenn dann, wie ich leider 
befuͤrchten muß, aus einer ganzen Reihe von Gruͤnden, die Zeit der 
Reaktion laͤngſt hereingebrochen und von dem, was gewiß viele von 
Ihnen und, wie ich offen geſtehe, auch ich gewuͤnſcht und gehofft habe, 
wenig, vielleicht nicht gerade nichts, aber wenigſtens dem Scheine nach 
wenig in Erfuͤllung gegangen iſt — das iſt ſehr wahrſcheinlich, es wird 
mich nicht zerbrechen, aber es iſt freilich eine innerliche Belaſtung, das 
zu wiſſen —, dann wuͤnſchte ich wohl zu ſehen, was aus denjenigen von 
Ihnen, die jetzt ſich als echte „Geſinnungspolitiker“ fuͤhlen und an dem 
Rauſch teilnehmen, den dieſe Revolution bedeutet, — was aus denen 
im inneren Sinne des Wortes „geworden“ iſt. Es waͤre ja ſchoͤn, wenn 
die Sache fo wäre, daß dann Shakeſpeares 102. Sonett gelten wuͤrde: 

Damals war Lenz und unſere Liebe gruͤn, 

Da grüßt” ich täglich fie mit meinem Sang, 

So ſchlaͤgt die Nachtigall in Sommers Bluͤhn — 
Und ſchweigt den Ton in reifrer Tage Gang. 

Aber ſo iſt die Sache nicht. Nicht das Bluͤhen des Sommers liegt 
vor uns, ſondern zunaͤchſt eine Polarnacht von eiſiger Finſternis und 
Härte, mag aͤußerlich jetzt ſiegen welche Gruppe auch immer. Denn: 
wo nichts iſt, da hat nicht nur der Kaiſer, ſondern auch der Proletarier 
ſein Recht verloren. Wenn dieſe Nacht langſam weichen wird, wer wird 
dann von denen noch leben, deren Lenz jetzt ſcheinbar ſo uͤppig gebluͤht 
bat? Und was wird aus Ihnen allen dann innerlich geworden fein? 
Verbitterung oder Banauſentum, einfaches ſtumpfes Hinnehmen der 
Welt und des Berufes oder, das dritte und nicht Seltenſte: myſtiſche 
Weltflucht bei denen, welche die Gabe dafuͤr haben, oder — oft und 
übel — fie als Mode ſich anquaͤlen? In jedem ſolchen Fall werde ich 
die Konſequenz ziehen: die ſind ihrem eigenen Tun nicht gewachſen 
geweſen, nicht gewachſen auch der Welt, ſo wie ſie wirklich iſt, und ihrem 
Alltag: ſie haben den Beruf zur Politik, den ſie fuͤr ſich in ſich glaubten, 
objektiv und tatſaͤchlich im innerlichſten Sinn nicht gehabt. Sie haͤtten 
beſſer getan, die Bruͤderlichkeit ſchlicht und einfach von Menſch zu 
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Menſch zu pflegen und im übrigen rein ſachlich an ihres Tages Arbeit 
zu wirken. 

Die Politik bedeutet ein ſtarkes langſames Bohren von harten Brettern 
mit Leidenſchaft und Augenmaß zugleich. Es iſt ja durchaus richtig, und 
alle geſchichtliche Erfahrung beftätigt es, daß man das Mögliche nicht 
erreichte, wenn nicht immer wieder in der Welt nach dem Unmoͤglichen 
gegriffen worden waͤre. Aber der, der das tun kann, muß ein Fuͤhrer 
und nicht nur das, ſondern auch — in einem ſehr ſchlichten Wortſinn — 
ein Held ſein. Und auch die, welche beides nicht ſind, muͤſſen ſich wappnen 
mit jener Feſtigkeit des Herzens, die auch dem Scheitern aller Hoff⸗ 
nungen gewachſen iſt, jetzt ſchon, ſonſt werden ſie nicht imſtande ſein, 
auch nur durchzuſetzen, was heute moͤglich iſt. Nur wer ſicher iſt, daß 
er daran nicht zerbricht, wenn die Welt, von ſeinem Standpunkt aus 
geſehen, zu dumm oder zu gemein iſt fuͤr das, was er ihr bieten will, 
daß er all dem gegenuͤber: „dennoch!“ zu ſagen vermag, nur der hat 
den „Beruf“ zur Politik. 
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Politiſche Briefe 


An Friedrich Naumann 
Heidelberg, 14. 12. 1906 
Lieber Freund! 


Ich habe weder die Legitimation noch, fuͤr gewoͤhnlich, den geringſten 
Wunſch, mich in Ihre politiſchen Entſchließungen einzumiſchen, — und 
Sie wuͤrden ſich das ja auch nicht gefallen laſſen. Geſtatten Sie aber 
immerhin eine Meinung auszuſprechen. Sie werden ja genug andere 
und anderweitige zu hoͤren bekommen und dann ſelbſt entſcheiden. — 
Geſetzt den Fall, ich haͤtte innerhalb Ihrer Redaktion „Sitz und 
Stimme“ und ſollte nun ein Votum abgeben uͤber die Formulierung 
der „Parole“, die nach dieſer im tiefſten Grunde frivolen (wie wir uns 
„unter uns“ doch nicht verhehlen dürfen: 4 Stimmen Minderheit in der 
zweiten Leſung bei 50 Fehlenden! Jaureés hat ganz recht!) rein „macht: 
politiſch“ im Intereſſe der Krone (welche die furchtbare Blamage der 
aͤußeren Politik“) durch einen „inneren Sieg“ unter einer „Hurra“⸗Parole 
vertauſchen möchte) motivierten Auflöfung ſeitens der „Hilfe“ ausgegeben 
werden muß, — geſetzt dieſen Fall alſo, ſo wuͤrde ich ſagen: um keinen 
Preis die ſo bedenklich naheliegende Formulierung: Fuͤr den Kaiſer 
gegen das „machtluͤſterne Zentrum“. Das muͤßte ſich furchtbar raͤchen. 
Das Maß von Verachtung, welches uns als Nation im Ausland (Italien, 
Amerika, überall!) nachgerade — mit Recht! das iſt das Entſcheidende — 
entgegengebracht wird, weil wir uns dieſes Regime dieſes Mannes 
gefallen laſſen, iſt nachgerade ein Machtfaktor von erſtklaſſiger „welt⸗ 
politiſcher“ Bedeutung für uns geworden. Jeder, der einige Monate 
lang die fremde Preſſe lieſt, muß das bemerken. Wir werden „iſoliert“, 

*) Der Reichstag wurde durch kaiſerliche Botſchaft aufgeloͤſt, weil Zentrum und 
Sozialdemokratie den Nachtragsetat für Suͤdweſtafrika als Proteſt gegen koloniale 
Mißſtaͤnde abgelehnt hatten. 

In der aͤußeren Politik vorangegangen war: Die Kaiſerreiſe nach Tanger, 
die Bedrohung des Friedens durch die deutſche Preſtigepolitik in der Marokkofrage, 
die Goluchowski⸗Depeſche des Kaiſers, die in Ungarn tiefe Verſtimmung hervor⸗ 
gerufen hatte, die Breslauer Kaiſerrede „Schwarzſeher dulde ich nicht“. 
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weil dieſer Mann uns in dieſer Weiſe regiert und wir es dulden 
und beſchoͤnigen. — Kein Mann und keine Partei, die in irgend⸗ 
einem Sinn demokratiſche und zugleich nationalpolitiſche Ideale pflegt, 
darf die Verantwortung fuͤr dieſes Regime, deſſen Fortdauer unſere 
ganze Weltſtellung mehr bedroht als alle Kolonialprobleme irgendwelcher 
Art, auf ſich nehmen. Nicht, daß das Zentrum die „Kommandogewalt 
des Kaiſers“ in Frage ſtellt oder dergleichen, noch weniger, daß es feiner 
Deputiertenzahl entſprechend nach Macht, nach Kontrolle der Kolonial⸗ 
verwaltung, nach parlamentariſcher „Nebenregierung“ uſw. geſtrebt 
hat, gereicht ihm zum Vorwurf und darf ihm entgegengehalten werden. 
Sondern daß es, als parlamentariſch herrſchende Partei, das Syſtem 
des Scheinkonſtitutionalismus gefördert und geſtuͤtzt hat, daß es ganz 
konkret bezeichnet z. B. in dieſem Fall nicht die Kontrolle der Kolonial⸗ 
verwaltung durch den Reichstag (etwa in Form der von der „Ger— 
mania“ ſeinerzeit geforderten parlamentariſchen Enquete) zur Bedingung 
der Annahme des Kolonialetats machte, ſondern die Aufrechterhaltung 
der hinter den Kuliſſen herlaufenden „parlamentariſchen Patronage“ 
— das Zuckerbrot, durch welches ſeit einem Jahrzehnt die herrſchenden 
Parteien: Zentrum, ebenſo wie Konſervative und Nationalliberale, an 
das herrſchende Syſtem des ſcheinkonſtitutionellen „perſoͤnlichen“ Regi⸗ 
ments angegliedert worden ſind. — Die Parole darf alſo nur lauten: 
gegen das Zentrum als die Partei des Scheinkonſtitutionalis mus, 
als die Partei, welche nicht reale Macht der Volksvertretung gegenüber 
der Krone, ſondern perſoͤnliche Bonbons aus den Haͤnden der Krone 
erſtrebt hat und erſtrebt, und für eine ſtarke offene parlamentariſche 
Verwaltungskontrolle, welche dann auch den Schmutz der „Neben⸗ 
regierungen“ aus feinen geheimen Winkeln fegt. Aber um Gottes 
. willen jedes „Vertrauensvotum“ für den Kaiſer und feine Art 
Politik zu machen, aus dem Spiel! und zwar nicht ſtillſchweigend, ſondern 
ausdruͤcklich ein ſolches Vertrauensvotum abgelehnt! Stuͤtzung der 
oppoſitionellen („jungliberalen“) Elemente im Nationalliberalismus, 
Stuͤtzung der gewerkſchaftlichen Elemente in der Sozialdemokratie — mit 
ihnen gegen das ſcheinkonſtitutionelle Zentrum, aber auch gegen den 
dynaſtiſchen innerpolitiſchen Machtkitzel und gegen die außenpolitiſche 
dynaſtiſche Preſtigepolitik der großen Worte anſtatt nuͤchterner Intereſſen⸗ 
politik! So wuͤrde, wie geſagt, ich votieren, wenn ich mitzureden legiti⸗ 
miert waͤre. — Ich verſtehe ganz gut, aus welchen Gruͤnden Sie das 
perſoͤnliche Preſtige des Kaiſers decken moͤchten. Das iſt aber heute 
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keine Politik mehr, die mit Realitäten rechnet, weder nach innen noch 
nach außen. Denn dieſes Preſtige iſt dahin, es iſt — fuͤr mich wie fuͤr 
zahlloſe andere — aufrichtigerweiſe nicht mehr moͤglich und vor allem 
ganz zwecklos und vergeblich, ſeinen Schein noch einige Jahre zu friſten. 
Iſt es Ihnen moͤglich, dann laſſen Sie dieſe Note draußen. Verzeihen 
Sie die Belaͤſtigung. Wie immer in herzlicher Freundſchaft 


Ihr 
Mar Weber 


An denſelben 
Florenz, 26. 4. 1908 
Verehrter Freund! 


Die letzten Tage koͤnnen für Sie nicht leicht geweſen fein!), und dieſe 
Zeilen haben nur den Zweck, Sie der herzlichſten Sympathie zu ver⸗ 
ſichern. Sachlich konnten Sie keine andere Politik machen, nachdem 
Sie den Entſchluß im vorigen Jahr (mit Recht) gefaßt hatten, das muß 
jeder Unbefangene einſehen, auch wenn er, wie ich, gewuͤnſcht haͤtte, 
es waͤre eine andere moͤglich geweſen. Sie hatten — ganz abgeſehen 
von allen rein realpolitiſchen Erwaͤgungen — ferner auch darin recht, 
daß Sie auch ſo minderwertigen Bundesgenoſſen, wie der „Freiſinnigen 
Volkspartei“, loyal die Treue hielten. Auch ſolche Dinge eriftieren 
ſchließlich im politiſchen Leben und haben ihre Konſequenzen, moͤgen 
die Durchgaͤnger wie Barth und Gerlach das auch nicht ſehen. Das 
„Mandat“ — denn das kann Sie die Sache vielleicht koſten — iſt 
ſchließlich nicht das Hoͤchſte auf Erden, und das Bewußtſein, das, was an 
liberalen (Vereinsgeſetz) und nationalen (Boͤrſengeſetz im Intereſſe 
unſerer Machtſtellung in der Welt — Frankreich iſt heute der einzige 
Geldgeber, cf. jetzt die Lage in der Tuͤrkei) Fortſchritten möglich war, 

1) Auf dem dritten Parteitag des „Wahlvereins der Liberalen“, zu dem ſich die 
inksliberalen Parteien und mit ihnen Naumann und ſeine Gefolgſchaft zuſammen⸗ 
geſchloſſen hatten, geriet die mit Opfern und Muͤhe zuſtande gebrachte Einigung des 
Liberalismus wieder in Gefahr durch den Austritt der Fuͤhrer des linken Fluͤgels: 
Barth, Gerlach, Breitſcheid und anderer. Der Grund dieſer Abſpaltung war der Proteſt 
dieſer Politiker gegen die Unterſtützung der Buͤlowſchen Blockpolitik, vor allem gegen 
die Annahme des gegen die Polen gerichteten Sprachenparagraphen im Vereinsgeſetz. 
Fuͤr Naumann war es ein ſchwerer Konflikt aus realpolitiſchen Erwaͤgungen bei der 
„Freiſinnigen Volkspartei“ zu bleiben, als die ihm der Geſinnung nach viel näher: 
ſtehenden Führer der „Freiſinnigen Vereinigung“ ausſchieden. 
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erzwungen zu haben, ſei es auch auf Koften des Mandats, fallt Ihnen 
allein zu. Um ſo freier ſind Sie jetzt geſtellt. Sich noch an die Fraktion 
zu binden, wenn Buͤlow fo bleibt, und dann noch alles an den Block 
zu haͤngen, das wird doch kaum Ihre Abſicht ſein. Wahlreform in 
Preußen (1. geheime Wahl, 2. hoͤchſtens als Konzeſſion: a) Pluralſtimm⸗ 
recht, b) indirekte Wahl — wuͤrde ich ſagen) gegen Finanzreform im 
Reich (Konzeſſionen bei Bier, Wein, Tabak als Steuerobjekte, im 
uͤbrigen Erbſchaftsſteuer fuͤr Deſzendenten fuͤr das Reich, die anderen 
Verwandtſchaftsgrade fuͤr die Einzelſtaaten — wuͤrde ich glauben. Reichs⸗ 
einkommenſteuer iſt ja ſicher nie durchzuſetzen heute). Das ſcheint mir 
die gegebene Parole, und ich wundere mich, daß ſie nicht ausgeſprochen 
wurde in Frankfurt. Und wollen Sie nicht den „Toleranzantrag“ des 
Zentrums benutzen, um 1. Beſeitigung jedes Zwanges zum Reli— 
gionsunterricht, 2. Beſeitigung jeder Privilegierung einer Kirche 
(vereinsrechtliche Behandlung!) zu verlangen? Mindeſtens das erſtere 
als „Grundrecht“? Das Zentrum muß auf dieſem Gebiet demokratiſch 
uͤbertrumpft werden. — In der Polenfrage ſtehe ich ja etwas anders 
als Sie, der Sprachenzwang ſcheint mir das ſittlich und politiſch 
Unmoͤgliche und Sinnloſe. Aber an die Enteignung haͤtte m. E. ſofort 
die Parole geknuͤpft werden ſollen: Alljaͤhrliche Expropriation von Groß: 
guͤtern uͤberall zum Zweck der Bauernſiedlung! „Das Land der Maſſe“ 
nach Schulzes altem Schlagwort, aber wohl beſſer ohne dieſe Formu— 
lierung. Den Polen gegenuͤber iſt das jetzige Geſetz ſinnlos, nur das 
unbeſchraͤnkte Enteignungsrecht haͤtte da Sinn gehabt, und zwar den: 
daß man nun den Polen mit dieſer Waffe in der Hand einen nationalen 
Vergleich unter Anerkennung ihrer „Kulturſelbſtaͤndigkeit“ (ruſſiſcher 
Ausdruck des „Kadetten“-Programms!) hätte anbieten koͤnnen. 

Doch verzeihen Sie dies „ſchaͤtzbare Material“ von einem Outſider, 
der Zweck dieſer Zeilen war nicht, Sie zu ſchulmeiſtern, ſondern Sie 
herzlich zu begruͤßen als Ihr 

getreuer 
Mar Weber 


An denſelben 
Heidelberg, 5. 11. 19808 
Lieber Freund! 


Die Wahlen find nun geweſen, und die Zukunft der Blod politik liegt 
leidlich klar. Es iſt, ſo unbedingt auch an dem ehrlichen Verſuch, ob 
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eine Reform des Wahlrechts in Preußen zu erringen ift, feſtgehalten 
werden muß, doch offenbar, daß gar nichts zu erwarten ſteht. Damit 
hat die Blockpolitik ihre ratio zweifellos auch fuͤr Sie verloren, denn 
alles andere iſt kleinliches Stuͤckwerk, ohne allen Wert, wenn das Wahl⸗ 
recht dem Weſen nach bleibt, was es iſt. Was nun? Sie konnten im 
Winter keine andere Politik machen als die, der Sie gefolgt ſind. Immer 
wieder muß betont werden, daß die rechsgeſetzliche Regelung des Vereins⸗ 
rechtes nur die Bedeutung hatte, den preußiſchen Landtag in die Unmoͤg⸗ 
lichkeit zu ſetzen, noch Schlimmeres zu machen. Aber das iſt nun Ver⸗ 
gangenheit. Wo liegt die Zukunft? Wenn Sie die Organiſation mit der 
freiſinnigen Volkspartei verſchmelzen, geht — ſoviel ich urteilen kann 
und auch wuͤnſchen muß — Baden ſeine eigenen Wege (ganz wie damals 
nach Ihrem „Niederlage“-Artikel und der Aufloͤſung des national⸗ 
ſozialen Vereins). Es geht hier nicht anders und es herrſcht die Über: 
zeugung, daß es Ihnen nicht gelingen werde, die freiſinnige Volks⸗ 
partei in dem Maß wie die freiſinnige Vereinigung zu beeinfluſſen. 
(Unterſchied: dieſe iſt Intellektuellengruppe, jene Banauſen- und In⸗ 
tereſſentengruppe.) Halten Sie ſich, wenn moͤglich, den Sprung nach 
links aus dem Verband heraus offen, d. h. richten Sie ſich auf ihn ein, 
ſo daß Sie ihn mit Anſtand machen koͤnnen, er wird noͤtig werden. 
Die freiſinnige Volkspartei gleitet unaufhaltſam nach rechts. Aber 
in 4 Jahren haben wir überall, in faſt allen Einzelſtaaten, a uch Baden 
und im Reich, klerikales Regime. Das ſteht jetzt feſt. Dann beginnt 
die ſchwere Arbeit, „der Freiheit eine Gaſſe“ zu bereiten. Und Sie 
duͤrfen dann politiſch kein toter Mann ſein! Antworten Sie nicht. Sie 
haben jetzt keine Zeit. Ein andermal mehr. Herzliche Gruͤße — die 
Zeiten ſind ſchwer fuͤr Sie! 
Ihr 
Max Weber 
An denſelben 
Heidelberg, 12. 11. 1908 
Lieber Freund! 

Wie die Sache gegangen iſt, glaube ich kaum, daß ich noch etwas 
ſchreiben werde, wenn nicht Sie es fuͤr abſolut noͤtig halten, daß ein 
anderer als Sie ſagt: „was iſt“. Alles kommt ja jetzt darauf an, in 


größter Fraktur vor dem Lande feſtzunageln (cf. Herr von Olden— 
burg): daß die konſervative Partei die Verantwortung fuͤr die Fort⸗ 
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dauer des „perſoͤnlichen Regiments“ trägt. Es wird viel zuviel von 
der „Impulfivität” und ſonſt von der Perſon des Kaiſers geredet. Die 
politiſche Struktur iſt daran ſchuld. Nichts, gar nichts iſt gebeſſert: 
Buͤlow konnte nichts verſprechen, weil er die Vollmacht nicht hatte, 
auf die es ankam, und jeder Kaiſer, in die Lage geſetzt, wird in denſelben 
Eitelkeitskitzel verfallen. Wilhelm I. und Friedrich III. haben, bzw. 
haͤtten ganz ebenſo gehandelt (in den entſcheidenden Punkten), nur 
vielleicht in der Form anders. Nur daß Wilhelm I. vor Bismarck Angſt 
hatte und vor allem nicht erfuhr, was vorging, bzw. erſt die „faits 
accomplis“ (fo 1879 den Bund mit Öfterreich, als er nichts mehr dagegen 
machen konnte). Was jetzt erreicht iſt, iſt nur dies: daß man kuͤnftig 
nicht mehr erfahren wird, was der Menſch alles anrichtet. Entſcheidend 
iſt: ein Dilettant hat die Faͤden der Politik in der Hand (jeder legitime 
Herrſcher, der nicht Friedrich II. iſt, iſt ein Dilettant, und das will die 
konſervative Partei). Das gilt fuͤr den Oberbefehl des Krieges wie 
fuͤr die Leitung der Politik im Frieden. Konſequenz: ſo lange das dauert, 
Unmoͤglichkeit einer „Weltpolitik“. Liebermann hat abſolut recht, 
ſprach überhaupt im Grunde am beſten von allen. Die „Romantiker“ 
der Politik, auch hier vor allem das vor allen „Konſervativen“ anbetend 
liegende Buͤrgerpack, bewundert natuͤrlich den infamen Coup der kon⸗ 
ſervativen Erklaͤrung als eine „Mannestat“ und einen „geſchichtlichen 
Wendepunkt“! — — Als ob dieſe Geſellſchaft das geringſte dabei 
riskierte! Dieſe Romantik muß gegenuͤber dieſer Rekla meleiſtung 
— Reklame nach oben und nach unten, gegenuͤber den Waͤhlern, 
deren Stimmung eine Konzeſſion unvermeidlich machte — von An⸗ 
fang an zerſtoͤrt werden, denn ſie iſt recht gefaͤhrlich, wie ich grade jetzt 
ſehen konnte. Es iſt ein Elend, daß man nicht, wie der „Vorwaͤrts“ 
im Bierboykott täglich das bekannte „trinkt kein Ringbier“ — fo in 
jeder Nummer jedes unabhaͤngigen Blattes oben drucken kann: „die 
Konſervativen wollen keine Beſeitigung des perſoͤnlichen Regiments — 
alſo: koͤnnen wir feine ‚Weltpolitif‘, keine Flottenpolitik, überhaupt 
keine Politik treiben, die nicht auch die Schweiz oder Daͤnemark treiben 
koͤnnten.“ Der Koͤnig von England hat Ehrgeiz und Macht, der deutſche 
Kaiſer hat Eitelkeit und begnuͤgt ſich mit dem Schein der Macht: Folge 
des Syſtems, nicht: der Perſon. (Kingdom of influence — Kingdom 
of prerogative, wie man den Gegenſatz ſeinerzeit in England formuliert 
hat.) Der deutſche Kaiſer iſt der „Schattenkaiſer“, nicht der engliſche 
Koͤnig — von hiſtoriſcher Warte aus geſehen. Warum das ſo iſt und 
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wie das fo gekommen ift, das wuͤrde ich meinerſeits wohl beſſer fpäter 
(naͤchſtes Jahr) in der hiſtoriſchen Zeitſchrift als Problem entwickeln. 
Alles Weſentliche iſt ja bekannt. Nur die Formulierung fehlt. Die 
Hohenzollerndynaſtie kennt nur die Korporals form der Macht: Kom⸗ 
mando, Parieren, Strammſtehen, Renommage. Das will die kon⸗ 
ſervative Partei. Warum ſie es will, weiß jeder. 


(Schluß fehlt) 


An denſelben 
Heidelberg, 18. 11. 1908 
Lieber Freund, 


nach Ihren beiden ganz ausgezeichneten Artikeln und manchem anderen 
Guten, was geſagt worden iſt, haͤtte ich uͤber den Kaiſer nur Weniges 
nachzutragen. Was meinerſeits zu ſagen waͤre, wuͤrde jetzt immer 
nur den Tenor haben: Überſchaͤtzt nicht die Bedeutung der Qualität 
der Perſon, die Inſtitutionen (nicht nur die formal juriſtiſch feſt⸗ 
gelegten natuͤrlich!) und Eure eigene Temperamentloſigkeit iſt es, die 
die Schuld tragen: beides das Werk der Bismaͤrckerei und der politiſchen 
Unreife, die dadurch geſteigert wurde. Praktiſch wird die Sache wohl 
ſo laufen, daß der Bundesrat geſtaͤrkt wird und nicht der Reichstag. 
Daher kann ich nur immer wiederholen: Parla mentariſierung des 
Bundesrates iſt das praktiſche Problem — vielleicht erſt einer fernen 
Zukunft zur Loͤſung vorbehalten. (Vorbild die amerikaniſchen Ver⸗ 
haͤltniſſe, wo ebenfalls wegen des Bundesſtaatscharakters kein „Par⸗ 
lamentarismus“ beſteht.) 

Ziemlich allen Mut nahm mir Ihr Brief. Auf den Augenblick, wo 
Herr v. H. u. d. L. ſich ausdruͤcklich als Gegner der Volksvertretung 
in dieſer Sache „aufſpielt“, koͤnnen Sie bis in Ewigkeit warten. Getan 
haben die Herren es und auch geſagt: „Dies gehoͤrt nicht vor die Volks⸗ 
vertretung.“ Und das genuͤgt nicht? Und Sie trauen ſich nicht zu, zu 
zeigen und jedem glaubhaft zu machen, was das bedeutet hat und fuͤr die 
„Weltpolitik“ bedeutet? Sie ſind als „Realpolitiker“ mutlos und reſi⸗ 
gniert geworden und laſſen ſich von der D. .. ſchen Art, Politik zu 
treiben, imponieren — das iſt die Sache und das iſt fuͤr uns andere 
ſo tief entmutigend. Denn es gibt nichts, was der politiſchen Erziehung 
der Nation abtraͤglicher waͤre als dieſe, ihm durch das ſtets ſelbſtſichere 
ſuͤffiſante Laͤcheln imponierende, ſyſtematiſche und ſo billige! Diskredi⸗ 
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tierung aller Hoffnungen auf die Bedeutung organiſatoriſcher 
Anderungen, die wir brauchen wie das liebe Brot. 

Vielleicht ſchicke ich einen oder zwei Aufſaͤtze — vielleicht! Auf Wieder⸗ 
ſehen bei der naͤchſten „Leiſtung“ des Kaiſers. Die Sache mit Holland 
iſt ja teilweiſe noch weit ſchlim mer! 

Freundſchaftlichen Gruß 

Ihr 
Mar Weber 
An Prof. Ferdinand Toͤnnies 
Heidelberg, 15. 10. 1914 


Dieſer Krieg iſt bei aller Scheußlichkeit doch groß und wunderbar, 
es lohnt ſich, ihn zu erleben — noch mehr wuͤrde es ſich lohnen, dabei 
zu ſein, aber leider kann man mich im Feld nicht brauchen, wie es ge⸗ 
weſen waͤre, wenn er rechtzeitig — vor 25 Jahren — gefuͤhrt worden 
wäre. Meine Brüder ſtehen alle im Feld⸗ oder Garniſondienſt, mein 
Schwager iſt bei Tannenberg gefallen. — Wie ſoll man ſich einen Frieden 
denken? Und wann? Die Hunderttauſende bluten fuͤr die entſetzliche 
Unfaͤhigkeit unſerer Diplomatie — das iſt leider nicht zu leugnen, und 
daher hoffe ich, ſelbſt im Fall eines endguͤltig guten Ausgangs, nicht auf 
einen wirklich dauernden Friedenserfolg fuͤr uns. Waͤre alles ſo gut wie 
— uͤberraſchenderweiſe — die Armeeleitung — ja, dann ſtuͤnde es anders! 

Verzeihen Sie, heute geht es nicht weiter. 

Ihr getreuer 
Max Weber 


An Helene Weber 
Heidelberg, 13. 4. 1915 


Liebe Mutter! 


— — — daß das Schickſal und Erleben dieſes — trotz allem — großen 
und wunderbaren Krieges mich hier im Bureau trifft und ſo „an mir 
voruͤber“ geht, lege ich zu manchem Übrigen. — Das Leben bringt auch 
ſo immer wieder vieles, was es wert macht, gelebt zu werden. Immer 
wieder gehoͤren auch die Eindruͤcke bei unſeren Leuten dazu, die man 
hier hat, trotzdem gerade ich doch ſchlechthin alle unerfreulichen Seiten 
zu ſehen bekomme !). Die Probe darauf, daß wir ein großes Kulturvolf 


1) Als Organiſator und Diſziplinoffizier der Reſervelazarette im Amtsbezirk 
Heidelberg. | Die Herausgeberin 
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un ee ———— 


find, haben wir abgelegt: Menſchen, die inmitten einer raffinierten 
Kultur leben, die dann trotzdem draußen dem Grauſen des Krieges 
gewachſen find (was für einen Senegalneger keine Leiſtung ift!) und 
die dann trotzdem fo zuruͤckkommen, fo grun danſtaͤndig, wie die 
große Mehrzahl unſerer Leute, — das iſt echtes Menſchentum, und 
das darf man uͤber allem aufdringlichen Treiben unerfreulicher Art 
ja nicht uͤberſehen. Dies Erlebnis bleibt immerhin beſtehen, mag der 
Ausgang ſein, welcher er wolle — und damit ſieht es freilich gerade 
jetzt duͤſter genug aus, wenn Italien nicht beruhigt wird. — — — 


Datum fehlt (Ende 1915) 
An die Redaktion der Frankfurter Zeitung! 


Anbei ſende ich den Bericht (.. .) zuruͤck. Ich bin noch zu freundlich 
von ihm angeſehen. Denn ich bin gegen jede (europaͤiſche) Annexion, 
auch im Oſten. Vielmehr, wenn es militaͤriſch zu erzwingen waͤre, 
für die Schaffung je eines polniſchen, kleinruſſiſchen, litauiſchen, lettiſchen 
autonomen Nationalſtaates mit dem Recht fuͤr uns, (von Warſchau an 
noͤrdlich) Feſtungen zu bauen und zu beſetzen (und ebenſo ſtrategiſche 
Bahnen), fuͤr Oſterreich von Warſchau an ſuͤdlich das gleiche. Im uͤbrigen 
nur: Zollverband mit Polen, Litauen, dem Lettenſtaat, ſonſt volle 
Autonomie. Keinerlei deutſche ſtaatliche Siedlungspolitik außer: 
halb unſerer Grenzen. Im Welten: militaͤriſche Beſetzung. Dauernd 
von Luxemburg, von Namur und Luͤttich auf 20 Jahre, mit Pflicht 
der Raͤumung und als Pfand dafuͤr, daß Belgien Oſtende und die Suͤd⸗ 
grenze befeſtigt und verteidigt. Weiter nichts (in Europa). Alſo nur 
das militärifch Unentbehrliche, keinerlei „Annexionen“. 

Der Eindruck, den ich in Berlin gewann, und ſehr einfache politiſche 
Erwaͤgungen beſtimmen mich dazu. Aber ich gebe es voͤllig auf, gegen 
abweichende Anſichten — die Ihrige kenne ich nicht — zu polemiſieren. 
Ich vermute, daß das Erreichbare hinter dieſen „Optimal“-Forderungen 
zuruͤckbleiben wird. 


An Dr. Heinrich Simon 
Heidelberg, 25. 12. 1915 


— — Ich bin allerdings gegen jede Annexion fremdſprachlichen Ges 
biets auch im Oſten. Soll und kann Litauen und das lettiſche Gebiet 
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(Kurland, Livland) von Rußland losgeriſſen werden, dann m. E. als 
Schutzſtaaten (deutſches Garniſonsrecht uſw.). Es iſt doch keine „Ent⸗ 
ſchaͤdigung“ fuͤr uns, wenn wir ein Land und Volk erhalten, das uns 
politiſch ſchwaͤcher macht. Und das waͤre der Fall. Die Beſiedelung Kur⸗ 
lands und ſeine Einverleibung gaͤbe eine abſolut unmoͤgliche Grenze. 
Die Oſterreicher haͤtten uns fuͤr immer in der Taſche. Das weiß auch 
Burian ſehr wohl. In dieſer Richtung (Oſterreich gegenuͤber) iſt die 
Lage zurzeit hoͤchſt gefaͤhrlich kompromittiert, falls wirklich, wie ich 
beſtimmt hoͤrte, Polen ſchon Oſterreich angeboten iſt. Vor allem 
aber gilt es, die „Erwartungen“ und den „Appetit“ bei uns herunter⸗ 
zuſchrauben. Der Friede darf nicht — nicht zu ſtark wenigſtens — hinter 
den erregten Erwartungen zuruͤckbleiben. Und das iſt der Erfolg der 
bisherigen Haltung der Regierung. (Ich habe ſchon im September 1914 
verlangt, daß man den Ausdruck „Fauſtpfand“ gebrauchen ſolle.) Die 
Redaktion der Frankfurter Zeitung dagegen darf m. E. dem Ausland 
gegenuͤber die Forderungen nicht zu weit und zu zweifellos einſchraͤnken. 
Das ſchwaͤcht die Poſition der Regierung. Ein Privatmann wie ich ſteht 
da anders. 


Heidelberg, 7. 2. 1916 
An Friedrich Naumann 


Lieber Freund! 


Sie uͤberſchaͤtzen meine Mitarbeit!). Ich werde zwar den ganzen Tag, 
Wochentag und Sonntag, von fruͤh bis ſpaͤt zur Verfuͤgung auf dem 
Bureau ſein und alles machen, was man will. Aber ich kenne die Dinge 
abſolut nicht, und handelspolitiſche Arbeit will gelernt ſein. 14 Tage 
lang werde ich nur zuhoͤren, ich habe ſeit 20 Jahren nichts Handels⸗ 
politiſches und nie etwas uͤber Oſterreich gearbeitet. Und bis zur letzten 
Minute habe ich hier abſolut heterogene Dinge zu tun. — Übrigens: 
gelingt es der Wilhelmſtraße nicht, die Sache mit Amerika um jeden 
Preis — um jeden! — aus der Welt zu ſchaffen, ſo hat unſere Arbeit 
ſowenig Sinn wie irgendeine andere. Dann werden wir in ½¼ bis 
1 Jahr ganz andere „Probleme“ zu tun bekommen. Es iſt doch zu 
hoffen, daß Ihre Partei oder daß die ernſten Politiker derſelben als 

) Friedrich Naumann hatte Max Webers Mitarbeit in dem zu begruͤndenden 
„Arbeitsausſchuß für Mitteleuropa“, der den wirtſchaftspolitiſchen und politiſchen 


Zuſammenſchluß Oſterreich⸗Ungarns mit Deutſchland vorbereiten follte, erbeten. 
Er ſollte dabei vor allem die handelspolitiſchen Probleme durcharbeiten. 
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einzelne jede Verantwortung in der denkbar ſchaͤrfſten Form ablehnen. 
Daß in Deutſchland niemand wußte, was ein amerikaniſcher Wahl⸗ 
kampf iſt und was er fuͤr Folgen hat, trotz aller Beiſpiele der Geſchichte, 
iſt ein Skandal ſondergleichen. 

Es iſt ein Elend, daß ich nicht lieber an politiſche Fragen (Polen, 
Litauen) komme. Aber man macht, und herzlich gern, was gerade kommt. 
Nur: Schweigen davon, daß ich irgendwie an einer Sache mit⸗ 
arbeite, wo Regierungsvertreter kommen koͤnnen. — Ich erzähle Ihnen 
da bald eine Geſchichte aus Belgien. Ich ſage jedermann: es ſei eine 
abſolut private Arbeit mit „Parteipolitikern“. 

Herzlichen Gruß 
Mar Weber 


Heidelberg, 7. 2. 1916 
Lieber Freund! | 


Meine ſchlimmſten Befürchtungen werden durch das Interview 
Zimmermanns übertroffen!). Wie iſt es möglich, fo etwas zu machen 
und ſich ſo oͤffentlich feſtzulegen? — Anſtatt zu antworten: „Selbſt⸗ 
verſtaͤndlich war der Angriff ‚völferrechtsmidrig‘. Er war aber eine 
Vergeltungs maßregel gegen ebenſo ſchwere Voͤlkerrechtswidrigkeiten 
der anderen Seite. Aus hoher Schaͤtzung der Freundſchaft Amerikas 
haben wir, wie bekannt, die Konſequenz gezogen, unſeren U-Booten 
ganz neue Inſtruktionen zu geben und werden damit gern bis an die 
Grenze der uͤberhaupt moͤglichen Ruͤckſichtnahme gehen. Fuͤr die Zukunft 
wäre ein ſolcher nicht avertierter Angriff alſo rechtswidrig und für die 
Vergangenheit haben wir „Entſchaͤdigung“ zugeſagt. Damit halten wir 
den Zwiſchenfall fuͤr zu beiderſeitiger Zufriedenheit erledigt.“ — Fertig! 

Quem Deus perdere volt, cum dementat. Was hat unſere Arbeit 
noch fuͤr einen Zweck, wenn dieſer Bruch erfolgt? Er bedeutet noch 
zwei Jahre Krieg, Ruin unſerer Wirtſchaft — was liegt dann an „Mittel⸗ 
europa“? Was tut die Partei? 

Ihr 
Mar Weber 

1) Es handelte ſich um die Verſenkung der Luſitania. Der damalige Staatsſekretaͤr 
Zimmermann hatte einem Vertreter der amerikaniſchen Preſſe erklart: Deutſchland 
würde zwar Schadenerſatz leiſten, ſei aber nicht bereit, die Verſenkung der Luſitania 
als voͤlkerrechtswidrige Tat anzuerkennen. Ließe es Amerika deswegen zu einem Bruch 


kommen, fo könne Deutſchland nichts tun, um das zu vermeiden. 
Die Herausgeberin 
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Heidelberg, 27. 7. 1916 
An die Redaktion der Frankfurter Zeitung! 


Ich verſtehe nicht, wie der „Aufruf“ !) der ſieben Berliner Herren in 
die Offentlichkeit kommt. Er war an zahlreiche Profeſſoren verſchickt. 
Ich perſoͤnlich nicht nur, ſondern der Lehrkoͤrper der hieſigen Uni: 
verſitaͤt in corpore hat proteftiert, wegen der gegen den Reichskanzler 
gerichteten Bemerkungen Über mangelnde Siegeszuverſicht und mangeln⸗ 
den Willen zum Ausharren. Es liegt alſo irgendeine Indiskretion vor. 
Ich ſtelle anheim, die Anlage abzudrucken, zu deren Autorſchaft ich mich 
jederzeit bekennen werde. 

Anlage: Der im zweiten Morgenblatt vom 27. 7. 1916 abgedruckte Auf⸗ 
ruf einiger Berliner Profeſſoren, kann nur durch ein Verſehen als zur 
Publikation beſtimmt an Sie gelangt ſein. Er war ein Entwurf und zur 
Unterzeichnung verſendet, ſtieß jedoch auf ſo ſcharfen Widerſpruch, daß 
ſeine Veroͤffentlichung — wie zuverlaͤſſig verlautet — aufgegeben war. 
Die Bedenken richteten ſich gegen den gewiß nicht beabſichtigten, tat⸗ 
ſaͤchlich aber durch manche Wendungen ermöglichten falſchen Schein, 
als beſtehe in Deutſchland irgendwie nicht die vollſte Entſchloſſenheit, 
durchzuhalten bis zu einem ſolchen Frieden, wie wir ihn im Intereſſe 
unſerer Ehre und Sicherung brauchen. Der Aufruf konnte aus dieſem 
Grunde ſehr leicht — ſicher entgegen der Abſicht ſeiner Verfaſſer — aͤhnlich 
ſchaͤdlich fuͤr die nationalen Intereſſen Deutſchlands wirken, wie dies 
ganz unzweifelhaft jene Quertreibereien einer kleinen Clique getan haben, 
welche die Stellung des Reichskanzlers, dem ſie aus rein innerpolitiſchen 
Gruͤnden gram iſt, ohne die geringſte Ruͤckſicht auf die Intereſſen des 
Vaterlandes dadurch zu erſchuͤttern ſucht, daß fie ihm oͤffentlich „Schwaͤche“ 
vorwirft. Die Nation iſt dieſes Treibens uͤberdruͤſſig. Naͤchſt der mili— 
taͤriſchen Fuͤhrung genießt der gegenwärtige Reichskanzler bis 
zu den letzten Schuͤtzengraͤben, um deswillen Kredit, weil jedermann 
weiß, daß dieſer Krieg nicht um abenteuerlicher Ziele willen gefuͤhrt 
wird, ſondern nur, weil er (und nur ſolange als er) fuͤr unſere Exiſtenz 
notwendig iſt. Dieſen Kredit genießt keiner ſeiner Gegner. 
Unſere Soldaten haben ein Recht darauf, daß dieſem Umſtande endlich 
Rechnung getragen wird. 


1) Der von alldeutſchen Gelehrten verfaßte Aufruf forderte zur Bekaͤmpfung des 
ſich regenden Friedenswillens und zur Sicherung des Friedens durch „Vermehrung 
der Macht“, „Garantien“ und „Gebietserweiterungen“ auf. 

Die Herausgeberin 
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Charlottenburg, 20. 8. 1916 
An die Redaktion der Frankfurter Zeitung! 


— — — Der Ton meines Artikels hatte beſtimmte Zwecke. — Offenbar 
find Sie nicht im einzelnen unterrichtet über die Vorgaͤnge mit Rußland 
und mit Oſterreich, wo ich die meiſten Miniſter und Politiker ſprach. 
Andernfalls wuͤrden Sie das — man muß wohl ſagen — Landes⸗ 
verräterifche der einzelnen Anſpielungen des Herrn von Heydebrand 
erkannt haben, der dieſe Dinge genau weiß, auch wiſſen muß, wie ſehr 
zu unſerem Nachteil bei den fremden Regierungen ſeine Rede wirken 
muß — dem das aber abſolut gleichguͤltig iſt. 

Es iſt nach den letzten diplomatiſchen Mißerfolgen gewiß nicht ſicher, 
ob dieſer nicht ſehr entſchlußkraͤftige Kanzler. ſich halten läßt. Wenn 
aber nicht, ſo iſt es eine Lebensfrage fuͤr unſere Außenpolitik ſowohl 
wie fuͤr die Stimmung der Truppen, daß durch ſchaͤrfſte Toͤne gegen 
die Alldeutſchen — die ein Privatmann, fuͤr den die Redaktion nicht 
verantwortlich iſt, leichter anſchlagen kann — demonſtriert wird: daß 
dieſe Leute als Staatsleiter nicht möglich find. Einen Frieden, den die 
ganze Nation annaͤhme, könnte nur vielleicht Hindenburg ſchließen, 
der aber diplomatiſch geſchulte Beiraͤte brauchte und deſſen Anſichten 
zu wechſeln ſcheinen. 

Unbedingt muß die Regierung wiſſen, was ſie noch immer nicht be⸗ 
greift: daß man nicht nach beiden Seiten: Weſt und Oſt Vorteile er⸗ 
langen kann, ſondern nur nach einer. Sie muß waͤhlen. — Ich bedauere 
die Nichtaufnahme meines Artikels. 


Heidelberg, 2. 10. 1916 
An Prof. G. von Schulze-Gaͤvernitz 


Verehrter Freund! 


Hoffentlich laͤßt ſich wenigſtens in Ihrer Partei niemand durch das 
Gerede Lloyd Georges irremachen. Er iſt ein Fanatiker — aber dieſe 
Sachen find mit Berechnung gefagt: in der Hoffnung, daß die U-Boot: 
hyſterie (denn das iſt ſie) der Leute, die nicht durchhalten koͤnnen, 
durch dieſe wahnwitzigen Drohungen ſo geſteigert werde, daß wir die 
U⸗Bootdummheit machen und uns dadurch Amerika und andere 
Neutrale (Holland, Daͤnemark) auf den Hals ziehen. Nur ſo ſind dieſe 
Reden verſtaͤndlich. Aber die wirklichen Friedensbedingungen Englands 
ſind ja aus der konſervativen engliſchen Preſſe hinlaͤnglich bekannt. 
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Alſo keine Dummheiten! Natuͤrlich muß man die törichte Rede aus⸗ 
nuͤtzen als Schauerbild fuͤr unſere lendenlahmen Friedensfreunde im 
Lande. Aber man muß fie richtig politiſch einſchaͤtzen pro foro interno. 

Hoffentlich iſt diesmal die allein entſcheidende Rechnung richtig 
aufgemacht: 1. Wieviel Tonnage bedarf England, um im U-Boot⸗ 
Blockadefall „durchzuhalten“, falls es a) ſeine Baumwoll⸗ und Woll⸗ 
ſchiffe guͤnſtig einſtellt; b) ſtatt Getreide: Mehl, ſtatt Vieh: Konſerven 
und Gefrierfleiſch einfuͤhrt uſw. 

Die Rechnung war nicht gemacht, als ich die Denkſchriften, die alle 
— auch die von Helfferich — gleich ſchlecht waren, im Fruͤhjahr ſah. 
Und doch kommt alles allein darauf an. Mit vier Millionen Tons, welche 
Tirpitz torpedieren will, iſt gar nichts gewonnen. Das ſollen ſich die Herren 
klar machen! Wer iſt es, der dieſe Sachen rechnet? Verzeihen Sie dieſe 
haſtigen Zeilen! Aber dieſer ganz unſinnige und beſchaͤmende Rummel 
mit den U-Booten ſchaͤdigt uns unſaͤglich. 

Frevelhaft iſt es, den Truppen draußen und der Bevoͤlkerung daheim 
vorzuſpiegeln: es gäbe ein Mittel, den Krieg zu verkuͤrzen. Amerikas 
Eintritt verlängert ihn um 2—3 Jahre. Frevelhaft wäre es, wenn man 
den U⸗-Bootkrieg machen wollte, den Feind es merken zu laſſen, auf 
daß er ſich verproviantiere! Entweder Bethmann ſetzt ein Verbot 
aller und jeder direkten oder indirekten Eroͤrterung militaͤriſcher Maß⸗ 
nahmen durch oder: er geht. 

Mit freundſchaftlichem Gruß 

Ihr 
Mar Weber 


An Friedrich Naumann 
| Heidelberg, 18. 9. 1916 


Lieber Freund! 


Der Wiederbeginn der U:Bootagitation legt die Frage nahe, ob 
denn die hoͤchſten Stellen ſo ſehr den Kopf oder den Mut verloren haben, 
daß fie dieſe Erbaͤrmlichkeit, die in keinem einzigen der feindlichen Laͤnder 
eine Analogie findet: — Agitation über militärifhe Maßnahmen — 
weiter duldet. Nehmen wir einmal an — was ich nicht glaube —, daß 
die Verwendung der U-Bootwaffe militaͤriſch, oͤkonomiſch und politiſch 
unbedenklich oder minder bedenklich wuͤrde — dann waͤre es doch der 
Gipfel des Wahnſinns, das vorher merken zu laſſen, und ſo dem Gegner 
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die Warnung zu geben, ſich entſprechend zu verproviantieren. Gerade 
dann alſo muͤßte die Regierung in der Offentlichkeit mit lauter Stimme 
ſagen: „Unter keinen irgendwie wahrſcheinlichen Umſtaͤnden kommt das 
in Frage!“ Und muͤßte den Parteifuͤhrern der Rechten vertraulich, 
aber deutlich zu Gemuͤt fuͤhren, daß die wirkſame Verwendung der 
U⸗Bootwaffe durch deren eigenes Geſchwaͤtz unmöglich gemacht 
werde, die Diskuſſion in der Preſſe und in Reden aber bedingungslos 
verbieten und einſchraͤnken. Das alles iſt ſo einfach, daß man ſich ſchaͤmt, 
es beſonders zu ſchreiben und zu ſagen. Aber das Einfachſte ſcheint 
heute vergeſſen. Ich verſtehe den Reichskanzler nicht mehr — es ſei denn, 
daß er nicht durchſetzen kann, was er fuͤr richtig haͤlt. Dann aber — 
ſollte er gehen. | 

Freundſchaftliche Grüß 

Ihr 
Mar Weber 


An Prof. G. von Schulze-Graͤvenitz 
Heidelberg, 21. 10. 1916 


Lieber Freund! 


Ich bin in allen weſentlichen Punkten Ihrer Anſicht, außer bezuͤglich 
Buͤlows. Der hat m. E. kein Vertrauen im Ausland und iſt alt ge⸗ 
worden. Wenn nur Jagow fortgeſchafft werden koͤnnte! Er iſt gaͤnzlich 
unfaͤhig. — Sachlich halte ich nur — im Gegenſatz zu Ihnen — neben 
der Dynaſtie auch und vor allem Ungarn (Tiſza perſoͤnlich) fuͤr abſolutes 
Hemmnis eines brauchbaren „Mitteleuropa“. Tiſza iſt unbelehrbar. 
Da iſt nichts zu machen, ſolange nicht Andraſſy ans Ruder kommt und 
das geſchieht ſchwerlich. Ungarn gegen Wien „auszuſpielen“, iſt alſo 
m. E. ganz unmoͤglich. Was Polen anlangt, ſo wird es allerdings ſehr 
ſchwer ſein, es erſt als Staat zu ſchaffen und dann ſich die Preisgabe 
doch vorzubehalten. Ich bin aber auch der Anſicht: man ſollte jetzt 
jedenfalls vorgehen und wenn ja, dann etwa ſo, wie Sie denken. 

Ceterum censeo: Gegen die U-Bootdemagogie muß eingeſchritten 
werden mit Keulenſchlaͤgen von oben — ſonſt weiß ich nicht, wozu 
wir „Monarchie“ heißen. Hauptſache! 

Freundſchaftlichen Gruß | 

Ihr 
Max Weber 
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An Friedrich Naumann 
Heidelberg, 3. 2. 1917 
Lieber Freund! | 


Warum fehlt nur in der Note an Amerika!), die doch dort „Eindruck“ 
machen bzw. Wilſon erleichtern will, vielleicht doch den Frieden zu er⸗ 
halten und dazu ja die Gelegenheit an ſich gut waͤhlt — der eine ent⸗ 
ſcheidende Satz: „die Maßregel wird ſofort aufgehoben werden, nachdem 
die Gegner auf Grund und im Sinne der Anregung uͤber einen Inter⸗ 
eſſenausgleich auf dem Fuße der Gleichberechtigung und kuͤnftigen 
„Vermeidung von Bedrohungen eingetreten ſein werden?“ d. h. alſo nach 
Zuſammentritt einer Friedenskonferenz. Es iſt doch klar, daß dies die 
Lage der Gegenpartei erſchwert und uns ſehr wenig gekoſtet haͤtte. 
Wenn beigefuͤgt werden koͤnnte: „Wir fuͤhren keinen Eroberungskrieg, 
ſtatt daß dies nur die Oſterreicher ſagen durften — ſo koſtete das auch 
nichts und wirkte auch gut. Unterließ man das aus Angſt vor den All⸗ 
deutſchen? Das waͤre bedauerlich! Unſere Lage war ſo, daß es ratſam 
war und evtl. noch iſt. Ich ſchreibe dieſer Tage einige ſcharfe Be⸗ 
merkungen zu v. Loebells Polenrede. Nachher auch uͤber dieſe Fidei⸗ 
kommißſache. Und dann die Anregung, daß das Reich geſetzlich beſtimmt: 
„Jeder im Felde Stehende hat nach Großjaͤhrigkeit in ſeinem Lande das 
Wahlrecht beſter Klaſſe fuͤr jede geſetzgebende, aus allgemeinen 
Wahlen hervorgehende Koͤrperſchaft.“ Es iſt Anſtandspflicht, loͤſt praktiſch 
die Wahlrechtsfrage und greift, formell nur temporär, in die Ver: 
faſſungen ein. Muͤßte fortſchrittliche Kampagneparole werden. Der 
„Burgfriede“ iſt ja doch vorbei. 

Herzlichen Gruß 

ZZ Ihr 
Mar Weber 


An Herrn Dr. Karl Loͤwenſtein, Münden?) 


Heidelberg, 10. 2. 1917 
Lieber Herr Doktor! 


1. Die Lage hat ſich geändert: a) Die Zahl der U-Boote hat ſich gegen 
voriges Fruͤhjahr wohl reichlich verfuͤnffacht, ſo daß die Blockade 

1) Erklaͤrung über den verſchaͤrften U⸗Bootkrieg. 

Y Dieſer Brief wurde mit der Abſicht, zu ermutigen und zu troͤſten, geſchrieben, 
deshalb der optimiſtiſche Ton. Er iſt auch charakteriſtiſch für die Fähigkeit des Schreibers, 
dem Standpunkt der Gegner gerecht zu werden. 
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auch der ſuͤdeuropaͤiſchen Häfen nicht mehr unmöglich war. b) Ru⸗ 
maͤnien iſt unſer — damals nicht —, wir haben die Truppen gegen Daͤne⸗ 
mark und Holland frei, um deren Neutralitaͤt zu erzwingen. Im Fruͤh⸗ 
jahr haͤtten ſie losgeſchlagen und auch noch im Herbſt. c) Die pazi⸗ 
fiſtiſchen Intereſſen in Amerika find jetzt weit größer als im Frühjahr 
vorigen Jahres und ebenſo iſt die damalige „Begeiſterung“ fuͤr den 
Krieg nicht da. Es iſt daher moͤglich (nicht ſicher), daß der Krieg nicht mit 
dem Volldampf von Amerika gefuͤhrt wird, wie es damals geſchehen 
waͤre. d) Die Chance durch die Weltmißernte iſt keine auf die Dauer 
eindeutige, zur Zeit aber guͤnſtiger fuͤr uns, als man vermuten konnte. 
e) Unſer Friedensangebot hat ebenfalls etwas im Sinn von Punkt c) 
gewirkt, wenn auch (durch Ungeſchick) nicht ſo, wie moͤglich geweſen 
waͤre. 

2. Die Chance iſt: Italien (cf. Salandras Rede jetzt) und Frankreich 
bei laͤngerer Abſperrung, England ſelbſt kann m. E. nicht ausgehungert, 
aber ſehr ſchwer in ſeiner Dispoſitionsfaͤhigkeit geſchaͤdigt werden. 
Schon jetzt iſt die ganze Offenſive im Weſten in Frage geſtellt durch 
Kohlen mangel (das wirkt jetzt nur verſchiebend, auf die Dauer aber 
ſehr hemmend fuͤr alle Aktionen). Eine objektive Zwangslage fuͤr Eng⸗ 
land tritt nicht ein. Aber ein wirklich großes amerikaniſches Heer koſtet 
immerhin Zeit und iſt nicht zu verpflegen. Die 2—300 000 Frei⸗ 
willigen, die wir vielleicht gegen uns bekommen wuͤrden, ſind immerhin 
ſchlimm genug. 

3. Es war ſchwer zu umgehen. England wollte den Frieden keines- 
falls. Die Lage wurde ſchwierig. | 

4. Trotzdem iſt es „va banques“, wenn man will. Es find einige 
ſehr wichtige Steine fuͤr uns im Brett und eine Anzahl mir ganz un— 
bekannter gegen uns. Die Abſchaͤtzung iſt ſehr ſchwierig. Gewiß: es 
war Anfang Auguſt 1914 aͤhnlich. Auch als Italien, auch als Rumaͤnien 
losſchlug. Moͤglich iſt, daß diesmal die Sache ſchief geht. Nun, dann 
heißt es: „Meinſt Du, ich ſoll in die Wuͤſte gehen, weil nicht alle Bluͤten⸗ 
träume reiften?“ mit Prometheus. Haß der Welt gegen uns iſt beſſer, 
als die bisherige kuͤhle Verachtung, die nicht wiederkommen wird. Hoffent⸗ 
lich finden wir dann die „Diſtanz“, die uns in der Tat ſo fehlt. Man 
leidet darunter, daß man nicht „dabei“ iſt, das iſt die Sache, denn ſonſt 
— warum ſoll der politiſche Himmel nur uns immer lachen? Ich 
leide jetzt weniger als alle die 25 Jahre, wo ich die hyſteriſche Eitelkeit 
dieſes Monarchen alles verderben ſah, was mir heilig und teuer war. 


30* 467 


Jetzt iſt „Schickſal“ geworden, was vorher menſchliche Dummheit ver: 
ſchuldete. Und mit dem „Schickſal“ wird man fertig. Es wird ſich auch 
ſpaͤter lohnen, ein Deutſcher und nichts anderes zu ſein, auch wenn 
es übel gehen ſollte — was übrigens doch recht fraglich iſt. Das Schlimmſte 
iſt dieſe Verlaͤngerung des Krieges, welche die wahrſcheinliche Folge iſt. 
Aber: es muß beſtanden werden, draußen und folglich auch drinnen. 
Mit beſten Gruͤßen 
Ihr 
Max Weber 


An Friedrich Naumann 
Heidelberg, 12. 4. 1917 
Lieber Freund! 


1. Die Rede Scheidemanns (die Annexion Elſaß-Lothringens ſei „ein 
Fehler“ geweſen) hat hier den Alldeutſchen vollſtaͤndig Oberwaſſer 
gegeben. Wir ſind voͤllig machtlos gegen die ſeitdem mit großen Mitteln 
begonnene Agitation. Die Bemerkung war ein entſchiedener Mißgriff. 
Jeder weiß hier von 1870 und vorher, welche Bedrohung der franzoͤſiſche 
Beſitz des Elſaß bedeutet hat. „Gleichſtellung“ der Elſaͤſſer im Reich 
— aber um Gottes willen nichts weiter! darf, falls er nach Stockholm 
geht, als „proletariſches“ Ziel hingeſtellt werden, oder der Krieg geht 
weiter. 

2. Miljukow iſt bekanntlich ſeit Juli 1914 mit Nikolai Nikolajewitſch im 
feſten Einverſtaͤndnis. Der „Rjetſch“ fiel damals urploͤtzlich drei Tage 
nach der bekannten Unterredung beider miteinander um. 

Kerenſki duldet die Kriegsmanifeſte Miljukows und gibt ſeinerſeits 
abweichende Erklaͤrungen ab. Tſcheidſee widerſpricht ſich fortwaͤhrend. 
Die jetzige Regierung braucht engliſchen Kredit — ſonſt kann ſie 
nicht regieren — und ferner, daß die Bauern im Schuͤtzengraben liegen. 
Das erklaͤrt dies uͤble Doppelſpiel. Alſo: große Vorſicht iſt noͤtig. 

3. Unbedingt glauben muͤſſen die Ruſſen a) an unſere militaͤriſche 
Überlegenheit; b) daran, daß nach Juli d. J. alle Nahrungsnot zu Ende 
iſt (durch Rumaͤnien). Sonſt iſt kein Friede zu haben, auch durch Tſcheidſee 
nicht. | 

4. Programm unſererſeits könnte nur fein: 

a) keine „Eroberungen“ für uns (keine Annexionen); 
b) Polen „wiederhergeſtellt“ wie 1815, aber „ſelbſtändig“, 
garantiert neutral; 
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e) Balkan: Friede von San Stefano maßgebend für Grenze zwlſchen 
Bulgarien und Serbien mit Modifikationen gemaͤß dem, was 
Bulgarien jetzt der Tuͤrkei und Griechenland laſſen wuͤrde, alſo 
Kompenſationen fuͤr Bulgarien; | 

d) Dardanellendurchfahrt für Rußland und Integrität der Türkei 
mit Autonomie Armeniens, aber unter tuͤrkiſcher Militär: 
hoheit. 

Das iſt das abſolute Minimum. Polens Oft: und Nordoſtgrenze find 
nach den polniſchen Anſpruͤchen feſtzuſtellen! 

Jeder ruſſiſche, auch ſozialdemokratiſche Intellektuelle, der in die 
Macht kommt, wird nicht nur „national“, ſondern „nationaliſtiſch“. 
Große Vorſicht iſt noͤtig! Denn wenn die Bauern erſt heimkehren, 
beginnt die Reaktion, zuerſt in ſehr radikalen Formen als Forderung 
der Landenteignung und -zuteilung. Dieſe iſt techniſch unmöglich, ohne 
die ſchaͤrfſten Intereſſenkonflikte unter den Bauern (regionale Gruppen!) 
die nicht ohne Diktatur zu loͤſen ſind. So oder ſo kommt, da das Pro⸗ 
letariat zu ſchwach und die Beſitzenden alle (auch die „Kadetten“ ), 
daran intereſſiert ſind, Herſtellung einer Monarchengewalt und damit 
die alte Lage, nur mit einem ſtarkeren Rußland. Dagegen gibt es 
abſolut kein Mittel. Ich weiß nicht, ob Scheidemann das deutlich genug 
ſieht. 

Herzliche Gruͤße 

Ihr 
Mar Weber 


An Prof. Hans Ehrenberg 
Heidelberg, 16. 4. 1917 
Lieber Herr Kollege! 


Bethmann iſt — bitte: unter uns — durch ein Demiſſionsgeſuch Hinden⸗ 
burgs und Ludendorffs, die ſich in alle Politik miſchen, von der fie 
— geniale Heerfuͤhrer die ſie ſind — gar nichts verſtehen, und durch 
einen Fraktionsbeſchluß der Nationalliberalen geſtuͤrzt, gegen die 
Linke, die daran ganz und gar unſchuldig iſt. Daher der Wirrwarr. — 
Keinen Schuß Pulver würde ich tun und keinen Pfennig 
Kriegsanleihe zeichnen, wenn dieſer Krieg ein anderer als ein natio⸗ 
naler waͤre, wenn er die Staatsform betraͤfe, womoͤglich ein Krieg dafuͤr, 
daß wir dieſe unfaͤhige Dynaſtie und das unpolitiſche Beamtentum be⸗ 
halten. Die Staatsform iſt mir voͤllig Wurſt, wenn nur Politiker und 
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nicht dilettierende Fatzkes wie Wilhelm II. und feinesgleichen das Land 
regieren (und uns durch ihre Parvenuͤkunſt vor der ganzen Nachwelt 
blamieren). Ich ſehe jetzt keinen anderen Weg als ruͤckſichtsloſe Parla⸗ 
mentarifierung quand mèéme, um dieſe Leute „kaltzuſtellen“. Die Be⸗ 
amten follen dem Parlament unterworfen fein. Ganz und reſtlos. 
Sie ſind Techniker. Und ihre Macht bleibt im rein parlamentariſchen 
Staat ganz genau fo groß wie fonft, aber da, wo fie hingehoͤrt. Bei 
uns nehmen ſie ſich heraus, „Politik“ zu treiben und man hat geſehen, 
mit welchem Ergebnis! Und mit welcher Charakterloſigkeit gegenuͤber 
dem gekroͤnten Dilettanten! Iſt das gelungen (politiſches „Kaltſtellen 
der Beamten durch Parlamentariſierung“) — ich fuͤrchte ja, der deutſche 
Spießer liebt „ſeinen“ Monarchen viel zu innig, als daß er dafuͤr mit⸗ 
zukriegen waͤre! — dann wollen wir weiterreden. Staatsformen ſind 
fuͤr mich Techniken wie jede andere Maſchinerie. Ich wuͤrde ganz ebenſo 
gegen das Parlament und fuͤr den Monarchen losſchlagen, wenn dieſer 
ein Politiker wäre oder es zu werden verſpraͤche. — — — 


An Friedrich Naumann | 
Heidelberg, 8. 5. 1917 
Lieber Freund! 


Angeſichts der jetzt vorliegenden Erklärungen der ruſſiſchen Machthaber 
— gleichviel wie man ihren Wert einſchaͤtzt, und ich ſchaͤtze ihn nicht 
hoch ein aus Gruͤnden, die Sie kennen —, wird die Reichsregierung 
unmoglich eine ſehr entgegenkommende Erklaͤrung gegen Rußland 
vermeiden koͤnnen, oder wir fachen nicht etwa nur den dortigen Kriegs⸗ 
eifer gewaltig an und erbittern die Neutralen (Skandinavien) gegen 
uns, ſondern ſteigern die Verſtimmung in Oſterreich in vielleicht gefähr- 
licher Art und verſteifen vor allen Dingen auch die Haltung unſerer ſtark 
von dorther beeinflußten Sozialdemokratie. Auch und gerade wenn 
man uͤberzeugt iſt, daß im Augenblicke aus Friedensverhandlungen 
nichts wird, iſt es unter allen Umſtaͤnden klug, ſich auf den Boden der 
ruſſiſchen Erklaͤrung zu ſtellen und alſo unter allen Umftänden zu er⸗ 
klaͤren: 

1. Daß wir mit Rußland ſofort auf der Baſis: keine Annexion, keine 
Entſchaͤdigung, gegenſeitige Garantien durch Ausſchluß aller einander 
bedrohenden militaͤriſchen Maßregeln und Schiedsgerichtsvertrag, Frieden 
zu ſchließen bereit ſind. 
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2. Daß wir Polen ebenſowenig zu „knechten“ geneigt find wie die 
ruſſiſche Regierung dies tun zu wollen erklaͤrt hat. 

3. Daß wir bezuͤglich der Weſtmaͤchte keinerlei weitere Erklaͤrung 
abgeben koͤnnen, ſolange von dort undiskutierbare, mit der Erklaͤrung 
der ruſſiſchen Regierung unvereinbare Kriegsziele vertreten werden. 

Ich wuͤrde es fuͤr klug halten, wenn gar nichts weiter hinzugeſetzt 
und vor allem alles Moraliſieren, alle unfreundlichen Seitenblicke auf 
England als „Kriegshetzer“ und alles Bedauern, daß Rußland „fuͤr Eng— 
land bluten muͤſſe“ uſw. fortgelaſſen würde. Keine Nation läßt ſich gern 
auf die Schulter klopfen und bemitleiden und alle dieſe Wendungen in 
unſeren fruͤheren Erklaͤrungen haben uns (im Gegenſatz zu Oſterreich, 
welches fie vermied) nur geſchadet. In einer etwaigen Diskuſſion 
koͤnnte ja getroſt geſagt werden: (auch vom Auswaͤrtigen Amt) „Jeder⸗ 
mann wiſſe, daß die Formulierung oͤſterreichiſcher Bedingungen Oſter— 
reichs Sache ſei, daß wir die Integritaͤt der Tuͤrkei und die Befriedigung 
der nationalen Anſpruͤche Bulgariens und Griechenlands mitvertreten 
(die Kraͤfteverteilung war ja nach dem von Rußland erzwungenen 
Frieden von San Stefano faſt genau ſo, wie ſie nach Befriedigung 
Bulgariens jetzt fein wuͤrde!), daß wir das Aufhoͤren der bisherigen, 
den Frieden betreffenden Einmiſchung der Großmaͤchte in die intimen 
Angelegenheiten der Tuͤrkei und des Balkans wuͤnſchen, daß wir eine Feſt⸗ 
legung kolonialer Intereſſenſphaͤren in kulturloſen Gebieten wie Afrika 
unter Austauſch der zerſplitterten Beſitzungen wuͤnſchen, welche uns 
nutzlos mit allen moͤglichen Maͤchten in Intereſſenkolliſion bringen. Daß 
wir weiter Sicherung der Rechte der Flamen und endlich voͤlkerrecht— 
liche Garantien dafuͤr verlangen muͤſſen, daß nicht erneut unſer Recht 
auch im Kriegsfall mit den Neutralen unbehindert Handel 
zu treiben, verletzt und wir dadurch zu ſo ſcharfen Gegenmaßregeln 
„wie leider diesmal“ gezwungen werden. 

Werde der Krieg fortgeſetzt, dann freilich muͤßten wir uns angeſichts 
der dadurch offen bekundeten Abſicht der Eroberung und Bereicherung 
auf unſere Koſten vorbehalten, kuͤnftig alle Konſequenzen daraus zu ziehen. 

Ich bin uͤberzeugt, daß der Krieg jetzt fortgeſetzt wird, daß aber 
der Effekt einer ſolchen Erklaͤrung im In⸗ und Auslande um fo be: 
traͤchtlicher ſein wuͤrde, je nuͤchterner und ſachlicher ſie abgegeben wird. 

Lord Salisbury ſagte ſeinerzeit im Burenkrieg: „Wir wollen keine 
Diamantfelder und Goldgruben“. Die Erklaͤrung wirkte ſehr vorteil⸗ 
haft. Als dann die militaͤriſch-diplomatiſche Lage endgültig jo war, 
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daß er fie hatte und gefahrlos behalten konnte, behielt er fie. Wir 
machen es bisher genau umgekehrt. Das halten wir fuͤr „ehrlich“. Aber 
es müßte doch auch den Militärs und den verſtändigen Fuͤhrern des 
Zentrums und der Rechten privatim klar zu machen ſein, daß Lord 
Salisburys Verfahren das kluͤg ere von den beiden iſt. Und in unſerem 
Fall iſt es auch in einem hoͤheren Sinne ehrlich. Denn den Ausgang 
des Krieges kennen wir nicht. Wenn wir im naͤchſten Jahre diplo⸗ 
matiſch ebenſo und in der Ernaͤhrung und Kohlenverſorgung womoͤglich 
noch etwas knapper ſtehen als jetzt, ſo wird der Krieg nach aller Voraus⸗ 
ſicht glatt verloren, weil dann 1. die inneren Zuſtaͤnde ſchlechthin 
nicht mehr zu halten ſind und 2. wir durch unſeren dann ganz unver⸗ 
meidlichen finanziellen Bankerott auch bei noch ſo guͤnſtigen Friedens⸗ 
bedingungen zu jeder Art von Welt: und Kolonialpolitik für Generationen 
ganz außerſtande und finanziell buͤndnisunfaͤhig werden, während 
die amerikaniſchen Subſidien den Gegnern uͤber die Kataſtrophe hinweg⸗ 
helfen und ſie politiſch aktionsfaͤhig erhalten. 

Dieſe ſachlichen Gruͤnde ſprechen unbedingt dafuͤr, nichts zu tun, was 
den Krieg verlaͤngert, und jede noch weniger entgegenkommende als 
die oben angegebene Erklaͤrung oder eine ähnliche birgt dieſe Gefahr 
in ſich. Am uͤbelſten waͤre es, wenn gar keine Erklaͤrung oder eine in bezug 
auf Rußland verſchwommene abgegeben würde, (Könnte man auch fuͤr 
Frankreich und Belgien jede „Annexion“ und „Knechtung“ ausdruͤcklich 
abweiſen, ſo waͤre das gut.) 

Über die finanziellen und wirtſchaftlichen Konſequenzen einer Verlaͤnge⸗ 
rung des Krieges bis ins naͤchſte Jahr helfen auch die glaͤnzenden Tauch⸗ 
booterfolge in keiner Weiſe hinweg, ganz abgeſehen davon, daß die Moͤg⸗ 
lichkeit, ein techniſches Werkzeug durch ein anderes zu paralyſieren, nie⸗ 
mals ausgeſchloſſen werden kann. Ich habe immer die Beſorgnis: daß der 
Reichskanzler ſich von den Alldeutſchen einſchuͤchtern läßt. Dieſe Geſell⸗ 
ſchaft iſt glatt zu Boden geſchlagen, wenn der Friede uͤberhaupt in 
abſehbarer Zeit zuſtandekommt und gleichzeitig mit dem Friedens⸗ 
ſchluß oder ſchon vorher die Regierung fuͤr Preußen die Parole ausgibt: 
Daß das Wahlrecht keines Mannes, der im Felde geſtanden 
hat, hinter dem irgend eines Daheimgebliebenen zuruͤck— 
ſtehen darf. " 5 

Mit freundlichem Gruß 

Ihr 
Mar Weber 
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An Prof. E. J. Leſſer) 
Heidelberg, 16. 6. 1917 
Verehrteſter Herr Profeſſor! 


Vielen Dank! Aber nicht als „Partei“, ſondern kraft einer ganzlich 
auß erparlamentariſchen, auf dem Papiergeld des Beichtzettels und 
der Kaplansbureaukratie ruhenden Macht zwang Windthorſt Bismarck 
unter ſeinen Willen. Weil das Parlament machtlos und diskretiert war 
— das Werk Bismarcks —, herrſchte und herrſcht ſie und benuͤtzt auch 
das Parlament als Poſtament. Beſtaͤnde Parlamentsmacht und parla⸗ 
mentariſches Miniſterium, wuͤrde v. Hertling parlamentariſcher Miniſter 
— die Sache wäre zu Ende. Noch jetzt iſt (außer der aͤußerſten Rechten) 
nur das Zentrum gegen das parlamentariſche Syſtem, aus guten 
Gruͤnden. 

Daß die alten Fuͤhrer (Bennigſen pp. nach 1890) noch „lebten“, 
bedeutete nichts mehr. Sie waren „alt“ und verbraucht, das Parlament 
gebrochen. Es iſt ja nicht richtig, daß ſie nur „geredet“ haͤtten. Alle 
Inſtitutionen des Reiches, Bismarcks Stellung ſelbſt eingeſchloſſen, 
haben ſie geſchaffen — entgegen der „Legende“. Nein — jeder wußte 
ſeit 1878: Es kommt nichts mehr darauf an, was ſie reden und tun 
— B. macht die Sache (ſpaͤter B. und das Zentrum), kraft außer: 
parlamentariſcher Macht, deshalb intereſſierte das niemand mehr. 
Das iſt in England anders. Deshalb iſt das Parlament Stätte der 
Fuͤhrerausleſe. Deshalb horcht jeder hin, was dort geſchieht. So war 
es bei uns auch, ſolange — in der Innenpolitik — parlamentariſch 
regiert wurde: 1867—1877. Nach Zerſprengung der großen Parteien 
war das zu Ende. „Staatsmaͤnner“ wachſen heut nur auf dem Boden 
arbeitender und d. h. machtvoller Parlamente, ſolcher, welche die 
verantwortlichen Leiter aus ihrer eigenen Mitte ſtellen (bei uns geſetzlich 
verboten: Art. 9 der Reichsverfaſſung). — Alſo Sie haben nach wie 
vor Ruhe dort? Das dachten wir nicht, wenn wir in den letzten Monaten 
Ihrer gedachten. Wir glaubten, der Teufel wäre losgeweſen. Hoffent⸗ 
lich geht die Sache in Rußland weiter in der Richtung der Anarchie 
(was aber nicht ganz ſicher iſt); dann koͤnnte im Herbſt Frieden ſein. 


) Der Empfänger bemerkt zu obigem Brief: „Die Veranlaſſung des einliegenden 
Briefes war ein Artikel in der Frankfurter Zeitung (vgl. S. 130), in dem Max Weber 
die Zerſetzung des Liberalismus durch Bismarck behandelte. Ich hatte darauf brieflich 
erwidert, daß B. dies beim Zentrum und der Sozialdemokratie nicht gelungen ſei 
und daraus geſchloſſen, daß die Schuld bei den Liberalen gelegen habe.“ 
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Aber das alles ift ſchemenhaft und dunkel. Unglaublich, daß niemand 
weiß, wie dem innerlich laͤngſt ausgelebten Krieg ein Ende zu machen. 
Obwohl nach menſchlichem Ermeſſen, wenn nichts Unvermutetes paſſiert, 
die Art des Ausgangs abſehbar iſt. Hoffentlich erſchweren die Athener 
Vorgaͤnge Ihre Lage dort unten nicht. 
In gutem Gedenken mit herzlichen Gruͤßen auch meiner Frau 
Ihr 
Max Weber 


An Erich Trummler 
Berlin, 17. 1. 1918 
Lieber Herr Trummler! 


Natuͤrlich laͤßt ſich ſehr uͤber Ihre Wuͤnſche reden, vorausgeſetzt, daß 
feſtſteht, was denn nun 3 „bekannt“ werden ſoll. Sogenannte 
„letzte Standpunkte“? Das gibt Geſchwafel und Senſation, ſonſt nichts. 
Und vor allem: ich habe nach ſehr langen Erfahrungen und auch prinzipieller 
Überzeugung den Standpunkt: daß nur durch Erprobung der eigenen 
vermeintlichen „letzten“ Stellungnahme an dem Verhalten zu ſcharf 
zugeſpitzten ganz konkreten Problemen ſein eigenes wirkliches Wollen 
dem Einzelnen klar wird. Machen Sie alſo einen Vorſchlag, etwa: „Pazi⸗ 
fismus“ (iſt nur eine Anregung — ich glaube doch zu ſpuͤren, wie nahe 
das Ihnen allen liegt). Oder was Sie wollen in ruͤckhaltlos „bekennender“ 
Art zur Ausſprache zu ſtellen. Sollte ich an den Veranſtaltungen weiter 
teilnehmen, ſo werde ich der Allerletzte ſein, der dies nicht mitmacht. 
— Aber ich habe eines dazu zu fagen: nicht nur dieſe Frage, ſondern — 
obwohl Sie alle das, wie ich weiß, nicht glauben und ſehen — alle 
Kulturfragen werden beeinflußt durch die ſcheinbar rein aͤußerliche Vor⸗ 
frage: Wie dieſer Krieg zu Ende geht. Denn danach richten ſich 
die beſonderen Zukunftsaufgaben des deutſchen Weſens innerhalb der 
irdiſchen Welt. Alle letzten Fragen ohne Ausnahme werden von rein 
politiſchen Ereigniſſen berührt, fo aͤußerlich dieſe ſcheinen. Deshalb iſt 
alles jetzt — und vollends von uns Nichtteilnehmern am Kriege — Geredete 
ſo uͤberaus unverbindlich. Dennoch: ein ſolches Thema iſt, auch waͤhrend 
der deutſchen Sommeroffenſive (deren „kalkulationsmaͤßige Verluſt⸗ 
ziffern“ ich kenne — und ſie ſchließen fuͤr mich das Reden uͤber ſehr 
viele Probleme einfach aus Gruͤnden des Taktes im innerlichſten Sinn 
aus, ſolange das vor ſich geht) moͤglich. Ebenſo: rein politiſche 
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Themata, denn da handelt es ſich um Vorbereitung der rein äußeren 
Lebens⸗ und Wirkungsmoͤglichkeiten der kuͤnftig Heimkehrenden. — Die 
Grenze des „Bekennens“ liegt fuͤr mich da, wo es ſich um Dinge handelt, 
die „heilig“ find: fie gehören in die menſchlich im hoͤchſten Sinn „gute 
Stunde“ und in den Kreis engſter perſoͤnlich Verbundener, nicht aber 
auf eine „Verſammlung“, wie ſie auch ausſehe, eines „Publikums“. 
, Publikum“ iſt mir jeder, den ich nicht genau menſchlich kenne, gefuͤhls⸗ 
mäßig, nicht im Sinn des „Sich⸗ausgeſprochen⸗Habens“. Anders handelt 
und darf handeln nur: der Prophet oder Heilige und (in ſeiner Sprache) 
der Kuͤnſtler. — Alſo machen Sie Vorſchlaͤge ganz praͤziſer Art. 
Mit beſten Gruͤßen 
Max Weber 


An Frau Anna Edinger, Frankfurt a. M. 


Heidelberg, 18. 3. 1918? 
Sehr geehrte Frau Edinger! 


Beſten Dank fuͤr Ihren Brief. Ich habe (Weihnachten 1915) in der 
Frankfurter Zeitung uͤber den Frieden das geſagt, was ich noch jetzt fuͤr 
richtig halte. Es iſt nicht glaubhaft, daß im Fruͤhjahr 1915, als Italiens 
Eingreifen bevorſtand, ein Frieden zu haben war, denn Frankreich waͤre 
abſolut dagegen geweſen und hatte die Freimaurerloge Italiens fuͤr ſich. 
Rußland hatte Galizien erobert. England ſtand vor den Toren Kon⸗ 
ſtantinopels. Zu anſtaͤndigen Bedingungen war damals der Friede 
m. E. nicht zu haben. Auguſt 1915 waͤre Bulgarien glatt zu den Gegnern 
abgeſchwenkt, ſobald wir Miene machten, Frieden zu ſchließen. Der 
einzige Moment war Ende 1915, ſpaͤteſtens Fruͤhjahr 1916. Aber 
Frankreich waͤre wohl auch damals nicht zu haben geweſen. An deutſchen 
Friedensfuͤhlern hat es nicht gefehlt, auch nicht im Herbſt 1915. Aber 
es kam doch auf die Bedingungen an. Da iſt von uns ſicher ſchwer 
gefehlt worden. — Aber mit den Gegnern, Frankreich zumal, war ja 
uͤberhaupt nicht zu reden. 

Es iſt es ja ſelbſt jetzt kaum. Und es iſt Mangel an ſittlicher Selbſtzucht, 
wenn ce in der „Muͤnchener Poſt“ die Gruͤnde, aus denen Lloyd 
George und Clemenceau den Krieg fortfuͤhren, ſentimental verfaͤlſcht 
oder von deutſcher „Schuld“ redet, wo jedermann in Belgien wußte 
(und weiß, wenn er will), wie die Dinge liegen. Oder wenn gar Fuͤrſt 
Lichnowsky als Kronzeuge dient! Die politiſche Exiſtenz der jetzigen 
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Miniſter drüben auf der Gegenfeite ift mit dem Krieg verknüpft. Bei 
uns nicht. Ehe jene Miniſter fallen, iſt nichts zu machen. Ich fuͤrchte, 
das dauert noch eine ganze Weile. Entſetzlich genug, daß es ſo iſt! Aber 
man darf jetzt die Leute draußen und drinnen, die ſo viel zu tragen 
haben, nicht „weich“ machen, ſonſt gehen ſie innerlich zugrunde. 
Mit vorzuͤglicher Hochachtung 
Ihr ergebenſter 


Mar Weber 


An Friedrich Naumann 
Heidelberg, 11. 10. 1918 
Lieber Freund! 


Angeſichts der furchtbaren Verantwortung!) wird die Regierung (und 
die an ihr beteiligte Partei) unbedingt dafuͤr Sorge tragen muͤſſen, 
unmittelbar nach Abſchluß des Friedens und der Demobiliſation vor 
den Wahlen mit einem Rechenſchafts bericht vor das Land zu treten. 
Dieſe wichtige und ſchwierige Aufgabe muß jetzt ſchon in die Wege ge⸗ 
leitet werden, inſofern als mit der Feſtſtellung der Tatſachen 
— detailliert mit allen Belegen und Zeit: und Perſonenangaben — 
die zu den entſcheidenden Entſchluͤſſen fuͤhrten und der Stellungnahme 
aller einzelnen für die Lage verantwortlichen Perſonen jetzt ſchon 
begonnen werden muß. Wer das macht, iſt einerlei (C. Haußmann ?). 
Aber es muß unbedingt geſchehen, ſonſt wird man bie, Unterlaſſung 
ſehr bereuen. i 

Wenn ich vorlaͤufig oͤffentlich gaͤnzlich ſchweige, bisher wenigſtens, 
ſo hat das ſeinen Grund darin, daß ich, wie wir alle draußen, abſolut 
nicht im Bilde bin und Desavouierung durch Ereigniſſe und Schritte 
fuͤrchte. Ich geſtehe, daß wir den Eindruck einer hemmungsloſen 
Nervenloſigkeit haben, aus allem was wir von Berlin hoͤren. Das 
koͤnnte der Nation furchtbar teuer zu ſtehen kommen. Hoffentlich iſt es 
anders. Ich habe jetzt, wo das Unheil da iſt, abſolut ruhiges Blut. Ich 
hoffe, Sie auch. 

In herzlicher Freundſchaft 

| Ihr 
, Max Weber 
) Es handelte ſich um das Waffenſtillſtandsangebot. 
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An Prof. E. v. Schulze-Gaͤvernitz 
Heidelberg, 11. 10. 1918 
Lieber Freund! 


Als aufrichtiger Anhaͤnger monarchiſcher — wenn auch parlamentariſch 
beſchraͤnkter — Inſtitutionen und der deutſchen Dynaſtie insbeſondere 
iſt meine feſte Überzeugung, daß der jetzige Kaiſer im Intereſſe des 
Reiches und der Dynaſtie zuruͤcktreten muß. Er kann es mit voller Wuͤrde, 
wenn er erklaͤrt: „er beharre dabei, nach Recht und Gewiſſen gehandelt 
zu haben, wie er gemußt habe; das Schickſal ſei gegen ihn geweſen, 
und er wolle der neuen Zukunft ſeines Volkes nicht als Hindernis im 
Wege ſtehen“. Es iſt ſeiner und des Kaiſertums unwert, in einem 
verſtuͤmmelten Deutſchland „das Gnadenbrot“ zu eſſen — und ſo wuͤrde 
es kommen. Geht er, ohne Druck von außen, jetzt, ſo geht er in Ehren, 
und das ritterliche Mitgefuͤhl der Nation iſt bei ihm. Vor allem aber: 
die Stellung der Dynaſtie bleibt gewahrt. Bleibt er, ſo wendet ſich das 
unvermeidliche Strafgericht gegen die ſchweren Irrtuͤmer der Politik 
auch gegen ihn; das iſt nicht zu aͤndern. Es muͤßte eine geeignete Per⸗ 
ſoͤnlichkeit gewonnen werden, die dem Monarchen, wenn er die Lage 
nicht erkennt, ſie darlegt. Ich geſtehe offen, die Art ſeines Regierens 
mit entſchiedener Abneigung beobachtet zu haben. Aber im Intereſſe 
des Kaiſertu ms darf ich nicht wuͤnſchen, daß ein Kaiſer mit Unehren 
endet, ſei es, daß er ſpaͤter unter aͤußerem Zwang geht, ſei es, daß er 
auf dem Thron fortvegetiert. — Daß wir, wenn er geht, beſſere Be⸗ 
dingungen bekommen, iſt nur ein ſekundaͤrer — wenn ſchon ſchließlich 
auch kein unwichtiger! — Geſichtspunkt. Aber ſtellen Sie ſich die furcht⸗ 
baren Demuͤtigungen vor, denen der Monarch entgegengeht, wenn er 
bleibt! Furchtbar zu denken! Und auf Generationen nachwirkend! 

Ich ſchrieb dies auch Naumann und Hans Delbruͤck. 

Freundſchaftlichen Gruß 

Ihr 
Mar Weber 


An Friedrich Naumann 
Heidelberg, 12. 10. 1918 
Lieber Freund! 


Gibt es keinen Anhaͤnger monarchiſcher Inſtitutionen, der dem 
Monarchen deutlich macht, was die Stunde von ihm fordert? Iſt es 
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innerlich für ihn möglich, nach dieſen Ereigniſſen und nachdem, was, 
falls er Kaiſer bleibt, gerade ihm an entſetzlichen Erniedrigungen be⸗ 
vorſteht, einem verkleinerten Deutſchland als Haupt vorzuſtehen? Es 
iſt mit Ehren und Wuͤrden un moͤglich und deshalb gegen die Intereſſen 
der Dynaſtie und des Landes. Es laͤßt ſich ſehr wohl eine wahrhafte 
und zugleich wuͤrdige Form finden, jetzt — vor allem weiteren — zu 
gehen, ehe ſein Verbleiben dem Lande ſchwere Zumutungen der Feinde 
zugezogen hat, die dann, einmal aufgeſtellt, nicht wieder aus der Welt 
zu ſchaffen ſind. Er kann die Erklaͤrung abgeben, „daß er den Anſpruch, 
Recht gehabt zu haben, nicht aufgeben koͤnne und wolle und daher aus 
den Ereigniſſen die Folgerungen ziehe, um der Zukunft des Landes 
nicht im Wege zu ſtehen“. Damit vergibt er ſeiner Wuͤrde nichts. Ich 
fürchte, er geht ſonſt ſpaͤter in Unehren. Ich müßte gerade als Anhänger 
der Monarchie luͤgen, wenn ich behaupten wollte, Sympathie fuͤr dieſen 
Monarchen zu hegen. Aber ich goͤnne und wuͤnſche ihm vor der Geſchichte 
und im Intereſſe der Nation und des Kaiſertums ein Regierungsende, 
welches eines Kaiſers wuͤrdig iſt. Es muß Maͤnner geben, welche das 
mit dem nötigen Nachdruck ſagen. Ob es der Prinz⸗Reichskanzler tut, 
weiß ich nicht, zumal ſeine Stellung erſchuͤttert ſcheint. Sonſt muͤßte 
ein Offizier, der Sinn fuͤr Ehre und Wuͤrde hat — Hindenburg — fuͤr 
dieſe Aufgabe gewonnen werden. Sie iſt dringlich und muß — recht⸗ 
zeitig — in Angriff genommen werden. Ich hoffe Sie im November 
zu ſehen. Stets Ihr getreuer 

g Max Weber 


An denſelben 
Heidelberg, 17. 10. 1918 
Lieber Freund! | 


Vielen Dank für Ihre als ſtreng vertraulich zu behandelnden Mit: 
teilungen, die mit denen anderer uͤbereinſtimmen. 

Der Ruͤcktritt des Kaiſers iſt und bleibt die zentrale Frage. Waͤre 
er doch ſofort erfolgt mit der Erklaͤrung, die veraͤnderten Verhaͤltniſſe 
nicht mitmachen zu koͤnnen! Jetzt iſt alles ſchwieriger, das gebe ich zu. 
Aber es muß geſchehen. Er kann nicht mit Wuͤrde auf dem Thron 
bleiben und ſchaͤdigt die Dynaſtie, die wir doch erhalten wollen. Dabei 
bleibe ich. Die Form des Ruͤcktritts muß ſeine perſoͤnliche Wuͤrde wahren. 
Er kann ausdruͤcklich erklaͤren: „Er habe gezwungen und fuͤr Recht und 
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Ehre gefämpft und fei geſonnen, die Verantwortung zu tragen. Aber 
das Schickſal ſei gegen ihn und er ziehe die Konſequenzen, auch um der 
Nation bei der Neuordnung ihrer inneren und aͤußeren Verhaͤltniſſe, 
in die er nicht hineinpaſſe, nicht im Wege zu ſein.“ 

Das muß geſchehen. Ein Bekenntnis moraliſcher Schuld, ſei es 
von ſeiner, ſei es von unſerer Seite, liegt darin nicht. Daß er aber 
politiſche Fehler ſchwerſter Art gemacht hat, muß er auf ſich nehmen, 
damit ſowohl er wie die Nation in Wuͤrde leben kann. 

Ich werde im November vorausſichtlich nicht nach Berlin kommen, 
da der perſoͤnliche Anlaß dazu fortfallen wird und ich dort nicht zwecklos 
herumlungern will. 

Herzliche Gruͤße 

Ihr treu ergebener 
’ Mar Weber 


An denſelben 
Heidelberg, 18. 10. 1918 
Lieber Freund! 


Den Schritt kann und muß der Prinz-Reichskanzler tun, niemand 
anders, aber wenn moͤglich, nach Verſtaͤndigung mit den Militaͤrs und 
ſo ſchnell als nur irgend moͤglich. Sonſt wird er vom Feind erzwungen 
und ſelbſt, wenn dem Monarchen das Gnadenbrot auf dem Thron von 
Wilſon gelaſſen wird, iſt er — und damit die Dynaſtie — entehrt. 
Das Gegenteil iſt der Fall, wenn er (und fein Sohn) jetzt ohne Preis⸗ 
gabe des Rechts ihres Verhaltens von ſich aus verzichten. Von revo— 
lutionaͤren und republikaniſchen Experimenten wird ſich in Deutſchland 
fein vernünftiger Menſch etwas verſprechen, es iſt daher eine Lebens⸗ 
frage, daß die Exiſtenz der Dynaſtie — ich gebe zu: zunaͤchſt unter der 
dann noͤtigen Regentſchaft in einer machtloſen Lage — erhalten bleibt 
auf Koſten ihrer unmoͤglich gewordenen Vertreter. 

Grundlegend wichtig wäre, daß rechts ſtehende Männer die abſolut 
entſcheidende Bedeutung des Schrittes fuͤr die Zukunft der Dynaſtie 
erkennen wuͤrden, vor allem Zentrum, Nationalliberale, Freikonſervative 
— denn der aͤußerſten Rechten traue ich das Augenmaß nicht zu. Die 
Frage der Zukunftsbedeutung der Dynaſtie entſcheidet ſich jetzt nicht 
endguͤltig zugunſten von deren Ohnmacht, wenn reiner Tiſch mit 
der Vergangenheit gemacht und nicht der Verſuch unternommen wird, 
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einen Monarchen in einer Poſition zu erhalten, die er mit Ehren nicht 
mehr einnehmen kann. — Es ſtimmt mir bisher jeder zu, aber niemand 
hat den Mut, die Folgerungen zu ziehen. 
Freundſchaftliche Gruͤße 
Ihr 


Mar Weber 


Nachſchrift: Wenn etwa jetzt der „Verzweiflungskrieg“ beſchloſſen wird, dann 
kann in Frage kommen, den Schritt jetzt noch nicht zu tun, aber dann wird er unbedingt 
in zwei bis drei Monaten noͤtig und es iſt abſolut notwendig, den Monarchen und den 
Thronfolger jetzt ſchon darauf einzuſtellen. Darum herumzukommen iſt — in Ehren! — 
nicht. 


An Karl Loͤwenſtein, Muͤnchen 
Heidelberg, 21. 10. 1918 


Verehrteſter Herr Doktor! 


Ich hoffe, Sie am 4. 11. zu ſehen. Der Krieg iſt nicht mehr zu 
gewinnen, das iſt wahr. Aber da gilt das Wort des Prometheus: „Meinſt 
Du?“ . .. ulm. Ich wenigſtens verzweifle nicht, wie andere es tun. 
Ein verlorener Krieg iſt kein Gottesgericht. Allerdings! Das Schickſal 
wurde herausgefordert und es hat ſich geraͤcht. Aber das iſt alles. Was 
kommt, haͤngt davon ab, ob die neuen Leute feſte Haͤnde haben, um 
finanziellen Bankerott (durch Inflation)? und Zuſammenbruch der 
Ordnung zu hindern. Alles andere findet ſich dann. Das Unglaubliche 
war und iſt, daß der Monarch nicht ſofort den Weg fand, den die Wuͤrde 
gebot. Alles ſtuͤnde beſſer. Hoffentlich geſchieht es noch vor Torſchluß. 

Auf Wiederſehen! 
Beſte Grüße 

| Ihr 
Max Weber. 


An Frau Dr. Elfe Jaffé- Richthofen 
Heidelberg (Mitte November 1918) 


Der Separatismus erhebt ſein Haupt, wird ſich antiſemitiſch gebaͤrden, 
und ich fuͤrchte ſehr fuͤr den Zuſammenhalt Bayerns mit dem Reich, 
der doch die Hauptſache bleibt. Inzwiſchen vollzieht ſich aus dem Elſaß 
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unfer Abzug mit Hohn und Spott — es iſt furchtbar, weil nicht unver: 
dient. In Berlin ſehen ja die Dinge ſcheinbar weniger drohend aus als 
vor einigen Tagen, wo man jede Stunde den „Spartakus“-Aufſtand 
erwartete, aber zu trauen iſt auch da nicht. Gibt die „Konſtituante“ 
keine ſozialiſtiſche Mehrheit, dann wird ihre Sprengung ſicher verſucht 
werden. Alles, von der Art der Verfaſſung an, bis zum Umſturz unferer 
Einheit ſteht eben im Blick der Entente, von deren Futter wir abhaͤngig 
ſind. Dabei muß man ſagen, daß die Gewerkſchaften und die Mehrheit 
der Soldaten ſich — ihrer Abſicht nach — recht anſtaͤndig benehmen. 
Hier z. B. ganz beſonders. Aber eine Neuordnung, die Produkt dieſer 
furchtbaren Niederlage und Schaͤndung iſt, wird ſchwerlich einwurzeln. 

Gewiß, an dem „Glauben“ kann man ſich freuen, auch wenn man 
ihn nicht teilt. Aber man teilt ihn eben nicht, ſo feſt mir ſelbſt das 
Vertrauen auf unſere Zukunft als ſolche ſteht. Und ich fuͤrchte, wenn 
ſich zeigt, daß Glaube zwar Berge verſetzen aber nicht ruinierte Finanzen 
und Kapitalmangel ſanieren kann, wird die Enttaͤuſchung — nach allem, 
was dem Menſchen ſonſt ſchon genommen iſt, fuͤr viele gerade der Glaͤu— 
bigſten unertraͤglich werden und ſie innerlich bankerott machen. Mich 
nicht (wenn ich geſund bleibe und arbeiten kann), denn ich kann 
glaubenlog — in dieſem Sinn — leben. 


An Helene Weber 
Heidelberg, 18. 11. 1918 


Ich fahre fuͤr ein paar Wochen nach Frankfurt in die „Zeitung“, um 
da zu helfen. Es iſt politiſch nuͤtzlich, und anderes bietet ſich jetzt nicht. 
Es iſt ſchade, daß wir dieſe unglaublichen, teils tragiſchen, teils bizarren, 
teils ganz furchtbaren Ereigniſſe nicht zuſammen durchleben, aber jetzt 
hierherzukommen, waͤre vielleicht doch für Dich nicht zweckmaͤßig ge: 
weſen, und nach Berlin komme ich nur, wenn man etwas von mir will, 
nicht um bloß herumzuſitzen und herumzureden. — Dieſer Zufammen: 
bruch Ludendorffs, die Demoraliſierung der Armee: Folge des ewigen 
Aufpeitſchens der „Stimmung“ durch Verſprechungen, die unmoͤglich 
erfuͤllt werden konnten, dieſe Kurzſichtigkeit und dieſer Mangel an 
Augenmaß fuͤr das moͤgliche, dann dieſe Wuͤrdeloſigkeit des Kaiſers 
und die Zerfahrenheit der Dilettantenregierung — das alles war qual— 

1) Gemeint iſt der Glaube an eine ſozialiſtiſche Zukunft. 
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voll. Lange werden wir daran zu verknuſen haben, was unferer Ehre 
geſchah, und nur der Taumel der „Revolution“ iſt jetzt eine Art von 
Narkotikum dagegen fuͤr die Menſchen, ehe die ſchwere Not kommt. 
Greulich iſt auch das viele Phraſenwerk und deprimierend die vagen 
Hoffnungen und ganz dilettantiſchen Spielereien mit einer „gluͤcklicheren 
Zukunft“, die doch in der Ferne liegt, ſo fern wie je. Woran man ſich 
freut, iſt die ſchlichte Sachlichkeit der einfachen Leute von den Gewerk⸗ 
ſchaften, auch vieler Soldaten, z. B. im hieſigen „Arbeiter- und Soldaten⸗ 
rat“, dem ich zugeteilt bin. Sie haben ihre Sache ganz vorzuͤglich und 
ohne alles Gerede gemacht, das muß ich ſagen. Die Nation als ſolche 
iſt eben doch ein Diſziplinvolk — freilich, wenn das einmal wankt, dann 
wankt — das ſieht man ja, auch alles, auch im Innerſten dieſer Menſchen. 
Entſcheidend iſt jetzt, ob die verruͤckte Liebknecht⸗Bande niedergehalten 
wird. Sie werden ja ihren Putſch machen, da iſt nichts zu aͤndern. Aber 
es kommt darauf an, daß man ihn ſchnell niederwirft und dann nicht 
etwa wilde Reaktion treibt, ſondern ſachliche Politik. Das muß man 
hoffen — wiſſen kann man es nicht. Geht es ſchlimm, dann muß man 
die Amerikaner, ob man will oder nicht, Ordnung ſchaffen laſſen. Hoffent⸗ 
lich bleibt uns die Schande erſpart, die Feinde ſchalten laſſen zu muͤſſen. 
Über dem allen denkt man faſt nicht mehr an den Verluſt von Metz und 
Straßburg! — ſollte man es für möglich gehalten haben? — — — 


An Prof. Friedrich Cruſius, Muͤnchen 
Frankfurt, 24. 11. 1918 


Lieber Herr Kollege! 

Ich bin zur Zeit hier fuͤr ungefaͤhr 14 Tage in politiſchem Intereſſe. 
— Wenn ich lange ſchwieg, geſchah es, weil ich ziemlich ſicher bin, daß 
wir noch immer nicht die Hefe dieſes furchtbaren Kelches der Erniedrigung 
getrunken haben. Der wahnwitzige Haſard Ludendorffs, dann als Ruͤck⸗ 
ſchlag dieſe „Revolution“, hat alle geordneten Maͤchte aufgeloͤſt, ſpeziell 
in Berlin: wirklich treue formierte Truppen hat die Regierung nicht 
gegen die Liebknechtſchen Banden, daher ihre unvermeidliche Schwaͤche. 
Dauert dieſe Ochlokratie, wie es zu erwarten iſt, an, oder vielmehr ſiegt 
ſie (temporaͤr) in einem Putſch — der unbedingt kommt — dann kommt 
die feindliche „Rettungs“-Okkupation, gerufen oder ungerufen. So⸗ 
lange man das noch vor ſich ſieht, iſt es ſchwer, etwas oͤffentlich zu ſagen. 
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Inzwiſchen verſuche ich die Erdrterung mehr formaler Fragen in 
der Frankfurter Zeitung. Solange ſo maſſive techniſche und oͤkonomiſche 
Probleme den Kopf gefangennehmen, wie das jetzt der Fall iſt und ſein 
wird — es handelt ſich um die nackte Exiſtenz der Maſſen —, kommt 
man zu den Kulturproblemen innerlich nicht recht. Auch von dieſen 
ſteht die Arbeit an der Herſtellung jener ganz nuͤchternen moraliſchen 
„Anſtaͤndigkeit“, die wir — im großen geſehen — hatten, und die wir 
im Krieg verloren haben — der ſchwerſte Kriegsverluſt — durchaus 
obenan. Alſo ganz maſſive Erziehungsfragen. Mittel: nur das ameri⸗ 
kaniſche Klubweſen !), einerlei zu welchem Zweck: Anſaͤtze dazu finden 
ſich bei der „Freideutſchen Jugend“. Andere Mittel kenne ich nicht, 
da das Autoritaͤre — dem ich ganz vorurteilslos gegenuͤberſtehe — 
jetzt völlig verſagt, außer in Form der Kirch e. Ablehnung aller geiſtigen 
Narkotika jeder Art, von der Myſtik angefangen bis zum „Expreſſionis⸗ 
mus“. „Sachlichkeit“ als einziges Mittel der Echtheit und die Heranbildung 
des Schamgefuͤhls — gegen den ekelhaften Exhibitionismus der inner⸗ 
lich Zuſammengebrochenen —, welches allein „Haltung“ geben kann. 

Zur Zeit iſt unſer „Geſicht“ ſo zerſtoͤrt, wie das keines Volkes in aͤhn⸗ 
licher Lage je geweſen iſt, weder Athens nach Aigospotamoi und Chai⸗ 
ronaia, noch vollends Frankreichs 1871. Schnoͤde, ungerecht und lieblos 
ſind die jetzigen billigen Urteile, die von den Anhaͤngern der zuſammen⸗ 
gebrochenen Haſardpartie — natuͤrlich — daran geknuͤpft werden. Über 
vier Jahre Hunger, uͤber vier Jahre Kampfer⸗ und Morphiumſpritzen 
der Stimmungsmache vor allem — das hat ſo auch noch kein Volk uͤber 
ſich ergehen laſſen muͤſſen. Wir fangen noch einmal wie nach 1648 und 
1807 von vorn an. Das iſt der einfache Sachverhalt. Nur daß heute 
ſchneller gelebt, ſchneller gearbeitet und mit mehr Initiative gearbeitet 
wird. Nicht wir, uber ſchon die naͤchſte Generation wird den Beginn 
der Wiederaufrichtung ſehen. Natuͤrlich gebietet die Selbſtzucht der 
Wahrhaftigkeit uns zu ſagen: mit einer weltpolitiſchen Rolle Deutſch⸗ 
lands ift es vorbei: die angelſaͤchſiſche Weltherrſchaft — „ah c'est nous 
qui l'avons faite“, wie Thiers zu Bismarck von unſerer Einheit ſagte — 
iſt Tatſache. Sie iſt hoͤchſt unerfreulich, aber: viel Schlimmeres — die 
ruſſiſche Knute! — haben wir abgewendet. Dieſer Ruhm bleibt uns. 
Amerikas Weltherrſchaft war ſo unabwendbar wie in der Antike die 
Roms nach dem puniſchen Krieg. Hoffentlich bleibt es dabei, daß 

) Jugendklubs. Die Kinder werden von ihren eigenen Kameraden in die Klubs 
hineingewaͤhlt, wenn ſie ſich geſittet betragen. Die Herausgeberin 
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fie nicht mit Rußland geteilt wird. Dies iſt für mich Ziel unſerer fünftigen 
Weltpolitik, denn die ruſſiſche Gefahr iſt nur fuͤr jetzt, nicht fuͤr immer, 
beſchworen. Im Augenblick iſt natuͤrlich der hyſteriſche ekelhafte Haß der 
Franzoſen die Hauptgefahr. — Ich bin — wie Eulenſpiegel beim Weg 
bergan — abſoluter Optimiſt, nur: auf lange Sicht, fuͤr unſere eigene 
Nation. Alle ihre Schwaͤchen hat man nun geſehen, aber man kann auch 
alle ihre ganz fabelhafte Tuͤchtigkeit, Schlichtheit, Sachlichkeit, die Faͤhig⸗ 
keit — nicht ſchon das Erreichen! — zur „Schoͤnheit des Alltags“, im 
Gegenſatz zur Schoͤnheit des Rauſches oder der Geſte der anderen, ſehen, 
wenn man will. Die naͤchſten zehn Jahre werden noch entſetzlich ſein. 
Dafuͤr, daß der politiſch⸗ſoziale Maſochismus jener wuͤrdeloſen Pazifiſten, 
die jetzt wolluͤſtig in „Schuld“-⸗Gefuͤhlen wuͤhlen — als ob der Kriegs⸗ 
erfolg innerlich etwas bewieſe wie ein Gottesgericht, und als ob der 
Schlachtengott nicht „mit den größeren Bataillonen“ waͤre (wir 
haben gezeigt: nicht immer!) — dafür, daß das ſchwindet, ſorgen 
ſchon die Feinde. Den wuͤtenden Klaſſenkampf muͤſſen wir austoben 
laſſen, bei der furchtbaren inneren Ermattung, die kommen wird, nur 
ſorgen: daß er ſich keine Theorie auf ſich ſelbſt macht, ſondern ehrlich 
ſich ſelbſt eingeſteht: Ehrlichkeit uͤberhaupt iſt jetzt das Allererſte. Wir 
haben der Welt vor 110 Jahren gezeigt, daß wir — nur wir — unter 
Fremdherrſchaft eines der ganz großen Kulturvoͤlker zu fein vermochten. 
Das machen wir jetzt noch einmal! Dann ſchenkt uns die Geſchichte, 
die uns — nur uns — ſchon eine zweite Jugend gab, auch die dritte. 
Ich zweifle nicht daran, Sie auch nicht — quand meme! Was man 
jetzt Öffentlich ſagt, iſt natürlich ſtets „rebus sic stantibus“, nicht 
pour jamais! „Toujours y penser ..“ | 
Herzlichen Gruß und Handſchlag 
Ihr alter 
Mar Weber 


An denſelben 
N . Heidelberg, 26. 12. 1918 


Saft wörtlich das was Sie ſagen, habe ich teils unter Proteft, teils 
ſtuͤrmiſch tobendem Beifall in Volksverſammlungen in Frankfurt, Wies⸗ 
baden, Berlin geſagt und werde es auch noch in der Wahlkampagne 
jagen‘). Auch in der „Zeitung“ wird es geſagt werden. Daß ich es 

1) Scharfe Kritik an „dieſem blutigen Karneval, der ſich Revolution nennt“. 

Die Herausgeberin 
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gejagt habe, „koſtete“ mich die Verwendung in einer wichtigen Stellung 
ſeitens der jetzigen Regierung — was mir nur recht war. Aber die Lage 
iſt: Es ſitzen zwei elende Burſchen unter den Volksbeauftragten: H. . . u, 
B. . . . Sie legen Ebert, der ein ganz vortrefflicher Mann iſt (in feiner 
Art), hinterruͤcks völlig lahm, veranlaſſen die einruͤckenden Truppen, 
vor allem ihre Offiziere abzuhalftern, dann haͤtten ſie „keinen Dienſt“ 
mehr, und da die ordentlichen Leute nach Hauſe wollen, die Lumpen 
aber bleiben und ſich fuͤttern laſſen, ſo hat Ebert keinerlei organiſierte 
Truppenmacht, die ſicher für ihn waͤre, und das heißt: für die Ordnung. 
Der wahnſinnige Haß auch der Soldaten gegen die jungen Bengels 
von „Sechswochenoffizieren“ ſpielt dabei ſeine Rolle, auch die Angſt 
vor einer Reſtauration des alten Regimes. — Sie ſehen ja, daß die jetzigen 
ſcheußlichen Ereigniſſe in Berlin, wo ich zwei Wochen war (Reichsver⸗ 
faſſungsberatung!), dieſen Tatbeſtand beſtaͤtigen. Ich fürchte, wir be⸗ 
kommen auf jeden Fall Buͤrgerkrieg und Invaſion. Das muß dann auch 
durchgemacht werden, ſo ſchwer und furchtbar es iſt. Denn ich glaube 
an die Unverwuͤſtlichkeit dieſes Deutſchlands und niemals habe ich es 
ſo ſehr als ein Geſchenk des Schickſals empfunden, ein Deutſcher zu 
ſein, als in dieſen duͤſterſten Tagen ſeiner Schande. Haben Sie etwas 
Geduld, ſo ſchwer es iſt. 

Ihnen und Ihren Soͤhnen herzliche Erwiderung des Haͤndedruckes. 


An die Redaktion der Frankfurter Zeitung! 


Heidelberg, 9. 2. 1919 


Anliegende Kundgebung!) geht heute an einige groͤßere Zeitungen 
ab, zuerſt aber an Sie. Ich darf dabei bemerken, daß die gegruͤndete 
Vereinigung ihr Bureau hier in Heidelberg vorausſichtlich unter Leitung 
des Generals a. D. Grafen Max Montgelas haben wird, auch dann, 
wenn ich, wie wahrſcheinlich, von hier fortgehe, ſei es nach Bonn, ſei 
es nach Muͤnchen und damit unvermeidlich aus aller aktiven Politik 
für immer ausſcheide. Die Auswahl der unterzeichneten Perſonen 
beruhte auf der Abſicht, die bei den Ententeregierungen (d. h. Amerika, 
demnaͤchſt England) oder richtiger: bei den zur ſachlichen Behandlung 
geneigten Ententekreiſen, ſowohl wie in der inneren Politik 


) Gruͤndungsaufruf der Heidelberger Arbeitsgemeinſchaft für eine Politik des 
Rechts. 
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moraliſch (aus gleichviel welchen Gründen) „akkreditierten“ Perſoͤnlich⸗ 
keiten zuſammenzuſchließen. 

Die Vereinigung wird u. a. folgende Aufgaben auf ſich nehmen: 
1. Pruͤfung der gegenwaͤrtig mehr als je graſſierenden feindlichen 
„Greuel“-Propaganda; 2. ſachgemaͤße, nicht Voͤlker verhetzende, aber 
eindrucksvolle Verwertung des gewaltigen eigenen Greuelmaterials; 
3. ſachgemaͤße Pruͤfung der gegneriſchen Privateigentumsverletzungen; 
4. Vertretung des deutſchen Selbſtbeſtimmungsrechts (im Weſten und 
zur Zeit beſonders im Oſten); 5. Neuaufbau der Heeresverfaſſung (Miliz, 
Volkswehr oder wie immer fie geſtaltet werden muß) auf demokra— 
tiſcher Baſis, Propaganda dafuͤr. All dies ſowohl gelegentlich kollektiv 
wie durch individuelle Außerungen, die tunlichſt nach Benehmen mit den 
ſonſt Beteiligten, deren Kreis aus der buͤrgerlichen und ſozialiſtiſchen 
Linken ſtark erweitert werden wird, erfolgen ſollen. 

Unbeſchadet unſerer Meinungeverſchiedenheiten uͤber die Stellung⸗ 
nahme zur „Revolution“, die ich vorlaͤufig fuͤr ziemlich groß halten moͤchte 
und in der ich meine Anſicht nicht geaͤndert habe, bin ich gern bereit, 
wenn Ihnen dies zweckmaͤßig erſcheint, Ihnen gelegentlich perſoͤnlich 
uͤber die beabſichtigten Schritte, und auch uͤber die inneren aktuellen 
Gruͤnde dieſes Zuſammenſchluſſes Bericht zu geben. Speziell uͤber die 
Ententeperſoͤnlichkeiten, welche in letzter Zeit im „Wiederaufrichtungs“⸗ 
Intereſſe um „mehr Wuͤrde“ auf deutſcher Seite erſuchten. 


An die Redaktion der Frankfurter Zeitung! 
Heidelberg, 14. 4. 1919 


Ich bitte die verzoͤgerte Antwort zu entſchuldigen. Ich hatte gehofft, heute 
oder morgen durch Frankfurt zu kommen auf dem Wege zu einer Friedens⸗ 
delegationsſitzung und dann eine perſoͤnliche Ruͤckſprache haben zu koͤnnen. 
Ohne ſolche moͤchte ich nicht gern meinerſeits uͤber das Raͤteproblem 
und was damit zuſammenhaͤngt, ſchreiben. — — Ich bin in manchen 
Punkten noch nicht zu abſchließenden Anſichten gelangt, vor allem kenne 
ich die Interna der Bewegung zu wenig. Daß ihre Wirkung jetzt erz⸗ 
reaktionaͤr iſt, wirtſchaftlich angeſehen, iſt ja klar. Daß jede derartige 
Bewegung, wenn erfolgreich, die Gefahr der „Dilettantiſierung“ der 
Wirtſchaft bedeutet, iſt auch klar. Außerdem: „das Recht auf Arbeit“ in 
geſteigerter Form dem Effekt nach. Beides koͤnnen wir uns nicht leiſten. 
Der Kreditbedarf fuͤr die Retablierung plus unſrer inzwiſchen unbezahl⸗ 
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baren Ernährung wird auf 55 Milliarden geſchaͤtzt: Auslandskredit wird 
einer von „Raten“ beeinflußten Regierung oder von Raͤten beherrſchten 
Wirtſchaft nie gegeben. Ich fürchte alſo, daß — einerlei nach welchen 
Zwiſchenkonvulſionen — von dieſen Dingen wirtſchaftlich nichts 
bleiben wird, politiſch aber: erzreaktionäͤre „berufsſtaͤndiſche“ 
Kammern, ſobald die Bauern Waffen haben. Indeſſen das ſind ja bloß 
die Elemente des Problems. 


An die Redaktion der Frankfurter Zeitung! | 
Heidelberg, 20. 3. 1919 


Das anliegende Anſchreiben (zur Schuldfrage, ſ. S. 394) moͤchte ich 
Sie bitten, mit tunlichſter Beſchleunigung ſo zu veroͤffentlichen, daß 
es etwas in die Augen faͤllt. — — Die amtliche Antwort der Entente auf 
die Anregung, deutſcherſeits eine neutrale Kommiſſion uͤber die Schuld⸗ 
frage einzuſetzen, iſt in radikal ablehnendem Sinn ausgefallen. Der 
Verlauf der jetzigen Berner Verhandlungen laͤßt einen ſolchen Schritt 
gerade von anderer als unabhaͤngiger ſozialdemokratiſcher Seite nach 
Meinung gut unterrichteter Herren, welche uͤber Beziehungen zur Gegen⸗ 
feite verfügen, ratſam erſcheinen. Daß der Brief nur von einem einzelnen 
und gerade von mir geſchrieben wird, beruht auf einer Reihe von ver⸗ 
wickelten Überlegungen. — — Die Faſſung beruht darauf, daß dem Aus⸗ 
waͤrtigen Amt jede Art der Behandlung dieſer Anregung offen gehalten 
werden muß, je nach Anderung der Situation. Insbeſondere muß auch 
die Anregung als ein Vorſchlag aufgefaßt werden koͤnnen, eine Kom⸗ 
miſſion unter Beteiligung neutraler Perſoͤnlichkeiten einzuſetzen. An⸗ 
dererſeits iſt es nicht ratſam, dies auszuſprechen, da ſich der Verſuch 
vielleicht ſchon wegen der Haltung der Neutralen als undenkbar erweiſt 
und dann das, was vielleicht zuſtande kommt: eine unabhaͤngige deutſche 
Kommiſſion nicht als gegenüber der Anregung minderwertig erſcheinen 
darf. Eine parla mentariſche Unterſuchungskommiſſion einzuſetzen, 
waͤre in dieſem beſonderen Fall ſicherlich kein zweckmaͤßiger Weg. Alle 
Eroͤrterungen würden dann ſofort unter rein parteipolitiſche Geſichts⸗ 
punkte geraten. Mir perſoͤnlich erſcheint eine Kommiſſion aus moͤglichſt 
unabhaͤngigen und politiſch ungebundenen, dabei aber in politiſchen 
Dingen, insbeſondere der letzten Jahre, moͤglichſt erfahrenen Perſoͤnlich⸗ 
keiten des In⸗ und Auslandes, natuͤrlich unter Beteiligung pazifiſtiſcher 
Kreiſe, das allein Richtige. 
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An Dr. Otto Neurath 
Muͤnchen, 4. 10. 1919 


— — Es fällt mir — Sie wiſſen das — gar nicht ein, die Univerfitäten 
in Bauſch und Bogen in Schutz zu nehmen — im Gegenteil. Aber den 
hier herrſchenden ſchweren Zorn gegen alle, die dieſen Tyrannen 
— denn in Univerſitaͤtsangelegenheiten haben ſich die Leute fo betragen 
und von Freiheit der Wiſſenſchaft war keine Rede — nun einmal, auch 
aus den anſtaͤndigſten Gruͤnden, ihre Dienſte zur Verfuͤgung ſtellten, 
verſtehe ich. Was die Leute in Univerſitaͤtsangelegenheiten machten, 
muͤſſen Sie ſeinerzeit erfahren haben. Sie hielten — mit ſubjektiv beſtem 
Recht! — Ihre Aufgabe und Miffion für zu wichtig, um die Konſequenz 
zu ziehen und zu ſagen: „Kinder, wenn Ihr die Freiheit der Lehre antaſtet, 
dann gehe ich.“ Das gereicht Ihnen bei mir als Perſon nicht zum 
Vorwurf, verſteht ſich (und das Urteil halte ich fuͤr ein Fehlurteil). Aber 
koͤnnen Sie erwarten, daß die hieſige Univerſitaͤt ſich anders ſtellt als ſo: 
„Wer dieſen Todfeinden der Freiheit der Lehre (und das waren die 
Herren) ſich zur Verfuͤgung ſtellt, gehoͤrt nicht zu uns?“ (Ich habe 
auch das bekaͤmpft in einem gegebenen Fall — weil ich keine Kompro⸗ 
miſſe ſchließe, aber ich muß zugeben, daß der Standpunkt ſchließlich 
begreiflich iſt.) 

Mit Ihnen bin ich der Anſicht, daß die bisherige Art der freien Wirt⸗ 
ſchaft (wahrſcheinlich — abſolut Sicheres laͤßt ſich m. E. noch nicht ſagen) 
nicht wiederkehrt, oder doch ſehr ſtark modifiziert aus valutariſchen und 
Finanzgruͤnden, nicht: aus anderen. Eine Traͤne weine ich ihr nicht 
nach, wenn es ſo kommt. Aber ich beurteile die Sache aͤhnlich wie 
Eulenburg (Gutachten des Vereins fuͤr Sozialpolitik) und halte die 
„Planwirtſchafts“⸗Plaͤne für einen dilettantiſchen, objektiv abſolut 
verantwortungsloſen Leichtſinn ſondergleichen, der den „Sozialis⸗ 
mus“ fuͤr hundert Jahre diskreditieren kann und alles was jetzt etwa 
werden koͤnnte, in den Abgrund einer ſtupiden Reaktion reißen wird. 
Die ſehe ich leider kommen und da liegt der Unterſchied zwiſchen uns. 
Ich fuͤrchte, Sie tragen dazu bei, dieſe Gefahr zu ſteigern, die Sie ge⸗ 
waltig unterſchaͤtzen. 
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In Vorbereitung: 


Adam Muͤllers Schriften 


Herausgegeben von Prof. Dr. Arthur Salz 


Das Problem Adam Mäller gehört zu den umſtrittenſten, aber auch anziehendſten der deutſchen 
Literatur- und Geiſtesgeſchichte. Niemand, der auch nur einen Blick in eine der Dihllerfchen 
Schriften geworfen. kann ſich dem Zauber der genialen Bered amkeit und kuͤhnen Kom⸗ 
binationsgabe entziehen. Ein beſonderes Intereſſe genießen feine volitiſchen Schriften deswegen. 
weil ſie an der Erklaͤrung und Formung nationaler Geiſtigkeit den ſtaͤrkſten Anteil haben. 
Wir hoffen, die geplante Geſamtausgabe, die bisher fehlte, bald er ſcheinen zu laſſen. 


Als erſte Bände erſchienen: 

Zwoͤlf Reden uͤber die Beredſamkeit und deren Verfall in Deutſch⸗ 
land. Gehalten zu Wien im Fruͤhjahr 1812. Mit dem Porträt Müllers 
Vorleſungen uͤber die deutſche Wiſſenſchaft und Literatur 
Geh. je M. 20.—, geb. M. 26.—, auf beſtem holzfr. Papier in Ganzl. M. 45.— 

Später werden folgen: 


Die Lehre vom Gegenſatz / Die Elemente der Staatskunſt 


Auswahl aus Friedrich v. Gentz' Schriften 


Ausgewaͤhlt und herausgegeben von Dr. Hans v. Eckardt 


Mit zahlreichen Bildbeigaben und bisher unveroͤffentlichten Briefen 

Unſere neue Gentz⸗Ausaabe wendet fich an jeden volitiſch intereſſierten Gebildeten. Der Heraus⸗ 
geber hat allen über flüͤſſigen Ballaſt befeitigt und feine Auswahl fo geſchickt getroffen, daß 
wir den kiaſſiſchen Publiziſten, den leiden ſchaftlichen Patrioten, den ſicheren Dirlomatın und 
Weltmann in all feiner Vielſeitigkeit vor Augen ſehen. Durch die prägnante Einleitung forte 
die Anmerkungen und Erläuterungen errält die Auswahl ihren beſonderen Wert. — „Europa 
IN durch Deutfchland gefauen. durch Deutſchland muß es wieder emvorſteig en!“ — In 
dieſem Zeichen iſt die Ausgade gemacht worden, wird ſie ihren Weg finden ins eutſche Bolk. 

J. Band: Friedrich von Gentz' Staatsſchriften aus der Zeit 

deutſcher Not (1804 —1813) 


II. Band: Friedrich von Gentz und die deutſche Freiheit (1818-1882) 


Lorenz von Stein 
Geſchichte der ſozialen Bewegung 
in Frankreich von 1789-1850 


Herausgegeben und eingeleitet von Dr. Gottfried Salomon 


Lorenz von Stein, einſt der gefeierte Lehrer an der Wiener Univerfität, gehort laͤngſt 5 den 
Klaſſikern der Staatswiſſenſchaften. In glaͤnzender Sprache und uber legener Dial k find 
bei ihm dereits alle 1 Rantlicher und geſellſchaftlicher Kultur vorgetragen, und feine 


Schriften muten uns an Werke allermodernſter Gegenwart. Seine nn der 
fozialen Bewegung in Fran ceich gilt als fein Meiſter werk. 
Es erſchien: 


I. Band: Der Begriff der Geſellſchaft und die ſoziale Geſchichte 
der franzoͤſiſchen Revolution bis zum Jahre 1830 
Spaͤter werden folgen: 
II. Band: Die induſtrielle Geſellſchaft. Der Sozialismus und Kommu⸗ 
nismus Frankreichs 1830— 1848 
III. Band: Das Koͤnigtum, die Republik und die Souveraͤnitaͤt 
der franzoͤſiſchen Geſellſchaft ſeit der Februarrevolution 1848 


Drei Masken Verlag Münden 


In Vorbereitung: 


Der Deutſche Staatsgedanke 


Eine Sammlung 
Begruͤndet von Arno Duch 


In einer Zeit äußerer Erniedrigung und innerer Zerruͤttung ſeines Vaterlandes 
kaun der Deuiſche den Glauben an die unzerſtoͤrbaren Grundkraͤfte nationalen 
Lebens, an Einheitsſinn und Willen zur Seibſterbaltung nicht verlieren. Er wird 
alle Energien aufbieten, die Nöte und Gefährdungen der Gegenwart zu übers 
winden, damit die Einheit von Volk und Staat Geſtalt behalte und ſich ver⸗ 
vollk. mmue. 

In dieſer Arbeit ſoll unſere Sammlung „Der Deutſche Staatsgedanke“ Helferin 
fein und Bauſtoff liefern. Sie ſteut eine Reihe von Schriftdenkmaͤlern zu⸗ 
ſammen, die die Entwicklung des Nationalbewußtſeins, das Ringen der Deut: 
ſchen — ſeit Ende des 18. Jahrhunderts u; eine Staatsnation zu werden, 
zur Anſchauung bringen. 

Es ſoll gezeigt werden, wie ſich führende Denker und Politiker aller Richtungen 
die Verwirklichung der Nationalſtaatsidee dachten, welche Verſuche im Laufe 
des 19. Jahrhunderts gemacht wurden, die deutſche Frage — Einigung der 
deutſchen Staͤmme und Staaten, Zentralismus, Foͤderalismus, Großdeutſch 
und Kleindeutſch, Kaiſertum, Mepubtik — zu loͤſen. 

Sie bietet ferner eine Reihe von Dokumenten, die Markſteine in der Ent⸗ 
wicklung des nationalen Lebens bedeuten. 

Als ein Beitrag zur politiſchen Ideengeſchichte — als ein Appell an das natio⸗ 
nale Gewiſſen und Gemeinſchaftsgefuͤnl — als eine Ruͤſtkammer der Politiker 
im Kampfe der Gegenwart ſoll unſere Sammlung hinausgehen — 


Spiegel der Reichtuͤmer des deutſchen Geiſtes — 
Saatkorn einer beſſeren Zukunft unſeres Volkes. 


Jeder Band hat einen Umfang von etwa 15 Bogen und enthält Einleitungen der Heraus⸗ 
geber und Erlaͤuterunaen zum Texte. Es werden durchweg die Originaltexte zugrunde 
gelrgt, da die Sammlung Quellenwert beſitzen ſoll. 


8 Zunaͤchſt werden er ſcheinen: 
Joſeph Gaͤrres, Rheiniſcher Merkur 1814—1816 AuswahD. 
Herausgeber Arno Duch 
Joſeph Goͤrres, Deutſchland und die Revolution 1819 nebſt Aus⸗ 
zuͤgen aus den uͤbrigen Staatsſchriften. Herausgeber Arno Duch 
Joſeph von Radowitz, Auswahl aus ſeinen Schriften. Heraus⸗ 
geder Prof. Dr. Fr. Meinecke 
Die katholiſche Parteibewegung und der Staat. 2 Bände. Heraus 
geber Prof. Dr. L. Bergſtraͤßer 
Weitere Bände werden fein: 
I. Führer und Denker: Vorgeſchichte Humanismus, Leibniz), Moͤſer, 


Fichte, Romantik, Gentz, Humboldt, Stein, Fries, Hegel, 1848, Planck, 
Frantz, Ruͤmelin, Lagarde, Bismarck u. a. 


II. Der Staatsgedanke in den einzelnen Parteien 


Mitarbeiter u. a.: Below, Bergfträßer, Brandi, Joachimſen, Meinecke, 
Muͤſebeck, Queſſel, Rapp, Weuntzcke 


Drei Masken Verlag Muͤn che n 


Auffenberg⸗Komaröw 


Aus Oſterreichs Hoͤhe und Niedergang 


Eine Lebensſchilderung 
Mit 10 Textſkizzen. — Geh. ca. M. 50.—, geb. ca. M. 60.— 


Als Autobiographie kennzeichnet der als Kriegsminiſter und Heerfuͤhrer vor und 
im Weltkrieg beruͤhmt gewordene Verfaſſer, der Sieger in der gewaltigen Schlacht 
von Komar ow, in uͤbergroßer Beſcheidenheit fein Werk. Und doch iſt es weit mehr, 
iſt ein Stuͤck Biographie des oͤſterreichiſchen Staates ſelbſt, deſſen „Hoͤhe und 
Niedergang“ faſt in parallelen Kurven mit dem Aufſtieg und Niedergang des 
einmal ſo maͤchtigen Auffenberg verliefen. Wenn ein nach eigenem Ausſpruch 
„bis auf die Knochen“ koͤnigstreuer, lauterer Menich wie der Ver'aſſer, deſſen 
ganzes Leben ein Sichaufopfern fuͤr Staat und Monarchie war, ſolche Einblicke 
in das geheime Gefuͤge und Getriebe des von allerhoͤchſten Drahtziehern ges 
leiteten Staatsmechanismus tun läßt — eines von dem Prinzip, das Perſoͤnliche 
uͤber das Sachliche zu ſtellen, von Deſpotie und ungerechten Wilkuͤrakten bis 
zum Rande erfuͤllten Spſtems —, fo muß dies wahrhaft erſchuͤtternd wirken: 
nicht minder erſchuͤtternd als das perſoͤnliche tragiſche Geſchick des Verfaſſers, 
der, angefeinder, verleumdet und in feinem Innerſten verletzt — ein Opfer hoͤ— 
fiſcher Intrigen —, doch nie den Ton ſchlichter Erzählung auf Grund des authen⸗ 
tiſchen Sachverhalts verliert. In der Tat ein menſchliches Dokument! Und als 
ſolches wiederum von weit uͤber das Perſoͤnliche hinausgehender Bedeutung. 


Czernin und die Sixtus-Affaire 
Von Auguft Demblin, Sektionsrat i. R. 
Geheftet M. 5.50 


Walter Schotte in den „Preußiſchen Jahrbuͤchern“: Demblins doku⸗ 
mentariſche Aufklaͤrung iſt nicht nur Pflicht und Recht gegen Czernin, ſondern 
gegen die deuiſche Öffentlichkeit, die Graf Czernin zu den Ihren zählen kann und 
endlich in breiteſter Front Vertrauen zu ihm haben ſollte. Die Politik, die Czernin 
in den Wochen vom 23. Maͤrz bis Mai 1917 gefuͤhrt hat und die durch Demblin 
jetzt völlig geklaͤrt iſt, wird erkannt als Politik unbedingter Zuverlaͤſſigkeit und 
ſtaatsmaͤuniſcher Phantaſte zugleich ... Der Emdruck der Demblinſchen Ver⸗ 
oͤffenttichungen iſt furchtbar, das enthuͤllte Schickſal Czernins iſt tragiſch, die 
Selbſtzerfleiſchung der Baiferiichen Macht und des monarchiſtiſchen Gedankens 
aber grotesk ... Alle diejenigen, die in die Verurteilung des Grafen Czernin 
einnimmten, wie General Cramon und zuletzt Ludendorff, werden nicht umhin 
koͤnnen, nochmals oͤffentlich Stellung zu nehmen ... Die Zenaniffe, die Demblin 
beibringt, ſchließen tatſaͤchlich die Akten über den Fall Czernin ab. 


„Leipziger Neueſte Nachrichten“, Leipzig: Beſonderes Intereſſe erregt 
der Hinweis auf die Erzberger⸗Affaͤre, durch die zuerſt das Vertrauen Czernins 
zu Kaiſer Karl erſchuͤttert wurde. 


Drei Masken Verlag Muͤnchen 


1848/49 — 1866 1918/19 


Des deutſchen Volkes Weg zur Kataftrophe und feine Rettung 
Von Prof. Dr. R. F. Kaindl 
Geh. M. 6.50 


Kaindls Schrift iſt ein Aufruf und ein Bekenntnis zum großdeutſchen Gedanken. 
Der Verfaſſer weiſt nach, daß die ganze Entwicklung ſeit 1818/49 am Unaluͤck 
Deutſchlands ſchuld iſt, und fordert die Rückkehr zu den Hochzielen des Groß⸗ 
deutſchland von 1848/49, in denen er allein den rettenden Zukunftsweg fieht. 
Die Schrift will aufklaͤren, nicht anklagen. Sie iſt bei allem Freimut ruhig und 
ſachlich gehalten, getragen von heißer Liebe fuͤr das deutſche Volk. 


Das Nationalitaͤtenproblem 


auf dem Reichstag zu Kremſier 1848/49 
Ein Beitrag zur Geſchichte der Nationalitäten in Oſterreich 
Von Dr. Paula Geiſt⸗Länyi 


Geh. M. 18.—, geb. M. 24.— 


Das Nationalitätenproblem in Oſterreich findet auf dem Reichstage zu Kremſler 
feine erſte legale Auseinanderſetzung. Getragen von dem Verlangen nach einer 
Einigung, verſtehen ſich die Voͤlker Oſterreichs zu einem Kompromiß, der der 
Geſamtſtaatsidee keinen Abbruch tun ſollte. Der Reichstag wird jedoch aufge⸗ 
loͤſt und damit feiner Arbeit das Vernichtungsurteil geſprochen. — Die Dur: 
ſteuuna iſt impulſiv und friſch und formt den Stoff zu intereſſanter Lektuͤre, Für 
das Verſtaͤndnis der nationalen Verhaͤltniſſe und Verwicklungen im alten Oſter⸗ 
reich, die heute noch fortwirken, iſt dieſes Werk von groͤßter Bedeutung. 


Romantiſcher Sozialismus 
Ein Verſuch uͤber die Idee der deutſchen Revolution 
Von Dr. Sigmund Rubinſtein 


Geh. ca. M. 40.—, geb. ca. M. 50.— 


Die Schrift unternimmt es, die Ideen klarzulegen. die in dieſer Zeit einer großen 
Wende die Nation erſchuͤttern und die Herkunft der Streitideen zu ermitteln — 
der Klaſſenkampfidee des Marxismus und der Idee vom Herrſchaftsſtaat, der 
beiden ſcharfen Widerſacher —, von denen die Wirrungen der Umwaͤlzungszeit 
erzeugt ſind. Sie wagt es, dieſe Ideen in die geiſtige Geſchichte des Volkes 
zuruͤckzuverfoigen um zu zeigen, daß fie im Grunde feindliche Bruͤder aus dem 
gemeinſamen Paterhauſe des Rationalismus find, jener tiefliegenden, durch die 
Neuzeit ziehenden Idee, die den Menſchen in der Geſellichaft vereinzelt. Aus 
fo'cher Seibſtbeſpiegelung deutſchen Geſchichts⸗ und Geiſteslebens ſollen die Uns 
triebe zum Ausgleich des Haſſes, zur Überleitung der Revolution in ein beruhigtes 
zielſtetiges Aufwachſen demokratiſch⸗genoſſenſchaftlichen Daſeint Beweis gruͤnde 
holen. 


Drei Masken Verlag Minden 
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Zur Reform des politiſchen Denkens 


Von Dr. Elias Hurwicz 
Geheftet ca. M. 8.— 

Mit den beiden Staaten, die jetzt am tiefſten daniederliegen: Deutſchland und 
Rußland, verbindet den Verfaſſer ein jahrzehntelanges Leben; die politifche „Men⸗ 
talitaͤt“ ihrer Völker iſt ihm alſo aus eigenſter Anſchauung vertraut. Er war daher 
bernfen, dieſen Typus politiſcher Mentalität einer auf breiter internationaler 
Grundlage fußenden Kritik zu unterwerfen, auf feine praktiſchen Schäden und 
endlich auch auf die Weae hinzuweiſen, durch welche die Reform des polirifchen 
Denkens und der politiſchen Erziehung dem unterlegenen Deutſchland zum 
Segen gereichen wird. 


Von der Demokratie zur Diktatur 
Über die Urſachen des Emporkommens des ruſſiſchen Bolſchewismus 
Von Michael Smilg⸗Benario 
Geheftet M. 4.— 


Hamburgiſcher Korreſpondent: Es ſind bittere Vorwuͤrfe, die Smilg⸗ 
Benario der Demokratie macht — bittere Vorwuͤrfe und eine ernſte Mahnung, 
die, wenn ſie ſich auch in erſter Linie an Rußland wendet, doch auch außerhalb 
des fruͤheren Zarenreiches nicht ungehoͤrt verhallen ſollte. 


Die nationale Frage 
im Lichte der Sittlichkeit — Der Sinn des Krieges 
Von Wladimir Solowieff 
Deutſch und mit einer Einleitung „Wladimir Solowieff“ von Karl Noͤtzel 
Geheftet M. 10.— 


Die beiden ausgewaͤhlten Stuͤcke ſind der „Rechtfertigung des Geiſtes“ entnommen 
und wurden bereits waͤhrend des Weltkrieges ins Deutiche uͤbertragen: als — dem 
Gegenſtande nach — im Vordergrunde des allgemeinen Intereſſes ſtehend. Die 
Vorrede, welche ſich mit der Perſon und dem Weſen Solowieffs befaßt, wird den 
Leſern des Buches als feinſinnige Einfuͤhrung in den Stoff ſehr willkommen ſein. 


Das politiſche Gedicht 


auf die europäiſchen Ereigniſſe von 1854 
Mit einem Anhang aus dem „Tagebuch eines Schriftſtellers“ 
Von Fjodor Doſtojewſkij 
Deutſch von Alexander Eliasberg 
ö Geheftet M. 5.— 
Doſtojewſkijs einziges Gedicht erſcheint hier in deutſcher Sprache zum erſten 
Male in Buchform. — Angeſchloſſen find Abſchnitte aus dem „Tagebuch eines 
Schriftſtellers“ vom März und April 1877, in welchem der Dichter zu den Er⸗ 
eigniſſen jener Tage energiſch und temperamentvoll Stellung nimmt. Seine Aus⸗ 
führnngen bilden in gewiſſem Sinne das politiſche Glaubensbekenntnis nicht nur 
Doſtojewſkijs, ſondern der intellektuellen Ruſſen der damaligen Zeit überhaupt. 
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Pax Americana 
Eine hiſtoriſche Betrachtung am Wendepunkt 
der europäiſchen Geſchichte 
Von Dr. Ulrich Kahrſtedt 
Geh. M. 6.— 


Weſer⸗Zeitung: In dieſer Schrift zieht der Verfaſſer eine Parallele zwiſchen 
der griechiſchen Welt unmittelbar nach dem erſten Übergreifen Roms nach dem 
Oſten und der heutigen Weltlage. Die Vergleiche zwiſchen der Politik Roms 
und Waſphingtons find ſehr Fchurfiinnig und zum Teil hoͤchſt intereſſant und 
frappierend ... Seiten iſt uns eine hiftorifche Parallele vorgekommen, die mit 
ſo viel Geiſt, Konſequenz und Kenntnis durchgefuͤhrt worden iſt. 


Das Geldweſen im beſetzten Frankreich 


Teil 1: Bis zum Exiaß der Stadtſcheinverordnung und zur Gründung 
des Generalwechſelamtes (Aufang des Jahres 1916) 


Von Dr. jur. et phil. Georg Suͤß 


Geheimem Regierungsrat und vortragendem Nat im Reichsfinanzmimiſterium 
Geh. M 26.— 


Die Schrift von Dr. Georg Suͤß, der ſtellvertretender Vorſtand des General⸗ 
Wechſelamtes war, wirkt infolge ihrer wirtſchaftlichen und politiſchen Beziehungen 
zu den Fragen des Friedens vertrages außerordentlich aktuell. Dank der klaren 
und gruͤndlichen Art der Behandlung des Problems auf Grund des dem Ver⸗ 
faffer aus dem geſamten beſetzten Gebiet zugegangenen authentiſchen Materials 
kann das Werk auf ein lebhaftes Intereſſe nicht nur des Fachmannes, ſondern 
weiterer Kreiſe rechuen, zumal es eine Bearbeitung der für die Waͤhrunas theorie und 
Finanzgeſchichte intereſſanten Entwicklung des Geldweſens im beſetzten Frankreich 


bie her noch nicht gibt. 
Schwediſche 
Waͤhrung waͤhrend des Weltkrieges 
Von Dr. Hanna Neuftätter 
Mit einem Vorwort von Geheimrat Prof. Dr. W. Lotz, Muͤnchen 
Geh. M. 10.— 


Der deutſche Okonomiſt: Die Verfaſſerin der intereſſanten Schrift geht von 
der Geſchichte der ſchwediſchen Waͤhrung und der ſchwediſchen Reichsbank aus, 
welche unzertrennlich miteinander verbunden find, und zwar von dem Gruͤndunas⸗ 
jahre der ſchwediſchen Bank an. Dieſe geſchichtlichen Schilderungen ergeben 
manchen Anklang an gegeuwaͤrtige deutſche Valutaſorgen. Ein beſonderes Kapitel 
ſchildert die Bewegung der Wechſelkurſe während des Krieges im Zuſammen⸗ 
hange mit den waͤhrumqs poli- iſchen Maßnahmen, während in einem anderen die 
bedeutendſten Geldtheorien der Gegenwart kruiſch gewuͤrdigt werden. Hand in 
Hand mit dieſer Darſtellung gelangen die bisher in Deutſchland unbekannten 
Kurstabellen der ſchwedi ichen Reichsbank für die wichtigſten krieafuͤhrenden 
Staaten zur Peroͤffentlichung. Die Schrift findet bei Bankleuten, Finanz 
politikern, Statiſtikern um. des In⸗ und Auslandes die größte Beachtung. 
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